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Vor sexuellem Missbrauch von Kindern und Jugendlichen darf niemand die Augen verschließen. 
Um die Prävention zu verbessern, stellt das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
im Nachgang zu den Empfehlungen des Runden Tisches »Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängig- 
keits- und Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich« 
insgesamt 32 Millionen Euro für Forschungsprojekte zur Verfügung. Ziel dieser Förderung war und 
ist der Aufbau und die Etablierung einer interdisziplinären Forschungslandschaff, die sexuellen 
Missbrauch in all seinen Facetten untersucht und Wissen darüber liefert, wie wirksame, wissenschafts- 
basierte Präventions- und Unterstützungsangebote für die Praxis entwickelt und ausgebaut werden 
können. 

Zusätzlich fördert das BMBF im Rahmen des Programms »Digitale Medien in der beruflichen Bil¬ 
dung« die Entwicklung eines Online-Kurses, um Fachkräfte aus pädagogischen und medizinisch-the¬ 
rapeutischen Berufen zu sensibilisieren und zu qualifizieren. Denn gut informierte Fachkräfte leisten 
einen wichtigen Beitrag zum Schutz der Kinder und Jugendlichen vor sexuellem Missbrauch. 

In dem vorliegenden Buch wird zum einen das Kernstück des Online-Kurses, die von Expertinnen und 
Experten verfassten Fachtexte, einer breiten Leserschaft zugänglich gemacht, zum anderen wird wis¬ 
senschaftlich und rechtlich gesichertes Grundlagenwissen zur Verfügung gestellt. 

Ich wünsche den Leserinnen und Lesern dieser wichtigen Publikation eine interessante und lehrrei¬ 
che Lektüre und danke allen, die sich am Entstehen des Kurses und der Erstellung des Buches beteiligt 
haben. 

Prof. Dr. Johanna Wanka 

Bundesministerin für Bildung und Forschung 
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Derzeit versuchen viele Verlage Fachbücher zu digitalisieren und als interaktive E-Books zu publizie¬ 
ren. Der Bedarf nach E-Learning-Kursen nimmt zu, da nur hier die Lernenden relativ frei über ihre 
Lernzeiten entscheiden können. Deshalb ist E-Learning gerade in Berufsbereichen, in denen Frauen 
mit Kindern und Familie als Berufstätige dominieren, eine sehr praxistaugliche Weiterbildungsform. 
Neue Medien, interaktive Fallbearbeitung, Videos zur emotionalen Reflexion können die Teilnehmen¬ 
den in ganz anderer Weise ansprechen als ein klassisches Lehrbuch. Ist es dann sinnvoll, nachdem 
mehrere Tausend Pilotteilnehmerinnen und -teilnehmer in der Testphase erfolgreich am E-Learning- 
Programm »Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch« teilgenommen haben, die Fachtexte, zusam¬ 
men mit einigen Texten zur Evaluation und zum Aufbau des Programms in Buchform vorzulegen? Wir 
haben uns dafür entschieden, da es unser Ziel ist, diese mit zahlreichen Praktikerinnen und Praktikern, 
Forscherinnen und Forschern erarbeiteten Fachtexte als Handbuch und Nachschlagewerk einem brei¬ 
teren Leserkreis zur Verfügung zu stellen und damit wesentliche Teile des Kurses auch als Buch, z.B. 
über Bibliotheken etc., erreichbar und zitierfähig zu machen. 

Die Zeugnisse von Betroffenen, die sich an die 2010 gegründete Anlaufstelle der Unabhängigen Beauf¬ 
tragten der Bundesregierung zur Aufarbeitung des sexuellen Kindesmissbrauchs gewendet haben, zeig¬ 
ten, dass sich die Betroffenen neben der Anerkennung des ihnen angetanen Unrechts vor allem eine 
bessere Qualifizierung von Fachpersonen wünschten. Viele von ihnen hatten nie eine Ansprechperson, 
der sie von der sexuellen Gewalt berichten konnten und fanden keine angemessene Hilfe. Hier sollen 
sowohl dieses Buch wie schon zuvor der Online-Kurs, aus dem es hervorgegangen ist, Abhilfe leisten. 

Am Runden Tisch »Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in privaten 
und öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich« hat die Unterarbeitsgruppe III am Bundes¬ 
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF), neben gezielten Forschungsanstrengungen zur Ver¬ 
besserung des Grundlagenwissens und zur Translation von Fachwissen in die Praxis, auch eine breite 
Initiative in der Aus-, Fort- und Weiterbildung gefordert. Gerade die in den Angaben von Betroffenen 
gegenüber der Anlaufstelle der Unabhängigen Beauftragten, Frau Dr. Bergmann, deutlich gewordene 
mangelnde Qualifizierung von möglichen Erstansprechpersonen von Kindern und Jugendlichen in Be¬ 
zug auf das Thema der Prävention von sexuellem Missbrauch sollte nachdrücklich verbessert werden 
(Fegert et al. 2013 1 , Rassenhofer et al. 2013 2 ). Ermutigt durch diese Debatte haben wir im Schwerpunkt 
»Digitale Medien in der beruflichen Weiterbildung« einen Projektantrag gestellt. Das hier vorgelegte 
Buch ist Teil des möglichst breiten Verwertungskonzeptes dieses durch das BMBF und den Europäi¬ 
schen Sozialfond (ESF) geförderten Projektes. 

Mit der Etablierung von E-Learning als Möglichkeit der Fort- und Weiterbildung in der Medizin und 
speziell in Kinderschutzthemen haben wir an der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psycho¬ 
therapie am Universitätsklinikum Ulm schon einige Erfahrungen, obwohl sich solche E-Learning- 
Programme außerhalb des technischen oder wirtschaftswissenschaftlichen Bereichs in den sozialen 
Berufen doch noch eher in einem Neuland bewegen. Die Medizinische Fakultät der Universität Ulm 
beherbergt im Kompetenznetz Lehre in der Medizin in Baden-Württemberg das Kompetenzzentrum 
E-Learning in der Medizin (Fegert et al. 2009 3 ). Mit Unterstützung dieses Kompetenzzentrums wurde 


1 Fegert JM, Rassenhofer M, Schneider T, Spröber N, Seitz A (Hrsg) (2013) Sexueller Kindesmissbrauch - Zeugnisse, 
Botschaften, Konsequenzen. Ergebnisse der Begleitforschung für die Anlaufstelle der Unabhängigen Beauftragten 
der Bundesregierung zur Aufarbeitung des sexuellen Kindesmissbrauchs, Frau Dr. Christine Bergmann. Beltz Juventa, 
Weinheim 

2 Rassenhofer M, Spröber N, Schneider T, Fegert JM (2013) Listening to victims: Use of a Critical Incident Reporting 
System to enable adult victims of childhood sexual abuse to participate in a political reappraisal process in Germany. 
Child Abuse & Neglect 37(9): 654-663 

3 Fegert JM, Obertacke U, Resch F, Hilzenbecher M (2009) Medizinstudium - Die Qualität der Lehre nicht dem Zufall 
überlassen. Deutsches Ärzteblatt 106(7): 290-291 
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fallbasiertes Lernen für Medizinstudierende im Projekt Docs and Drugs eingeführt. Wir beteiligten 
uns hier mit einem kinder- und jugendpsychiatrischen Projekt. Dank der Unterstützung des Sozial¬ 
ministeriums Baden-Württemberg konnten wir rechtzeitig zum Jugendhilfetag 2011 das E-Learning- 
Programm »Frühe Hilfen« fertigstellen, welches mittlerweile eine sehr breite Zahl von Fachkräften 
aus ganz unterschiedlichen Bereichen erreicht hat. Nach Abschluss der Förderung durch das Land 
Baden-Württemberg wird dieses Projekt nun nach internationaler Begutachtung durch die UBS-Opti- 
mus Foundation weitergefördert und weiter im Einsatz evaluiert. Mit diesen positiven Vorerfahrungen 
starteten wir in die Vorbereitung des Online-Kurses »Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch«. 
Gleichzeitig wurden wir von vielen kritischen Stimmen begleitet, die zur damaligen Zeit mehr oder 
weniger berechtigt fragten, ob sich an einem solchen technikbasierten Projekt überhaupt genügend 
Teilnehmende engagieren würden und ob es möglich sein würde, ein so emotional »aufgeladenes« 
Thema wie Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch mit dieser Methodik didaktisch aufzuberei¬ 
ten. Gerade in den medizinisch-therapeutischen Berufen war deshalb das positive Echo auf den On- 
line-Kurs erstaunlich, da diese Berufsgruppen bislang gewöhnlich in interdisziplinären Fortbildungen 
zum Kinderschutz nur ungenügend und meist mit kurzen (ein- bis zweistündigen) Angeboten erreicht 
wurden. Dieses Online-Programm ist von der zuständigen Ärztekammer Baden-Württemberg nun 
mit 80 CME-Punkten anerkannt worden. Dies macht deutlich, welchen Umfang die hier dargebotenen 
Weiterbildungsinhalte haben. Im Rahmen dieses Programms ist es in der Projektphase gelungen, eben¬ 
so viele Absolventinnen und Absolventen aus dem medizinisch-therapeutischen Bereich wie aus den 
pädagogischen Berufen bis zum erfolgreichen Abschluss der Weiterbildung zu betreuen. Gestandene, 
zum Teil leitende Ärztinnen und Ärzte aus Fachkliniken haben deutlich kommuniziert, wie viel Wis¬ 
senszuwachs und gewachsene Handlungskompetenz sie Dank der ausführlichen und differenzierten 
Darstellung gewinnen konnten. 

Die hier vorgelegte Veröffentlichung der online zur Verfügung stehenden Fachtexte in Buchform, in 
Kombination mit Beiträgen zur Wirkungsforschung und zur Konzeption des Programms ermöglicht 
im Rahmen des breiten Verwertungskonzeptes dieses Projektes einen erweiterten Zugang zu den ent¬ 
standenen Grundlagen- und Rechtstexten für zahlreiche Berufsgruppen, die sich z. B. in der Beratung 
engagieren. Gleichzeitig soll mit diesem Buch das traditionelle Selbststudium, ohne die Ressource des 
digitalen Lehrangebotes, ebenso wie das Nachschlagen in einem Handbuch ermöglicht werden. Viel¬ 
fach haben uns Nutzende des Online-Programms auch angeregt, das Werk zusätzlich in Buchform he¬ 
rauszugeben, da sie gerne an ihrem Arbeitsort in der Bibliothek ein solches Nachschlagewerk, auch zur 
Nutzung für Kolleginnen und Kollegen, aufgestellt hätten. Wir waren froh, dass der Springer Verlag, 
insbesondere Frau Scheddin und Frau Schulz, mit denen wir schon erfolgreich das Lehrbuch Psychiat¬ 
rie und Psychotherapie des Kindes- und Jugendalters und das Klinikmanual Kinder- und Jugendpsychia¬ 
trie und -psychotherapie sowie verschiedene Manuale für therapeutische Anwendungen herausbringen 
durften, sich für dieses Projekt sofort interessiert und es kompetent begleitet haben. 

Im Jahr 2011, nach erfolgreicher Antragsstellung, hat die Arbeitsgruppe »Familie, Zeitpolitik und E- 
Learning« der Kinder- und Jugendpsychiatrie der Uniklinik Ulm mit der Entwicklung des Online-Kur- 
ses »Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch« begonnen. Begleitet und beraten wurden wir sehr 
intensiv und - angesichts der überraschenden Nachfrage - auch sehr flexibel durch Frau Dr. Haus¬ 
dorf und Herrn Liebig vom für die Förderung zuständigen Referat im BMBF und Herrn Debus beim 
Projektträger DLR. Die Herausforderung lag darin, unter dem Zeitdruck der dreijährigen Entwick¬ 
lungsphase, alle relevanten Informationen zum Umgang mit potenziellen Missbrauchsfällen, die in der 
pädagogischen sowie medizinisch/therapeutischen Arbeit von Interesse sind, in einen zeitlich hand¬ 
habbaren, sinnvoll aufgebauten und didaktisch ansprechenden Kurs zu integrieren, der darüber hinaus 
den Ansprüchen der in sich sehr heterogenen Zielgruppe genügt. 

In die Arbeit des Projektteams flössen die Erfahrungen und Meinungen der Fachexpertinnen und Ex¬ 
perten, der Psychotherapeuten- und der Ärztekammern, der Kultusministerien ebenso wie der Betrof¬ 
fenen und Betroffenenvertretenden ein. Herausgekommen ist die Unterteilung der Lerninhalte in fünf 
Lernmodule, mittels derer das komplexe Thema der Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch für 
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die Lernenden dargestellt wird: »Einführung«, »Gefährdungslagen und Schutzfaktoren«, »Erkennen 
und Handeln«, »Interaktion, Unterstützung und Aufarbeitung« sowie »Spezifische Kontexte«. Jedes 
dieser Module ist wiederum unterteilt in einzelne spezifischere Themen, die zumeist inhaltlich aufei¬ 
nander aufbauen oder sich in ihrer Reihenfolge organisch an einem potenziellen Missbrauchsfall abar¬ 
beiten. 

Diese Themenauswahl und -aufteilung ermöglicht es, in der Bearbeitung der Inhalte einen großen 
Überblick über die Thematik zu erhalten und gleichzeitig zu bestimmten Aspekten die zur praktischen 
Arbeit nötigen Details zu erfahren. Diese bewährte Aufteilung des Online-Kurses wurde daher für die¬ 
ses Handbuch übernommen und bildet die übergeordneten Teile II-VI. 

Im Rahmen des Kurses werden die Lerninhalte mithilfe von Filmclips, Fallbearbeitungen und einem 
Reflexionstool didaktisch aufgearbeitet, um eine mediale und interaktive Auseinandersetzung mit der 
Thematik zu ermöglichen. Ausführliche Multiple-Choice-Prüfungen ermöglichen es, im Online-Pro- 
gramm die einzelnen Kursinhalte mit einer Prüfung zu absolvieren und schließlich ein Weiterbildungs¬ 
zertifikat mit von den Ärzten- und Psychotherapeutenkammern anerkannten Weiterbildungspunkten 
zu erwerben. Das Kernstück der Wissensvermittlung stellen die von Praktikerinnen und Praktikern 
sowie wissenschaftlichen Expertinnen und Experten verfassten Fachtexte dar. Diesen Verfasserinnen 
und Verfassern, die Sie als Autorinnen und Autoren dieses Buches wiederfinden werden, danken wir 
ganz herzlich für die hervorragende Zusammenarbeit und die Unterstützung beim E-Learning-Projekt 
sowie bei diesem Buchprojekt. 

Nach der sehr positiven Resonanz des Online-Angebotes, aber auch kritischer Stimmen aufgrund der 
eingeschränkten Zielgruppe und limitierten Teilnehmerzahlen des Kurses während dessen Entwick¬ 
lungsphase, war eine Überlegung der Arbeitsgruppe, wie die entstandenen, qualitativ hochwertigen 
und positiv evaluierten Lernmaterialien des Online-Kurses neben dem digitalen Zugang zusätzlich 
weiterverbreitet werden können, um den gesellschaftspolitischen Bedarf nach Fortbildung zu diesem 
Thema möglichst rasch zu decken. Die Ressource eines Handbuches, welches alle Grundlagen- und 
Rechtstexte des Online-Kurses beinhaltet und somit für das Selbststudium als Weiterbildungs-, aber 
auch als Nachschlagewerk genutzt werden kann, erscheint dabei als optimale Lösung. 

Das Handbuch startet mit einer Einleitung (Teil I), in welcher Sie zum einen mehr über den gesell¬ 
schaftspolitischen Bedarf einer umfangreichen Fort- und Weiterbildung für Fachkräfte des Kinder¬ 
schutzes erfahren, zum anderen wird der dieser Veröffentlichung zugrunde hegende Online-Kurs und 
dessen wissenschaftliche Evaluation näher beschrieben. 

In den folgenden Sektionen (Teil II bis Teil VI) finden alle Grundlagen- und Rechtstexte des Online- 
Kurses »Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch«, welche Sie, je nach individuellem Bedarf, in 
chronologischer Reihenfolge, aber auch im Hinblick auf einen spezifischen Wissensbedarf quer durch¬ 
arbeiten können. Sie spiegeln den aktuellen wissenschaftlichen und rechtlichen Stand der jeweiligen 
Thematik wider, z.B. die Einführung eines Operationen- und Prozedurenschlüssels (OPS) für die in¬ 
terdisziplinäre Abklärung von Vernachlässigung, Kindesmisshandlung und Kindesmissbrauch, welcher 
nun endlich erlaubt, die zur fachlich fundierten Abklärung notwendigen Komplexleistungen zu doku¬ 
mentieren und abzurechnen oder die Änderung des § 294a SGB V, sodass Ärztinnen und Ärzte nun 
nicht mehr verpflichtet sind, Verursacher bei fremdverursachten Gesundheitsschäden offenzulegen. 

Eine Anmerkung zu den in den Kapiteln verwendeten Begrifflichkeiten: Kritisiert wurde teilweise 
von Teilnehmenden und in zwei von uns beauftragten Expertisen zum Projekt, dass bestimmte Be¬ 
grifflichkeiten von den einzelnen Autorinnen und Autoren nicht einheitlich verwendet wurden bzw. 
dass über die Verwendung von Begrifflichkeiten wie Pädophilie, Pädosexualität, Prädokriminalität 
in der Fachwelt, gerade auch in der betroffenenbezogenen Beratung, unterschiedliche Einschätzun¬ 
gen bestehen. Die vorliegenden Beiträge sind Autorenbeiträge, und es kann im Rahmen eines Buch¬ 
oder E-Learning-Projektes nicht gelingen, einen landesweit verbindlichen Konsensus zu erzielen, der 
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selbst am Runden Tisch sexueller Kindesmissbrauch so nicht zu finden war. Betrachtet man z. B. die 
unterschiedlichen Empfehlungen der Arbeitsgruppen im strafrechtlichen Bereich und im Bereich der 
Jugendhilfe, so lassen sich unschwer Widersprüche in der Herangehensweise und im Umgang mit 
potenziellen Fällen erkennen. Dieses Buch gibt den Wissensstand aus der Sicht der jeweiligen Fachwis- 
senschaftlerinnen und -Wissenschaftler sowie Praktikerinnen und Praktiker wieder. Die Herausgebe¬ 
rinnen und Herausgeber haben sich vor allem um eine didaktische Vereinheitlichung und eine inhalt¬ 
liche Abstimmung bemüht. Diese ging aber nie so weit, dass im Sinne einer Sprachregelung einzelne 
verbindliche Termini »vorgeschrieben« wurden. Vielmehr wurde versucht, im Online-Kurs mit einem 
Glossar Begriffshorizonte zu erklären und zu verdeutlichen. Als eine große Stärke des E-Learning-Pro- 
gramms wurde in der Evaluation und auch in den Expertisen die Einbeziehung der Betroffenenper- 
spektive, insbesondere durch die verwendeten Videosequenzen, bezeichnet. Diese Perspektive fehlt lei¬ 
der weitgehend in diesem Buch, obwohl natürlich in den einzelnen Kapiteln vielfach betont wird, wie 
wichtig es ist, die Perspektive der Betroffenen ernst zu nehmen, z. B. wenn es darum geht, dass Thera¬ 
pieangebote für Betroffene Angebote sind und nicht wie Auflagen verordnet werden können. 

Als Abschluss des Buches finden Sie eine Sektion zu den im Rahmen des Online-Kurses angebotenen 
Präsenzveranstaltungen mit Handlungsempfehlungen sowie methodisch aufbereiteten Übungsressour¬ 
cen für die Durchführung von eigenen Veranstaltungen zum Thema (Teil VII). 

Ich bedanke mich bei meinem Projektteam sowie allen Beteiligten: den Autorinnen und Autoren der 
Fachtexte, dem Regisseur Christoph Röhl und seinem Team sowie den Betroffenen und Fachpersonen, 
die bei den Filmclips mitgewirkt haben, dem Team von Soon-Systems für die technische Umsetzung 
und dem Team und den Expertinnen und Experten des Dreiländerinstituts Jugend, Familie, Gesell¬ 
schaft, Recht GmbH für die inhaltliche Unterstützung sowie unserem Redaktionsteam, welches die 
Entwicklung des Online-Kurses mit wertvollen Rückmeldungen begleitete: Prof. Barbara Kavemann, 
Prof. Lutz Goldbeck, Prof. Ute Ziegenhain, Prof. Mechthild Wolff, Prof. Heinz-Werner Poelchau, Dr. 
Nina Spröber und Prof. Lilith König. 

Ganz besonders danken möchte ich den Teilnehmenden des Online-Kurses, die uns in der Entwick¬ 
lung des Kurses durch ihr Feedback und Rückmeldung unterstützt haben. 

Ich wünsche diesem Buch viele Leserinnen und Leser, die die erworbenen Kenntnisse einsetzen, um 
Kinder und Jugendliche vor sexuellem Missbrauch zu schützen und um den von sexuellem Missbrauch 
betroffenen Kindern und Jugendlichen zu helfen. 

Ulm, im Herbst 2014 

Für die Herausgeberinnen und Herausgeber 

Prof. Dr. Jörg M. Fegert 
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Kapitel 1 • Gesellschafts- und bildungspolitische Notwendigkeit eines umfassenden Kursangebotes... 


1.1 Einleitung 


» Es ist erschreckend, wie schlecht viele Berufsgruppen, 
die mit Kindern zu tun haben, zum Thema sexueller Miss¬ 
brauch ausgebildet sind. Hier muss wesentlich mehr 
passieren. Bessere Ausbildung und Sensibilisierung für 
Berufsgruppen, die mit Kindern arbeiten. « 

So die Aussage einer Anruferin/eines Anrufers bei der 
telefonischen Anlaufstelle der Unabhängigen Beauftrag¬ 
ten (2011). 

Sexueller Kindesmissbrauch war lange Jahre ein Tabu¬ 
thema. In der klinischen Forschung weniger als in der Öf¬ 
fentlichkeit, aber dennoch repräsentierte das Thema auch 
hier nur einen relativ kleinen Teil des Bereichs Kinder¬ 
schutz. Diese Situation änderte sich im Jahr 2010 schlag¬ 
artig, als der sogenannte »Missbrauchsskandal«, ausgelöst 
durch die Offenlegung von Missbrauchsfällen am Canisi- 
us-Kolleg, im Kloster Ettal sowie in der Odenwaldschule, 
zu einer breiten öffentlichen und auch politischen Debatte 
führte. Die Bundesregierung richtete als Reaktion hier¬ 
auf den Runden Tisch »Sexueller Kindesmissbrauch in 
Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in privaten und 
öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich« 
unter dem gemeinsamen Vorsitz der Bundesministerien 
für Bildung und Forschung (BMBF), Justiz (BMJ) sowie 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) ein. Ziel 
des Runden Tisches war es, »konkrete Antworten darauf 
finden, welche Hilfe und Unterstützung die Opfer benö¬ 
tigen, was nach Übergriffen zu tun ist und wie sie sich 
vermeiden lassen« (Die Bundesregierung 2010). Weiter¬ 
hin berief die Bundesregierung die ehemalige Bundes¬ 
familienministerin und ehemalige Berliner Frauensena¬ 
torin Frau Dr. Christine Bergmann zur »Unabhängigen 
Beauftragten zur Aufarbeitung des sexuellen Kindesmiss- 
brauchs« (UBSKM). Zentrales Element dieses Aufarbei¬ 
tungsprozesses war die Erreichbarkeit der UBSKM über 
ihre Anlaufstelle. Betroffene sexuellen Kindesmissbrauchs 
konnten sich telefonisch oder schriftlich via Brief/E-Mail 
an die UBSKM wenden, eigene Missbrauchserfahrungen 
schildern oder Botschaften zum Thema an die Politik 
formulieren. Diese bei der Anlaufstelle dokumentierten 
Daten und Berichte stellen eine reichhaltige, bislang ein¬ 
zigartige Datenbasis zum Thema sexueller Kindesmiss¬ 
brauch dar, die im Rahmen eines Begleitforschungsauf¬ 
trags von unserer Arbeitsgruppe wissenschaftlich aus¬ 
gewertet wurde (für eine ausführliche Beschreibung der 
Daten siehe Fegert et al. 2013). 


1.2 Forderungen und Botschaften der 
Betroffenen bei der Anlaufstelle der 
UBSKM 


Die bei der Anlaufstelle dokumentierten Daten beinhal¬ 
teten Botschaften und Forderungen zum Thema sexueller 
Missbrauch, die die Betroffenen direkt an die UBSKM, 
die Politik oder die Gesellschaft richteten. Häufig ange¬ 
sprochene Themen waren hierbei die Erweiterung und 
Spezialisierung von Therapie- und Beratungsangeboten, 
finanzielle und immaterielle Entschädigung für Betroffene 
sowie die Abschaffung der Verjährungsfristen bei Kindes¬ 
missbrauch. 

Weiterhin äußerten sich viele Betroffene zur Aus- bzw. 
Fortbildung bestimmter Berufsgruppen zum Thema se¬ 
xueller Kindesmissbrauch. Nach Meinung der Betroffenen 
herrsche hier ein Mangel und eine Aufnahme des Themas 
bzw. eine Erweiterung sei in den meisten Ausbildungen 
nötig bzw. durch spezifische Fortbildungen abzudecken. 

» Wir brauchen eine bessere Ausbildung für alle, die 
professionell mit dem Thema beschäftigt sind! « 

Konkret bezogen sich 10,4 % (833 von insgesamt 7.980) 
der Botschaften auf die Ausbildung sowie weitere 10,5 % 
(840 von insgesamt 7.980) der Botschaften auf Fortbildun¬ 
gen zum Thema sexueller Missbrauch. Als Zielgruppen 
solcher Aus- und Fortbildungsangebote wurden hier vor¬ 
nehmlich Berufsgruppen, die mit Kindern arbeiten, be¬ 
nannt, wie beispielsweise Erzieher/innen, Lehrer/innen, 
Jugendamtsmitarbeiter/innen und Sozialarbeiter/innen. 

» Das Thema sexueller Missbrauch ist wichtig für alle, die 
mit Kindern zu tun haben. Es ist so schwer zu verstehen. 

Ich bin selber Erzieher, und in meiner Ausbildung wurde 
das Thema nicht genügend behandelt! Lehrer sollen dafür 
sensibilisiert werden, wenn Kinder Spuren von Gewalt 
aufweisen. Kita-Erzieherinnen und Lehrer müssten zu 
diesem Thema besser ausgebildet werden, damit diese 
wissen, wie sie solche Themen an die Kinder vermitteln 
können und das Thema nicht schamhaft tabuisieren. Ich 
finde, in diesem Fall müssten sich besonders Sozialarbei¬ 
ter in Jugendämtern besser auskennen. « 

Besonders betont wurde die Notwendigkeit der Aufnah¬ 
me bzw. Erweiterung des Themas sexueller Kindesmiss¬ 
brauch in den Aus- und Fortbildungscurricula von Ärz¬ 
ten/innen und psychologischen Psychotherapeuten/innen 
bzw. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten/innen. 
Sowohl das Erkennen von Hinweisen auf einen Miss¬ 
brauch sowie der Umgang mit Missbrauchsopfern (und 
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hierbei im Rahmen der Therapie vor allem die Expertise in 
Traumatherapie) wurden als essenzielle, bislang scheinbar 
nur mangelhaft vermittelte Qualifikationen dieser Berufs- 
gruppen dargestellt. 

» Es müssen mehr und besser ausgebildete Therapeuten 
auf den,Markt'! Ärzte und Therapeuten müssen besser auf 
Missbrauchsthemen vorbereitet werden. In die reguläre 
Therapieausbildung müsste mehrTraumatherapie ein¬ 
fließen. « 

Zusätzlich zu diesen dem medizinisch-therapeutisch bzw. 
(sozial)pädagogischen Bereich zugehörigen Berufsgrup¬ 
pen wurden in den Forderungen nach besseren Qualifi¬ 
kationen zum Thema sexueller Kindesmissbrauch auch 
Polizist/innen, Richter/innen, Anwälte/innen, Staatsan¬ 
wälte/innen, Mitarbeiter/innen von Behörden sowie Gut¬ 
achter/innen benannt, die laut Meinung der Anrufenden 
bzw. Schreibenden der Anlaufstelle der UBSKM oftmals 
nicht im angemessenen Umgang mit Missbrauchsopfern 
ausgebildet seien. 

» Polizeibeamte sollten speziell geschult werden, wie 
sie mit Missbrauchsopfern umgehen. Richter sind nicht 
immer geschult, wenn es um Folgen von sexuellem Miss¬ 
brauch geht. Es ergehen Fehlurteile aus Inkompetenz. Ich 
finde, es sollte eine bessere Ausbildung für alle Behörden¬ 
mitarbeiter geben, die Anträge von Betroffenen zu be¬ 
arbeiten haben, damit sie sensibel mit ihnen umgehen. « 

1.3 Fachkräftebefragungen 


Ein weiteres Element des Aufarbeitungsprozesses durch 
die UBSKM stellten Expertisen von Fachkräften wie in 
eigener Praxis niedergelassene Psychotherapeut/innen 
und Mitarbeiter/innen von Beratungsstellen dar (UBSKM 
2011 ). 

Ein Fragebogen, der unter anderem Fragen zum 
Thema Aus- und Weiterbildung im Umgang mit Miss- 
brauchsopfern bzw. in Traumatherapie enthielt, erging an 
ca. 12.000 Psychotherapeut/innen, von denen rund 2.000 
antworteten. 1.300 (65 %) von ihnen gaben an, das Thema 
sexueller Missbrauch in ihrer Ausbildung behandelt zu ha¬ 
ben. Jedoch äußerten 1.673 (84 %) Psychotherapeut/innen, 
es sei nötig, spezifische Behandlungsmethoden zu dieser 
Thematik ausführlicher vermittelt zu bekommen. Ledig¬ 
lich 202 (10 %) Befragte hielten sich in diesen Bereichen 
für ausreichend ausgebildet. 

Von 1.300 angeschriebenen Beratungsstellen übermit¬ 
telten 154 der UBSKM ihre an vorgegebenen Leitfragen 


orientierten schriftlichen Expertisen. Zum Thema Aus- 
und Fortbildung bestand unter den antwortenden Bera¬ 
tungsstellen Konsens, dass bei allen Berufsgruppen, die 
im pädagogischen, sozialen, medizinischen sowie juristi¬ 
schen Kontext auf Betroffene sexuellen Missbrauchs tref¬ 
fen könnten, das Thema in der Ausbildung abgedeckt sein 
sollte. Weiterhin wurden verpflichtende Fortbildungen für 
diese Berufsgruppen gefordert. Als empfehlenswert wur¬ 
den Fortbildungen und Supervision für beispielsweise in 
Beratungsstellen mit Betroffenen arbeitende Fachkräfte 
benannt. 

Im Rahmen der Entwicklung des in diesem Buch 
vorgestellten Online-Kurses führte die zuständige For¬ 
schungsgruppe im Frühjahr 2012 eine Online-Befragung 
von Berufstätigen aus medizinisch-therapeutischen sowie 
pädagogischen Bereichen zum Thema Weiterbildungsbe¬ 
darf hinsichtlich der Thematik des sexuellen Kindesmiss¬ 
brauchs durch (Liebhardt et al. 2013). Ein Großteil (rund 
80 %) der 1.082 Befragten gab an, Erfahrungen mit Fällen 
sexuellen Missbrauchs zu haben. Jedoch fühlten sich auch 
ca. 50 % der Befragten unsicher im Umgang mit Betroffe¬ 
nen und ihren Familien, rechtlichen Vorgaben sowie dem 
Erkennen von Auffälligkeiten und Hinweisen auf Miss¬ 
brauch. 

1.4 Empfehlungen der UBSKM 


Die UBSKM bezog bei der Erstellung ihrer Empfehlun¬ 
gen an den Runden Tisch und die Politik diese Aussagen 
von Betroffenen sowie die Expertise der befragten Psy¬ 
chotherapeuten/innen und Mitarbeiter/innen von Bera¬ 
tungsstellen mit ein und formulierte folgende Empfehlung 
bezüglich der Aus- und Weiterbildung für medizinisch- 
therapeutische Berufe zum Thema sexueller Missbrauch 
(UBSKM 2011, S. 146): 

» Erforderlich ist der Ausbau von Aus- und Weiterbildung 
sowohl für Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu¬ 
ten als auch für die Ärzteschaft. « 

Die UBSKM fordert eine Vermittlung von fundiertem 
Basiswissen zu sexuellem Missbrauch sowie zur Trauma¬ 
therapie in der Psychotherapeutenausbildung, um Berufs¬ 
anfänger/innen die Kompetenzen zu vermitteln, den An¬ 
forderungen von Betroffenen gerecht zu werden. Auch in 
der Fortbildung bereits approbierter Psychotherapeuten/ 
innen solle das Thema sexueller Missbrauch, gerade vor 
dem Hintergrund einer bislang mangelnden Grundausbil¬ 
dung, stärker repräsentiert werden. Gleiches gelte für Ärz¬ 
te/innen, die häufig die ersten Ansprechpartner für Be¬ 
troffene - Erwachsene, Kinder und Jugendliche oder auch 
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deren Eltern - darstellen. Weiterhin bezieht die UBSKM 
in den gerichtlichen Prozess involvierte Gutachter/innen 
als Zielgruppe für eine erweiterte und verbesserte Aus- 
und Weiterbildung mit ein. Die Notwendigkeit, bei der 
Erstellung von psychologischen oder psychiatrischen Gut¬ 
achten eine größtmögliche Professionalität zu gewähren 
sowie Betroffene vor einer Retraumatisierung zu schüt¬ 
zen, erfordert laut der UBSKM verbindliche, spezifische 
Schulungen. 

Diese Fortbildungen und Schulungen sollten mög¬ 
lichst niedrige Kosten haben und Fortbildungspunkte 
ergeben, um einen Anreiz für die angesprochenen Ziel¬ 
gruppen zu schaffen. 

1.5 Empfehlungen des Runden Tisches 


Auch bei der Arbeit des Runden Tisches lag einer der 
Schwerpunkte auf dem Thema Aus- und Fortbildun¬ 
gen zum Thema sexueller Missbrauch, mit dem sich die 
Arbeitsgruppe III »Forschung, Fehre und Ausbildung« 
des Runden Tisches beschäftigte. Insgesamt bestätigte 
die Arbeitsgruppe eine bereits existierende Verankerung 
des Themas in den medizinischen und psychotherapeu¬ 
tischen Curricula. Jedoch wies sie auch auf einen deut¬ 
lichen Bedarf an verbesserten, erweiterten Aus- und Fort¬ 
bildungsinhalten zum Thema sexueller Kindesmissbrauch 
für alle Berufsgruppen hin, die mit Betroffenen sexuel¬ 
len Missbrauchs bzw. mit Kindern konfrontiert sind, wie 
etwa Fehrkräfte, psychologische Psychotherapeuten/in- 
nen, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten/innen, 
Ärzte/innen, Mitarbeiter/innen in der Jugendhilfe sowie 
Richter/innen. Weiterhin seien auch ehrenamtliche Mit¬ 
arbeiter nicht zu vergessen und zum Thema zu schulen. 

Der Runde Tisch entwickelte zusammenfassende 
Handlungsempfehlungen für die verschiedenen Berufs¬ 
gruppen, die im Abschlussbericht veröffentlicht wurden 
(BMJ et al. 2011). Ein wichtiges Ziel der verbesserten Aus- 
und Fortbildungen ist generell eine Sensibilisierung für 
das Thema, um Anzeichen für sexuellen Missbrauch er¬ 
kennen und richtig darauf reagieren zu können. Weiterhin 
sollte vermittelt werden, wie adäquate Maßnahmen zur 
Prävention und Intervention im jeweiligen beruflichen 
Umfeld umzusetzen sind. Ein Schwerpunkt, der vor allem 
in Aus- und Fortbildungen des pädagogischen Bereichs 
enthalten sein sollte, sind Methoden und Strategien, mit 
denen Kindern und Jugendlichen dabei geholfen werden 
kann, Selbstbewusstsein und eine starke Persönlichkeit zu 
entwickeln sowie ihnen altersangemessenes Wissen über 
Sexualität und sexuellen Missbrauch zu vermitteln. 


1.6 Bisherige Umsetzung der 
Empfehlungen 

In Folge des sogenannten »Missbrauchsskandals« 2010 so¬ 
wie der Arbeit der UBSKM und des Runden Tisches star¬ 
tete, gefördert durch das BMFSFJ, eine »Bundesweite Fort¬ 
bildungsinitiative zur Stärkung der Handlungsfähigkeit 
(Prävention und Intervention) von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Kinder- und Jugendhilfe zur Verhinde¬ 
rung sexualisierter Gewalt« (► http://www.dgfpi.de/bufo_ 
konzept.html). Diese Fortbildungsinitiative wurde initiiert 
von der Deutschen Gesellschaft für Prävention und Inter¬ 
vention bei Kindesmisshandlung und -Vernachlässigung 
(DGfPI), einem Zusammenschluss von 800 Fachkräften 
und Institutionen aus dem gesamten Bundesgebiet sowie 
dem angrenzenden Ausland, die aktiv für eine Verbesse¬ 
rung des Kinderschutzes eintreten wollen. Die bundes¬ 
weite Fortbildungsinitiative hat zum Ziel, Fachkräfte (z. B. 
Erzieher/innen, Pädagogen/innen, Psychotherapeuten/ 
innen, Psychologen/innen) und ehrenamtliche Mitarbei¬ 
ter/innen, die in (teil-)stationären Einrichtungen der Kin¬ 
der- und Jugendhilfe tätig sind, sowie Feitungskräfte die¬ 
ser Institutionen zum Themenschwerpunkt sexualisierte 
Gewalt fortzubilden. 

Weiterhin wurde auf Empfehlung der Medizinstruk¬ 
turkommission und mit Förderung des Ministeriums für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg 
an der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psycho¬ 
therapie des Universitätsklinikums Ulm ein Kompetenz¬ 
zentrum für Kinderschutz in der Medizin (Competence 
Center Child Abuse and Neglect, ► http://www.comcan. 
de) gegründet. Hier sollen Kompetenzen aus den Fach¬ 
bereichen Kinder- und Jugendpsychiatrie, Kinder- und 
Jugendheilkunde sowie Rechtsmedizin gebündelt werden, 
um im Fachbereich der Medizin die Qualität der Fehre, 
der Diagnostik und des Vorgehens bei Kindesmisshand¬ 
lungen und sexuellem Missbrauch von Kindern und Ju¬ 
gendlichen zu verbessern. 

Nach dem »Missbrauchsskandal 2010«, der ja auch 
in besonderem Maße die katholische Kirche betraf, gab 
es innerhalb der katholischen Kirche eine ähnliche Dis¬ 
kussion. Wissenslücken wurden festgestellt und eben¬ 
falls in Zusammenarbeit mit der Ulmer Forschungs¬ 
gruppe eine dem hier beschriebenen Online-Kurs ent¬ 
sprechende, jedoch inhaltlich an den pastoralen Kontext 
angepasste E-Fearning-Plattform, entwickelt (► http:// 
elearning-childprotection.com/course/view.php?id=83). 

Mit dem in diesem Buch vorgestellten Online-Kurs 
»Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch« entstand 
im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For¬ 
schung - ebenfalls als direkte Konsequenz des Aufarbei¬ 
tungsprozesses durch UBSKM und Runden Tisch - an der 
Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie 
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des Universitätsklinikums Ulm ein niederschwelliges, ört¬ 
lich und zeitlich flexibles Fortbildungsangebot für päda¬ 
gogische und medizinisch-therapeutische Berufe, das eine 
umfassende Fortbildung zum Themenbereich bietet. 

Gemessen an den politischen Forderungen am Run¬ 
den Tisch stellen die hier veröffentlichten Fachtexte trotz 
ihres hohen Differenzierungsgrades nur eine Zusammen¬ 
fassung des notwendigen Basiswissens dar. Vertiefungen, 
wie sie ursprünglich am Runden Tisch gefordert wurden, 
z. B. in Traumapädagogik für pädagogische Berufe, insbe¬ 
sondere auch für die in Heimen tätigen Pädagoginnen und 
Pädagogen, die mit vielfach belasteten Kindern arbeiten, 
sind ebenso dringend erforderlich wie vertiefende Module 
zur Traumatherapie für Psychotherapeutinnen und Psy¬ 
chotherapeuten bzw. Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeutinnen und Psychotherapeuten. 

Gerade angesichts des oben referierten Ergebnisses 
der Befragung der Bundespsychotherapeutenkammer für 
die UBSKM sind solche Module essenziell, die vorhan¬ 
dene therapeutische Versorgungsmöglichkeiten verbes¬ 
sern, indem sie schon zugelassene Therapeutinnen und 
Therapeuten in die Lage versetzen, entsprechende Patien¬ 
ten anzunehmen, deren Behandlung sie bisher scheuen. 
Auch von Betroffenenverbänden wurden nachdrücklich 
und wiederholt solche Weiterbildungsmöglichkeiten für 
Fachkräfte gefordert. Ein vertiefter Fortbildungsbedarf 
besteht auch in Bezug auf institutionelle Schutzmaßnah¬ 
men gegen sexuellen Missbrauch. Hier hat der Gesetz¬ 
geber des Bundeskinderschutzgesetzes zwar einen Bera¬ 
tungsanspruch für Institutionsleitungen nach § 8b SGB 
VIII etabliert, der sich gegen die Landesjugendämter oder 
die obersten Landesjugendbehörden richtet, in der Praxis 
aber gibt es hier viel zu wenige Anleitungen und konkrete 
Unterstützungen. 
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2.1 Einleitung 


Wie in ► Kap. 1 beschrieben, entstand das Projekt Online- 
Kurs »Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch« als 
ein Ergebnis des vom Runden Tisch »Sexueller Kindes¬ 
missbrauch« formulierten Bedarfs an Aus-, Fort- und 
Weiterbildung für medizinisch-therapeutische und päd¬ 
agogische Berufe. 

Der nachstehende Beitrag hat die inhaltliche und di¬ 
daktische Konzeption des Online-Kurses zum Thema. 
Hierfür werden zunächst die zugrunde liegende Techno¬ 
logie und die Zielgruppen beschrieben, danach erfolgt 
eine Einführung in das inhaltliche und didaktische Kon¬ 
zept des Kurses. 

2.2 E-Learning-Technologie des 
Online-Kurses 


Unter E-Learning als virtuelle Lernumgebung wird das 
»Lehren und Lernen mittels verschiedener elektroni¬ 
scher Medien« verstanden (Rey 2009). Der Einsatz von 
E-Learning-Programmen im Bereich des Kinderschut¬ 
zes durch eine interdisziplinäre Zusammenführung gesi¬ 
cherten theoretischen und Handlungswissens im Bereich 
Prävention sexuellen Missbrauchs und Misshandlung ist 
vergleichsweise neu (Liebhardt u. Fegert 2014). Der On- 
line-Kurs »Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch« 
wird ausschließlich als webbasierter Kurs angeboten und 
ist durch einen persönlichen Login geschützt zugänglich. 
Als zugrunde liegende Open-Source-Technologie wird 
Moodle (Learning Management Systems, LMS) als virtu¬ 
elle Lernumgebung programmiert. 

Im Rahmen der Entwicklungsphase des Online-Kur¬ 
ses wurde dieser beim überwiegenden Teil der Teilneh¬ 
menden als selbstgesteuertes E-Learning eingesetzt, bei 
dem die Lernenden Zeitpunkt und Ort ihrer Lernak¬ 
tivitäten selbst festlegen konnten. Ein kleinerer Teil der 
Teilnehmenden wurde einem sogenannten Blended-Le- 
arning-Konzept randomisiert zugeteilt und durchlief das 
Programm mit einer themen- und zielgruppenabhängigen 
Kombination von Online-Lernen und Lernen in Präsenz¬ 
kursen. Die Ausgestaltung der Präsenzkurse erfolgte mit 
didaktischen Mitteln wie Übung, Diskussion, Austausch 
und Vortrag (vgl. ► Kap. 43 Übungsmaterialien). 

2.3 Zielgruppen des Online-Kurses 


Zielgruppen des Online-Kurses sind Fachkräfte aus der 
medizinisch-psychotherapeutischen und pädagogischen 
Berufsgruppe. Eine Aufstellung der derzeit am Online- 
Kurs teilnehmenden Berufsgruppen finden Sie in der 
nachfolgenden Übersicht. 


Zielgruppen bzw. zugelassene Berufsgruppen 

des Online-Kurses 

Medizinisch-psychotherapeutisches Berufsfeld: 

— Ärztin/Arzt 

— Ärztliche Psychotherapeutin/Ärztlicher Psycho¬ 
therapeut 

— Psychologin/Psychologe 

— Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin/Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeut 

— Psychologische Psychotherapeutin/Psychologi¬ 
scher Psychotherapeut 

— Psychologin/Psychologe in psychotherapeuti¬ 
scher Ausbildung 

— Psychologin/Psychologe in kinder- und jugendli¬ 
chenpsychotherapeutischer Ausbildung 

— Pädagogin/Pädagoge in kinder- und jugendli¬ 
chenpsychotherapeutischer Ausbildung 

— Sozialpädagogin/Sozialpädagoge in kinder- und 
jugendlichenpsychotherapeutischer Ausbildung 

Pädagogisches Berufsfeld: 

— Lehrkraft 

— Erzieherin/Erzieher 

— Pädagogin/Pädagoge (Dipl./M.A./Bachelor/ 
Master) 

— Schulpsychologin/Schulpsychologe 

— Sozialarbeiterin/Sozialarbeiter 

— Sozialpädagogin/Sozialpädagoge 


2.4 Inhaltliche Konzeption 


Das Curriculum des Online-Kurses besteht aus fünf Mo¬ 
dulen mit insgesamt 20 Lerneinheiten, die einerseits wis¬ 
sensbasierte Inhalte in Form von Texten, Grafiken und 
Bildern enthalten, andererseits durch interaktive sowie 
visuelle und auditive Elemente zum vertiefenden, praxis¬ 
orientierten Üben und zur emotionalen Auseinander¬ 
setzung mit der Thematik anleiten. Die Auswahl der in¬ 
haltlichen Schwerpunkte geht auf verschiedene Quellen 
und eine breite gesellschaftliche und wissenschaftliche 
Debatte zurück, deren Ziel es war, den aktuellsten Wis¬ 
sensstand in einem umfassenden Basiskurs zu integrieren. 
Unter anderem wurden Arbeitspapiere politischer und 
fachwissenschaftlicher Gremien, aber auch aktuelle For¬ 
schungsergebnisse sowie projektbezogene Tagungsdoku¬ 
mentationen einbezogen (Hoffmann et al. 2013). Aus der 
politischen und fachöffentlichen Debatte wurde deutlich, 
dass in den Aus-, Weiter- und Fortbildungscurricula von 
Fachkräften, die direkt aber auch indirekt mit Kindern 
und Jugendlichen in pädagogischen und medizinisch- 
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1 EINFÜHRUNG 


1.1 Historischer Überblick 

1.2 Begriffe und Definitionen 

1.3 Kinderschutz und 
Vernetzung 

1.4 Entwicklungsprozesse von 
Kindern und Jugendlichen 


2 GEFÄHRDUNGSLAGEN 
UND SCHUTZFAKTOREN 


2.1 Betroffene Kinder und 
Jugendliche 

2.2 Missbrauchstäter und 
-täterinnen 

2.3 Familiäres und institutio¬ 
nelles Umfeld 


3 ERKENNEN UND 
HANDELN 


3.1 Auffälligkeiten und 
Hinweiszeichen 

3.2 Vermutung und Verdacht 

3.3 Gesprächsführung und 
Aussage 

3.4 Planung der Intervention 

3.5 Dokumentation 


4 INTERAKTION UND 
AUFARBEITUNG 


4.1 Unterstützung für 
betroffene Kinder und 
Jugendliche 

4.2 Unterstützung für Bezugs¬ 
und Kontaktpersonen der 
Kinder und Jugendlichen 

4.3 Umgang mit sexuellem 
Missbrauch in Institutionen 

4.4 Prävention, Sexualaufklä¬ 
rung und Medienpädagogik 


5 SPEZIFISCHE 
KONTEXTE 


5.1 Sexuelle Übergriffe unter 
Kindern und Jugendlichen 

5.2 (Inter-) Kulturelle Faktoren 
von sexuellem Missbrauch 

5.3 Sexueller Missbrauch von 
Kindern und Jugendlichen 
mit Behinderung 

5.4 Kommerzielle Formen von 
sexuellem Missbrauch 


O Abb. 2.1 Übersicht der fünf Module des Online-Kurses mit insgesamt 20 Lerneinheiten 


— Übersicht 


(] Einstieg 


U Grundlagen sfc Rechtliches ^ Fälle/Übungen 9 Reflexion i Downloads H Prüfung 


O Abb. 2.2 Innenarchitektur einer Lerneinheit des Online-Kurses 

psychotherapeutischen Kontexten arbeiten, der Kinder¬ 
schutz, insbesondere die Aufklärung und Prävention im 
Umgang mit sexuellem Kindesmissbrauch, bisher kaum 
systematisch eingebettet war (Liebhardt et al. 2012). Ge¬ 
fordert wurde sowohl eine professionell begleitete Kom¬ 
petenzentwicklung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
als auch eine institutionelle Qualitätsentwicklung mit den 
Schwerpunkten Gesprächsführung, Diagnostik, recht¬ 
liche Aspekte, Handlungsplanung im Verdachtsfall etc. 
(Liebhardt et al. 2013). 

Auf diesen fachpolitischen und empirischen Erkennt¬ 
nissen wurde der Online-Kurs inhaltlich konzipiert und in 
fünf Module eingeteilt: »Einführung«, »Gefährdungslagen 
und Schutzfaktoren«, »Erkennen und Handeln«, »Interak¬ 
tion und Aufarbeitung« sowie »Spezifische Kontexte«. Je¬ 
des Modul enthält jeweils 3-5 Lerneinheiten (□ Abb. 2.1). 

Die Einteilung in diese Module und Lerneinheiten 
wurde auch als Struktur für das vorliegende Buch heran¬ 
gezogen (vgl. ► Teil II—VI). Die Module greifen chronolo¬ 
gisch und inhaltlich ineinander. So haben die Module 1 
und 2 ihren Schwerpunkt auf der Vermittlung von theore¬ 
tischem Wissen, während die Module 3 und 4 stärker pra¬ 
xisorientiert sind. Das Modul 5 vermittelt ein Basiswissen 
zu spezifischen Kontexten. Empfohlen wird deshalb, die 
Module in aufsteigender Reihenfolge zu bearbeiten. 

Im einführenden Modul 1 wird ein Überblick zur his¬ 
torischen Entwicklung gegeben, grundlegende Begrifflich - 
keiten erörtert, das Zusammenwirken von »Kinderschutz 
und Vernetzung« der verschiedenen institutionellen An¬ 
gebote sowie Aufgaben und rechtlichen Verpflichtungen 
der Akteure im Hilfesystem diskutiert und in einer vierten 
Lerneinheit die psychische und sexuelle Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen ausgeführt. 


Die drei Lerneinheiten im Modul 2 beschäftigen sich mit 
»Gefährdungslagen und Schutzfaktoren« in Bezug auf se¬ 
xuellen Kindesmissbrauch. Je eine Lerneinheit thematisiert 
dies in Bezug auf die betroffenen Kinder und Jugendlichen, 
die Täter und Täterinnen sowie den Tatkontext. 

Das Modul 3 mit dem Titel »Erkennen und Handeln« 
bildet den handlungsbezogenen Kern des Curriculums. 
Dieses Modul weist eine starke Praxisorientierung auf und 
gibt durch die Arbeit mit den zwei Fallbeispielen »Anna« 
und »Lukas« Hilfestellung zum konkreten Vorgehen bei 
Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch. 

Auch im Modul 4 werden praxisorientierte Inhal¬ 
te geboten. Die ersten zwei Lerneinheiten beschäftigen 
sich zunächst mit der Unterstützung für betroffene Kin¬ 
der und Jugendliche im medizinisch-psychotherapeuti¬ 
schen Setting, aber auch im pädagogischen Alltag sowie 
mit Unterstützungsmöglichkeiten für deren Bezugs- und 
Kontaktpersonen. Bei beiden Lerneinheiten wird mit den 
schon aus Modul 3 bekannten Fallbeispielen »Anna« und 
»Lukas« weitergearbeitet. Thema der Lerneinheit »Um¬ 
gang mit sexuellem Missbrauch in Institutionen« ist die 
Organisationsentwicklung im Sinne einer Bewusstseins¬ 
bildung und Haltungsveränderung in Einrichtungen, z. B. 
mit Möglichkeiten für Beschwerdemanagement, aber 
auch der Umgang mit einer »traumatisierten« Institution. 
Die letzte Lerneinheit in diesem Modul beschäftigt sich 
mit dem Thema Prävention, außerdem wird ein Überblick 
über die Thematiken Sexualaufklärung und Medienpäda¬ 
gogik gegeben. 

Im Modul 5 kann Basiswissen in spezifischen Kontex¬ 
ten erworben werden, deren Problematik in letzter Zeit 
verstärkt ins Bewusstsein gerückt ist und die so an Rele¬ 
vanz für die Praxis gewonnen haben. 
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O Abb. 2.3 Beispiel für einen Filmclip als Einstieg zur Lernein¬ 
heit »Begriffe und Definitionen« 

2.5 Didaktische Konzeption 


Der Online-Kurs erhält seine didaktische Ausformung in 
den drei Lernbereichen kognitive Wissensvermittlung, 
emotionale Selbstreflexion und Handlungsbefähigung. 

Alle 20 Lerneinheiten des Online-Kurses sind von der 
Innenarchitektur her gleich aufgebaut (□ Abb. 2.2). Diese 
enthalten unter »Übersicht« die Lernziele der Lerneinheit 
und den berechneten Zeitaufwand für die Bearbeitung 
der Inhalte der Lerneinheit. Der »Einstieg« dient dazu, 
die Lernenden an die Inhalte der Lerneinheit heranzufüh¬ 
ren. Hierzu wird in den meisten Lerneinheiten mit Film¬ 
material gearbeitet (□ Abb. 2.3). Die von dem Regisseur 
Christoph Röhl produzierten Filmclips wurden aus Inter¬ 
views mit Erwachsenen, die in ihrer Kindheit von sexuel¬ 
ler Gewalt betroffen waren, sowie Fachexpertinnen und 
-experten aus verschiedenen Berufsgruppen und Arbeits¬ 
bereichen, die mit dem Thema sexuelle Gewalt in ihrem 
Arbeitsumfeld konfrontiert sind, zusammengestellt. Dabei 
werden unter anderem auch Interviewsequenzen aus dem 
Dokumentarfilm »Und wir sind nicht die Einzigen« (Röhl 
2011) über die Missbrauchsfälle an der Odenwaldschule 
verwendet. Mit diesem Lehrbaustein sollte vor allem die 
emotionale Selbstreflexion gefördert werden. 

Unter »Grundlagen« und »Rechtliches« finden sich 
die Fachtexte, die von Expertinnen und Experten zum je¬ 
weiligen Thema verfasst wurden, und die die Grundlage 
dieses Buches liefern. Insgesamt stehen 27 Fachtexte und 
12 Texte zu rechtlichen Bestimmungen zur Verfügung. In 
den Lerneinheiten, in denen dies thematisch sinnvoll war, 
haben die Grundlagentexte zusätzlich Vertiefungsteile, die 
sich jeweils an die Berufsgruppen im pädagogischen bzw. 
medizinisch-psychotherapeutischen Kontext richten. Fo¬ 
kus der Texte ist die Vermittlung von Fachwissen, aber 
auch die Handlungsbefähigung. 


Im Bereich »Fälle/Übungen« wird in insgesamt acht 
Lerneinheiten mit einem interaktiven Fall-Trainer (Soon- 
Trainer der Firma Soon-Systems GmbH aus Ulm) gearbei¬ 
tet. Hierzu wurden die zwei Beispielfälle »Anna« und »Lu¬ 
kas« erstellt, die chronologisch weitererzählt werden und 
mit Übungen verknüpft sind. Die an realen Situationen an¬ 
gelehnten Fallbeispiele orientieren sich stark an den Inhal¬ 
ten der Grundlagentexte, sodass diese hier nochmals vertieft 
und die Inhalte in die Praxis übertragen werden können. So 
soll die Handlungsbefähigung der Teilnehmenden im Be¬ 
reich »Prävention sexuellen Kindesmissbrauchs« gefördert 
werden. Die Fallbeispiele haben folgende Konstellationen: 

1. Weibliches Kind im Grundschulalter, Missbrauch 
innerfamilial durch den Vater (Fall »Anna«) 

2. Männliches Kind im frühen fugendalter, Missbrauch 
in der Institution (Fall »Lukas«) 

Um die verschiedenen Berufsgruppen, die am Online- 
Kurs teilnehmen, zu berücksichtigen, ist der Fall »Anna« 
im pädagogischen Kontext angesiedelt, der Fall »Lukas« 
im medizinischen Kontext. 

Der Fall-Trainer ist so aufgebaut, dass zunächst die 
Vorgeschichte des jeweiligen Falles erzählt wird und eine 
Übersicht zu den handelnden Personen aufgerufen wer¬ 
den kann. Danach sind jeder Lerneinheit vorgegebene 
Textbausteine und Übungen zugeordnet. Um die Übung 
zu bearbeiten, können Eintragungen in einem Textfenster 
gemacht werden. Anschließend kann eine Musterlösung 
ab gerufen werden. Die D Abb. 2.4 zeigt einen Auszug aus 
dem Fallbeispiel »Lukas«. 

Unter dem Punkt »Reflexion« soll die emotionale 
Auseinandersetzung mit der Thematik gefördert werden. 
Dazu werden ein thematisch passender Denkanstoß sowie 
Lerneinheiten übergreifende Metareflexionen in Form von 
Satzanfängen (z.B. »Mir ist bewusst geworden, dass...«) 
zur Dokumentation der eigenen Gedanken zur Verfügung 
gestellt. Ziele der Selbstreflexion sind die Lernprozessdo¬ 
kumentation und die emotionale Auseinandersetzung mit 
der Thematik, die zur Entwicklung einer Kultur der Acht¬ 
samkeit beitragen soll. 

Beispiel für einen in der Reflexion genutzten 
Denkanstoß 

Denkanstoß Lerneinheit Missbrauchstäter und -täterinnen 

Das Bild, das jeder persönlich von Missbrauchstätern und 
-täterinnen hat, kann sich aus verschiedenen Quellen ge¬ 
nerieren: Medien, wissenschaftliche Beiträge, Kontakte mit 
Tätern/Täterinnen im Rahmen der Arbeit im Kinderschutz 
sowie bei einigen auch persönliche Erfahrungen als Betrof¬ 
fene/Betroffener. 

Welche, möglicherweise auch unterschiedlichen, Bilder 
und Vorstellungen haben Sie aus diesen Quellen von Miss¬ 
brauchstätern und -täterinnen? Welche Widersprüche 
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- Fallbeispiel Lukas 
Vorgeschichte 
Erster Verdacht 
Übung 1 

Gespräch mit Dr. Braun 
Übung 2 

Telefonat mit der Schule 
Übung 3 

Impressum / Abschluss 


Telefonat mit der Schule 


Einige Tage nach seiner Rückkehr von der Tagung ruft Dr. Janic Lukas Mutter 
an. Diese ist anfänglich nicht begeistert, dass der »Seelenklempner« ihres 
Sohnes dessen Schule kontaktieren möchte, willigt dann jedoch ein. 

Mit der Klassenlehrerin Frau Flosser vereinbart Dr. Janic einen Telefontermin 
am folgenden Freitag. 

Hier sehen Sie einen Auszug aus dem Gespräch: 

Dr. »Guten Tag, Frau Flosser. Ich bin der Flausarzt von Lukas Flirlmann. 

Janic: Wir haben ja schon letzte Woche wegen eines Telefontermins 

gesprochen. Ich bin auf jeden Fall froh, dass Sie so schnell Zeit für 
mich hatten.« 

Frau »Guten Tag, Herr Janic. Naja, ich bin auch sehr froh, dass wir mal 

Flosser: miteinander sprechen können. Wie kommt es denn, dass Sie mich 

gerade jetzt anrufen?« 

Dr. »Ja, Frau Flosser. Also ich behanbdle Lukas seiner 

Janic: Kindergartenzeit. Ich würde schon sagen, dass ich ihn gut kenne und 

er hat sich in letzter Zeit sehr verändert. So ganz ist mir nicht klar, 
warum dem so ist. Deswegen würde mich interessieren, ob Sie an 


Zurück 




Weiter 


Beenden 


O Abb. 2.4 Fallbeispiel Lukas Gesprächssequenz 


ergeben sich daraus für Ihre Wahrnehmung und Bewer¬ 
tung und wie gehen Sie mit diesen um? Welche Konse¬ 
quenzen ziehen Sie hieraus für Ihre Arbeit? 

Alle Lernmaterialien (exklusive Filme) werden den Teil¬ 
nehmenden auch als PDF-Dateien zum Herunterladen 
angeboten. Zusätzlich wird den Lernenden nach Ablegen 
der Prüfung der jeweiligen Lerneinheit eine Präsentation 
auf Basis des Grundlagentextes zur Verfügung gestellt. 
Diese kann dazu genutzt werden, das erworbene Wissen 
an Kolleginnen und Kollegen weiterzugeben. 

Abgeschlossen wird jede Lerneinheit mit einer Prü¬ 
fung unter Nutzung von Multiple-Choice-Fragen. Das 
Prüfungsformat erfolgt gemäß den Vorgaben der Bundes¬ 
ärztekammer. Der Zeitrahmen für die Bearbeitung des 
60-stündigen Kurses ist 12 Monate. Nach erfolgreichem 
Ablegen aller Teilprüfungen kann ein Zertifikat mit CME- 
Punkten heruntergeladen werden. 

Den Aufbau der einzelnen Lerneinheiten stellt die 
nachfolgende □ Tab. 2.1 zusammengefasst dar. 

Als weitere Bestandteile enthält der Online-Kurs eine 
Mediathek der Filmclips und ein Glossar, in dem Fach- 
begriffe erklärt werden. 


□ Tab. 2.1 Innenarchitektur der Lerneinheiten auf der 
Online-Lernplattform 

Unterpunkte in den 
Lerneinheiten 

Inhalt der Unterpunkte 

Übersicht 

Lernziele und Bearbeitungsaufwand 
für die Lerneinheit 

Einstieg 

Einführung in die Inhalte der Lern¬ 
einheit (überwiegend Filmclips) 

Grundlagenkapitel 

Fachtext 

Rechtliches 

Fachtext 

Fallbeispiele/ 

Übungen 

Interaktive Fallbearbeitung (»Anna« 
und »Lukas«), von den Fallbeispie¬ 
len unabhängige Übungen 

Reflexion 

Thematisch passender Denkanstoß, 
lemeinheitenübergreifende Meta¬ 
reflexionen 

Downloads 

Alle Lernmaterialien (exklusive Fil¬ 
me) sowie Präsentationen auf Basis 
des Grundlagentextes als PDF 
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2.6 Zusammenfassung 


Die didaktische und inhaltliche Konzeption des Online- 
Kurses »Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch« 
entspricht den aktuellen Anforderungen der modernen 
Lehr- und Lerntechnologien. Die hohe Qualität an grafi¬ 
scher, medialer und interaktiver Aufarbeitung von Lern¬ 
material fordert und fördert das individuelle Lernen und 
die reflexive Auseinandersetzung mit Kinderschutz in den 
medizinisch-psychotherapeutischen und pädagogischen 
Handlungsfeldern. Dabei wird darauf geachtet, dass zur 
Steigerung der Selbstwirksamkeit sowohl eine kognitive 
Auseinandersetzung mit Theoriewissen, die Reflexion 
der eigenen Emotionalität als auch eine konkrete Hand¬ 
lungsbefähigung ermöglicht wird. Wie der nachfolgende 
Beitrag schildern wird, hat sich gezeigt, dass E-Learning 
ein geeignetes Medium ist, um zur Thematik »Prävention 
von sexuellem Missbrauch« ein Fortbildungsangebot zu 
machen, welches gut angenommen wird (► Kap. 3). 
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3.1 Einleitung 


Der Online-Kurs »Prävention von sexuellem Kindesmiss¬ 
brauch« der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie 
der Universitätsklinik Ulm wurde vor dem Hintergrund 
gesellschafts- und bildungspolitischer Forderungen (BMJ 
et al. 2011; UBSKM 2011; Fegert et al. 2013) im Rahmen 
eines vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) geförderten Projektes entwickelt, um einen spezi¬ 
fischen Bedarf in der Aus- und Weiterbildung von Fach¬ 
personen pädagogischer und medizinischer/therapeuti- 
scher Berufsgruppen bezüglich des Umgangs mit poten¬ 
ziellen Missbrauchsfällen zu decken (vgl. ► Kap. 1 und 2 
dieses Buches). Das Entwicklungsprojekt stand damit vor 
der Herausforderung, das umfangreiche Thema des Um¬ 
gangs mit potenziellen Missbrauchsfällen einer breiten 
und gleichzeitig heterogenen Zielgruppe in einem bisher 
in diesem Bereich kaum genutzten Lehrmedium anzubie¬ 
ten. 

Der Anspruch lag dabei auf der Entwicklung eines 
didaktisch schlüssigen, nutzerfreundlichen, aber vor 
allem auch qualitätsgesicherten Kurses. Die Wirksam¬ 
keitsmessung des Angebotes war dabei ebenso bedeut¬ 
sam wie das kontinuierliche Feedback der bereits in der 
Entwicklungsphase Teilnehmenden sowie der Austausch 
mit Fachpersonen des Kindesschutzes. In der dreijähri¬ 
gen Entwicklungsphase ist so ein bezogen auf die Teil¬ 
nehmerzufriedenheit und Teilnehmereinschätzung des 
Lernerfolgs evaluierter, in der Fachwelt positiv aufge¬ 
nommener und durch die Zielgruppe hoch nachgefragter 
Kurs zur Weiterbildung in Fragen zum Umgang mit Miss¬ 
brauchsfällen entstanden. 

Das folgende Kapitel fasst die Evaluationsergebnisse 
und Rückmeldungen der ersten rund 1.000 Teilnehmen¬ 
den des Online-Kurses zusammen, die den Kurs in der 
ersten Kohorte bearbeiten konnten. Die Ergebnisse zeigen 
neben generellen Werten der Zufriedenheit und Nutzer¬ 
freundlichkeit des Online-Angebotes auch, inwieweit mit 
diesem Kurs der bestehende Fortbildungsbedarf gedeckt 
und Wissen sowie Handlungskompetenz im Kinderschutz 
wirksam vermittelt werden können. 

3.2 Teilnehmende des Online-Kurses 


Bei der Beantragung und Konzeption des Online-Kurses 
wurde die Entscheidung getroffen, schon während der 
Entwicklungszeit ersten Interessierten das Kursangebot 
zugänglich zu machen, während simultan noch an der 
Erstellung der Lerninhalte gearbeitet wurde. Die gleich¬ 
zeitige Entwicklung des Kurses und die Kursteilnahme in¬ 
teressierter Fachpersonen war dabei von großem Wert, da 
die Rückmeldungen der Teilnehmenden und Erfahrungen 


des Projektteams direkt in die Umsetzung der Kursidee 
einfließen konnten. Im Verlauf der Entwicklungsphase 
des Online-Kurses von 2011-2014 konnten insgesamt drei 
Testkohorten angeboten werden: 

— Kohorte 1 umfasste 1.182 Person, wovon 122 in eine 
Wartekontrollgruppe randomisiert wurden. Von den 
1.060 Teilnehmenden, die den Kurs im August 2012 
begannen, schlossen 571 Teilnehmende den Kurs 

im Oktober 2013 ab. Nach Abschluss des ersten For¬ 
schungsdesigns wurde der Wartekontrollgruppe eben¬ 
falls noch die Kursteilnahme angeboten. 87 Teilneh¬ 
mende der Wartekontrollgruppe nahmen das Angebot 
an und begannen den Kurs im Oktober 2013. Davon 
schlossen 37 Personen den Kurs im Juli 2014 ab. 

— Kohorte 2 startete mit 1906 Teilnehmenden im De¬ 
zember 2012, wovon 1133 den Kurs im März 2014 
beendeten. 

— Kohorte 3 startete mit 313 Teilnehmenden im März 
2014 und beendete den Kurs im Juli 2014 mit 194 
Personen. 

(Während es bei den ersten beiden Kohorten keine 
maximale Teilnehmendenanzahl gab, wurde die 
dritte Kohorte aufgrund von Kapazitätsgründen be¬ 
schränkt. Die Teilnehmenden wurden aus einer In¬ 
teressentenliste ausgelost, welche ca. 1.600 Personen 
umfasste.) 

Im Rahmen der ersten drei Testläufe registrierten sich 
demnach insgesamt 3.401 Personen, davon 79 % weibliche 
und 21 % männliche. Knapp die Hälfte der Teilnehmenden 
lässt sich dem medizinisch-therapeutischen Berufsfeld zu¬ 
ordnen (46 %), die andere Hälfte kommt aus dem päda¬ 
gogischen Berufsfeld (54 %). Bezogen auf die Gesamtzahl 
aller Personen, die sich registriert haben, sind im medizi¬ 
nisch-therapeutischen Bereich vor allem Ärztinnen und 
Ärzte vertreten (13 %) sowie psychologische Psychothera- 
peutlnnen bzw. Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peutlnnen (jeweils 7 %). Aus dem pädagogischen Bereich 
haben sich vor allem Lehrkräfte (12 %), Sozialpädagogin - 
nen/-pädagogen (11 %) und Pädagoginnen/Pädagogen 
(8 %) registriert. 

Über die Hälfte der Personen, die sich für den On- 
line-Kurs registriert haben, kommen aus Nordrhein- 
Westfalen, Baden-Württemberg und Bayern. Wird die Be¬ 
völkerungsanzahl der Bundesländer berücksichtigt, ist zu 
erkennen, dass Teilnehmende aus Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg, Berlin und Hessen überrepräsen¬ 
tiert, während vor allem Teilnehmende aus Bayern und 
Niedersachsen unterrepräsentiert sind. Generell ist fest¬ 
zustellen, dass insgesamt bei den neuen Bundesländern 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachen, Sach¬ 
sen-Anhalt und Thüringen eine unterdurchschnittliche 
Teilnahme vorliegt (vgl. □ Abb. 3.1). 
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n=3401 


Bundesland 


■ Anteil derTeilnehmenden pro Bundesland in Bezug auf die Gesamtzahl der Teilnehmenden 
□ Anteil der Bevölkerung des Bundeslandes an Gesamtbevölkerung Deutschlands 


O Abb. 3.1 Verteilung der Ursprungsbundesländer derTeilnehmenden. (Quelle für Daten der Bevölkerungszahlen pro Bundesland: 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, ► www.statistik-portal.de; Stand: 31.12.2012) 


3.3 Erhebungen und Ergebnisse des 
Online-Kurses 


Um das Kursangebot möglichst genau auf die Bedürfnisse 
der Zielgruppe anpassen zu können und ebenso die Wirk¬ 
samkeit des Kursangebotes zu überprüfen, wurde jede 
Kohorte wissenschaftlich evaluiert. Dabei lassen sich zwei 
Fokusse unterscheiden: 

1. Revisionsbefragungen, die auch während der Kurs¬ 
bearbeitung erhoben wurden, mit dem Ziel, den 
Online-Kurs in Bezug auf die Qualität, Akzeptanz 
und Zufriedenheit der Teilnehmenden mit den Inhal¬ 
ten, dem Aufbau und dem Design der Lernplattform 
sowie der Nutzerbetreuung zu evaluieren und 

2. Prä-Post-Befragungen mit dem Ziel, die Effektivität 
des Online-Kurses zu evaluieren. Bei diesen Befra¬ 
gungen wurden nur Berufstätige einbezogen. 


Im Folgenden werden vor allem Ergebnisse aus den Be¬ 
fragungen der ersten Kohorte der Teilnehmenden des 
Online-Kurses »Prävention von sexuellem Kindesmiss¬ 
brauch« vorgestellt. 

3.3.1 Stichproben 


Während des Online-Kurses fanden, verteilt über den 
Kursverlauf, fünf quantitative Revisionsbefragungen statt, 
bei denen alle Teilnehmenden freiwillig mitmachen konn¬ 
ten. Die hier vorgestellten Ergebnisse (vgl. ► Abschn. 3.3.2) 
stammen aus der Revisionsbefragung, die nach Beendi¬ 
gung des Kurses erhoben wurde. 

Zudem wurden berufstätige Teilnehmende in einer 
Prä-Post-Befragung unter anderem bezüglich ihrem 
selbst eingeschätzten Erfahrungs- und Wissenszuwachs 































18 


Kapitel 3 • Ergebnisse der Evaluation des Online-Kurses »Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch' 


O Tab. 3.1 Stichprobenbeschreibung 


Revisionsbefragung 
(N = 559) 

Prä-Post-Befragung 
(N = 333) 

Abbrecherbefragung 
(N = 498) 

Berufsgruppe 




Medizinisch-therapeutisch 

44% 

48% 

50% 

Pädagogisch 

56% 

52% 

50% 

Geschlecht 




Männlich 

19% 

23% 

22% 

Weiblich 

81% 

77% 

78% 

Bundesland (Top 3) 



nicht erhoben 

Nordrhein-Westfalen 

27% 

33% 


Baden-Württemberg 

21% 

19% 


Hessen 

10% 

7% 


Alter 




Unter 30 Jahre 

36% 

19% 

19% 

30-39 Jahre 

25% 

30% 

34% 

40-49 Jahre 

21% 

26% 

26% 

50-59 Jahre 

15% 

20% 

17% 

60 Jahre und älter 

3% 

4% 

4% 

Durchschnitt 

37 Jahre 

41 Jahre 

Es wurden nur Alterskate¬ 
gorien erhoben 

Eigene Missbrauchserfahrungen 



nicht erhoben 

Ja 

14% 

14% 


Nein 

80% 

79% 


Keine Angabe 

6% 

6% 


N = Stichprobengröße 


sowie zu ihrer Selbstwirksamkeit im Bezug auf den 
Umgang mit potenziellen Missbrauchsfällen befragt 
(vgl. ► Abschn. 3.3.3). Aus dieser Befragung liegen 333 
Datensätze vor. Von diesen Personen durchliefen 248 im 
Zeitraum zwischen der Prä- und der Post-Befragung den 
Kurs und 85 Personen waren einer Wartekontrollgruppe 
zugeteilt und begannen den Kurs erst nach der Post-Be¬ 
fragung. 

Darüber hinaus werden im Folgenden Ergebnisse von 
Befragungen der Teilnehmenden aus der ersten und zwei¬ 
ten Kohorte vorgestellt, die vor Kursende aus dem Kurs 
ausgeschieden sind. So lassen sich Aussagen darüber tref¬ 
fen, warum der Kurs mitunter nicht vollständig bearbeitet 
wurde. 

In O Tab. 3.1 lassen sich die Merkmale der drei ver¬ 
schiedenen Stichproben ablesen. 


3.3.2 Qualität des Online-Kurses 


Allgemeine Zufriedenheit mit dem 
Online-Kurs 

In der abschließenden Revisionsbefragung (N=559) wur¬ 
de die Qualität des Online-Kurses bezüglich verschie¬ 
dener Aspekte auf einer vierstufigen Skala erhoben. Im 
Folgenden werden die prozentualen Angaben der beiden 
zustimmenden Antwortkategorien zusammengefasst dar¬ 
gestellt. Dabei zeigt sich, dass die große Mehrheit der Teil¬ 
nehmenden sehr bzw. eher zufrieden mit dem Kurs ist 
(96 %), sich der zeitliche Aufwand für den 60-stündigen 
Kurs nach eigenen Angaben gelohnt hat (95 %) und dem¬ 
entsprechend die meisten (98 %) den Kurs an Kollegin¬ 
nen/Kollegen und Bekannte weiterempfehlen würden. 

Als Beispiel sei hier die Anmerkung eines Kursteilneh¬ 
mers im Rahmen der abschließenden Befragung aufgeführt, 
welches diese Zufriedenheit noch einmal verdeutlicht: 
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O Tab. 3.2 Beurteilung der Lernmaterialien. In welchem Maße hat das folgende Lehrmaterial für Sie zu folgendem beigetragen: 
Skala von 1= in sehr hohem Maße bis 4 = gar nicht. Angegeben sind die prozentuale Häufigkeiten der Antwortkategorien 1 und 2 


Revisionsbefragung (N = 458-558) 

Wissenszuwachs 

Erwerb von Handlungs¬ 
kompetenzen 

Konstruktiver emotionaler 
Umgang mit der Thematik 

Fallbeispiele 

73% 

72% 

71% 

Filmclips 

65% 

52% 

77% 

Grundlagentexte 

93% 

79% 

59% 

Rechtstexte 

71% 

50% 

23% 

Reflexion 

24% 

30% 

47% 

N = Stichprobengröße 


» Ich bin von diesem Kurs absolut begeistert und 
würde mir wünschen, dass dieser und weitere Kurse in 
dieser hohen Qualität angeboten werden. Ich würde 
mir wünschen, dass auf diesem Weg auch Präventions¬ 
programme gebildet und weitergegeben werden! (Arzt, 

34 Jahre)« 

Deckung des Fortbildungsbedarfs 

Dass mit dem Online-Kurs inhaltliche Lücken in der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung geschlossen werden, zeigen fol¬ 
gende Ergebnisse: 96 % geben an, dass der Online-Kurs 
Inhalte ab deckt, die in ihrer Ausbildung nicht behandelt 
werden/wurden. 92 % fänden es sinnvoll, den Online-Kurs 
in die medizinisch-therapeutische bzw. pädagogische 
Ausbildung zu integrieren. Weiterhin geben 72 % an, dass 
sie während der Laufzeit des Online-Kurses an keinen 
weiteren Fortbildungen teilgenommen haben, da es kein 
erreichbares Angebot gab. 

Gleichzeitig nehmen die Teilnehmenden eine Multi- 
plikatorenrolle ein: 85 % geben nach eigenen Aussagen 
Informationen, die sie im Kurs gewonnen haben, an Kol¬ 
leginnen weiter, 22 % der Teilnehmenden nutzen die zur 
Verfügung gestellten Präsentationen, die die Inhalte der 
Texte zusammenfassen, darüber hinaus in ihrem Arbeits¬ 
umfeld zu Fortbildungszwecken. 

Vor allem zu Beginn der Entwicklungsphase des On- 
line-Kurses war in der Fachwelt die Skepsis relativ groß, ob 
E-Learning eine geeignete Form zur Weiterbildung zum 
Thema Prävention von sexuellem Missbrauch sein kann. 
Die Einschätzung der Teilnehmenden diesbezüglich fällt 
eindeutig aus: 87 % finden, dass E-Learning eine geeignete 
Form zur Weiterbildung in dem Themenbereich ist. 

So äußert sich eine Kurs-Teilnehmerin im Rahmen 
der abschließenden Befragung folgendermaßen: 

» Ich glaube, dass der Online-Kurs unglaubliche Vorteile 
gegenüber Kursen mit Anwesenheit hat. Einige Themen 
haben mich emotional unglaublich berührt und be¬ 
schäftigt. Meine Auseinandersetzung mit dem Thema 


und meinen Emotionen wäre in einem Kurs mit anderen 
Menschen viel verschlossener ausgefallen. Beruflich 
profitiere ich sehr von dem Wissen. Ich werde viele Fehler, 
die ich in der Vergangenheit gemacht habe, nicht mehr 
machen. Privat profitiere ich stark von dem Kurs, insbe¬ 
sondere auch im emotionalen Bereich. (Sozialarbeiterin, 

41 Jahre) « 

Lernmaterialien 

In der Revisionsbefragung beurteilen die Teilnehmenden 
außerdem die Lernmaterialien, die bereits in ► Kap. 2 »Di¬ 
daktisches und inhaltliches Konzept« dargestellt wurden, 
in Bezug auf die drei Lernziele Wissenszuwachs, Erwerb 
von Handlungskompetenzen und konstruktiver emotio¬ 
naler Umgang mit der Thematik. Die Angaben der Teil¬ 
nehmenden in □ Tab. 3.2 zeigen, dass die Grundlagen- und 
Rechtstexte, die sich mit relevanten Inhalten zur Thematik 
des Umgangs mit sexuellem Kindesmissbrauch auseinan¬ 
dersetzen und von Fachexpertinnen und -experten des 
Kinderschutzes verfasst wurden, vor allem als Ressource 
zum Wissenserwerb wahrgenommen werden (Zustim¬ 
mung 93 % bzw. 71 %). Die Grundlagentexte dienen nach 
Angaben der Teilnehmenden dabei gleichzeitig, ebenso 
wie die interaktiven Fallgeschichten von zwei von sexuel¬ 
lem Missbrauch betroffenen Kindern, zur Förderung der 
praktischen Handlungskompetenz (79 % bzw. 72 %). Der 
konstruktive emotionale Umgang mit der Thematik wird 
wiederum ebenso durch die Fallgeschichten, aber vor al¬ 
lem auch durch die Filmclips gefördert, welche Interviews 
mit in ihrer Kindheit oder Jugend selber missbrauchten 
Erwachsenen sowie mit Fachpersonen des Kinderschutzes 
zeigen (71 % bzw. 77 %). Das Reflexionstool, welches Denk¬ 
anstöße zur jeweiligen Thematik liefert, wird durch die 
Teilnehmenden individuell recht unterschiedlich bewertet, 
dient aber ebenso 47 % der Teilnehmenden der Vermitt¬ 
lung eines konstruktiven Umgangs mit der Thematik. Ge¬ 
nerell kann gesagt werden, dass durch die Verschiedenheit 
der Lernmaterialien eine didaktische Spannbreite erreicht 
wird, die alle intendierten Lernziele anspricht. 
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Wie schätzen Sie Ihr Wissen über sexuellen Missbrauch an 
Kindern/Jugendlichen ein? 
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vor Kursbeginn 

nach Kursende 


Messzeitpunkt 

• Aktiv Teilnehmende • Kontrollgruppe 

(N=248) 
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O Abb. 3.2 Prä-Post-Analyse des subjektiv wahrgenommenen Wissensstandes. Der wahrgenommene Wissenszuwachs der aktiv Teilneh¬ 
menden im Vergleich zu der Kontrollgruppe ist statistisch auf dem 5%-Niveau signifikant (F(1)=52.3, p = .000, n 2 = .136) 
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Wie schätzen Sie Ihre Kompetenzen bzgl. des professionellen Umgangs 
mit Fällen sexuellen Missbrauchs an Kindern/Jugendlichen ein? 
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O Abb. 3.3 Prä-Post-Analyse der subjektiv wahrgenommenen Kompetenzen. Der wahrgenommene Zuwachs an Kompetenzen der aktiv 
Teilnehmenden im Vergleich zu der Kontrollgruppe ist statistisch auf dem 5%-Niveau signifikant (F(1) = 51.9, p = .000, g 2 = .136) 


3.3.3 Effektivität des Online-Kurses 


Subjektiver Wissens- und 
Kompetenzenzuwachs 

Vor Beginn des Online-Kurses wurden die berufstätigen 
Teilnehmenden im Rahmen der Prä-Befragung gebeten, 
ihr Wissen bezüglich der Thematik »sexueller Missbrauch 
an Kindern und Jugendlichen« sowie ihre Kompetenzen 
in Bezug auf den professionellen Umgang mit Fällen se¬ 
xuellen Missbrauchs auf einer vierstufigen Skala von 1 = 
sehr umfangreich bis 4 = gar nicht umfangreich einzu¬ 
schätzen (N=248). Sowohl das Wissen als auch die Kom¬ 
petenzen werden vor Beginn des Online-Kurses auf einem 
mittleren Niveau angesiedelt (46 % kreuzten bei Wissen 
die oberen beiden Kategorien »sehr bzw. eher umfang¬ 


reich« an, 36 % bei den Kompetenzen). Dies verdeutlicht 
noch einmal den Fortbildungsbedarf von Berufstätigen im 
medizinisch-therapeutischen und pädagogischen Bereich 
zu dieser Thematik. 

Nach Beendigung des Online-Kurses wurde durch die 
Teilnehmenden eine erneute Einschätzung bezüglich des 
Wissenstandes und der Kompetenzen vorgenommen. In 
beiden Bereichen kann ein signifikanter Zuwachs in der 
subjektiven Wahrnehmung beobachtet werden. Als sehr 
bzw. eher umfangreich schätzen nun 96 % ihr Wissen und 
90 % ihre Kompetenzen ein. 

Im Vergleich dazu ist bei der Wartekontrollgruppe 
(N=85) keine subjektive Steigerung des Wissens und 
der Kompetenzen zu verzeichnen (vgl. O Abb. 3.2 und 
□ Abb. 3.3). 
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Wenn ich mit einem Missbrauch konfrontiert bin, weiß ich, 
wie ich mich verhalten soll. 
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O Abb. 3.4 Prä-Post-Analyse des Items »Wenn ich mit einem Missbrauchsfall konfrontiert bin, weiß ich, wie ich mich verhalten soll.« Der 
Zuwachs an Selbstwirksamkeit der aktiv Teilnehmenden im Vergleich zu der Kontrollgruppe ist statistisch auf dem 5%-Niveau signifikant 
(F(1) = 56, p = .000, r| 2 = .145) 


Folgende Aussagen von Kursteilnehmerinnen in der 
abschließenden Befragung spiegeln diese subjektiv emp¬ 
fundene Wissens- und Kompetenzsteigerung wider: 

» Ich nehme einen offeneren, proaktiveren Umgang mit 
(bisherVermeidung des Themas aufgrund der hohen emo¬ 
tionalen Belastung). Ich nehme eine Art Struktur bzw. Fahr¬ 
plan mit und einen ruhigen Umgang damit (bisher absolute 
Panik falls Konfrontation mit dem Thema). «(Psychologin 
in psychotherapeutischer Ausbildung, 38 Jahre) 

» Ich habe festgestellt, dass ich vorher über viel Halb¬ 
wissen verfügt habe. Durch dieTeilnahme an diesem 
Kurs erarbeitete ich mir ein fundierteres Wissen, dass ich 
in meinem beruflichen Kontext auch z. B. im Umgang 
mit Krisen, die ihren Ursprung nicht zwangsläufig im 
sexuellen Missbrauch haben müssen, anwenden kann. « 
(Erzieherin, 48 Jahre) 

Selbstwirksamkeit 

Angesichts der hohen Unsicherheit von Fachpersonen 
im medizinisch-therapeutischen und pädagogischen Be¬ 
reich im Umgang mit (potenziellen) Fällen von sexuellem 
Kindesmissbrauch (vgl. Liebhardt et al. 2013) war es ein 
Ziel des Online-Kurses, den Teilnehmenden diesbezüg¬ 
lich mehr Sicherheit zu vermitteln. Zur Evaluation dieses 
Zieles wurde ein Fragebogen zur Selbstwirksamkeit mit 


15 Items erstellt, auf der die Teilnehmenden ihre erlebte 
eigene Selbstwirksamkeit im Umgang mit (potenziellen) 
Fällen von sexuellem Missbrauch bzw. von sexuellem 
Missbrauch Betroffenen und deren Bezugspersonen auf 
einer Skala von 1 (stimme nicht zu) bis 4 (stimme voll 
zu) einschätzen. Der Mittelwert dieser Skala ist bei der 
Prä-Befragung vor Beginn des Online-Kurses der Berufs¬ 
tätigen mit einem Wert von 3.2 bereits auf einem hohen 
Niveau. Im Vergleich zu der Kontrollgruppe kann in der 
Prä-Post-Analyse vor allem bei vier Items dennoch eine 
Verbesserung der Selbstwirksamkeit bei den Teilnehmen¬ 
den des Online-Kurses (N = 248) festgestellt werden. Diese 
Items fokussieren auf Handlungswissen und das Wissen 
um eigene Kompetenzen und Grenzen (vgl. □ Abb. 3.4, 
□ Abb. 3.5, O Abb. 3.6, □ Abb. 3.7). 

Den Zuwachs an Selbstwirksamkeit zeigt auch die 
Aussage einer Teilnehmerin in der abschließenden Be- 
fragung: 

» Ich schrecke vor diesem Thema nicht mehr zurück, 
habe mich mit meinen Gefühlen und Haltungen zu den 
einzelnen Aspekten auseinandergesetzt. Ich fühle mich 
klarer und sicherer beim Vorgehen in einem Verdachtsfall 
und in der Beratung von betroffenen Bezugspersonen. 

Nicht zuletzt weiß ich, bei welchen Personen oder Institu¬ 
tionen ich Unterstützung oder weiterführende Hilfe be¬ 
kommen könnte. « (Schulpsychologin, 61 Jahre) 
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O Abb. 3.5 Prä-Post-Analyse des Items »Ich bin mir sicher, dass ich mit einem von Missbrauch betroffenen Kind kompetent umgehen 
könnte.« Der Zuwachs an Selbstwirksamkeit der aktiv Teilnehmenden im Vergleich zu der Kontrollgruppe ist statistisch auf dem 5%-Niveau 
signifikant (F(1) = 20.5, p = .000, n 2 = .058) 
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O Abb. 3.6 Prä-Post-Analyse des Items »Ich bin mir sicher, dass ich mit den Bezugspersonen eines von Missbrauch betroffenen Kindes 
kompetent umgehen könnte.« Der Zuwachs an Selbstwirksamkeit der aktiv Teilnehmenden im Vergleich zu der Kontrollgruppe ist statis¬ 
tisch auf dem 5%-Niveau signifikant (F(1) = 40, p = .000, n 2 = -108) 
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O Abb. 3.7 Prä-Post-Analyse des Items »Bei der Konfrontation mit einem Missbrauchsfall kann ich meine Kompetenzen richtig einschät¬ 
zen und weiß, wo meine Grenzen liegen.« Der Zuwachs an Selbstwirksamkeit der aktiv Teilnehmenden im Vergleich zu der Kontrollgruppe 
ist statistisch auf dem 5%-Niveau signifikant (F(1)=27.3, p = .000, n 2 = .076) 


3.3.4 Gründe für einen Kursabbruch 


Von den 1.060 Personen, die sich im Rahmen der ersten 
Testkohorte im August 2012 für den Kurs registriert hat¬ 
ten, schlossen 571 Personen den Kurs im Oktober 2013 
erfolgreich ab. Das entspricht einer Drop-out-Rate von 
46 %. Bei der Analyse dieser Personen zeigt sich, dass die 
meisten Personen in den ersten drei Monaten des auf¬ 
grund der Entwicklungsphase auf eineinhalb Jahre aus¬ 
gedehnten Kurses ausschieden. 

Es brachen signifikant mehr Männer als Frauen ab 
(51 % vs. 44 %; x 2 (1) = 4.2, p=042, io = .13) und mehr 
Studierende als Berufstätige (54 % vs. 41 %; x 2 (l) = 16.0, 
p = .000, ca = .49). Abbrecherinnen und Nicht-Abbreche¬ 
rinnen unterscheiden sich nicht in eigenen Erfahrungen 
sexueller Übergriffe. 

Die Personen, die aus dem Kurs ausgeschieden sind, 
wurden nach ihren Gründen befragt, warum sie den Kurs 
nicht beendet haben (N=498; vgl. □ Tab. 3.3). Bei dieser 
Befragung zu den Gründen des Kursabbruches wurden 
Personen befragt, die sowohl in der ersten als auch in der 
zweiten Kohorte ausgeschieden sind. Dabei werden vor al¬ 
lem zeitliche Gründe durch berufliche (74 %) und private 
(60 %) Verpflichtungen genannt. Ein weiterer Faktor ist, 
dass die vermittelten Inhalte bereits bekannt waren (18 %). 
Andere inhaltliche Gründe wie unpassender Bezug zum 
eigenen Berufsalltag (10 %) und eine zu hohe emotionale 
Belastung der Lerninhalte (4 %) sowie gestalterische/tech¬ 
nische/administrative Gründe wie ein zu komplizierter 
Aufbau der Lernplattform (12 %), eine nicht ansprechende 


□ Tab. 3.3 Gründe für Kursabbruch 


Prozentuale Häu¬ 
figkeit N = 498 

Zeitliche Gründe beruflich 

74% 

Zeitliche Gründe privat 

60% 

Vermittelten Inhalte bereits bekannt 

18% 

Zu komplizierter Aufbau der 
Lernplattform 

12% 

Unpassender Bezug zum eigenen 
Berufsalltag 

10% 

Probleme bei Anmeldung (Passwort etc.) 

10% 

Nicht ansprechende Gestaltung der 
Lerninhalte 

9% 

Prüfungsvoraussetzungen zu hoch 

9% 

Unzufriedenheit mit Gruppenzuteilung 

7% 

Zulassungsvoraussetzungen zu hoch 
(Befragungen etc.) 

5% 

Zu hohe emotionale Belastung durch 
die Lerninhalte 

4% 

Ich schätze meine PC-Kenntnisse zu 
gering ein 

2% 


Gestaltung der Lerninhalte (9 %) oder zu hohe Prüfungs¬ 
voraussetzungen (9 %) spielen für die Teilnehmenden in 
der Entwicklungsphase des Online-Kurses nur eine unter¬ 
geordnete Rolle. 
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Außerdem zeigt sich, dass die Personen, die aus dem 
Kurs ausschieden, signifikant seltener in ihrem Arbeits¬ 
umfeld darin unterstützt wurden, an dieser Fortbildung 
teilzunehmen als Personen, die den Kurs beendeten 
(26 % Unterstützung vs. 59 % Unterstützung; x 2 (l) = 67.8, 
p = .000, d) = 2.68, N = 641). 

3.4 Fazit 


Der Online-Kurs »Prävention von sexuellem Kindesmiss¬ 
brauch« der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie 
der Universitätsklinik Ulm wurde entwickelt, um eine 
Aus- und Fortbildungslücke im Bereich des Umgangs mit 
potenziellen Missbrauchsfällen zu schließen, insbesonde¬ 
re in der praktischen Arbeit medizinisch-therapeutischer 
und pädagogischer Berufsgruppen. Das ambitionierte 
Projekt hatte zum Ziel, ein umfassendes, qualitativ hoch¬ 
wertiges und wissenschaftlich evaluiertes Kursangebot zu 
schaffen, welches dem Bedarf der unterschiedlichen Ziel¬ 
gruppen gerecht wird. 

Die Rückmeldungen der Teilnehmenden der ersten 
Testkohorte in den Revisionserhebungen zur Zufrieden¬ 
heit ebenso wie die Prä-Post-Erhebungen unter Hinzuzie¬ 
hung einer Wartekontrollgruppe zeigen eindrücklich, dass 
der entstandene E-Learning-Kurs dem Anspruch eines 
wirksamen und gleichzeitig nutzerfreundlichen Fort¬ 
bildungsangebotes gerecht wird. Die didaktische Vielfalt 
der Lernressourcen bewirkt dabei bei den berufstätigen 
Teilnehmenden sowohl eine Steigerung des Wissens, der 
Handlungskompetenz, des konstruktiven emotionalen 
Umgangs sowie der Selbstwirksamkeit im Umgang mit 
(potenziellen) Missbrauchsfällen. Diese Verbesserung an 
professionellen Kompetenzen bei Berufstätigen im medi¬ 
zinisch-therapeutischen und pädagogischen Feld macht 
somit deutlich, dass solche neuen Lehr- und Unterrichts- 
angebote eine wesentliche Bereicherung in der Fortbil¬ 
dung darstellen können, gerade weil sie es ermöglichen, 
eine Großzahl von Fachkräften fundiert und differenziert 
weiterzubilden. 

Der Online-Kurs »Prävention von sexuellem Kindes¬ 
missbrauch« erfreute sich dabei einer so hohen Nachfra¬ 
ge sowohl aus dem medizinisch-therapeutischen als auch 
aus dem pädagogischen Berufsfeld, dass ihr in der Ent¬ 
wicklungsphase aus Kapazitätsgründen nicht vollständig 
begegnet werden konnte. Aus diesem Grund und zur wei¬ 
teren Deckung des zweifellosen Bedarfs an qualitativ hoch¬ 
wertigen Ressourcen der Fort- und Weiterbildung zum 
Umgang mit potenziellen Missbrauchsfällen entstand die 
in diesem Handbuch umgesetzte Idee, die in diesem Rah¬ 
men erstellten Fachtexte auch außerhalb des Online-Kur- 
ses einem breiteren Anwenderkreis zugänglich zu machen. 
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Kapitel 4 • Sexueller Missbrauch und Kinderschutz - Perspektiven im Wandel 


4.1 Einleitung 

Ein zentrales Prinzip, auf dem das Selbstverständnis 
unserer Gesellschaft basiert, ist der Schutz vulnerabler 
Gruppen durch die Gemeinschaft. Auf Kinder trifft dieser 
Schutzauftrag in besonderem Maße zu, gelten sie, nach 
unserem Konzept von »Kindheit« als einer besonderen 
Lebensphase gegenüber Erwachsenen doch, per se als be¬ 
sonders verletzlich, abhängig und unschuldig. Kann ihr 
Wohlergehen nicht durch die genuin dafür Zuständigen, 
die Eltern bzw. die Familie gewährleistet werden, so sieht 
sich heute der Staat in der Pflicht, einzugreifen. Ein Ver¬ 
sagen dieser letzten Schutzinstanz ist für die Betroffenen 
tragisch, insbesondere wenn die außerfamiliären Institu¬ 
tionen selbst zu Orten der Misshandlung werden. 

Was jedoch jeweils als »Kindeswohl«, »Kinderschutz« 
oder »Kindesmissbrauch« verstanden wurde hat sich im 
Verlauf der Geschichte immer wieder geändert. In die¬ 
ser historischen Einführung sollen die Entwicklung ge¬ 
sellschaftlicher Sichtweisen auf Misshandlung und insbe¬ 
sondere sexuellen Missbrauch von Kindern und die damit 
verbundenen medizinischen, rechtlichen und politischen 
Diskurse um den Kinderschutz beleuchtet werden. Eine 
diskursive Analyse dieser Teilbereiche zeigt ein Zusam¬ 
menspiel verschiedener Konjunkturen der Thematisie- 
rung von Kinderschutz mit dem Ergebnis einer seit dem 
19. Jahrhundert voranschreitenden Medikalisierung des 
Kinderschutzkomplexes (siehe hierzu auch Görgen 2012; 
Görgen et al. 2014; Schmitz u. Fangerau 2010). Auch die 
Rolle der Medien wird beleuchtet, die im Kontext der 
emotional aufgeladenen Thematik den öffentlichen Dis¬ 
kurs widerspiegeln, (mit-)bestimmen und das politische 
Agenda-Setting im Kinderschutz vorantreiben können. 

Die Ereignisse der jüngsten Geschichte, das Bekannt¬ 
werden jahrzehntelangen, strukturell begünstigten Miss¬ 
brauchs gerade innerhalb der Institutionen, die staat- 
licherseits, aber vor allem auch ihrem Selbstverständnis 
nach als Schutzinstanzen dienen sollten, werden im letz¬ 
ten Abschnitt kurz skizziert, können an dieser Stelle je¬ 
doch nicht in der Tiefe dargestellt und analysiert werden. 

4.2 Historische Entwicklungen 

4 . 2.1 Gesellschaftliche Sichtweisen und 
Bewertungen sexuellen Missbrauchs 
und erste Maßnahmen zum 
Kinderschutz 


Sexuelle Kontakte zwischen Erwachsenen und Kindern 
bzw. Jugendlichen sind ein Phänomen, das kultur- und 
epochenübergreifend belegt ist. Besonders bekannt ist in 
diesem Zusammenhang das Beispiel der »Knabenliebe«. 


Darunter wurde im antiken Griechenland ursprünglich 
ein als Macht- und Statusdemonstration der Oberschicht 
angelegtes pädagogisches Konzept gefasst, in das sich der 
jugendliche, abhängige und unfreie Part selbstverständ¬ 
lich zu fügen hatte, und das auch sexuelle Verfügbarkeit 
einschloss. 

Der Hinweis auf eine (angebliche) historische »Tradition« stellt eine 
häufige Legitimationsstrategie von Pädophilie-Befürwortern im Dis¬ 
kurs um die strafrechtliche Normalisierung sexueller Handlungen 
zwischen Erwachsenen und Kindern dar. Diese Argumentation ver¬ 
kennt jedoch historischeTatsachen bzw. deutet sie für eigene Zwecke 
um, negiert jeglichen wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn und die 
Grundsätze unserer Gesellschaftsordnung (Lutterbach 2007). 

Dieser - aus heutiger Sicht - sexuelle Missbrauch wurde 
jedoch in der Vormoderne zumeist nicht als gesellschaft¬ 
licher Normal-, sondern Sonderfall bewertet, zumal wenn 
(vorpubertäre) Kinder betroffen waren. Die eindeutige 
Verurteilung als Verbrechen, seine gesellschaftliche Äch¬ 
tung und systematische strafrechtliche Ahndung sind je¬ 
doch ein Produkt der westlichen Moderne. 

ln Deutschland hat sich der Begriff des »sexuellen Missbrauchs« für 
die sexualisierte Form der Kindesmisshandlung eingebürgert. Es 
handelt sich dabei um eine ungenaue Übersetzung des englischen 
»child abuse« oder »sexual abuse«, wobei »abuse« jegliche Art von 
Misshandlung meint. 

Indem sich die christliche Liturgie in Europa verbreite¬ 
te, gewannen ein neues Menschenbild, sowie ein neuer 
Verhaltenskodex an Einfluss. Die besonders vulnerable 
Gruppe der Kinder profitierte in Europa seit dem Hoch- 
und Spätmittelalter von der Erkenntnis der Existenz einer 
eigenständigen und förderungswürdigen Lebensphase: 
der Kindheit. Erste Institutionen zum Schutz unversorg¬ 
ter Kinder, wie z. B. in Klöster integrierte Waisen- und 
Findelhäuser oder auch Drehladen zur anonymen Kindes¬ 
aussetzung, wurden installiert. 

Sexuelle Handlungen Erwachsener an Kindern, in 
mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Rechtsquellen als 
»Unzucht«, »Notzucht« oder »Blutschande« etc. bezeich¬ 
net, wurden von kirchlicher Seite scharf verurteilt und mit 
umfangreichen Einzelurteilen belegt (zur mittelalterlichen 
Rechtsprechung in Bezug auf die Rechte von Kindern bzw. 
bei Misshandlungs- und Missbrauchsfällen und ihrer Be¬ 
wertung durch die Kirche siehe auch Lutterbach 2007, 
2003; Schwarz 1993, S. 100 ff.). Allgemeine Normen zum 
Schutz von Kindern vor Übergriffen existierten jedoch bis 
ins 20. Jahrhundert nicht, zudem wurden Verfahren auch 
durch das Fehlen gesetzlich festgelegter Altersgrenzen er¬ 
schwert, die heute juristische Orientierung bieten. 

Zur ungefähren Definition griff man auf Altersstufenmodelle zurück, 
die seit der Antike durch Philosophen und Gelehrte wie Cicero, Au¬ 
gustinus und Bartholomäus Anglicus entwickelt wurden und ein 
Menschenleben in unterschiedlich charakterisierte Lebensalter ein¬ 
teilten (Saake 2006, S. 102 ff.). 
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Wurde Missbrauch überhaupt geahndet, dann normaler¬ 
weise bei außerfamiliären Fällen und als »Eigentumsde¬ 
likt«: die Verurteilung des erwachsenen Täters bezog sich 
meist auf die »Wertminderung« von Mädchen durch den 
Verlust ihrer Jungfräulichkeit und Ehre (Deegener 2010, 
S. 40). Die öffentliche Empörung bezog sich vor allem 
auf das moralische Fehlverhalten des Erwachsenen. Die 
potenzielle psychische Schädigung des betroffenen Kindes 
spielte kaum eine Rolle. 

Diese gesellschaftliche Bewertung zeigen z. B. auch Aktenbestände 
des Ulmer »Funden- und Waisenhauses«, das seit dem Spätmittelalter 
unversorgte Kinder aufnahm. Es finden sich seit dem 16. Jahrhundert 
Aktenvermerke zu sexuellen Kontakten zwischen Erwachsenen und 
weiblichen Heimkindern; wurden diese (im Normalfall durch Schwan¬ 
gerschaft) öffentlich, so erfolgte oft eine Bestrafung beider Partei¬ 
en. Die richterlich angeordnete Wiedergutmachung des »sittlichen 
Schadens« bestand von Seiten des Erwachsenen zumeist darin, das 
gezeugte Kind zu sich zu nehmen (Griemmert 2012, S. 227 f.). 

Durch Prozesse der Säkularisierung und Aufklärung wan¬ 
delte sich um das 18. Jahrhundert das öffentliche Bild des 
Kindes. Hatte es jahrhundertelang im Sinne des Erbsünde¬ 
gedankens als unvollkommenes, sündhaftes Wesen gegol¬ 
ten, wurden Kinder mehr und mehr zu asexuellen Wesen 
umgedeutet, deren Entwicklungspotenzial und spirituelle 
wie physische Unschuld durch »verdorbene« Erwachsene 
in Gefahr sei (Cunningham 2006, S. 95). So gewann in 
der Öffentlichkeit die Vorstellung einer »Kindheit« als ein 
von der Sphäre der Erwachsenen separierter Schutzraum 
an Einfluss. Gerade »Unzucht an Kindern« galt seit dem 
Beginn des 19. Jahrhunderts als »Symbol nichtbürgerlicher 
und unsittlicher Verhaltensformen« (Kerchner 2000, S. 18) 
und als Indikator für den moralischen Niedergang einer 
Gesellschaft, der überwiegend niederen sozialen Schich¬ 
ten zugeschrieben wurde und den es zu bekämpfen galt. 

Neben die traditionellen kirchlichen Kinderschutzin¬ 
stitutionen wie z. B. Waisenhäuser traten nun vermehrt 
private Initiativen, so z. B. die 1829 gegründete, religiös 
geprägte »Gesellschaft zum Schutz sittlich vernachlässig¬ 
ter Kinder«. Mit der Gründung lokaler nichtstaatlicher 
Kinderschutzinstitutionen, den »Societies for the Pre¬ 
vention of Cruelty to Children«, wurde in den USA und 
Großbritannien im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts der 
Kinderschutzgedanke mit dem Ziel einer Disziplinierung 
der »Unterschichten« verschränkt (Ferguson 1996; zu die¬ 
ser Thematik siehe auch Eckhardt 1998; Ferguson 2004, S. 
28 f., Görgen 2012; Schmitz u. Fangerau 2010). Er bean¬ 
spruchte damit ein gewisses Maß der Kontrolle über sozial 
schwache, kinderreiche Familien. 

Die Implementierung von Gesetzen wird mitunter 
auch auf ökonomische Logiken zurückgeführt, in dem 
Sinne, dass kranke oder gar tote Kinder langfristig zu 
einer volkswirtschaftlichen Schwächung führen könnten 
(Herrmann et al. 2010, S. 5). Entsprechend wurde das erste 


Gesetz, das speziell zum Schutz von Kindern implemen¬ 
tiert wurde, im Bereich des Arbeitsschutzes erlassen. Das 
Preußische Regulativ von 1839, das in der Folgezeit meh¬ 
reren europäischen Staaten als Vorbild diente, zielte darauf 
ab, die wirtschaftliche Ausbeutung von Kindern während 
der Industrialisierung einzudämmen (Dörr 2004). 

Ab den 1880er-Jahren ersetzten staatliche Interventio¬ 
nen nach und nach das private Engagement im Bereich 
des Kinderschutzes und durch das 1900 erstmals aufge¬ 
legte Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) wurde das »Kinds¬ 
wohl« endgültig staatlich definiert (vgl. auch Schmitz u. 
Fangerau 2010, S. 36). 1912 wurden Kindesmisshandlung 
und -Vernachlässigung schwerer Körperverletzung gleich¬ 
gesetzt, jedoch galt die »Züchtigung« von Kindern bis zur 
Jahrtausendwende als legitimes Erziehungsmittel und 
wurde nur bei exzessiver Anwendung und Schädigung des 
Kindes geahndet (das Züchtigungsrecht für Lehrkräfte an 
Schulen wurde 1973 abgeschafft; der Freistaat Bayern folg¬ 
te 1980). Das kindliche Recht auf gewaltfreie Erziehung (§ 
1631 BGB) existiert in Deutschland erst seit dem Jahr 2000 
(Herrmann et al. 2010, S. 7 f.). 

4 . 2.2 Das Kind im Fokus von Medizin, 
Pädagogik und Psychologie 


Das wissenschaftliche Interesse am Kind war im Rahmen 
der Entstehung der Nationalstaaten und ihrem Bedarf an 
leistungsfähigen Arbeitskräften und militärischem Perso¬ 
nal stark angestiegen. Die sich professionalisierende und 
ausdifferenzierende Medizin des späten 19. Jahrhunderts 
erkannte Kinder als neue Patientengruppe und definierte 
die Bedingungen für eine ideale Kindesentwicklung durch 
immer detaillierteres Wissen über die Zusammenhänge 
von Ernährung, Pflege, Zuwendung und Entwicklungs- 
schritte. Indem sich ihr Deutungsbereich so in traditio¬ 
nelle Familienthemen ausweitete, ging der Status des »Ex¬ 
perten« für richtige Kindererziehung und Pflege von den 
Eltern auf den Arzt über (Liebei et al. 2007, S. 29 f.). 

Diese Ausweitung medizinischer Definitionssphären, die sich in die¬ 
sem Fall an der ärztlichen Einmischung in traditionelle Familienthe¬ 
men zeigt, wird mit dem Begriff der »Medikalisierung« beschrieben. 
Für eine Übersicht verschiedener moderner Medikalisierungsdebat- 
ten siehe Wehling et al. (2007). 

Auch die noch jungen Wissenschaften Psychologie und 
Pädagogik entdeckten das Kind als Untersuchungs-, Bera- 
tungs- und Manipulationsobjekt. Ab dem späten 19. Jahr¬ 
hundert konkurrierten verschiedene Erziehungskonzepte 
und Entwicklungstheorien darum, die universelle Anlei¬ 
tung zur Formung des Kindes zu einem körperlich wie 
geistig gesunden und leistungsstarken Erwachsenen zu 
bieten. Wichtige Anstöße für nachfolgende Generationen 



30 


Kapitel 4 • Sexueller Missbrauch und Kinderschutz - Perspektiven im Wandel 


von Psychologen gaben im späten 19. und frühen 20. Jahr¬ 
hundert Schriften wie z. B. William T. Preyers (1841-1897) 
Die Seele des Kindes von 1882 und William Sterns (1871— 
1931) Thesen, die sich gegen die frühere Auffassung der 
kindlichen Psyche als »unbeschriebene Tafel« im Sinne 
John Lockes (1632-1704) wandten (Locke 1712) und im 
Gegenteil ein schon vorgeburtlich vorgeformtes Ent¬ 
wicklungspotenzial postulierten. Ab den 1920er-Jahren 
versuchten Behavioristen wie z. B. John B. Watson (1878- 
1958) Kindern die erwünschten Verhaltensweisen durch 
die Durchsetzung rigider Regelkataloge mittels Strafe und 
Belohnung »anzutrainieren«, während die Psychoanalyse 
umgekehrt davor warnte, kindliche Emotionen und Triebe 
zu unterdrücken. Aus der Sicht weise der Psychoanalyse 
galt dieses Vorgehen als gefährlich und falsch, da Emotio¬ 
nen und Triebe bestimmend für das weitere Leben seien 
und sich sonst im Erwachsenenalter wieder zeigen wür¬ 
den. Sigmund Freuds Psychoanalyse, die - insbesondere 
auch sexuelle - Erfahrungen aus frühester Kindheit als 
prägend für die gesamte erwachsene Persönlichkeit ansah, 
stand insofern durch die Annahme einer kindlichen Se¬ 
xualität der romantischen Idee des »asexuellen« Kindes 
konträr entgegen (Cunningham 2006, S. 240 ff.). 

ln seiner Ätiologie der Hysterie benannte Freud 1886 als ursächlich 
für psychische Störungen das Erleiden sexuellen Missbrauchs in der 
Kindheit. Diese Thesen widerrief er jedoch wenig später und deutete 
sie um in kindliches Wunschdenken nach sexuellem Kontakt mit El¬ 
tern im Rahmen des Ödipuskomplexes (Martin 1995). 


4 . 2.3 Die Rolle der medizinischen 
Diagnostik 


Der anhaltende öffentliche Diskurs um den sexuellen 
Missbrauch von Kindern führte auch zu einer verstärkten 
medizinischen Beschäftigung mit der Thematik. Berichte 
über die körperlichen Missbrauchs- und Misshandlungs- 
anzeichen bei Kindern wurden im 19. Jahrhundert zu¬ 
nächst vor allem von Rechtsmedizinern und Kriminolo¬ 
gen verfasst, jedoch blieben diese vorerst gesellschaftlich 
nahezu unbeachtet. Zu neu war das Fachgebiet, zu unver¬ 
bindlich die Diagnosen - und damit zu groß die Sorge vor 
falschen Anschuldigungen. 

Als wichtiger Vertreter dieser frühen Bemühungen, Anzeichen für die 
verschiedenen Formen von Kindesmissbrauch zu definieren, gilt der 
Gerichtsgutachter Ambroise Tardieu (1818-1879), der zwischen 1857 
und 1868 Studien zu insgesamt über 1.000 Fällen veröffentlichte (Lab- 
be 2005; Schmitz u. Fangerau 2010). 

Auch für die ärztliche Diagnosestellung selbst spielten 
die gesellschaftliche Skandalisierung und gleichzeitig Ta¬ 
buisierung des gesamten Missbrauchskomplexes eine off 
entscheidende Rolle: So wurden Geschlechtskrankheiten 


bei Kindern bis weit ins 20. Jahrhundert hinein zwar off 
erkannt, jedoch eine Ansteckung durch sexuellen Miss¬ 
brauch nicht in Betracht gezogen, obwohl die medizini¬ 
schen Zusammenhänge für erwachsene Patienten bekannt 
waren. Stattdessen zogen die Ärzte andere Erklärungs- 
muster, etwa mangelnde Hygiene, heran (Görgen 2012; 
Sacco 2002). 

Zum Ende des 19. Jahrhunderts hatten Berichte über 
Kindesmissbrauch hohe Konjunktur in der Presse, wobei 
die Fälle zumeist mit reißerischen Schlagzeilen und dem 
Kontrast von kindlicher Unschuld und dämonisiertem 
Täter um die Gunst der Leser buhlten. 

Zum Gründungsmythos des US-amerikanischen Kinderschutzes ge¬ 
hört die »rührende« Geschichte der im New York der 1880er-Jahre 
misshandelten und vernachlässigten »Mary Ellen«. Anja Eckhardt 
(1998) konnte nachweisen, dass es sich dabei um eine bewusste me¬ 
diale Inszenierung handelte, deren Narrativ nur wenig mit den tat¬ 
sächlichen Fakten zu tun hatte. Dieser Gründungsmythos wird bis 
heute im englisch- wie im deutschsprachigen Raum überwiegend 
unkritisch übernommen, so auch in Herrmann et al. 2010, S. 6. 

Nach Bekanntwerden von einzelnen Fehlurteilen und Ver¬ 
leumdungen wurde die Opferperspektive um die Jahrhun¬ 
dertwende jedoch mehr und mehr infrage gestellt, und es 
folgte ein Umschwung der medialen Meinung. Kerchner 
spricht in diesem Zusammenhang von der »Kinderlüge«- 
Kampagne, die die Glaubwürdigkeit kindlicher Aussagen 
in Berufung auf Pädagogen, Mediziner, Kriminologen 
etc. in Zweifel zog. Begründet wurde das Misstrauen mit 
deren großer Beeinflussbarkeit und Fantasie, medizini¬ 
schen Diagnosen wie »Hysterie« oder bei Zugehörigkeit 
der kindlichen Zeugen zu niederen sozialen Schichten der 
Unterstellung von »milieubedingter Niedertracht« oder 
»sexueller Verwahrlosung«. Damit einher ging vielmals 
der Vorwurf einer »Mittäterschaft« des Kindes, wenn es 
sich z. B. nicht aktiv gegen sexuelle Handlungen gewehrt 
oder sie Angehörigen gegenüber zunächst verschwiegen 
hatte (Kerchner 2000, S. 21 ff.). 

Dass sich trotz verschiedener Ansätze, etwa John Caf- 
feys (1895-1978) »Baby Whiplash Syndrom« (Caffey 1946) 
aus dem Jahre 1946, lange keine spezifische Diagnostik 
durchsetzen konnte, war auch dem weitgehenden Ver¬ 
schwinden der Themen Kindesmisshandlung und -miss¬ 
brauch geschuldet. So verschwand zwischen 1920 und 1970 
der institutionalisierte Kinderschutz aus der öffentlichen 
Debatte (Ferguson 2004; Görgen u. Kessler 2013; Hacking 
1991). Die gegründeten Verbände und Institutionen übten 
jedoch in diesem Zeitraum ihre Funktion aus und befan¬ 
den sich auch in einem nach innen gerichteten Prozess der 
strukturellen Differenzierung und Professionalisierung. 
Erst in der Folge des von Henry Kempe (1895-1984) gepräg¬ 
ten Befundes des »Battered Child Syndroms« (Kempe et 
al. 1962) erschienen in Deutschland ab 1962 die ersten me- 
dizinwissenschafflichen Zeitschriffenveröffentlichungen 
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und wurde in einer breiten medizinischen Fachöffentlich¬ 
keit die Möglichkeit einer radiologischen Diagnostik eines 
sozialen Problems wahrgenommen. Einen weiteren Schub 
erhielt die wissenschaftliche Popularisierung des Kinder¬ 
schutzes 1971 mit der Beschreibung des »Shaken Baby Syn¬ 
droms« durch Norman Guthkelch (1971). 

4.3 (Inter-) Nationale Institutionalisie¬ 
rung des Kinderschutzes ab dem 20. 
Jahrhundert 


Hatten im Fokus der Kinderschützer und Wohlfahrtsein¬ 
richtungen bislang vor allem praktische Hilfeaspekte und 
moralische bzw. ideologische Anliegen gestanden, so ent¬ 
standen seit Anfang des 20. Jahrhunderts Kinderrechts¬ 
bewegungen, die sich für die Selbstbestimmungs- und 
Partizipationsrechte von Kindern einsetzten. 

Das erste internationale Kinderrechtsdokument, die 
»Genfer Deklaration der Rechte des Kindes«, wurde 1924 
durch den Völkerbund formuliert und beinhaltete (unver¬ 
bindliche) Forderungen nach würdigen Lebensbedingun¬ 
gen, Erziehung, Hilfe und Schutz vor Ausbeutung für Kin¬ 
der jeder Nationalität, Rasse oder Religionszugehörigkeit 
(Herrmann et al. 2010, S. 7). 

Der Völkerbund, der in Folge des Ersten Weltkriegs mit dem Ziel einer 
dauerhaften Friedenssicherung gegründet worden war, löste sich 
nach dem Zweiten Weltkrieg und seinem offensichtlichen Scheitern 
auf. 


4 . 3.1 Die Kinderrechtskonvention der 
Vereinten Nationen (CRC) 


Das bis heute wichtigste Menschenrechtsdokument für 
Kinder bildet die »Convention on the Rights of the Child« 
(CRC). Diese UN-Kinderrechtskonvention wurde 1989 
durch die Vollversammlung der Vereinten Nationen ver¬ 
abschiedet. Wie allen Menschenrechtsdokumenten der 
Vereinten Nationen liegen auch der Kinder rechtskonven¬ 
tion die Prinzipien der Universalität, Unteilbarkeit und 
Unveräußerlichkeit zugrunde. 

Die Basis aller universellen Menschenrechtsprinzipien bildet bis heu¬ 
te die Internationale Menschenrechtscharta (Universal Bill of Rights) 
der nach dem Zweiten Weltkrieg gegründeten Vereinten Nationen. 
1959 folgte eine eigenständige »Erklärung der Rechte der Kinder«, 
die jedoch noch keinen völkerrechtlich bindenden Charakter hatte. 

Das Kind wird darin nicht allein zum Fürsorge- oder 
Schutzobjekt degradiert, sondern als eigenständig han¬ 
delndes Individuum anerkannt, das qua Geburt Träger 
bürgerlicher und politischer sowie sozialer, kultureller 
und wirtschaftlicher Rechte ist. Dem Schutz des Kindes 


»vor jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltan¬ 
wendung, Schadenszufügung oder Misshandlung, vor 
Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor schlechter Be¬ 
handlung oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen 
Missbrauchs« (BMFSFJ 2010, S. 17, erstmals erschienen 
1989) widmet sich Artikel 19 der CRC. Der besondere 
Schutz des Kindes »vor allen Formen sexueller Ausbeu¬ 
tung und sexuellen Missbrauchs« wird in Artikel 34 noch 
einmal konkretisiert (BMFSFJ 2010, S. 24): 

»Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor 
allen Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen Miss¬ 
brauchs zu schützen. Zu diesem Zweck treffen die Ver¬ 
tragsstaaten [...] alle Maßnahmen, um zu verhindern, 
dass Kinder 

— zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Hand¬ 
lungen verleitet oder gezwungen werden; 

— für die Prostitution oder andere rechtswidrige Prakti¬ 
ken ausgebeutet werden; 

— für pornographische Darbietungen und Darstellun¬ 
gen ausgebeutet werden.« 

Trotz einer sehr hohen Ratifizierungsrate von 192 Staaten 
im Jahr 2013 ist die globale Reichweite der Kinderrechts¬ 
konvention als begrenzt anzusehen. So können Verstöße 
nicht angeklagt bzw. die durch sie verbrieften Rechte nicht 
eingeklagt werden und eine internationale Gerichtsbarkeit 
existiert nicht. 

Als Kontrollinstanz soll das »Commitee on the Rights of the Child« 
(Ausschuss für die Rechte des Kindes) dienen, das regelmäßig Berich¬ 
te der einzelnen Staaten über ihre Kinderrechtssituation entgegen¬ 
nimmt, prüft und kommentiert. 


4 . 3.2 Die Entwicklung der deutschen 
Kinder- und Jugendhilfe 


Die Institution des Jugendamtes wurde 1925 im Zuge des 
ein Jahr zuvor in Kraft getretenen Reichsgesetzes für Ju¬ 
gendwohlfahrt (auch: Reichsjugendwohlfahrtsgesetz) als 
Fürsorgeeinrichtung ins Leben gerufen. Zwischen 1933 
und 1945 diente das Jugendamt dem nationalsozialisti¬ 
schen Staat als Instrument ideologischer Lenkung und 
Kontrolle von Familien, insbesondere nachdem 1939 die 
institutionelle Selbstkontrolle der Jugendämter durch 
Gleichschaltung aufgehoben wurde (Berger 2007; für 
einen detaillierten Überblick der Entwicklung der öffent¬ 
lichen Jugendhilfe in Deutschland zwischen der Reichs¬ 
gründung und der Implementierung des Reichsjugend¬ 
wohlfahrtsgesetzes siehe Uhlendorff 2003). 1953 wurde 
das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz (RJWG) zum Jugend¬ 
wohlfahrtsgesetz (JWG) novelliert, das in der BRD bis 1991 
in Kraft war. 
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Seit 1991 wird die Kinder- und Jugendhilfe in Deutsch¬ 
land durch das im Achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII, 
§70) verankerte Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) 
geregelt. Danach ist die Kommunalverwaltung jedes 
Landkreises bzw. jeder kreisfreien Stadt Träger eines eige¬ 
nen zweigliedrig durch Jugendhilfeausschuss und Verwal¬ 
tung geführten Jugendamtes (Gries u. Ringler 2005). Das 
off als »Paradigmenwechsel« in der Jugendhilfe bezeich- 
nete KJHG setzt als Leistungsgesetz auf Unterstützung 
und Hilfsangebote (eine historische Bilanz der Genese der 
deutschen Jugendhilfe im 20. Jahrhundert und eine Ab¬ 
bildung der Diskussion über einen [vermeintlichen] Para¬ 
digmenwechsel durch das KJHG gibt Niemeyer 2003). 

Seit der Verabschiedung der CRC vor fast 25 Jahren 
haben viele Länder nationale Initiativen ins Leben gerufen 
und/oder Institutionen geschaffen: So sollte in Deutsch¬ 
land der »Nationale Aktionsplan für ein kindgerechtes 
Deutschland 2005-2010« die Lebensbedingungen von 
Kindern verbessern und ihre Rechte stärken; im nicht¬ 
staatlichen Bereich setzt sich unter anderem die National 
Coalition , ein Zusammenschluss von zur Zeit rund 100 
deutschen Organisationen und Initiativen aus verschie¬ 
denen gesellschaftlichen Bereichen unter dem Dach der 
Kinder- und Jugendnothilfe e.V., für die Umsetzung und 
Bekanntmachung der CRC ein. Den Forderungen der 
Kinderrechtskonvention nach einer Stärkung von Kinder¬ 
rechten wurde in der Bundesrepublik in Form einiger ge¬ 
setzgeberischer Maßnahmen Rechnung getragen, so z. B. 
mit dem »Gesetz zur Ächtung von Gewalt in der Erzie¬ 
hung« (2000), dem sog. »Kinderrechteverbesserungsge¬ 
setz« (2002, Langtitel: »Gesetz zur weiteren Verbesserung 
von Kinderrechten«), sowie der Annahme des »Aktions¬ 
plans zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor se¬ 
xueller Gewalt und Ausbeutung« (2003). 

Generell ist in den drei Diskursfeldern Medizin, Poli¬ 
tik und Medien ab dem Jahrtausendwechsel die »Ent¬ 
deckung« der Notwendigkeit präventiver Maßnahmen 
zum Schutz von Kleinkindern festzustellen, die sich in 
Deutschland unter anderem 2007 in der Gründung des 
»Nationalen Zentrums Frühe Hilfen« (NZFH) nieder¬ 
schlug. Ihren Ursprung hatte diese thematische Verschie¬ 
bung in einer ganzen Reihe von Skandalen um schwere 
Fälle von Misshandlung und Vernachlässigung von Säug¬ 
lingen und Kleinkindern durch ihre Eltern. Die öffentliche 
Skandalisierung befeuerte eine Beschäftigung mit dem 
Komplex »Kinderschutz« und hob damit das Thema auf 
die politische Agenda. 

Insgesamt wurde nun Prävention von Vernachlässigung zum zent¬ 
ralen Punkt der Debatte. Die »Frühen Hilfen« als transdisziplinär und 
interinstitutionell gedachtes Netzwerk (Stötzel 2009) aus primär- und 
sekundärpräventiven Maßnahmen, welches »Risikofamilien« Unter¬ 
stützung anbietet und Fälle von Kindeswohlgefährdung frühzeitig 


erfassen und verhindern sollte, wurde zum Kinderschutzinstrument 
erster Wahl (Pott et al. 2010, S. 1167). 

In der Folge wurde in den vergangenen Jahren die ver¬ 
bindliche Vorschreibung von Kindervorsorgeuntersu¬ 
chungen (»U-Untersuchungen«) und die Ermöglichung 
einer Datenweitergabe von Ärztinnen und Ärzten an die 
Sozialämter durch einige Bundesländer gesetzlich fest¬ 
gelegt. Eine regelmäßige Nichtteilnahme wurde entspre¬ 
chend als »ein Indiz [gewertet], dass die Eltern der ihnen 
zuvörderst obliegenden Pflicht zur Pflege ihrer Kinder 
nicht ausreichend nachkommen« (BR-Drucksache, zitiert 
nach: Görgen u. Kessler 2013, S. 13). 

4.4 Mediale, medizinische und politische 
Debatten um Missbrauch und 
Kinderschutz ab 1949 


Die Wichtigkeit einer historischen Aufarbeitung der me¬ 
dialen, medizinischen und politischen Debatte rund um 
den Schutz von Kindern vor Misshandlung und Miss¬ 
brauch hegt in der off interessengeleiteten Instrumenta¬ 
lisierung kinderschutzbezogener Diskurse. Diese sind 
einerseits sowohl eine faktische und sozialpolitische Not¬ 
wendigkeit, bieten darüber hinaus jedoch ein adäquates 
Mittel, Kindesmissbrauch kognitiv einzuordnen und die 
Rollenkompetenzen zwischen Kind und Erwachsenen 
klar zu verorten, ohne das Risiko einzugehen, moralische 
Normen zu verletzen. Schließlich bietet der Kinderschutz 
ein Definitionsmonopol und eine soziale Zugriffsmacht 
auf schwer zugängliche Bereiche wie die Familie, die es für 
die Akteure des Kinderschutzes auch aus machtpolitischer 
Perspektive sinnvoll machen, die Diskurse um Kindes¬ 
missbrauch mitzubestimmen (Görgen et al. 2013, S. 219). 

Über Jahrzehnte wurde das Fachwissen über den 
Schutz von Kindern nur innerhalb des Kinderschutzsys- 
tems generiert und weitergegeben und der Kinderschutz 
mehr und mehr aus der öffentlichen symbolischen und 
kommunikativen Praxis verdrängt, wozu auch die zuneh¬ 
mende Tabuisierung von Tod und Gewalt beitrug (Fergu¬ 
son 2004, S. 83 ff.). 

Ab den frühen 1970er-Jahren trat zu dem durch Kem- 
pe et al. (1962) neu definierten Aspekt der körperlichen 
Misshandlung von Kindern sowohl in der Medizin als 
auch in den Printmedien ein Diskurs um Jugendkrimina¬ 
lität. Ein Schwerpunkt lag dabei auf dem Migrationshin¬ 
tergrund der Kinder, aber auch »frühkindliche Depriva¬ 
tion« (Nitsch 1978, S. 1) wurde zu den Ursachen für spätere 
Jugendkriminalität gezählt. 
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4 . 4.1 Ausweitung der Kinderschutzdiskurse 
und -bewegungen seit den 
1970er-Jahren 


Die Ausweitung des gesellschaftlichen Diskurses um Kin¬ 
derschutz führte in der Bundesrepublik Deutschland in 
den 1970er-Jahren zu einer nichtstaatlichen, alternativen, 
teilweise instanzenkritischen Kinderschutzbewegung. 
Diese hatte unter anderem auch daran Anteil, dass 1976 
im Anschluss an ein Seminar des Soziologen Reinhard 
Wolff an der Freien Universität Berlin zum Thema der 
familiären Gewalt das erste deutsche Kinderschutz-Zent¬ 
rum gegründet wurde, das viele Nachahmer finden sollte 
(Herrmann 2010, S. 8). Parallel zum »alternativen Kin¬ 
derschutz« (Stallberg 1984) wurde ab Mitte der 1970er- 
Jahre die steigende Publikationstätigkeit im Bereich des 
Kinderschutzes durch die Etablierung feministischer So¬ 
zialtheorien bereichert und überlagert, die besonders die 
Problemkomplexe der häuslichen Gewalt, der sexuellen 
Gewalt gegen Frauen und im weiteren Verlauf auch der 
Gewalt gegen Kinder hervorhoben. Eine zentrale Be¬ 
deutung in der theoretischen Analyse kam Fragen von 
Machtausübung und der Täter-Opfer-Beziehungen zu. 
Gleichzeitig standen der alternative Kinderschutz mit 
seinen Zentren als zentralen Institutionen und der femi¬ 
nistisch geprägte Kinderschutz insofern in Konflikt zuei¬ 
nander, da sich die Zentren eher an familiensystemischen 
Theorien orientierten, während die feministisch gepräg¬ 
ten Institutionen parteilich auf Frauen und Mädchen fo¬ 
kussiert waren. Institutionell äußerte sich dieser Konflikt 
beispielsweise in der Errichtung eigener Instanzen, etwa 
der Vereine »Wildwasser e.V.« oder »Zartbitter e.V.« (Le¬ 
vold 1997, S. 67). Die neue feministische Bewegung beein¬ 
flusste »nachhaltig Definitionen, Forschungslinien, the¬ 
rapeutische und forensische Konzepte, politische Inter¬ 
ventionen und die Konstruktion autobiografischer Nar¬ 
rative und Bedeutungszuschreibungen und kreist um die 
Unausweichlichkeit schweren und anhaltenden Leidens 
durch solche Handlungen« (Janssen 2008, S. 56). Bereits 
1980 übte Alice Miller in der Monografie Am Anfang war 
Erziehung (Miller 1980) Kritik an der »schwarzen Päda¬ 
gogik«, der Erziehung mit den Mitteln der Gewalt und 
Demütigung. 

Miller analysierte darin unter anderem die Biografie Jürgen Bartschs 
(1946-1976), der in den 1960er-Jahren vier Jungen missbrauchte und 
tötete, bevor er festgenommen werden konnte. In seinen Lebens¬ 
erinnerungen beschreibt er seine Kindheit als von massiver seelischer 
und körperlicher Gewaltanwendung geprägt. 

1982 veröffentlichte Miller im Frauenmagazin Brigitte den 
Artikel »Die Töchter schweigen nicht mehr« (gekürzt ab¬ 
gedruckt in Miller 1983), im Juli 1984 erschien im Nach¬ 
richtenmagazin Der Spiegel ein Artikel mit dem Titel 


»Wenn du was sagst, bring ich dich um« (Roques 1984) 
über das Engagement des Vereins »Wildwasser e.V.« gegen 
sexuelle Gewalt. Im gleichen Jahr erschien auch sehr er¬ 
folgreich Barbara Kavemanns und Ingrid Lohstöters Buch 
mit dem Titel Väter als Täter (Kavemann u. Lohstöter 
1984). Dieses postulierte, dass jeder Mann ein möglicher 
Missbrauchstäter sei, thematisierte aber auch als eines der 
ersten Bücher im deutschsprachigen Raum, dass sexuel¬ 
le Gewalt eben nicht hauptsächlich durch den ominösen 
Fremdtäter, sondern im Umfeld des Kindes durch (männ¬ 
liche) Bezugspersonen stattfindet. 

In diesem Zeitraum gab es in der Bundesrepublik 
Deutschland auch immer wieder politische Initiativen mit 
der Zielsetzung, die Gesetzeslage zum Schutz des Kindes¬ 
wohls zu verbessern. 

Hierzu ist beispielsweise das »Gesetz zur Neuregelung des Rechts der 
elterlichen Sorge« (Bundesgesetzblatt 1979) zu zählen. Diese Geset¬ 
zesinitiative betraf die Definition des unscharfen Kindeswohl-Begriffs 
und Maßnahmen in den Bereichen der vormundschaftsgerichtlichen 
Eingriffsbefugnis bei Gefährdung des Kindes (Görgen u. Kessler 2013, 
S. 13). 

1985 wurden Kindesmisshandlungen - in diesem Fall be¬ 
sonders sexueller Missbrauch - auch bei der Jahrestagung 
der Deutschen Gesellschaft für Kinder- und Jugendme¬ 
dizin in Frankfurt am Main als Schwerpunktthema auf¬ 
geführt (Wegmann u. Beddies 2008, S. 74). 

Gleichzeitig zur »Entdeckung des Missbrauchs« ab 
den späten 1960er-Jahren gab es gesellschaftliche Tenden¬ 
zen einer sexuellen Liberalisierung. Die ursprünglich im 
linksliberalen Milieu geführten Diskurse über sexuelle 
Befreiung, Geschlechterverhältnisse und Sozialutopien 
wurden zunehmend auch von liberalen Gruppierungen 
des Bildungsbürgertums aufgegriffen. Im Fahrwasser der 
sog. Sexuellen Revolution versuchten Pädophile eine Ent- 
tabuisierung und Legalisierung von sexuellen Handlun¬ 
gen Erwachsener an Kindern zu erreichen. Innerhalb des 
Strafrechts formierte sich eine Strömung, die sich gegen 
das repressive Sexualstrafrecht wandte und eine Debatte 
um eine »sekundäre Viktimisierung« anstießen. 


Pädophile Lobbyisten suchten Anschluss beispielswei¬ 
se beim Kinderschutzbund, der Humanistischen Union 
aber auch bei Parteien wie Die Grünen oder auch der 
FDP (Göttinger Institut für Demokratieforschung 2013, S. 
111 f.). Sie initiierten im Jahr 1983 die »Arbeitsgemeinschaft 
Humane Sexualität«, in der sich neben dem umstrittenen 


Definition - 

Die These von einer sekundären Viktimisierung hebt 
darauf ab, dass für sexuell missbrauchte Kinder die 
juristische Strafverfolgung das eigentlich traumatisie- 
rende Moment sei, nicht der Missbrauch selbst. 
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Hannoveraner Sexualwissenschaftler und Sozialpäda¬ 
gogen Helmut Kentler zeitweise auch Michael C. Bauer¬ 
mann, zuletzt wissenschaftlicher Direktor am Bundes- 
kriminalamt (Schattauer et al. 2013, S. 19), sowie Walter 
Barsch, früherer Vorsitzender des Kinderschutzbundes, 
engagierten (Göttinger Institut für Demokratieforschung 
2013, S. 67, 76). 

Mitwirkende der Arbeitsgemeinschaft Humane 
Sexualität 

Helmut Kentlers (1928-2008) Forderungen nach 
einer Entkriminalisierung und Normalisierung von 
sexuellen Kontakten Erwachsener zu Kindern und 
Jugendlichen fanden unter anderem im von Kentler 
mitverfassten Bilderhandbuch Zeig mal! Ein Kinder¬ 
handbuch für Kinder und Eltern oder seinen Beiträgen 
als Sachverständiger in Missbrauchsfällen zum Aus¬ 
druck (Göttinger Institut für Demokratieforschung 
2013, S. 30 f.). 

Wie im Herbst 2013 bekannt wurde, hatte der re¬ 
nommiere BKA-Psychologe Bauermann mehrere Jahre 
lang als Teil der BKA-Schriftenreihe die Studie »Sexuali¬ 
tät, Gewalt und psychische Folgen« (Bauermann 1983) 
verbreitet, in der er laut Recherche des Magazins Der 
Focus offen pädophile Thesen vertrat und Vordenker 
der Pädophiliebewegung zitierte (Hollweg et al. 2013). 


Eine politische Heimat fanden sie Anfang der 1980er-Jah¬ 
re bei der jungen links-liberalen Partei Die Grünen, in 
deren Umkreis sich Pädophilengruppen bereits vor der 
Gründung eines Bundesvorstandes organisiert hatten (vgl. 
Walter 2013). Die damit vorhandene Plattform für eine pä¬ 
dophile Lobby beeinflusste und belastete die Kinder- und 
Familienpolitik der Grünen. 

Politischen Initiativen, wie z. B. ein Entschließungsantrag zum se¬ 
xuellen Missbrauch, in dem die Partei 1985 unter anderem Gesetz¬ 
entwürfe für die »problemadäquate Fortbildung für alle professionell 
Beteiligten wie Ärzte, Lehrer, Erzieher und Juristen« (Drucksache 1985) 
forderte, wurden vom Bundestag abgelehnt (vgl. hierzu auch Görgen 
u. Kessler 2013, S. 13). 

Erst ab 1985 nahm die Skepsis gegenüber pädophilen Posi¬ 
tionen, die ohnehin nie Kernthema der Grünen gewesen 
waren, in der Partei stark zu (Göttinger Institut für Demo¬ 
kratieforschung 2013, S. 114). 

Eine wissenschaftliche Aufarbeitung dieses in jüngster Vergangen heit 
in der Presse skandalisierten grünen Engagements pro Pädophilie er¬ 
folgt derzeitig durch das Göttinger Institut für Demokratieforschung 
unter der Leitung von Franz Walter unter dem Arbeitstitel »Pädophi¬ 
liedebatte bei den Grünen im programmatischen und gesellschaft¬ 
lichen Kontext« (Göttinger Institut für Demokratieforschung 2013). 


4 .4.2 Ablösung eines Konzepts: Vom 
»Triebtäter« zum »Sexuellen 
Kindesmissbrauch« 


Die mediale und politische Konjunktur des Themas schlug 
sich auch im Sprachgebrauch nieder. In einer Untersu¬ 
chung der Fachaufsätze zu sexuellem Missbrauch von 
1950-1991 identifiziert Michael Schetsche das Jahr 1984 als 
den Zeitpunkt, bis zu welchem überwiegend von einem 
älteren, vor allem kulturell geprägten Konzept der »Trieb - 
verbrechen« (Schetsche 1993, S. 144) ausgegangen wurde. 

Dieses Konzept beinhaltete vor allem die fachliche 
Beurteilung spektakulärer Fälle mit - immer männli¬ 
chen - Tätern, die meist außerhalb der Familie lokalisiert 
wurden. Erst ab den 1970er-Jahren wurde zunehmend am 
»Triebtäter« (wahlweise auch »Sittlichkeitsverbrecher«, 
»Kinderschänder«, »Kinder- und Jugendverderber«, »Sit¬ 
tenstrolch« oder »Schokoladenonkel«) als Hauptursache 
sexuellen Missbrauchs gezweifelt (Schetsche 1993, S. 150). 
Neben dem psychisch abnormen Triebtäter wurden die 
Eltern durch ihre Sorglosigkeit, die Auswahl der Kinder¬ 
kleidung oder ungenügendes Taschengeld (was die be¬ 
rüchtigte »Schokolade des fremden Onkels« erst attrak¬ 
tiv machen sollte) zumindest teilverantwortlich gemacht. 
Auch dem missbrauchten Kind selbst wurde nach dieser 
Deutung eine Mitschuld gegeben, indem ihm die Dul¬ 
dung, möglicherweise sogar die Provokation der Tat vor¬ 
geworfen wurde (Schetsche 1993, S. 156 ff.). 

Ab 1984 wurde dieses alte Konzept des »Triebtäters« 
durch ein neues, wissenschaftliche Evidenz ausstrahlendes 
Konzept des »sexuellen Kindesmissbrauchs« verdrängt. 
Dieses sich schnell auch medial verbreitende Deutungs¬ 
muster fokussierte auf den sozialen Nahbereich der Kin¬ 
der, den »Alltagsmissbrauch« durch Väter und die Trau¬ 
matisierung der Betroffenen (Schetsche 1993, S. 168). Auch 
geschlechtliche Zuschreibungen wie des männlichen Tä¬ 
ters und des weiblichen Opfers begannen, sich sukzessive 
zu lockern, vor allem der sexuelle Missbrauch von Jungen 
wurde zunehmend als Problem anerkannt (Trube-Becker 
2005, S. 53 f.). 

4 . 4.3 Von der Entdeckung des Missbrauchs 
zum »Missbrauch mit dem 
Missbrauch« 


Die steigende soziale Ausweitung des Diskurses um se¬ 
xuelle Gewalt gegen Kinder und der mit ihm verbundene 
Wunsch nach einer »evidence-based medicine« offenbar¬ 
te jedoch auch Ungleichzeitigkeiten zwischen der fachli¬ 
chen, medialen und sozialen Diskursentwicklung, die sich 
gerade an den Reibungsflächen von elterlicher Autono¬ 
mie und medizinischem Erkenntnisinteresse entluden. In 





4.4 • Mediale, medizinische und politische Debatten um Missbrauch und Kinderschutz ab 1949 


4 


Großbritannien äußerte sich dies bereits 1987 beispiels¬ 
weise in einem Skandal im nordenglischen Cleveland. 
Zwischen Januar und Juli 1987 diagnostizierten hier die 
Kinderärzte Marietta Higgs (*1948) und Geoffrey Wyatt 
(*1949) vorrangig mittels der ein Jahr zuvor publizierten 
Methode der Anal-Reflex-Dilatation (Hobbs u. Wyn- 
ne 1986) insgesamt 121 Fälle von sexuellem Kindesmiss¬ 
brauch. Nicht nur brach in der Folge das örtliche Kinder¬ 
schutzsystem zusammen, auch stellte sich ein Großteil der 
Diagnosen als falsch-positiv heraus (Görgen 2013). 

Dieser Skandal spielt insofern auch für den deutschen 
Diskurs eine große Rolle, weil in seiner Folge zum ersten 
Mal Befürworter des False-Memory-Syndroms öffentlich 
auffraten. Dieses Syndrom, die Annahme, dass viele Be¬ 
schuldigungen des sexuellen Missbrauchs auf falschen 
Erinnerungen beruhen, wurde trotz ausstehender wissen¬ 
schaftlicher Fundierung Anfang der 1990er-Jahre, aus¬ 
gehend aus den USA, so stark popularisiert (Kitzinger u. 
Reilly 1997), dass seine Kritiker schon von einer »false- 
memory-epidemic« sprachen (Pope 1996). Das False-Me- 
mory-Syndrom kann daher als ein wichtiger Baustein der 
Fachdebatte um den »Missbrauch mit dem Missbrauch«, 
die sich bereits 1992 an Katharina Rutschkys Buch Erreg¬ 
te Aufklärung - Kindesmißbrauch. Fakten und Fiktionen 
(Rutschky 1992) gewertet werden. Besonders kritisiert 
wurde im Zuge dieses »Backlashes«, dass »die Häufigkeit 
von sexuellem Mißbrauch übertrieben und die Sugges- 
tibilität von Kindern nicht berücksichtigt« werde sowie 
»Mitarbeiterinnen spezialisierter Beratungsstellen unpro¬ 
fessionell« arbeiten würden (Hering 1998, S. 1). Beide Sei¬ 
ten warfen sich in der Folge fehlende kritische Reflexion 
vor. Diese selbstreflexive fachinterne Debatte um Struk¬ 
turen und Methoden des medizinischen Kinderschutzes 
intensivierte sich in Deutschland ab 1996 infolge des so¬ 
genannten »Montessori-Prozesses« (1992-1995) und der 
»Wormser Prozesse« (1993-1997) auch öffentlich. 

Weiterhin prägend für den internationalen medialen Diskurs waren in 
den 1990er-Jahren die Pädophilievorwürfe gegenüber Michael Jack¬ 
son (ab 1993), der »Fall Dutroux« in Belgien (1996), Debatten über Sex¬ 
tourismus und die mit der Etablierung des Internets einhergehende 
mediale Verbreitung kinderpornografischer Inhalte. 

Beide Gerichtsverfahren gerieten durch die Methoden der 
medizinischen und kinderpsychiatrischen Gutachter in 
die Schlagzeilen (vgl. Görgen u. Kessler 2013), insbeson¬ 
dere die Methoden suggestiver »Aufdeckungsarbeit« des 
Münsteraner Psychiaters Tilmann Fürniss wurden dabei 
kritisiert (Steller 1998). Anders als in der Medizin und den 
Medien spielte (sexuelle) Gewalt gegen Kinder auf bun¬ 
despolitischer Ebene bis Ende des 20. Jahrhunderts kaum 
eine Rolle (Görgen u. Kessler 2013). Erst Mitte der 1990er- 
Jahre entwickelten sich im Zuge dieser Prozesse und der 
medizinischen Debatte parlamentarische Aktivitäten. 


4 . 4.4 Skandalkomplex Missbrauch in 

kirchlichen und reformpädagogischen 
Institutionen 


Ab dem Jahr 2010 entwickelte sich in Deutschland ein Dis¬ 
kurs um seit Jahrzehnten stattfindende Misshandlungen 
und sexuellen Missbrauch in Institutionen. 

Da es sich bei diesen Themen zum Zeitpunkt der Schriftlegung dieses 
Textes (2014) um aktuelle und kontinuierlich fortgesetzte Debatten 
handelt, lässt sich an dieser Stelle nur ein allgemeiner kurzer Über¬ 
blick geben, jedoch keine abgeschlossene historische Analyse vor¬ 
stellen. 

Die im vorigen Abschnitt beschriebene vorhandene Me¬ 
dienpräsenz und gesellschaftliche Sensibilisierung für die 
Thematik der Vernachlässigung verstärkte nochmals die 
mediale und öffentliche Aufmerksamkeit für diesen Skan¬ 
dalkomplex: Die tragische, mit einzelnen Kindernamen 
verbundene offensichtliche Dysfunktionalität des Kin¬ 
derschutzsystems bestätigte sich in einem Versagen von 
erschreckendem Ausmaß, dieses Mal in Form von jahr¬ 
zehntelangem sexuellem Missbrauch von Schutzbefohle¬ 
nen in Institutionen. Einige mit diesem Diskurs zusam¬ 
menhängende grundlegende Aspekte und Entwicklungen 
sollen im Folgenden kurz dargestellt werden. Eine umfas¬ 
sende Aufarbeitung und Darstellung einzelner Ereignisse, 
Akteure und Reaktionen ist jedoch an dieser Stelle nicht 
möglich. 

Im Frühjahr 2010 entbrannte in den deutschen Mas¬ 
senmedien eine intensive Debatte zum Missbrauch an 
Kindern und Jugendlichen in Kirchen und Schulen. An¬ 
lass waren zunächst Vorfälle in einzelnen renommierten 
katholischen und reformpädagogischen Internaten, die 
jahrzehntelang nach dem eigentlichen Geschehen öffent¬ 
lich wurden. Zum einen handelte es sich hier initiativ um 
Missbrauchsfälle am jesuitischen Canisius-Kolleg, zum 
anderen entwickelte sich kurz danach ein Skandal um 
sexuell missbrauchte Schüler und Schülerinnen an der 
Odenwaldschule. 

Die Missbrauchsfälle am Canisius-Kolleg wurden durch den damali¬ 
gen Kollegsdirektor Klaus Mertes publik gemacht. In seinen Ausfüh¬ 
rungen heißt es, dass in den 1970er- und 1980er-Jahren durch zwei 
Patres systematisch sexueller Missbrauch an mehr als 600 Kindern 
verübt worden sei. Eine Aufarbeitung dieser Ereignisse liefert Mer¬ 
tes (2013). Im Abschlussbericht der Odenwaldschule werden für den 
Zeitraum zwischen 1965 und 2004 insgesamt 132 Betroffene genannt, 
davon 115 männliche und 17 weibliche Kinder und Jugendliche (Burgs¬ 
müller u. Tilmann 2010, S. 4 f.). 

Im weiteren Verlauf kamen sehr schnell weitere Meldun¬ 
gen zu Missbrauch und Gewalt in weiteren kirchlichen 
und schulischen Institutionen, aber auch in Kinder- und 
Jugendheimen, Freizeiteinrichtungen und aus dem Aus¬ 
land hinzu. Erst im Spätsommer 2010 ebbte das Thema 
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allmählich wieder ab (Behnisch u. Rose 2011a, S. 3 f.). Die 
Bundesregierung reagierte im März 2010 mit der Ernen¬ 
nung Christine Bergmanns zur Unabhängigen Beauftrag¬ 
ten zur Aufarbeitung des sexuellen Kindesmissbrauchs 
(UBSKM) und der Forschungsförderung des Bundesmi¬ 
nisteriums für Bildung und Forschung zum Thema »Se¬ 
xueller Missbrauch in pädagogischen Kontexten« (BMBF 
2013) im Gesamtumfang von 44 Millionen Euro auf die 
Missbrauchsfälle. 

Verschärft wurde der Skandal durch den in der öf¬ 
fentlichen Wahrnehmung weitgehend kritisch bewerteten 
Umgang der katholischen Kirche mit den gegen Teile ihres 
Personals erhobenen Missbrauchsvorwürfen. Während 
beispielsweise der Augsburger Bischof Walter Mixa die 
sexuelle Aufklärungsbewegung der 1960er- und 1970er- 
Jahre für den Missbrauch verantwortlich machte - er 
musste wegen der folgenden öffentlichen Empörung sein 
Amt aufgeben - reagierte der damalige Papst Benedikt 
XVI. nur sehr zögerlich auf die Entwicklungen (Behnisch 
u. Rose 2011a, S. 4). Gleichzeitig war die katholische Kir¬ 
che gezwungen, zu reagieren und ernannte Ende Februar 
2010 den Trierer Bischof Stephan Ackermann zum Miss- 
brauchsbeauftragten der katholischen Kirche. 

Als eine der Ursachen des unkritischen Umgangs der 
katholischen Kirche mit den Missbrauchsfällen kann die 
bisherige Praxis der innerkirchlichen Problemlösungen 
gewertet werden. Bereits 2002 hatte die Deutsche Bi¬ 
schofskonferenz Richtlinien festgelegt, wie in Fällen se¬ 
xuellen Missbrauchs zu verfahren sei. Dabei wurden die 
innerkirchliche Lösung solcher Fälle und der Verzicht auf 
unabhängige Beratung und Überwachung als Lösung ers¬ 
ter Wahl beschlossen. Diese Strategie trug zu einer »Kul¬ 
tur des Schweigens« (Hoffmann 2011, S. 34) bei, nach der 
Missbrauchsfälle von der Kirche weiterhin nicht öffent¬ 
lich problematisiert wurden. An anderer Stelle werden als 
Ursachen für sexuellen Missbrauch in Einrichtungen der 
katholischen Kirche einerseits kritische Vorstellungen von 
Machtverhältnissen und deren Ausbeutung, andererseits 
das Verhältnis der katholischen Kirche zu Sexualität sowie 
das System der Priestererziehung und das Zölibat benannt 
(Ulonska u. Rainer 2007). In der Folge wurden in 24 Bis¬ 
tümern Verdachtsfälle von sexuellem Missbrauch bekannt 
und die Deutsche Bischofskonferenz finanzierte ein be¬ 
gleitendes kriminologisches Forschungsprojekt, welches 
im Jahr 2012 gestoppt wurde. Daraufhin wurden Anfang 
des Jahres 2013 Vorwürfe durch den Kriminologen Chris¬ 
tian Pfeiffer, der die Studie leitete, erhoben: Durch Regle- 
mentierungs- und Zensurwünsche der Kirche und deren 
Vernichtung von Aktenmaterial zu Missbrauchsfällen sei 
eine sinnvolle Aufklärung der Missbrauchsfälle nicht zu 
leisten (Preuß 2013). Diesem Vorwurf wurde jedoch von 
kirchlicher Seite aus dezidiert widersprochen (vgl. hierzu 
die Aussagen von Kardinal Reinhard Marx, Augsburger 
Allgemeine 2013). Im Januar 2013 kündigte die Deutsche 


Bischofskonferenz den Vertrag über die Studie endgül¬ 
tig auf. Nach dem Scheitern dieses Projektes schrieb der 
Verband der Diözesen in Deutschland die ursprünglich 
angestrebte Untersuchung neu als interdisziplinäres For¬ 
schungsprojekt unter dem Titel »Sexueller Missbrauch an 
Minderjährigen durch katholische Priester, Diakone und 
männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz« aus (Deutsche Bischofskonferenz 
2013a). Seitdem wurden einige Forschungsarbeiten und 
Projektberichte publiziert, die sich mit der Aufarbeitung 
der Missbrauchsfälle im kirchlichen Kontext befassen. 
Die wissenschaftliche Untersuchung der kirchlichen Miss¬ 
brauchsfälle ist damit allerdings noch nicht abgeschlossen 
(Beispiele für Veröffentlichungen aus den Jahren 2012 und 
2013: Deutsche Bischofskonferenz 2013b; Keupp et al. 2013; 
Leygraf et al. 2012). 

Neben den weltweit laut werdenden Vorwürfen gegen 
Teile des Personals kirchlich geleiteter Heime geriet in 
Deutschland mit der reformpädagogisch ausgerichteten 
»Odenwaldschule« nahezu zeitgleich noch eine andere 
Institution in die Kritik. 

Der Begriff der Reformpädagogik bezieht sich auf eine ganze Spann¬ 
weite pädagogischer Bewegungen, die seit dem ausgehenden 19. 
und frühen 20. Jahrhundert sowohl in Opposition zu den staatlichen 
als »Lernfabriken« titulierten Schulen stehen als auch einen zivilisati- 
ons- und kulturkritischen Standpunkt einnehmen (Hoffmann 2011, S. 
38 f.). Zum Zweig der reformpädagogischen Schulen zählen bis heute 
unter anderen nicht nur Waldorf- und Montessori-Schulen, sondern 
auch die private »Odenwaldschule«, die 1910 von Paul und Edith Ge- 
heeb im hessischen Heppenheim gegründet wurde. Neben ihrer re¬ 
formpädagogischen Ausrichtung zeichnete sie sich von Anfang an 
vor allem durch ihre hohen Kosten aus, weshalb Oelkers sie auch als 
»Reichenschule« bezeichnet (Oelkers 2012, S. 140). 

Dass mit dem Öffentlichwerden der Missbrauchsfälle die 
Odenwaldschule in den Fokus der Öffentlichkeit geriet, ist 
insofern bemerkenswert, als dass im Vergleich zu früheren 
Fällen nun auch sozialökonomisch besser gestellte Schich¬ 
ten betroffen waren. Zudem war auch bemerkenswert, 
dass der Missbrauch vor allem gleichgeschlechtlicher Art 
gewesen war (Hoffmann 2011, S. 3 f.). Ein weiterer media¬ 
ler Angriffspunkt war die Rolle der Reformpädagogik und 
hier der sexuelle Missbrauch als unsichtbare strukturelle 
Überlagerung und Ursache für die sexualliberalen und ra- 
dikallinken Ausrichtungen der 68er-Bewegung (Behnisch 
u. Rose 2011b, S. 335 ff.). 

So wurden als Hauptvertreter einer Position der relativen Unschäd¬ 
lichkeit von pädophilen Handlungen der Soziologe Rüdiger Laut¬ 
mann und dem Pädagogen Hartmut Kentler auch immer wieder 
Hartmut von Hentig genannt. Insbesondere von Hentig weist als 
Lebensgefährte des im Skandal beschuldigten Gerold Becker sowie 
als wichtiger Vertreter der Nachkriegs-Reformpädagogik interes¬ 
sante Querverbindungen zur Odenwaldschule auf. Von Hentig und 
Becker hatten seit den 1960er-Jahren am Göttinger Pädagogischen 
Seminar zusammengearbeitet, danach trennten sich ihre Wege, von 
Hentig ging an die »Laborschule Bielefeld«, Becker an die Odenwald¬ 
schule. Beide haben in Göttingen als theoretische Wegbereiter der 
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Reformpädagogik gewirkt und Kritik am System und den überkom¬ 
menen Wert- und Moralvorstellungen geübt. Von Hentig hat sich von 
seinem zwischenzeitlich verstorbenen Lebensgefährten Becker nach 
Bekanntwerden der Missbrauchsfälle an der Odenwaldschule nicht 
distanziert und selbst angegeben, nichts davon gewusst zu haben 
(Hoffmann 2011, S. 56 f., 103,128 f.). 

Als wichtigste Konsequenz wurde von der Odenwald¬ 
schule und einer Rechtskanzlei eine Untersuchung durch¬ 
geführt, zu der im Dezember 2010 ein Abschlussbericht 
vorgelegt wurde (Burgsmüller u. Tilmann 2010). Zu den 
tatsächlichen strukturellen Entwicklungen, die dem Skan¬ 
dal folgten, gibt es ambivalente Meinungen: Während 
Andreas Huckele, der maßgeblich die Missbrauchsfälle 
im Jahr 2010 publik machte (Huckele veröffentlichte dazu 
2011 eine Monografie unter dem Pseudonym »Jürgen Deh- 
mers«; Dehmers 2011), im Dezember 2012 fehlende Refor¬ 
men anprangerte, werden vonseiten des Trägervereins der 
Odenwaldschule durchgeführte Reformen, wie z. B. die 
Einführung eines Vier-Augen-Prinzips in den Wohngrup¬ 
pen, vorgestellt und verteidigt (Mühl 2012). 

Sowohl im Kontext der kirchlichen wie der reformpäd¬ 
agogischen Einrichtungen dauerte es off Jahre, bis die Fälle 
in die Öffentlichkeit gelangten. Behnisch und Rose identi¬ 
fizieren dafür zwei mögliche Erklärungen: Zum einen gab 
es, wie auch im vorangegangenen Text bereits dargestellt, 
im öffentlichen Raum im Vorfeld über die sukzessive Aus¬ 
breitung des Diskursfeldes um sexuellen Missbrauch und 
Gewalt an Kindern eine stärkere Beachtung der Opfer von 
Gewalt und der Frage nach dem Umgang mit deren Erleb¬ 
nissen. Zweitens waren zum Zeitpunkt des Skandals viele 
Täter krank oder verstorben, hatten also gegenüber den 
Opfern ihre vermeintliche oder tatsächliche Macht verlo¬ 
ren, was die Hemmschwelle für den Schritt an die Öffent¬ 
lichkeit senkte (Behnisch u. Rose 2011b, S. 332). 

4 . 4.5 Exkurs: In den Kinderschuhen: Zur 
historischen Aufarbeitung von 
Missbrauch und Misshandlungen in 
pädagogischen Institutionen der DDR 


Mit der Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch und der 
Misshandlung von Kindern in den pädagogischen Institu¬ 
tionen der DDR wurde erst mehr als ein Jahrzehnt nach 
Verschwinden der Deutschen Demokratischen Republik 
begonnen. 

Als Pionierarbeit in der Erforschung des sexuellen Kindesmissbrauchs 
muss hier die Monografie Kindesmisshandlung in der DDR: Kinder unter 
dem Einfluss traditionell-autoritärer und totalitärer Erziehungsleitbilder 
von Sabine Gries (2002) genannt werden. 

Die wissenschaftliche Forschung zu sexuellem Miss¬ 
brauch in der DDR selbst beschränkte sich vor allem auf 


den Zeitraum zwischen 1965 und 1975 und fokussierte 
fast ausschließlich auf familiären Missbrauch (Gries 2002, 
S. 22). Gesellschaftliche bzw. strukturell bedingte Miss¬ 
handlungsursachen wurden durch die DDR-Studien ne¬ 
giert und als Erklärungsmuster das Elternversagen her¬ 
angezogen. Auch wurde die Behauptung verbreitet, dass 
das Phänomen des sexuellen Kindesmissbrauchs künftig 
durch die sozialistische Gesellschaftsform selbst behoben 
werde (Gries 2002). Eine Erklärung für die staatlich ge¬ 
wollte Tabuisierung von Misshandlungen und Missbrauch 
ist sicher, dass der sich als sozialistisch-humanistisch ge¬ 
bärdende Staatsapparat der DDR mit der Zugabe dieser 
Probleme sein Versagen im Bereich der Erziehung zu den 
selbstgegebenen Idealen des Kommunismus offenbart 
hätte (Gries 2002, S. 26). 

Durch den 2008 vom Deutschen Bundestag etablier¬ 
ten »Runde Tisch Heimerziehung in den 50er und 60er 
Jahren« (RTH) fühlten sich gerade die ehemaligen Insas¬ 
sen ostdeutscher pädagogischer Institutionen zunächst 
nur unzureichend berücksichtigt und angesprochen. Erst 
ab Mitte 2009 begannen Medien und Betroffene, das Leid 
der ostdeutschen Heimkinder stärker zu thematisieren 
(TMFSG 2012, S. 3). Die darauf folgende wissenschaft¬ 
lich-historische Aufarbeitung der Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche in Heimen der DDR fokussierte zunächst 
schwerpunktmäßig auf die körperliche und psychische 
Misshandlung, besonders im Kontext der Jugendwerkhöfe. 

Nicht nur hat sich Kristina Schierbaum (2011) mit Zeitzeugenberichten 
ehemaliger Bewohner des geschlossenen Jugendwerkhofs Torgau 
beschäftigt, auch im Rahmen des 2010 gegründeten »Arbeitskreises 
Misshandlung/Missbrauch in ehemaligen DDR-Kinderheimen und 
Jugendwerkhöfen« des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie 
und Gesundheit (TMSFG 2012, S. 4) sowie des im Juli 2011 gegründeten 
»Fonds Heimerziehung« (Schmidt 2012, S. 8 f.) wurde in jüngerer Zeit 
die institutioneile Gewalt im Erziehungssystem der DDR beleuchtet. 
Einen gezielten Blick auf die historische Entwicklung der im heutigen 
Bundesland Sachsen angesiedelten Spezialheime der DDR-Jugend- 
hilfe unternimmt auch Christian Sachse (2013). 

Die Arbeiten thematisieren insbesondere die physischen 
und psychischen Gewaltinstrumente dieser Erziehungs¬ 
heime. Über sexuelle Gewalt in diesen institutionellen 
Kontexten erfährt man relativ wenig. So heißt es im Be¬ 
richt des Fonds Heimerziehung einschränkend (Schmidt 
2012, S. 38): 

» Berichte sexueller Übergriffe sind aus allen Heimfor- 
men der DDR bekannt. Aufgrund der Tendenz, diese in 
internen Berichten zu verharmlosen, sind Einzelheiten im 
Umgang mit sexuellen Übergriffen nur schwer erkenn¬ 
bar. Eine Besonderheit stellt eine Häufung von sexuellen 
Beziehungen zwischen Erzieherinnen bzw. Erziehern und 
Kindern und Jugendlichen dar, die sich scheinbar auf¬ 
grund des oftmals nur sehr geringen Altersunterschiedes 
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ergeben haben [...]. Auch sexueller Missbrauch unter¬ 
einander stellt in der Heimerziehung der DDR ein bisher 
völlig tabuisiertes Thema dar. Verbreitet scheint dabei 
insbesondere der sexuelle Missbrauch unter männlichen 
Kindern und Jugendlichen gewesen zu sein [...]. « 

Es handelt sich demnach um ein Forschungsdesiderat, 
welches erst noch in der zukünftigen historischen Aus¬ 
einandersetzung aufgefüllt werden muss. 

4.5 Fazit 


Was in einer Gesellschaft unter Begriftlichkeiten wie dem 
»Wohl« oder dem »Schutz« von Kindern verstanden wird, 
ist nicht als Konstante zu verstehen, sondern unterliegt 
einem kontinuierlichen historischen und kulturellen 
Wandel. Die geschilderte historische Entwicklung gesell¬ 
schaftlicher Sichtweisen auf das Kind und den Komplex 
des Kindesmissbrauchs im Besonderen bildet die Grund¬ 
lage, nach der Missbrauchsfälle wie die seit 2010 publik 
gewordenen, überhaupt erst als staatliches und medizini¬ 
sches Betätigungsfeld aufgefasst werden konnten. Wurde 
die »Knabenliebe« in der Antike überhaupt nicht unter 
dem Aspekt einer damit einhergehenden Schädigung des 
abhängigen jugendlichen Parts betrachtet, so bestimmte 
im europäischen Raum seit dem Mittelalter die prinzipiel¬ 
le christlich-moralische Kritik die Bewertung sexueller 
Handlungen an Kindern, ohne jedoch noch zu einer sys¬ 
tematischen Verurteilung oder Kodifizierung zu gelangen. 
Diese erfolgte erst in der Neuzeit und fand ihren vorläu¬ 
figen Höhepunkt in der umfassenden Tabuisierung von 
Kindesmisshandlung und Missbrauch im 20. Jahrhundert, 
international dokumentiert durch die »Convention on the 
Rights of the Child« der Vereinten Nationen im Jahr 1989. 
Wichtige Wegpunkte in dieser Entwicklung markierten 
auf der einen Seite die Entprivatisierung und Institutiona¬ 
lisierung eines Kinderschutzgedankens, die in Deutsch¬ 
land in ersten arbeitsrechtlichen Bestimmungen des 19. 
Jahrhunderts und der Definition eines »Kindeswohls« im 
BGB seinen Ausgang nahmen. Im 20. Jahrhundert sind 
hier z. B. die Etablierung der Jugendämter in den 1920er- 
Jahren oder der »Paradigmenwechsel« in der Jugendhil¬ 
fe 1991 durch das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) 
zu nennen. Auf der anderen Seite ist die Entwicklung des 
Kinderschutzes aber auch durch einen Prozess der »Me- 
dikalisierung« gekennzeichnet und geprägt, unter dem in 
diesem Zusammenhang die zunehmende Anerkennung 
des Arztes als Experten in Fragen von Kindererziehung 
und Kindeswohl seit dem 19. Jahrhundert verstanden 
wird. Diese Deutung des Kindeswohls durch die Medizin 
wurde unter anderem möglich gemacht durch die Etab¬ 
lierung von stetig sich verfeinernden und verbessernden 


Methoden zur Diagnostik von Kindesmisshandlung und 
-missbrauch. 

Dazu trat ab den 1970er-Jahren eine Konjunktur der 
Thematisierung des Schutzes von Kindern vor Missbrauch 
und Misshandlung in der medizinischen Wissenschaft, 
den Medien und der Politik. Dieser Diskurs wurde dabei 
nachhaltig durch die Auseinandersetzung mit dem Thema 
der familiären Gewalt beeinflusst. 

Dysfunktionalitäten des Kinderschutzes wurden spä¬ 
testens ab den 1980er-Jahren vornehmlich und intensiv in 
der Öffentlichkeit propagiert und ausgetragen, wobei ver¬ 
schiedene Funktionssysteme der Gesellschaft miteinander 
um die Diskurshoheit konkurrieren. Auch die Auseinan¬ 
dersetzungen um die jeweilige Rolle verschiedener Kinder¬ 
schutzakteure aus z. B. Medizin, Sozialarbeit, Politik oder 
Recht werden in den Medien ausgetragen, gerade wenn 
es zu problematischen Kinderschutzverläufen kommt. Je 
nach Interpretation des wissenschaftlichen Wertes, der Au¬ 
thentizität, der Zentralität und der systemrelevanten Funk¬ 
tionalität der jeweiligen Professionen fällt die öffentliche 
Schuldzuschreibung im Versagensfall aus. Die mediale 
Skandalisierung ist dabei zum Teil Ergebnis, zum Teil aber 
auch Antrieb eines Prozesses der Ausbreitung des Themen- 
feldes um Gewalt gegen Kinder. Gerade ab den 1980er- 
Jahren halfen Skandale und daraus entstehende Debatten 
um Misshandlung, sexuellen Missbrauch und Vernach¬ 
lässigung von Kindern, die soziale Wahrnehmung solcher 
Phänomene zu steigern und deren maßgebliche öffentliche 
Akteure - wie anhand der Skandale des Jahres 2010 ge¬ 
zeigt - zum Handeln zu zwingen. Gleichzeitig zeigen die 
teils dissonanten und ambivalenten Reaktionen derselben 
Akteure der skandalisierten Fälle von Kindesmissbrauch in 
pädagogischen Institutionen, dass auch weiterhin an einem 
gesellschaftlichen Konsens über neue und validere Formen 
des Schutzes von Kindern vor Missbrauch, Misshandlung 
und Vernachlässigung gearbeitet werden muss. 
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Einleitung 


5.2 Definition sexuellen Missbrauchs 


5.1 


Sexueller Missbrauch, sexuelle Misshandlung, sexualisier- 
te Gewalt, sexueller Übergriff, Inzest, Pädophilie. ... Eine 
mitunter verwirrende Vielzahl an Begriffen bezeichnet 
sexuelle Handlungen an Kindern, die gegen ihren Willen 
stattfinden. Die Begriffe sind teilweise geprägt durch Be¬ 
rufsgruppen und verbunden mit gesellschaftlichen Ent¬ 
wicklungen und Haltungen. Sie umfassen Handlungen, 
die in ihrer Entstehung und Schwere der Gefährdung ver¬ 
schieden sind und unterschiedliche Folgen für betroffene 
Kinder und Jugendliche mit sich bringen. 

» [...] Am Vormittag des 1. März ist es einem noch un¬ 
bekannten Mann offenbar gelungen, unbemerkt in die 
Schultoilette der Humboldthain-Grundschule an der 
Grenzstraße in Wedding einzudringen. Dort soll er auf ein 
achtjähriges Mädchen getroffen sein und es missbraucht 
haben. Der Mann konnte unerkannt entkommen. [...] « 

Nach wie vor ist das Bild des Fremden, der auf Spielplät¬ 
zen Kinder anspricht und sich an ihnen vergeht, fest in 
den Köpfen der Allgemeinheit verankert und wird bei Be¬ 
griffen wie sexueller Missbrauch abgerufen. Dieses Bild 
wird, wie in dem Zitat beispielhaft illustriert (Behrendt 
et al. 2012), auch durch die Medien gestützt. Viel häufi¬ 
ger jedoch geht sexuelle Gewalt an Kindern und Jugend¬ 
lichen nicht durch Fremdtäter/Fremdtäterinnen aus, son¬ 
dern durch Personen im nahen Umfeld des betroffenen 
Kindes oder Jugendlichen (z. B. Finkelhor 1994): Eltern, 
Verwandte, Betreuungspersonen in stationären Einrich¬ 
tungen, Bezugspersonen in Vereinen oder in therapeuti¬ 
schen Verhältnissen, also Menschen, die eigentlich für das 
Wohlergehen und den Schutz von Kindern verantwort¬ 
lich sind. Kinder und Jugendliche sind aber auch durch 
sexuelle Gewalt betroffen, die durch andere Kinder und 
Jugendliche ausgeübt wird. 

Kinder und Jugendliche, die sexuelle Übergriffe erfah¬ 
ren, tragen keine Schuld. Dennoch wird die Bezeichnung 
als Opfer gerade auch von den Betroffenen selbst kritisch 
hinterfragt (z. B. Berliner Fachrunde gegen sexuellen 
Missbrauch an Mädchen und Jungen 2008). Zunehmend 
findet eine Mystifizierung und Sakralisierung des Opfer¬ 
begriffs statt; Opfer werden, unabhängig von ihren Erfah¬ 
rungen, als schwerst traumatisierte, sprachlose, hilf- und 
wehrlose Wesen dargestellt (Kröber 2010). Entsprechend 
wird der Terminus Opfer im vorliegenden Text vermie¬ 
den. Das englische »victim« - ein Standardbegriff der 
Fachliteratur (z. B. Finkelhor et al. 2009; Walsh et al. 2008; 
Widom et al. 2008) - ist anders als das deutsche »Opfer« 
nicht sakral konnotiert. 


Die Ursachen, die zu einer sexuellen Handlung eines Stief¬ 
vaters am Kind seiner Partnerin führen, unterscheiden sich 
von den Ursachen sexueller Gewalt, die von einer Gruppe 
Jugendlicher an einer Gleichaltrigen ausgeübt wird - ebenso 
unterscheiden sich die Folgen (Black et al. 2001; Finkelhor 
2008). Bei sexuellem Missbrauch durch Bezugspersonen 
sind die Betroffenen nicht nur mit einer Handlung konfron¬ 
tiert, welche persönlichste Erfahrungen verletzt, sondern 
auch mit einem Bruch eines Vertrauensverhältnisses, was oft 
massive Ambivalenzkonflikte nach sich zieht (Fegert 2007). 
Die Täter/Täterinnen nutzen ihre Macht- und Autoritäts¬ 
position aus, um eigene Bedürfnisse auf Kosten des Kindes 
zu befriedigen. Ein Kind kann einer sexuellen Handlung mit 
einer Bezugsperson aufgrund körperlicher, psychischer, ko¬ 
gnitiver oder sprachlicher Unterlegenheit nicht wissentlich 
zustimmen (Schechter u. Roberge 1976). Folgendes Beispiel 
verdeutlicht diese Aspekte (zitiert nach Dorner 2010). 

» [...] Aber dann, als sie nebeneinander auf dem Sofa 
saßen, war der Opa sehr nahe an sie herangerutscht, 
hatte eine Hand auf ihren Oberschenkel gelegt. Ziemlich 
weit oben und ziemlich weit innen. Und als im Film eine 
Knutsch-Szene zu sehen war, hatte er gefragt:,Na, gefällt 
dir das?' Und er hatte angefangen, sie zwischen den Bei¬ 
nen zu streicheln. Sophia war das total unangenehm ge¬ 
wesen. Sie hatte versucht, von ihm wegzurutschen, aber 
der Opa hatte sie festgehalten, gelacht und gesagt:,Jetzt 
tu bloß nicht so unschuldig. Du guckst dir doch auch 
heimlich die Nackten in der Bravo an/ Und Sophia hatte 
sich plötzlich fürchterlich geschämt, ihn einfach machen 
lassen und gehofft, dass er sie bald wieder in Ruhe lassen 
würde. Irgendwann hatte er seine Hand tatsächlich zu¬ 
rückgezogen, Sophia ins Bett geschickt und gesagt:,Das 
bleibt unser kleines Geheimnis/ [...] « 

Obschon die Besonderheit der Gewalt durch Bezugs- und 
Betreuungspersonen in beinahe sämtlichen Definitionen 
körperlicher und emotionaler Kindsmisshandlung sowie 
Vernachlässigung berücksichtigt wird (z. B. Engfer 2004), 
werden die Unterschiede in der sexuellen Gewalt durch 
verschiedene Tätergruppen definitorisch oft nicht beach¬ 
tet (vgl. Bange 2002; Deegener u. Körner 2005). 

So wird beispielsweise bei körperlicher Gewalt auf dem Pausenhof 
kaum je von Kindesmisshandlung gesprochen. 

Gerade durch diese teils fehlende Unterscheidung be¬ 
stehen wenig eindeutige Ergebnisse zu Risiken und Folgen 
sexueller Übergriffe an Kindern (Black et al. 2001). Im Fol¬ 
genden wird der Begriff sexueller Missbrauch für sexuelle 
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Gewalt an Kindern und Jugendlichen durch Bezugs- und 
Betreuungspersonen verwendet und von anderen Formen 
sexueller Übergriffe an Minderjährigen abgegrenzt. Damit 
wird dem hauptsächlichen Ziel einer Definition im Kin¬ 
desschutz, geeignete Ansätze zur Prävention und Inter¬ 
vention zu finden, Rechnung getragen. 


■ Exkurs: Misshandlung oder Missbrauch 

Bereits älteren Datums ist eine Debatte um die Begriffe 
Misshandlung und Missbrauch, die mit Haltungen as¬ 
soziiert war (vgl. Fegert 1991). So wurde etwa kritisiert, 
dass die Wortbedeutung »Missbrauch« die Möglichkeit 
eines »richtigen bzw. legitimen« (sexuellen) Gebrauchs 
von Kindern suggeriere. Die Verwendung des Worts »Ge¬ 
brauch« mutet jedoch seltsam an und demaskiert diese 
Annahme (Fegert 1991). Für die Verwendung des Begriffs 
Missbrauch spricht, dass er jeglichen Assoziationen ent¬ 
gegenwirkt, die eine Verantwortung der betroffenen Kin¬ 
der an den Geschehnissen enthalten (Bange 2002). Wäh¬ 
rend Misshandlung oft als Übergriff für Gewalt von Be¬ 
zugs- und Betreuungspersonen an Kindern und Jugend¬ 
lichen verwendet wird, hat sich Missbrauch als Begriff für 
die sexuelle Unterform in deutschen Versionen offizieller 
Dokumente wie der Kinderrechtskonvention der Verein¬ 
ten Nationen (1989) durchgesetzt. Auch offizielle Stellen 
wie der Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuel¬ 
len Kindesmissbrauchs (► http://beauftragter-missbrauch. 
de) verwenden den Begriff. Aus diesen Gründen trägt 
auch der Online-Kurs den Titel »Sexueller Kindesmiss¬ 
brauch«. Die vielfältigen Erscheinungsformen sexueller 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen führen allerdings 
dazu, dass einige Autorinnen und Autoren der Grund¬ 
lagentexte sexuellen Kindesmissbrauch nicht als Überbe¬ 
griff verwenden. 


ICD-10 (Dilling et al. 2000) und DSM-IV (Sass et al. 
1998) erfasst. Es erfüllen jedoch nicht alle Täter/Täte¬ 
rinnen sexueller Gewalt an Kindern die Kriterien der 
Pädophilie. 


5.3 Sexuelle Gewalt unter Kindern und 
Jugendlichen 


Es soll nicht nur gegen sexuellen Missbrauch durch Be¬ 
zugs- und Betreuungspersonen sensibilisiert werden, 
sondern auch gegen sexuelle Gewalt unter Kindern und 
Jugendlichen, wie im folgenden Beispiel aus der Süddeut¬ 
schen vom 16. Juli 2011 (Berth 2011) illustriert. 

» [...] Weil der schmächtige Junge schlechte Noten hatte, 
weil er eine Brille trug und sich kaum wehren konnte, 
demütigten ihn Ältere und Gleichaltrige. Einer lotste ihn 
in eine Toilette im Dachgeschoss und nötigte ihn zum 
Oralsex. Andere vergriffen sich im Krankensaal an ihm. 

Immer wieder griffen ihm Schüler zwischen die Beine und 
quetschten seine Hoden; [...] « 

Selbstverständlich gibt es konsensuelle sexuelle Hand¬ 
lungen bei Jugendlichen, hegt doch in Deutschland das 
Durchschnittsalter für den ersten Geschlechtsverkehr bei 
16 Jahren (z. B. Nickel et al. 1995). Auch bei jüngeren Kin¬ 
dern gehören Handlungen mit sexuellem Charakter, etwa 
gegenseitige spielerische Erkundungen der Geschlechts¬ 
teile (»Doktorspiele«), zur natürlichen Entwicklung. Den¬ 
noch können auch Gleichaltrige körperliche, psychische 
und kognitive Überlegenheit ausnutzen, um ihrem Gegen¬ 
über sexuelle Handlungen aufzuzwingen. Die Schwelle 
zwischen Konsens und Übergriff ist bei Gleichaltrigen 
manchmal nur schwer festzulegen: Beispielsweise können 
durch Pornografie geprägte, verzerrte Überzeugungen zur 
Sexualität und sozialer Druck Jugendliche dazu bringen, 
sexuellen Handlungen zuzustimmen, bei denen sie sich 
eigentlich nicht wohl fühlen (z. B. Braun-Courville u. Ro- 
jas 2009; Kalmuss 2004). 

5.4 Welche Handlungen sind als sexuelle 
Übergriffe zu verstehen? 


Neben der unterschiedlichen Berücksichtigung von Täter¬ 
gruppen sind die Definitionen zu sexueller Gewalt auch 
unterschiedlich eng oder weit in den berücksichtigten 
Handlungen. Einen großen Schritt hin zu einer möglichst 
breit abgestützten Definition sexuellen Missbrauchs stellen 
die Empfehlungen des amerikanischen National Center 


— Definition - 

Mit Inzest werden sexuelle Handlungen zwischen 
eng verwandten Personen bezeichnet, auch zwi¬ 
schen zwei erwachsenen Personen. Eine detaillierte 
Diskussion des Begriffs findet sich bei Wirtz (2003). 

Pädophilie ist als Störung der sexuellen Präfe¬ 
renz in den internationalen Klassifikationssystemen 


Definition - 

Als sexueller Missbrauch von Kindern und Jugend¬ 
lichen wird jeder versuchte oder vollendete sexuelle 
Akt und Kontakt von Bezugs- und Betreuungsperso¬ 
nen (engl, »caregiver«) am Kind aufgefasst, aber auch 
sexuelle Handlungen, die ohne direkten Körperkon¬ 
takt stattfinden (Leeb et al. 2008; Übersetzung des 
Autors). 
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for Diseases Control and Prevention dar (Leeb et al. 2008). 
Sie wurden in einem breiten Konsultationsprozess von der 
Medizin bis hin zur Sozialarbeit unter Berücksichtigung 
der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse erarbeitet. 
Die Umschreibung der berücksichtigten sexuellen Hand¬ 
lungen kann für alle Tätergruppen angewendet werden. 

Sexuelle Übergriffe an Kindern und Jugendlichen 
können sowohl sexuelle Kontakte zwischen Täter und Be¬ 
troffenen als auch Handlungen ohne direkten sexuellen 
Kontakt umfassen. 

Die sexuellen Übergriffe mit direktem Körperkontakt 
(»Hands-on«) umfassen: 

— Penetrative Handlungen: Hier werden alle Akte voll¬ 
endeter oder versuchter vaginaler oder analer Pene¬ 
tration mit dem Penis, Fingern oder Gegenständen 
berücksichtigt, ebenso wie alle Kontakte zwischen 
Mund und Genitalien oder Anus. 

Handlungen mit sexuellem Kontakt: Hierhin ge¬ 
hören sämtliche absichtlichen Berührungen - auch 
über der Kleidung - der Genitalien, der Leistenge¬ 
gend, der inneren Oberschenkel, des Anus und der 
Brüste durch die Täter am Kind oder das Verlangen 
der Täter, an diesen Stellen berührt zu werden. Aus¬ 
genommen sind hier Berührungen, die zur Erfüllung 
der Grundbedürfnisse notwendig sind, etwa bei der 
Reinigung von Kleinkindern. 

Der sexuelle Missbrauch mit direktem Kontakt kann nicht 
nur Handlungen zwischen Täter und Betroffenen umfas¬ 
sen. Bei mehreren gleichzeitig Betroffenen erzwingen die 
Täter mitunter auch sexuelle Kontakte zwischen ihnen. 

Daneben sind aber auch verschiedene Handlungen 
als sexueller Missbrauch zu verstehen, die ohne direkten 
Körperkontakt (»Hands-off«) auskommen. 

™ Aussetzung des Kindes gegenüber sexuellen Aktivi¬ 
täten: z. B. Pornografie oder Exhibitionismus 

— Film- oder Fotoaufnahmen, die das Kind auf eine 
sexualisierte Art darstellen 

— Verbale sexuelle Belästigung 

™ Handlungen, die Kinderprostitution ermöglichen 

Zwar werden die Handlungen von Bezugspersonen, die 
Kinderprostitution ermöglichen, als Handlungen ohne di¬ 
rekten Körperkontakt gewertet, gleichzeitig erfahren die 
betroffenen Kinder und Jugendlichen durch die Prostitu¬ 
tion auch sexuelle Übergriffe mit direktem Körperkontakt. 

Die unterschiedlichen Formen sexueller Übergriffe an 
Kindern und Jugendlichen unterscheiden sich in ihrem 
Schweregrad, der in einem engen Zusammenhang zum 
Ausmaß der Beeinträchtigungen in Folge des sexuellen 
Übergriffs steht (Manly et al. 2001). Neben dem Schwere¬ 
grad des sexuellen Übergriffs sind die Folgen für die Be¬ 
troffenen auch maßgeblich von der Häufigkeit der sexuel¬ 
len Handlungen abhängig (Manly et al. 2001). 


5.5 Grenzverletzungen und die Schwelle 
zur Intervention 


Die Entscheidung, welche Handlungen eine Intervention 
notwendig machen, ist in der Praxis nicht immer einfach. 
Wie ist zu bewerten, wenn ein Turnlehrer sich stets mit 
einem kurzen Blick in die Umkleidekabine der Jungs ver¬ 
sichert, dass sie auch wirklich duschen gehen? Dass mit 
dem ungefragten, voyeuristischen Eindringen in die In¬ 
timsphäre eine Grenzverletzung geschieht, ist zweifels¬ 
ohne zu bejahen. Allerdings muss die Handlung nicht 
zwingend negative Folgen für die Entwicklung der betrof¬ 
fenen Kinder nach sich ziehen und dementsprechend eine 
Betreuung der Kinder nicht zwingend erfolgen. Im ge¬ 
nannten Beispiel ist es jedoch bei Bekanntwerden für die 
Schule angebracht, den Lehrer auf sein grenzverletzendes 
Handeln hinzuweisen und dieses künftig zu unterbinden. 

Mit der zunehmenden Sensibilisierung der Gesell¬ 
schaft gegenüber den Folgen sexueller Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen geht auch eine Unsicherheit bezüg¬ 
lich körperlicher Kontakte einher. Darf beispielsweise 
ein Pfadfinderleiter ein Kind noch auf den Knien sitzen 
lassen? Gewisse körperliche Kontakte zu Vertrauensper¬ 
sonen wie im genannten Beispiel können durchaus an¬ 
gemessen sein. Entscheidend ist, die Signale des Kindes 
- auch nonverbale - feinfühlig wahrzunehmen und bei 
Unwohlsein des Kindes den körperlichen Kontakt abzu¬ 
brechen. Für die Angemessenheit einer Handlung muss 
stets auch der Entwicklungsstand mit berücksichtigt wer¬ 
den. Während die beschriebene Szene bei einem 8-jähri¬ 
gen Jungen und seinem 23-jährigen Pfadfinderleiter kaum 
eine Grenzverletzung darstellt, ist dieselbe Handlung bei 
einem 13-jährigen Mädchen eher unangemessen. 

Die Frage der Grenzverletzung und die Folgen eines 
sexuellen Übergriffs für das Kind können auch nicht iso¬ 
liert vom kulturellen und familiären Kontext betrachtet 
werden. Im ersten Beispiel des Turnlehrers dürften kul¬ 
turelle und familiäre Einstellungen zur Nacktheit mitbe¬ 
stimmen, inwiefern die Grenzverletzung auf die Betroffe¬ 
nen belastend wirkt. Schließlich haben auch die Ressour¬ 
cen eines Kindes oder Jugendlichen einen Einfluss auf die 
Auswirkung eines sexuellen Übergriffs. 

5.6 Mehrfache Betroffenheit durch 

Gewalt bei Kindern und Jugendlichen 

Sexuelle Übergriffe sind meist keine isolierten Ereignisse, 
sondern treten oft im Kontext von emotionaler und kör¬ 
perlicher Misshandlung, Vernachlässigung und weiteren 
Gewalterfahrungen wie beispielsweise Bullying auf (z. B. 
Barnett et al. 1993). Unterschiedliche Formen von Ge¬ 
walt an Kindern und Jugendlichen treten gleichzeitig oder 
auch zeitlich gestaffelt auf. 
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— Definition - 

Unter Prävalenz wird die Anzahl der Personen ver¬ 
standen, die über eine bestimmte Zeitdauer hinweg 
- über ein Jahr oder auch über das ganze Leben - 
von einer Krankheit, Misshandlung etc. betroffen war. 

Die Inzidenz wiederum gibt die Zahl von Neu¬ 
erkrankungen oder, in diesem Zusammenhang, von 
neu aufgetretenen Missbrauchsfällen an und bezieht 
sich in der Regel auf ein Jahr. 


Kinder, die in verschiedenen Kontexten Gewalt 
erfahren, sind besonders gefährdet für schwerwiegen¬ 
de, negative Folgen (Finkelhor 2008). Gemäß Studien 
von Finkelhor et al. (2009) weisen vier Konstellationen 
eine besondere Gefährdung für mehrfache Betroffen¬ 
heit durch Gewalt bei Kindern und Jugendlichen auf, 
unabhängig davon, ob sexuelle Übergriffe ein Teil dieser 
Gewalterfahrung sind: 

— Zum einen betrifft dies Kinder und Jugendliche aus 
Familien, die bereits früh in der Familie misshandelt 
oder missbraucht wurden. Mit einer frühen Miss¬ 
handlung steigert sich die Wahrscheinlichkeit von 
Mängeln in der Sozialkompetenz oder emotionale 
Bedürftigkeit, was wiederum die Wahrscheinlichkeit 
von Gewalt und Ausgrenzung durch Gleichaltrige 
und in anderen extrafamilialen Kontexten erhöht. 

™ Daneben sind Kinder und Jugendliche aus Familien 
gefährdet, die durch ein hohes Ausmaß an Chaos 
und Problemen charakterisiert sind. Die Kinder und 
Jugendlichen werden nur ungenügend in ihrer Ent¬ 
wicklung und Sozialisation begleitet und erleben 
häufige Wohnortswechsel, was sie einer Vielzahl 
möglicher Gewaltkontexte aussetzt. 

— Mehrfache Betroffenheit durch Gewalt findet sich 
auch gehäuft bei Kindern und Jugendliche mit 
körperlichen oder geistigen Behinderungen, mit 
andauernden Auffälligkeiten im Verhalten oder im 
emotionalen Bereich (z. B. sehr ängstliche Kinder 
und Jugendliche). 

Eine letzte gefährdete Gruppe sind schließlich Kinder 
und Jugendliche aus Familien, welche in sozialen 
Brennpunkten mit hoher Kriminalität leben, wenig 
soziale Bindungen sowie eine geringe soziale Unter¬ 
stützung aufweisen. Allerdings sind die Befunde zu 
sexuellen Übergriffen und Schichtmerkmalen ge¬ 
mischt (Drake u. Pandey 1996; Finkelhor 1993). 

Als Konsequenz sind oft gerade diejenigen Kinder von se¬ 
xuellen Übergriffen betroffen, die bereits mit verschiede¬ 
nen Problemen und Risiken belastet sind und gleichzeitig 
wenig Ressourcen aufweisen, die den möglichen schwer¬ 
wiegenden Folgen der traumatischen Erfahrung entgegen- 
wirken könnten. Umso wichtiger ist es, auffälligen und 
problembelasteten Kindern und Jugendlichen rechtzeitig 
Möglichkeiten zur Unterstützung zukommen zu lassen. 

5.7 Häufigkeit sexueller Gewalt an 
Kindern 


In der wissenschaftlichen Literatur werden Häufigkeiten 
von Krankheiten, psychiatrischen Störungsbildern oder 
auch Misshandlungsformen unter den Begriffen der Prä¬ 
valenz und Inzidenz diskutiert. 


Die 14.407 von sexuellem Missbrauch betroffenen Kinder 
(Fälle gemäß den §§ 176, 176a, 176b StGB) in der polizei¬ 
lichen Kriminalstatistik des Jahres 2010 sind entsprechend 
eine Angabe zur Inzidenz (Bundeskriminalamt 2011). 74 % 
der erfassten Betroffenen sind weiblich, 26 % männlich. 

Es werden jedoch längst nicht alle Fälle sexueller 
Übergriffe den Strafverfolgungsbehörden zugetragen, die 
bei Jugendämtern, bei Kinder- und Jugendpsychiatrischen 
Diensten, Schulsozialarbeitsstellen oder weiteren psycho¬ 
sozialen Einrichtungen betreut werden. Mit Ausnahme 
der Strafverfolgung fehlen in Deutschland national reprä¬ 
sentative Angaben zur Inzidenz. 

Lokale Studien zur Inzidenz zeigen teils unterschied¬ 
liche Häufigkeiten für unterschiedliche Institutionen auf. 
Für Familien- und Vormundschaffsgerichte, Strafverfol¬ 
gungsbehörden sowie psychosoziale Versorgungseinrich¬ 
tungen in den Ballungszentren Köln und Berlin machten 
Fälle sexueller Übergriffe meist weniger als 10 % der be¬ 
treuten Fälle aus (Fegert et al. 2001). In einer Stichprobe 
von Jugendämtern in 12 Städten und 4 Kreisen wurde bei 
Verfahren mit Mitwirkung des Gerichts in 16,7 % der Fälle 
ein sexueller Missbrauch festgehalten (Münder et al. 2000). 
Im Auftrag der Unabhängigen Beauftragten für Fragen 
des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) wurde eine 
Untersuchung zur Anzahl bekannt gewordener Verdachts¬ 
fälle sexueller Übergriffe an Schulen, Internaten und bei 
stationären Hilfen zur Erziehung vom Deutschen Jugend¬ 
institut durchgeführt (Helming et al. 2011). Verdachtsfälle 
wurden hierbei durch Vertreter der Institution erfasst: 4 % 
der Schulen, 3 % der Internate und 10 % der Heime nann¬ 
ten für die letzten drei Jahre mindestens einen bekannt 
gewordenen Verdachtsfall durch an der Einrichtung tätige 
erwachsene Personen. Überwiegend handelte es sich um 
strafrechtlich schwer fassbare Vorwürfe. Mit Übergriffen 
der Kinder und Jugendlichen untereinander sind die be¬ 
fragten Institutionen deutlich häufiger konfrontiert gewe¬ 
sen: 16 % der befragten Schulleitungen, 29 % der Internats¬ 
leitungen und 39% der Heimleitungen berichteten von 
einem solchen Verdachtsfall in den letzten drei Jahren. Die 
Vorwürfe bezogen sich überwiegend auf Berührungen am 
Körper bzw. an den Geschlechtsteilen. Auch die Auswer¬ 
tungen der nichtrepräsentativen Kontaktaufnahmen mit 
der Anlaufstelle der UBSKM geben Hinweise zur Inzidenz 
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sexueller Übergriffe an Kindern und Jugendlichen (Fegert 
et al. 2011): Von 3.721 auswertbaren Kontaktaufnahmen 
betreffen 29,3 % Übergriffe in Institutionen. 

Problematisch bei vielen Studien zur Häufigkeit ist 
die Angabe der Resultate in Prozentzahlen, die sich le¬ 
diglich in Bezug auf die Stichprobe interpretieren lassen. 
Aussagekräftiger werden die Zahlen, wenn sie in Bezug 
zur Grundgesamtheit gesetzt werden, also beispielsweise 
zur Bevölkerung in Deutschland unter 18 Jahren. Dieser 
Bezug wird durch Raten umgesetzt, etwa in einer Rate an 
Fällen pro tausend Kinder. Erst dadurch werden Ergebnis¬ 
se international, aber auch auf Länderebene vergleichbar. 
Umfangreiche und in mehreren Studien geprüfte Daten 
aus den USA und Kanada zur Inzidenz bestätigter Fälle in 
Jugendämtern belegen im Schnitt pro Jahr einen sexuellen 
Übergriff pro tausend Kinder (vgl. Trocme 2008). 

Die Bezeichnung Jugendamt für die nordamerikanischen Child Pro- 
tective Services (CPS) ist insofern nicht völlig korrekt als deren Funk¬ 
tionen nicht in allen Teilen den Funktionen deutscher Jugendämter 
entsprechen. So sind CPS meist verpflichtet, einen Misshandlungs- 
verdacht zuerst zu untersuchen und abzusichern, bevor Unterstüt¬ 
zungsleistungen geboten werden. 

Alle bislang aufgelisteten Häufigkeitsangaben betreffen 
aufgedeckte Fälle sexueller Übergriffe. Längst nicht alle 
Übergriffe werden jedoch gemeldet und aufgedeckt - sei 
es aus Furcht vor Drohungen, Furcht die Familie zu zerstö¬ 
ren, aus Scham oder weil die Erfahrung verdrängt wurde. 


Mögliche Verschiebungen zwischen Dunkelziffer und 
Anzahl aufgedeckter Fälle bringen es mit sich, dass Trends 
zum Anstieg sexueller Übergriffe mit Vorsicht interpre¬ 
tiert werden müssen. So können auch Präventionskampa¬ 
gnen zu einer erhöhten Sensibilisierung und mehr aufge¬ 
deckten Fällen führen, ohne dass ein tatsächlicher Anstieg 
an sexuellen Übergriffen stattgefunden hat. 

Zur tatsächlichen Häufigkeit sexueller Übergriffe 
in der Bevölkerung - also der Prävalenz - bestehen für 
Deutschland keine gesicherten Angaben. Ebenso sind für 
Deutschland Schätzungen zur Differenz zwischen aufge¬ 
deckten Fällen und der Dunkelziffer aufgrund fehlender 
Angaben zu Raten nicht zuverlässig. Erste Anhaltspunkte 
zur Größenordnung der Prävalenz lieferte eine umfang¬ 
reiche Untersuchung des Kriminologischen Forschungs¬ 
instituts Niedersachsen (KFN; Wetzeis 1997): In einer 
1992 erhobenen, repräsentativen Stichprobe von n = 3.241 
jugendlichen und erwachsenen Personen (im Alter zwi¬ 
schen 16 und 59 Jahren) in ganz Deutschland gaben 8,6 % 


der weiblichen Befragten und 2,8% der männlichen Be¬ 
fragten an, jemals vor dem 16. Lebensjahr von einem se¬ 
xuellen Übergriff mit Körperkontakt betroffen gewesen zu 
sein. 2011 führte das KFN eine inhaltlich nur geringfügig 
angepasste Befragung an einer repräsentativen Stichprobe 
von n = 11.428 jugendlichen und erwachsenen Personen 
(im Alter zwischen 16 und 40 Jahren) durch (Bieneck et al. 
2011): Nun gaben 6,4 % der weiblichen Befragten und 1,3 % 
der männlichen Befragten an, vor dem 16. Lebensjahr je¬ 
mals von einem sexuellen Übergriff mit Körperkontakt 
betroffen gewesen zu sein. In einer weiteren repräsentati¬ 
ven Studie an 2.504 Jugendlichen und Erwachsenen über 
14 Jahren geben 12,6% der Stichprobe an, von Bezugs¬ 
personen sexuell missbraucht worden zu sein; 1,9% der 
Stichprobe gibt schweren sexuellen Missbrauch an (Häu¬ 
ser et al. 2011). In der Schweiz wurden im Rahmen der 
Optimus-Studie eine repräsentative Stichprobe von 6.749 
Jugendlichen in neunten Klassen befragt (Averdijk et al. 
2011): 15% der Befragten gaben an, mindestens einmal 
in ihrem Leben irgendeine Art der sexuellen Viktimisie- 
rung mit Körperkontakt erfahren zu haben; von sexueller 
Viktimisierung ohne Körperkontakt berichteten 29 % der 
Befragten. Auffällig war, dass bei 11% der Übergriffe mit 
Körperkontakt mindestens ein Täter unter 18 Jahre alt war. 
Werden - wie in den meisten Prävalenzstudien - Erwach¬ 
sene rückblickend zu Erfahrungen sexuellen Missbrauchs 
in der Kindheit befragt, besteht gerade für das emotional 
belastete Thema sexueller Gewalt die Gefahr, dass die Er¬ 
innerungen verzerrt oder verdrängt sind. Allerdings kann 
auch die Information zur Häufigkeit sexueller Übergriffe 
bei Kindern und Jugendlichen aus anderen Quellen ver¬ 
zerrt sein: Da auch Kleinkinder von sexuellen Übergriffen 
betroffen sind, ist das Kind selbst mitunter zu jung, um 
sprachlich adäquat Auskunft über den Missbrauch zu ge¬ 
ben. Außerdem bestehen unter Rücksichtnahme auf den 
Betroffenen ethische Bedenken, sie erneut mit traumati- 
sierenden Ereignissen zu konfrontieren. Eltern wiederum 
kommen als Quelle kaum infrage, da sie als mögliche Täter 
oder Mitwisser sich selbst oder andere Familienmitglieder 
decken. Die Kinder vertrauen sich auch nicht immer den 
Eltern an, aus Angst vor Drohungen der Täter oder aus 
Scham. Fachkräfte wiederum gelangen nur so konkret an 
Informationen zu sexuellem Missbrauch, als die Betroffe¬ 
nen bereit sind, sich ihnen zu öffnen. Äußere Merkmale 
sind selten als eindeutige Hinweise auf sexuelle Übergriffe 
zu werten, da die Varianz normaler Erscheinungsformen 
im Genitalbereich sehr groß ist (Adams 2004; Heger et al. 
2002 ). 

Neben Schwierigkeiten mit unterschiedlichen Infor¬ 
mationsquellen tragen weitere Faktoren dazu bei, dass zur 
Inzidenz und Prävalenz sexueller Übergriffe an Kindern 
unterschiedliche Zahlen präsentiert werden, wobei die 
nachfolgende Aufzählung keinen Anspruch auf Vollstän- 


— Definition - 

Die Differenz zwischen aufgedeckten Fällen sexueller 
Übergriffe und der tatsächlichen Häufigkeit des Vor¬ 
kommens wird als Dunkelziffer bezeichnet. 
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O Tab. 5.1 Mögliche Einflussfaktoren auf unterschiedliche Häufigkeitsangaben zu sexuellen Übergriffen an Kindern und Jugend¬ 
lichen 

Themenbereich 

Auswahl an Einflussfaktoren und Gründe für Verzerrung 

Definition 

- Enge/Weite der eingeschlossenen Handlungen 

- Unterschiedliche Berücksichtigung von Tätergruppen 

- Messmethodische Umsetzung weiterer möglicher Kriterien wie beispielsweise Altersunterschied zwischen 
Täter und Betroffenen oder Absichtlichkeit 

Studiendesign 

- Erinnerungsverzerrungen bei retrospektiver Befragung 

- Berücksichtigung unterschiedlich langer Zeiträume für die Erfassung sexueller Übergriffe 

Informationsquelle 

- Kinder und Jugendliche: Keine vollständige Offenlegung aus Scham, sozialem Druck, Verdrängung u. a.; 
Kleinkinder zu jung für sprachlichen Ausdruck des Übergriffs 

- Eltern: Keine vollständige Offenlegung aus Scham, Unwissen, Schutz eines intrafamilialen Täters u. a. 

- Fachkräfte/Akten: Abhängigkeit der Information von der Ausführlichkeit und Standardisierung der Ex¬ 
ploration 

- Keine eindeutigen äußeren Merkmale sexueller Übergriffe 

Stichprobe 

- Eingrenzung auf bestimmte Altersgruppe, bestimmte Institutionen, bestimmte Regionen etc. 

-Verzerrungen durch geringe Teilnahmequote (Gefahr, dass besonders gefährdete Kinder und Jugendliche 
nicht teilnehmen) 


digkeit erhebt (□ Tab. 5.1). Studien erfassen sexuelle Über¬ 
griffe in Abhängigkeit unterschiedlicher Definitionen 
und messmethodischer Umsetzung von Begriffen. Dies 
beginnt bereits mit der berücksichtigten Altersgrenze: So 
bezieht sich »sexueller Missbrauch von Kindern« gemäß 
§176 StGB auf Kinder unter 14 Jahren; in der entsprechen¬ 
den Altersgruppe ist rund ein Kind unter 1.000 als betrof¬ 
fen erfasst (Bundeskriminalamt 2011). Daneben stellt das 
StGB in §174 sexuellen Missbrauch von Schutzbefohlenen 
unter 18 Jahren in Strafe. Bei Verwendung der Zahlen des 
Bundeskriminalamtes muss weiter berücksichtigt werden, 
dass diese sowohl als Häufigkeit von Anzeigen als auch in 
Häufigkeitsangaben zu Betroffenen angeboten werden. In 
der repräsentativen, retrospektiven Befragung von Wet- 
zels (1997) sind nur für sexuelle Übergriffe durch Erwach¬ 
sene die Altersangaben zu den Betroffenen erfasst, die An¬ 
gaben zu Übergriffen durch Gleichaltrige beziehen sich 
auf die Begriffe Kindheit/Jugend ohne genauere Altersan¬ 
gabe. Für die Wiederholung der Befragung 2011 (Bieneck 
et al. 2011) muss einschränkend auf die unterschiedlichen 
Altersbereiche der Stichproben hingewiesen werden: 
Der um 19 Jahre höhere Altersbereich bei Wetzeis (1997) 
könnte ausgehend von einem sinkenden Missbrauchsri¬ 
siko zu einer höheren Prävalenz geführt haben (Bieneck 
et al. 2011). Auch die Enge oder Weite von Definitionen 
bestimmt maßgeblich die Häufigkeit des erfassten Miss- 
brauchs: Werden beispielsweise sämtliche Berührungen 
von Eltern oder Erziehern im Bereich der Brüste und der 
Gesäßbacken über den Kleidern als sexueller Missbrauch 
gewertet oder wird ein Kriterium für Absichtlichkeit ange¬ 
wendet? Schließlich sind Studien zur Häufigkeit sexuellen 
Missbrauchs, wie alle Studien, mit dem Problem der Teil¬ 
nahme konfrontiert. So liegt etwa bei der aktuellen Studie 


von Häuser et al. (2011) die Teilnahmequote bei 56 % aller 
angefragten Personen. Gerade durch die emotionale Be¬ 
lastung besteht für das Thema des sexuellen Missbrauchs 
die Gefahr, dass die Teilnahme verzerrt ist. 

Vor allem die Gefahren einer verzerrten Wahrneh¬ 
mung der Häufigkeit von sexuellen Übergriffen sind ein 
entscheidender Grund für Bemühungen hin zu einheit¬ 
lichen Definitionen sexueller Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen. Erst durch die Gliederung von typischen 
Konstellationen mit vergleichbaren Ursachen kann das 
Zusammenspiel verschiedener Risiken besser verstanden 
und die Gefährdung für betroffene Kinder und Jugend¬ 
liche besser eingeschätzt werden (□ Tab. 5.1). 

5.8 Sexuelle Übergriffe in professionellen 
Abhängigkeitsverhältnissen 

Besonders durch das Bekanntwerden der sexuellen Über¬ 
griffe an der Odenwaldschule und vergleichbaren Institu¬ 
tionen wurde die Öffentlichkeit sensibilisiert, dass sexuelle 
Gewalt an Kindern nicht nur durch Fremdtäter, Verwand¬ 
te oder im Sportverein stattfindet. Auch Personen, die von 
Berufs wegen zum Schutz des Kindes und zur Sicherung 
des Kindeswohls verpflichtet sind, nutzen ihre Autori¬ 
tätsposition für sexuelle Übergriffe aus. Unter sexuellen 
Übergriffen in professionellen Abhängigkeitsverhältnis- 
sen werden alle sexuelle Handlungen im Rahmen von 
Beziehungen zwischen Arzt-Patient oder Fachpersonen- 
Klient verstanden, einschließlich sämtlicher Berührungen 
der intimen Bereiche, die die notwendigen Kontakte einer 
Untersuchung übersteigen - unabhängig davon, ob die 
Berührungen auf der nackten Haut oder über der Klei- 
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düng stattfinden. In der Fachliteratur hat sich das Kürzel 
PSM für Professional Sexual Misconduct durchgesetzt. 

Weder für Deutschland noch international sind ver¬ 
lässliche Daten zur Häufigkeit von PSM bei Kindern und 
Jugendlichen im Gesundheitswesen verfügbar (Franke 
u. Riecher-Rössler 2011). Obschon die Täter ein norm¬ 
abweichendes Verhalten offenbaren, erfüllen längst nicht 
alle die Kriterien für eine psychiatrische Störung (Franke 
u. Riecher-Rössler 2011). Die Täter sind auch keineswegs 
Außenseiter in ihrem Beruf, sondern durchaus gut an¬ 
gesehene Mitglieder ihrer Profession (Steuerungsgruppe 
PABS 2004). Bei PSM kommt es selten gleich unmittelbar 
zum sexuellen Kontakt. Vielmehr werden im Kontakt zum 
Patienten oder Klienten die Grenzen abgetastet und das 
Vertrauen des Kindes gewonnen, bevor es zur eigentlichen 
Handlung kommt. Die Untersuchungen werden beson¬ 
ders kinderfreundlich ausgerichtet, die sozialen Kontakte 
gehen über das übliche Maß hinaus und Geschenke oder 
besondere Gefallen werden eingesetzt, um das Vertrauen 
des Kindes zu gewinnen. Dabei richten sich die Täter häu¬ 
fig an Kinder, die emotional bedürftig sind (Colton et al. 
2010). Die eigentlichen sexuellen Handlungen finden off 
in den Behandlungsräumen statt. Sie umschließen Unter¬ 
suchungen in intimen Bereichen, die unangemessen ver¬ 
längert werden, oder Berührungen, die sexuelle Stimulati¬ 
on hervorrufen (COCAN 2011). Handschuhe und andere 
Schutzkleidung werden weggelassen, Untersuchungen 
von sexuellen Komplimenten begleitet. 

Um sich vor dem Entdecktwerden zu schützen, wer¬ 
den Termine an Randzeiten verlegt, in der Praxisassistenz 
oder sonstige Mitarbeitende nicht mehr präsent sind. El¬ 
tern jüngerer Kinder werden von Untersuchungen aus¬ 
geschlossen, bei denen sie üblicherweise anwesend sind. 
Wie bei sämtlichen Tätern sexueller Übergriffe bekannt, 
binden auch Täter im Rahmen von PSM die Betroffenen 
in ein Schweigegelübde ein (COCAN 2011). 

Gerade im Rahmen einer Weiterbildung zu sexuellen 
Übergriffen an Kindern und Jugendlichen für Fachkräfte 
im medizinischen, psychologischen und pädagogischen 
Kontext ist es angebracht, mit einem separaten Abschnitt 
für das Thema des PSM zu sensibilisieren. Dabei ent¬ 
spricht PSM aber auch der eingangs eingeführten Defi¬ 
nition sexuellen Missbrauchs von Leeb et al. (2008): Ein 
Betreuungsverhältnis wird ausgenützt, die Schutzpflicht 
verletzt. Entsprechend sind ähnliche Risikofaktoren, Tä¬ 
terstrategien etc. zu beobachten wie bei sexuellen Hand¬ 
lungen am Kind/Jugendlichen durch Familienmitglieder 
oder andere Bezugs- und Betreuungspersonen. 
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6.1 Einleitung 


Die juristische Beurteilung, unter welchen Straftatbestand 
ein berichteter sexueller Übergriff fällt, ist die Aufgabe von 
Juristinnen und Juristen, die z. B. als beratende Rechts¬ 
anwälte oder Strafverfolger mit einem bestimmten Ge¬ 
schehen konfrontiert werden. Kenntnisse zur rechtlichen 
Einordnung eines Verhaltens oder Übergriffs sind jedoch 
auch für die Berufspraxis der Lernenden aus pädagogi¬ 
schen Berufen und Heilberufen sinnvoll, um adäquat re¬ 
agieren und die richtigen Schritte wie z. B. die Beratung 
des potenziellen Opfers auch hinsichtlich einer möglichen 
Strafanzeige einleiten zu können. 

So ist es zwar nicht erforderlich, dass Personen, die ein 
aus ihrer Sicht strafbares Verhalten bei einer Polizeidienst¬ 
stelle anzeigen, die Einordnung unter einen bestimmten 
Straftatbestand (oder gar mehrere) leisten müssen. Straf¬ 
anzeige zu erstatten bedeutet nur, den Strafverfolgungsbe¬ 
hörden (Polizei, Kriminalpolizei oder Staatsanwaltschaft) 
einen bestimmten Sachverhalt zu schildern, der aus Sicht 
der Anzeigenden strafbar ist. 

Das folgende Kapitel enthält einen Überblick über 
die Sexualstraftaten nach dem deutschen Strafgesetzbuch 
(StGB). Vorangestellt sind wichtige Informationen zu zen¬ 
tralen Grundprinzipien des Strafrechts sowie zur Abgren¬ 
zung zwischen erlaubtem und ggf. strafbarem sexuellem 
Verhalten. 


6.2 Wichtige Grundsätze des deutschen 
Strafrechts 


Ehe die Straftatbestände im Einzelnen dargestellt werden, 
sei auf drei Grundbegriffe des Strafrechts hingewiesen, die 
zum Verständnis wichtig sind: 

— Das Bestimmtheitsgebot 

— Das Rückwirkungsverbot 
™ Das Analogieverbot 

■ Das Bestimmtheitsgebot 

Das Bestimmtheitsgebot aus Art. 103 Grundgesetz und 
dem gleichlautenden § 1 StGB verpflichtet den Staat zur 
genauen Formulierung jeglicher Eingriffe in Bürgerrechte. 
Auf diese Weise soll für die Bürger Rechtssicherheit bezüg¬ 
lich der Strafbarkeit von Handlungen und entsprechend 
angedrohter Strafen gewährleistet werden. In Deutschland 
kann aufgrund einer unbestimmten Norm niemand ver¬ 
urteilt werden. Stellt z. B. das Bundesverfassungsgericht 
fest, dass eine gesetzliche Regelung zu ungenau formuliert 
ist, kann sie nicht angewendet werden und es entsteht in¬ 
soweit eine Gesetzeslücke. 


■ Das Rückwirkungsverbot 

Aus dem Gesetzestext von § 1 StGB geht zudem hervor, 
dass eine Tat nur dann bestraft werden darf, wenn die 
Strafbarkeit gesetzlich vorgesehen war, bevor die Tat be¬ 
gangen wurde. Neu geregelte Straftatbestände dürfen nicht 
auf ein zurückliegendes Geschehen angewendet werden. 

Zum Beispiel ist ein sexueller Missbrauch eines Psy¬ 
chotherapeuten an seiner erwachsenen Klientin erst seit 
1998 strafbar, da erst in diesem Jahr § 174c StGB (Sexueller 
Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behand- 
lungs- oder Betreuungsverhältnisses) in das Strafgesetz¬ 
buch eingefügt wurde. Daraus folgt, dass die meisten Fälle, 
die vor diesem Zeitraum geschehen sind, nicht strafbar 
waren. Der Straftatbestand des Missbrauchs von Schutz¬ 
befohlenen (§ 174 StGB, s.u.) gilt nur im Falle minderjäh¬ 
riger Opfer. In den vergangenen Jahren hat es eine Fülle 
von Gesetzesänderungen gegeben (Fischer, Rdnr. 4, Vor¬ 
bemerkung zu § 174 StGB). So wurden z. B. angedrohte 
Freiheitsstrafen erhöht und die Strafbarkeit von sexuellen 
Handlungen ausgeweitet. 

Zwar haben Psychotherapeuten schon vor 1998 gegen 
Richtlinien einzelner Berufsverbände, in denen das Ab¬ 
stinenzgebot geregelt war, verstoßen und waren dadurch 
ggf. berufsrechtlichen Sanktionen ausgesetzt; strafbar ge¬ 
macht haben sie sich jedoch in den meisten Fällen nicht, 
da ihr Verhalten auch nicht nach anderen Straftatbestän¬ 
den des Sexualstrafrechts strafbar war. Regelmäßig fehlte 
es an der erforderlichen Zwangseinwirkung oder Gewalt¬ 
anwendung, die z. B. zur Annahme einer Vergewaltigung 
hätte führen können. 

Heute ist der sexuelle Missbrauch in einem therapeu¬ 
tischen Verhältnis nach § 174c Abs. 2 StGB strafbar, weil 
die Psychotherapie typischerweise zu einem Abhängig¬ 
keitsverhältnis führt, das Angriffe auf die sexuelle Selbst¬ 
bestimmung von Patientinnen/Patienten erleichtert. Dies 
gilt natürlich gleichermaßen umgekehrt, wenn eine The¬ 
rapeutin gegenüber einer Klientin oder einem Klienten 
übergrifhg wird. Im Folgenden ist generell zu beachten, 
dass die Straftatbestände des StGB immer für beide Ge¬ 
schlechter gelten (»Wer ... begeht«). Einzige - und über¬ 
holte - Ausnahme ist der Straftatbestand des Exhibitio¬ 
nismus gemäß § 183 StGB, der nach dem Wortlaut des 
StGB ausschließlich für männliche Täter strafbar ist (»Ein 
Mann, der ...«). 

■ Das Analogieverbot 

In anderen Rechtsgebieten, z. B. dem Zivilrecht, darf bei 
der rechtlichen Beurteilung eines Sachverhalts auf analoge 
Gegebenheiten zurückgegriffen werden, wenn eine Ent¬ 
scheidung zum konkreten Fall mit den vorhandenen Ge¬ 
setzen nicht möglich ist. Dies ist im Strafrecht nicht mög¬ 
lich. Das Gesetz verbietet im Fall von Regelungslücken, 
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zulasten von Beschuldigten »Analogien« zu bilden. Eine 
klare Strafrechtsnorm darf nicht auf einen vergleichbaren 
Sachverhalt übertragen werden. 

Das Beispiel des sexuellen Missbrauchs in der Psycho¬ 
therapie macht es deutlich: Auch wenn die sexuelle Aus¬ 
beutung von Patientinnen oder Patienten schon in den 
Jahren vor 1998 nach moralischen, ethischen und berufs¬ 
rechtlichen Standards oder auch nur eigenem Rechtsge¬ 
fühl strafwürdig war, lag keine Strafbarkeit vor. In einem 
solchen Fall konnte wegen des Analogieverbotes nicht auf 
ähnlich gelagerte - aber strafbare (z. B. weil der Patient 
minderjährig war) - Fälle zurückgegriffen werden, um das 
missbilligte Verhalten doch noch bestrafen zu können. Es 
musste auf den Gesetzgeber gewartet werden. 

6.3 Wo liegt die Grenze der Strafbarkeit 
sexuellen Verhaltens? 


Die Beurteilung, ob die Grenze zur Strafbarkeit durch 
ein bestimmtes Verhalten überschritten wird, ist tatsäch¬ 
lich wie juristisch nicht einfach, die Übergänge können 
fließend sein und das Ergebnis kann im konkreten Fall 
unterschiedlich ausfallen - auch je nachdem, welche Per¬ 
son mit welchem fachlichen Hintergrund die Informatio¬ 
nen wie gewichtet. Die folgenden Ausführungen sollen die 
Lernenden für die juristische Perspektive sensibilisieren 
und nach Möglichkeit zu einem besseren Verständnis zwi¬ 
schen den Disziplinen beitragen. 

6.3.1 Handlungen unterhalb der 
Strafbarkeitsschwelle 


Das hohe Schutzgut der Straftatbestände im Sexualstraf¬ 
recht - die sexuelle Selbstbestimmung - führt dazu, dass 
nur erhebliche Beeinträchtigungen derselben unter Strafe 
gestellt sind. Nicht jede Grenzüberschreitung - auch wenn 
sie für die/den Betroffene/n sehr unangenehm oder gar 
belastend sein kann - erfordert eine staatliche Reaktion 
mit dem härtesten Mittel, das dem Rechtsstaat zur Verfü¬ 
gung steht: dem Strafrecht. Strafe kann immer nur Ultima 
Ratio, also das letzte Mittel, sein. Es gibt eine Fülle von 
sexuellen Belästigungen, die nicht im StGB aufgenommen 
und deshalb nicht strafbar sind. 

Das heißt aber noch nicht, dass solche Handlungen 
völlig konsequenzlos bleiben müssen: Nach dem Allge¬ 
meinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) aus dem Jahre 
2006 sind sexuelle Belästigungen unterhalb der durch das 
StGB festgelegten Strafbarkeitsschwelle, wie beispielsweise 
das bloße anzügliche Reden über den Körper einer Frau, 
das Aushängen von sexistischen Postern auf dem Polizei¬ 
revier oder Ähnliches, durchaus von rechtlicher - nur 


eben nicht von strafrechtlicher - Bedeutung. Sie können 
von den betroffenen Frauen (und Männern) nicht nur 
ohne Gefährdung des eigenen Arbeitsplatzes abgewehrt 
werden; sie können auch zu arbeitsrechtlichen Sanktionen 
seitens des Arbeitgebers gegenüber dem Beiästiger führen. 
Abmahnungen, Kündigungen und ähnliche im Arbeits- 
recht vorgesehene Sanktionen für das Verhalten des Beläs- 
tigers sind möglich, ohne dass es hier zur Verwirklichung 
von Straffatbeständen des StGB hat kommen müssen (§ 2 
Abs.l in Verbindung mit § 3 Abs. 4 AGG). 

6.3.2 Strafbare Handlungen 


Für das gesamte Sexualstrafrecht regelt § 184g StGB unter 
anderem, dass strafbare Handlungen nur solche sind, die 
für das Rechtsgut der sexuellen Selbstbestimmung »von 
einiger Erheblichkeit« sind. Die Auslegung des Rechts¬ 
begriffs »erheblich« folgt dabei maßgeblich der aktuellen 
Rechtsprechung in entsprechend gelagerten Fällen sowie 
der (hauptsächlich juristischen) Fachliteratur zur Thema¬ 
tik. Damit ist gewährleistet, dass sich die rechtliche Be¬ 
wertung - wenn auch häufig verzögert - z. B. gesellschaft¬ 
lichen Entwicklungen anpassen kann und nicht statisch 
bleibt. Auf diese Weise ist es vielfach nicht notwendig, auf 
den langwierigen Prozess neuer Gesetzgebung zu warten, 
um rechtliche Entscheidungen im Rahmen gesellschaft¬ 
licher Akzeptanz zu fällen (immerhin werden Strafurteile 
generell »im Namen des Volkes« ausgesprochen). 

Wurden in den 1970er-Jahren noch Berührungen über 
der Kleidung auch von Kindern (d. h. unter 14-Jährigen) 
von einigen Gerichten als nicht erheblich angesehen, so 
ist heute in der Rechtsprechung die Frage, ob der Griff 
oberhalb der Kleidung oder unterhalb der Kleidung an 
primären oder sekundären Geschlechtsmerkmalen statt¬ 
findet, nicht mehr das ausschlaggebende Entscheidungs- 
kriterium. 

In bekleidetem Zustand vorgenommene beischlafähn¬ 
liche Bewegungen bei einem Kind und das nachhaltige 
Berühren im Schambereich über der Kleidung sind erheb¬ 
lich, während das Streicheln der bekleideten Oberschen¬ 
kel oder eine flüchtige Berührung der Brust in anderen 
höchstrichterlichen Entscheidungen als nicht erheblich 
angesehen wurden. Dem Beschuldigten muss keine se¬ 
xuelle Erregung oder Motivation in sexueller Hinsicht 
nachgewiesen werden; es kommt hier vor allem darauf an, 
ob die Handlung nach ihrem äußeren Erscheinungsbild 
eindeutig sexualbezogen ist. 

Der Inhalt der Vorschrift des § 184g StGB kann wie 
folgt zusammengefasst werden: 

— Nicht strafbar sein sollen nur flüchtige, sehr kurze 

Berührungen. Vor diesem Hintergrund ist es vor 

allem für die Praxis der pädagogischen Berufe und 
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Heilberufe besonders wichtig, einzelne Handlungen, 
ihre Art, Dauer und Intensität detailliert und klar 
zu schildern bzw. sich schildern zu lassen, sollte ein 
möglicher sexueller Übergriff berichtet werden. 

— Bei der Feststellung, ob eine sexuelle Handlung er¬ 
heblich ist, wird in der Rechtsprechung insbesondere 
auf das Alter des Opfers abgestellt: Während eine 
erwachsene Frau die »Grabscherei« eines Bekannten 
auf ihren Busen während einer Feier, auf der alle Al¬ 
kohol trinken, noch als massive Grenzüberschreitung 
und nicht als Straftat einordnen muss, gilt dies nicht 
für ein Kind, für das die Schwelle der Erheblich¬ 
keit sehr niedrig anzusetzen ist. Ein Griff zwischen 
die Beine einer 9-Jährigen ist als erhebliche sexuelle 
Handlung im Sinne des § 184g StGB anzusehen, auch 
wenn das Mädchen mit einer Hose bekleidet ist. 

6.4 Die Sexualstraftaten 


Für die Sexualstraftaten des StGB sind zunächst folgende 
Definitionen der Altersgrenzen von großer Bedeutung: 

— Kind ist jede Person bis zur Vollendung des 14. 
Lebensjahres. Um 24.00 Uhr am Tag vor dem 14. 
Geburtstag vollendet das Kind sein 14. Lebensjahr 
(§§ 187 Abs. 2 und 188 Abs. 2 BGB). 

— Jugendliche sind alle 14-Jährigen bis zur Vollendung 
ihres 18. Lebensjahres, also bis 24.00 Uhr des Tages 
vor ihrem 18. Geburtstag. 

Das Jugendstrafrecht (JGG), das für junge Täter im Straf¬ 
prozess gilt, kennt weiter den Begriff der Heranwachsen¬ 
den, womit die 18- bis 21-Jährigen gemeint sind. Diese 
Unterscheidung gibt es für junge Opfer in dem Alter nicht, 
sie gelten nach dem StGB als Erwachsene. 

Das Sexualstrafrecht kennt drei unterschiedliche 
Schutzaltersgrenzen bei Angriffen auf das sexuelle 
Selbstbestimmungsrecht von Kindern bzw. Jugendlichen: 
™ Sexueller Missbrauch von Kindern gemäß § 176 StGB: 
unter 14 Jahre 

— Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen gemäß 
§ 174 StGB: unter 16 Jahre 

Sexueller Missbrauch von Jugendlichen gemäß § 182 
StGB: unter 18 Jahre 

Nachfolgend werden die Tatbestände der Straftaten gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung im Einzelnen erklärt. 

6 . 4.1 Sexueller Missbrauch von Kindern 
(§ 176 StGB) 


Für bis zu 14-Jährige gilt eine absolute Schutzaltersgren¬ 
ze: § 176 StGB stellt jeden »sexualbezogenen Umgang mit 


Kindern« unter Strafe. Bereits der Versuch ist strafbar. 
Schutzgut ist hier die unbeeinträchtigte Entwicklung se¬ 
xueller Selbstbestimmungsfähigkeit. Einwilligungen von 
Kindern, wie sie off von Beschuldigten zu ihrer eigenen 
vermeintlichen Entlastung behauptet werden, sind recht¬ 
lich völlig unbeachtlich; sie sind ausnahmslos unwirksam. 

Hinweis für die Praxis von pädagogischen 
Berufen und Heilberufen 

Dies gilt übrigens auch im Falle des (auch einvernehm¬ 
lichen) sexuellen Kontaktes unter Kindern bzw. Jugend¬ 
lichen. So darf strafrechtlich gesehen z. B. ein 15-Jähri¬ 
ger keine sexuellen Handlungen an seiner 13-jährigen 
Freundin vornehmen - er würde sich ggf. gemäß § 176 
StGB strafbar machen. Ab 14 Jahren sind Jugendliche in 
Deutschland auch bereits strafmündig. 

Sexuelle Handlungen, bei denen beide Partner unter 
14 Jahre alt sind, sind dementsprechend gemäß § 176 StGB 
ebenso unerlaubt, eine Bestrafung des »Täters« nach dem 
Strafgesetzbuch erfolgt hier aber aufgrund der Strafun¬ 
mündigkeit nicht. 

Hinsichtlich der Tathandlungen lohnt sich ein Blick 
in den Gesetzestext. Hier sind die einzelnen strafbaren 
Handlungen genau beschrieben. Die Strafandrohung gilt 
auch für solche sexuellen Handlungen, die keinen un¬ 
mittelbaren Körperkontakt oder Hautkontakt vorausset¬ 
zen: Es macht sich auch derjenige strafbar, der vor einem 
Kind an sich selbst oder an einer weiteren Person sexuelle 
Handlungen vornimmt. Dabei muss das Kind zwar in der 
Lage sein, den Vorgang wahrzunehmen, doch bedarf es 
keiner weiteren Strafbarkeitsvoraussetzungen: Das Kind 
muss den Vorgang nicht als sexuellen erkennen und/oder 
bewerten. Auch kommt es hier nicht mehr auf die körper¬ 
liche Nähe zwischen Täter und Kind an, denn § 176 Abs. 
4 Nr. 1 StGB liegt auch vor, wenn das Mädchen oder der 
Junge am eigenen Laptop die zeitgleich übermittelten se¬ 
xuellen Handlungen des weit entfernt agierenden Täters 
verfolgt. Die Gesetzesänderungen der vergangenen Jahre 
zielen darauf ab, jede mögliche Form der Tatbegehung zu 
regeln. 

6 . 4.2 Schwerer sexueller Missbrauch von 
Kindern (§ 176a StGB) 


§ 176a StGB regelt die Strafen für den schweren sexuel¬ 
len Missbrauch von Kindern und ist 2003 neu gefasst 
worden. Während beim Grundtatbestand des sexuellen 
Missbrauchs (§ 176 StGB) Freiheitsstrafen beginnend ab 6 
Monaten angedroht werden, enthalten die einzelnen Ab¬ 
sätze des schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern 
(§ 176a StGB) Mindeststrafandrohungen für sogenann¬ 
te Wiederholungstäter (Abs. 1) von einem Jahr und für 
andere »schwere Fälle« von zwei Jahren. Der »einfache« 
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sexuelle Missbrauch von Kindern gemäß § 176 StGB stellt 
also ein Vergehen dar, der schwere sexuelle Missbrauch 
gemäß § 176a StGB dagegen ein Verbrechen, bei dem das 
Strafniveau im Zuge der Gesetzesänderung 2003 insge¬ 
samt deutlich angehoben worden ist. Eine Verurteilung 
zu einer Geldstrafe, wie bis in die 1990er-Jahre noch bei 
Einzelfällen des sexuellen Missbrauchs üblich, ist heute 
nicht mehr möglich. 

Von den in § 176a StGB formulierten schwerwiegen¬ 
deren Verwirklichungen des Tatbestands von sexuellem 
Kindesmissbrauch seien hier nur die drei für die Praxis 
bedeutsamsten dargestellt: 

1. Sexueller Missbrauch durch Beischlaf oder 
ähnliche Handlungen 

Nach § 176a Abs. 2 Nr. 1 StGB, der den gängigsten Fall des 
schweren sexuellen Kindesmissbrauchs regelt, können nur 
über 18-Jährige bestraft werden, wenn sie mit dem Kind 
den Beischlaf vollziehenoder ähnliche sexuelle Handlun¬ 
gen an ihm vornehmen oder an sich von ihm vornehmen 
lassen, die mit einem Eindringen in den Körper verbun¬ 
den sind. Hierzu zählen neben dem Beischlaf, Oral- oder 
Analverkehr, ein Eindringen mit anderen Körpergliedern 
(wie z. B. Finger) oder mit Gegenständen in die Scheide 
oder den Anus; auch ein Eindringen mit einem Sekret in 
den Mund (ohne dass das Glied in den Mund eindringt) 
reicht nach der Rechtsprechung aus. 

Welche sexuellen Handlungen dem Beischlaf ähnlich 
und mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind, 
ergibt sich unter anderem aus obergerichtlichen Entschei¬ 
dungen (z. B. Bundesgerichtshof) in konkreten Fällen. 
Nach zumeist intensiver fachlicher Argumentation und 
Gewichtung wird z. B. angenommen, dass ein Zungenkuss 
nicht so massiv beeinträchtigend ist wie die Penetration 
mit dem Glied; das gleiche gilt für das Eindringen mit 
einem einzelnen oder mehreren Fingern. 

Für eine Verurteilung in der Praxis zu einer Strafe we¬ 
gen schweren sexuellen Missbrauchs ist es - nach den Er¬ 
fahrungen der Verfasserin - darüber hinaus häufig leider 
unumgänglich, dass die Tatopfer genau Auskunft gegeben 
haben über sie besonders erniedrigende sexuelle Vorgän¬ 
ge. Kinder müssen den empfundenen Ekel, die Art und 
Intensität von sexuellen Handlungen, die mit Körperflüs¬ 
sigkeiten und dem Eindringen in Körperöffnungen zu tun 
haben, genauestens beschrieben haben. Nur dann kön¬ 
nen die Tatgerichte entsprechende Feststellungen treffen. 
Wenn derartige differenzierte Feststellungen fehlen, weil 
beispielsweise Rücksicht auf die Grenzen der Mitteilungs¬ 
fähigkeit eines Kindes genommen wurde, kann sich das 
Revisionsgericht gehalten sehen, den schweren sexuellen 
Missbrauch in einen »einfachen« abzuändern oder gar ein 
Urteil in diesem Punkt aufzuheben und zur neuen Ver¬ 
handlung an eine andere Strafkammer zurückzuverwei¬ 
sen. In der Praxis führen derartige Revisionsverfahren zu¬ 


meist jedoch lediglich zu einer erheblichen Verzögerung 
der Rechtskraft des Urteils, an der Höhe der ausgeurteilten 
Freiheitsstrafe wird regelmäßig aber wenig geändert. 

2. Gemeinschaftlicher sexueller Missbrauch 

Mit einer Freiheitsstrafe von nicht unter zwei Jahren wird 
der gemeinschaftliche sexuelle Missbrauch, bei dem min¬ 
destens zwei Personen als Täter Zusammenwirken, be¬ 
straft (§ 176a Abs. 2 Nr. 2 StGB). Hier nimmt das Gesetz 
eine besondere Schutzlosigkeit des Opfers an (Fischer, 
Rdnr. 9 zu § 176a StGB). 

Diese Tatbegehungsweise kommt in der Praxis vor 
allem dann vor, wenn Jugendliche und/oder Heranwach¬ 
sende unter 14 Jahre alte Mädchen oder Jungen sexuell 
missbrauchen. Für eine so hohe Strafe ist unbedingte Vo¬ 
raussetzung, dass die Täter das Alter des Kindes gekannt 
haben. Wenn sie irrig angenommen haben, das Kind habe 
bereits das 14. Lebensjahr vollendet, sind sie nicht nach 
dieser Vorschrift strafbar, möglicherweise aber nach § 182 
StGB, der die Strafen für den sexuellen Missbrauch von 
Jugendlichen regelt (dazu weiter unten). 

3. Gefahr schwerer Gesundheitsschädigung 

Nach § 176a Abs. 2 Nr. 3 StGB werden alle sexuellen Hand¬ 
lungen an einem Kind (oder solche, die der Täter von dem 
Kind an sich hat vornehmen lassen) bestraft, wenn 

» der Täter das Kind durch dieTat in die Gefahr einer 
schweren Gesundheitsschädigung oder einer erheblichen 
Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwick¬ 
lung bringt.« 

Zum Nachweis der konkreten Gefährdung von Gesund¬ 
heit oder Entwicklung eines Kindes ist kinder- und ju¬ 
gendpsychiatrischer Sachverstand gefragt. Darzulegen ist 
eine »deutliche Abweichung von der (voraussichtlichen) 
Normalentwicklung«. Eine erhebliche Schädigung der 
seelischen Entwicklung ist schon dann gegeben, wenn 
der geistige und/oder seelische Reifungsprozess dauernd 
oder nachhaltig gestört wird. Ausreichend sind schwer¬ 
wiegende Beeinträchtigungen der sozialen, ethischen oder 
psychischen Identitätsfindung, die sich etwa in Verwahr¬ 
losung, gravierenden Störungen des Sozialverhaltens, der 
sozialen Fähigkeiten sowie der Leistungsfähigkeit in schu¬ 
lischen oder beruflichen Bereichen ausdrücken können 
[...]« (Fischer, Rdnr. 11 zu § 176a StGB). 

6 . 4.3 Sexueller Missbrauch von 
Jugendlichen (§ 182 StGB) 


Jede/r Täter/in - auch Jugendliche (14- bis 18-Jährige) und 
Heranwachsende (18- bis 21-Jährige) - macht sich des se¬ 
xuellen Missbrauchs von Jugendlichen strafbar, wenn er/ 
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sie eine Zwangslage des Mädchens oder des Jungen aus¬ 
nutzt. Von diesen Umständen, die die Zwangslage des Ju¬ 
gendlichen ausmachen, muss der Täter Kenntnis haben. 
Die Strafandrohung beträgt Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah¬ 
ren oder Geldstrafe. 

Beispiel 

Die nach innerfamiliärem sexuellen Missbrauch in einer 
Mädchen-WG für drogenabhängige und sexuell miss¬ 
brauchte Mädchen untergebrachte 17-jährige Bella ent¬ 
zieht sich der Aufsicht ihrer Betreuer nach mehreren Regel¬ 
verstößen und lebt wieder auf der Straße. Sie lernt einen 
19-Jährigen kennen, der sie mit in seine eigene Wohnung 
nimmt, nachdem sie ihm von ihrer ausweglosen Situation 
erzählt hat. Auf sexuelle Anmachversuche des 19-Jährigen 
reagiert sie mit klarer Ablehnung. Als er dennoch den Ge¬ 
schlechtsverkehr mit ihr ausführt, ist sie aufgrund ihrer 
seelischen und körperlichen Situation (Vorerfahrungen 
mit sexueller Ausbeutung in der Familie, aktuelle Obdach¬ 
losigkeit und Drogenabhängigkeit) nicht in der Lage, sich 
körperlich gegen ihn zur Wehr zu setzen. Der Heranwach¬ 
sende macht sich nach § 182 Abs. 1 StGB strafbar. 

Eine etwas geringere Strafandrohung (Geldstrafe oder bis 
zu drei Jahre Freiheitsstrafe) ist für die besondere Konstel¬ 
lation des § 182 Abs. 3 StGB geregelt: 

Hier muss der/die Täter/in über 21 Jahre alt sein, 
während das Tatopfer nicht älter als 16 Jahre ist. Weite¬ 
re Voraussetzung ist, dass dem Tatopfer die Fähigkeit zur 
sexuellen Selbstbestimmung fehlte. Die Altersgrenzen bei 
Täter und Opfer sollen sicherstellen, dass nur Fälle eines 
gefährdungstypischen Machtgefälles und nicht jugendty¬ 
pische Beziehungen erfasst werden (Fischer, Rdnr. 11 zu 
§ 182 StGB). Hier kommt es darauf an, ob der/die Jugend¬ 
liche aus Gründen altersbedingter Unreife in der kon¬ 
kreten Situation außerstande war, die Entscheidung über 
die Vornahme oder Duldung sexueller Handlungen intel¬ 
lektuell, moralisch und emotional in ein Selbstbild und 
Lebenskonzept in einer Weise zu integrieren, welche der 
Bedeutung sexueller Selbstbestimmung gerecht wird. 

Dies sollte durch einen kinder- und jugendpsychiat¬ 
rischen Sachverständigen oder eine/n Psychologin/ Psy¬ 
chologen im Rahmen eines entsprechenden Gutachten- 
auftrags geprüft werden. Dazu gehören auch die Täterin¬ 
nenpersönlichkeit und die Struktur des Verhältnisses zwi¬ 
schen Täter und Opfer (Fischer, Rdnr. 13 zu § 182 StGB). 
Die fehlende Fähigkeit zur sexuellen Selbstbestimmung ist 
nicht die Regel im Alter zwischen 14 und 16, sondern muss 
in jedem Einzelfall konkret festgestellt, d. h. in den meis¬ 
ten Fällen begutachtet werden. 


Beispiel 

Bei der 27 Jahre alten Täterin handelt es sich um eine Lehre¬ 
rin in einer Internatsschule, die mit einem 14-Jährigen, der 
noch keine sexuellen Vorerfahrungen mit Gleichaltrigen 
hatte, am Tag nach seinem 14. Geburtstag Geschlechtsver¬ 
kehr hatte. 

Für den Tatnachweis kommt es hier nicht nur auf die Kennt¬ 
nis der Schutzaltersgrenze (16 fahre) an; der Straftatbestand 
des § 182 Abs. 3 StGB kann der Lehrerin nur nachgewiesen 
werden, wenn sich der betroffene 14-Jährige zudem bereit 
erklärt, über den Stand seiner sexuellen Entwicklung, den 
Stand seiner Kenntnisse und Erfahrungen in diesem Be¬ 
reich im Rahmen einer ausführlichen Sexualanamnese 
Auskunft zu geben. Diese Annahme ist ausgesprochen 
lebensfern. Die Schutzbedürftigkeit des 14-Jährigen steht 
außer Frage. Es stellt sich aber die Frage, inwieweit sich 
die Lehrerin als erwachsene Frau nach anderen Straftatbe¬ 
ständen strafbar gemacht hat. Hier rückt § 174 StGB, der 
sexuelle Missbrauch von Schutzbefohlenen, in den Fokus. 

6 . 4.4 Sexueller Missbrauch von 

Schutzbefohlenen (§ 174 StGB) 


Die Vorschrift unterscheidet zwischen unterschiedlichen 
Obhutsverhältnissen, in denen die Opfer geschützt sein 
sollen: 

Obhutsverhältnis zwischen Eltern und Kind 

Der einfachste und klarste Fall eines Obhutsverhältnisses 
ist das zwischen Vater oder Mutter und ihrem leiblichen 
oder angenommenen (adoptierten) Kind bestehende Ver¬ 
hältnis (§ 174 Abs. 1 Nr. 3 StGB: unter strafrechtlichem 
Schutz stehen alle, die jünger als 18 Jahre alt sind). 

Andere soziale Eltern-Kind-Verhältnisse, wie sie heute 
in Patchworkfamilien üblich sind, sind hier nicht erfasst. 
Die Vorschrift bezieht sich weder auf Stief- noch auf Pfle¬ 
gekinder. 

Erziehungs-, Ausbildungs- oder Betreuungs¬ 
verhältnis 

Der zweite Kreis von Schutzbefohlenen wird in § 174 Abs. 1 
Nr. 1 und Nr. 2 StGB beschrieben. Es werden drei Obhuts¬ 
verhältnisse unterschieden, in denen typischerweise die 
Gefahr besteht, dass Autoritätspersonen Kinder und Ju¬ 
gendliche aus sexuellen Motiven missbrauchen: 

Nach § 174 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 StGB unterstehen 
alle Kinder und Jugendlichen bis zur Vollendung ihres 16. 
Lebensjahres einem besonderen Schutz vor Tätern und 
Täterinnen, denen sie zur Erziehung, zur Ausbildung oder 
zur Betreuung in der Lebensführung anvertraut sind. 
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Ist das Opfer zwischen 16 und 18 Jahren alt, muss als 
Strafbarkeitsvoraussetzung noch hinzukommen, dass die 
Täterinnen und Täter die durch das jeweilige Obhutsver¬ 
hältnis bestehende Abhängigkeit auch ausgenutzt haben. 

Im innerfamiliaren Bereich gibt es weniger Probleme 
bei der Auslegung des Tatbestandsmerkmals »Anvertraut- 
Sein zur Erziehung«: Als Täter kommen z. B. Pflegeeltern 
oder die nicht ehelichen Lebenspartner von Mutter oder 
Vater in Betracht, die in die Erziehung der Kinder ein¬ 
gebunden sind, d. h., ihnen Gebote und Verbote erteilen 
dürfen, die für die Erziehung relevant sind. Auf das Vor¬ 
liegen einer Bevollmächtigung im zivilrechtlichen Sinne 
oder gar einer Sorgeberechtigung im Sinne familienrecht¬ 
licher Vorschriften kommt es nicht an. Ausschlaggebend 
ist die tatsächliche Übernahme von Erziehungsaufgaben. 

Im außerfamiliären Bereich schien z. B. bei Lehr¬ 
kräften bis vor Kurzem klar zu sein, dass ihnen aufgrund 
ihrer Stellung die Verantwortung zukommt, Jugendlichen 
Erlaubnisse und Verbote zu erteilen, die sich auf ihre Le¬ 
bensführung und Entwicklung auswirken. Der Standard¬ 
kommentar für juristische Praktikerinnen und Praktiker 
resümiert wie folgt: »Auch Lehrer sind in der Regel Erzie¬ 
her, auch hinsichtlich nicht von ihnen selbst unterrichteter 
Schüler ihrer Schule (BGH 13, 352; 19,163); das gilt nicht 
für Nachhilfelehrer.« (Fischer, Rdnr. 6 zu § 174 StGB). 

Exkurs: Sexueller Missbrauch in Institutionen 

Nachdem seit 2010 der sexuelle Missbrauch von Schülerin¬ 
nen und Schülern in schulischen Institutionen artikuliert 
und gesellschaftlich wahrgenommen wurde, stieg auch 
das Bewusstsein dafür, dass insbesondere bei den Schu¬ 
len, die sich gegenüber der Außenwelt abgeschottet hat¬ 
ten und eine geschlossene Gesellschaft darstellten, unter 
dem Deckmantel von pädagogischem Eros und hohen Be¬ 
ziehungsansprüchen, die die Nähe zum Kind herausfor¬ 
derten, unbemerkt Abhängigkeitsverhältnisse aufgebaut 
und Grenzen zwischen Lehrern und Kindern eingerissen 
werden konnten. Die Schülerinnen und Schüler z. B. der 
Odenwaldschule waren ohne Zweifel ihren Lehrern und 
»Familienoberhäuptern« zur Erziehung und zur Betreu¬ 
ung in der Lebensführung anvertraut, zumal dort nicht 
nur Erziehung rund um den Unterricht stattfand, sondern 
auch beim Leben in Familiengruppen. 

Seit diesem sogenannten Missbrauchsskandal hat eine 
Sensibilisierung für das strukturelle Macht- und Abhän¬ 
gigkeitsverhältnis zwischen Lehrenden und Lernenden an 
Schulen stattgefunden. 

Als Ausreißer mag sich da ein öffentlich und in Kin¬ 
desschutzkreisen diskutierter Beschluss des Oberlandes¬ 
gerichts Koblenz vom 29. Februar 2011 ausmachen, der 
einen Lehrer, der fünf Mal Geschlechtsverkehr mit einer 
knapp 14-jährigen Schülerin in einem Putzraum der 
Schule hatte, in letzter Instanz freispricht (Beschluss vom 


29.02.2011 vom 1. Strafsenat des OLG Koblenz, 1 Ss 213/11, 
zu § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB). 

Dieser Beschluss soll hier kurz dargestellt werden, 
nicht um ihn in der Diskussion um Kindesschutz gegen¬ 
über Lehrern überzubewerten, sondern um ihn richtig 
verorten zu können. 

Der Leitsatz des Beschlusses lautet wie folgt: 

» 1. Ein Lehrer, der ein sexuelles Verhältnis mit einer 
14-jährigen Schülerin unterhält, macht sich nicht alleine 
deshalb nach § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB strafbar, weil beide der¬ 
selben Schule zugehören, wenn auch der Täterkreis nicht 
zwangsläufig auf Klassen- oder Fachlehrer begrenzt ist. 

2. Ob zwischen einem Lehrer und einer Schülerin 
eines der in § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB benannten Obhuts¬ 
verhältnisse besteht, richtet sich nicht nach abstrakten 
(schul-)rechtlichen Regelungen, sondern nach den tat¬ 
sächlichen Umständen des Einzelfalles. 

3. Die bei einem Lehrer in erster Linie in Betracht 
kommende Erziehung übt derjenige aus, der für die Über¬ 
wachung der Lebensführung des Jugendlichen und seine 
körperliche, psychische und moralische Entwicklung 
verantwortlich ist. 

4. An einer 5-zügigen Schule mit ca. 500 Schülerinnen 
und Schülern entsteht durch dreimalige,Vertretung' in 
einem Schuljahr für jeweils eine Unterrichtsstunde jeden¬ 
falls dann kein über die Vertretungszeit hinausreichendes 
Obhutsverhältnis im Sinne des § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, 
wenn sich die,Vertretung' faktisch auf eine vorübergehen¬ 
de Beaufsichtigung beschränkt, weil die Schülerinnen und 
Schüler der Klasse, deren Lehrer fehlt, stundenweise auf 
andere Klassen aufgeteilt werden. 

5. Ein von Lehrern außerhalb des schulischen An¬ 
gebots geleiteter freiwilligerTanzkurs mit dem alleinigen 
Zweck, die Teilnehmer in die Lage zu versetzen, auf einer 
Schulabschlussfeier zu tanzen, verfolgt keine Erziehungs¬ 
ziele. « 

Nach der Lektüre dieses Leitsatzes stimmt es Kindes¬ 
schutzexperten nicht positiver, wenn unter Ziffer 4 der 
Urteilsbegründung resümiert wird: 

» Über die (wohl nicht gegebene) Eignung des Ange¬ 
klagten für den Lehrerberuf ist an anderer Stelle zu ent¬ 
scheiden. « 

Die Strafjustiz verweist hier auf das öffentliche Dienstrecht 
bzw. das Beamtenrecht. 

Nach dieser Entscheidung ist in jedem einzelnen Fall, 
der den Strafverfolgungsbehörden und Gerichten präsen¬ 
tiert wird, das strukturelle Abhängigkeitsverhältnis zwi¬ 
schen Lehrenden und Lernenden einer Schule deutlich 
zu machen: Alle Schülerinnen und Schüler befinden sich 
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gegenüber jedem Lehrer und jeder Lehrerin der Institu¬ 
tion Schule, der sie angehören, in einem Unterordnungs- 
verhältnis; sie akzeptieren die jeweilige Autorität, sind 
nicht in der Lage, sich Geboten und Verboten zu wider¬ 
setzen (es sei denn, sie riskieren Regelverstöße mit an¬ 
schließenden Sanktionen). Es sind nicht zuletzt die Eltern, 
die im Vertrauen auf den Erziehungsauftrag der Schule 
ihre Kinder jedem Mitglied des sogenannten Lehrkörpers 
in Bezug auf deren gesamte Lebensführung zumindest für 
die Dauer des Schulbesuchs anvertrauen. 

Hier wird deutlich, dass eine einfachere und klarere 
Formulierung des Straftatbestands des sexuellen Miss¬ 
brauchs von Schutzbefohlenen erforderlich ist. Bis zu 
einer Gesetzesnovellierung sind in entsprechenden Straf¬ 
verfahren diese gegenseitigen Erwartungen und Beson¬ 
derheiten minutiös herauszuarbeiten, damit auch gegen¬ 
über anderen Lehrern als Klassen- und Vertrauenslehrern 
(also z. B. Vertretungskräften, Schulsozialarbeiter/innen 
etc.) das Obhutsverhältnis im Sinne von § 174 Abs. 1 Nr. 1 
StGB angenommen werden kann. 

Vor dem Hintergrund der breiten öffentlichen Dis¬ 
kussion seit dem Missbrauchsskandal ist jedoch auch zu 
erwarten, dass sich eine Rechtsprechung wie die des OLG 
Koblenz nicht durchsetzen wird. Darauf weisen auch die 
Erfahrungen der Verfasserin aus ihrer justiziellen Praxis 
hin - bestätigt durch Revisionsurteile des Bundesgerichts¬ 
hofs. 

Herausragend ist dabei der Fall eines künstlerischen 
Leiters von Theater- und Musicalprojekten mit Kindern 
und Jugendlichen, der unter anderem wegen sexuellen 
Missbrauchs von Schutzbefohlenen in 103 Fällen vom 
Landgericht Limburg an der Lahn zu einer 10,5-jährigen 
Freiheitsstrafe verurteilt wurde. Das Urteil vom 02. Juni 
2007 (Az. 4 Js 4635/07 - lKLs) führt unter anderem zu den 
Voraussetzungen des sexuellen Missbrauchs von Schutz¬ 
befohlenen Folgendes aus: 

» Der Angeklagte nahm in der Theatergruppe Pinocchio 
90 von Beginn an eine zentrale Führungsposition wahr. Er 
war und blieb der Vereinsvorsitzende und künstlerische 
Leiter, auch nachdem die Theatergruppe Mitte der 90er 
Jahre ihren Kinderschuhen längst entwachsen und durch 
die anhaltenden Erfolge und den hiermit verbundenen 
Zuwachs junger Teilnehmer, Hilfskräfte und Sponsoren 
zu beachtlicher Größe und Professionalität herangewach¬ 
sen war. 

Der Angeklagte besuchte regelmäßig die Chor- und 
Tanzproben der Kinder und Jugendlichen. Er führte die 
Verhandlungen mit Sponsoren. Er traf die Auswahl ge¬ 
eigneter Stücke und entschied über die Rollenverteilung. 
Den von ihm für zentrale Rollen ausgewählten Kindern 
gab er Einzelunterricht in seinem Wohnhaus, aber auch 


in [...] eingerichteten Vereinsräumlichkeiten. Nach der 
Auswahl der Kinder für den Einzelunterricht suchte er 
regelmäßig den persönlichen Kontakt zu deren Eltern. 

Durch seine Begeisterung für die Sache, sein einnehmen¬ 
des Wesen und die Zusicherung, sich ganz dem Wohle 
der Kinder zu widmen, gewann er das Vertrauen der 
Eltern, die ihm daraufhin ihre Kinder arglos für den Einzel¬ 
unterricht zu überlassen bereit waren. [...] Durch seinen 
erheblichen und persönlichen Einsatz und die Erfolge 
des Vereins hatte der Angeklagte zwischenzeitlich eine 
nahezu unanfechtbare Position im Vereinsleben erreicht 
und galt als allseits beliebt. Die kindlichen und jugend¬ 
lichen Chor- und Tanzgruppenmitglieder blickten zu ihm 
auf und waren begeistert, wenn der Angeklagte ihnen die 
Übernahme wichtiger Sologesangsnummern anbot. 

Diese Stellung nutzte der Angeklagte von 1998 bis 
zum Tage seiner Verhaftung im Januar 2007 in einer Viel¬ 
zahl von Fällen dazu aus, die ihm überwiegend zum Ein¬ 
zelunterricht überlassenen und anvertrauten Mädchen 
im Alter zwischen 7 und 15 Jahren sexuell zu missbrau¬ 
chen. « 

In diesem Fall wurde das Anvertraut-Sein - mithin ein 
Obhutsverhältnis im Sinne des Straftatbestands des se¬ 
xuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen - vom Gericht 
bejaht. 

6 . 4.5 Sexueller Missbrauch von Personen in 
besonderen Abhängigkeitsverhältnis¬ 
sen (§ 174a StGB) 


Sexueller Missbrauch von Gefangenen und 
behördlich Verwahrten 

Gemäß § 174 a StGB macht sich derjenige strafbar, der 

» sexuelle Handlungen an einer gefangenen oder auf 
behördliche Anordnung verwahrten Person, die ihm zur 
Erziehung, Ausbildung, Beaufsichtigung oder Betreuung 
anvertraut ist, unter Mißbrauch seiner Stellung vornimmt 
oder an sich von der gefangenen oder verwahrten Person 
vornehmen läßt.« 

Da die Vorschrift keine bestimmte Schutzaltersgrenze 
»nach unten hin« nennt, gilt sie auch für alle Kinder und 
Jugendlichen - und nicht zuletzt für Jugendliche im Ju¬ 
gendstrafvollzug. 

§ 174a StGB erweckt den Eindruck, dass aufgrund 
der gesellschaftspolitischen Entwicklungen der letzten 
Jahrzehnte der Gesetzgeber jegliche sexuelle Interaktion 
in derartig krassen Machtverhältnissen nicht nur für in¬ 
akzeptabel, sondern für strafbar angesehen hat. Offenbar 
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wurde es aber im Zuge von Gesetzesänderungen 1998 
(und auch noch 2003) für möglich angesehen, dass es in¬ 
nerhalb dieser Strukturen zu freiwilligen Liebesverhältnis¬ 
sen kommen kann. 

Zur Erfüllung des Straftatbestands des § 174a StGB 
müssen deshalb weitere Voraussetzungen, als lediglich 
die sexuellen Handlungen, gegeben sein: Neben dem in¬ 
stitutioneilen Abhängigkeitsverhältnis (z. B. Gefangene 
in der JVA oder einer forensischen Psychiatrie) muss die 
verletzte Person dem Täter wiederum zur Erziehung, zur 
Ausbildung oder zur Betreuung in der Lebensführung an¬ 
vertraut sein (wie in § 174 StGB). Zur Erziehung ist der/die 
Gefangene beispielsweise dem Anstaltslehrer oder einem 
Sozialarbeiter anvertraut, zur Ausbildung dort tätigen 
Lehrern oder Werkmeistern, zur Beaufsichtigung den An¬ 
gehörigen des allgemeinen Wachdienstes. 

Angriffe auf das sexuelle Selbstbestimmungsrecht von 
Gefangenen können auch außerhalb der Justizvollzugsan¬ 
stalt oder Psychiatrie bei Ausgängen und Urlauben erfol¬ 
gen; Tatort ist also nicht ausschließlich die Einrichtung. 
Der jeweilige Täter muss lediglich dienstlich zuständig 
sein und macht sich auch dann strafbar, wenn er nur all¬ 
gemein jederzeit aufgrund seiner Stellung Einfluss auf 
die anvertraute Person nehmen kann (Fischer, Rdnr. 6 zu 
§ 174a StGB). 

Zu den schon genannten Voraussetzungen für eine 
Strafbarkeit muss schließlich hinzutreten, dass der Täter 
unter Missbrauch seiner Stellung handelt. Die Rechtspre¬ 
chung tut sich bei der Auslegung dieser Strafbarkeits¬ 
voraussetzung schwer. Richter meinen differenzieren zu 
können, ob Täter bloß eine Gelegenheit, die sich durch 
die Amtsstellung geboten hat, ausnutzen oder ob sich 
die institutionelle Abhängigkeit auf die Gestaltung des 
persönlichen Verhältnisses ausgewirkt hat. Diese Urteile 
gehen mit hoher Wahrscheinlichkeit darauf zurück, dass 
sich Angeklagte damit verteidigten, sie hätten eine »wirk¬ 
liche Liebesbeziehung« begründen wollen. Eine solche 
Auslegung der Vorschrift lässt den Strafrechtsschutz leer¬ 
laufen, denn eine größere strukturelle Abhängigkeit als in 
der totalen Institution Justizvollzugsanstalt ist kaum denk¬ 
bar. Zu Recht kommt es ja auch auf das Einverständnis 
der Gefangenen nicht an. Sie können die Initiative zu dem 
sexuellen Kontakt sogar selbst ergriffen haben - an der 
Strafbarkeit des Verhaltens gemäß § 174a StGB für den 
Täter ändert das nichts. 

Sexueller Missbrauch von Kranken und 
Hilfsbedürftigen in Einrichtungen 

Während Berufsverbände, Organisationen und Institu¬ 
tionen, in denen Kinder und Jugendliche im Rahmen 
medizinisch-therapeutischer Abhängigkeitsverhältnisse 
betreut werden, in den vergangenen Jahren verbind¬ 
liche Ethikrichtlinien und Verhaltenskodizes für Mit¬ 


arbeitende entwickelt haben und sich klar für ein Absti¬ 
nenzgebot in ihren Einrichtungen oder Tätigkeitsfeldern 
aussprechen (vgl. zuerst: Fegert u. Wolff 2006), haben 
sich die Straftatbestände seit 1998 nicht mehr wesentlich 
geändert. 

1998 erfolgte immerhin eine klare Erweiterung des 
Schutzbereichs der Vorschrift des § 174a StGB, die den 
»sexuellen Missbrauch von Gefangenen, behördlich Ver¬ 
wahrten oder Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrich¬ 
tungen« unter Strafe stellt: Nicht nur Gefangene, d. h. 
Untersuchungsgefangene, Strafgefangene und Personen, 
die von der Polizei in Gewahrsam genommen sind, unter¬ 
fallen als mögliche Tatopfer der Vorschrift; der zweite Ab¬ 
satz (§ 174 a Abs. 2 StGB) zieht alle Personen, die in einer 
Einrichtung für kranke oder hilfsbedürftige Menschen 
aufgenommen und dem Täter zur Beaufsichtigung oder 
Betreuung anvertraut sind, in den Schutzbereich ein. Die 
Vorschrift gilt auch für Behinderte, die nur teilstationär 
betreut werden oder tagsüber in Werkstätten für Behin¬ 
derte tätig sind. 

Und auch hier muss die Tat nicht in der Einrichtung 
geschehen sein. Auch die in einer Einrichtung für Kran¬ 
ke oder Hilfsbedürftige untergebrachten Jugendlichen, 
die vom Betreuer am Wochenende zu sich nach Hause 
eingeladen und dort sexuell missbraucht wurden, sind 
Opfer im Sinne dieser Vorschrift. Doch auch hier muss 
der Täter/die Täterin die spezifische Abhängigkeit, die 
Krankheit oder Hilfsbedürftigkeit der ihm/ihr anvertrau¬ 
ten Person bewusst ausgenutzt haben, um sexuelle Hand¬ 
lungen an ihr vorzunehmen oder an sich vornehmen zu 
lassen. 

Auch wenn in der Rechtsprechung bisweilen ange¬ 
nommen wird, dass über 16 Jahre alte Jugendliche wirksam 
in Sexualkontakte einwilligen können, ist diese Auffassung 
nicht mehr mit heute geltenden professionellen Standards 
für den Umgang mit Nähe und Distanz in derartigen Ver¬ 
hältnissen vereinbar (Zinsmeister 2002, S.107 f.). 

Dies führte Julia Zinsmeister zu Recht schon 2002 (S. 
108) aus: Im Betreuungskontakt kann es dazu kommen, 

» dass Klientinnen sich die vertrauensvolle Beziehung zu 
ihren Betreuerinnen oder Betreuern als Liebesbeziehung 
vorstellen und deshalb auch vermehrt deren körperliche 
Nähe suchen. Dieses Verhalten lässt sich leicht als erste 
Initiative darstellen. Wenn es generell gerechtfertigt sein 
soll, dass Mitarbeiterinnen dieser vermeintlichen Initiative 
folgen, würden sie sich ihrer beruflichen und ethischen 
Verantwortung entziehen. Sowohl das Maß an Nähe als 
auch das an Distanz innerhalb eines Betreuungsverhält¬ 
nisses hat sich ausschließlich an professionellen Maßstä¬ 
ben zu orientieren. Für persönliche Bedürftigkeiten der 
betreuenden Bezugspersonen ist innerhalb eines Abhän¬ 
gigkeitsverhältnisses kein Platz.« 
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6 . 4.6 Sexueller Missbrauch unter 

Ausnutzung einer Amtsstellung 
(§ 174b StGB) 


Ähnlich sieht es aus bei § 174b StGB, der bestimmten 
Amtsträgern wie Richtern, Staatsanwälten, Polizeibeam- 
ten, die in Bezug auf das Opfer in einem Strafverfahren 
oder bei einer sonstigen Freiheitsentziehung mitwirken, 
sexuelle Kontakte mit den Betroffenen verbietet. Voraus¬ 
setzung ist zunächst, dass gegen das Opfer vom Täter ein 
bestimmtes Verfahren zur Freiheitsentziehung eingeleitet 
worden sein muss. Auch hier sollen »echte Liebesbezie¬ 
hungen« ausscheiden, soll das bloße Ausnutzen von Ge¬ 
legenheiten, die durch die Amtsstellung gegeben sind, zu 
sexuellen Übergriffen nicht ausreichen. Auch hier wird ge¬ 
fordert, dass der Täter unter Missbrauch einer durch das 
Verfahren begründeten Abhängigkeit des Opfers handelt 
(Fischer, Rdnr. 4 zu § 174c StGB). 

Kommen Gerichte nun zu der Auffassung, dass ein 
Abhängigkeitsverhältnis nicht missbraucht wurde, deutet 
das nach Meinung der Verfasserin nicht auf ein unzu¬ 
längliches Strafgesetz hin, sondern eher darauf, dass sich 
Angeklagte und ihre Verteidigung mit ihrer Definitions¬ 
macht im Strafprozess haben durchsetzen können. Dem 
wäre in einem Strafverfahren die Perspektive des Opfers 
z. B. im Rahmen der Nebenklage entgegenzusetzen, die 
psychischen Auswirkungen der strukturellen Abhängig¬ 
keit wären zu thematisieren und psychologische oder psy¬ 
chiatrische Sachverständigengutachten zum Beweis, dass 
es keine freiwillige Zustimmung zur sexuellen Interaktion 
gegeben hat, zu beantragen. 

6 . 4.7 Sexueller Missbrauch in Beratungs-, 
Behandlungs- und Betreuungsver¬ 
hältnissen (§ 174c StGB) 


Bei der Thematisierung des RückwirkungsVerbotes im 
Strafrecht wurde schon auf das Beispiel des 1998 eingefüg¬ 
ten § 174c StGB hingewiesen (► Abschn. 6.2), in dem der 
sexuelle Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, 
Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses unter Strafe 
gestellt wird. 

Nach § 174c StGB muss ein konkretes Behandlungs- 
oder Betreuungsverhältnis zwischen Therapeuten oder 
Betreuern sowie geistig oder seelisch Erkrankten, Behin¬ 
derten oder auch suchtkranken (körperlich kranken oder 
behinderten) Personen bestehen. Die jeweilige Krankheit 
oder Behinderung muss dazu geführt haben, dass das Tat¬ 
opfer dem Täter zur Beratung, Behandlung oder Betreu¬ 
ung anvertraut ist. Strafbar macht sich auch hier nur der¬ 
jenige oder diejenige, der/die dieses Verhältnis ausnutzt. 
Der Täter/die Täterin muss ein bestehendes Obhutsver¬ 


hältnis (► Abschn. 6.4.4), in dem ihm das Opfer unter¬ 
geordnet ist, missbrauchen (Roggenwallner/Herrmann/ 
Jansen, Rdnr. 99). 

In Absatz 2 der Vorschrift (§ 174c Abs. 2 StGB) wird 
ausdrücklich auch der sexuelle Missbrauch in einem psy¬ 
chotherapeutischen Behandlungsverhältnis unter Strafe 
gestellt. Bei kaum einer Rechtsfrage gehen die Auffassun¬ 
gen des Bundesgerichtshofs und die einhellige Lehrmei¬ 
nung so auseinander, wie bei der Frage, was unter einer 
psychotherapeutischen Behandlung im Sinne des Abs. 2 
zu verstehen ist. Während der Bundesgerichtshof (BGH 
54,169,172) festgestellt hat, dass im Hinblick auf das Be¬ 
stimmtheitsgebot (► Abschn. 6.2) nur solche Personen Tä¬ 
ter sein können, die eine Qualifikation im Sinne der §§ 5/6 
PsychTHG besitzen, sind nach der Lehrmeinung (z. B. 
Renzikowski 2011) nicht nur die anerkannten Therapien 
vom Gesetzgeber gemeint, sondern auch alternative The¬ 
rapieformen einbezogen (Fischer, Rdnr. 6 zu § 174c StGB): 

» Ein Fall der Vorschrift ist immer dann gegeben, wenn 
die betroffene Person aus eigenem oder fremdem Antrieb 
wegen geistiger oder psychischer Beeinträchtigungen 
eine therapieartige Behandlungssituation aufsucht und 
eine auf Linderung des Leidensdrucks oder Heilung ge¬ 
richtete Tätigkeit des Therapeuten stattfindet.« 

Ausgeschlossen sind nach dieser Ansicht nur reine Selbst¬ 
hilfegruppen und solche Kurse, die dem Training von 
sozialen Kompetenzen dienen (Coaching von Führungs- 
kräffen etc.). 

6 . 4.8 Sexueller Missbrauch Widerstandsun¬ 
fähiger (§ 179 StGB) 


Mit einer vergleichsweise hohen Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren hat gemäß § 179 StGB zu rech¬ 
nen, wer eine widerstandsunfähige Person 

» dadurch mißbraucht, daß er unter Ausnutzung der 
Widerstandsunfähigkeit sexuelle Handlungen an ihr vor¬ 
nimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt. « 

Opfer, die den sexuellen Wünschen oder Aufforderungen 
des Täters gegenüber keinen ausreichenden Widerstands¬ 
willen bilden, äußern oder durchsetzen können, sind wi¬ 
derstandsunfähig. Relativ unproblematisch anzunehmen 
ist dies z. B. bei nach überhöhtem Alkoholkonsum tief¬ 
schlafenden Tatopfern, bei denen von einer vorübergehen¬ 
den tief greifenden Bewusstseinsstörung auszugehen ist. 

Andererseits sind dies genau die Fälle, in denen die 
Tatopfer keine Auskunft über die an ihnen verübten se¬ 
xuellen Handlungen geben können; typisch sind Zeugin- 
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nenangaben, wonach sich junge Frauen mit herunterge¬ 
zogener Unterwäsche, einem schmerzhaften oder auch 
nur »mulmigen« Gefühl in der Genitalregion beim Auf¬ 
wachen wiederfinden und aufgrund weniger Indizien die 
Vermutung äußern, sexuell missbraucht worden zu sein. 
Ohne eine geständige Einlassung eines Beschuldigten ist 
hier ein Tatnachweis nur möglich, wenn Sperma gesichert 
und der Beschuldigte über eine DNA-Analyse überführt 
werden kann. 

6 . 4.9 Sexuelle Nötigung und 

Vergewaltigung (§ 177 StGB) 

Sexuelle Nötigung (§ 177 Abs. 1 StGB) 

Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr muss rechnen, 
wer eine andere Person mit Gewalt, durch Drohung mit 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder 
unter Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer dem Täter 
schutzlos ausgeliefert ist, nötigt, sexuelle Handlungen des 
Täters - oder auch eines Dritten - an sich zu dulden oder 
an dem Täter (oder einem Dritten) vorzunehmen. 

Die Drohung mit einer Misshandlung oder Tötung 
muss nicht ausdrücklich ausgesprochen sein, sondern 
kann auch durch schlüssiges Verhalten (Deuten auf eine 
Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug) erfolgen. 
Es reicht auch aus, dass der Täter mit der Zufügung von 
Leid gegenüber nahen Angehörigen des Tatopfers, z. B. 
Kindern, droht. 

1998 wurde geregelt, dass sich auch der Täter, der eine 
schutzlose Lage des Opfers ausgenutzt hat, einer sexuel¬ 
len Nötigung schuldig macht. Verzichtet das Tatopfer 
aus Angst vor weiteren Gewalttätigkeiten des Täters auf 
Widerstand, weil es eine Verteidigung angesichts seiner 
hilflosen Lage für aussichtslos hält, dann ist der Straftat¬ 
bestand erfüllt. Gefordert wird aber, dass der Täter sich 
genau dies zunutze gemacht haben muss. Das ist in der 
juristischen Praxis selten einfach zu begründen. 

Vergewaltigung (§ 177 Abs. 2 StGB) 

Gemäß § 177 Abs. 2 StGB wird der »besonders schwe¬ 
re Fall« der sexuellen Nötigung, also die Vergewaltigung, 
mit nicht unter zwei Jahren Freiheitsstrafe geahndet. Im 
rechtlichen Sinne ist eine Vergewaltigung typischerweise 
das Eindringen des männlichen Gliedes in die Scheide 
(es reicht das Eindringen in den sogenannten Scheiden¬ 
vorhof), wozu das Opfer gegen seinen Willen gezwungen 
wird. Nötigung mit Gewalt, d. h. mit einer Kraftentfaltung 
gegenüber dem Opfer, die als körperlicher Zwang vom 
Opfer erlebt wird, ist erforderlich, damit der Straftatbe¬ 
stand erfüllt ist. Aber auch andere, das Opfer besonders 
erniedrigende sexuelle Handlungen, die mit einem Ein¬ 
dringen in den Körper verbunden sind, können den Tat¬ 


bestand der Vergewaltigung erfüllen. Das ist unzweifelhaft 
gegeben, wenn der Penis in Mund oder Anus eingeführt 
wird. Es ist auch gegeben, wenn das Opfer auf Anweisung 
des Täters Gegenstände in eigene Körperöffnungen ein¬ 
führt. Unzweifelhaft für die Verfasserin liegt es auch vor, 
wenn das Opfer genötigt wird, Oralverkehr mit dem Tä¬ 
ter durchzuführen und beim Eindringen mit einem oder 
mehreren Fingern in die Scheide einer Frau. Laien seien 
darauf hingewiesen, dass es findige juristische Kommen¬ 
tatoren dieser Vorschrift gibt, die meinen, begründen zu 
können, dass es in diesen Fällen an der besonderen Er¬ 
niedrigung des Tatopfers fehle (vgl. dazu die Hinweise bei 
Roggenwallner/Herrmann/Jansen, Rdnr. 73, S. 48). 

Männer können seit den ersten Reformen des Sexual¬ 
strafrechts (1973 und 1997) ebenso Opfer von Vergewal¬ 
tigungen werden - z. B. durch anale Penetration -, seit 
das Gesetz nicht mehr von der Frau, die außerhalb der 
Ehe mit Gewalt sexuell genötigt wird, spricht, sondern ge¬ 
schlechtsneutral von »der Person«. 

Anmerkungen aus der Praxis zur Abgrenzung 
zwischen Vergewaltigung und Missbrauch 

Bei kaum einem anderen Straftatbestand weicht der 
Sprachgebrauch der betroffenen Mandantinnen und Man¬ 
danten so sehr von der juristischen Bedeutung ab wie bei 
der Vergewaltigung. Wenn z. B. junge Mädchen berich¬ 
ten, sie seien vergewaltigt worden, so ist damit nur selten 
der Straftatbestand des § 177 Abs. 2 StGB gemeint. Laiin- 
nen und Laien wollen mit dem Begriff »Vergewaltigung« 
häufig zum Ausdruck bringen, dass eine sexuelle Hand¬ 
lung gegen ihren Willen vorgenommen worden ist. Dies 
ist aber nach ständiger Rechtsprechung nicht immer eine 
Gewaltnötigung zur Duldung einer sexuellen Handlung, 
ebenso wenig wie eine nur verbale Einwirkung auch keine 
Gewalt darstellt (Fischer, Rdnr. 8 zu § 177 StGB). 

Es kommt auf die genaue Beschreibung dessen an, 
was ein Tatopfer wahrgenommen und empfunden hat. 
Je differenzierter die einzelnen Tathandlungen, wie z. B. 
das kraftvolle Auseinanderdrücken der Oberschenkel, der 
Druck, mit dem der Täter den Kopf des Tatopfers gegen 
seinen Penis führt, beschrieben wird und auch die eigenen 
Reaktionen darauf dargestellt werden, desto eher wird an¬ 
genommen werden können, dass der Täter eine gegen den 
Körper des Opfers gerichtete Kraft entfaltet hat, die vom 
Opfer als körperlicher Zwang empfunden wurde. 

Schon an dieser Stelle mag deutlich geworden sein, 
warum ein hoher Prozentsatz der Strafanzeigen wegen 
Vergewaltigung von der Staatsanwaltschaft eingestellt 
werden mangels hinreichenden Tatverdachts (§ 170 Abs. 2 
StPO). Nur wenige Tatopfer sind zu derartig eingehenden 
Tatschilderungen bereit und/oder in der Lage. 

Oft beschreiben Tatopfer nach gescheiterten Bezie¬ 
hungen, dass sie schon während der Dauer der Beziehung 
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vom Partner »sexuell missbraucht« wurden. Einen sexuel¬ 
len Missbrauch unter erwachsenen Beziehungspartnern 
kennt das Strafgesetzbuch jedoch nicht. 

Komplizierter ist es, wenn Beziehungspartnerinnen 
für sich die Entscheidung getroffen haben, einen vom 
Noch-Partner geforderten Geschlechtsverkehr (oder eine 
andere sexuelle Interaktion) zu erdulden. Ein Tatnachweis 
kann hier nicht geführt werden, da dem Partner der ent¬ 
gegenstehende Wille von der Partnerin nicht deutlich ge¬ 
macht wurde. 

Anders kann es in dem Fall sein, wo regelmäßige Miss¬ 
handlungen die Beziehung prägen und Frauen aus Angst 
vor weiteren Schlägen eine sexuelle Handlung über sich er¬ 
gehen lassen. Herrmann führt dazu differenziert die unter¬ 
schiedlichen Tatmodalitäten unter dem Stichwort »Haus- 
tyrann« aus (Roggenwallner/Herrmann/Jansen, Rdnr. 53): 

» Nach der Rechtsprechung reicht es aus, wenn der Täter 
eine noch andauernde Wirkung früherer Gewaltausübung 
zu der Tat ausnutzt. Ein Fortwirken kann bei einer zeitli¬ 
chen Distanz von mehreren Tagen oder gar Wochen nicht 
mehr angenommen werden. Kann ein Fortwirken der 
Gewalt nicht festgestellt werden, so ist zu prüfen, ob der 
Täter mit neuer Gewalt droht oder aber eine schutzlose 
Lage ausnutzt. Schafft ein Täter durch wiederholte Miss¬ 
handlungen,Tätlichkeiten oder Drohungen ein »Klima der 
Gewalt«, so kann es ausreichen, wenn der Täter dem Tat¬ 
opfer durch ausdrückliche oder konkludente Erklärung zu 
verstehen gibt, er werde es erneut tätlich angreifen, kom¬ 
me es seiner Forderung nach Vornahme einer sexuellen 
Handlung nicht nach.« 
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7.1 Einleitung 

Sexuelle Übergriffe beeinträchtigen die Entwicklung und 
das Wohlergehen von Kindern und Jugendlichen, aber 
auch das Funktionieren des Familiensystems in mannig¬ 
faltiger Weise. Ein großes Netz an mehr oder weniger 
spezialisierten Helferinnen und Helfern unterschiedlicher 
professioneller Ausrichtung steht bereit, um Betroffene 
und ihre Angehörigen zu beraten, Schutz zu gewähren 
oder bei den verschiedenen Auswirkungen eines sexuellen 
Übergriffs Unterstützung anzubieten. 

Dieses Kapitel bietet eine Übersicht über die unter¬ 
schiedlichen institutionellen Angebote, Aufgaben und 
rechtlichen Verpflichtungen, aber auch einen kritischen 
Blick auf die Hürden und Barrieren, die einer optimalen 
Vernetzung der Hilfsangebote im Wege stehen. 

7.2 Interventionsmöglichkeiten bei 
sexuellen Übergriffen auf Kinder und 
Jugendliche in Deutschland 

Sexuelle Übergriffe können körperliche Schädigungen 
sowie tief greifende und vielfältige Auswirkungen auf die 
psychische und soziale Entwicklung eines Kindes oder 
Jugendlichen mit sich bringen, die einer professionellen 
Unterstützung bedürfen (z. B. Leeb et al. 2011). Auch kann 
neben dem gesellschaftlichen Interesse auf Strafverfol¬ 
gung gerade bei Jugendlichen ein persönliches, individu¬ 
elles Interesse bestehen, dass Straftaten im Zusammen¬ 
hang mit sexuellen Übergriffen den staatlichen Organen 
der Strafverfolgung angezeigt werden. Der Unterstüt- 
zungs- und Interventionsbedarf auf mehreren Ebenen 
bringt verschiedene Organisationen unterschiedlicher 
Ausrichtung und Spezialisierung ins Spiel, deren Be¬ 
mühungen im Sinne der Betroffenen möglichst effizient 
vernetzt werden sollten. Entscheidend für eine gelingen¬ 
de Kooperation im Interventionssystem sind Kenntnis¬ 
se der verschiedenen Institutionen, ihrer Aufgaben und 
handlungsleitenden Normen (Fegert et al. 2001, S. 15). So 
macht es einen großen Unterschied, dass sich die Institu¬ 
tionen im Helfersystem am Kindeswohl orientieren und 
die Strafverfolgung, neben anderen Leitprinzipien, an der 
Wahrheitsfindung ausgerichtet ist (□ Abb. 7.1): Während 
Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften oder Strafgerichte 
die Täter-Opfer-Konstellation ins Zentrum rücken, fokus¬ 
sieren Kinder- und Jugendhilfe, Familiengerichte, spezia¬ 
lisierte Beratungsstellen und medizinische Einrichtungen 
ihre Bemühungen auf die Bedürfnisse des Kindes oder der 
Jugendlichen. Die helfenden Institutionen unterscheiden 
sich nochmals, wie stark sie Partei für die Betroffenen 
nehmen oder das Familiensystem als Bezugsgröße her¬ 
vorheben: Während die Kinder- und Jugendhilfe stärker 


am Familiensystem orientiert ist, sind spezialisierte Bera¬ 
tungsstellen oder medizinische Einrichtungen eher auf die 
Person des Kindes bzw. Jugendlichen ausgerichtet. 

Die nachfolgende Besprechung unterschiedlicher In¬ 
stitutionen und Funktionsträger, die mit sexuellen Über¬ 
griffen auf Kinder und Jugendliche konfrontiert sein 
können, orientiert sich an der hier eingeführten Unter¬ 
scheidung zwischen Strafverfolgung, öffentlichen und 
freien Trägern in der Kinder- und Jugendhilfe sowie der 
durch § 8a SGB VIII eingeführten Funktion der »insoweit 
erfahrenen Fachkraft«. Neben den Beratungsstellen, die 
sich spezifisch mit der Beratung bei Verdacht auf sexuel¬ 
le Übergriffe befassen, erfolgt für eine bessere Übersicht 
über weitere wichtige Institutionen eine inhaltliche Zu¬ 
ordnung zum schulischen oder medizinischen Bereich. 
Durch regionale Unterschiede bei der Ausgestaltung, 
Spezialisierung und Bezeichnung ergibt sich eine Viel¬ 
falt an Institutionen und Organisationen im allgemeinen 
und spezialisierten Kinderschutz in Deutschland, die hier 
nicht abschließend dargestellt werden kann, sondern nur 
im Überblick diskutiert wird. 

7.3 Kinder- und Jugendhilfe 


Die Kinder- und Jugendhilfe orientiert sich am § 1 SGB 
VIII, in dem das Recht eines jeden jungen Menschen auf 
Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön¬ 
lichkeit festgeschrieben ist. Diesem Ziel kommt sie auf 
verschiedene Arten nach (im Überblick Jordan et al. 2012, 
S. 21): 

a. über politischen Einfluss auf gesellschaftliche Rah¬ 
menbedingungen, 

b. über allgemeine Förderung und Unterstützung, bei¬ 
spielsweise in Form von Freizeit- und Bildungsange¬ 
boten oder der pädagogischen Förderung im Klein¬ 
kindalter, sowie 

c. über helfend-intervenierende Angebote. 

Auf den helfend-intervenierenden Angeboten liegt mit 
Blick auf das übergeordnete Thema der sexuellen Über¬ 
griffe im vorliegenden Abschnitt der Fokus. Die meisten 
Hilfen können sowohl von öffentlichen als auch von den 
freien Trägern angeboten werden, einige sogenannte ho¬ 
heitliche Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe können 
jedoch nur durch den öffentlichen Träger wahrgenommen 
werden (vgl. Schimke u. Münder 2012). Entsprechend 
werden im nachfolgenden Abschnitt zum öffentlichen 
Träger die hoheitlichen Aufgaben in den Mittelpunkt ge¬ 
stellt, während weitere Hilfen, die sowohl durch öffentli¬ 
che als auch durch freie Träger erbracht werden können, 
im Abschnitt zu den freien Trägern angesprochen werden. 
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O Abb. 7.1 Die Interventionsmöglichkeiten bei sexuellen Übergriffen auf Kinder und Jugendliche in Deutschland. (Nach: Fegert et al. 
2001 ) 


7.3.1 Öffentliche Kinder- und Jugendhilfe 
und Einbezug des Familiengerichts 


Träger der im Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) 
geregelten öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe ist das 
Jugendamt. Dessen zweigliedrige Struktur umfasst neben 
der Verwaltung des Jugendamtes den Jugendhilfeaus¬ 
schuss mit überwiegend planenden Aufgaben. Jeder Land¬ 
kreis und jede kreisfreie Stadt muss ein Jugendamt ein- 
richten. Damit einher geht eine örtliche Zuständigkeit; ist 
diese bei Kontaktaufnahme mit einem Jugendamt nicht 
gegeben, ist die angegangene Fachkraft verpflichtet, das 
örtlich zuständige Jugendamt umgehend zu informieren 
(Werner 2006). 

Erhält das Jugendamt Hinweise auf eine Beeinträch¬ 
tigung des Kindeswohls, geht es zunächst um eine Auf¬ 
klärung des Sachverhalts durch Hausbesuche, Gespräche 
etc. (Werner 2006). Kommt die fallzuständige Fachkraft 
zu dem Schluss, dass eine Beeinträchtigung des Kindes¬ 
wohls vorliegt, erfolgt die Unterstützung des Jugendamtes 
nach den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der 
Subsidiarität (Raack 2006). 


Nach dem politischen und gesellschaftlichen Grundsatz der Subsidia¬ 
rität sollten Aufgaben und Problemlösungen soweit möglich selbst¬ 
bestimmt unternommen werden. Auf den vorliegenden Kontext be¬ 
zogen sind niederschwellige Maßnahmen, wo vertretbar, massiven 
Eingriffen in die Rechte der Familie vorzuziehen. 

Das heißt, soweit möglich steht das Jugendamt Kind und 
Familie beratend zur Seite, z. B. mit Hilfen zur Erziehung 
(§§ 27 ff. SGB VIII) oder leitet psychosoziale Interventio¬ 
nen anderer Institutionen auf freiwilliger Basis ein. Die 
eingeleitete, umfassende Beratung unter Einbezug meh¬ 
rerer Fachkräfte ist in der Regel auf längere Zeit ausge¬ 
legt (Werner 2006). Kann einer Kindeswohlgefährdung 
jedoch nicht mehr nur beratend begegnet werden, ist das 
Jugendamt schließlich in der Pflicht, Schutzmaßnahmen 
einzuleiten, mitunter über den Einbezug des Familienge- 
richts, wenn im Sinne von § 1666 BGB das körperliche, 
geistige oder seelische Wohl des Kindes gefährdet ist. 

Hoheitliche Aufgaben der Kinder- und Jugend¬ 
hilfe (Schimke u. Münder 2012) 

— Zum Schutz von Kindern und Jugendlichen hat 
das Jugendamt die Möglichkeit einer vorläufigen 
Inobhutnahme. 
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— Dem Jugendamt obliegt der Schutz von Kindern 
und Jugendlichen in Kindertagespflege, Familien¬ 
pflege-Einrichtungen und sonstigen betreuten 
Wohnformen. 

— Das Jugendamt wirkt bei Gerichtsverfahren an 
Familien- und Jugendgerichten mit. 

— Die Führung von Amtsvormundschaften, Amts¬ 
pflegschaften und Beistandschaften erfolgt durch 
das Jugendamt. 


Der Eingriff in die Erziehungsrechte der Eltern unter Ein¬ 
bezug des Familiengerichts kommt insbesondere dann 
zum Tragen, wenn die Jugendämter bei der Gefahrenab¬ 
wehr für das Kind nicht (mehr) von einer Kooperation der 
Eltern ausgehen können (Wiesner 2008). Das Jugendamt 
wirkt am gerichtlichen Verfahren gemäß § 50 SGB VIII 
mit und besitzt ein eigenes Anhörungsrecht (vgl. Raack 
2006). Auch ist es Aufgabe der fallzuständigen Fachkräfte 
im Jugendamt, die Kinder und Jugendlichen auf ihre Rech¬ 
te im Familiengerichtsverfahren hinzuweisen (§ 8 Abs. 
1 SGB VIII); insbesondere darauf, dass sie Anspruch auf 
eine Verfahrensbeistandschaft haben und mit Vollendung 
des 14. Lebensjahres das Recht haben, eigenständig eine 
anwaltliche Vertretung zu beauftragen. Bei Maßnahmen 
des Familiengerichts, die nach eingehender Prüfung aus 
Sicht des Jugendamtes dem Kindeswohl widersprechen, 
ist die fallzuständige Fachkraft verpflichtet, Beschwerde 
einzulegen (Werner 2006). 

Errichtet das Familiengericht zum Schutz des Kindes 
oder Jugendlichen eine Maßnahme, so wird diese in der 
Regel dem Jugendamt übertragen (im Überblick Raack 
2006; Schimke u. Münder 2012). Die Mitarbeitenden 
übernehmen als Vormund, Pfleger oder Beistand rechtli¬ 
che Vertretungspflichten für das betroffene Kind oder den 
Jugendlichen. Die Vormundschaft, Pfleg- und Beistand¬ 
schaft unterscheiden sich im Ausmaß der rechtlichen Ver¬ 
tretungspflichten, die dem Jugendamt übertragen werden. 
Während der Vormund den Minderjährigen in allen Auf¬ 
gabenkreisen vertritt und vollständig für die Person und 
das Vermögen des Mündels zu sorgen und diesen rechtlich 
zu vertreten hat, erfüllt der Pfleger diese Funktionen nur 
für einen beschränkten Aufgabenbereich, beispielsweise 
für das Aufenthaltsbestimmungsrecht (vgl. Haase 2006). 
Der Beistand wiederum ist nur für bestimmte Materien 
verantwortlich (Vaterschaffsfeststellung, Sicherung des 
Unterhalts) und nur in diesem Bereich gesetzlicher Ver¬ 
treter des Kindes. 

Eine vertiefte Besprechung der rechtlichen Grundlagen der Arbeit 
im Jugendamt und der Anrufung des Familiengerichts findet sich im 
Rechtstext zur Planung der Intervention (► Kap. 21). 


7.3.2 Freie Träger in der Kinder- und 
Jugendhilfe 


Die situationsangemessenen Hilfen, z. B. Erziehungsbe¬ 
ratung, Förderung in der Kindertagespflege, sozialpäda¬ 
gogische Familienhilfe bis hin zur freiwilligen stationären 
Hilfe, werden vorrangig von den freien Trägern der Kin¬ 
der- und Jugendhilfe umgesetzt (Jordan et al. 2012), zumal 
§ 4 Abs. 2 SGB VIII vorsieht, dass bei bereits vorhandenen 
Einrichtungen und Diensten anerkannter freier Träger der 
öffentliche Träger der Kinder- und Jugendhilfe von eige¬ 
nen Maßnahmen absehen kann. Wichtige Anbieter von 
Beratung und Intervention in der freien Kinder- und Ju¬ 
gendhilfe sind die Wohlfahrtsverbände, deren sechs Spit¬ 
zenverbände sich 1949 zur Bundesarbeitsgemeinschaff der 
freien Wohlfahrtspflege zusammengeschlossen haben (im 
Überblick Jordan et al. 2012): 

— Deutscher Caritasverband als Sozialwerk der katholi¬ 
schen Kirche in Deutschland 

™ Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland 

— Arbeiter Wohlfahrt, eine Gründung der deutschen 
Sozialdemokratie 

— Paritätischer Wohlfahrtsverband als Zusammen¬ 
schluss mehrerer kleinerer Organisationen 
(Mitglied ist auch der Deutsche Kinderschutzbund 
e.V., Informationen unter ► http://www.dksb.de, mit 
16 Landesverbänden und über 430 Ortsverbänden 
größter Kinderschutzverband in Deutschland) 

— Deutsches Rotes Kreuz 

— Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland 

Verschiedentlich wurde die Unterscheidung zwischen 
freien und öffentlichen Trägern in der Kinder- und Ju¬ 
gendhilfe auf eine Dichotomie von Unterstützung vs. 
Schutz und Kontrolle zurückgeführt (vgl. Jordan 2008): 
Während der freie Träger für die Etablierung einer Koope¬ 
rationsbeziehung und die intensive Arbeit am Problem der 
Familie zuständig sei (Kleve 2005), wurde dem Jugendamt 
der Kinderschutz und die Elternkontrolle zugewiesen. Mit 
der im September 2005 erfolgten Einfügung des § 8a SGB 
VIII wurde nun jedoch der Kinderschutzauftrag auf die 
freien Träger erweitert. 

Wie der Name nahe legt, kommt den Kinderschutz- 
Zentren eine besondere Stellung im Rahmen von Hilfen 
und Interventionen bei sexuellen Übergriffen, aber auch 
bei Kindesvernachlässigung sowie körperlicher und psy¬ 
chischer Misshandlung zu. Die Kinderschutz-Zentren 
bieten kostenfreie Beratung für Familien und einen multi¬ 
professionellen Zugang (unter anderem Sozialpädagogik, 
Familientherapie) an. Die meisten Kinderschutz-Zentren 
werden von freien Trägern angeboten, mehrere sind in der 
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Bundesarbeitsgemeinschaft Kinderschutz-Zentren e.Y. 
(Informationen unter ► http://www.kinderschutz-zentren. 
org) organisiert. 

7.3.3 Die »insoweit erfahrene Fachkraft« 


Neben der Erweiterung des Schutzauftrags auf die freien 
Träger ist mit der Erweiterung des SGB VIII um den § 8a 
SGB VIII ein weiterer, wichtiger Akteur zu den verschie¬ 
denen mit Kindeswohlgefährdung respektive sexuellen 
Übergriffen befassten Funktionsträgern und Institutionen 
hinzugetreten: Der Gesetzestext gibt in Absatz 4 vor, dass 
Träger von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen 
nach dem SGB VIII erbringen, bei vermuteter Kindes¬ 
wohlgefährdung zur Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
eine »insoweit erfahrene Fachkraft« hinzuziehen haben. 

ln der aktuell gültigen Version des SGB VIII wird die insoweit erfah¬ 
rene Fachkraft neu in § 8a Absatz 4 statt wie bisher in Absatz 2 be¬ 
schrieben (Wiesner, Rdnr. N 2, § 8a SGB VIII). 

Das Bundeskinderschutzgesetz (in Kraft seit 1. Januar 
2012) erweitert über den dort eingefügten § 8b SGB VIII 
den Aufgabenkreis für insoweit erfahrene Fachkräfte auf 
andere mit Kindern und Jugendlichen befasste Berufe: 
Auch Lehrerinnen und Lehrer, Ärztinnen und Ärzte etc. 
sollen sich bei der Gefährdungsabschätzung anonym be¬ 
raten lassen können. Ziel der Einführung der insoweit 
erfahrenen Fachkraft war der Versuch, die Handlungssi¬ 
cherheit der fallzuständigen Fachkräfte bei Trägern von 
Einrichtungen und Diensten der Kinder- und Jugendhilfe 
und nun auch in Schulen und im medizinischen Bereich 
zu erhöhen, wenn es darum geht, in komplexen Fällen 
zu entscheiden, wie Kindern und Jugendlichen geholfen 
werden kann. Darüber hinaus soll die insoweit erfahrene 
Fachkraft gerade im Kontext eines sexuellen Missbrauchs 
Fachkräfte bei der Abwägung unterstützen, ob bei fehlen¬ 
der Bereitschaft im Umfeld des Kindes, Hilfen anzuneh¬ 
men, angesichts des Bedrohungspotenzials auf Basis der 
neu eingefügten Befugnisnorm im Bundeskinderschutz¬ 
gesetz (§ 4 KKG) eine Mitteilung an das Jugendamt erfol¬ 
gen muss. 

Zwar wird für die insoweit erfahrene Fachkraft ein 
spezifisches Profil in der Risikoabschätzung Umrissen, die 
nähere Ausgestaltung, die organisatorische Zugehörigkeit 
und hierarchische Unterstellung ist in der Praxis jedoch 
sehr unterschiedlich und wird sich in den nächsten Jah¬ 
ren noch einpendeln (Büttner u. Wiesner 2008; Köckeritz 
u. Dern 2012). Die mangelnde Einigkeit, wo genau diese 
neuen Funktionsträger angesiedelt werden sollen, dürfte 
zumindest teilweise auch von berufspolitischen Über¬ 
legungen bestimmt sein - die eigene Berufsgruppe soll 
Einfluss im neuen Tätigkeitsfeld haben (Leitner 2009). 


Nachdem der Gesetzgeber zum Begriff der insoweit er¬ 
fahrenen Fachkraft keine weiteren Hinweise bereitstellt, 
besteht nach Büttner und Wiesner (2008) der kleinste ge¬ 
meinsame Nenner darin, dass 

— »Fachkraft« eine entsprechende sozialpädagogische 
und/oder jugendhilfespezifische Ausbildung impli¬ 
ziert (§ 72), 

— »erfahren« den Verweis auf eine vorhandene Berufs¬ 
erfahrung bedeutet und schließlich 

™ »insoweit« auf spezifische Erfahrungen im Kinder¬ 
schutz, genauer der Gefährdungseinschätzung, ver¬ 
weist. 

»Insoweit erfahren« heißt für den Kontext sexueller Kin¬ 
desmissbrauch, dass die entsprechende Fachkraft neben 
den Problemlagen der Altersgruppe, um die es im Be¬ 
ratungsfall geht, auch explizit mit der Problematik des 
sexuellen Missbrauchs vertraut sein sollte. Mit der Ein¬ 
führung früher Hilfen gegen Vernachlässigung haben sich 
sehr viele insoweit erfahrene Fachkräfte auf den Bereich 
der frühen Kindheit spezialisiert und stehen z. B. Erzie¬ 
herinnen im Kindergarten zur Beratung bei Fällen man¬ 
gelnder Versorgung grundlegender Bedürfnisse zur Ver¬ 
fügung. Trotz bestehenden Beratungsbedarfs bei Verdacht 
auf sexuelle Übergriffe finden Lehrpersonen und Fach¬ 
kräfte in medizinischen Berufen derzeit oft noch keine 
in dieser Beziehung erfahrene Fachkraft. Zur Behebung 
dieser Lücke sollte beim Jugendamt, gegenüber dem ein 
Rechtsanspruch auf diese Beratung besteht, unbedingt auf 
die Benennung einer entsprechend erfahrene Fachkraft 
bestanden werden. 

Zum Zeitpunkt, an dem die insoweit erfahrene Fach¬ 
kraft beizuziehen ist, bleibt § 8a SGB VIII unscharf. Was 
als gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefähr¬ 
dung anzusehen oder als konkreter Hinweis zu verstehen 
ist, obliegt dem Ermessen der fallzuständigen Fachkraft 
(vgl. Wiesner 2006). Obschon die insoweit erfahrene 
Fachkraft für eine diagnostische Expertise bei konkreten 
Hinweisen auf eine Kindeswohlgefährdung beigezogen 
wird, entbindet dies die fallzuständige Fachkraft nicht 
vom eigenen Wahrnehmungsauftrag, z. B. im medizini¬ 
schen Bereich der Erhebung einer Anamnese oder im pä¬ 
dagogischen Bereich einer genauen Dokumentation der 
Anhaltspunkte aus einem Gespräch mit einer Schülerin 
oder einem Schüler (vgl. Leitner 2009). Vielmehr berät die 
insoweit erfahrene Fachkraft auf Basis der eigenständigen 
Abwägung der Risiken und Ressourcen die fallzuständige 
Fachkraft oder weitere Professionelle hierarchieunabhän¬ 
gig und ohne für den Einzelfall oder Teile der Fallbearbei¬ 
tung zuständig zu sein. Nicht nur unter dem Aspekt der 
Fachlichkeit, sondern auch unter der Fragestellung straf¬ 
rechtlicher Mitverantwortung muss die insoweit erfahre¬ 
ne Fachkraft auf offensichtliche Fehleinschätzungen oder 
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unzureichende Schlussfolgerungen, die im Rahmen der 
Risikoabschätzung und weiteren Schutzplanung deutlich 
werden, nachdrücklich hinweisen. 

Die Anforderung, dass die insoweit erfahrene Fach¬ 
kraft als ein die Qualität sicherndes Element im Verfahren 
der Risikoabschätzung beraten soll, legt eine Verortung 
außerhalb der institutionellen Entscheidungshierarchie 
nahe (Heinitz 2012; Leitner 2009). Dabei wird vielfach die 
Meinung vertreten, dass die Beratung nicht durch Mit- 
arbeitende des Jugendamtes erfolgen soll, damit eine Un¬ 
abhängigkeit und die Anonymität der Beratung gewahrt 
bleiben. Umstritten ist, ob diese Beratung zunächst auch 
telefonisch erfolgen kann. In der Regel sollte in komplexen 
Fällen zumindest die Erstberatung in einem Beratungs¬ 
gespräch stattfinden, was wiederum zugunsten der Ano¬ 
nymität eher für eine vom Jugendamt unabhängige Ver¬ 
ortung spricht. 

Die Funktion der insoweit erfahrenen Fachkraft ist 
noch zu neu, um abzuschätzen, wie sie sich in der Pra¬ 
xis bewährt. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass der 
neue Funktionsträger die Handlungsfähigkeit der zu Be¬ 
ratenden unter anderem durch die Strukturierung von 
Beobachtungen und Informationen, die Versachlichung 
insbesondere emotional belasteter Prozesse und die Er¬ 
arbeitung von fallüb ergreifenden Standards verbessern 
kann (Leitner 2009). Erste, regionale Studien zeigen Er¬ 
gebnisse, die in die erhoffte Richtung weisen (Köckeritz 
u. Dern 2012). 

7.4 Auf Hilfe bei sexuellen Übergriffen 
auf Kinder und Jugendliche 
spezialisierte Beratungsstellen 


Neben der öffentlichen und freien Kinder- und Jugend¬ 
hilfe, die Unterstützung bei unterschiedlichen Problemla¬ 
gen im familiären Bereich bietet, haben sich verschiedene, 
in der Regel privat organisierte Beratungsstellen auf Hilfe 
und Unterstützung von Kindern und Jugendlichen nach 
sexuellen Übergriffen spezialisiert. Diese Organisationen 
bieten telefonisch, im Internet, aber auch vor Ort Bera¬ 
tungen an und vernetzen die Betroffenen mit weiteren 
Hilfsangeboten, ohne dass sie verpflichtet sind, der Straf¬ 
verfolgung oder den Einrichtungen der öffentlichen Kin¬ 
der- und Jugendhilfe Meldung zu erstatten. In mehreren 
Bundesländern vertreten ist die Vereinigung Wildwasser 
e.V. (Informationen unter ► http://www.wildwasser.de 
mit einem Adressverzeichnis weiterer spezialisierter Be¬ 
ratungsstellen), die sich der Hilfe für weibliche Betroffe¬ 
ne verschrieben hat. Weitere regionale Beispiele für Be¬ 
ratungsstellen sind Zartbitter e.V. (Köln; Informationen 
unter ► http://www.zartbitter.de), die sowohl Mädchen als 
auch Jungen Unterstützung anbietet, und Tauwetter e.V. 


(Berlin; Informationen unter ► http://www.tauwetter.de), 
die sich auf die Unterstützung männlicher Betroffener aus- 
gerichtet hat. Ebenso sei auf die telefonische Anlaufstelle 
des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs (UBSKM) verwiesen (Informationen 
unter ► http://www.beauftragter-missbrauch.de). In der 
vom Bund finanzierten Stelle stehen erfahrene Fachkräf¬ 
te zur anonymen Beratung zur Verfügung, die über ein 
Computerprogramm auch lokale Hilfeangebote in der je¬ 
weiligen Region der Anrufer vermitteln können. 

Inzwischen wurde beim UBSKM ein webbasiertes Hilfeportal entwi¬ 
ckelt, welches Fachkräften und Betroffenen die Suche von Hilfsange¬ 
boten erleichtern soll und unter ► http://www.hilfeportal-missbrauch. 
de/ verfügbar ist. 

7.5 Schulen und schulnahe Dienste 


Schulen und Kindergärten können durch den fast täg¬ 
lichen Kontakt mit den Betroffenen eine wichtige Rolle in 
der Früherkennung von Problemsituationen bei Kindern 
und Jugendlichen übernehmen. 

Erste Anlaufstelle für eine Einzelfallberatung bei Pro¬ 
blemsituationen ist dabei off die niederschwellige, da häu¬ 
fig vor Ort angebotene Schulsozialarbeit. Diese Form der 
Kinder- und Jugendhilfe hat in den letzten Jahren auf allen 
Schulstufen zunehmend an Bedeutung gewonnen. So ist 
davon auszugehen, dass Schulsozialarbeitsprojekte aktuell 
an mehr als zwei Dritteln der Jugendamtsbezirke präsent 
sind (vgl. Speck 2009, S. 16 ff.). Neben Einzelfallhilfen 
übernimmt die Schulsozialarbeit off weitere Aufgaben zur 
Vermeidung und zum Abbau von Benachteiligung und 
der Entwicklung einer schülerfreundlichen Umgebung 
(Jordan et al. 2012, S. 167). 

Neben der Schulsozialarbeit bieten schulpsychologi¬ 
sche Dienste Unterstützung im schulischen Kontext an. 
Traditionelles Arbeitsfeld der Schulpsychologie ist die 
schülerzentrierte Einzelfallberatung mit Fokus auf Leis¬ 
tungsproblemen, die auch die Beratung von Lehrkräften, 
Eltern, Jugendamt oder weiteren außerschulischen Helfern 
umfasst. Ergänzt wird das Arbeitsfeld durch lernthera¬ 
peutische Angebote und Kurzzeittherapien. Im Vergleich 
zu anderen europäischen Ländern oder den Vereinigten 
Staaten hat die Schulpsychologie in Deutschland gemes¬ 
sen an der Betreuungsquote Schüler/in-Schulpsychologe/ 
in einen eher geringen Stellenwert (Fleischer 2007, S. 13). 

Eine zentrale Funktion in der Vernetzung nehmen 
auch Vertrauens- und Beratungslehrpersonen wahr, wel¬ 
che off privilegierte Erstansprechpartnerinnen und Erstan- 
sprechpartner der Schülerschaft sind. An vielen Orten sind 
sie auch wesentlicher Teil des schulinternen Beschwerde¬ 
managements und sollten sich deshalb mit der Thematik 
der Vernetzung im Kinderschutz hinreichend auskennen. 
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7.6 Medizinische Einrichtungen 

Verschiedene medizinische Einrichtungen können im 
Rahmen ihrer Tätigkeit mit sexuellen Übergriffen auf Kin¬ 
der und Jugendliche konfrontiert werden und/oder ent¬ 
sprechende Hilfen nach sexuellen Übergriffen anbieten. 
Ärztinnen und Ärzte aus den Bereichen Kinder- und Ju¬ 
gendmedizin, Gynäkologie und Allgemeinmedizin in der 
freien Praxis oder an Krankenhäusern und Kinderklini¬ 
ken sind eine wichtige Quelle, um mögliche Fälle eines se¬ 
xuellen Übergriffs zu erkennen und an Einrichtungen und 
Stellen weiterzuleiten, die entsprechende Hilfen anbieten. 

In Sozial pädiatrischen Zentren werden Kinder unter¬ 
schiedlichen Alters beispielsweise auf Entwicklungsauf¬ 
fälligkeiten, Entwicklungsverzögerungen, neurologische 
Erkrankungen und Behinderungen abgeklärt und behan¬ 
delt. Insbesondere die multiprofessionelle Ausrichtung 
(unter anderem Medizin, Psychologie, Sozialpädagogik) 
kann eine wichtige Ressource in der Abklärung und Be¬ 
treuung bei Verdacht auf sexuelle Übergriffe darstellen. 
Auch Schwangerschaftsberatungsstellen mit ihren spezi¬ 
fischen Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen kön¬ 
nen nach einem sexuellen Übergriff Ausgangspunkt für 
Hilfe und Unterstützung von Jugendlichen sein - gestützt 
durch die abgesicherte Stellung der Institution im Sozial¬ 
system und die Finanzierung außerhalb der Kinder- und 
Jugendhilfe. 

Die Einrichtungen der Kinder- und Jugendpsychia¬ 
trie und Psychotherapie, aber auch Psychotherapeutin- 
nen und Psychotherapeuten in freien Praxen können 
einerseits zur Aufdeckung von sexuellen Übergriffen auf 
Kinder und Jugendliche beitragen, bieten andererseits 
aber auch wichtige Unterstützung, um die oft schwerwie¬ 
genden psychischen Beeinträchtigungen der Betroffenen 
durch psychotherapeutische Interventionen zu mildern. 
Eine besondere Rolle haben dabei die kinder- und jugend¬ 
psychiatrischen und -psychotherapeutischen Institutsam¬ 
bulanzen, von denen manche auf der Basis eines spezi¬ 
fischen Vertrags (insbesondere in Nordrhein-Westfalen) 
gleichzeitig als Trauma-Ambulanzen nach dem Opferent¬ 
schädigungsgesetz tätig sind. 

Eine Orientierung über bereits bestehende Angebote 
und Hilfen im deutschen Gesundheitswesen bieten die 
Rahmenempfehlungen der fünf großen Verbände und 
Partner im Gesundheitswesen, welche als Reaktion auf die 
Debatten am Runden Tisch sexueller Kindesmissbrauch 
verfasst wurden. 

Die Rahmenempfehlungen der fünf großen Verbände und Partner 
im Gesundheitswesen sind verfügbar unter ► http://www.bmg. 
bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/0/Opfer_sexueller_Miss- 
brauch/20121012_Rah menempfehl ungen_Opfer-sexuellen-Miss- 
brauchs.pdf. Allerdings sind diese primär auf erwachsene Betroffene 
und ihre Therapiebedürfnisse ausgerichtet, obschon die Struktur der 
psychiatrischen Institutsambulanz auch an kinder- und jugendpsych¬ 
iatrischen Kliniken weit verbreitet ist. 


In der Regel kommt es im Rahmen der kinder- und ju¬ 
gendpsychiatrischen und -psychotherapeutischen Be¬ 
handlung zur fallbezogenen Zusammenarbeit zwischen 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, zumal eine Psychotherapie mit¬ 
unter nur temporär symptomlindernd wirken kann, wenn 
nicht gleichzeitig ungünstige Einflüsse im Umfeld ange¬ 
gangen werden können (z. B. McPherson et al. 2012). Ge¬ 
rade im Umgang mit sehr problematischen Jugendlichen, 
die durch ihre Beziehungsgestaltung und durch ihre Ri¬ 
sikoverhaltensweisen (suizidale Krisen, selbstverletzendes 
und fremdaggressives Verhalten, Spaltungen des Teams 
etc.) die Mitarbeit enden auf beiden Seiten fordern, sind 
klare Absprachen zwischen den Einrichtungen und eine 
enge Zusammenarbeit notwendig (Koch 2006). 

Ein zentrales Hilfsmittel bei der vernetzten Zusam¬ 
menarbeit an der Schnittstelle zwischen Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und Kinder- und Jugendhilfe ist eine 
rechtzeitige Hilfeplanung nach § 36 KJHG, die auf die 
spezifischen Bedürfnisse von Kindern mit (drohender) 
seelischer Behinderung (§ 35a KJHG) abgestimmt ist. Die 
ärztliche bzw. psychotherapeutische Stellungnahme zur 
Hilfeplanung hat sozialrechtlich häufig eine weichenstel¬ 
lende Bedeutung und sollte deshalb im Rahmen der kin¬ 
der- und jugendpsychiatrischen Behandlung, wenn nötig, 
zeitnah erarbeitet werden (vgl. Kölch et al. 2013). 

7.7 Strafverfolgung 


Die Abfolge von Aufgaben und Entscheidungen in der 
Strafverfolgung ist auf verschiedene Institutionen verteilt. 
An (zeitlich) erster Stelle sind die Aufgaben der Polizei 
angesiedelt, welche bei möglichen Straftaten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung zu ermitteln und alle Maß¬ 
nahmen zu treffen hat, um die Verdunklung der Sache 
zu verhüten. Sie ist damit in der Regel auch der wichtigs¬ 
te mögliche Kooperationspartner der Strafverfolgung für 
Institutionen, die mit dem Verdacht eines sexuellen Über¬ 
griffs auf Kinder und Jugendliche konfrontiert sind. Bei 
allen Anfragen, Rücksprachen oder Fallbesprechungen 
unter Anwesenheit der Polizei ist als Erstes zu Bedenken, 
dass die Polizei gemäß dem Legalitätsprinzip (§ 163 StPO) 
stets zur Strafverfolgung verpflichtet ist, wenn sie Kennt¬ 
nis einer solchen Straftat erlangt (vgl. Gerber 2006). Insbe¬ 
sondere um die Vertrauensbeziehungen im Helfersystem 
zu gewährleisten, besteht für Mitarbeitende des Jugend¬ 
amtes und weitere Professionelle in helfenden Institu¬ 
tionen bei Verdacht auf einen sexuellen Übergriffs keine 
Anzeigepflicht gegenüber der Strafverfolgung (z. B. § 65 
Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII für Mitarbeitende des Jugendamtes). 
Eine Ausnahme machen hier die bayerischen Regelungen 
zum Kinderschutz, welche auch nach Inkrafttreten des 
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Bundeskinderschutzgesetzes nicht geändert wurden und 
nach wie vor eine Verpflichtung zur Strafanzeige vorsehen. 
Damit kollidieren die Regelungen in Bayern häufig mit 
dem üblichen Vorgehen in allen anderen Bundesländern 
Deutschlands, wo im Einzelfall eine Rechtsgüterabwägung 
zwischen den spezifischen Interessen, dem artikulierten 
Willen der Betroffenen und dem staatlichen Interesse auf 
Strafverfolgung zu erfolgen hat. Eine Ausnahme von die¬ 
ser Regelung besteht im Falle von Gefahr im Verzug, wenn 
die Einschaltung der Polizei zur Abwendung einer Gefähr¬ 
dung erforderlich erscheint (§ 8 a Abs. 4 Satz 2 SGB VIII). 
Im Kontext des sexuellen Missbrauchs in Institutionen 
durch dort Beschäftigte oder durch Mitschülerinnen und 
Mitschüler bzw. Mitbewohnerinnen und Mitbewohner 
empfiehlt eine Leitlinie der Arbeitsgruppe 2 des Runden 
Tisches in sehr vielen Fällen eine Strafanzeige (verfüg¬ 
bar unter ► http://www.rundertisch-kindesmissbrauch.de/ 
documents/Anlage03LeitlinienzurPraeventionundlnterven- 
tion.pdf). Allerdings bleiben durch solche offiziellen Leit¬ 
linien gesetzliche Regelungen wie die ärztliche Schweige¬ 
pflicht unberührt, sodass Entscheidungen im Einzelfall 
von den zuständigen Handelnden in einer einzelfallbezo¬ 
genen Güterabwägung getroffen werden müssen. Auf der 
anderen Seite sehen die jeweiligen Polizeigesetze vor, dass 
bei Kindeswohlgefährdung eine Meldung ans Jugendamt 
erfolgt, damit dort die nötigen Hilfen und Schutzmaßnah¬ 
men eingeleitet werden (Gerber 2006). 

Als Leiterin der Strafuntersuchung entscheidet die 
Staatsanwaltschaft nach Abschluss der Untersuchung in 
einem nächsten Schritt, ob im laufenden Verfahren An¬ 
klage erhoben wird oder das Verfahren mangels Beweisen 
eingestellt wird. Im Vorverfahren ist die Staatsanwalt¬ 
schaft Herrin des Verfahrens und muss auch entlastende 
Details ermitteln. Sie kann schon zu diesem Stand des Ver¬ 
fahrens Gutachtenaufträge vergeben. Kommt es zur An¬ 
klage, gelangt das Verfahren vor das Strafgericht, welches 
seinerseits über Verurteilung und Strafmaß entscheidet. 
Im Rahmen des Prozesses können die Betroffenen mit 
verschiedenen weiteren Institutionen und Funktionsträ¬ 
gern konfrontiert werden, namentlich Strafverteidigern, 
Nebenklagevertretern, forensischen Gutachtern und 
Zeugenbegleitungen. Für Berufsgruppen, die erste Hin¬ 
weise auf einen sexuellen Übergriff wahrnehmen, wie 
beispielsweise Lehrpersonen oder Kinderärztinnen und 
-ärzte, besteht wenig Kontakt mit diesen Funktionsträgern 
und Institutionen, es sei denn, es erfolgt eine Einvernahme 
als Zeuge oder Zeugin. 

Beamten und Angestellten müssen für den Zeugenstand stets die 
Aussagegenehmigung des Dienstherrn eingeholt werden. 

Neben der Strafverfolgung sind der Polizei mit der Ge¬ 
fahrenabwehr und der Opferhilfe im weiteren Sin¬ 
ne noch andere primäre Aufgaben im Kontext der 


Kindeswohlgefährdung zugeordnet (Gerber 2006): Die 
Gefahrenabwehr beinhaltet die Verpflichtung, im Ein¬ 
zelfall konkrete bestehende Gefahren abzuwehren, z. B. 
wenn eine Schädigung für Leib und Leben zu erwarten 
ist. Bei akuter Gefahr für die Gesundheit des Kindes oder 
drohender Lebensgefahr greift die Polizei unmittelbar und 
eigenständig ein. Ohne akuten Handlungsbedarf können 
und sollen die im Rahmen der polizeilichen Tätigkeit er¬ 
langten Erkenntnisse ans Jugendamt weitergeleitet wer¬ 
den. Anders als die Strafverfolgung, bei welcher der Poli¬ 
zei kein Ermessensspielraum zusteht, unterliegen die prä¬ 
ventiven Aufgaben des polizeilichen Opferschutzes dem 
Opportunitätsprinzip, d. h., die Polizei muss im Rahmen 
der gesetzlichen Grenzen und unter Berücksichtigung von 
fachlichen Kriterien entscheiden, ob ein Schutzbedarf be¬ 
steht. Auch die Entscheidung über die Unaufschiebbar- 
keit einer Schutzmaßnahme liegt im Ermessen der Polizei 
(Gerber 2006). 

Die konkrete Umsetzung der polizeilichen Aufgaben wird in den Poli- 
zei(aufgaben)gesetzen (PolG/PAG) der Länder geregelt, die im Detail 
wenig gravierende Unterschiede aufweisen (Gerber 2006). 


7.8 Schwierigkeiten in der Vernetzung 
und Kooperation 


Situationen der Kooperation bei bestehender oder dro¬ 
hender Kindeswohlgefährdung sind spannungsgeladen, 
von hohem Zeitdruck geprägt und bedingen in vielen 
Fällen negative Kooperationserfahrung (Seckinger 2006). 
Die Vielzahl an Institutionen und ihren Aufgaben ist selbst 
für die Professionellen im Feld off schwer überschaubar 
(Fegert et al. 2001). Dies erschwert eine gezielte Nutzung 
von Institutionen und für die Betroffenen kann der Weg 
durch die strafrechtlichen und helfenden Institutionen zu 
einer langwierigen, mitunter verwirrenden Angelegenheit 
werden, geprägt durch verschiedene Anlaufversuche. In 
ihrer Studie zum institutionellen Umgang mit sexuellem 
Missbrauch anhand einer Stichprobe aus den Ballungs¬ 
zentren Berlin und Köln haben Fegert et al. (2001) exemp¬ 
larisch Fallbeispiele institutioneller Wege von Betroffenen 
dargestellt, wo-von hier eines zur Illustration übernom¬ 
men werden konnte. 

Fallbeispiel M. 

Namen und Orte sind entsprechend der Vorlage anonymi¬ 
siert. 

M. wurde 4V2 Jahre von ihrem leiblichen Vater sexuell 
missbraucht. Nachdem sich M. einer Freundin anvertraut 
hatte, schaltete die Mutter umgehend eine auf sexuel¬ 
len Missbrauch spezialisierte Beratungseinrichtung ein. 

In sehr schneller Folge wurde über das Jugendamt eine 
Helferkonferenz einberufen. Hierbei wurde bekannt, dass 
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□ Abb. 7.2 Fallbeispiel M. Die Ziffern geben den Weg durch die Institutionen wieder. (Aus: Fegert et al. 2001) 


das Jugendamt bereits aus Kindergartenzeiten Hinweise 
auf den Missbrauch des Kindes hatte. In der Folge wurde 
umgehend das Vormundschaftsgericht einbezogen und 
der leiblichen Mutter wurde das alleinige Sorge- und Um¬ 
gangsrecht eingeräumt. Das bedeutete für M. gleichzeitig 
einen Umgebungswechsel. Unabhängig davon stieß die 
Polizei in einem anderen Ermittlungsverfahren auf Indizi¬ 
en, die auf einen sexuellen Missbrauch des Kindes durch 
den Vater hinwiesen. Als Offizialdelikt wurde nun der se¬ 
xuelle Missbrauch vonseiten der Polizei auch strafrechtlich 
verfolgt. Im Zuge des strafrechtlichen Verfahrens wurde 
M. mehrmals vernommen und es wurde Kontakt zu einer 
Nebenklagevertreterin aufgenommen. In dieser Zeit stan¬ 
den strafrechtliche Interventionen im Vordergrund, und es 
wurden keine therapeutischen Maßnahmen eingeleitet. 

Als wir (bezieht sich auf Fegert et al. 2001) M. kennen¬ 
lernten, waren die polizeilichen Vernehmungen gerade 
abgeschlossen. Psychodiagnostisch litt M. unter einem 
schweren depressiven Syndrom und akuten Symptomen 
einer posttraumatischen Belastungsstörung wie Albträu¬ 
me, Konzentrationsstörungen, Schreckhaftigkeit etc. Die 
familiäre Umstellung und der Schulwechsel waren zusätz¬ 
liche Entwicklungsaufgaben, die M. in dieser Situation zu 
bewältigen hatte. 

Während der kommenden VA Jahre hatte M. keine 
weiteren Kontakte zu Institutionen, die in Zusammenhang 
mit der Diagnostik und Therapie des erlittenen sexuellen 
Missbrauchs standen. In der Schule zeigten sich nun Leis- 
tungs- und Konzentrationsschwierigkeiten sowie starke 
motorische Unruhe, woraufhin sich die Mutter, angeregt 
durch die Lehrerin, um die Installation einer therapeuti¬ 
schen Hilfe für M. bemühte. 


Der Bewilligungsprozess für die Therapie mit wieder¬ 
holten Kontakten zur Schulpsychologie, zum Jugendamt 
und zur Krankenkasse zog sich so lange hin, dass die Mut¬ 
ter unterdessen Therapiestunden privat finanzierte, um 
das Kind zu entlasten und ihm eine Vorbereitung auf den 
inzwischen anstehenden Gerichtstermin zu ermöglichen. 
Als wir M. nach IV 2 Jahren wieder sahen, bestätigte sich, 
dass M. große Anpassungsschwierigkeiten im schulischen 
und sozialen Umfeld hatte und unter starker motorischer 
Unruhe litt. Die depressive Symptomatik mit Interessen¬ 
verlust und Phasen starker Traurigkeit stand jedoch nicht 
mehr im Vordergrund. 

Die D Abb. 7.2 skizziert den Ablauf der Intervention mit 
den beteiligten Anlaufstellen. 

Dieses Beispiel eines mehrjährigen, episodenhaften 
Gangs durch verschiedene Institutionen zeigt eine gerin¬ 
ge Vernetzung der einzelnen professionellen Akteure auf 
und macht diverse Schwierigkeiten sichtbar. Besonders 
kritisch ist die große Verzögerung einer zeitgerechten the¬ 
rapeutischen Hilfe aufgrund der formellen Hürden im Be¬ 
willigungsprozess zu werten. 

Dies zeigen auch die Ergebnisse und Materialien zum Gesundheits¬ 
hearing des Unabhängigen Beauftragten sowie Berichte von Betrof¬ 
fenen in der Begleitforschung zur Anlaufstelle der Unabhängigen Be¬ 
auftragten (Fegert et al. 2013; vgl. ► Kap. 1). 

Die empirischen Ergebnisse zur institutionellen Koope¬ 
ration im Bereich der Kindeswohlgefährdung zeichnen 
ein Bild auf, das mehr auf ein Nebeneinander denn ein 
Miteinander hinweist (vgl. Fegert et al. 2001; Koch 2006; 
Seckinger 2006). In pädagogischen Einrichtungen der 
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Kindertagesbetreuung, aber auch in medizinischen Ein¬ 
richtungen zeigt sich eine deutliche Distanz zum Jugend¬ 
amt, verbunden mit der Furcht des Vertrauensverlustes zu 
den Betroffenen; das Image des Jugendamtes als Eingriffs- 
behörde wirkt sich negativ auf die Kooperationsbereit¬ 
schaft aus (z. B. Fegert et al. 2001; Seckinger 2006). Dass 
die Jugendämter aus Datenschutzbestimmungen kaum 
Rückmeldungen zum weiteren Verlauf nach Meldung ge¬ 
ben können, erschwert die Zusammenarbeit besonders 
auch in Krisensituationen (Seckinger 2006). Problema¬ 
tisch sind außerdem gegenseitig abweichende Erwartun¬ 
gen an die Rolle und Aufgaben der kooperierenden In¬ 
stitutionen sowie unklare Zuständigkeiten (Koch 2006). 
Seckinger (2006) erläutert am Beispiel der Kooperation 
zwischen pädagogischen Einrichtungen und Jugendamt, 
dass die pädagogischen Einrichtungen in der Regel schnell 
und nachhaltig von einem Problem befreit werden wollen, 
sich jedoch das Jugendamt ebenfalls eine Entlastung durch 
die intensivere Zuwendung der Mitarbeitenden aus den 
pädagogischen Einrichtungen erwartet - entsprechend 
sind Enttäuschungen vorprogrammiert. Dabei spielen 
auch unterschiedliche Definitionen und mangelnde Über¬ 
einstimmung in den Begrifflichkeiten eine Rolle, etwa 
zwischen Professionellen mit medizinischem und sozial- 
arbeiterischem Hintergrund. Strukturell erschwerend tritt 
hinzu, dass es in Zeiten sich verknappender finanzieller 
Ressourcen durch den Druck in der eigenen Institution 
häufig zu einem konkurrierenden Verhalten kommt, so- 
dass der notwendige gemeinsame Blick auf den Arbeits¬ 
auftrag nicht mehr gelingt (Koch 2006). 

Erste Voraussetzung für eine gelingende Kooperation 
zwischen verschiedenen Institutionen sind wechselseiti¬ 
ge Kenntnisse über Aufgaben und Handlungsnormen im 
Netzwerk, die hier in einem ersten Überblick vermittelt 
wurden. Für eine Verbesserung bestehender, aber unge¬ 
nügend bewerteter Kooperationen, muss die Zusammen¬ 
arbeit außerhalb der krisenhaften Einzelfällen angegangen 
werden, da hier unter hohem Zeitdruck gearbeitet werden 
muss und es in der Regel zu überhöhten Erwartungen an 
die Kooperationspartner kommt (Seckinger 2006). Re¬ 
gelmäßige gemeinsame Treffen zwischen Kooperations¬ 
partnern (z. B. in Form von Arbeitskreisen oder runden 
Tischen, Dawid et al. 2010) können dazu dienen, gegen¬ 
seitig die Arbeitsweisen und Prozesse kennenzulernen, 
gemeinsame Begrifflichkeiten auszubilden, Zielsetzun¬ 
gen zu vereinbaren und letztlich Vertrauen in die Fach- 
lichkeit des Gegenübers zu schaffen. Letzteres ist essen¬ 
ziell für die gelingende Kooperation im Krisenfall. Im 
Rahmen dieses Prozesses ist für die Vertrauensbildung 
wichtig, auch die Grenzen des eigenen Handelns zu ver¬ 
deutlichen (Seckinger 2006). Der Beginn und die Pflege 
von Kooperationsbeziehungen jenseits akuter Krisen¬ 
intervention erlaubt es, durch aufgebautes Vertrauen in 


Krisensituationen unkompliziert und effektiv zusammen¬ 
zuarbeiten (Seckinger 2006). 
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Kapitel 8 • Der Widerspruch zwischen gesprochenem Recht und erlebter Gerechtigkeit, wenn ... 


8.1 Die Logik der Strafjustiz, des 

Unterstützungssystems und der 
Kinder bzw. Jugendlichen 
unterscheiden sich 


Kinder und Jugendliche entscheiden sehr oft nicht selbst, 
ob Strafanzeige gestellt wird oder nicht. Meist entscheiden 
Erwachsene - häufig über ihren Kopf hinweg und ohne 
sie anzuhören. Strafanzeigen werden auch dann gestellt, 
wenn dies nicht im Interesse der Mädchen und Jungen ist 
bzw. diese das dezidiert nicht wünschen. 

Die Rechtspraxis und das Hilfesystem haben in Fällen 
von Strafverfahren mit Kindern bzw. Jugendlichen als ver¬ 
letzten Zeuginnen und Zeugen unterschiedliche Aufträge 
zu erfüllen: 

— Das Strafrecht hat die Wahrheit zu ermitteln und Recht 
zu sprechen. Es geht um die Verletzung der Rechts¬ 
norm, nur indirekt um die Verletzung der Mädchen 
und Jungen, die als Zeuginnen und Zeugen auftreten. 

— Das institutionalisierte Unterstützungssystem (z.B. 
Jugendamt, Familiengericht) hat das Wohl des Kindes 
zu wahren. Hier steht die Verletzung des Kindes im 
Zentrum, es geht um Schutz und Zuwendung, un¬ 
abhängig davon, ob ein Tatbestand als strafrechtlich 
relevant eingeschätzt wird. 

Einerseits besteht ein Widerspruch zwischen den staat¬ 
lichen Strafverfolgungsinteressen und den Aufträgen der 
familienorientierten Unterstützung bzw. der kindzentrier¬ 
ten Unterstützung. Andererseits bestehen Widersprüche 
zwischen den - durchaus divergierenden - Interessen 
von Kindern und Jugendlichen sowie dem Bestreben des 
Unterstützungssystems, das Kindeswohl zu wahren, das 
nicht identisch mit den Wünschen und Interessen der 
Kinder und Jugendlichen sein muss. Diese Widersprüche 
können nicht zu einer Seite hin aufgelöst werden (Kave- 
mann 2009). Aber es gibt eine Vielfalt von Möglichkeiten, 
die Auswirkungen dieser Widersprüche zu mildern und 
zu moderieren. 

8.2 Ist es Unglück oder Unrecht? 


Für die Verarbeitung des Erlebten ist es für von sexua- 
lisierter Gewalt betroffene Mädchen und Jungen aus¬ 
schlaggebend, dass die Gesellschaft und ihre Institutionen 
das, was ihnen zugestoßen ist, nicht als Unglück sondern 
als Unrecht betrachten. Das Opfer hat nicht einfach nur 
Pech gehabt. Der Täter durfte nicht tun, was er getan hat 
(Reemtsma 2005, S. 89). 

ln diesem Text wird in Bezug auf die Täterschaft bewusst die männli¬ 
che Form verwendet, da der Großteil sexueller Missbrauchstaten von 
Männern begangen wird. 


Diese Sichtweise verändert den Status der Betroffenen: Sie 
treten nicht als Bittsteller auf, wenn sie Unterstützung in 
Anspruch nehmen, sondern mit einer Berechtigung. Dies 
fördert eine Haltung ihnen gegenüber, die nicht von Mit¬ 
leid und Herablassung geprägt ist, sondern von Mitgefühl 
und Respekt. 

Ein Rechtsanspruch auf Schutz und Unterstützung 
macht die Kinder zudem unabhängiger von gesellschaft¬ 
lich verbreiteten Opferklischees: »Edel sei das Opfer, hilf¬ 
los und gut« - so der Titel des Symposiums der Berliner 
Fachrunde gegen sexuellen Missbrauch an Mädchen und 
Jungen am 25. Juni 2007. 

Die Erwartungen der Mädchen und Jungen an einen 
schonenden, verständnisvollen und respektvollen Um¬ 
gang müssen verstanden werden vor dem Hintergrund, 
dass das Erleben von Gewalt die eigene Kompetenzwahr¬ 
nehmung und Selbstwirksamkeit beschädigt hat. 

8.3 Was erwarten Kinder und Jugendliche 
im Kontext eines Strafverfahrens? 


Die Strafrechtspraxis richtet - hier holzschnittartig dar¬ 
gestellt, zum Teil überzogen - Erwartungen an die kind¬ 
lichen und jugendlichen Zeuginnen und Zeugen: 

— Sie sollen fähig sein, eine verwertbare Aussage zu 
machen, was für manche eine Herausforderung, für 
manche eine vollständige Überforderung darstellt 
und von vielen Kindern im Vorschulalter gar nicht zu 
leisten ist. 

™ Auch Kinder und Jugendliche mit bestimmten Beein¬ 
trächtigungen und Behinderungen zeigen sich den 
Anforderungen eines Gerichtsverfahrens oft nicht 
gewachsen. Sie sind jedoch überproportional häufig 
von körperlicher und sexueller Gewalt betroffen 
(Schröttle et al. 2012). 

™ Sie sollen sich in den Gang des Verfahrens einfügen 
und nach Monaten oder Jahren ihre Aussage machen, 
ohne die Verwertbarkeit ihrer Aussage z.B. durch 
Therapie zu gefährden. 

™ Sie sollen möglichst wenige Umstände machen, da 
die Staatsanwaltschaften und Gerichte überlastet sind. 


8 . 3.1 Erwartung: Gerechtigkeit = 
angemessene Bestrafung 


Wenn Kinder und Jugendliche nach ihren Erwartungen 
an das Gericht gefragt werden, äußern sie oft Wünsche 
nach einer Bestrafung des Täters (Brodil u. Reiter 2004, S. 
34). Die Anerkennung der Strafbarkeit bedeutet die An¬ 
erkennung, dass Unrecht geschehen ist und dass ihnen ge¬ 
glaubt wird. Die Erwartung, dass der Täter verurteilt wird, 
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wird in Prozessen wegen sexuellen Missbrauchs oft erfüllt, 
jedoch zeigen die Befragungen von Kindern und Jugendli¬ 
chen Unzufriedenheit mit der Höhe der Strafe (Busse et al. 
1996, S. 137). Geringe Strafen und Freisprüche können als 
ungerecht empfunden werden. Dies gilt jedoch nicht für 
alle Mädchen und Jungen und hängt unter anderem davon 
ab, ob die Täter ihnen nahe gestanden haben und/oder 
wichtige Bezugspersonen waren. 

8 . 3.2 Erwartung: Respekt 


Wenn Kindern mit Respekt begegnet wird, müssen sie 
keine Opferklischees erfüllen. Sie können sich selbst als 
aktiv und entscheidungskräftig definieren und trotz¬ 
dem als situativ unterstützungsbedürftig. Respekt hat 
mit Würde zu tun: keine Anerkennung der Würde ohne 
Respekt - nicht Mitleid. Respekt bezeugen bedeutet aber 
nicht, zu überfordern - im Gegenteil: Ressourcen und 
Belastungen werden erkannt und abgewogen. 

8 . 3.3 Erwartung: Unterstützung gegen 
Ohnmacht und Hilflosigkeit 


» Hilfe für Verbrechensopfer ist nur dann hilfreich, wenn 
sie hilft, aus dem Zustand der Hilfebedürftigkeit hinaus¬ 
zutreten. « 

Dieses Zitat von Reemtsma (2005, S. 89) verdeutlicht die 
Notwendigkeit, entsprechende Hilfestellungen anzubie¬ 
ten. Information, Zuwendung und Unterstützung sind ge¬ 
eignet, Zutrauen in die eigene Kompetenz aufseiten der 
Mädchen und Jungen zu stärken: Hierin ist eine zentrale 
Aufgabe des Hilfesystems zu sehen. Das Schlagwort heißt: 
Empowerment. Kompetenz setzt zwar Information vor¬ 
aus, Information kann aber auch widersprüchlich wirken. 
Falsche oder unzureichende Information verunsichert 
und ängstigt. Es reicht aus, wenn Kinder so viel wie nö¬ 
tig erfahren, um sich zurechtzufinden und ihre eigenen 
Rechte und Pflichten zu kennen. So sagen Kinder in Be¬ 
fragungen z. B. aus, dass es für sie sehr entlastend war, 
zu erfahren, dass sie bei der Vernehmung bei der Polizei 
oder im Gericht nachfragen dürfen, wenn sie etwas nicht 
verstanden hatten, oder dass sie es sagen dürfen, wenn 
sie sich an etwas nicht genau erinnern (Kavemann 2012a). 

Im Gerichtsprozess auszusagen, stellt für manche 
Kinder und Jugendliche eine enorme Belastung dar, für 
andere ist es eher eine spannende Herausforderung und 
für wieder andere eine Gelegenheit, öffentlich angehört zu 
werden und Bestätigung zu erleben. 

Werden Mädchen und Jungen gut informiert und be¬ 
gleitet, verliert die Höhe der Strafe für sie an Bedeutung. 


Auch ein Freispruch muss dann nicht als Niederlage er¬ 
lebt werden, wenn sie verstehen, weshalb das Gericht so 
entschieden hat und ihnen zugesichert werden kann, dass 
dies nicht bedeutet, dass ihnen nicht geglaubt wird. 

8.4 Bedarfsgerechte Unterstützung im 
Strafprozess 


Rechtsverletzungen müssen Rechtsprechung nach sich 
ziehen, unabhängig davon, was Betroffene wünschen, laut 
Reemtsma (2005, S. 7): 

» Recht kann nichts heilen - aber wo nicht Recht gespro¬ 
chen wird, entstehen neue unheilbare Verletzungen. « 

Die »Zumutung« eines Strafverfahrens muss und kann 
durch geeignete Unterstützung in Form professioneller 
psychosozialer Prozessbegleitung gemildert werden. 

Unterstützung, die auf die Bedürfnisse der Betroffenen 
passt, drückt - ebenso wie die Strafbarkeit der Tat - die 
Solidarität der Gesellschaft aus, sie kann diese auch dann 
vermitteln, wenn die Beweislage für ein Gerichtsverfah¬ 
ren nicht ausreicht oder aus anderen Gründen auf eine 
Strafverfolgung verzichtet wird. Unterstützung kann aber 
immer nur dann greifen und hilfreich sein, wenn der 
Unterstützungsbedarf sorgfältig abgeklärt wurde. So nen¬ 
nen z. B. Kinder und Jugendliche neben den bekannten 
Ängsten, dem Beschuldigten in der Hauptverhandlung 
zu begegnen bzw. bei Gericht auf Zweifel und Unglauben 
zu treffen, vor allem die Angst vor Stigmatisierung durch 
ihr soziales Umfeld. Gewalterleben wirkt stigmatisierend, 
wenn es bekannt wird, und dies ist Mädchen und Jungen 
sehr deutlich bewusst, wie folgende Beispiele zeigen (Ka¬ 
vemann 2012b, S. 181): 

— »Ausgelacht und gemobbt zu werden« 

— »Die könnten dann Lügen erzählen.« 

— »Weil die anderen einen dann ausgrenzen würden.« 

— »Weil die anderen einen dann kaum noch beachten.« 

— »Weil man gehänselt wird.« 

— »Weil sie einen auslachen oder es anderen erzählen, 
die sich darüber lustig machen.« 

— »Weil dann vielleicht die Freunde nicht mehr mit 
einem spielen.« 

8.5 Das Problem mit dem Opferbegriff 


Der Begriff des Opfers, wie er in der öffentlichen Mei¬ 
nung und auch in fachlichen Diskussionen zu finden ist, 
ist zwiespältig: off im Sinne von unschuldig, passiv, dank¬ 
bar. Sind die Opfer nicht liebenswürdig oder rufen sie kein 
Mitleid hervor, sondern treten selbstbewusst, renitent, 
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abweisend oder sexuell aggressiv auf, löst dieses Verhalten 
bei der Umwelt großes Unbehagen aus und ruft Wider¬ 
stand hervor. 

Opfer sein will niemand. Opfer sein ist uncool. Die 
Einstellung zum Begriff »Opfer« muss bei Kindern und Ju¬ 
gendlichen differenziert nach Alter und Herkunft gesehen 
werden. Während kleinere Kinder der Definition von Er¬ 
wachsenen folgen, müssen sich Jugendliche damit ausein¬ 
andersetzen, dass dieser Begriff in der Jugendsprache mit 
eigener Bedeutung versehen wurde. »Opfer« bedeutet hier 
»Trottel« oder »Idiot« (Voß 2003). Ein Opfer kommt nicht 
klar, wird ausgegrenzt, gehört nicht dazu. Auf die Frage, 
weshalb es Mädchen und Jungen oft schwer fällt, über Ge¬ 
walt in ihrer Familie zu sprechen, wurde die Befürchtung, 
dann als Opfer angesehen zu werden, mit 21 % an dritter 
Stelle genannt (Kavemann 2012b). Als Opfer angesehen 
zu werden, verknüpft sich eher mit der Erwartung von 
Diskriminierung als mit der Hoffnung auf Unterstützung, 
bedeutet eher Schwächung als Bestärkung. Nicht wenige 
Mädchen und Jungen erleben es als Ungerechtigkeit, so 
genannt zu werden. Zum Opfer gemacht worden zu sein, 
ist aber Voraussetzung dafür, dass ein Strafverfahren ge¬ 
führt und Recht gesprochen werden kann. 

Wie also umgehen mit Mädchen und Jungen, die den 
Begriff für sich ablehnen? Unterstützungsangebote müs¬ 
sen einen Weg finden, hier zu vermitteln, denn in der 
juristischen Auseinandersetzung mit der Gewalttat kann 
nicht auf die Begrifflichkeit von Opfer und Täter verzich¬ 
tet werden. 

8.6 Abschließende Überlegungen 


Die Erwartungen von Kindern und Jugendlichen an die 
Strafrechtspraxis, das Hilfesystem und die Öffentlichkeit 
sind individuell unterschiedlich, teilweise in sich wider¬ 
sprüchlich und off von einer ambivalenten Einstellung 
begleitet. Sie lassen sich aber unter einigen Leitgedanken 
zusammenfassen, aus denen ganz klar Anforderungen an 
die Professionellen in den jeweiligen Arbeitsfeldern ab¬ 
geleitet werden können: 

Leitgedanken zum Umgang mit Zeuginnen und 

Zeugen im Kindes- und Jugendalter 

Alle verletzten Zeuginnen und Zeugen im Kindes- und 

Jugendalter brauchen 

— angemessene Information, bedarfsgerechte 
Unterstützung und erfahrene, kompetente 
Unterstützer/innen, um individuellen Bedarf 
abzuklären, 


— Erwachsene, die professionell ihren Auftrag er¬ 
füllen, gut Zusammenarbeiten und im Laufe des 
justiziellen Verfahrens das Kindeswohl nicht aus 
dem Blick verlieren, 

— Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte, die Opferschutzbestimmungen 
ernst nehmen und anwenden, 

— professionelle psychosoziale Prozessbegleitung 
während des ganzen Verfahrens, 

— ein respektvolles Verhalten aller Beteiligten, das 
die Unterstützungsbedürftigkeit der Mädchen 
und Jungen realistisch sieht, ohne sie in eine 
Opferrolle zu pressen, 

— eine Familie, ein soziales Umfeld und eine Öffent¬ 
lichkeit, die sie nicht durch Zuschreibungen oder 
Stigmatisierung ausgrenzen, sondern respektvoll 
bzw. liebevoll annehmen. 
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Kapitel 9 • Psychische und körperliche Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 


9.1 Einleitung 

Im Rahmen einer Studie zum Körperentdecken in der 
frühen Kindheit (Schuhrke 1991) wurde die Entwicklung 
von Robert und Markus, zwei Jungen im zweiten bzw. 
dritten Lebensjahr, in ihrer gewohnten Umgebung durch 
systematische Beobachtungen durch die Eltern erfasst. 
Die Entwicklung der beiden Jungen wird im Folgenden in 
Auszügen dargestellt: 

Beispiel 

Roberts Temperament ist freundlich und ausgeglichen. 
Seine Eltern erleben ihn als unproblematisches Kind. Er 
ist gegenüber mir als Besucherin, die er über längere Zeit 
einmal im Monat sieht, aufgeschlossen. Nach einer gewis¬ 
sen Zeit nimmt er von sich aus Kontakt auf, indem er mir 
manchmal Spielzeuge bringt. Robert ist ein ausdauernder 
Beobachter. Er hört sehr gerne Musik, dann bleibt er lan¬ 
ge auf dem Sofa sitzen, lauscht und wirkt selbstvergessen. 
Roberts motorische Entwicklung ist unauffällig; mit 13 Mo¬ 
naten fängt er an, frei zu gehen. 

Während seines 19. Lebensmonats beobachten Ro¬ 
berts Eltern, wie er sich mit einer großen Puppe beschäf¬ 
tigt. Er liegt bisweilen auf ihr, stützt die Arme ab und 
drückt das Becken dagegen, hin und wieder versucht er 
mit ihr zu rutschen. Wenn Robert mit seinen Genitalien 
spielt, scheint dies oft mit positiven Emotionen verbunden 
zu sein. Er betrachtet seine Genitalien auch im Spiegel und 
weist seine Mutter darauf hin. Bei der Beschäftigung mit 
seinen Genitalien kommt es nie zu einer intensiven Erre¬ 
gung. Robert zeigt deutliches Interesse an den Genitalien 
der anderen Familienmitglieder, wobei er nie versucht die¬ 
se zu berühren. Im 20. Lebensmonat entdeckt er während 
des Wickelns bei sich eine Erektion, was ihn zunächst irri¬ 
tiert und etwas weinerlich werden lässt. Schon ab dem 17. 
Monat macht Robert Vergleiche zwischen den Genitalien 
verschiedener Familienmitglieder, zunächst nur zwischen 
sich und seinem Vater, später auch zwischen sich, seiner 
wenige Jahre älteren Schwester und seinem Vater. Alle 
Vergleiche erfolgen jedoch nonverbal durch Blicke, Gesten 
und Laute, da Robert noch nicht gut sprechen kann. Im 
dritten. Lebensjahr nimmt Roberts Wortschatz deutlich zu, 
er bildet aber selten Sätze. 

Markus ist ein sehr lebhaftes Kind, das immer in Be¬ 
wegung ist. Auf mich als Besucherin scheint er nicht ängst¬ 
lich zu reagieren, aber es kommt zu keinen spielerischen 
Interaktionen, weil er nach einer kurzen Annäherung meist 
wieder wegläuft. Markus ist in seiner motorischen Entwick¬ 
lung sehr schnell und kann bereits mit elf Monaten frei 
gehen. Es fällt ihm schwer, sich längere Zeit mit etwas zu 
beschäftigen, aber er liebt wilde körperbetonte Spiele mit 
seinem Vater. Seine Eltern kommen gut mit seinem Tem¬ 
perament zurecht. 


Markus hat sich bei Beginn meiner Besuche im 13. Le¬ 
bensmonat schon längere Zeit intensiv mit seinen Geni¬ 
talien beschäftigt, verbunden mit starken positiven Emo¬ 
tionen und Erektionen, aber über lange Zeit ohne diese 
anzusehen. Wie er mit seinen Genitalien spielt, variiert 
stark. Beim Wickeln muss die Mutter ihn des Öfteren ab¬ 
lenken, weil Markus ärgerlich wird, wenn sie ihn wieder an- 
kleiden will. Während des zweiten Lebensjahres folgen auf 
Phasen intensiver genitaler Beschäftigung wieder solche 
ohne besonderes Interesse. Markus hat ein Wort für seine 
Genitalien, das er auch von sich aus benutzt. Zu Beginn des 
dritten Lebensjahres ist sein Genitalspiel selten geworden 
und nur noch selten ausdauernd und intensiv. Er zeigt In¬ 
teresse am Genitalbereich der Eltern, versucht auch, deren 
Genitalien zu berühren. 

Obwohl Markus und Robert gleich alt sind, unterscheiden 
sie sich deutlich hinsichtlich ihrer Fähigkeiten und ihres 
Verhaltens. So ist Robert ruhig und ausdauernd, während 
Markus sehr lebhaft ist und bereits früher frei gehen kann. 
Bei Robert zeigt sich auch, dass die Entwicklung nicht in 
allen Bereichen gleich schnell verläuft. So scheint er be¬ 
reits vieles zu verstehen, spricht jedoch nur wenige Worte. 

Je nachdem aus welchem Blickwinkel man die 
menschliche Entwicklung betrachtet, sieht man mehr das 
Allgemeine, ja vielleicht sogar das universell Überein¬ 
stimmende in den lebenslangen Veränderungen oder die 
Unterschiede zwischen den Einzelnen oder auch zwischen 
Menschen in verschiedenen Kulturen. 

In der Arbeit zur Prävention von sexuellem Missbrauch 
und im Umgang mit sexuell missbrauchten Kindern und 
Jugendlichen ist es wichtig, mehr über die Grundlagen 
und Zusammenhänge der menschlichen Entwicklung zu 
wissen. Denn dieses Wissen ist notwendig, um 
— Präventionsangebote für Kinder und Jugendliche auf 
ihren Entwicklungsstand abzustimmen, 

™ Verhaltensveränderungen von Kindern und Jugendli¬ 
chen, die ein Hinweis auf einen sexuellen Missbrauch 
sein können, richtig einschätzen zu können, 

™ Hilfsangebote für Kinder und Jugendliche, die sexuell 
missbraucht wurden, altersangemessen gestalten zu 
können. 

Nach einer allgemeinen Einführung in die Entwicklungs- 
psychologie wird sich das folgende Grundlagenkapitel mit 
der kognitiven, der sozioemotionalen und der sexuellen 
Entwicklung beschäftigten. Ein Überblick über alle Be¬ 
reiche der menschlichen Entwicklung ist an dieser Stelle 
nicht möglich. Unter den weiterführenden Literaturanga¬ 
ben am Ende dieses Kapitels finden Sie Bücher, die weitere 
Bereiche der menschlichen Entwicklung erläutern bzw. 
die hier aufgeführten weiter vertiefen. 



9.2 • Gegenstand der Entwicklungspsychologie 
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9.2 Gegenstand der Entwicklungspsycho¬ 
logie 

Bevor einzelne Bereiche des menschlichen Erlebens und 
Verhaltens im Verlauf der menschlichen Entwicklung the¬ 
matisiert werden, wird im folgenden Abschnitt auf den 
Gegenstand der Entwicklungspsychologie sowie grundle¬ 
gende Fragen und Konzepte dieser Disziplin eingegangen. 

— Definition - 

Die Entwicklungspsychologie beschäftigt sich mit 
nachhaltigen und nachhaltig die weitere Entwick¬ 
lung beeinflussenden Veränderungen des mensch¬ 
lichen Erlebens und Verhaltens über die gesamte 
Lebensspanne, beginnend mit der Konzeption 
(Montada 2008). Diese Veränderungen werden in Zu¬ 
sammenhang mit dem Lebensalter betrachtet. Dabei 
sind nicht nur Phasen der Veränderung von Interesse, 
sondern auch solche, in denen es zu keiner Verände¬ 
rung kommt oder erreichte Zustände stabil bleiben. 

In der Entwicklungspsychologie geht es nicht nur um 
das sprunghafte Ersetzen eines alten Zustands durch 
einen neuen, sondern um die kontinuierlicheTrans- 
formation von Erleben und Verhalten. 


9 . 2.1 Anlage-Umwelt-Debatte 


Eine der zentralen Fragen der Entwicklungspsychologie 
ist, welche Faktoren Veränderungen und Unterschiede im 
menschlichen Verhalten und Erleben bewirken. 

Je nach theoretischer Orientierung messen Autorin¬ 
nen und Autoren genetischen Anlagen, Umwelteinflüssen 
und den Selbstgestaltungskräften des Individuums eine 
unterschiedlich große Bedeutung bei. Während in der 
Psychologie über den Einfluss von genetischen Anlagen 
versus Umwelteinflüssen vor allem in den 70er-Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts heftig debattiert wurde, 
gehen moderne Theorien, belegt durch empirische Unter¬ 
suchungen, von einem Zusammenwirken der drei oben 
genannten Faktoren aus. Ein themenbezogenes Beispiel 
sind die Befunde von Caspi et al. (2003): Im Rahmen 
einer Längsschnittstudie stellten sie fest, dass Erfahrun¬ 
gen von Misshandlung in den ersten zehn Lebensjahren 
eine Depression im Erwachsenenalter Vorhersagen konn¬ 
ten, wenn die Personen einen bestimmten Polymorphis¬ 
mus (d. h. genetische Sequenzvariationen) aufwiesen. Das 
heißt, interagierten bei einer Person dieser Polymorphis¬ 
mus (= Anlage) und eine Misshandlung in der Kindheit 
(= Umwelt), entwickelte diese mit einer höheren Wahr¬ 
scheinlichkeit eine Depression im Erwachsenenalter als 
eine Person, die eine Misshandlung erlebt hatte, bei der 


dieser Polymorphismus aber nicht vorlag. Ob Anlage oder 
Umwelt ein größerer Beitrag zum Entwicklungsergebnis 
zugesprochen wird, bleibt jedoch immer noch ein stritti¬ 
ger Punkt zwischen verschiedenen Theorien. Vermutlich 
muss diese Frage individuell für jedes Lebensalter und 
jeden Entwicklungsbereich beantwortet werden (Berk 
2004). 

Einen möglichen Ansatz zum Verständnis des Zusam¬ 
menwirkens von Anlage und Umwelt liefert das Konzept 
der sensiblen bzw. kritischen Perioden, das im folgenden 
Absatz erläutert wird. Sensible bzw. kritische Perioden 
können auch erklären, wie es zu normalen und auffälligen 
Entwicklungsverläufen kommt. 

9 . 2.2 Sensible und kritische Perioden 


Im Hinblick auf die aktive Einflussnahme, um negativen 
Entwicklungsverläufen vorzubeugen, spielt das Konzept 
der sensiblen oder auch kritischen Perioden eine wichtige 
Rolle. 

— Definition - 

Unter sensiblen Perioden werden Zeitspannen in 
der Entwicklung verstanden, in denen ein Funktions¬ 
bereich für die Wirkungen von Umwelteinflüssen 
maximal empfänglich ist. Vor und nach Ende der 
sensiblen Periode sind Veränderungen in diesem 
Funktionsbereich wesentlich schwerer zu erzielen 
(Montada 2008). Ein Beispiel hierfür ist der Erwerb 
grammatischer Funktionen, die bis zum Schulalter 
bei entsprechenden Anregungsbedingungen der 
Umwelt mühelos und perfekt erlernt werden. Spätes¬ 
tens nach dem Ende der Kindheit wird das Erlernen 
sehr beschwerlich (vgl. Spitzer 2002). Unter kritischen 
Perioden versteht man Zeitspannen, in denen die 
erzielten Veränderungen irreversibel sind. 


In solchen sensiblen bzw. kritischen Perioden erwartet das 
menschliche System oftmals Einflüsse von außen (z. B. 
sprachlichen Input) und wenn diese ausbleiben oder in 
einer nicht adäquaten Form einwirken, kann es zu schwer¬ 
wiegenden Beeinträchtigungen in bestimmten Entwick¬ 
lungsbereichen kommen (vgl. Kienbaum u. Schuhrke 
2010, S. 47 ff.). Auch wenn Umwelteinflüsse nicht erwartet 
werden und die Entwicklung in der sensiblen bzw. kriti¬ 
schen Periode vollständig anlagebedingt vonstatten geht, 
können schädigende Einflüsse wie bestimmte Gifte (z. B. 
Alkohol) oder Krankheitserreger (z. B. Rötelnviren) be¬ 
sonders in bestimmten Stadien der menschlichen Ent¬ 
wicklung starke Schädigungen her vor rufen (z. B. embryo- 
fetales Alkoholsyndrom, Rötelnembryopathie). 
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Viele Studien zeigen jedoch, dass Menschen, vor al¬ 
lem wenn sie eine adäquate Unterstützung erhalten, eine 
hohe Anpassungsfähigkeit (Plastizität) auf neuronaler 
und funktioneller Ebene besitzen. Von einem Beispiel für 
die erstaunliche Anpassungsfähigkeit berichten Le et al. 
(2002): Ein 30-jähriger Mann, dessen visueller Kortex im 
Alter von drei Jahren durch eine Gehirnhautentzündung 
schwer geschädigt wurde, spielt seit seiner Kindheit er¬ 
folgreich Tischtennis und Fußball, obwohl seine Sehfähig¬ 
keit deutlich eingeschränkt ist. Beide Sportarten erfordern 
eine hohe Fähigkeit zur Koordination von visueller Infor¬ 
mation und Motorik. 


9 . 2.3 Normale und auffällige Entwicklungs¬ 
verläufe 


Eltern, Erzieherinnen und Erzieher, Lehrkräfte, Kinder¬ 
ärztinnen und -ärzte sind off mit der Frage konfrontiert, 
ob das Verhalten eines Kindes normal oder schon auffällig 
ist. Wie anhand der Beispiele von Robert und Markus zu 
Beginn des Textes geschildert, unterscheiden sich Kinder 
in ihrer Entwicklung voneinander. Aber ab welchem Zeit¬ 
punkt ist es notwendig ein Kind spezifisch zu fördern oder 
ihm Unterstützung zukommen zu lassen? Diese Fragen 
stellen sich nicht nur Personen, die Kontakt zu Kindern 
haben, dies ist auch eine der Kernfragen der Entwick¬ 
lungspsychologie. Fragen nach Normalität haben in der 
Entwicklungspsychologie schon immer eine Rolle gespielt. 

Hierbei hat sich seit den 1970er-Jahren die Entwick¬ 
lungspsychopathologie als wissenschaftliche Querschnitt- 
disziplin etabliert, die der Frage nach normalen und ab¬ 
weichenden Entwicklungspfaden aus klinischer Perspekti¬ 
ve nachgeht. Ein Beispiel für einen typischen Gegenstand 
der Entwicklungspsychopathologie ist die Konzeptuali- 
sierung der Traumaentwicklungsstörung, die Folgen von 
Traumata in ihrem Entwicklungsverlauf berücksichtigt 
(vgl. Schmid et al. 2013). 

Um zu beurteilen, ob ein Verhalten eines Kindes oder 
Jugendlichen als normal eingestuft werden kann, werden 
in der Entwicklungspsychologie und in der diagnosti¬ 
schen Beurteilung von Kindern und Jugendlichen unter¬ 
schiedliche Normen herangezogen. 


»Normal« ist das Verhalten oder Erleben, das eine Mehr¬ 
heit von Personen oder zumindest eine große Gruppe 


zeigt. Daraus abgeleitete Aussagen stützen sich damit auf 
einen Vergleich mit anderen Personen, und werden des¬ 
wegen auch als soziale Bezugsnorm bezeichnet. Am deut¬ 
lichsten zeigt sich dies bei diagnostischen Verfahren (z. B. 
Entwicklungstests), mit denen kindliche Kompetenz¬ 
niveaus in Bezug auf das Lebensalter eingeordnet werden. 

Die sozialen Normen (auch kulturelle Normen) kön¬ 
nen herangezogen werden, um ein Abweichen von den all¬ 
gemein gesellschaftlich akzeptierten Normen und Werten 
zu beschreiben. Somit ist eine Abweichung von der Nor¬ 
malität abhängig vom soziokulturellen Kontext, in dem 
eine Verhaltensweise auftritt. 

Als besonderen Normbegriff der Entwicklungspsy¬ 
chopathologie benennt Resch (1999) eine funktionelle 
Norm, nämlich die Entwicklungsförderlichkeit, d. h., das 
Verhalten und Erleben ist »normal«, das dem Individuum 
möglichst große Anpassungs- und Entwicklungschancen 
für die Zukunft eröffnet. Dabei handelt es sich allerdings 
um eine besonders schwer zu prüfende Norm, da die Güte 
der Anpassung an die Bedingungen einer bestimmten kul¬ 
turellen Umwelt oft erst retrospektiv und/oder subjektiv 
beurteilt werden kann. 

Ein wichtiger Maßstab, um zu beurteilen, ob ein auf¬ 
fälliges Verhalten oder Erleben vorliegt, ist immer auch 
der Leidensdruck. Dies bedeutet, dass die betroffene Per¬ 
son und/oder ihr Umfeld unter dem Verhalten leiden. Die 
Schlussfolgerungen über Normalität variieren, je nach¬ 
dem welche Norm herangezogen wird. Oft werden ver¬ 
schiedene Normen auch kombiniert. 

In Bezug auf die Entwicklungsdiagnostik lassen sich 
drei Typen von Entwicklungstests unterscheiden: 

™ Screeningverfahren sind zeitlich kurze Testungen, die 
eine erste grobe Orientierung bei bestimmten Sym¬ 
ptomen geben im Sinne von »auffällig« oder »unauf¬ 
fällig«. 

— Allgemeine Entwicklungstests liefern durch eine 
differenzierte Orientierung über ein breites Spektrum 
kindlicher Entwicklung (Motorik, Wahrnehmung, 
kognitive Entwicklung, Sprachentwicklung, Sozial¬ 
entwicklung, emotionale Entwicklung) ein Entwick¬ 
lungsprofil. 

™ Spezifische Entwicklungstests konzentrieren sich auf 
bestimmte Bereiche der kindlichen Entwicklung bzw. 
auf bestimmte Störungen. 

Für allgemeine Entwicklungstests ist es sinnvoll von 
50-Prozent-Normen auszugehen, d. h., das freie Gehen 
auf der Dimension Lebensalter dem Monat zuzuordnen, 
in dem 50 % der Kinder mit dem freien Gehen begon¬ 
nen haben. Zeigt ein Kind nun ein »normales« Verhalten, 
wenn es früher läuft? Bei Kompetenzen, deren Erreichen 
erwünscht ist, wird man sich über ein früheres Auftreten 
meist freuen. Im Hinblick auf die sexuelle Entwicklung 


— Definition - 

Normen, die sich aus quantitativen Aussagen über 
das Vorkommen von Merkmalen in Populationen 
oder größeren Stichproben ergeben, bezeichnet man 
als statistische Normen. 
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eines Kindes oder Jugendlichen trifft dies nicht in allen 
Fällen zu. Findet der erste Geschlechtsverkehr zu einem 
jüngeren Alter statt, wird dies regelmäßig als Problemver¬ 
halten gewertet, während beim freien Gehen und beim 
Sprechen ein zu spätes Einsetzen als problematisch gewer¬ 
tet und ggf. als Entwicklungsretardierung bezeichnet wird. 

Bei Screening-Tests sind die Cut-Off-Werte so defi¬ 
niert, dass die auffälligsten Kinder im Sinne eines hohen 
Entwicklungsrisikos erkannt werden, sodass sie einer wei¬ 
teren, differenzierteren Diagnostik und eventuell einer 
Förderung zugeführt werden können. In diesem Zusam¬ 
menhang ist auch das Konzept der Grenzsteine zu sehen, 
denn als Grenzstein der Entwicklung wird das Alter an¬ 
gesehen, in dem 90-95 % der Kinder einen bestimmten 
Entwicklungsschritt vollführt haben, bei dem es sich um 
ein normales Durchgangsstadium der kindlichen Ent¬ 
wicklung in unserem Kulturkreis handelt (vgl. Michaelis 
2010). In diesem Sinne würden die 5-10 % der Kinder, die 
diesen Entwicklungsschritt noch nicht vollführt haben, 
von einem Screening-Test als auffällig eingeordnet. Wel¬ 
che Normen herangezogen werden, hängt von der Frage¬ 
stellung ab. 

Nicht immer ist es sinnvoll, Entwicklungsfortschrit¬ 
te nach einer Alles-oder-nichts-Manier zu thematisieren, 
sondern Kompetenzen können auch eher als kontinu¬ 
ierlich oder dimensional aufgefasst werden, z. B. der er¬ 
reichte Umfang des Wortschatzes. Entwicklungspsycho- 
pathologisch wird häufig nicht nur die Art von Verhal¬ 
tensweisen als problematisch beurteilt, sondern auch der 
Grad der Ausprägung, ihre Häufigkeit oder Anzahl, z. B. 
im Hinblick auf aggressive oder sexuelle Verhaltenswei¬ 
sen (CBCL, Child Behavior Checklist, deutsche Fassung 
Döpfner et al. 1994; CSBI, Childhood Sexual Behavior 
Checklist, Friedrich et al. 2001). Auch dann ist zusätz¬ 
lich ein Cut-Off-Kriterium notwendig, das den Beginn 
einer problematischen Abweichung auf dem Kontinuum 
markiert, z. B. eine Ausprägung der Aggressivität, die in 
Normstichproben nur noch ein geringer Anteil von Kin¬ 
dern oder Jugendlichen überschreitet. 

Häufig werden Meilensteine der Entwicklung be¬ 
richtet, d. h. das erstmalige Auftreten von bestimmten 
bedeutsamen Entwicklungsschritten. Das Konzept der 
Meilensteine wurde bereits von Gesell und Armatruda in 
den 1930er-Jahren eingeführt. Sie haben erstmalig die Ent¬ 
wicklung von Kindern genau dokumentiert (Jenni et al. 
2012 ). 

Die □ Abb. 9.1 zeigt das Alter des freien Gehens und 
verdeutlicht, dass auch die wissenschaftliche Kenntnis 
über die Entwicklung einer Fähigkeit nicht zu einer ein¬ 
fachen normativen Aussage führt. In einer Gruppe von 
Kindern gibt es offensichtlich beträchtliche Unterschiede, 
und es stellt sich die Frage, welches Alter für den Beginn 
des Laufens als »normal« angesehen werden soll. 



Alter (Monate) 


O Abb. 9.1 Auftreten des freien Gehens im Verhältnis zum 
Lebensalter des Kindes. (Nach: Largo et al. 1985) 

9.3 Entwicklungsaufgaben 


Bevor im Folgenden auf verschiedene Funktionsbereiche 
eingegangen wird, soll das Modell der Entwicklungsauf¬ 
gaben einen Überblick über die menschliche Entwicklung 
geben. Dieses wurde ursprünglich von Havighurst (1948, 
zitiert nach Trautmann 2004) entwickelt und später von 
weiteren Autoren aufgegriffen und ergänzt (Siegler et al. 
2005). 

Der gesamte Lebenslauf wird hierbei als eine Abfolge 
von Herausforderungen angesehen, die als Entwicklungs¬ 
aufgaben bezeichnet werden. Diese werden durch unter¬ 
schiedliche Faktoren an das Individuum herangetragen: 
durch biologische Reifungsprozesse, durch kulturelle bzw. 
gesellschaftliche Erwartungen sowie durch individuelle 
Werte und Zielsetzungen, die Teil des sich entwickeln¬ 
den Selbst der Person sind. Die verschiedenen Faktoren 
beeinflussen sich gegenseitig. Es bestehen Unterschiede 
zwischen Autorinnen und Autoren darüber, was als Ent¬ 
wicklungsaufgaben angesehen wird. Dies ist z. B. bei dem 
Aufbau emotionaler Beziehungen zu Familienangehöri¬ 
gen und anderen Personen in der frühen Kindheit der Fall. 
Havighurst unterscheidet insgesamt sechs Phasen über 
den Lebenslauf (vgl. Havighurst 1972; Trautmann 2004). 
Die □ Tab. 9.1 stellt die Entwicklungsaufgaben in den ers¬ 
ten drei Phasen des Lebenslaufes dar. 

Manche der Entwicklungsaufgaben sind nur einer Al¬ 
tersstufe zugeordnet, während sich andere über mehrere er¬ 
strecken. Viele der zentralen Entwicklungsaufgaben werden 
auch heute noch als solche identifiziert, wie z. B. die Studien 
von Oerter und Dreher (2008) bei Jugendlichen zeigen. Ha¬ 
vighurst geht von sensitiven Perioden aus, in denen Lern¬ 
prozesse für Entwicklungsaufgaben leichter stattfinden 
können als zu früheren oder späteren Zeitpunkten. 
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O Tab. 9.1 Entwicklungsaufgaben in Bezug auf die 
Phasen der Kindheit. (Nach:Trautmann 2004) 


Entwicklungsaufgaben 

- Feste Nahrung aufnehmen lernen 

- Gehen lernen 

- Sprechen lernen 

- Körperausscheidung kontrollieren lernen 

- Geschlechtsunterschiede und ein sexuel¬ 
les Schamgefühl erlernen 

-Vorbereitung auf das Lesen lernen 

- Beginn der Gewissensbildung mit der 
Unterscheidung von »richtig« und 
»falsch« 

- Begriffsbildung und Spracherwerb zur 
Beschreibung sozialer und physikalischer 
Realität 

- Erlernen körperlicher Geschicklichkeit, 
die für gewöhnliche Spiele notwendig ist 

- Aufbau einer positiven Einstellung zu 
sich als einem wachsenden Organismus 

- Lernen mit Altersgenossen zurechtzu¬ 
kommen 

- Erlernen eines angemessenen männ¬ 
lichen oder weiblichen sozialen Rollen¬ 
verhaltens 

- Entwicklung grundlegender Fertigkeiten 
im Lesen, Schreiben und Rechnen 

- Entwicklung von Konzepten und Denk¬ 
schemata, die für das Alltagsleben 
notwendig sind 

- Entwicklung von Gewissen, Moral und 
einer Wertskala 

- Erreichen persönlicher Unabhängigkeit 

- Entwicklung von Einstellungen gegen¬ 
über sozialen Gruppen und Institutionen 

- Aufbau neuer und reiferer Beziehungen 
zu Altersgenossen beiderlei Geschlechts 

- Übernahme der männlichen/weiblichen 
Geschlechtsrolle 

- Akzeptieren der eigenen körperlichen 
Erscheinung und effektive Nutzung des 
Körpers 

- Emotionale Unabhängigkeit von den 
Eltern und anderen Erwachsenen 

- Vorbereitung auf Ehe bzw. Partnerschaft 
und Familienleben 

-Vorbereitung auf eine berufliche Karriere 

- Erlangen von Werten und einem 
ethischen System, das als Leitfaden für 
Verhalten dient; Entwicklung einer Ideo¬ 
logie/Weltanschauung 

- Streben nach und Erreichen von sozial 
verantwortlichem Verhalten 


9.4 Kognitive Entwicklung 


Für die Thematik des sexuellen Missbrauchs spielen As¬ 
pekte der kognitiven Entwicklung in mehrerlei Hinsicht 
eine wichtige Rolle - im Hinblick auf die Erinnerung von 


Geschehnissen im Rahmen von Zeugenaussagen, im Hin¬ 
blick auf die Stabilität und Veränderung der Erinnerun¬ 
gen an Missbrauchserfahrungen und auch im Hinblick 
auf das Lernen von Präventionsinformationen für Kinder 
und Jugendliche (vgl. Schuhrke 1995). Nicht zuletzt deutet 
sich in Studien zunehmend an, dass traumatische Kind¬ 
heitserfahrungen, zu denen auch der sexuelle Missbrauch 
gehört, die kognitive Entwicklung langfristig beeinträchti¬ 
gen können (Enlow et al. 2012). 

Unter dem Begriff kognitive Funktionen wird eine 
Vielzahl von Phänomenen zusammengefasst, z. B. exe¬ 
kutive Funktionen, Wahrnehmung und Aufmerksamkeit. 
Im Folgenden werden das Gedächtnis, die Begriffsbildung 
und die Sprache behandelt. 

9 .4.1 Gedächtnis 


Prozesse des Lernens, Wiedererkennens, Erinnerns und 
Vergessens werden off unter dem Begriff Gedächtnis 
zusammengefasst (vgl. Kienbaum u. Schuhrke 2010, S. 
146 ff.). Das Gedächtnis kann hinsichtlich verschiedener 
Aspekte betrachtet werden. Modelle des Gedächtnisses 
orientieren sich an dem zeitlichen Verlauf der Verarbei¬ 
tung neuer Informationen (z. B. Abruf von Informationen) 
und an der Speicherungsdauer (z. B. Langzeitgedächtnis). 
Bei den langfristig gespeicherten Inhalten wird vor allem 
zwischen deklarativen/expliziten Inhalten, die in Sprache 
gefasst werden können und potenziell bewusst sind, und 
nicht-deklarativen/impliziten Inhalten unterschieden, die 
häufig nicht verbalisierbar sind. 

Die Fähigkeiten in den verschiedenen Gedächtnisleis¬ 
tungen beeinflussen sich zwar gegenseitig, sie sind aber 
in unterschiedlichen Regionen des Gehirns lokalisiert, 
entwickeln sich alle in einer unterschiedlichen Geschwin¬ 
digkeit und können individuell unterschiedlich gut aus- 
gebildet sein. Das heißt, dass während beispielsweise eine 
Person schnell Bewegungsabläufe lernt, es einer anderen 
Person dagegen leicht fällt, sich Vokabeln zu merken. Wie 
gut Menschen in unterschiedlichen Gedächtnisleistungen 
sind, verändert sich auch über die Lebenszeit hinweg. So 
können Kinder sich sehr gut an einzelne Details erinnern, 
ab dem Jugendalter sind sie allerdings dann besser darin, 
Strategien zum Abruf von Informationen anzuwenden. 

Für eine vertiefte Einführung in das Gedächtnis wird 
ausdrücklich auf Kaufmann et al. (2007) verwiesen. 

Erinnerung von Ereignissen in der Entwicklung 
Ab wann können sich Kinder an bestimmte Ereig¬ 
nisse erinnern? 

— Spätestens ab dem ersten Lebensjahr können sich 
Kinder an sogenannte implizite Gedächtnisinhalte 


Frühe Kind¬ 
heit 

(bis 6 Jahre) 


Mittlere Kind¬ 
heit 

(6-12 Jahre) 


Adoleszenz 
(12-18 Jahre) 
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erinnern, d. h., sie können sich daran erinnern, wie 
ein bestimmtes Spielzeug zu bedienen ist, aber 
auch ihnen bekannte Personen erkennen sie wie¬ 
der (vgl. Kienbaum u. Schuhrke 2010). 

— Kinder können meist ab dem zweiten Lebensjahr 
semantisches Wissen (Kenntnisse und Begriffe) 
wiedergeben. Dies hängt jedoch stark mit dem 
Stand der Sprachentwicklung zusammen (vgl. Berk 
2004). 

— Ab dem dritten und vierten Lebensjahr beginnen 
sich erste autobiografische Gedächtnisinhalte 
auszubilden (vgl. Fivush u. Hamond 1990; Knopf 
et al. 2011). 

Wie lange können sich Kinder an Ereignisse erin¬ 
nern? 

— Zwischen dem ersten und dritten Lebensjahr hat 
sich das Gedächtnis von Kindern bereits sehr gut 
entwickelt, und sie können auch nach drei Mo¬ 
naten noch beispielsweise seltsame Verhaltens¬ 
weisen nachahmen, die sie beobachtet haben (vgl. 
Berk 2004). 

— Autobiografische Ereignisse, die vor dem dritten 
und vierten Lebensjahr liegen, können im Erwach¬ 
senenalter oft nicht mehr explizit erinnert bzw. 
verbal wiedergegeben werden. Dieses Phänomen 
wird als kleinkindliche Amnesie bezeichnet (vgl. 
Berk 2004). 

Woran liegt es, dass sich Menschen an manche Ereig¬ 
nisse leichter erinnern als an andere? 

— Besteht schon ein Vorwissen in einem bestimmten 
Bereich, kann neues Wissen leichter erworben und 
wieder abgerufen werden (vgl. Siegler et al. 2005). 

— Mit zunehmendem Alter entwickeln Kinder mehr 
Strategien, um sich Inhalte zu merken. So werden 
im Jugendalter verstärkt Inhalte nach Sinnzu¬ 
sammenhängen strukturiert und gespeichert, im 
Kindesalter hingegen werden viel mehr Details 
erinnert (vgl. Brainerd u. Reyna 1998). 

— Beim Abruf von Gedächtnisinhalten ist es in jeder 
Altersgruppe leichter, diese wiederzuerkennen als 
sie frei zu reproduzieren. Bei der Reproduktion hel¬ 
fen Hinweisreize, z. B. ein Gegenstand, ein Geruch 
oder eine Emotion, die auch in der zu erinnernden 
Episode vorgekommen sind (vgl. Berk 2004). 

— Aspekte einer Situation (z. B. Gerüche) und auch 
begleitende Emotionen können später die Rolle 
von Hinweisreizen spielen, die die Erinnerung an 
Ereignisse erleichtern (vgl. Berk 2004; Ceci u. Howe 
1978). 


Wie verändern sich Erinnerungen über die Zeit hin¬ 
weg? 

— Erinnerungen oder Faktenwissen können über 
einen längeren Zeitraum vergessen werden (vgl. 
Kaufmann et al. 2007). Hierbei ist vonseiten der 
Wissenschaft noch nicht geklärt, ob das Ereig¬ 
nis nur schwerer aus dem Gedächtnis abgerufen 
werden kann oder ob es tatsächlich aus dem Ge¬ 
dächtnis gelöscht ist. Grundsätzlich fällt es aber 
schwerer, Inhalte, die selten benötigt werden (z. B. 
Schulwissen bei Erwachsenen), abzurufen. 

— Das Erzählen und sich Erinnern an Gedächtnis¬ 
inhalte führt oft dazu, dass sich diese verändern. 
Dies ist z. B. auch der Fall, wenn ein Geschehen 
im Nachhinein anders bewertet wird oder neue 
Informationen hinzukommen (McAdams 2001). Auf 
diese Weise kann es passieren, dass Erfahrungen 
des sexuellen Missbrauchs im Jugendalter im Lich¬ 
te eines neuen Verständnisses der gesellschaftli¬ 
chen Ächtung von sexuellem Missbrauch negativer 
und persönlich entwertender erscheinen als in der 
Kindheit. 

Wie werden Erinnerungen an traumatische Ereignis¬ 
se im Gehirn verarbeitet? 

— Psychologische und neurologische Studien be¬ 
legen, dass traumatische Erfahrungen vom Gehirn 
anders verarbeitet und gespeichert werden als 
normale autobiografische Gedächtnisinhalte (Co- 
langelo 2009). 

— Starke negative Emotionen, wie z. B. existenzielle 
Angst, in bestimmten Situationen führen bei eini¬ 
gen Menschen dazu, dass diese nur unzureichend 
gespeichert werden und deswegen die Erinnerun¬ 
gen bruchstückhaft sind. Dies ist besonders dann 
der Fall, wenn es sich um wiederholte Traumatisie¬ 
rung (Typ II; Terr 1994) und/oder eine Traumatisie¬ 
rung durch eine Bezugsperson handelt (Schultz et 
al. 2002). 

— Gerade in Bezug auf Erinnerungen an sexuellen 
Missbrauch in der Kindheit gibt es seit den frühen 
1990er-Jahren eine heftig geführte Debatte dar¬ 
über, inwieweit Erinnerungen an einen früheren 
sexuellen Missbrauch durch therapeutische Maß¬ 
nahmen wieder aufgedeckt werden können (Co- 
langelo 2009). Mittlerweile haben sich hierbei die 
Positionen weiter angenähert (Colangelo 2009). 

— Werden bruchstückhafte Erinnerungen an ein 
traumatisches Ereignis in der Therapie bearbeitet, 
ist es wichtig, nicht suggestiv vorzugehen, um 
gerade bei Kindern keine falschen Erinnerungen 
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zu erzeugen (vgl. ► Kap. 19 Gesprächsführung und 
Aussagen). 

— Oft ist es den Betroffenen kaum möglich, trau¬ 
matische Ereignisse verbal wiederzugeben. Als 
mögliche Ursache wird hier eine Dissoziation der 
Episode von den Aktivitäten des Sprachzentrums 
diskutiert, sodass eine Verbalisierung der Erfahrun¬ 
gen erst in der Psychotherapie hergestellt werden 
kann (Bednorz u. Schuster 2002). 

— Vor allem lang anhaltende und schwere Traumati¬ 
sierung kann zu Veränderungen des Neurotrans¬ 
mitterhaushaltes (d. h. des Gleichgewichtes der 
Botenstoffe im Gehirn) sowie der Gehirnstrukturen 
führen. Dies betrifft in besondererWeise den Hip- 
pocampus, der für das Speichern von neuen Infor¬ 
mationen bedeutsam ist (Bremner et al. 1995). 


9 . 4.2 Begriffsbildung 


Die wesentlichen Bausteine unseres bewussten Denkens 
sind Begriffe (vgl. Kienbaum u. Schuhrke 2010, S. 146 ff; 
Schuhrke 1995). Mit einem Begriff werden Objekte, Eigen¬ 
schaften, Ereignisse oder abstrakte Sachverhalte aufgrund 
von ähnlichen Merkmalen zu Klassen zusammengefasst. 
Damit wird eine Aussage über das Wesen des Objektes oder 
Ereignisses möglich und darüber, welche anderen Objekte 
oder Ereignisse ebenfalls von diesem Begriff eingeschlossen 
werden. Das Bilden von Begriffen hilft, die Welt zu verein¬ 
fachen und damit wirksamer zu handeln. So wird beispiels¬ 
weise ein Kind, das bereits einmal von einer Katze gekratzt 
wurde, mit allen anderen Katzen ebenfalls vorsichtig umge¬ 
hen, da es diese ebenfalls der gleichen Klasse zuordnet und 
weitere negative Erfahrungen vermeiden möchte. 


Klassifizierung von Ereignissen, Sprach- und Be¬ 
griffsentwicklung bei Kindern 
Welche Merkmale nehmen Kinder zur Hilfe, um 
Objekte und Ereignisse Klassen zu zuordnen? 

— Bereits im ersten Lebensjahr beginnen Kinder, 
Ereignisse und Objekte Klassen zuzuordnen. Hier¬ 
bei verwenden sie jedoch nur wenige Kategorien. 
Die drei grundlegendsten sind hierbei unbelebte 
Dinge, Menschen und Lebewesen (Wellman u. 
Gelman 1998). 

— Bei den frühesten Begriffen, die bereits im ersten 
Lebensjahr gebildet werden, erfolgt die Klassen¬ 
bildung auf der Basis von einzelnen oder wenigen, 
leicht erfassbaren Merkmalen. Zum Beispiel unter¬ 
scheiden Kinder, die jünger als 18 Monate sind, Fahr¬ 


zeuge und Tiere anhand des Vorhandenseins von 
Rädern bzw. Beinen (Rakison u. Poulin-Dubois 2001). 

— Zu Ende des ersten Lebensjahres beginnen Kinder 
zunehmend, Objekte aufgrund von deren Funk¬ 
tion Begriffen zuzuordnen (Siegler et al. 2005). 

— Mit Beginn des dritten Lebensjahres beginnen 
Kinder zunehmend, Objekte anhand der Gesamt¬ 
heit aller Merkmale bzw. deren Gestalt Begriffen 
zuzuordnen (vgl. Berk 2004). 

— In der mittleren Kindheit nimmt die Fähigkeit, Klas¬ 
sen zu erkennen, deutlich zu. Es werden komplexe¬ 
re Begriffe auch auf der Basis von nicht unmittelbar 
erkennbaren Merkmalen, z. B. Gleichheit von Funk¬ 
tionen, und mehreren gleichzeitig zu berücksichti¬ 
genden Merkmalen gebildet (vgl. Berk 2004). 

— Noch bis zum Vorschulalter können Veränderun¬ 
gen äußerer Merkmale dazu führen, dass für ein 
Kind ein Objekt nicht mehr zu derselben Klasse 
gehört. Eine männliche Figur, bei der geschlechts¬ 
typische Merkmale von Kleidung oder Haaren 
verändert werden, verändert für das Kind seine 
Geschlechtszugehörigkeit. Erst im späteren 
Grundschulalter wird das Geschlecht einer Person 
als konstant angesehen (vgl. Trautner et al. 1989). 

Welcher Zusammenhang besteht zwischen Sprach¬ 
entwicklung und Begriffsbildung? 

— Begriffe bzw. ihre komplexeren Varianten, die als 
Konzepte bezeichnet werden (z. B. Zeit), sind häu¬ 
fig mit sprachlichen Ausdrücken verbunden. Die 
Begriffsbildung profitiert von den sprachlichen Be¬ 
nennungen, und über die Verbindung mit Sprache 
können Begriffe am einfachsten in die Kommuni¬ 
kation zwischen Personen eingebracht werden. 

— Der Gebrauch eines Wortes durch ein Kind sagt 
folglich nicht immer etwas darüber, ob das dahin¬ 
terliegende Verständnis mit dem eines erwachse¬ 
nen Gesprächspartners/einer Gesprächspartnerin 
übereinstimmt. Eine Untersuchung von Andresen 
(2013) belegt beispielsweise, dass sechs- bis acht¬ 
jährige Kinder unter dem Begriff »Freiheit« unter 
anderem verstehen, dass sie Eis essen dürfen, wann 
sie wollen. Dies ist bei älteren Kindern, Jugendli¬ 
chen oder Erwachsenen kein Merkmal von Freiheit. 

— Komplexe Begriffe und ihre sprachlichen Zeichen 
dürfen z. B. in Präventionsmaßnahmen für Kinder 
und Jugendliche zum Thema sexueller Missbrauch 
nicht einfach vorausgesetzt werden, sondern 
müssen gerade im Vorschul- und frühen Grund¬ 
schulalter erst aufgebaut werden, z. B. was es be¬ 
deutet, ein Geheimnis zu haben (Schuhrke 1995). 
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9 . 4.3 Gedächtnis, Sprache und Interviews 
zum sexuellen Missbrauch 


Die entwicklungspsychologischen Erkenntnisse zur Ent¬ 
wicklung des Gedächtnisses und der Sprache finden ihre 
Anwendung auch in der Erforschung von forensischen 
Interviewstrategien, mit denen bei Kindern verschie¬ 
denen Alters geklärt werden soll, ob sie sexuell miss¬ 
braucht wurden. So wurde ein strukturiertes »NICHD 
Investigative Interview Protocol« entwickelt und erprobt 
(Lamb et al. 2007). Ziel ist es, möglichst zuverlässige 
Informationen von Kindern zu erhalten und dabei zu 
vermeiden, durch suggestive Fragen die kindlichen Aus¬ 
sagen zu verfälschen. Hershkowitz et al. (2012) konnten 
in einer Studie mit Drei- bis Sechsjährigen zeigen, dass 
trotz der kommunikativen und erinnerungsbezogenen 
Begrenzungen schon in der jüngsten Altersgruppe von 
geschulten Interviewern wichtige Informationen mit 
einem solchen Interview erhoben werden konnten. Die 
Drei- bis Vierjährigen profitierten aber mehr von den im 
Interview enthaltenen spezifischen Erinnerungsanstößen 
(»directive recall prompts«); das sind direktive, aber nicht 
suggestive Fragen, die vom Kind bereits gegebene Infor¬ 
mationen aufgreifen und vertiefen (»Welche Farbe hatte 
sein Auto?«). Schon die Fünf- bis Sechsjährigen geben 
mehr Informationen bei offenen Erinnerungsanstößen 
(»open-ended recall prompts«, »Und was ist dann pas¬ 
siert?«). Letzteres gilt für Kinder höherer Altersgruppen 
in anderen Studien in noch stärkerem Maße. Die Kinder 
in der Studie von Hershkowitz et al. (2012) blieben über 
das gesamte Interview fokussiert und kooperativ, wobei 
selbst bei der älteren Gruppe ca. 30 % der Antworten 
nicht zu den gestellten Fragen passten (Wiederholungen, 
Abschweifungen usw.). Der Wahrheitsgehalt der Infor¬ 
mationen wurde in dieser Studie nicht validiert (vgl. zu 
dieser Thematik allgemein auch ► Kap. 19 Gesprächsfüh¬ 
rung und Aussagen). 

9.5 Sozioemotionale Entwicklung 


Kinder und Jugendliche haben vielfältige Beziehungen mit 
anderen Menschen, die sehr verschiedene Funktionen in 
ihrem Leben erfüllen: gemeinsames Arbeiten, Lehren und 
Lernen, Spielen und Freizeit genießen, Schutz und Sicher¬ 
heit geben u. a. Gerade für vertrauensvolle Beziehungen, 
die uns Schutz und Sicherheit geben, hat die Bindungs¬ 
theorie, als deren Begründer der englische Kinderpsych¬ 
iater und Psychoanalytiker John Bowlby gilt, wesentliche 
Grundlagen in der Eltern-Kind-Beziehung in der frühen 
Kindheit identifiziert (Bowlby 1969). 


9 . 5.1 Sicherheit gebende Beziehungen aus 
der Sicht der Bindungstheorie 


Kinder bilden zu Bezugspersonen ein emotionales Band 
aus, wobei Bowlby (1969) von einer Hierarchie von Bin¬ 
dungspersonen ausgeht, an deren Spitze in der Regel die 
Mutter steht. Die Ergebnisse von einer Vielzahl an Unter¬ 
suchungen bei verschiedenen Tieren und in unterschied¬ 
lichen Kulturen legen nahe, dass es sich um ein biologisch 
angelegtes Verhaltenssystem handelt, das im Laufe der 
Evolution entstanden ist, weil es einen Üb erleb ensvorteil 
für den Nachwuchs hat. 

Biologisch angelegt ist, dass Kinder zu einer spezifi¬ 
schen Person, die ihnen Sicherheit in Gefahrensituationen 
geben kann, physische und psychische Nähe halten (vgl. 
Otto 2011). Solange Kinder sich nicht fortbewegen kön¬ 
nen, wird diese Nähe allein von der Bezugsperson kontrol¬ 
liert und gewährleistet; eine funktionierende Bindung des 
Kindes wird dann essenziell und hat sich normalerweise 
auch ausgebildet, wenn das Kind sich selbst fortzubewe¬ 
gen beginnt. In Gefahrensituationen bzw. Situationen, 
in denen die Nähe zur Bezugsperson nicht mehr ausrei¬ 
chend gewährleistet ist, sind Kinder gestresst und zeigen 
Bindungsverhalten: Sie weinen, schreien, rufen, suchen 
Blickkontakt und nähern sich wieder an. Die Bezugs¬ 
person reagiert darauf mit Fürsorgeverhalten: Sie nimmt 
Blickkontakt auf, geht zum Kind, nimmt es hoch, tröstet, 
streichelt u. a. Das Bindungssystem unterliegt vielfältigen 
Veränderungen, wenn Kinder in ihrer Entwicklung fort¬ 
schreiten und selbstständiger und kompetenter werden. 
Gefahrensituationen ändern ihre Qualität, Wünsche nach 
Sicherheit und Nähe können zunehmend sprachlich aus- 
gedrückt werden und auch die Formen elterlicher Fürsor¬ 
ge werden altersgerecht angepasst. 

Im Gegensatz zum Bindungsverhalten steht das Explo¬ 
rationsverhalten. Es ist das aktive Bestreben des Kindes 
seine Umwelt zu erkunden, Neues zu entdecken sowie 
Fähigkeiten und Wissen zu erwerben. Es wird ein Gleich¬ 
gewicht zwischen Bindungs- und Explorationsverhalten 
postuliert, d. h., ein Kind kann am besten im Zustand ge¬ 
fühlter Sicherheit seine Umwelt erkunden (Zimmermann 
u. Spangier 2008). Das bedeutet, dass ein Kind, das sich 
fortwährend Sorgen um die Unterstützung durch seine 
Bezugsperson macht, vermutlich wenig Zeit und Ressour¬ 
cen hat, seine Umwelt zu erkunden. 

Welche Bindungsmuster gibt es? 

Untersuchungen zur Bindung haben schon sehr bald ge¬ 
zeigt, dass es unterschiedliche Strategien gibt, wie Kinder 
sich den Schutz und die Unterstützung einer Bezugsper¬ 
son zu sichern versuchen und dass diese damit Zusam¬ 
menhängen, wie die Bezugsperson auf die kindlichen 
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Bedürfnisse reagiert. Hier hat die kanadische Psycholo¬ 
gin Mary Ainsworth einen ersten wesentlichen Beitrag 
geleistet (vgl. Otto 2011). Ausgehend von den vielfältigen 
Beobachtungen, die sie bei Mutter-Kind-Paaren in ihrer 
natürlichen Umgebung in den USA und in Uganda ge¬ 
macht hat, hat sie eine standardisierte Situation (fremde 
Situation) entwickelt, die es ermöglicht, die unterschiedli¬ 
chen Strategien von Kindern im Alter von 12-18 Monaten 
durch zwei Trennungen und Wiedervereinigungen mit 
der Bezugsperson sowie der Konfrontation des Kindes mit 
einer fremden Person in Abwesenheit der Bezugsperson 
zu erfassen (vgl. Ainsworth et al. 1978). 

In dieser fremden Situation konnten drei verschiedene 
Bindungsmuster identifiziert werden: 

Sicheres Bindungsmuster (B): Bei diesem zeigt das 
Kind offenen emotionalen Ausdruck von Kummer, 
Angst und Freude; bei Belastung kommt es zu Nähe¬ 
suchen und Kommunikation; bei der Wiederver¬ 
einigung von Mutter und Kind erfolgt eine rasche 
Beruhigung und das Kind exploriert bald wieder 
die Umgebung. Das sicher gebundene Kind hat Ver¬ 
trauen in die Zuverlässigkeit und Verfügbarkeit der 
Bindungsperson. 

™ Unsichere Bindungsmuster: 

a. Unsicher-vermeidendes Bindungsmuster (A): 
Emotionen werden nicht offen gezeigt, die Kinder 
wirken von der Trennung unbeeindruckt; inner¬ 
lich ist das Kind allerdings sehr aufgewühlt und 
die Unterdrückung des Bindungsverhaltens geht 
mit einer hohen emotionalen Belastung einher; 
auch nach der Wiedervereinigung werden Kon¬ 
takt und Nähe zur Bindungsperson vermieden. 
Unsicher-vermeidende Kinder haben gelernt, ihr 
Bindungsverhalten zu verbergen, da die Bindungs¬ 
person auf deren offenen Ausdruck mit Zurück¬ 
weisung reagiert. 

b. Unsicher-ambivalentes Bindungsmuster (C): Die 

Kinder sind sehr stark emotional erregt; nach der 
Wiedervereinigung kommt es zu einem Wechsel 
von Nähesuchen und ärgerlichem Kontakt wider¬ 
stand; sie lassen sich nicht beruhigen und explo- 
rieren kaum. Für das unsicher-ambivalente Kind 
ist die Bindungsperson nicht berechenbar und 
ihre Reaktionen unvorhersehbar. Sie zeigen ihren 
Kummer und Ärger in bindungsrelevanten Situ¬ 
ationen daher besonders intensiv, um die Unter¬ 
stützung der Bindungsperson sicherzustellen. 

Die beiden unsicheren Bindungsmuster stellen Muster der 
sozialen Emotionsregulation dar, sie sind Strategien im 
Umgang mit Belastung und emotionaler Verunsicherung 
und damit normale Entwicklungsvarianten (Zimmer¬ 
mann u. Spangier 2008). 


Die meisten Kinder konnten durch diese Muster zu¬ 
friedenstellend klassifiziert werden, ein Teil jedoch nicht. 
Main und Solomon (1990, nach Zimmermann u. Spangier 
2008) konzeptualisierten daraufhin die desorganisierte 
Bindung (D). Dabei handelt es sich um Kinder, die keine 
klare Verhaltensstrategie bei Trennung und darauffolgen¬ 
dem Wiedersehen mit der Bezugsperson zu haben schei¬ 
nen: Sie zeigen widersprüchliche Strategien (z. B. deutli¬ 
ches Bindungsverhalten und plötzliches Vermeiden) oder 
auch bizarre (z. B. Einfrieren, dissoziative Zustände) oder 
stereotype (z. B. rhythmisches Schaukeln) Verhaltenswei¬ 
sen oder direkte Anzeichen von Ablehnung (z. B. Angst 
beim Hochheben). Die Wendung zur Umwelt und Explo¬ 
ration ist ihnen aber auch nicht möglich. Desorganisiert 
gebundene Kinder stehen in dem Konflikt zwischen Be¬ 
dürfnis nach Sicherheit durch die Bindungsperson und 
gleichzeitiger Furcht vor der Bindungsperson. Die des¬ 
organisierte Bindung wird manchmal als Bindungsmuster 
bezeichnet, manchmal auch nur als eine Komponente, die 
zusätzlich zu den drei anderen Mustern auftritt (Zimmer¬ 
mann u. Spangier 2008). 

Wie entwickeln sich die Bindungsmuster? 

Bindungspersonen können keineswegs nur die Eltern 
sein, sondern auch Geschwister, Großeltern, Erzieher und 
Erzieherinnen usw. Wesentlich ist das Verhalten, mit dem 
Bezugspersonen auf die kindlichen Bedürfnisse reagieren. 
Für den Aufbau einer sicheren Bindung wurde von Ains¬ 
worth et al. (1978) vor allem die elterliche Feinfühligkeit 
(Sensitivität) als wichtig angesehen, die als promptes und 
angemessenes Reagieren auf die Bedürfnisse des Kindes 
definiert wird. Tatsächlich zeigen Studien wesentliche 
Zusammenhänge zwischen der mütterlichen Feinfühlig¬ 
keit und einer sicheren Bindung vor allem in der frühen 
Kindheit. Neben der Sensitivität scheinen jedoch andere 
Aspekte des mütterlichen Fürsorgeverhaltens von Bedeu¬ 
tung, die stärker die Wechselseitigkeit von Interaktionen 
betreffen (z. B. emotionale Unterstützung in Spielsituatio¬ 
nen durch Strukturierungshilfen oder emotionales Dabei¬ 
sein; DeWolff u. Van Ijzendoorn 1997) oder selbstreflexive 
Fähigkeiten, die mit dem Gewahrsein für die mentalen 
Zustände des Kindes in Verbindung gebracht werden (Ba- 
teman u. Fonagy 2008). Frühe Erfahrungen mit den Be¬ 
zugspersonen determinieren jedoch keineswegs die spä¬ 
tere Entwicklung, wenn sich das Verhalten der Bindungs¬ 
personen verändert oder wenn ein intensiver Kontakt zu 
anderen Bezugspersonen mit günstigerem Fürsorgever¬ 
halten entsteht. In ihrer Herkunftsfamilie missbrauch¬ 
te oder misshandelte Kinder profitieren z. B. von einem 
Wechsel zu Pflegeeltern, mit denen sie eine verlässliche 
und warme Bindung aufbauen können (Steele et al. 2003). 

Das sich etablierende Bindungsmuster in einer Be¬ 
ziehung ist nicht nur von Faktoren der Bezugsperson 
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abhängig, sondern es wurden auch Dispositionen aufsei¬ 
ten des Kindes durch die Forschung herausgearbeitet, die 
das Entstehen einer sicheren Bindung erschweren. Früh¬ 
geborene Kinder, auf deren Reaktivität und Emotionalität 
Eltern durch ihr natürliches Verhaltensrepertoire weniger 
gut vorbereitet sind, erschweren es, sensitiv zu sein, eben¬ 
so wie Kinder mit einem schwierigen Temperament (s. u.). 

Welche Entwicklungszusammenhänge zeigen 
sich mit Bindungsmustern? 

Einige Längsschnittstudien zeigen, dass eine sichere Bin¬ 
dung lebenslang mit vielen vorteilhaften Korrelaten wie 
höherer Eigenständigkeit, größerem Selbstwert, besserer 
Emotionsregulation oder besseren Sozialkompetenzen 
verbunden ist (Sroufe et al. 2010; Thompson 2008). Die 
empfundene emotionale Unterstützung der Bezugsper¬ 
sonen zählt auch als Schutzfaktor gegen negative Aus¬ 
wirkungen von sexuellem Missbrauch (Rosenthal et al. 
2003; Whiffen u. Macintosh 2005). Bei Kindern und Ju¬ 
gendlichen, die bei der Aufnahme in eine (teil-)stationä¬ 
re Jugendhilfemaßnahme auffälliges sexuelles Verhalten 
zeigen, finden sich dagegen im Vergleich mit anderen 
Kindern oder Jugendlichen ohne sexuelle Auffälligkeiten 
besonders häufig Probleme im Bindungsverhalten oder 
sogar eine Bindungsstörung (Schuhrke u. Arnold 2009). 

Die desorganisierte Bindung lässt sich mit einer Rei¬ 
he ungünstiger Entwicklungsverläufe assoziieren (Zu- 
lauf-Logoz 2008). Außerdem findet sie sich gehäuft bei 
Kindern aus klinischen und Risikostichproben in Zusam¬ 
menhang mit familialen Risikofaktoren wie Misshandlung 
und Gewalt in der Partnerschaft. Eine Erklärung dafür ist, 
dass Kinder hin- und hergerissen sind zwischen der Suche 
nach Sicherheit und gleichzeitiger Angst vor der misshan¬ 
delnden Person. In anderen Stichproben deutet sich eher 
ein Zusammenhang mit individuellen Dispositionen der 
Kinder selbst an, z. B. mit geringer Orientierungsfähigkeit 
und hoher Irritierbarkeit, die sich bereits im Säuglings¬ 
alter gezeigt haben (Zimmermann u. Spangier 2008). 

Erklärungen für die gefundenen längerfristigen Stabi¬ 
litäten von Bindungsmustern über die Kindheit, die Be¬ 
deutung von frühkindlichen Bindungsmustern für spätere 
Partnerschaftsbeziehungen oder für die Transmission von 
Bindungsmustern über Generationen lassen sich mithilfe 
von Bowlbys Konstrukt der inneren Arbeitsmodelle (»in¬ 
ternal working model«, Bowlby 1988; vgl. auch Bretherton 
2002) erklären. Diese stellen einen zusammenhängenden 
Komplex im Gedächtnis dar und beinhalten Informatio¬ 
nen über sich selbst und die Bindungsperson, über deren 
Verhalten und Emotionen. Das innere Arbeitsmodell von 
Bindung wird als eine Art generalisierte Erwartung über 
das Verhalten anderer vor allem in bindungsrelevanten 
Situationen wirksam. Es steuert auch die eigenen Verhal¬ 
tensstrategien und die Regulierung eigener Gefühle in der 


Beziehung. Über das innere Arbeitsmodell können die 
früheren Erfahrungen aus unsicheren Bindungsbeziehun¬ 
gen reinszeniert werden, wenn z. B. eigene Bedürftigkeit 
nicht gezeigt wird und so wiederum keine Unterstützung 
durch andere erfolgt. 

Zusammenfassung 

Auf Grundlage von Bowlbys Bindungstheorie können drei 
(oder vier) Bindungsmuster unterschieden werden. Die 
desorganisierte Bindung wird manchmal als Bindungs¬ 
muster bezeichnet, manchmal auch nur als eine Kompo¬ 
nente, die zusätzlich zu den drei anderen Mustern auftritt. 

Eine sichere Bindung ist lebenslang mit vielen vor¬ 
teilhaften Korrelaten verbunden und stellt einen Schutz¬ 
faktor gegen negative Auswirkungen von sexuellem Miss¬ 
brauch dar. 

Merkmale der desorganisierten Bindung finden sich 
gehäuft bei Kindern aus klinischen und Risikostichpro¬ 
ben in Zusammenhang mit familialen Risikofaktoren wie 
Misshandlung und Gewalt in der Partnerschaft. Dabei 
steht das Kind im Konflikt zwischen dem Bedürfnis, Si¬ 
cherheit durch die Bindungsperson zu erlangen, und der 
Furcht vor ihr. 

Welches Bindungsmuster ein Kind entwickelt, hängt 
sowohl von dem Verhalten der Bezugsperson des Kindes 
(vor allem von der Feinfühligkeit) als auch von der Dis¬ 
position des Kindes (z. B. seinem Temperament) ab. 

9 . 5.2 Emotionale Handlungsregulation und 
Emotionsregulation 


Wie bereits bei der Bindungstheorie als Beziehungstheorie 
deutlich wurde, sind für das menschliche Handeln sowohl 
Kognitionen (hier: innere Arbeitsmodelle) als auch Emo¬ 
tionen (hier: Empfindungen von Angst in Bedrohungssi¬ 
tuationen, Vertrauen und Wohlgefühl in sicheren Situatio¬ 
nen, Neugier bei der Exploration) von großer Bedeutung. 

Ausgehend von einem funktionalistischen Theorie¬ 
ansatz haben Emotionen zwei wichtige Funktionen für 
die Handlungsregulation: Sie liefern eine Bewertung von 
Ereignissen und Sachverhalten im Hinblick auf deren Be¬ 
deutung für die Befriedigung aktuell verfolgter Motive/ 
Ziele und sie helfen dabei, die eigenen und die Hand¬ 
lungen anderer Personen so auszurichten, dass die eige¬ 
nen Motive/Ziele befriedigt werden können (Holodynski 
1999). 

Holodynski (1999) schildert, wie Max seinem Freund 
Timo stolz sein neues Rutschauto präsentiert, ihn aber 
nicht damit fahren lässt. Schätzt Timo die Situation so ein, 
dass er frustriert und Max dafür verantwortlich ist, wird 
er gegen Max mit Ärger reagieren und mit einer Droh¬ 
gebärde, um doch noch fahren zu dürfen. Der Ärger wird 
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verschwinden, wenn er fahren darf. Steht dagegen im Vor¬ 
dergrund, dass Max etwas besitzt, was er nicht hat, dann 
würde er mit Neid reagieren und versuchen das Rutsch¬ 
auto zu bekommen. Das bloße Fahrendürfen würde das 
Motiv nicht befriedigen und die Emotion nicht beenden. 

In den geschilderten Episoden wird deutlich, dass es 
sich bei einer Emotion um einen zeitlich mehr oder we¬ 
niger ausgedehnten Prozess handelt, in dem verschiedene 
Komponenten Vorkommen (Scherer 1990). Dabei handelt 
es sich um das gefühlsmäßige Erleben (z. B. frustriert 
sein), das körperliche/physische Erleben (z. B. beschleu¬ 
nigter Herzschlag), die kognitive Bewertung (der andere 
ist für die eigene Frustration verantwortlich) sowie die 
Auslösung nach einem Handlungsimpuls (z. B. Max das 
Auto wegnehmen). 

Neben der durch bestimmte Emotionen angeregten 
Handlungsregulation wurde auch zunehmend das Augen¬ 
merk auf die Emotionsregulation gerichtet. 


Am Lebensanfang sind nur Vorformen klar unterscheid¬ 
barer, diskreter Emotionen angelegt, deren Komponenten 
sich im Laufe der Entwicklung unter dem Einfluss einer so¬ 
zialisierenden Umwelt ausdifferenzieren. Anfänglich müs¬ 
sen die Bezugspersonen Lücken im kindlichen Emotions¬ 
system füllen. Das Ausdrucksverhalten, z. B. das Weinen 
eines Säuglings, wird auf seinen Anlass hin gedeutet, die 
Bezugsperson spiegelt das Ausdrucksverhalten aus ihrer 
Sicht und übernimmt auch die ihrer Ansicht nach nötigen 
Handlungen, um das kindliche Motiv zu befriedigen (Ho- 
lodynski u. Oerter 2008). Die emotionale Handlungsregu¬ 
lation verläuft also zunächst interpersonal bis schließlich 
mit Beginn des Schulalters die Möglichkeit zu vollständig 
intrapersonaler Handlungsregulation besteht. Dies bedeu¬ 
tet, dass die Bewertungsprozesse und die Wahrnehmung 
des eigenen Emotionszustands zu einem Appell an das 
Kind selbst führen und dass unter diesem Eindruck das 
Kind auch selbst die nötigen motivdienlichen Handlun¬ 
gen durchführt. Eine zweite Entwicklungslinie betrifft die 


Veränderungen in der Ausdrucks- und Eindrucksfähig¬ 
keit. Kinder gewinnen zunehmend Kontrolle über ihren 
Ausdruck, können ihn kommunikativ einsetzen oder 
verbergen und lernen auch, die für ihre Kultur geltenden 
Darbietungsregeln (Holodynski u. Oerter 2008; vgl. auch 
Ekman 2010) einzuhalten, z. B. ein freudiges Gesicht zu 
machen, wenn sie ein Geschenk bekommen, auch wenn 
es ihnen gar nicht gefällt. 

Die □ Tab. 9.2 zeigt einen Satz von grundlegenden 
Emotionen und den Anlass bzw. die situative Bewertung, 
die zu ihrem Auftreten führt. Sie sind mit bestimmten 
Handlungstendenzen für die Bewältigung der spezifi¬ 
schen Situation verbunden, die hier als Regulationsfunk¬ 
tion bezeichnet werden. Die Regulation kann nicht nur die 
eigene Person betreffen, sondern über die Wahrnehmung 
der Situation und des emotionalen Ausdrucks auch Inter¬ 
aktionspartnerinnen und -partner. Gleichzeitig ist ange¬ 
geben, in welchem Alter erste Anzeichen des Auftretens 
einer dieser Emotionen sicher nachgewiesen wurden. 

Bereits mit neun Monaten nehmen Kinder Ereignisse 
als bedrohlich wahr und reagieren darauf mit deutlichem 
Ausdruck von Furcht und entsprechenden Ansätzen zur 
Handlungsregulation, indem sie sich - wenn möglich - 
zurückziehen, aber natürlich auch an die Bezugsperson 
bezüglich Schutzes appellieren. Die Angaben zur inter¬ 
personalen Handlungsregulationsfunktion in □ Tab. 9.2 
beziehen sich dagegen auf den Fall, dass ein Interaktions¬ 
partner selbst eine Bedrohung darstellt. 

Da in Bezug auf sexuellen Missbrauch die Emotionen 
Furcht bzw. Angst (die Begriffe Furcht und Angst werden 
hier wie auch sonst im größeren Teil der Literatur aus¬ 
tauschbar verwendet), Scham und Schuld eine zentrale 
Rolle einnehmen, wird an dieser Stelle näher auf sie ein¬ 
gegangen. 

Angst 

Zum typischen Ausdruck von Angst gehören die aufgeris¬ 
senen Augen mit dem starr auf die Bedrohung gerichteten 
Blick; gleichzeitig gibt es physiologische Veränderungen, 
die zu fühlbaren körperlichen Reaktionen wie motori¬ 
scher Verspannung, einem stark erhöhten Herzschlag, 
Kälte- oder Hitzewallungen, Harndrang usw. führen kön¬ 
nen. Bei klinisch bedeutsamen Ängsten treten über die 
vorübergehende funktionale Angstreaktion hinaus auch 
psychosomatische Symptome wie Übelkeit, Bauch- oder 
Kopfschmerzen auf (vgl. Steinhausen 2006). 

Im Verlauf der Entwicklung werden Situationen als 
Auslöser von Angst erlernt. In bestimmten Entwicklungs¬ 
phasen stehen phasentypische Ängste im Vordergrund 
des Erlebens (vgl. □ Tab. 9.3). Diese können in ihrer Be¬ 
deutung aber auch wieder zurücktreten, wenn die Kinder 
selbstständiger in ihren Bewältigungsmöglichkeiten wer¬ 
den und Anlässe schon deshalb keine Bedrohung mehr 


— Definition - 

Unter Emotionsregulation versteht man die »Re¬ 
gulation der Intensität, Dauer, Ausdrucksweise und 
Qualität einer aktuell erlebten bzw. bevorstehenden 
Emotion mittels Handlungen oder (Selbst-) Instruk¬ 
tionen« (Holodynski u. Oerter 2008, S. 566). Je besser 
diese Fähigkeit entwickelt wurde, desto mehr ist eine 
Person nicht mehr ihren Emotionen und den durch 
sie nahegelegten Handlungsrichtungen ausgeliefert, 
sondern kann sie selbst beeinflussen. Auch in Bezug 
auf die Regulation der Emotionen selbst geben Be¬ 
zugspersonen wichtige Lernhilfen, z. B. durch direkte 
Anweisungen oder durch ihr Modellverhalten. 
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O Tab. 9.2 Handlungsregulationsfunktion verschiedener Emotionen in Bezug auf die eigene Person und den Interaktionspart¬ 
ner/die Interaktionspartnerin. (Nach: Holodynski u. Oerter 2008, S. 556 f.) 


Auftreten der Emo¬ 

Anlass/Bewertung der Situation 

Handlungsregulationsfunktion in Bezug auf 

tion ab 


die eigene Person (intraper¬ 
sonal) 

den lnteraktionspartner/-part- 
nerin (interpersonal) 

Ekel 

0 Monate 

Wahrnehmung von schädlichen 
Substanzen/Individuen 

Weist schädliche Substanzen/ 

Individuen zurück 

Signalisiert mangelnde Aufnah¬ 
mefähigkeit 

Interesse/Erregung 

0 Monate 

Neuartigkeit, Abweichung, Er¬ 
wartung 

Öffnet das sensorische System 

Signalisiert Aufnahmebereit¬ 
schaft für Information 

Freude 

2 Monate 

Vertraulichkeit, genussvolle 
Stimulation 

Signalisiert dem Selbst, die 
momentanen Aktivitäten fort¬ 
zuführen 

Fördert soziale Bindung durch 
Übertragung von positiven 
Gefühlen 

Ärger 

7 Monate 

Zielbehinderung durch andere 

Person 

Bewirkt die Beseitigung von 
Barrieren und Quellen der Ziel¬ 
behinderung 

Warnt vor einem möglichen 
Angriff, Aggression 

Trauer 

9 Monate 

Verlust eines wertvollen Objekts, 
Mangel an Wirksamkeit 

Niedrige Intensität: fördert Em¬ 
pathie; höhere Intensität: führt 
zu Handlungsunfähigkeit 

Löst Pflege- und Schutztenden¬ 
zen sowie Unterstützung und 
Empathie aus 

Furcht 

9 Monate 

Wahrnehmung von Gefahr 

Identifiziert Bedrohung: fördert 
Flucht- oder Angriffstendenzen 

Signalisiert Unterwerfung, 
wehrt Angriff ab 

Überraschung 
(ohne Angabe) 

Verletzung von Erwartungen 

Unterbricht Handlungsablauf 

Demonstriert Naivität (bzw. 
Unwissenheit) der Person, be¬ 
schützt sie vor Angriffen 

Verlegenheit 

18 Monate 

Wahrnehmung, dass eigene 

Person Gegenstand intensiver 
Begutachtung ist 

Führt zu Verhalten, das Selbst 
vor weiterer Begutachtung zu 
schützen 

Signalisiert Bedürfnis nach 
Zurückgezogenheit 

Stolz 

24 Monate 

Wahrnehmung eigener Tüchtig¬ 
keit bezüglich eines Wertmaß¬ 
stabs im Angesicht anderer 

Signalisiert soziale Zugehörig¬ 
keit, Steigerung des eigenen 
Selbstwertgefühls 

Führt zur Selbsterhöhung als 
Zeichen, dass man »groß« ist, 
Appell zur Bewunderung 

Scham 

30 Monate 

Wahrnehmung eigener Unzuläng¬ 
lichkeit bezüglich eines Wertmaß¬ 
stabs im Angesicht anderer 

Signalisiert Gefahr des sozialen 
Ausschlusses, führt zu Vermei¬ 
dungsverhalten 

Führt zu Unterwürfigkeit, um so¬ 
zialen Ausschluss zu verhindern 

Schuld 

36 Monate 

Erkenntnis, falsch gehandelt zu 
haben, und Gefühl, nicht entkom¬ 
men zu können 

Fördert Versuche zur Wiedergut¬ 
machung 

Führt zu unterwürfiger Körper¬ 
haltung, die die Wahrscheinlich¬ 
keit eines Angriffs reduziert 


O Tab. 9.3 Entwicklungsphasentypische Angstquellen. 

(Nach: Steinhausen 2006, S. 172) 

Alter 

Anlass/Quelle der Angst 

0-6 Monate 

Intensive sensorische Reize, Verlust von Zu¬ 
wendung, laute Geräusche 

6-12 Monate 

Fremde Menschen, Trennung 

2-4 Jahre 

Fantasiegestalten, potenzielle Einbrecher, 
Dunkelheit 

5-7 Jahre 

Naturkatastrophen (Feuer, Überschwem¬ 
mung), Verletzungen, Tiere, medienbasierte 
Ängste 

8-11 Jahre 

Schlechte schulische und sportliche Leis¬ 
tungen 

12-18 Jahre 

Ablehnung durch Gleichaltrige 


darstellen, z. B. die Trennung von einer Bindungsperson, 
oder wenn sich Umweltbedingungen ändern, z. B. die 
Schule verlassen wird und angstauslösende Leistungsbe¬ 
wertungen nicht mehr stattfinden. Steinhausen (2006) 
listet Quellen entwicklungsphasentypischer Ängste auf 
und nennt dabei auch bereits Ängste für Altersbereiche 
vor neun Monaten. Dabei handelt es sich aber eher um Er¬ 
schrecken oder undifferenzierten Distress als um eine aus¬ 
differenzierte Emotion mit den verschiedenen oben aufge¬ 
führten Komponenten. Die □ Tab. 9.3 gibt einen Überblick 
über die Angstentwicklung. 

Scham und Schuld 

Scham und Schuld sind Emotionen, die sich relativ spät in 
der kindlichen Emotionsentwicklung zeigen (vgl. □ Tab. 9.2). 
Mittlerweile gibt es in der Psychologie und in anderen 
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Wissenschaften vielfältige, sich in ihren Aussagen teil¬ 
weise auch widersprechende theoretische Ansätze zur 
Scham. Allgemein ist der Aspekt des Verbergens zentral 
für Schamerleben und Schamausdruck: Bei akuter Scham 
wünschen wir uns zu verschwinden, im Boden zu versin¬ 
ken, wir senken den Blick und den Kopf, verbergen auch 
manchmal das Gesicht. Holodynski und Oerter (2008; vgl. 
□ Tab. 9.2) greifen die Konzeptualisierung von Scham als 
negative selbstbewertende Emotion auf. 

Scham stellt sich dann ein, wenn eine Person Aspekte 
einer Situation in bestimmter Weise bewertet im Sinne 
von (Schuhrke 2005): 

1. Ich habe soziale Normen oder Regeln verletzt. 

2. Ich habe Gütestandards oder Ziele nicht erreicht. 

3. Es ist etwas publik geworden, was eigentlich meine 

Privatsache ist. 

Während die ersten zwei Punkte eher auf Fehlverhal¬ 
ten fokussieren, greift der dritte Punkt den Bereich der 
Privatsphäre auf und ist deshalb im Kontext von sexuel¬ 
lem Missbrauch von besonderer Bedeutung. Zu diesem 
dritten Punkt kann die sogenannte Körperscham (vgl. 
auch ► Abschn. 9.6.1) gezählt werden. Dabei geht es im 
Wesentlichen darum, dass bestimmte Körperregionen, 
körperliche Ausscheidungen oder auf den Körper bezoge¬ 
ne Handlungen von anderen nicht wahrgenommen wer¬ 
den sollen - nicht gesehen, nicht gerochen, nicht gehört, 
nicht gefühlt bzw. nicht angefasst werden dürfen (Schuhr¬ 
ke 2005). Im Zusammenhang mit der Verletzung der eige¬ 
nen Privatsphäre sind auch die Konzeptualisierungen der 
Intimitätsscham und der traumatischen Scham von Marks 
(2013) interessant. 

Ebenso wie Schuhrke geht Marks davon aus, dass Scham, 
er spricht von Intimitätsscham, unsere körperlichen und 
seelischen Grenzen gegenüber anderen schützt und somit 
maßgeblich dafür verantwortlich ist, dass wir eine Privat¬ 
sphäre entwickeln: Wie viel können wir von uns zeigen, wie 
viel müssen wir verbergen? Intimitätsscham wird ausgelöst, 
wenn unsere Intimitätsgrenzen nicht respektiert werden. 
Traumatische Schamgefühle treten auf, wenn unsere Gren¬ 
zen in traumatischer Weise verletzt werden. Marks (2013) 
bezeichnet sie auch als »Scham der Opfer«. 

Scham ist nicht einfach von Schuld abzutrennen, oft 
gehen sie auch ineinander über. Während mit Scham eine 
schmerzhafte und umfassende Selbstabwertung einher¬ 
geht, scheint mit Schuld eine eher partielle, auf persönliche 
Handlungsweisen konzentrierte negative Bewertung ver¬ 
bunden zu sein (vgl. Lewis 1995). Beide Emotionen kön¬ 
nen ein von sexuellem Missbrauch betroffenes Kind dazu 
veranlassen, nicht über den Missbrauch zu sprechen. Oft 
werden diese Gefühle von Tätern/Täterinnen gezielt für 
diesen Zweck ausgenutzt oder gar herbeigeführt, indem 
dem Kind z. B. suggeriert wird, »es doch auch gewollt« zu 


O Tab. 9.4 Temperamentsmerkmale im Kindesalter. 

(Nach: Kienbaum u. Schuhrke 2010, S. 248) 

Dimension 

Stichworte zur Beschreibung 

Ängstliche Bedräng¬ 
nis/Rückzug 
(»fearful distress/ 
withdrawal«) 

Langsame Anpassung, Rückzug, 

Furcht und Belastung in neuen 
Situationen 

Gereizte Bedrängnis 
(»irritable distress«) 

Leicht erregbar, negative Reaktion 
auf Beschränkungen, Ärger/Frus¬ 
tration 

Positive Stimmung 
(»positive affect«) 

Lächeln, Lachen, Annäherung, ge¬ 
ringe Betroffenheit, Kooperativität/ 
Lenkbarkeit 

Aktivitätsniveau 
(»activity level«) 

Schnelles Tempo, kraftvolle, lebhafte 
Motorik 

Aufmerksamkeits¬ 
spanne/Ausdauer 
(»attention span/ 
persistence«) 

Anhaltendes Interesse und Ausdauer 
bei Beschäftigung 

Regelmäßigkeit 

(»rhythmicity«) 

Regelmäßigkeit bei Körperfunktio¬ 
nen wie Schlaf, Nahrungsaufnahme, 
Ausscheidungen 


haben und damit eine Mitschuld an der Tat zu tragen (vgl. 
dazu auch ► Kap. 12 Missbrauchstäter und -täterinnen). 

Temperament 

Anders als die Strategien zur Emotionsregulation wird die 
emotionale Erregbarkeit (Schwelle für das Auslösen, In¬ 
tensität der Emotion) als ein Temperamentsmerkmal und 
als überdauernde Disposition eines Menschen angesehen, 
die eher wenig durch Sozialisation beeinflusst wird. 

— Definition - 

Rothbart und Bates (1998, S. 109, Übersetzung der 
Verfasser) definieren Temperament »als konstitu¬ 
tionell basierte, individuelle Unterschiede in der 
emotionalen, motorischen und aufmerksamkeitsbe¬ 
zogenen Reaktivität und Selbstregulation.«Tempe¬ 
ramentsunterschiede sind schon im Säuglingsalter 
feststellbar und es lässt sich teilweise ein Zusammen¬ 
hang von Temperamentsmerkmalen in der Kindheit 
zu bestimmten Persönlichkeitseigenschaften im 
höheren Lebensalter feststellen (vgl. Kienbaum u. 
Schuhrke 2010, S. 244 ff.). 


In □ Tab. 9.4 werden sechs Dimensionen von Tempera¬ 
mentsmerkmalen im Kindesalter erläutert. 

Die Anfänge der neueren Temperamentsforschung 
liegen in den 1970er-Jahren in der New York Longitudi¬ 
nal Study. Thomas und Chess (1977) hatten bereits damals 
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herausgefunden, dass Kinder mit bestimmten Merkma¬ 
len später mit höherer Wahrscheinlichkeit Symptome 
psychischer Störungen entwickelten. Diese »schwierigen 
Kinder« zogen sich bei neuen Situationen oder Personen 
eher zurück, konnten sich nur langsam an Veränderungen 
anpassen, hatten eher unregelmäßige Körperfunktionen 
(z. B. Schlafrhythmus) und reagierten auf Reize sehr in¬ 
tensiv (z. B. ausgeprägtes, lange andauerndes Schreien). 
Es gibt eine ganze Reihe von Forschungsarbeiten, die Zu¬ 
sammenhänge zwischen Temperamentsfaktoren im Säug¬ 
lingsalter und dem späteren Auftreten von psychischen 
Störungen aufzeigen, doch sind diese Zusammenhänge 
eher schwach bis mittelmäßig ausgeprägt. Zentner (2000) 
argumentiert mit einem Passungsmodell, d. h., das kind¬ 
liche Temperament wird dann zum Ausgangspunkt von 
Fehlentwicklungen, wenn es nicht den Erwartungen der 
Bezugspersonen entspricht und diese sich auch nicht in 
ihrem Erziehungsstil darauf einstellen können. Eine Be¬ 
ratung von Eltern zum Temperament ihres Kindes kann 
ihnen helfen, es besser anzunehmen (vgl. Zentner 2000). 

Zusammenfassung 

Der Aufbau von sozialen Bindungen zu Bezugspersonen 
gibt dem Kind die grundlegende emotionale Sicherheit, 
von der ausgehend es seine Umwelt erkunden und He¬ 
rausforderungen meistern kann. Der Aufbau wird nicht 
nur durch das Verhalten der Bezugspersonen gesteuert, 
sondern auch kindliche Merkmale, z. B. sein Tempera¬ 
ment, beeinflussen die Bindungsqualität. Sexueller Miss¬ 
brauch durch Bezugspersonen beeinträchtigt den Aufbau 
von sicheren Bindungen. Ohne sichere Bindungen zu fein¬ 
fühligen Bezugspersonen, die angemessen und prompt auf 
die Bedürfnisse des Kindes oder Jugendlichen reagieren, 
sind traumatische Erfahrungen schwerer zu bewältigen. 

Bereits in der frühen Kindheit verfügen Kinder über 
ein Repertoire grundlegender Emotionen, zu denen auch 
solche gehören, die im Zusammenhang mit sexuellem 
Missbrauch auftreten, z. B. Angst oder Scham. Emotionen 
steuern wesentlich das Handeln und beeinflussen die Er¬ 
innerungsfähigkeit. 

9.6 Sexuelle Entwicklung 

Dieses letzte Kapitel beschäftigt sich mit Überlegun¬ 
gen zur normalen sexuellen Entwicklung, da auffälliges 
sexuelles Verhalten häufig als möglicher Indikator von 
Missbrauchserfahrungen diskutiert wird. Eine eher ver¬ 
allgemeinernde Sicht auf die kindliche Entwicklung muss 
durch eine differenzielle, die individuellen Unterschiede 
betonende ergänzt werden. 

Ebenso wie bei der Entwicklung in anderen Funktions¬ 
bereichen handelt es sich bei der sexuellen Entwicklung 


um kein einheitliches Phänomen. Hier können vielfältige 
Facetten (□ Abb. 9.2) unterschieden werden, deren Ent¬ 
wicklungsverläufe im Grunde getrennt betrachtet werden 
müssen, weil Kinder und Jugendliche in ihnen mit unter¬ 
schiedlicher Geschwindigkeit in unterschiedlichem Alter 
Fortschritte machen und weil diese Veränderungen unter¬ 
schiedlich mit anderen korrelieren/verbunden sind. Die 
Entwicklung der Facetten setzt teilweise bereits pränatal ein 
(z. B. Erektionen) und ist keineswegs mit dem Jugendalter 
abgeschlossen, sondern kann sich lebenslang fortsetzen. 

Schon Kinder entwickeln eine männliche oder weibli¬ 
che oder ggf. auch andere Geschlechtsidentität. Sie lernen 
die verschiedenen Aspekte der Geschlechtsrolle, wie sie in 
den jeweiligen Gesellschaften gelebt werden. Sie orientie¬ 
ren sich selbst auf zukünftige Sexualpartnerinnen/-part- 
ner, d. h. auf ein bestimmtes Geschlecht, aber eventuell 
auch andere Aspekte dieser Partnerinnen/Partner wie de¬ 
ren Persönlichkeit oder Aussehen. Schließlich entwickeln 
Kinder ein Verständnis für Nähe und Intimität, gleichzei¬ 
tig aber auch für Privatheit, d. h., sie grenzen sich körper¬ 
lich von anderen ab. Mit der größten Besorgnis wird in 
der Regel die Facette der körperlichen Lust/Erregung und 
Fortpflanzung betrachtet, die deutlich mit den Sexualorga¬ 
nen verbunden ist. Dabei ist eine auf den eigenen Körper 
gerichtete autoerotische, von einer auf andere gerichteten 
soziosexuellen Seite zu unterscheiden. Sexuelle Äußerun¬ 
gen können sowohl sichtbare Aktivitäten/Verhalten sein 
als auch Kognitionen oder begleitende Emotionen. 

Ebenso wie eingangs angesprochen sind drei Grup¬ 
pen von Einflüssen (□ Abb. 9.2) auf die Entwicklung zu 
berücksichtigen. Hypothetisch betrachtet könnte es auch 
bei den Facetten der sexuellen Entwicklung Ungleich¬ 
zeitigkeiten geben. Im Gegensatz zu anderen Funktions¬ 
bereichen könnten wir diese aber nur schwer feststellen, 
weil das Wissen noch vielfach rudimentär ist. Es gibt sehr 
wenige empirische Studien. Man muss sogar sagen, dass 
ein Zurückbleiben der lustbezogenen Facette in der Regel 
nicht als Problem angesehen würde. Wenn im Folgenden 
Alterszuordnungen getroffen werden, dann darf das nicht 
den Eindruck erwecken, als handele es sich dabei um eine 
quasi naturhaft festgelegte Entwicklungsabfolge. 

9 . 6.1 Kindesalter 


Insgesamt gilt, dass die kindliche sexuelle Entwicklung 
eingebettet in die Gesamtentwicklung gesehen werden 
muss, also in Verbindung mit den bereits skizzierten 
Bereichen. Detaillierte Literaturhinweise für die im Fol¬ 
genden dargestellten Ergebnisse zur Kindheit finden sich 
in den Zusammenfassungen von Stein-Hilbers (2000), 
Schuhrke (1999a), Volbert und van der Zanden (1996) und 
Martinson (1994). 
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Kognitionen / Wissen 



Facetten der sexuellen Entwicklung 

□ Abb. 9.2 Facetten der sexuellen Entwicklung 


Reflexhafte sexuelle Reaktionen zeigen Kinder bereits 
im Mutterleib und in den ersten Monaten nach der Ge¬ 
burt. Gut belegt sind männliche Erektionen. Sie kommen 
bei den verschiedensten Gelegenheiten (z. B. affektive An¬ 
spannung, Schlafen, Saugen) vor; berichtet wird auch über 
das Auftreten von Scheidenfeuchtigkeit und Klitoriserek- 
tionen bei Mädchen. 

Schon im ersten Jahr beginnen Kinder an ihren Geni¬ 
talien herumzuspielen und verschaffen sich dabei auch an¬ 
genehme Gefühle. Nur wenige Kinder gelangen schon in 
den ersten beiden Jahren zum Orgasmus und wenn, dann 
eher nicht durch Manipulation, sondern z. B. dadurch, 
dass sie ihr Becken gegen eine Unterlage drücken oder die 
Oberschenkel kreuzen und zusammenpressen. In seltenen 
Fällen wurden aber auch schon Orgasmen ab dem vierten 
Monat beobachtet. Noch immer sind die nichtmanuellen 
Formen der Selbststimulation in der frühen Kindheit so 


wenig bekannt, dass der begleitende Ausdruck häufiger 
mit Symptomen anfallartiger Bewegungsstörungen (»pa¬ 
roxysmal movement disorder«) verwechselt wird (Yang 
et al. 2005). 

Im zweiten Jahr entdecken Kinder ihre Genitalien be¬ 
reits sehr bewusst, abhängig auch davon, wie viel Möglich¬ 
keit ihnen von Bezugspersonen gelassen wird. Jungen ha¬ 
ben den Vorteil, dass sie ihre Genitalien sehen können; für 
Mädchen ist das Körpergefühl zentraler für die Integration 
der Genitalien in ihre »Körperlandkarte«. In Einzelfällen 
entdecken sie auch Klitoris und Vagina. Im dritten Jahr ist 
die Beschäftigung mit den Genitalien noch zielgerichteter 
auf Lusterzeugung ausgerichtet, so dass man von Mastur¬ 
bation sprechen kann. 

Aufgrund der Angaben von Eltern und dem Perso¬ 
nal von Kinderbetreuungseinrichtungen kann man davon 
ausgehen, dass die Mehrheit der Kinder im Alter bis zu 
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sechs Jahren an ihren Genitalien herumspielt. Im Grund¬ 
schulalter scheint nach den Ergebnissen mancher Studien 
die Verbreitung der Masturbation zurückzugehen, um 
dann vor bzw. mit der Pubertät wieder anzusteigen. Die¬ 
ser scheinbare Entwicklungsverlauf kann jedoch auch ein 
Artefakt der Forschung sein. Schon um die Zeit des Schul¬ 
beginns gibt es Hinweise auf Körperscham bei Kindern 
(Schuhrke 1999b) und sexuelle Aktivitäten werden in der 
Grundschulzeit zunehmend vor Erwachsenen verborgen, 
sodass diese in Studien keine Beobachtungen mehr be¬ 
richten können. Befragt man Personen andererseits ret¬ 
rospektiv über ihre eigene Kindheit, so können Erinne¬ 
rungslücken auftreten. 

Angaben zur sexuellen Aktivität von Kindern variie¬ 
ren stark zwischen Studien in verschiedenen europäischen 
Ländern und den USA, auch wenn diese mit dem gleichen 
Fragebogen (CSBI) und der Befragung von Eltern gearbei¬ 
tet haben. Dies ist ein wichtiges Ergebnis im Hinblick auf 
die Frage nach der Normalität von sexuellem Verhalten, 
denn sehr off gilt das Verhalten als normal, das in Studien 
von einer Mehrheit von Kindern gezeigt wird (statistische 
Norm). Als Beispiel folgen Zahlen zur Masturbation mit 
der Hand bei Zwei- bis Sechsjährigen aus den Niederlan¬ 
den und den USA: 36,8 (Niederlande) zu 16,3 % (USA) bei 
den Mädchen und 57,4 (Niederlande) zu 22,6 % (USA) bei 
den Jungen (Friedrich et al. 2000). Sind die Unterschiede in 
den Zahlen nun durch die Aktivität der Kinder, durch die 
elterliche Bereitschaft zur Wahrnehmung oder durch die 
gesellschaftliche Akzeptanz kindlicher Sexualität bedingt? 

Zusammenfassung 

Die kindliche sexuelle Entwicklung ist eingebettet in die 
Gesamtentwicklung eines Kindes und verläuft wie auch 
alle anderen Entwicklungsstränge nicht einheitlich. Im 
Rahmen der sexuellen Entwicklung entwickeln Kin¬ 
der eine Geschlechtsidentität, lernen Aspekte der Ge¬ 
schlechtsrollen in der Gesellschaft kennen, entwickeln ein 
Verständnis für Nähe und Intimität und beschäftigen sich 
mit ihren Sexualorganen. 

9 . 6.2 Soziosexuelle Erfahrungen 


Schon ab dem Ende des ersten Lebensjahres bemerken 
Eltern bei ihren Kindern Interesse an den Genitalien an¬ 
derer Personen. Dies ist normaler Bestandteil des Körper¬ 
erkundungsprozesses, der über den Körper des Kindes 
hinausgreift. Möglichkeiten dazu sind eng an Nacktheit 
gekoppelt und bieten sich vor allem in der Familie (vgl. 
Schuhrke 1999b). 

Die sexuelle Neugier gegenüber den Eltern hält über 
die ganze Kindheit an. Trotz eines alterskorrelierten Rück¬ 
gangs berühren selbst neunjährige Kinder gelegentlich 


noch elterliche Geschlechtsteile (Genitalien, Brust; vgl. 
Schuhrke 1999b). Anders als mit Erwachsenen kann se¬ 
xuelle Neugier mit Gleichaltrigen in interaktiven Spielen 
ausgelebt werden. Bei den Drei- bis Fünfjährigen spricht 
man meist von »Doktorspielen« und diese sind noch häu¬ 
fig öffentlich sichtbar (Friedrich et al. 1991). Meist werden 
die Genitalien bei diesen Spielen nur gezeigt oder betrach¬ 
tet, manchmal auch berührt. Der größte Teil der Kinder 
beteiligt sich an »sexuellen Spielen«, zu denen auch Kuss¬ 
spiele und in höheren Altersgruppen auch Inszenierun¬ 
gen aus der Erwachsenenwelt gehören, z. B. nachgespielte 
Liebesszenen. 

Sexuelle Sozialisation findet in einer geschlechtsspe¬ 
zifischen Weise statt und die sexuelle Entwicklung sollte 
geschlechtsspezifisch betrachtet werden. Gerade Mädchen 
scheinen schon frühzeitig sensitiv für die geltenden Ver¬ 
haltensnormen zu sein. Während drei- bis sechsjährige 
Mädchen in einer Kindertageseinrichtung weniger auto- 
erotische und soziosexuelle Verhaltensweisen zeigten als 
Jungen, konnten solche Unterschiede in der häuslichen 
Umgebung nicht bestätigt werden (Larsson u. Svedin 
2001 ). 

Zusammenfassung 

Ab dem zweiten Lebensjahr zeigen Kinder Interesse an 
den Genitalien anderer Personen (vorrangig der Eltern 
oder Geschwister), was bis in die mittlere Kindheit an- 
halten kann. Sexuelle Neugier und sexuelle Spiele mit 
Gleichaltrigen (off »Doktorspiele« genannt) werden bis 
in die Vorschulzeit noch öffentlich ausgelebt und erst in 
höherem Alter vor den Erwachsenen verborgen. Dies ist 
ein Hinweis auf die sich entwickelnde Körperscham bei 
Kindern. 

9 . 6.3 Wissensaspekte 


Schon im zweiten Lebensjahr beginnen Kinder auch Wör¬ 
ter für die Genitalien zu erwerben. Diese sind anfänglich 
von den umhegenden Körperteilen oder den Ausschei¬ 
dungen (Muschi, Pipi) abgeleitet. Kinder (auch die Mäd¬ 
chen selbst) verfügen seltener über Begriffe für die weib¬ 
lichen Genitalien und diese werden ihnen auch seltener 
angeb oten. 

Das Wissen um die eigene Geschlechtszugehörig¬ 
keit entwickelt sich um das Alter von zwei Jahren und ist 
spätestens mit vier Jahren gut ausgeprägt. Bisher ist aller¬ 
dings noch unklar, inwieweit Kinder dieses Wissen über 
die Kenntnis der Genitalien erwerben und inwieweit auf 
anderem Wege, z. B. über die Bezeichnung als Junge/Mäd¬ 
chen durch andere Personen. 

Bis zum Alter von sieben Jahren haben Kinder 
in der Regel noch kein detailliertes Wissen über das 
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Sexualverhalten der Erwachsenen, bringen die Genitalien 
aber mit Schwangerschaft und Geburt in Verbindung. Ins¬ 
besondere das Wissen über die Zeugung bleibt allerdings 
noch im Dunkeln (Volbert 2000). Ein Vergleich von Stu¬ 
dien aus den vergangenen Jahrzehnten zeigt aber, dass Se¬ 
xualaufklärung einen Beitrag dazu leistet, dass Kinder in 
immer früherem Alter immer besser über die Fortpflan¬ 
zung Bescheid wissen (Schuhrke 1991). 

Praxisbezug: sexualisiertes Verhalten/sexuell 
auffälliges Verhalten 

Die Unterscheidung von normalem und auffälligem se¬ 
xuellem Verhalten kann auf die in ► Abschn. 9.2.3 vor¬ 
gestellten verschiedenen Normtypen (statistisch, sozial, 
funktionell) basieren. Bei der sexuellen Entwicklung steht 
bisher vor allem die statistische Norm im Vordergrund. 
Das heißt, sexuelles Verhalten ist dann auffällig, wenn das 
Verhalten nicht dem der Mehrheit der gleichaltrigen Kin¬ 
der entspricht. Häufig werden folgende Verhaltensweisen 
unter sexualisiertem Verhalten subsumiert: übermäßige 
Masturbation, unangemessen verführerisches Verhalten, 
Aufforderung zu sexueller Stimulation, starkes Interesse 
an den Geschlechtsteilen Familienangehöriger, sexuell 
aggressives Verhalten, altersunangemessenes Wissen über 
Sexualität, sexuelle Spiele mit Puppen oder Einführung 
von Objekten in Vagina oder Anus (Schuhrke 2002). 

Es wird immer wieder diskutiert, ob sexualisiertes 
Verhalten ein eindeutiges Hinweiszeichen für sexuellen 
Missbrauch ist. Dies ist jedoch nicht der Fall: Tatsäch¬ 
lich findet sich bei Kindern und Jugendlichen, die sexuell 
missbraucht wurden, häufiger sexuell auffälliges Verhal¬ 
ten als bei anderen; es gibt aber auch sexuell missbrauchte 
Kinder und Jugendliche, die kein sexuell auffälliges Ver¬ 
halten zeigen (vgl. Kendall-Tackett et al. 1993), und es gibt 
Kinder, die sexuell auffälliges Verhalten zeigen, aber nicht 
sexuell missbraucht wurden. 

9 . 6.4 Jugendalter 


Der Beginn der Pubertät als Beginn des Jugendalters galt 
lange Zeit als eines der deutlichsten Beispiele für biolo¬ 
gisch verursachte Entwicklungsschritte. Heute weiß man, 
dass zumindest für die weibliche Pubertät auch soziale 
Einflussfaktoren eine Rolle spielen. Menarche (Auftreten 
der ersten Regelblutung) und Ejakularche (erstmalige Eja- 
kulation)/Spermarche (Beginn der Spermienproduktion) 
werden häufig als Indikatoren für den Beginn der Pubertät 
gewertet. Ihnen gehen allerdings andere körperliche Ver¬ 
änderungen wie z. B. das Einsetzen der Schambehaarung 
voraus. Das Altersspektrum des Pubertätsbeginns ist bei 
beiden Geschlechtern groß, und es ist nach wie vor eine 
offene Frage, ob es in den letzten Generationen noch zu 


einer Vorverlegung des Pubertätsbeginns gekommen ist 
und ob dieser Trend weiterhin anhält. Ein internationales 
Expertenteam sieht für Mädchen in den USA Hinweise 
darauf; für Jungen sind die Pubertätsverläufe nicht gut 
genug untersucht (Euling et al. 2008). Die repräsentative 
deutsche KIGGS-Studie (Kahl u. Schaffrath Rosario 2007) 
ermittelt für die Menarche bei den Mädchen in den neuen 
Bundesländern einen mittleren Wert (Median) von 12,8 
Jahren und den alten Bundesländern von 12,9 Jahren. Bei 
Mädchen mit Migrationshintergrund tritt die Menarche 
früher ein (12,5 Jahre). Mit 15 Jahren haben 98,2 % der in 
der Studie erfassten Mädchen ihre Regelblutung. Für die 
Spermarche kann die Studie keine klaren Angaben ma¬ 
chen, da nur das Alter des Stimmbruchs abgefragt wurde, 
das aber mit der Spermarche korreliert ist. Die BZgA- 
Studie von 1994 ermittelte durch retrospektive Befragung 
einen Wert von 12,7 Jahren, während Schaefer et al. (1990) 
mit der objektiveren Methode des Spermanachweises im 
Urin auf 14,1 Jahre kommt, was sicher mehr den Alters¬ 
schätzungen auf Basis des Auftretens von Stimmbruch in 
der KIGGS-Studie entspricht. 

Sexuelle Aktivitäten von Jugendlichen werden in der 
Literatur fast ausschließlich als Problemverhalten be¬ 
handelt. Nach der letzten repräsentativen Befragung der 
BZgA 2010 von 14- bis 17-Jährigen lässt sich in der Zahl 
der Koituserfahrenen ein gewisser Rückgang feststellen, 
auch bei den frühen Erfahrungen vor dem 14. Lebensjahr. 
Deren Anwachsen hatte in der Vergangenheit besonders 
Besorgnis erregt. Mädchen mit Migrationshintergrund 
haben ihren ersten Geschlechtsverkehr eher etwas später 
als Mädchen ohne Migrationshintergrund, bei den Jun¬ 
gen ist die Situation umgekehrt. Mit Ausnahme der Alters¬ 
gruppe der 16-Jährigen - hier haben die Mädchen einen 
Vorsprung - liegen bei Mädchen und Jungen ohne Migra¬ 
tionshintergrund gleichen Alters auch in ähnlichem Um¬ 
fang Geschlechtsverkehrerfahrungen vor. In □ Abb. 9.3 
kann der Anteil 14- bis 17-jährigen Jugendlichen abgelesen 
werden, die Geschlechtsverkehr hatten. Daraus wird deut¬ 
lich, dass die Mehrheit der Jugendlichen bis zum Alter von 
17 Jahren ihren ersten Geschlechtsverkehr hatte. 

Obwohl sich der Unterschied in der sexuellen Aktivi¬ 
tät zwischen den Geschlechtern insgesamt sehr verringert 
hat, bleiben die Unterschiede in der Masturbationser- 
fahrenheit im Jugendalter bestehen. Betrachtet man die 
Daten aus der letzten Befragung 14- bis 17-Jähriger durch 
die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (2010), 
so geben nur jeweils 29 % der Mädchen ohne Migrations¬ 
hintergrund und der Mädchen mit Migrationshinter¬ 
grund an, sich in den letzten 12 Monaten selbst befriedigt 
zu haben, während die Vergleichszahlen bei den Jungen 
76 % und 70 % sind. Die Ansatzmuster für Masturbation 
scheinen nach den Ergebnissen von Bancroft et al. (2003) 
für Männer und Frauen sehr unterschiedlich zu sein. 
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O Abb. 9.3 Geschlechtsverkehrerfahrungen von unter 17-Jährigen. (Aus: BZgA 2010) 


Während Frauen über eine sehr breite Altersspanne vom 
ersten Lebensjahr bis zum Zeitpunkt der Befragung im 
22. Lebensjahr über den Beginn der Masturbation berich¬ 
ten, sieht das Bild bei den Männern ganz anders aus. Hier 
fällt der Beginn hauptsächlich mit dem Beginn der Puber¬ 
tät zusammen. Aber nur 12 % der Frauen und 13,5 % der 
Männer gaben an, ihren ersten Orgasmus vor der Pubertät 
erlebt zu haben. 

Verschiedene Autoren sind davon ausgegangen, dass 
das sexuelle Verhalten jeder Person durch »sexuelle 
Skripte« (vgl. Simon u. Gagnon 2000) oder »lovemaps« 
(Money 1986) gesteuert wird, die zumindest in Ansätzen 
bereits in der Kindheit entwickelt sind. Man könnte sich 
darunter schematisierte geistige Repräsentationen von 
sexuellen Erfahrungsinhalten vorstellen, die teilweise mit 
lustvoll-emotionalem Erleben in Verbindung stehen. Die 
zentralen Inhalte von Moneys »lovemaps« betreffen die 
bevorzugten Sexualobjekte und sexuell-erotischen Ver¬ 
haltensweisen. Es ist größtenteils noch unklar, wie sie sich 
formen, welchen Stellenwert dabei unmittelbare eige¬ 
ne körperliche Erfahrungen (z. B. auch sexueller Miss¬ 
brauch) und welchen z. B. beobachtete sexuelle Akte in 
der Realität oder den Medien haben. Schon bei Acht- bis 
Zehnjährigen können relativ stabile, erinnerbare Muster 
bevorzugter sexuell-erotischer Befriedigung, Attraktion 
und Fantasie vorhanden sein (vgl. Herdt u. McClintock 
2000; Money 1986). Spätestens mit dem Beginn der Pu¬ 
bertät kommt es zu einer deutlichen Zunahme von se¬ 
xuellen Fantasien zumindest bei Jungen. Welche Bedeu¬ 
tung pornografische Inhalte in den neuen Medien haben, 
muss weiter verfolgt werden. Matthiesen (2012) zeichnet 
aus Interviews mit 16- bis 19-jährigen Frauen und Män¬ 
nern ein eher beruhigendes Bild. Die interviewten Ju¬ 
gendlichen unterschieden die dargestellte Sexualität im 


pornografischen Material deutlich von der Realität. Sie 
resümiert (Matthiesen 2012, S. 71): 

» [...] Pornographiekonsum kann die mehr an der Ober¬ 
fläche liegenden und postpubertär erworbenen inter¬ 
aktioneilen sexuellen Skripte erweitern, die biografisch 
früher verankerten intrapsychischen Skripte aber kaum 
beeinflussen [...] « 

Die meisten Jugendlichen haben die Selbstregulierungs¬ 
kompetenz, um sich in der Welt pornografischer Inhal¬ 
te in einer sensiblen und reflektierten Weise zu bewegen 
(Löfgren-Märtenson u. Mänsson 2010, nach Schmidt u. 
Matthiesen 2011). Warnsignale kommen stärker von Kol¬ 
leginnen/Kollegen, die in einem klinischen und forensi¬ 
schen Kontext mit Jugendlichen arbeiten (vgl. Hill 2011), 
die eine solche Selbstregulierungskompetenz und die in 
unserer Gesellschaft als »normal« betrachteten sexuellen 
Skripte in ihrer Kindheit nicht aufbauen konnten. 

Zusammenfassung 

Datiert man den Beginn der Jugendzeit mit dem Beginn 
der Pubertät, kommen Mädchen durchschnittlich mit ca. 
13 Jahren in die Pubertät (Indikator: Menarche) und Jun¬ 
gen mit durchschnittlich 13-14 Jahren (Indikatoren: Sper- 
marche, Stimmbruch). Die Mehrheit der Jugendlichen 
hat bis zum Alter von 17 Jahren ihren ersten Geschlechts¬ 
verkehr. Jungen sammeln während der Pubertät deutlich 
häufiger Masturbationserfahrungen als Mädchen. 

Das Konzept der »sexuellen Skripte« beschreibt sche¬ 
matisierte geistige Repräsentationen von sexuellen Er¬ 
fahrungsinhalten (bevorzugte Sexualobjekte und sexuell¬ 
erotische Verhaltensweisen), welche sich bereits ansatz¬ 
weise in der Kindheit entwickeln. Dabei ist noch unklar, 
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wie diese Skripte sich formen, welchen Stellenwert dabei 
unmittelbare eigene körperliche Erfahrungen (z. B. auch 
sexueller Missbrauch) und welchen z. B. beobachtete se¬ 
xuelle Akte in der Realität oder den Medien haben. 
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10.1 Einleitung 

Seit fast 30 Jahren wird darüber diskutiert, welche Fak¬ 
toren das Risiko für Mädchen und Jungen erhöhen, dass 
sie Opfer sexualisierter Gewalt werden (z. B. Finkelhor 
u. Baron 1986). Ein solches Wissen über die Risiko- und 
Schutzfaktoren ist hilfreich bei der Einschätzung von Ge¬ 
fährdungssituationen in der klinischen Arbeit mit Kin¬ 
dern und Jugendlichen. Für die Planung angemessener 
Präventionsstrategien ist es notwendige Voraussetzung, da 
sie nur wirksam sein können, wenn sie gezielt zum Abbau 
von Risikofaktoren und zur Stärkung von Schutzfaktoren 
beitragen. 

Unter Risikofaktoren werden Merkmale gefasst, die 
mit einer statistisch erhöhten Wahrscheinlichkeit mit 
einem zukünftigen sexuellen Missbrauch verbunden sind 
(Kindler u. Schmidt-Ndasi 2011, S. 14 f.). Es gibt keinen Ri¬ 
sikofaktor, der allein ausreichend ist, um einen sexuellen 
Missbrauch vorherzusagen. Zudem sind sie nicht unab¬ 
hängig voneinander, sondern nur in Wechselwirkung mit¬ 
einander wirksam. Erst bei einer Kumulation von Risiken 
besteht eine erhöhte Wahrscheinlichkeit für sexualisierte 
Gewalt und mit einer zunehmenden Zahl steigt das Risiko 
exponentiell an (Zimmermann et al. 2011, S. 46). Selbst 
wenn bei einem Mädchen oder Jungen mehrere Risiko- 
faktoren vorzufinden sind, bedeutet das nicht, dass sie/ 
er mit Sicherheit Opfer sexualisierter Gewalt wird. Kin¬ 
der können auch von sexueller Gewalt z. B. durch einen 
Fremdtäter betroffen sein, wenn bei ihnen kein Risiko- 
faktor vorliegt. 

Die Risikofaktoren dürfen zudem nicht isoliert be¬ 
trachtet werden. Nur gemeinsam mit den Schutzfaktoren 
können sie sowohl beim einzelnen Kind als auch generell 
etwas Gewichtiges zur Klärung der Frage, warum sexua¬ 
lisierte Gewalt entsteht, beitragen (Bender u. Lösel 2005, 
S. 319). 

Unter Schutzfaktoren werden Merkmale verstanden, 
die eine relativ gesunde Entwicklung trotz schwieriger 
Bedingungen ermöglichen. In diesem Zusammenhang 
wird auch von »Resilienz« oder »psychischer Wider¬ 
standskraft« gesprochen (Bender u. Lösel 2002, S. 493). 
Personen mit einer hohen »Resilienz« können nach Trau¬ 
matisierungen oder unter widrigen Lebensbedingungen 
Strategien zur Bewältigung entwickeln (salutogenetische 
Perspektive). Sie ist aber nicht als eine absolute, sondern 
als eine relative Widerstandsfähigkeit gegenüber belasten¬ 
den Lebensumständen zu verstehen. Resilienz verändert 
sich über die Zeit und die Umstände hinweg und basiert 
auf komplexen Zusammenhängen von Anlagen und Um¬ 
welt sowie Personen und Situationen (Bender u. Lösel 
2002, S. 493 f.). Schutzfaktoren sind nicht die Kehrseite 
von Risikofaktoren. 


Sexualisierte Gewalt ist nur durch ein Multifaktoren¬ 
modell und das Zusammenwirken zahlreicher Risiko- 
und Schutzfaktoren zu erklären. Es ist methodisch folglich 
sehr anspruchsvoll, die komplexen Zusammenhangsmus¬ 
ter zu erfassen (Bender u. Lösel 2005, S. 336). Die Studien¬ 
ergebnisse bezüglich einzelner Risiko- und Schutzfakto¬ 
ren sind deshalb auch nicht immer konsistent. Ihre Inter¬ 
pretation wird zusätzlich dadurch erschwert, dass meist 
nicht zwischen innerfamilialem und außerfamilialem 
sexuellem Missbrauch unterschieden und beim innerfa- 
milialen Missbrauch auf Differenzierungen (z. B. zwischen 
dem Missbrauch durch Väter und dem Missbrauch durch 
Geschwister) verzichtet wird. Auch die Schwere der se- 
xualisierten Gewalt wird in der Regel nicht berücksichtigt, 
obwohl sie Einfluss auf die Bedeutung der Risikofaktoren 
bzw. ihre Ausprägung hat (Zimmermann et al. 2011, S. 44). 

10.2 Risiken und Schutzfaktoren 


Bis heute wurde eine Vielzahl von Risiko- und Schutz¬ 
faktoren untersucht. Dabei wird regelmäßig zwischen den 
folgenden Ebenen unterschieden: 

— Einflüsse auf Ebene des Kindes (Ontogenese) 

— Einflüsse auf Ebene der Familie (Mikrosystem) 

— Einflüsse des familiären Umfeldes (Exosystem) 

— Einflüsse des gesellschaftlichen und kulturellen Kon¬ 
textes (Makrosystem) 

Im Folgenden werden die Erkenntnisse zu diesen vier 
Ebenen dargestellt. 

10 . 2.1 Einflüsse auf Ebene des Kindes 
(Ontogenese) 


Keinesfalls soll mit der Erforschung solcher Faktoren den 
Mädchen und Jungen eine Mitverantwortung zugescho¬ 
ben werden. Es geht ausschließlich um ein besseres Ver¬ 
ständnis von sexualisierter Gewalt an Kindern. Mädchen 
und Jungen sind nie verantwortlich für einen sexuellen 
Missbrauch. Verantwortlich ist immer der Täter/die Täte¬ 
rin. Die folgenden Einflüsse werden in den Untersuchun¬ 
gen recht konstant als Risikofaktoren für sexuellen Miss¬ 
brauch festgestellt: 

— Geschlecht des Kindes: Mädchen haben insgesamt 
ein höheres Risiko als Jungen. Die drei für Deutsch¬ 
land vorliegenden Studien, die den Anspruch er¬ 
heben, repräsentativ zu sein, kommen unisono zu 
diesem Ergebnis (Bieneck et al. 2011, S. 17; Häuser et 
al. 2011, S. 290 f.; Wetzeis 1997, S. 155). Dabei besteht 
bei Mädchen ein höheres Risiko für innerfamiliale 
sexualisierte Gewalt, bei Jungen für außerfamiliale 
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sexualisierte Gewalt, insbesondere in Institutionen 
(Fegert et al. 2011, S. 136). 

Behinderung des Kindes: In den Studien weisen 
Mädchen und Jungen mit Behinderung durchgängig 
ein erhöhtes Risiko auf (Schröttle et al. 2012, S. 3 f.). 
Faktoren wie die geringeren Möglichkeiten der Kin¬ 
der, sich zu wehren, oder die geringere Furcht des Tä¬ 
ters/der Täterin vor Entdeckung wirken sich hier aus. 
Ein größeres Risiko fand sich in einzelnen Studien 
auch bei Kindern mit niedriger verbaler Intelligenz. 

— Alter der Kinder: Mädchen und Jungen bis zum 
Grundschulalter weisen ein niedriges Risiko auf. Ab 
dem sechsten, siebten Lebensjahr bis zum Ende der 
Pubertät ist demgegenüber ein deutlich erhöhtes, 
relativ gleichbleibendes Risiko festzustellen. Das 
mittlere Alter des Beginns der sexualisierten Gewalt 
liegt bei Mädchen mit etwa 9-10 Jahren niedriger als 
bei Jungen mit etwa 11-12 Jahren (Zimmermann et al. 
2011, S. 34). 

— Psychische Probleme: Bei Mädchen und Jungen mit 
Verhaltensauffälligkeiten und psychischen Problemen 
ist das Risiko insbesondere ab der Pubertät deutlich 
erhöht (Zimmermann et al. 2011, 38 f.). 

Die Schutzfaktoren sind 

ein hohes Selbstbewusstsein des Kindes in Zusam¬ 
menwirken mit einem positiven Selbstkonzept sowie 
einem hohen Maß an Selbstwirksamkeit und 

gute schulische und sportliche Leistungen. 

Beide Faktoren verstärken sich wechselseitig und hängen 
zusammen. 

10.2.2 Einflüsse auf Ebene der Familie 
(Mikrosystem) 


Diese Faktoren weisen den engsten Zusammenhang mit 
dem Auftreten sexualisierter Gewalt auf. Dennoch gibt 
es weiterhin erhebliche Wissenslücken. So sind z. B. die 
Zusammenhänge zwischen den einzelnen Faktoren noch 
nicht hinreichend erforscht. 

Kinder sind von anderen Formen der Gewalt betrof¬ 
fen: Kinder, die von ihren Eltern körperlich misshan¬ 
delt und/oder vernachlässigt werden, sind besonders 
gefährdet, Ziel sexualisierter Gewalt zu werden. Das 
gemeinsame Vorkommen verschiedener Formen der 
Gewalt gegen Kinder ist allerdings eher die Regel als 
die Ausnahme (Wetzeis 1997, S. 187 f.). 

Belastete Eltern-Kind-Beziehungen: Bei Mädchen 
und Jungen, die innerfamilial und/oder außerfamilial 
durch ihnen bekannte Personen sexuell missbraucht 
werden, findet sich häufig eine belastete Eltern-Kind- 


Beziehung. Die Mütter und Väter haben oftmals ein 
negatives Selbstkonzept als Eltern, äußern altersun¬ 
angemessene Erwartungen an das Kind, zeigen ein 
eingeschränktes Einfühlungsvermögen in das Kind 
und fühlen sich durch die Erziehung hoch belastet. 
Insgesamt ist das Bindungsverhalten meist von Unsi¬ 
cherheit geprägt (Zimmermann et al. 2011, S. 35 f.). 

— Kinder aus Trennungs- und Scheidungsfamilien: 
Kinder, deren Eltern sich getrennt haben oder bei 
denen ein Elternteil gestorben ist, weisen im Ver¬ 
gleich zu Mädchen und Jungen aus Familien mit 
beiden Elternteilen durchgängig ein höheres Risiko 
auf. Zudem sind Kinder mit Stiefvätern (soziale Vä¬ 
ter) besonders gefährdet (Zimmermann et al. 2011; 
siehe auch Fegert 2008, S. 17). 

— Problematische Elternbeziehungen: Die Bezie¬ 
hung der Eltern ist häufig sehr problematisch und es 
kommt vielfach zu häuslicher Gewalt. 

— Patriarchal geprägtes Familienklima: Beim inner- 
familialen sexuellen Missbrauch an Mädchen findet 
sich in vielen Familien ein patriarchal geprägtes Fa- 
milienklima. 

— Soziale Isolation der Familien: Darüber hinaus 
zeichnet sich ein Teil der Familien, in denen es zu 
innerfamilialer sexualisierter Gewalt kommt, durch 
eine soziale Isolation aus. Sie lassen »keinen an sich 
ran« und bekommen wenig Unterstützung aus dem 
Umfeld. Die Kinder haben off keine oder nur wenige 
Freunde. 

— Psychische Erkrankungen der Eltern/eines Eltern¬ 
teils: Überzufällig häufig findet sich eine psychische 
Erkrankung der Eltern oder eines Elternteils bei 
sexuell missbrauchten Mädchen und Jungen im Ver¬ 
gleich zu nicht missbrauchten Kindern. Dabei schei¬ 
nen vor allem depressive Störungen vorzuliegen. 

— Missbrauchserfahrungen der Mütter: Kinder von 
Müttern, die als Mädchen selbst missbraucht worden 
sind, weisen in vielen Studien ein erhöhtes Risiko auf. 
Allerdings gibt es auch Untersuchungen, die keinen 
entsprechenden Zusammenhang finden konnten 
und ein Großteil der Mütter sexuell missbrauchter 
Mädchen und Jungen ist nicht sexuell missbraucht 
worden (Bange 2011, S. 106 ff.). 

— Alkohol- und Drogenabhängigkeit der Eltern/eines 
Eltern teils: Das Risiko ist vor allem erhöht, wenn 
beide Eltern alkoholabhängig sind. 

— Kriminalität der Eltern 

Frühe Schwangerschaft der Mutter, ungewollte 
Schwangerschaft 

Als Schutzfaktoren wirken: 

— Emotional warme, zuverlässige und unterstützende 
Beziehung: Dieser Faktor kann als der Schutzfaktor 
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schlechthin betrachtet werden. Eine solche Beziehung 
kann auch zu einem anderen Erwachsenen als einem 
Elternteil bestehen und entsprechende Wirkung ent¬ 
falten. 

Gute Beziehung zu einem Geschwisterkind: Ähn¬ 
lich wie eine gute Eltern-Kind-Beziehung wirkt sich 
auch eine gute Beziehung zu einem Geschwisterkind 
positiv aus. 

10.2.3 Einflüsse des familiären Umfeldes 
(Exosystem) 


Diese Faktoren sind bisher kaum untersucht worden. 
Einzig zeigt sich beim innerfamilialen sexuellen Miss¬ 
brauch, dass die Familien wenig soziale Unterstützung 
durch ihre Familienangehörigen und ihr Umfeld erhalten 
(► Abschn. 10.2.2). 

10.2.4 Einfluss des gesellschaftlichen und 
kulturellen Kontextes (Makrosystem) 


In den meisten Veröffentlichungen zu Risiko- und Schutz¬ 
faktoren wird dieser Bereich vernachlässigt, vermutlich 
weil er bei der Intervention keine bedeutende Rolle spielt. 
Für ein umfassendes Verständnis der Ursachen sexuali- 
sierter Gewalt ist er aber von großer Bedeutung. 

Einstellungen zu Sexualität von Kindern: Gesell¬ 
schaften, in denen kindliche Sexualität unterdrückt 
wird und repressive sexuelle Normen gelten, weisen 
höhere Raten sexualisierter Gewalt auf. Andererseits 
trägt eine Sexualisierung von Kindern z. B. in der 
Werbung dazu bei, Hemmschwellen bei Tätern/Tä¬ 
terinnen zu senken. Auch die leichte Zugänglichkeit 
von »harter« Pornografie im Internet scheint zumin¬ 
dest bei Jugendlichen das Risiko sexueller Übergriffe 
und damit das Risiko von Mädchen und Jungen, 
Opfer sexualisierter Gewalt zu werden, zu erhöhen 
(Hill 2011, S. 385 ff.). 

— Kinderpornografie: Wenn Kinderpornografie leicht 
zu bekommen ist, erhöht sich das Risiko für Kinder. 

— Wenig Kinderrechte: Je weniger Rechte Kindern zu¬ 
gestanden werden, umso größer ist ihr Risiko, Opfer 
sexualisierter Gewalt zu werden. 

Patriarchale Strukturen: Wie bereits beschrieben, 
sind patriarchale Strukturen sexualisierter Gewalt zu¬ 
träglich (z. B. die Anforderung an Männer, in sexuel¬ 
len Beziehungen dominant und mächtig zu sein). 
Hohe soziale Toleranz gegenüber Verbrechen im 
Alkoholrausch: Dies leistet Tätern/Täterinnen Vor¬ 
schub, sich ihrer Verantwortung zu entziehen, indem 
sie auf ihren Alkoholkonsum verweisen. 


— Schwache strafrechtliche Sanktionierung der Tä¬ 
ter/Täterinnen: Wenn Gesellschaften sexualisierte 
Gewalt nicht oder nur halbherzig verfolgen, erhöht 
sich das Risiko für die Kinder. Die Täter/Täterinnen 
betrachten solche Taten dann als »idiotensicheres 
Delikt« (Weis 1985). 

In den Studien haben sich die gesellschaftliche Aufmerk¬ 
samkeit und Ächtung solcher Taten als Schutzfaktoren 

erwiesen. Schützend wirken auch eine gute Sexualerzie¬ 
hung und die Stärkung von Kinderrechten. 

Die soziale Schicht hat keinen Einfluss auf das Vor¬ 
kommen sexualisierter Gewalt. In den repräsentativen 
Untersuchungen aus Deutschland fand sich kein Zu¬ 
sammenhang (Häuser et al. 2011, S. 291; Wetzeis 1997, S. 
157 f.). In der Jugendhilfe und in der klinischen Praxis 
in Deutschland werden aber dennoch fast ausschließlich 
Fälle aus Familien mit niedrigem gesellschaftlichem Status 
bekannt (Zimmermann et al. 2011, S. 35). 

Zum Migrationshintergrund als Risiko- oder Schutz¬ 
faktor liegen für Deutschland keine belastbaren Untersu¬ 
chungsergebnisse vor. 

Situative Faktoren spielen beim innerfamilialen Miss¬ 
brauch und bei dem durch Bekannte keine große Rolle, 
da es sich in der Regel um ein von langer Hand geplantes 
Verhalten handelt. 
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11.1 Einleitung 


Eine wirksame Strategie zur Verhinderung sexuellen Miss¬ 
brauchs von Kindern und Jugendlichen setzt eine Analyse 
seiner Ursachen voraus. Damit richtet sich der Blick auf 
die Verursachenden und die Bedingungen, die sexuelle 
Übergriffe möglicherweise begünstigen. 

Sexuelle Übergriffe auf Kinder und Jugendliche müs¬ 
sen in den größeren Kontext menschlicher Sexualität ein- 
geordnet werden - und zwar aus Perspektive des Täters 
und des Opfers. Daher bedarf es eines plausiblen Konzepts 
menschlicher Sexualität, um sich das Themenfeld adäquat 
zu erschließen. 

ln diesem Text wird in Bezug auf die Täterschaft bewusst die männli¬ 
che Form verwendet, da der Großteil sexueller Missbrauchstaten von 
Männern begangen wird. 

Sexualität lässt sich grundlegend als eine biologisch, psy¬ 
chologisch und sozial determinierte Erlebnisqualität des 
Menschen verstehen, die in ihrer individuellen Ausgestal¬ 
tung von der lebensgeschichtlichen Entwicklung geprägt 
wird. Zudem bietet es sich an, von der Multifunktionalität 
von Sexualität zu sprechen, bezogen auf die 

Lustdimension (d. h. Lustgewinn durch sexuelles 
Erleben), 

— Beziehungsdimension (d. h. Bedeutung von Sexuali¬ 
tät für die Erfüllung psychosozialer Bedürfnisse nach 
Akzeptanz, Nähe und Sicherheit etc.), und 
™ Fortpflanzungsdimension (d. h. Bedeutung von Se¬ 
xualität für die Reproduktion). 

Alle drei Dimensionen bzw. Funktionen sind entspre¬ 
chend biopsychosozial bedingt (vgl. Beier et al. 2005). 
Neurobiologische Befunde zeigen immer deutlicher, in 
welchem Ausmaß das Gehirn ein auf zwischenmensch¬ 
liche Beziehungen eingestelltes und von Bindungen ab¬ 
hängiges System ist (Acevedo et al. 2012; Bartels u. Zeki 
2004; Langeslag et al. 2007). Experimentellen Befunden 
zufolge wird dabei dem Neuropeptid Oxytocin eine pro¬ 
minente Rolle zugeschrieben (Meyer-Lindenberg et al. 
2011). Besonders die ersten beiden Dimensionen (Lust 
und Beziehung) werden bei den weiteren Ausführungen 
über Ursachen und Verursacher sexuellen Kindesmiss¬ 
brauchs anzusprechen sein (► Abschn. 11.2). Zudem wird 
die Beziehungsdimension in einigen Rehabilitationsmo¬ 
dellen (z. B. Good-Lives-Modell; Ward u. Stewart 2003, 
siehe auch ► Abschn. 11.4.4) auch für die therapeutische 
Arbeit relevant sein. Festzuhalten ist aber, dass sich se¬ 
xueller Kindesmissbrauch prinzipiell durch ein Macht- 
Ungleichgewicht zwischen Täter und Opfer sowie deren 
völlig unterschiedlich strukturierter Sexualität auszeich¬ 
net (Dannecker 2002). 


Im Folgenden wird der Text im Speziellen Ursachen 
und Motive von Täterschaft beleuchten, auf Risiko- und 
Schutzfaktoren für erstmalige und wiederholte (direk¬ 
te und indirekte) sexuelle Übergriffe durch Männer und 
Frauen eingehen und präventive Behandlungsmöglichkei- 
ten aufzeigen. 

11 . 1.1 Zusammenhang zwischen sexuellem 
Kindesmissbrauch und Pädophilie 


Den vorliegenden Daten zufolge gibt es zwei Gruppen von 
Tätern, die sexuellen Missbrauch von Kindern begehen: 
Diejenigen, die eine sexuelle Präferenzstörung aufweisen 
(Pädophilie oder Hebephilie) und diejenigen, die gemäß 
ihrer sexuellen Präferenzstruktur ausschließlich auf das er¬ 
wachsene Körperschema ausgerichtet sind und aus unter¬ 
schiedlichen Gründen sogenannte »Ersatzhandlungen« be¬ 
gehen. In Studien an Stichproben verurteilter Sexualstraftä¬ 
ter fehlt meist diese wichtige Differenzierung, und wenn sie 
vorgenommen wird, variiert die Methodik zur Feststellung 
der Präferenzstörung, was unterschiedliche Angaben zum 
Anteil pädophil-motivierter sexueller Missbräuche von 
Kindern erklärt. Von besonderer Bedeutung sind daher 
Studien mit großen Stichproben, welche auf der Grundlage 
phallometrischer Messungen die diagnostische Einschät¬ 
zung vornehmen. Gemäß diesen Studien lag der Anteil pä¬ 
dophil-motivierter Missbrauchstäter zwischen 40 und 50 % 
der untersuchten Stichproben, die verbleibenden 50-60 % 
sind Ersatzhandlungen (vgl. Seto 2008). Durch Studien, in 
denen Täter von sexuellem Kindesmissbrauch daraufhin 
untersucht wurden, ob sie entsprechend der Kriterien des 
DSM-IV die Diagnose Pädophilie erhalten würden, stellte 
sich heraus, dass 12-20 % der verurteilten Sexualstraftäter 
als pädophil angesehen werden können (vgl. APA 1999). 
Angaben zu dem Anteil pädophil-motivierter sexueller 
Kindesmissbräuche an der Gesamtzahl der justiziell unent- 
deckten Missbrauchstaten sind unbekannt. 

Wichtig ist die Differenzierung zwischen Neigung und 
Verhalten, also sexueller Präferenzstörung und sexuellem 
Kindesmissbrauch, wie sie in O Abb. 11.1 schematisch dar¬ 
gestellt ist. Diese dient dabei nur der konzeptuellen Ver¬ 
anschaulichung und gibt nicht die tatsächlichen Größen¬ 
verhältnisse wieder. 

Die Bedeutung dieser differenzialdiagnostischen 
Unterscheidung hegt darin, dass Männer mit pädophiler 
Neigung ein höheres Risiko für erstmalige und wieder¬ 
holte sexuelle Übergriffe aufweisen und deshalb einer spe¬ 
ziellen therapeutischen Versorgung bedürfen: Bei einer 
nicht ausschließlichen Pädophilie werden 50 % der Täter 
rückfällig, bei einer ausschließlichen Pädophilie 80 %, bei 
Ersatzhandlungen je nach Hintergrundproblematik zwi¬ 
schen 10 und 30 % (vgl. Beier 1995). 
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Sexuelle Präferenzstörung Sexuelle Verhaltensstörung 

(Pädophilie/Hebephilie ausschließlicher (sexueller Kindesmissbrauch) 
oder nicht-ausschließlicher Typus) 


Pädophile / Hebephile 
(potenzielle Täter) 



O Abb. 11.1 Zusammenhang zwischen sexueller Präferenz 
(Pädophilie und Hebephilie) und sexuellem Kindesmissbrauch. 
(Aus: Beier et al. 2010b) 


Sexuelle Präferenzstörungen (Pädophilie/ 
Hebephilie) 

Die sexuelle Präferenzstruktur des Menschen manifestiert 
sich im Jugendalter im Laufe der individuellen psychose- 
xuellen Entwicklung. Nach aktuellem Sexualwissenschaft - 
lichem Kenntnisstand ist von einer weitgehend lebenslan¬ 
gen Stabilität dieser Struktur auszugehen (vgl. Seto 2009), 
so auch für die sexuellen Präferenzstörungen der Pädo¬ 
philie bzw. Hebephilie (□ Tab. 11.1). 

— Definition - 

Mit Pädophilie ist die sexuelle Ansprechbarkeit (d. h. 
Präferenz) für das kindliche Körperschema gemeint, 
mit Hebephilie entsprechend die sexuelle Ansprech¬ 
barkeit für das frühe jugendliche Körperschema. Bei¬ 
de Präferenzausrichtungen gibt es in zwei Unterfor¬ 
men: Als ausschließliche und als nicht ausschließliche 
Ansprechbarkeit auf den kindlichen bzw. jugend¬ 
lichen Körper, d. h. ohne bzw. mit einer zusätzlichen 
sexuellen Ansprechbarkeit auf den erwachsenen 
Körper (Teleiophilie). Eine Pädophilie wird fast nur bei 
Männern diagnostiziert (vgl. ► Abschn. 11.2.3). 


Die Prävalenz pädophiler bzw. hebephiler Neigung in der 
männlichen Gesamtbevölkerung ist unbekannt, hegt aber 
schätzungsweise zwischen 1-5 % (Ahlers et al. 2011; Seto 
2008). Über die Häufigkeit einer pädophilen Präferenz 
bei Frauen gibt es derzeit keine gesicherten Erkenntnisse. 
In einigen wenigen Veröffentlichungen zu diesem Thema 
wird aber davon ausgegangen, dass es sich um Einzelfälle 
handelt (Bundschuh 2001; Schorsch 1985). 

Sexuelle »Ersatzhandlungen« 

Sogenannte »Ersatzhandlungen« werden von nicht präfe¬ 
renzgestörten Tätern begangen, wobei der sexuelle Über¬ 
griff auf das Kind einen »Ersatz« für die eigentlich ge¬ 
wünschte sexuelle Beziehung zu einem altersentsprechen¬ 


O Tab. 11.1 Mögliche Ausrichtungen sexueller Präferenz 
bezogen auf Körperschema (APA 2000; WHO 2007) 


ICD-10/DSM- 

Sexuelle Ansprechbarkeit 3 


IV-TR 

für 

Pädophilie 

F65.4 / 302.2 

den kindlichen 
(vorpubertären) Körper 

Hebephilie 

302.9 (NOS) 

den jugendlichen 
(frühpubertären) Körper 

Teleiophilie 

- 

den erwachsenen 
(postpubertären) Körper 

a Die sexuelle Präferenz geht einher mit sexuellen Fantasien, 
Wünschen und Verhaltensimpulsen, bezogen auf den 

gewünschten Sexualpartner 



den Partner ist. Verschiedene - auch ähnlich ausgerichte¬ 
te - motivationale Konstellationen für Missbrauchstäter 
(beiderlei Geschlechts) werden in der Literatur diskutiert. 
Nachfolgend eine klinische Klassifikation von Beier (1995; 
Beier et al. 2005) für die Untergruppen nicht pädophil¬ 
motivierter Täter: 

— Antisoziale Persönlichkeitsstruktur: möglicherweise 
gekennzeichnet durch allgemein grenzverletzendes 
Verhalten und fehlende Normkonformität, die sich 
auch im Sexuellen ausdrückt; bei einer antisozialen 
Persönlichkeitsstruktur ist sexuell missbräuchliches 
Verhalten sowohl als Ausdruck allgemeiner Delin¬ 
quenz denkbar oder im Sinne von instrumentellen 
Zügen zur Ausnutzung anderer zur eigenen Bedürf¬ 
nisbefriedigung. 

— Soziosexuelle Unerfahrenheit, z. B. bei Jugend¬ 
lichen: häufig unauffällige, wenig integrierte Ein¬ 
zelgänger mit starkem Wunsch nach sexuellen 
Erfahrungen, die in ihrer psychosexuellen Erfah¬ 
rungsbildung den Weg des geringsten Widerstands 
durch sexuelle Kontaktaufnahmen mit Kindern 
gehen. 

— Geistige Behinderung: geht häufig einher mit Ein¬ 
schränkungen in exekutiven Funktionen und kogni¬ 
tiven Störungen, daraus folgen häufig eingeschränkte 
psychosoziale Kompetenzen gepaart mit ungenü¬ 
gender Sexualaufklärung, mangelndem Verständnis 
von adäquatem Sexualverhalten sowie des Rechts auf 
Selbstbestimmung. 

— Innerfamiliäre Tatkonstellationen: Familienangehö¬ 
rige als Täter in allgemein grenzverletzenden inner¬ 
familiären Konstellationen; sehr häufig liegt nur eine 
Generation zwischen Täter und Opfer (Stief-/Vater 

- Stief-/Tochter); Beginn meist schleichend und ohne 
Anwendung physischer Gewalt, auch aufgrund fami¬ 
liärer Abhängigkeitsverhältnisse. 
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Handlungsimpuls 


Motivation und 
Emotion 


Handlungsauswahl und 
-kontrolle 


\ / 


Wahrnehmung und 
Gedächtnis 


_ 4 _ 

biologisches Funktionsniveau 


4 

soziales Lernen 


klinische Symptome/ psycho¬ 
logische Risikofaktoren 

- Defizite der Emotionsregulation 

- sozio-affektive Defizite 

- Missbrauchsbegünstigende 
Einstellungen 

- Defizite der sexuellen Selbst¬ 
regulation/sexuelle Devianz 




Neuronale Entwicklung 

- genetisch 

- evolutionär 


Umweltfaktoren 

(proximal und distal) 

- soziale & kulturelle Umwelt 

- individueller Lebensraum 

- physikalische Umwelt 


Aufrechterhaltung 
und Eskalation 



Sexueller 

Missbrauch 


O Abb. 11.2 Ganzheitliche Theorie sexuellen Missbrauchs. (Nach: Ward u. Beech 2006) 


11.2 Ursachen von Täterschaft 


Das Wissen um die Ursachen sexuellen Kindesmiss¬ 
brauchs und die Beleuchtung der zugrunde liegenden 
Mechanismen wird benötigt, um entsprechende Interven¬ 
tionen umzusetzen, mit dem Ziel, weiteren Missbrauch 
zu verhindern. Die Vielfältigkeit der verschiedenen Ma¬ 
nifestationen sexuellen Kindesmissbrauchs erschwert 
die Entwicklung eines allgemeinen und umfassenden 
Erklärungsmodells. Ein-Faktoren-Erklärungsmodelle er¬ 
scheinen in ihrer Allgemeinheit unzureichend, einseitig 
oder spekulativ. Wissenschaftler sind sich einig, dass se¬ 
xueller Kindesmissbrauch nur multifaktoriell erklärbar 
ist und dass unterschiedliche Pfade mit unterschiedlichen 
Formen sexuellen Missbrauchs verbunden sind. Solche 
multifaktoriellen Theorien zur Erklärung sexuellen Kin¬ 
desmissbrauchs existieren seit mehr als 20 Jahren, wobei 
grundlegende Erklärungen und Faktoren immer wieder 
modifiziert und in spätere theoretische Modelle gemein¬ 
sam mit neueren Forschungsergebnissen integriert wer¬ 
den. Nachfolgend soll auf ein empirisch gut abgesichertes 
Modell eingegangen werden, welches einen umfassenden 
Überblick über Entstehungsbedingungen von sexuellem 
Kindesmissbrauch gibt. 


11 . 2.1 Ganzheitliche Theorie sexuellen 
Missbrauchs 


Ward und Beech (2006) haben sich bemüht, die wichtigs¬ 
ten multifaktoriellen Ätiologiemodelle (»Modell der Vor¬ 
bedingungen« von Finkelhor 1984; »Integriertes Modell« 
von Marshall u. Barbaree 1990; »Vier-Faktoren-Modell 
des sexuellen Kindesmissbrauch« von Hall u. Hirschman 
1992; »Pfadwege-Modell« von Ward u. Siegert 2002) sowie 
einzelne Ein-Faktoren-Modelle in eine umfassende Theo¬ 
rie zu integrieren, welche sowohl Beginn, Entwicklung 
und Aufrechterhaltung von sexuellem Missbrauch erklä¬ 
ren soll. In ihrer ganzheitlichen Theorie sexuellen Miss¬ 
brauchs versuchen Ward und Beech (2006) die Vielzahl 
von möglichen Ursachen sexuellen Kindesmissbrauchs in 
ein Modell zu integrieren (□ Abb. 11.2) und gehen dabei 
von drei grundlegenden Dimensionen aus, welche stetig 
und fortlaufend miteinander interagieren: 

1. Hirnentwicklung: biologisches Funktionsniveau, be¬ 
einflusst durch Genom, Neurobiologie 

2. Distale und proximale Umweltfaktoren: soziales 
Lernen durch soziale und kulturelle Umwelt, indivi¬ 
duelle Lebensumstände, kontextuelle und situative 
Einflüsse 

3. Neuropsychologische Funktion: Motivation/Emo¬ 
tion, Handlungsauswahl und -Steuerung, Wahrneh¬ 
mung/ Gedächtnis 
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Die Interaktion dieser drei Dimensionen kann wiederum 
zur Ausprägung klinischer Symptome/psychologischer 
Risikofaktoren (sog. State-Merkmale) und diese wiede¬ 
rum zur Begehung eines sexuellen Kindesmissbrauchs 
führen. 

Eine grundlegende Annahme des Modells ist, dass 
unterschiedliche Gewichtungen einzelner Faktoren sowie 
deren Zusammenspiel bei jedem Individuum zu einem 
anderen Bedingungsgefüge führen, unter dem sexueller 
Missbrauch stattfindet. Dadurch erklären sich wiederum 
verschiedene Verläufe von sexuellem Kindesmissbrauch. 

Die ganzheitliche Theorie sexuellen Missbrauchs ver¬ 
sucht möglichst alle Faktoren im Zusammenhang mit Be¬ 
ginn, Entwicklung und Aufrechterhaltung von sexuellem 
Missbrauch zu berücksichtigen und ist deshalb biopsycho¬ 
sozial ausgerichtet. Die Theorie dient als Orientierungs- 
hilfe, kann aber die Komplexität und Verschiedenartigkeit 
sexueller Missbräuche nicht vollständig abbilden. So ist 
sie hinsichtlich des Opfers des sexuellen Übergriffs un¬ 
spezifisch (erwachsene Frauen und Männer, Jungen und 
Mädchen) und hinsichtlich des Täters und bei diesem 
möglicherweise bestehenden Präferenzstörungen nicht 
zielgenau genug. 

Dies dürfte auch damit Zusammenhängen, dass sie auf 
Studien von Mischgruppen verurteilter sexueller Kindes- 
missbraucher (sog. Hellfeld) basiert, in denen meist nicht 
zwischen präferenzgestörten und nicht präferenzgestörten 
Tätern unterschieden wird. Entsprechend steht die Be¬ 
urteilung der Übertragbarkeit auf entsprechende »Unter¬ 
gruppen« genauso aus, wie die Übertragbarkeit auf Täter 
im Dunkelfeld. 

Exkurs: Vertiefte Darstellung der Dimensionen 
der ganzheitlichen Theorie sexuellen 
Missbrauchs (nach Ward u. Beech 2006) 

■ a) Hirnentwicklung 

Die Autoren gehen davon aus, dass Besonderheiten der 
Gehirnentwicklung sexuellen Kindesmissbrauch begüns¬ 
tigen können. Dem liegt z. B. die Annahme zugrunde, dass 
verschiedene Botenstoffe (Neurotransmitter), neuronale 
Bahnen und Strukturen neuropsychologische Funktionen 
beeinflussen. So führt beispielsweise eine Erhöhung von 
Stresshormonen zu einer eingeschränkten Handlungs¬ 
auswahl und -Steuerung (im Sinne von Impulsivität) und 
das Level an Sexualhormonen beeinflusst das Ausmaß der 
sexuellen Befasstheit (d. h. das Ausmaß, in dem sich je¬ 
mand mit Sexualität befasst/beschäftigt; Briken et al. 2006; 
Kingston et al. 2012). 

In dieses Konzept passen Ergebnisse bisheriger Stu¬ 
dien zur Neurobiologie (sexual-) delinquenten Verhaltens, 
wonach Dysfunktionen im Frontalhirnbereich mit einer 
allgemeinen Enthemmung und Antisozialität assoziiert 


sein könnten, während Auffälligkeiten in temporalen 
Hirnabschnitten möglicherweise eher mit devianter se¬ 
xueller Erregung in Verbindung stehen. Funktionsbeein¬ 
trächtigungen im Bereich der kortikostriatalen Schleifen 
wiederum sind am ehesten mit gestörten motorischen 
Programmen und wiederkehrenden, eventuell auch 
zwanghaft anmutenden Verhaltensmustern assoziiert. 
Aufgrund methodischer Schwächen (z. B. ungenaue Stich¬ 
probenzusammensetzungen, zu kleine Fallzahlen, keine 
Berücksichtigung anderer Komorbiditäten etc.) darf die 
Einordnung dieser Ergebnisse in hypothetische Modelle 
allerdings nur mit Vorsicht geschehen. Studien zu bio¬ 
chemischen und endokrinologischen (die Hormondrüsen 
betreffenden) Faktoren sind inkonsistent und lassen keine 
eindeutigen Schlüsse zu (für eine systematische Übersicht 
siehe Briken et al. 2006). 

Zunehmend in den Blick rückt die Befundlage, dass die 
Verarbeitung sexueller Signale einer neurobiologischen 
Prädisposition folgt, die sich bei Menschen z. B. in Ab¬ 
hängigkeit ihrer sexuellen Präferenz unterscheiden kann. 
Diese Signalverarbeitung wiederum bestimmt (hand¬ 
lungsrelevante) motivationale Prozesse der Individuen. In 
funktionellen Hirnreaktionsmessungen konnte für Män¬ 
ner mit pädophiler Präferenz eine derartig spezifische Sig¬ 
nalverarbeitung nachgewiesen werden. So fanden sich bei 
der Präsentation visueller Stimuli (vorpubertäres vs. er¬ 
wachsenes Körperschema) bei pädophilen und teleiophi- 
len Männern in den Hirnarealen, die mit der Verarbeitung 
sexueller Stimuli verbunden sind, der jeweiligen Präferenz 
entsprechende Aktivierungen (Ponseti et al. 2012). 

Um einem biopsychosozialen Verständnis gerecht zu 
werden, sind bei der sexuellen Entwicklung die biologi¬ 
schen Grundlagen in gleichem Maße mit zu bedenken wie 
Entwicklungs- und Umgebungsfaktoren. Die menschliche 
Entwicklung ist allerdings immer das Ergebnis einer Wech¬ 
selwirkung zwischen biologischen Faktoren und den spezi¬ 
fischen Umwelteinflüssen (Anlage-Umwelt-Interaktion). 

Distale und proximale Umweltfaktoren Des Weiteren 
gibt es diverse soziale und kulturelle Umweltfaktoren so¬ 
wie Faktoren des individuellen Lebensraums, die eben¬ 
falls Missbrauchstaten bedingen/erklären können. Diese 
werden in distale (»entfernte«) und proximale (»nähere«) 
Faktoren unterteilt. So gibt es Umweltfaktoren, die die so¬ 
ziale und psychologische Entwicklung eines Individuums 
in Abhängigkeit von seinen Vulnerabilitäten beeinflussen 
und auf basale psychologische Funktionen einwirken (dis¬ 
tal). Distale Umweltfaktoren prägen somit neuropsycholo¬ 
gische Systeme in der Entwicklung des Individuums. Pro¬ 
ximale Umweltfaktoren agieren dagegen als Auslöser für 
sexuellen Kindesmissbrauch in spezifischen Situationen. 
Im Sinne von situativen und kontextbedingten Umwelt¬ 
einflüssen können sie zur Aktivierung bestehender neuro- 
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psychologischer Defizite beitragen und damit unmittelbar 
im Zusammenhang mit Missbrauchshandlungen stehen. 

Es wird davon ausgegangen, dass in der Entwicklung 
frühe problematische Lernerfahrungen die Entstehung 
von späteren psychischen Vulnerabilitäten für sexuell 
übergriffiges Verhalten kausal bedingen können. Die 
Forschung konnte zeigen, dass Männer, die sexuell miss¬ 
brauchen, in ihrer Kindheit häufig eigenen emotionalen, 
körperlichen oder sexuellen Missbrauch und Traumati¬ 
sierungen erfahren haben (Marshall u. Marshall 2000). 
Als weitere bedeutende distale Faktoren der sozialen und 
kulturellen Umwelt benennen Finkelhor und Araji (1986) 
die männliche Sozialisation zu sexueller Dominanz, Ver¬ 
fügbarkeit von Missbrauchsabbildungen, Erotisierung von 
Kindern in den Medien, repressive Vorstellungen bezüg¬ 
lich Selbstbefriedigung und außerehelichen Sexualkontak¬ 
ten, kulturelle Toleranz/Akzeptanz von pornografischen 
Darstellungen und patriarchale Gesellschaftsstrukturen. 
Als proximale Umweltfaktoren lassen sich beispielsweise 
ein hohes Maß an erlebtem Stress, ebenso wie der Zugang 
oder die Verfügbarkeit potenzieller Opfer nennen. 

■ b) Neuropsychologische Funktion 

Genetische/biologische Faktoren und soziale Lernerfah¬ 
rungen haben einen Einfluss auf die Ausbildung neuro- 
psychologischer Funktionen in den Bereichen der Moti¬ 
vation und Emotion, Handlungsauswahl und -kontrolle 
sowie Wahrnehmung und Gedächtnis. Diese drei neuro- 
psychologischen Systeme beeinflussen sich gegenseitig 
und wirken sich gemeinsam auf das allgemeine psycho¬ 
logische Funktionsniveau aus. 

Motivation und Emotion Das neuropsychologische Sys¬ 
tem der Motivation und Emotion beeinflusst über per¬ 
sönliche Werte und Ziele auch die beiden anderen neuro- 
psychologischen Systeme Handlungsauswahl/-kontrolle 
und Wahrnehmung/Gedächtnis. Es hat seine biologischen 
Korrelate in den kortikalen und limbischen Gehirnarealen 
sowie im Stammhirn. 

Täter sexuellen Kindesmissbrauchs wuchsen häufig 
in instabilen Herkunftsfamilien auf, die von Gewalt und/ 
oder Vernachlässigung, Kriminalität, sozialer Isolation 
und Alkoholmissbrauch charakterisiert waren und in 
denen Eltern in ihrer Zuwendung unberechenbar, aber 
auch zurückweisend waren (Marshall u. Marshall 2000). 
In Kombination mit einem gefühllosen und kontrollie¬ 
renden Erziehungsstil der Bezugspersonen führt dies zu 
unsicheren und schwachen Bindungserfahrungen (Crais- 
sati et al. 2002b; Marshall 1989). Ebenfalls erlebten sie mit 
hoher Wahrscheinlichkeit emotionalen, körperlichen, 
aber auch sexuellen Missbrauch (Craissati et al. 2002a,b). 
Diese prägenden Lernerfahrungen können im späteren 
Leben zu Schwierigkeiten in der sozialen Anpassung und 


personellen Interaktion führen und somit auch zu Beein¬ 
trächtigungen des allgemeinen und partnerschaftlichen 
Beziehungsaufbaus (Smallbone u. Dadds 1998). 

Handlungsauswahl und -kontrolle Das neuropsychologi¬ 
sche System der Handlungsauswahl und -Steuerung ist zu¬ 
ständig für die Planung, Umsetzung und Bewertung von 
Handlungen zur Erreichung individueller Ziele sowie für 
die Kontrolle von Verhalten, Gedanken und Gefühlen. Es 
hat seine biologischen Korrelate im frontalen Kortex, den 
Basalganglien und Teilen des Thalamus. Dysfunktionen 
in diesem System sind allgemein assoziiert mit Problemen 
der Selbstregulation wie z. B. Impulsivität, Emotionsregu¬ 
lation, Handlungs- und Planungsflexibilität und Problem- 
lösekompetenz. 

Wahrnehmung und Gedächtnis Das neuropsychologi¬ 
sche System der Wahrnehmung und des Gedächtnisses 
verarbeitet sensorische Informationen zu inneren Reprä¬ 
sentationen von Objekten und Ereignissen. Es hat seine 
biologischen Korrelate im Hippocampus und im poster¬ 
ioren Neokortex. Einschränkungen und fehlerhafte Ver¬ 
arbeitungen können zu unangepassten und dysfunktiona¬ 
len Überzeugungen und Einstellungen sowie problema¬ 
tischen Deutungen sozialer Begegnungen führen. Solche 
»kognitiven Verzerrungen« beeinflussen die Verarbeitung 
sozialer Informationen und die daraus folgenden Hand¬ 
lungen. 

■ c) Klinische Symptome/psychologisch bedeutsame 
Risikofaktoren 

Beeinträchtigungen der neuropsychologischen Funk¬ 
tionsbereiche wirken sich im Zusammenhang mit proxi¬ 
malen Umweltfaktoren auf das allgemeine psychologische 
Funktionsniveau aus und können klinische Symptome 
(State-Merkmale) verursachen. Da diese Beeinträchti¬ 
gungen singulär, aber auch in allen Funktionsbereichen 
auftreten können und diese miteinander interagieren, 
entstehen daraus unterschiedlichste klinische Symptome. 
Diese können als psychologisch bedeutsame Risikofakto¬ 
ren in Zusammenhang mit sexuellem Kindesmissbrauch 
betrachtet werden. 

Die Forschungsliteratur zu psychologisch bedeutsa¬ 
men Risikofaktoren teilt diese in vier Dimensionen ein 
(Hanson u. Harris 2000; Hanson et al. 2007): 

1. Probleme der Emotionsregulation 

2. Sozioaffektive Defizite 

3. Missbrauchsbegünstigende Einstellungen 

4. Sexuelle Selbstregulation/abweichende sexuelle Inter¬ 
essen 

Nachfolgend sollen einige Risikofaktoren dieser Dimen¬ 
sionen näher erläutert werden. 
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1. Probleme der Emotionsregulation machen sich in 
einer eingeschränkten Wahrnehmung eigener Emotionen, 
dysfunktionaler Regulation von negativen Gefühlszustän¬ 
den oder der Unfähigkeit, sich soziale Unterstützung bei 
emotionalem Stress zu holen, bemerkbar (Feelgood et 
al. 2005; Marshall et al. 2000; Ward et al. 1998; Ward u. 
Siegert 2002). Anzeichen dafür sind Impulsivität, negative 
Emotionalität, Feindseligkeit und eingeschränkte Kont¬ 
rolle von Emotionen. Sexueller Kindesmissbrauch kann 
der eigenen Regulation von (negativen) Emotionen bzw. 
Gefühlszuständen dienen, und zwar in dem Sinne, dass 
es kurzfristig zu einem wieder gesteigerten Wohlbefin¬ 
den, Entspannung und zu einer Entlastung von (negati¬ 
ven) Gefühlszuständen führt. Ursächlich dafür können 
Beeinträchtigungen der neuropsychologischen Systeme 
Motivation und Emotion, sowie Handlungsauswahl und 
-kontrolle sein, welche z. B. in Stimmungsschwankungen 
und Launenhaftigkeit, aber auch impulsivem Verhalten 
resultieren können. 

2. Sozioaffektive Defizite sind weit verbreitet unter Män¬ 
nern, die sexuellen Missbrauch begehen. Sie charakterisie¬ 
ren sich durch Intimitätsprobleme (Einsamkeit, Fehlen in¬ 
timer Beziehungen bzw. Schwierigkeit/Unwille, diese auf¬ 
zubauen, etc.; Bumby u. Hansen 1997; Marsa et al. 2004; 
Seidman et al. 1994), dem Erleben eigener Unzulänglich¬ 
keit (Depression, geringer Selbstwert, Neurotizismus etc.), 
externalisierenden Attributionsstil, passive Opferhaltung, 
Misstrauen (Elliott et al. 2009; Laulik et al. 2007; Raymond 
et al. 1999; Stinson et al. 2005; Dennison et al. 2001; Fagan 
et al. 1991; Wilson u. Cox 1983) und emotionale Kongru¬ 
enz/Identifikation mit Kindern (Wilson 1999). 

Als Hauptursache eines beeinträchtigten interper¬ 
sonellen Funktionsniveaus werden frühe unsichere Bin¬ 
dungserfahrungen angesehen (z. B. emotionaler, körper¬ 
licher und/oder sexueller Missbrauch, Stress, Zurückwei¬ 
sung). Daraus resultieren Probleme, befriedigende Bezie¬ 
hungen mit Erwachsenen zu etablieren. In diesem Zusam¬ 
menhang werden Kinder möglicherweise als Ersatz für 
erwachsene Sexual- und Beziehungspartner missbraucht 
(vgl. Ward et al. 1996; Ward u. Siegert 2002). So wird bei¬ 
spielsweise davon ausgegangen, dass soziale Isolation und 
psychologische Defizite (z. B. Intimitäts- und Bindungs¬ 
defizite) im Zusammenhang mit enthemmenden Faktoren 
(z. B. Alkohol-, Drogenmissbrauch) dazu führen können, 
dass emotionale Intimität dysfunktional über sexuelle 
Intimität hergestellt und damit im Zusammenhang mit 
Kindern sexueller Missbrauch begangen wird (Marshall 
et al. 1993; Ward et al. 1995, 1996). Darüber hinaus kann 
eine bestehende pädophile Präferenz dem Aufbau von er¬ 
folgreichen Beziehungen zu altersadäquaten Partnern im 
Wege stehen. Entsprechend kann sich das Empfinden von 
Einsamkeit und Unwirksamkeit in sozialen Beziehungen 


erhöhen und damit auch das Risiko für Missbrauchstaten. 
Diese Probleme sind assoziiert mit Beeinträchtigungen im 
Bereich der Motivation und Emotion. 

3. Missbrauchsbegünstigende Einstellungen Der Begriff 
beschreibt relativ vielfältige Phänomene in Bezug auf se¬ 
xuellen Missbrauch: kognitive Verzerrungen, irrationale 
Einstellungen, unangepasste Überzeugungen, Denkfehler, 
Entschuldigungen, Rechtfertigungen, Rationalisierungen, 
Minimierung. Allgemein werden darunter Einstellungen 
verstanden, die sexuellen Missbrauch entschuldigen oder 
rechtfertigen (Abel et al. 1984) und unter sexuellen Kin- 
desmissbrauchern entsprechend verbreitet sind (Arkowitz 
u. Vess 2003; Feelgood et al. 2005; Hanson u. Harris 2000; 
Marshall et al. 2001). Inhaltlich lassen sich verschiedene 
Grundannahmen unterscheiden (Ward 2000), beispiels¬ 
weise dass 

™ Kinder sexuelle Wesen sind, 

™ sexuelle Aktivitäten zwischen Kindern und Erwach¬ 
senen nicht schaden, 

™ die Welt der Erwachsenen gefährlich ist und nur Kin¬ 
der sichere und annehmende (Sexual-)Partner sind, 

™ eigene sexuelle Bedürfnisse unkontrollierbar sind 
und 

— der Täter aufgrund seiner Überlegenheit berechtigt 
ist, Kinder zur eigenen sexuellen Befriedigung zu 
missbrauchen. 

Vor einem sexuellen Kindesmissbrauch beeinflussen miss- 
brauchsbegünstigende Einstellungen die Informations- 
Wahrnehmung und -Verarbeitung und reduzieren Hemm¬ 
schwellen der Tat (vgl. Ward u. Siegert 2002). Nach der Tat 
erleichtern diese Überzeugungen dem Missbraucher eine 
Rechtfertigung der Tat, eine Minimierung des Schadens, 
sowie eine Reduzierung der eigenen Schuld- und Scham¬ 
gefühle. Ebenfalls führen sie zu fehlerhaften Zuschreibun¬ 
gen der Konsequenzen, Verleugnung, Verschiebung der 
Verantwortlichkeit, indem das Opfer abgewertet wird, 
und Rationalisierung des Verhaltens (Hayashino et al. 
1995). Auf diese Weise kann sexueller Kindesmissbrauch 
fortgesetzt bzw. aufrechterhalten werden (Bumby 1996; 
Prentky u. Knight 1991). Missbrauchsbegünstigende Ein¬ 
stellungen lassen sich dem neuropsychologischen System 
von Wahrnehmung und Gedächtnis zuschreiben. 

4. Pädophile sexuelle Präferenz Diese geht einher mit 
sexuellen Fantasien und (Beziehungs-)Wünschen in Be¬ 
zug auf Kinder sowie mit sexuellen Verhaltensimpulsen. 
Metaanalysen bestätigen sexuelle Devianz im Allgemei¬ 
nen als vordergründigen Risikofaktor für sexuellen Miss¬ 
brauch (Hanson u. Morton-Bourgon 2005). Im Speziellen 
erhöht eine bestehende Pädophilie das Risiko für erst¬ 
maligen und wiederholten sexuellen Kindesmissbrauch 
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(Hanson u. Morton-Bourgon 2004). In der Literatur wird 
vor allem der Zusammenhang zwischen dem Auftreten 
abweichender sexueller Fantasien (beispielsweise über 
sexuelle Handlungen mit Minderjährigen) und daraus 
resultierenden sexuellen Verhaltensweisen diskutiert. Für 
diesen Zusammenhang ist vor allem das Ausmaß der se¬ 
xuellen Selbstregulation relevant. Dabei geht es um ein 
abnormal hohes Interesse an Sexualität allgemein, die 
Fähigkeit, sich von sexuellen Fantasien oder Impulsen zu 
distanzieren sowie sexuelles Verhalten (z. B. Selbstbefrie¬ 
digung, Pornografiekonsum, sexuelle Kontakte) nicht in 
einem beeinträchtigenden Ausmaß zur Reduzierung ne¬ 
gativer Gefühlszustände einzusetzen (Cortoni u. Marshall 
2001; Mann et al. 2010; Marshall et al. 2008). Probleme 
der sexuellen Selbstregulation und abweichende sexuelle 
Präferenz lassen sich allen drei neuropsychologischen Sys¬ 
temen zuschreiben. 

Bei pädophilen Männern führt meist das Vorliegen 
zusätzlicher klinischer Symptome zu einem sexuellen 
Kindesmissbrauch (vgl. Ward u. Siegert 2002). Ein Zu¬ 
sammenhangsmechanismus könnte sich folgendermaßen 
gestalten: 

— Schwierigkeiten, seine Emotionen zu regulieren, vor 
dem Hintergrund von missbrauchsbegünstigenden 
Einstellungen könnte die Beschäftigung mit pädophi¬ 
len Fantasieinhalten begünstigen. 

— In Verbindung mit fehlender sexueller Selbstregula¬ 
tion steigt das Risiko, einen sexuellen Missbrauch zu 
begehen, um emotionale und sexuelle Bedürfnisse zu 
befriedigen. 

™ Dieser Mechanismus wird durch proximale Umwelt¬ 
faktoren ausgelöst. 

Die emotionalen/psychologischen und sozialen Konse¬ 
quenzen eines sexuellen Kindesmissbrauchs beeinflussen 
den Täter, das Opfer sowie den unmittelbaren Lebensraum 
und tragen damit entweder zu einer Aufrechterhaltung 
oder sogar Eskalation bzw. Beendigung des Übergriffsver- 
haltens bei. Der sexuelle Kindesmissbrauch wird so wahr¬ 
scheinlicher wiederholt, wenn durch die Tat klinische 
Symptome/psychologische Risikofaktoren aufrechterhal¬ 
ten oder verstärkt werden (z. B. Steigerung der sozialen 
Isolation, weitere Aktivierung von missbrauchsbegünsti¬ 
genden Einstellungen etc.), das Opfer keine Möglichkeit 
hat, sich dem Missbrauch zu entziehen (z. B. Drohung, 
Scham, Schuld etc.) und die soziale Umwelt nicht inter¬ 
venierend wirkt/wirken kann. 

Allgemein kann gesagt werden, dass die Wahrschein¬ 
lichkeit für einen sexuellen Kindesmissbrauch mit der 
Ausprägung (Qualität), aber auch der Anzahl vorliegender 
klinischer Symptome bzw. dynamischer Risikofaktoren 
(Quantität) beim Täter steigt (Thornton u. Beech 2002). 


11 . 2.2 Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
zwischen sexuellen 
Kindesmissbrauchern und Nutzern 
von sexuellen 
Missbrauchsabbildungen 


Neben dem tatsächlich sexuellen Kindesmissbrauch ist 
auch die Nutzung von Missbrauchsabbildungen (im Sinne 
von Kinderpornografie) eine weitere Form sexueller Aus¬ 
beutung von Kindern, die zu ihrer Viktimisierung beiträgt. 
Die Nutzung von solchen Abbildungen ist kein opferloses 
Verbrechen, da jede Produktion eines solchen Bildes mit 
einem tatsächlichen sexuellen Kindesmissbrauch einher¬ 
geht und diesen darstellt. Nutzer von Missbrauchsabbil¬ 
dungen missbrauchen nicht direkt ein Kind, erhöhen mit 
ihrer Nutzung allerdings die Nachfrage und missbrauchen 
dadurch auf indirekte Weise. Außerdem gibt es Hinweise, 
dass die Rückfallrate unter verurteilten Sexualstraftätern 
höher ist, die Missbrauchsabbildungen nutzen, im Ver¬ 
gleich zu denen, die Missbrauchsabbildungen nicht nut¬ 
zen (Endrass et al. 2009). 

Von Bedeutung für die Risikoeinschätzung und das 
-management von Nutzern von Missbrauchsabbildun¬ 
gen bezüglich weiteren Deliktverhaltens (Übergang zum 
direkten sexuellen Missbrauch, Eskalation der Nutzung) 
sowie einer abgestimmten präventiven Therapie ist Wis¬ 
sen um die Charakteristiken dieses speziellen Tätertyps 
notwendig, auch in Abgrenzung zu Tätern sexuellen Kin¬ 
desmissbrauchs. 

In ihrer Metaanalyse verglichen Babchishin et al. (2011) 
verurteilte Nutzer von Missbrauchsabbildungen mit ver¬ 
urteilten sexuellen Kindesmissbrauchern hinsichtlich 
soziodemografischer sowie statischer und dynamischer 
Risikofaktoren. Deutlich zeigt sich hier, dass verurteilte 
Nutzer von Missbrauchsabbildungen eine stärkere sexuelle 
Ansprechbarkeit auf Kinder haben sowie größere Proble¬ 
me der sexuellen Selbstregulation. Die Nutzung von Miss¬ 
brauchsabbildungen wird daher als starker diagnostischer 
Indikator für eine bestehende Pädophilie gesehen (Seto 
et al. 2006). Des Weiteren konnte gezeigt werden, dass 
Männer mit einem verurteilten Kinderpornografiedelikt 
jünger waren, weniger kriminelle Vorstrafen und eher ein 
bestehendes Beschäffigungsverhältnis hatten. In ihrer Ent¬ 
wicklung waren sie seltener Opfer von körperlichem Miss¬ 
brauch. Im Sinne des interpersonellen Funktionsniveaus 
befanden sie sich seltener in intimen Beziehungen, zeigten 
weniger emotionale Identifikation mit Kindern sowie einen 
externalisierenden Attributionsstil und geringere Ausprä¬ 
gungen psychopathischer Wesenszüge. Ebenfalls zeichne¬ 
ten sie sich durch weniger missbrauchsbegünstigende Ein¬ 
stellungen und Defizite der Opferempathie aus sowie durch 
weniger Probleme der allgemeinen Selbstregulation. 
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11 . 2.3 Frauen und sexueller 
Kindesmissbrauch 


Während Frauen überwiegend als Opfer von sexuellem 
Kindesmissbrauch wahrgenommen werden, wird ihrer 
Rolle als mögliche Täter nur langsam, aber zunehmend 
wissenschaftliche Beachtung geschenkt (Gannon u. Rose 
2008a; Grayston u. DeLuca 1999; Matravers 2005; Robin¬ 
son 1998). Über die Verbreitung weiblicher Missbrauch¬ 
staten wird generell gesagt, dass sie im Vergleich zu männ¬ 
lichen Missbrauchstaten deutlich seltener Vorkommen. 
In Deutschland liegt laut polizeilicher Kriminalstatistik 
(Bundeskriminalamt 2000) der Anteil der Frauen an den 
Tatverdächtigen für sexuellen Kindesmissbrauch bei 2,3%. 
Allerdings muss ebenso wie bei männlichen Missbrauchs¬ 
tätern davon ausgegangen werden, dass ein beachtlicher 
Teil im Dunkelfeld stattfindet. Als Konsequenz dieser ver¬ 
gleichsweise eher geringen Prävalenz sind Forschungsbe¬ 
mühungen zur Charakterisierung von weiblichen Miss- 
brauchstäterinnen hinsichtlich der spezifischen Risiko¬ 
prognostik und Therapieplanung zwar noch (vor allem 
bezüglich kleiner Stichproben) ungenügend, geben aber 
zunehmend Hinweise auf mögliche Besonderheiten und 
Unterschiede dieser Tätergruppe im Vergleich zu männ¬ 
lichen Missbrauchstätern. 

Die ersten Versuche der Erklärung von weiblichen 
Missbrauchstaten basieren auf der Anwendung von Theo¬ 
rien, die innerhalb von männlichen Tätergruppen gene¬ 
riert wurden, was jedoch mittlerweile als unzureichend 
angesehen wird (Harris 2010). Geschlechtsbezogene 
Herangehensweisen versuchen Schlüsselmerkmale zu 
identifizieren, die spezifischer für weibliche Täter sind. 
In einem umfassenden Literaturreview beschreiben Gan¬ 
non u. Rose (2008a,b) weitere Unterschiede zwischen 
männlichen und weiblichen Missbrauchstätern hin¬ 
sichtlich soziodemografischer Merkmale, Entwicklungs¬ 
bedingungen und Tatmerkmalen. So gibt es empirische 
Hinweise darauf, dass weibliche Täterinnen jünger sind, 
einen geringeren Bildungshintergrund und damit einen 
geringeren sozioökonomischen Status haben. Sie sind zu¬ 
meist Opfer schwerwiegender verbaler, körperlicher oder 
sexueller Missbrauchserfahrungen, was häufig verknüpft 
ist mit Selbstwertdefiziten, Passivität, psychischen Prob¬ 
lemen und Abhängigkeit in der Adoleszenz und im Er¬ 
wachsenenalter. Zudem geraten sie dadurch häufig wieder 
in missbräuchliche und unter Umständen gewalttätige 
Beziehungen. Im Vergleich zu männlichen Tätern sind 
Missbrauchstäterinnen vorwiegend Betreuungspersonen 
(Mütter, Angehörige, Babysitter etc.) und kennen ihre 
Opfer meist persönlich. Es gibt relativ deutliche Hinwei¬ 
se darauf, dass die Mehrzahl der Missbrauchstäterinnen 
(zwischen 50 und 70 %) sexuellen Kindesmissbrauch 


zusammen mit einem männlichen Täter (häufig Bezie¬ 
hungspartner) begehen, wohingegen Missbrauchstäter 
eher Einzeltäter sind. Außerdem scheint für Täterinnern 
ein sexuell weniger invasives Tatvorgehen charakteristisch 
(weniger anale und orale Penetration, vgl. Kaufman et al. 
1995) sowie die Auswahl eher jüngerer männlicher Opfer. 

Basierend auf diesen verschiedenen Merkmalen wird 
in einer etwas differenzierteren Herangehensweise ver¬ 
sucht, Typologien zu erstellen, welche versuchen, die He¬ 
terogenität weiblicher Missbrauchstaten zu erklären und 
zu systematisieren (z. B. Gannon et al. 2008b; Mathews et 
al. 1989; Vandiver u. Kercher 2004) und damit mögliche 
Hinweise für die Behandlung zu geben. In ihrem Litera¬ 
turreview diskutieren Gannon und Rose (2008a) einige 
dieser verschiedenen Typologien und extrahieren daraus 
grundlegende Übereinstimmungen, die für weibliche 
Missbrauchstäter etabliert sind. Es gibt Täterinnen, die 
eher mit adoleszenten männlichen Jugendlichen se¬ 
xuelle Kontakte haben, 

— gemeinsam mit einem männlichen Täter Missbrauch 
begehen (dazu gezwungen oder genötigt werden, aus 
Angst vor Verlust des Partners und um Intimität zum 
Mittäter zu erhalten; manchmal auch ohne Druck), 

— eher vorpubertäre Kinder sexuell missbrauchen oder 
Missbrauch begehen als nur einen Aspekt einer um¬ 
fangreicheren kriminellen Karriere. 

Obwohl beide Geschlechter sexuell Kinder missbrauchen, 
scheinen ihre Motive unterschiedlich. Aus den bisherigen 
Darstellungen ergibt sich die Schlussfolgerung, dass se¬ 
xueller Kindesmissbrauch durch Frauen fast ausschließ¬ 
lich - und damit zu einem weitaus größeren Anteil als 
bei Männern - als Ersatzhandlungen betrachtet werden 
können. Es gibt nahezu keine empirischen Belege dafür, 
dass Missbrauchstaten durch Frauen einen pädophil-mo- 
tivierten Hintergrund haben (vgl. Gannon u. Rose 2008a), 
auch wenn durch die Missbrauchshandlungen möglicher¬ 
weise sexuelle Befriedigung gesucht und gefunden wird. 
Demnach liegt es auch nahe, dass die zuvor beschriebe¬ 
nen motivationalen Hintergründe bei männlichen Ersatz¬ 
handlern bis zu einem gewissen Ausmaß auch bei Frauen 
zutreffen. 

Zusammenfassend schlussfolgern Cortoni und Han- 
son (2005) in ihrem Literaturreview zu weiblichen Miss¬ 
brauchstäterinnen, dass diese weniger spezifische sexual- 
delinquente Merkmale als Männer aufweisen und hin¬ 
sichtlich der Risikoeinschätzung tendenziell ähnlicher 
sind zu allgemeindelinquenten Frauen. Entsprechend 
spielen hier Faktoren wie antisoziale Einstellungen, Subs¬ 
tanzmissbrauch, problematische Beziehungen und emo¬ 
tionale Regulationsdefizite eine größere Rolle (Blanchette 
2001 ). 
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Exkurs: Fallvignette 1 - Beziehungsmotivierte 
»Mittäterin« 

Anlass der Begutachtung war eine Anklage gegen die 
34-jährige D. wegen schweren sexuellen Kindesmiss¬ 
brauchs an ihrer eigenen Tochter. Sie ist Mutter von vier 
Töchtern, die aus drei längeren Beziehungen hervorge¬ 
gangen sind. Die Älteste wurde im Alter von acht Jahren 
mehrfach Opfer von sexuellen Missbrauchshandlungen 
durch den Stiefvater, mit dem D. eine gemeinsame jün¬ 
gere Tochter hatte. Ausweislich eines Handy-Films, den 
sie selbst gefertigt hatte, war sie zumindest in einem Fall 
an dem schweren sexuellen Missbrauch der Tochter be¬ 
teiligt (vaginale und anale Penetration durch den Stief¬ 
vater). Von ihr vorgenommene sexuelle Handlungen an 
dem Kind sind dabei dem Filmdokument nicht zu entneh¬ 
men, wohl aber sexuelle Handlungen, die sie im Beisein 
der Tochter an ihrem Ehemann vornahm (Oralverkehr). 

D. stammt aus ungünstigen primär familiären Be¬ 
dingungen und gelangte daher im Alter von drei Jahren 
gemeinsam mit der älteren Schwester zu einer Pflegefa¬ 
milie, in der sie gemeinsam mit der Tochter der Pflege¬ 
eltern aufwuchs. In der Exploration der Sexualfantasien 
ergaben sich keine Hinweise auf paraphile Erregungsmus¬ 
ter. Hinsichtlich der sexuellen Präferenzstruktur bestand 
eine sexuelle Ausrichtung auf das erwachsene Körper¬ 
schema des männlichen Geschlechts. Zudem lag eine ver- 
meidend-selbstunsichere Persönlichkeitsstörung vor, d. h. 
ein durchgängiges Muster von sozialer Gehemmtheit, In¬ 
suffizienzerleben und Überempfindlichkeit gegenüber 
negativer Beurteilung. Die ungünstigen primärfamiliären 
Entwicklungsbedingungen hatten sich bei ihr zu einem 
negativen Selbstkonzept verdichtet und dazu geführt, dass 
sie in der Wahrnehmung von Umgebungspersonen be¬ 
sonders auf negative Reaktionen achtete, die ihr Selbst¬ 
bild, dass sie von niemandem geliebt, sondern ständig von 
anderen entwertet wird, bestätigten. 

Mit der Aufnahme soziosexueller Kontakte macht sie 
recht früh die Erfahrung, dass sie im Rahmen sexueller 
Interaktionen Wertschätzung erfährt. Sie empfand sich 
als von den Männern begehrt und fühlte sich zumindest 
in den Momenten sexueller Interaktion für ihre Partner 
wichtig und von Bedeutung. Gleichzeitig erlebte sie ihre 
sexuellen Kontakte als intensiv und erregend. Dies galt 
auch für ihren letzten Ehemann, der - mit ihrer Unter¬ 
stützung - ihre älteste Tochter missbrauchte. Dieser war 
ihr von der Intelligenz her überlegen, verdiente das Fami¬ 
lieneinkommen und sandte ihr viele Signale, die sie und 
seine nicht leiblichen Kinder im Alltagsleben entwerteten 
(unter anderem Hausarbeit, Umgang mit Geld). Die ein¬ 
zigen Momente, in der sie Akzeptanz und Anerkennung 
von ihm erfahren hatte, waren die der sexuellen Bezie¬ 
hungsebene. Ihre diesbezügliche Funktionsfähigkeit war 
zugleich ein wichtiger »Beleg« für ihre Selbstwirksamkeit. 


Ihrem Ehemann, der eine nicht ausschließliche pädo¬ 
phile Präferenz aufwies, hatte sie nur wenig entgegenzu¬ 
setzen, als dieser seine sexuellen Wünsche ihr gegenüber 
ausweitete. So brachte er sie zunächst dazu, die Rolle des 
»Schulmädchens« einzunehmen und machte ihr zuneh¬ 
mend Mitteilungen über gewünschte sexuelle Aktivitäten 
mit der ältesten Tochter. In ihrem starken Wunsch nach 
Anerkennung und Selbstwirksamkeitserleben sowie dem 
Wissen um die jederzeit drohende Entwertung bleibt sie 
bei diesen Mitteilungen in einer passiven Ambivalenz und 
grenzt sich nicht ab. Auf diese Weise ist sie durch den 
Ehemann innerlich schon vorbereitet, als es zu sexuellen 
Handlungen mit der Tochter kommt. Das Filmen sexuel¬ 
ler Handlungen ist ihr ebenfalls vertraut, da sie dies auf 
Anregung ihres Mannes schon häufiger mit ihm gemacht 
habe, allerdings ohne darin selbst einen Gewinn zu sehen. 
Ihr Mann lässt D. im Verlauf des Missbrauchsgeschehens 
deutlich seine Wertschätzung spüren, indem er sie immer 
wieder außerordentlich lobt, während er sich gegenüber 
dem Kind nur durch Anweisungen äußert. 

Bezogen auf die geschädigte älteste Tochter bestand 
bei D. insofern eine besondere Gefühlsmischung, als das 
Kind ihr mehr Erziehungsschwierigkeiten bereitete als 
die anderen Töchter. Daher fühlte sie sich diesbezüglich 
durch ihren Ehemann stärker angreifbar, zumal es sich 
nicht um sein eigenes Kind handelte. Es entstand in ihr 
eine Ambivalenz, weil sie einerseits das Leid erkannte, das 
dem Mädchen durch den sexuellen Kindesmissbrauch an¬ 
getan wurde, andererseits sah sie aber den Nutzen, der 
für sie aus der Zufriedenheit ihres Mannes resultierte. In 
ihren Augen wurde ihm gewissermaßen ein Ausgleich für 
die anderweitigen »Zumutungen« durch das »schwierige« 
Kind geschaffen. Diesen Konflikt milderte sie zusätzlich 
dadurch ab, dass sie sich einredete, die Tochter nehme an 
dem Geschehen gerne teil. Nach ihrem Eindruck führte 
diese auch alle gewünschten Praktiken bereitwillig durch. 
D. sagte später, sie sei in der Missbrauchssituation prak¬ 
tisch nur mit sich befasst gewesen und ein Einfühlungs¬ 
vermögen in die Tochter fehlte vollständig - beides Aus¬ 
druck der selbstunsicher-vermeidenden Persönlichkeits- 
problematik. Eine auf den eigenen sexuellen Lustgewinn 
zielende Motivation lag hier - im Gegensatz zum Ehe¬ 
mann - nicht vor. 

11.3 Täterstrategien 


Die forensische Forschung betont die Relevanz der Täter- 
Opfer-Interaktion in Bezug auf den Verlauf einer Straftat, 
allerdings gibt es nur eingeschränkt empirische Evidenz, ge¬ 
rade im Bereich des sexuellen Kindesmissbrauchs. Generell 
basiert die Analyse von Straftaten und das Verständnis ihres 
Verlaufs oft auf Annahmen der Rational-Choice-Theorie 
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(Cornish u. Clarke 2008). Diese geht davon aus, dass sich 
Täter im Allgemeinen für eine Straftat entscheiden, um mit 
dieser Handlung einen Gewinn oder ein Vorteil zu errei¬ 
chen (z. B. Dominanz/Macht über andere, Geld, Rache oder 
sexuelle Befriedigung). Diese Entscheidungen sind das Re¬ 
sultat eines Prozesses, in dem Kosten (z. B. Risiko der Ent¬ 
deckung etc.) und Nutzen, aber auch die Wahrscheinlich¬ 
keit erwogen werden, mit der das gewünschte Ziel erreicht 
wird. Generell versuchen Straftäter bei der Begehung ihrer 
Taten das Risiko der Entdeckung zu minimieren und den 
eigenen Nutzen zu maximieren. Dieser Ansatz ist das theo¬ 
retische Rahmenmodell, wenn es um Entscheidungen und 
Strategien geht, die ein Täter im Zusammenhang mit seiner 
Tat fällt bzw. nutzt (vgl. Ledere et al. 2009b). 

Forschung und klinische Erfahrung konnten zeigen, 
dass Missbrauchstäter eine Vielzahl von Strategien nut¬ 
zen, welche schrittweise eine Tat vorbereiten (Ledere et 
al. 2009a). In Abhängigkeit von der Motivation des Täters 
kommen dabei alle oder nur ein Teil der Schritte zum Tra¬ 
gen, mit dem Ziel, das Kind aktiv in den Missbrauchsvor¬ 
gang miteinzubeziehen (Cornish 1998): 

Vorbereitungsphase: Vorwegnahme des Missbrauchs 
in Sexualfantasien, ggf. Nutzung von Missbrauchsab¬ 
bildungen, Auswahl eines Tatsettings etc. 

— Eintritt in ein Setting mit Kontaktmöglichkeit zu 
einem Kind 

— Nutzung von Rahmenbedingungen: Abwesenheit 
sozialer Kontrolle, Autorität, Rolle/Stellung, Zugangs¬ 
rechte, Anwesenheit etc. 

™ Identifizierung eines potenziellen Opfers nach be¬ 
stimmten Kriterien 

— Initiierung von Interaktion/Kontakt (Grooming) 

— Aktualisierung/Aufrechterhaltung, aber auch zielge¬ 
richtete und instrumentelle Gestaltung des Kontaktes 

™ Sexueller Kindesmissbrauch 

— Nachbedingungen (Nachtatverhalten) 

In empirischen Studien zum sexuellen Kindesmissbrauch 
wurde der »modus operandi« als intentionales Verhaltens¬ 
muster definiert, das Täter vor, während und nach der Be¬ 
gehung von sexuellen Übergriffen zeigen (Kaufman et al. 
1996; Ledere u. Trembley 2007). Die in einem Tatverlauf ge¬ 
nutzten »modi operandi« bzw. der Verlauf des eigentlichen 
Missbrauchs interagieren mit anderen Einflussfaktoren wie 
den Eigenschaften des Opfers (z. B. psychische und 
physische Vulnerabilität, Alter, Geschlecht, körper¬ 
liches Aussehen), 

— den Eigenschaften des Täters (z. B. Präferenztäter, 
Ersatzhandlungstäter etc.), 

— deren Beziehung (z. B. Verwandtschaft, Fremder, Er¬ 
zieher etc.), aber auch 

— situativen Bedingungen (z. B. behaviorale Ansprech- 
barkeit eines Kindes, Möglichkeit einer Beziehungs¬ 
gestaltung etc.). 


Häufig sind die Kinder in einer vertrauensvollen Bezie¬ 
hung mit dem Täter, in der sie auf unterschiedlichste Ar¬ 
ten manipuliert werden, mit der Intention, sie an sexuel¬ 
ler Aktivität mit dem Täter zu beteiligen (Young 1997). 
Ebenfalls befinden sich Kinder aufgrund des Altersunter¬ 
schiedes und ihrer kognitiven Unreife in einem Abhän¬ 
gigkeitsverhältnis zu dem Täter, welches wiederum das 
Tatgeschehen beeinflusst. In diesem Sinne lassen sich vier 
grundlegende intentionale Verhaltensmuster (»modus 
operandi«) unterscheiden (Kaufman et al. 1996): 

11.3.1 Vertrauen gewinnen 


Mit dem Ziel, Vertrauen und Kooperationsbereitschaff zu 
gewinnen, erhält das potenzielle Opfer Aufmerksamkeit 
und eine gesteigerte Zuwendung. Die Beziehung zu dem 
Kind wird aktiv und positiv aufgebaut und gestaltet (z. B. 
gemeinsame Ausflüge, Gespräche, etc.). 

Gerade bei jüngeren Kindern bauen Täter im Vorfeld 
ein stabiles Vertrauensverhältnis auf. 


11.3.2 Kooperation durch Desensibilisierung 
und Geschenke/Privilegien 


Studien konnten zeigen, dass die meisten der Missbrauchs¬ 
täter ihre Opfer graduell desensibilisieren. Die Zulassung 
von körperlichem Kontakt durch das Kind wird erprobt, 
um diesen dann nach und nach bis zu explizit sexuellem 
Verhalten zu steigern. So wird ein Übergang von nicht se¬ 
xuellen Berührungen zu sexuellen Berührungen geschaf¬ 
fen (Berliner u. Conte 1990; Christiansen u. Blake 1990). 
Sexuelle Interaktionen zwischen Täter und Opfer werden 
z. B. als Bestandteil von gewöhnlichen Spielaktivitäten, 
einer angemessenen Betreuung oder Familieninteraktio¬ 
nen normalisiert. Erste sexuelle Kontakte von Tätern wer¬ 
den als normale Aufgabe von Kindern relativiert, welche 
auf das »Erwachsensein« vorbereiten sollen (Young 1997). 
Diese graduelle Desensibilisierung und Normalisierung 
kann auch das Zeigen von Pornografie beinhalten. 

Ebenfalls erhalten die Kinder Geld oder andere Ge¬ 
schenke bzw. kommen in den Genuss von Privilegien, 
welche eine weitere Kooperation erhöhen sollen. 

11.3.3 Drohung, Zwang und Gewalt 


Eine weitere Möglichkeit, um die Kooperation zu erhö¬ 
hen, ist diese durch Drohung oder körperliche Gewalt 
zu erzwingen. Die Täter werden ärgerlich, laut, aggressiv 
oder gewalttätig, nutzen körperliche Gewalt, betäuben 
(Alkohol, Drogen) oder verletzen die Kinder, um sie zu 
sexueller Aktivität zu nötigen. Dieses Tatverhalten wird 
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nicht im Zusammenhang mit Strategien zur Vertrauens¬ 
gewinnung oder Kooperationserhöhung gezeigt und ist 
häufiger mit schweren sexuellen Übergriffen assoziiert 
(Ledere u. Tremblay 2007). 

11.3.4 Methoden, um Verschwiegenheit 

auch nach dem sexuellen Missbrauch 
zu erhalten 


Um nach einem begangenen sexuellen Missbrauch die 
Verschwiegenheit über die Tat zu erhöhen, nutzen Tä¬ 
ter emotionale Erpressung, indem sie z. B. drohen, be¬ 
stehende Privilegien zu entziehen, die Kinder zu verletzen 
oder zu beschämen. 

Aufgrund ihres kognitiven Entwicklungsstandes ha¬ 
ben Kinder eher Schwierigkeiten, die einer Tat eventuell 
vorausgegangenen Manipulationen hinter positiv wahr¬ 
genommenen, nicht sexuellen Aktivitäten zu erkennen. 
Daher nehmen sie sich im gesamten Tathergang auch eher 
als aktive und willige Beteiligte in einer »Beziehung« wahr, 
was wiederum nach einer Tat Gefühle von Mitschuld her- 
vorrufen kann und gleichzeitig die eigene Scham und da¬ 
mit auch Verschwiegenheit erhöht. 

Die Schwere des sexuellen Übergriffes (z. B. direkt vs. 
indirekt oder penetrativ vs. nichtpenetrativ) und seine 
Dauer (einmalig, mehrmals, über Monate oder Jahre), die 
Opferbeteiligung, der »modus operandi«, aber auch die 
spezifischen Opfer- und Tatmerkmale (z. B. Geschlecht 
des Opfers, Täter-Opfer-Verhältnis) können am besten 
als wechselseitig abhängige Ereignisse gesehen werden. 
Die Schwere des sexuellen Übergriffs ist auch abhängig 
sowohl vom Geschlecht des Opfers als auch vom Grad sei¬ 
ner verbalen und/oder körperlichen Abwehr. So werden 
eher Mädchen bzw. ältere Kinder Opfer von schweren se¬ 
xuellen Übergriffen (Penetration; Ledere et al. 2009b). Im 
Gegenzug dazu ist das Ausmaß der Abwehr von der »Fä¬ 
higkeit« des Täters abhängig, die Kooperation des Opfers 
durch Strategien der Vertrauens- und Kooperationserhö¬ 
hung zu gewinnen und die Verschwiegenheit des Opfers 
durch Strategien der emotionalen Erpressung aufrechtzu¬ 
erhalten (Ledere u. Tremblay 2007). Gleichzeitig können 
das Verhalten des Täters und die Art und Weise der (se¬ 
xuellen) Interaktion mit dem Kind durch die Präferenz¬ 
struktur bzw. Fantasieinhalte bezüglich der bevorzugten 
sexuellen Interaktion bestimmt sein (siehe Fallvignette 2 
- pädophil-motivierter Missbrauchstäter/Präferenztäter). 

Die Häufigkeit der Nutzung der verschiedenen »modi 
operandi« variiert mit dem Alter, aber nicht mit dem Ge¬ 
schlecht des Kindes. Sie steigt vom Säuglingsalter (0-3 
Jahre) bis zur mittleren Kindheit (4-9 Jahre) und sinkt 
dann von der mittleren Kindheit wieder bis zur Adoles¬ 
zenz (Kaufmann et al. 1996). 


Das genauere Wissen um spezifische Täterstrategien 
und Tatabläufe ermöglicht das Ermessen und die Planung 
von Präventionsmaßnahmen. Eine sichere Umwelt für 
Kinder zu gewährleisten, bedeutet auch, dass Bezugsper¬ 
sonen typische Tatabläufe schon zu Beginn erkennen kön¬ 
nen. Ebenfalls müssen Kinder dafür sensibilisiert werden, 
unangemessene Berührungen von angemessenen unter¬ 
scheiden zu können, um sich gegen diese zu wehren. 

Bei den folgenden beispielhaften tatphänomenologi¬ 
schen Beschreibungen soll es darum gehen, Charakteris¬ 
tika eines sexuellen Übergriffs anhand eines Musters von 
individuellen Risikofaktoren, sowie typischen Merkmalen 
eines Tatablaufs hervorzuheben, welche aber niemals all¬ 
gemeingültig sind oder die individuelle Persönlichkeit zur 
Darstellung bringen können. 

Exkurs: Fallvignette 2 - pädophil-motivierter 
Missbrauchstäter (Präferenztäter) 

Der 35-jährige K. stellte sich zum Erstgespräch in der se¬ 
xualmedizinischen Ambulanz wegen wiederholt begange¬ 
nem sexuellen Kindesmissbrauchs vor. Er berichtete von 
starkem sexuellem Interesse an Kindern, welches sich aus¬ 
schließlich auf Jungen im Alter zwischen 6-10 Jahren be¬ 
ziehe. Im Zusammenhang damit gab er ebenfalls an, eine 
angewachsene Sammlung an FKK-Filmen und -Heften 
zu nutzen, welche Jungen in dem entsprechenden Alter 
darstellen. Auch Begleitfantasien bei der Selbstbefriedi¬ 
gung erhielten ausschließlich Szenen pädophilen Inhalts. 
Gleichzeitig bestünde kein Interesse an sexuellen Kontak¬ 
ten mit erwachsenen Frauen und Männern. 

Der Patient stammte aus einem äußerlich geordne¬ 
ten Elternhaus. Der Vater war von Beruf Geschäftsführer 
eines kleineren Unternehmens, die Mutter Musikerin. Als 
er zehn Jahre alt war, ließen sich die Eltern scheiden, was 
ihn stärker traf als den zwölf Jahre älteren Bruder. Durch 
den bald folgenden Auszug des Bruders war K. ausschließ¬ 
lich auf die Mutter bezogen, mit der er Warmherzigkeit 
verband. Den Vater hingegen hatte der Patient weitge¬ 
hend als entwertend und emotional vernachlässigend in 
Erinnerung. Auch ging dieser außereheliche Beziehungen 
ein und bekannte sich nicht zu seiner Mutter und ihm. K. 
konnte sich gut erinnern, wie er sich zunehmend wünsch¬ 
te, der Vater möge die Familie verlassen. 

Der Patient war ein ausgesprochen guter Schüler, über¬ 
durchschnittlich intelligent und wurde von vielen Lehrern 
bevorzugt. Ein hübsches Äußeres mit freundlichen Ge¬ 
sichtszügen, hoher Aufgeschlossenheit und rascher Auf¬ 
fassungsgabe machten ihn zu einem beliebten Mitschüler, 
der allerdings ab der Pubertät dadurch auffiel, dass er keine 
Kontakte mit gleichaltrigen Mädchen einging, obschon sich 
viele für ihn interessierten. Nach dem Abitur studierte er Pä¬ 
dagogik und engagierte sich ehrenamtlich beim CVJM, wo 
er nach Abschluss seines Studiums als Heimleiter tätig war. 
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Hinsichtlich seiner sexuellen Entwicklung führte K. 
aus, kindliche Sexualspiele mit Gleichaltrigen sowie eine 
Sexualaufklärung durch das Elternhaus nicht zu erinnern. 
Beginn der Selbstbefriedigung war mit ca. 11 Jahren. Etwa 
in diesem Alter ereignete sich ein erster »Zwischenfall mit 
einem kleinen Jungen«, der ca. sechs Jahre alt gewesen sei 
und dem er zeigen wollte, »was onanieren ist«. Er berich¬ 
tete, dass erst er selbst masturbatorische Bewegungen an 
seinem erigierten Genital gezeigt hätte und dass er dann 
den kleinen Jungen aufgefordert hätte, dies bei sich selbst 
auszuprobieren. Schließlich habe K. auch den Jungen ver¬ 
anlasst, seinen Penis in den Mund zu nehmen bzw. daran 
»zu lecken«. Mit 14 Jahren habe er regelmäßig (d. h. täg¬ 
lich) masturbiert. In den entsprechenden Begleitfantasien 
waren nach Angaben von K. seit der Pubertät ausschließ¬ 
lich pädophile Inhalte vertreten. Darin begegnete ihm ein 
neugieriger, sympathischer präpubertärer Junge, den er 
zu sexuellen Handlungen (gegenseitige Masturbation und 
Oralverkehr) animieren konnte bzw. der sich dafür inter¬ 
essierte, wenn er an sich selbst sexuelle Handlungen vor¬ 
nahm. Diese sexuell präferierte Interaktion spiegelte sich 
auch in seinem später umgesetzten Tatverhalten wider. 

Während seiner Studienzeit, aber auch später als Heim¬ 
leiter, kam es immer wieder zu sexuellen Übergriffen auf 
Jungen im Alter zwischen 6 und 10 Jahren. Diese hatte er 
in der Regel auf Spielplätzen oder in Schwimmbädern ken¬ 
nengelernt und zu ihnen eine freundschaftliche Beziehung 
aufgebaut. Die Wohnung von K. wurde für die zumeist aus 
sozial schwachen Familien stammenden Jungen zu einem 
beliebten Treffpunkt, wo angenehme Freizeitaktivitäten 
(Kartenspielen, Videospiele, Fernsehen, Cola trinken etc.) 
stattfanden. K. kümmerte sich auch um Schulaufgaben 
und half als gelernter Pädagoge mit Nachhilfeunterricht. 
Zu den sexuellen Handlungen kam es in psychologisch 
abgestuften Schritten und immer erst nach einer gewissen 
Zeit gegenseitiger Wertschätzung. Er bat darum, Nacktauf¬ 
nahmen von den Jungen machen zu dürfen, und bot ihnen 
kleine Geldbeträge, wenn sie nackt zusammen schmusten. 
Als weitere »kleine Belohnung« stellte er wiederum Geld 
in Aussicht, wenn es zum gegenseitigen Onanieren käme 
- was die Jungen in der Regel mitmachten, zumal sie K. 
mochten. K. beschreibt, dass er immer gewaltlos vorge¬ 
gangen sei. Die Jungen hätten die sexuellen Handlungen 
mit ihm nicht widerwillig durchgeführt und keiner von 
ihnen hätte Schaden genommen. Wenn er zu ihnen keine 
Beziehungen aufbauen könne, sei er »seines Menschseins 
beraubt« und brauche nicht mehr zu leben. 

Exkurs: Fallvignette 3 - Nicht pädophil 
motivierter Missbrauchstäter (Ersatzhand¬ 
lungstäter) 

Der zu Beginn des Missbrauchs 42-jährige, knapp durch¬ 
schnittlich intelligente G. stammte aus einfachen, kin¬ 


derreichen familiären Verhältnissen (vier Geschwister). 
Durch den frühen Tod des Vaters (im 2. Weltkrieg ge¬ 
fallen) mit einem Stiefvater konfrontiert, den er fast nur 
als alkoholisiert und gewalttätig (gegenüber der Mutter) 
wahrgenommen hatte, war er früh bestrebt, wirtschaftlich 
unabhängig zu werden und arbeitete vom 15. Lebensjahr 
an in der Landwirtschaft. Geschätzt als fleißiger Arbeiter, 
war er in der sozialen Kontaktanbahnung sehr gehemmt. 
Zu sexuellen Kontakten im frühen Erwachsenenalter kam 
es nur auf Initiative von Frauen, die allerdings - für ihn 
sehr enttäuschend - mit ihm keine längere Beziehung 
eingehen wollten. Seine erste Ehefrau, die er mit 28 Jah¬ 
ren heiratete, als diese schwanger wurde, verließ ihn sehr 
schnell, als sie, wie sie ihm sagte, einen »richtigen Mann« 
gefunden hatte. Sein großes Misstrauen gegenüber Frauen 
wurde dann von der zweiten, drei Jahre älteren Ehefrau 
scheinbar entkräftet, weil diese ihn umsorgte und sich in¬ 
tensiv um ihn kümmerte. Nach Geburt der ersten und erst 
recht der zweiten Tochter verschlechterte sich die bis da¬ 
hin aus seiner Sicht zufriedenstellende sexuelle Beziehung 
zu seiner Frau erheblich, um nach der Geburt der dritten 
Tochter völlig zu erlöschen. Die Ehefrau habe sich ihm 
nicht nur verweigert, sondern ihn auch gedemütigt (»geh 
doch in den Puff«) und das Familiengeschehen insgesamt 
dominiert. In dieser Phase der Ehe begannen die sexuellen 
Aktivitäten mit der damals zehnjährigen ältesten Tochter. 
Diese war morgens häufig ins Ehebett gekommen und lag 
noch eine Weile bei den Eltern. Die Mutter stand dann 
auf, und der Vater nahm sie in den Arm. Das Kind sah 
keine Veranlassung, daran etwas Unanständiges zu sehen 
(es kam zu Berührungen der Brust und des Genitals), zu¬ 
mal es vom stillschweigenden Einverständnis der Mutter 
ausging. 

Ab dem 13. Lebensjahr der Tochter kam es dann regel¬ 
mäßig zum Geschlechtsverkehr. Hierzu wurde sie von G. 
meist nachts aufgeweckt und aufgefordert, ihm ins Bade¬ 
zimmer zu folgen. Sie musste sich auf den Fußboden legen, 
um den Koitus mit ihm auszuführen. Die Tochter beunru¬ 
higte an dem Geschehen vor allem, dass der Vater vor dem 
Geschlechtsverkehr im Badezimmer immer unter Tränen 
beteuerte, dass die Mutter ihn nicht mehr liebe und dass 
er ihr - der Tochter - für ihr Entgegenkommen sehr dank¬ 
bar sei. Er sagte ihr ebenfalls, dass es nun ihre Aufgabe 
sei, mit ihm Geschlechtsverkehr zu haben und drohte ihr, 
dass sonst die Mutter böse werde und sie bestrafen würde. 
Wenn die Tochter den sexuellen Missbrauch der Mutter 
erzählen würde, wäre sie Schuld an der möglicherweise 
folgenden Trennung der Eltern. Später verkehrte er mit 
der zwei Jahre jüngeren zweiten Tochter auf die gleiche 
Weise, bis nach sechs Jahren das Tatgeschehen aufgedeckt 
wurde, weil sich die jetzt 16-jährige älteste Tochter ihrem 
Freund anvertraute und dieser den Missbrauch zur An¬ 
zeige brachte. 
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11.4 Risiko- und Schutzfaktoren in Bezug 
auf Rückfälligkeit 

11.4.1 Rückfälligkeit verurteilter 
Missbrauchstäter 


Metaanalytische Untersuchungen, z. B. bezüglich der 
Rückfälligkeit von verurteilten Sexualstraftätern, bie¬ 
ten die Möglichkeit, viele einzelne Studien simultan zu 
betrachten, dabei mit einer hohen statistischen Vorher¬ 
sagekraft bestimmte Effekte zu untersuchen und gefun¬ 
dene Ergebnisse potenziell auch zu verallgemeinern (vgl. 
Rosenthal 1995). Die kanadische Arbeitsgruppe um Karl 
Hanson konnte viele Studienergebnisse hinsichtlich se¬ 
xueller Rückfälligkeit Zusammentragen und einige Er¬ 
gebnisse ließen sich durch die Metaanalysen konsistent 
bestätigen (Hanson u. Bussiere 1998; Hanson u. Mor- 
ton-Bourgon 2004, 2005, 2009). Bei einer durchschnitt¬ 
lichen Beobachtungszeit von 5-6 Jahren bei entlassenen 
Sexualstraftätern werden zwischen 10-15 % erneut mit 
einem einschlägigen Sexualdelikt rückfällig, d. h. straf¬ 
rechtlich für ein solches Delikt erfasst. Die durchschnittli¬ 
che Wahrscheinlichkeit mit einem allgemeinen (nicht se¬ 
xuellen) Delikt erneut strafrechtlich erfasst zu werden, ist 
im Gegensatz dazu deutlich höher (36,2 %). Die Autoren 
weißen hier jedoch darauf hin, dass diese relativ niedri¬ 
ge Basisrate die tatsächlichen Rückfallraten unterschätzt, 
da ein beachtlicher Anteil der Taten unentdeckt bleibt 
(Hanson u. Morton-Bourgon 2009). Zudem beschreiben 
diese Metaanalysen eine »Gesamtgruppe« von gemisch¬ 
ten Sexualstraftätern (Vergewaltiger, Missbrauchstäter 
etc.), was die Genauigkeit der Vorhersage für einzelne 
Gruppen und entsprechende Delikte verwischt. Wie be¬ 
reits im ► Abschn. 11.1 beschrieben, gibt eine detaillierte¬ 
re Aufschlüsselung der motivationalen Tathintergründe 
(Präferenztäter vs. Ersatzhandlungstäter) einen etwas dif¬ 
ferenzierten Einblick in Rückfallraten (vgl. Beier 1995). In 
dieser deutschen Erhebung konnte gezeigt werden, dass 
bei einer nicht ausschließlichen Pädophilie 50 % der Täter 
rückfällig werden, bei einer ausschließlichen Pädophilie 
80 %, bei Ersatzhandlungen je nach Hintergrundproble¬ 
matik zwischen 10 und 30 %. 

In einer Metaanalyse der vergleichsweise wenigen 
Studien zu Rückfälligkeit von weiblichen Missbrauchstä¬ 
terinnen berichten Cortoni und Hanson (2005) eine sehr 
geringe Rückfallrate mit Sexualdelikten (1 %), wobei auch 
hier wieder die Rate für Rückfälligkeit mit nicht sexuellen 
Delikten viel höher liegt (20,2 %). Diese Rückfallraten der 
Täterinnen liegen statistisch bedeutsam unter den ent¬ 
sprechenden Raten der männlichen Täter. 


11.4.2 Risikofaktoren und Risikoprognose 


Metaanalytische Herangehensweisen haben neben der 
Schätzung relevanter Rückfallquoten bei Sexualstraftätern 
auch den Vorteil, dass mit einer hohen statistischen Güte 
auch Faktoren identifiziert werden können, die mehr oder 
weniger stark mit dem vorhergesagten Ereignis (hier eine 
neue justizbekannte einschlägige Sexualstraftat) Zusam¬ 
menhängen. Hanson und Morton-Bourgon (2005) extra¬ 
hieren deviante (abweichende) sexuelle Interessen (bei¬ 
spielsweise an Kindern) und antisoziale Grundhaltungen 
als die wichtigsten Risikodimensionen zur Vorhersage 
sexueller Rückfälligkeit aus insgesamt 82 verschiedenen 
internationalen Rückfallstudien. Diese Risiko dimensio- 
nen und Risikofaktoren finden vor allem Eingang in die 
systematische Erfassung von Gefährlichkeit (und damit 
Rückfall Wahrscheinlichkeit) von Tätern mithilfe von Pro¬ 
gnoseinstrumenten. Ähnlich wie im ► Abschn. 11.2.1 be¬ 
schrieben, werden auch hier verschiedene Klassen von 
Risikofaktoren angenommen, die in der Literatur relativ 
verlässlich im Zusammenhang mit sexueller Rückfällig¬ 
keit beschrieben werden. Zudem können diese Faktoren 
mit unterschiedlichen Instrumenten erfasst werden: 

Statisch-historische Faktoren, die weitgehend unver¬ 
änderbar sind - z. B. Static-99 (Hanson u. Thornton 
2000; Rettenberger u. Eher 2006) 

Stabil-dynamische Faktoren, die psychologische 
oder verhaltensassoziierte Eigenschaften des Tä¬ 
ters beschreiben, welche das Risiko für wiederholte 
Straftaten erhöhen, potenziell veränderbar sind und 
dadurch geeignete Ziele für Behandlungsprogramme 
darstellen - z. B. STABLE-2007 (Hanson et al. 2007; 
deutsche Version: Matthes et al. 2012), SVR-20 (Boer 
et al. 1997) 

— Akut-dynamische Faktoren, d. h. sich rasch verän¬ 
dernde risikoassoziierte Ausprägungen einiger dyna¬ 
mischer Risikofaktoren - z. B. ACUTE-2007 (Hanson 
et al. 2007; deutsche Version: Matthes u. Rettenberger 
2008) 

Die □ Tab. 11.2 gibt einen Überblick über Beispiele für Risi¬ 
kofaktoren, welche sich an den Faktoren aus den entspre¬ 
chenden Prognoseinstrumenten orientieren. Dabei gibt es 
keinen einzelnen Risikofaktor, der ausreicht, um vorher¬ 
zusagen, dass ein Täter erneut Taten begehen wird (Han¬ 
son et al. 2003). Einzelne Risikofaktoren lassen sich zu 
den oben genannten übergeordneten Risikodimensionen 
zuordnen. So sind beispielsweise Opfermerkmale, vorhe¬ 
rige Sexualdelikte und Merkmale der sexuellen Selbstre¬ 
gulierung relevant für die Einschätzung der Risikodimen- 
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O Tab. 11.2 Übersicht über empirisch bestätigte Risikofaktoren im Zusammenhang mit sexueller Rückfälligkeit 

Art von Risikofaktor 

Beispiele 

Statisch-historisch 

- Alter (je jünger, desto höher Risiko) 

- Beziehungsstatus (partnerschaftliche Beziehung für mindestens 2 Jahre) 

- Merkmale des Indexdeliktes (sexuelle und nicht sexuelle Gewalt) 

- Vorherige sexuelle und nicht sexuelle Delikte 

- Opfermerkmale (Geschlecht, Bekanntheitsgrad, Verwandtschaft) 

Stabil-dynamisch 

- Emotional bedeutende soziale Einflüsse 

- Intimitätsdefizite (z. B. Beziehungsfähigkeit, Emotionale Identifikation mit Kindern, Feindseligkeit 
gegenüber Frauen, Isolation und Einsamkeit, Empathiedefizite) 

- Allgemeine Selbstregulierung (z. B. Impulsivität, kognitive Problemlösestrategien, negative Emotionalität) 

- Sexuelle Selbstregulierung (z. B. sexuelle Dranghaftigkeit, Sex als Bewältigungsstrategie, abweichende 
sexuelle Interessen) 

- Kooperation mit Therapie- und Betreuungsmaßnahmen 

Akut-dynamisch 

- Feindseligkeit 

- sexuelle Voreingenommenheit 

- emotionaler/sozialer Kollaps 

- Zugang zu potenziellen Opfern 

- Substanzmissbrauch 

- Ablehnung von Kontrollmaßnahmen 


sion der devianten Sexualität. Vorherige Gewaltdelikte 
oder nicht sexuelle Delikte, ein früher Beginn von de- 
linquentem Verhalten, eine instabile Lebensführung und 
fehlende Kooperation mit Betreuungsmaßnahmen sind 
dahingegen Beispiele für die Risikodimension der anti¬ 
sozialen Grundhaltung. Für eine professionelle Prognose 
von Risiko sind damit ein multifaktorieller Ansatz und 
interaktives Verständnis von Risikofaktoren notwendig, 
um das individuelle Risiko einer Person zu verstehen und 
abzuschätzen. Es sei darauf hingewiesen, dass die gefun¬ 
denen Risikofaktoren vornehmlich im Zusammenhang 
mit erneuten justiziellen Konsequenzen für ein einschlä¬ 
giges Sexualdelikt stehen. Die Frage der Übertragbar¬ 
keit der Vorhersagekraft dieser Faktoren für wiederholte 
Missbrauchsdelikte im Dunkelfeld steht noch aus. Erste 
empirische Untersuchungen geben Hinweise darauf, dass 
einige der stabil-dynamischen psychologischen Risikofak¬ 
toren auch bei Dunkelfeldtätern ähnlich ausgeprägt sind 
(Neutze et al. 2012). 

11.4.3 Schutzfaktoren 


Behandlung von Sexualstraftätern folgt in der Regel der 
Bearbeitung von Defiziten und individuellen Risikofak¬ 
toren, welche sich ungünstig auf die Prognose auswir¬ 
ken, bedingt durch einen hohen gesellschaftlichen Druck 
sowie der Erwartung höchster Sicherheit. Dies führt zu 
einer risikozentrierten Praxis, in der Schutzfaktoren we¬ 
nig Raum und Beachtung finden (Hahn 2008). Für die 
umfassende Risikoeinschätzung und die Formulierung 


eines Behandlungsplanes sind neben der Identifikation 
von prädisponierenden (vgl. ► Abschn. 11.2), auslösenden 
und aufrechterhaltenden Faktoren (d. h. Risikofaktoren), 
die Integration protektiver Faktoren in gleichem Umfang 
bedeutsam (Nedopil 2012). 

Aus der entwicklungspsychologischen Forschung wer¬ 
den allgemein folgende Unterteilungen protektiver Fak¬ 
toren vorgeschlagen (vgl. Häfner et al. 2001; Laucht et al. 
1997): 

1. Schutzfaktoren als Abwesenheit von Risikofaktoren 

2. Schutzfaktoren als physiologische und psychologische 
Eigenschaften der Person, d. h. personale Ressourcen 

3. Schutzfaktoren als Faktoren im sozialen Umfeld der 
Person, d. h. soziale Ressourcen 

Basierend auf einem Salutogenesemodell von Wider¬ 
standsfaktoren bei rückfallfreien Sexualstraftätern be¬ 
schreibt Hahn (2008) in ähnlicher Weise: 

— Internale protektive Faktoren, wie z. B. Beziehungsfä¬ 
higkeit, soziale Leistungsfähigkeit, emotionale Intelli¬ 
genz, realistische Zukunftsplanung 

— Externale protektive Faktoren, wie z. B. stabiles fami¬ 
liäres Umfeld, soziale Unterstützung/Netzwerk, stabi¬ 
le Intimbeziehungen, externe Kontrollmöglichkeiten 

— Zusätzliche deliktbezogene protektive Faktoren, wie 
z. B. höheres Alter bei Ersttat, geringe strafrechtliche 
Vorbelastung, nur ein Tatopfer, nur weibliche Opfer, 
keine Gewaltanwendung 

Hiernach wird deutlich, wie eng Risiko- und Schutzfakto¬ 
ren miteinander verwoben sind (niedrige Ausprägung auf 
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Risikofaktor kann sich schützend auswirken), was neben 
der prognostischen Einschätzung auch von hoher Rele¬ 
vanz für die Therapieplanung ist. 

11.4.4 Behandlungsmöglichkeiten 


Ganz allgemein halten die empirisch abgesicherten Er¬ 
kenntnisse zur Risikoforschung kontinuierlich Eingang in 
Therapieprogramme für Sexualstraftäter auf der ganzen 
Welt. McGrath et al. (2010) beschreiben in ihrem ausführ¬ 
lichen Bericht der Safer Society, welche Therapiemodelle 
in ambulanten und stationären (zumeist bei Inhaftierung) 
Settings in Nordamerika durchgeführt werden. 

Für den deutschsprachigen Raum lassen sich eben¬ 
falls stationäre (z. B. Sozialtherapeutische Abteilungen, 
Forensischer Maßregelvollzug) und ambulante (z. B. Fo¬ 
rensisch-Therapeutische Ambulanzen der Sozialen Diens¬ 
te der Justiz) Behandlungsangebote für rechtskräftig für 
sexuellen Kindesmissbrauch verurteilte und entsprechend 
inhaftierte oder bewährte Sexualstraftäter beschreiben. 
Außerdem sieht der Gesetzgeber für aus der Haft ent¬ 
lassene Sexualstraftäter das Angebot einer Nachsorge vor 
(§ 126 StVollzG). Zusätzlich gibt es von den Vollzugsan¬ 
stalten unabhängige Einrichtungen, forensisch tätige Am¬ 
bulanzen und Vereine, die Therapie und Nachsorge für 
verurteilte Sexualstraftäter anbieten (Berner et al. 2007; 
Leygraf 2006; Pfäfflin 1999). Allen beschriebenen Ansät¬ 
zen ist gemein, dass sie sich der Problematik des sexuellen 
Kindesmissbrauchs in erster Linie sekundärpräventiv an- 
nähern: Anlass für die Therapie bildet ein stattgefundener 
sexueller Kindesmissbrauch. Damit bleibt eine Gruppe 
weitestgehend unversorgt, die aufgrund einer vorliegen¬ 
den pädophilen oder hebephilen Präferenz ein hohes 
Übergriffsrisiko aufweist, aber noch keinen sexuellen 
Kindesmissbrauch begangen hat, was einem primärprä¬ 
ventiven Ansatz nahekommt. 

Zudem sei auch hier erneut darauf hingewiesen, dass 
die Unterscheidung zwischen Präferenztätern und Er¬ 
satzhandlungstätern (► Abschn. 11.1) für sowohl primär¬ 
präventive als auch sekundärpräventive ambulante und 
stationäre Angebote für Beratung und Therapie von maß¬ 
geblicher Bedeutung ist. Als therapeutische Implikationen 
ergeben sich daraus, dass das Therapieziel bei pädophilen 
Männer lautet, trotz entsprechender Wünsche auf sexuel¬ 
len Kontakt zu Kindern verzichten zu müssen, während 
es bei nicht pädophilen Tätern darum geht, die eigentlich 
gewünschten Sexualkontakte (mit Erwachsenen) realisie¬ 
ren zu können bzw. zu hinterfragen, warum diese nicht 
realisiert werden können. Ebenso bedeutsam scheint die 
Differenzierung hinsichtlich des justiziellen Hintergrun¬ 
des, d. h., ob eine Person rechtskräftig verurteilt wurde 
oder missbräuchliches Verhalten im Dunkelfeld bleibt. 


Psychotherapeutische Behandlungsoptionen 

Kognitiv-verhaltenstherapeutische Behandlungsmodelle 
kommen am häufigsten bei der sekundärpräventiven Be¬ 
handlung von Missbrauchstätern vor, da mit diesen poten¬ 
ziell veränderbaren Risikofaktoren (z. B. sexuelle Drang¬ 
haff igkeit, missbrauchsbegünstigende Einstellungen oder 
Verzerrungen in Bezug auf Kinder, soziale Defizite) the¬ 
rapeutisch gearbeitet und Verhalten erprobt werden kann. 
Zudem werden diese Modelle auch häufig kombiniert und 
ergänzt mit weiteren Herangehensweisen. In einer kriti¬ 
schen Auseinandersetzung mit aktuellen Therapiestan¬ 
dards für Sexualstraftäter beschreiben von Franque und 
Briken (2013) die formulierten Prinzipien des Ansatzes 
zur Risk-Need-Responsivity (RNR, d. h. Risiko-Bedürf- 
nis-Ansprechbarkeit) nach Andrews und Bonta (2006) als 
zentrale Orientierungshilfe für therapeutisches Arbeiten: 

— Risk-Prinzip: Je höher das abgeschätzte Risiko eines 
Klienten für zukünftige Straftaten ist, umso mehr 
Ressourcen sollten auf ihn entfallen. 

— Need-Prinzip: Alle Interventionen sollten die Eigen¬ 
schaften des Probanden adressieren, die mit dem 
kriminellen Verhalten in Verbindung stehen, d. h. 
Risikofaktoren. 

— Responsivity-Prinzip: Maßnahmen sollten auf die 
Besonderheiten des Klienten (z. B. sprachliche oder 
soziale Kompetenzen, Motivation, Ängste) entspre¬ 
chend abgestimmt sein, sodass dieser möglichst gut 
auf die Intervention anspricht. 

Dazu beschreiben von Franque und Briken (2013) das 
Good-Lives-Modell (GLM; Ward u. Stewart 2003) als ein 
an die positive Psychologie angelehntes Rehabilitations- 
modell für straffällig gewordene Menschen in Ergänzung 
zum RNR-Ansatz. Der zentrale Gedanke des Modells ist, 
dass die professionelle Unterstützung von straffällig ge¬ 
wordenen Menschen beim Führen eines guten Lebens die 
Motivation zu straffälligem Verhalten reduzieren oder so¬ 
gar eliminieren sollte. Straftaten werden dabei als Schwä¬ 
chen aufgefasst, die hinderlich für die Erreichung der 
allgemeinen menschlichen Bedürfnisse (z. B. Bedürfnis¬ 
se nach Anerkennung, Akzeptanz, Wertschätzung) sind 
(► Abschn. 11.1). Professionelle Hilfe sollte dazu beitragen, 
dass straffällig gewordene Individuen die notwendigen 
Ressourcen für ein zufriedenstellendes Leben erreichen 
können, wodurch sich kriminogene Eigenschaften (d. h. 
Risikofaktoren) verringern (vgl. von Franque u. Briken 
2013, Ward u. Stewart 2003) und systematisch protektive 
Faktoren aufgebaut und gestärkt werden können. Darü¬ 
ber hinaus ist die Einbeziehung und ggf. Beratung naher 
Angehöriger (d. h. Partner, Eltern, Geschwister) eine Res¬ 
sourcen aktivierende Möglichkeit, die straffreie Bedürf¬ 
nisbefriedigung in einem unterstützenden sozialen Um¬ 
feld zu ermöglichen. Zudem kann durch begleitende Paar- 
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gespräche die Beziehungsdimension im Paar adressiert 
werden und die partnerschaftliche Zufriedenheit sowie 
die Befriedigung der Grundbedürfnisse nach Annahme 
und Akzeptanz bei beiden Partnern verbessert werden. 

Begleitend zu psychotherapeutischen Angeboten für 
Missbrauchstäter können auch unterstützend Medika¬ 
mente eingenommen werden, die sexuelle Impulse und 
Fantasien dämpfen. 

Exkurs für medizinisch-therapeutische Berufe: 
Medikamentöse Behandlungsoptionen 

Mithilfe einer begleitenden Pharmakotherapie lassen sich 
sexuelle Impulse und Fantasien dämpfen, wodurch Mas¬ 
turbation und sexuell motiviertes Suchverhalten reduziert 
werden kann. Dabei werden Medikamente aus der Wirk¬ 
stoffgruppe der Antidepressiva eingesetzt (selektive Se- 
rotonin-Wiederaufnahme-Hemmer, SSRI, z. B. Sertalin, 
Fluoxetin, Citalopram, Paroxetin) bzw. Medikamente mit 
antiandrogener Wirkung (Androgenrezeptorblockern 
vom Cyproteronacetat-Typ, CPA-Typ, z. B. Androcur; 
oder Gonadotropin-Releasing-Hormon-Analoga, GnRH- 
Analoga, z. B. Salvacyl). Die notwendige Differenzialin- 
dikation für die einzelnen Medikamentengruppen zur 
sexuellen Impulsdämpfung hängt vor allem von der Frage 
ab, wie sehr die Kontroll- und Regulationsmöglichkeiten 
auf der Verhaltensebene aus Sicht der Betroffenen und der 
Therapeutinnen/Therapeuten tatsächlich eingeschränkt 
sind. Briken et al. (2003) beschreiben dafür ein entspre¬ 
chend differenziertes Therapieschema, welches verschie¬ 
dene Vorgehensweisen in Abhängigkeit der Verhaltens¬ 
kontrolle empfiehlt. 

Dabei ist zu betonen, dass medikamentöse Behand¬ 
lungsoptionen immer in einen Gesamtbehandlungsplan 
eingebettet werden müssen, um einerseits die somatischen 
und psychischen Auswirkungen der Medikation in einem 
fortlaufenden Monitoring zu begleiten und andererseits 
die entstandene Impulsdämpfung auch therapeutisch 
zu nutzen, indem die Selbstregulationsstrategien über 
veränderte Einstellungen zu Sexualität, Befähigung zur 
Perspektivenübernahme sowie erfolgreiche Emotions-, 
Stress- und Konfliktbewältigung in Beziehungen verbes¬ 
sert werden. Dieses Vorgehen erhöht die Handlungsop¬ 
tionen des Klienten, stärkt die therapeutische Beziehung 
und wirkt sich zudem potenziell günstig auf die notwen¬ 
dige Compliance aus (vgl. Briken et al. 2006). Zudem 
kann die Einbeziehung naher Bezugspersonen oder An¬ 
gehöriger in Kombination zu psychotherapeutischen und 
sexualmedizinischen Prozessen zusätzlich hemmend auf 
die verschiedenen Formen sexuell motivierten Verhaltens 
wirken. Die Verordnung impulsdämpfender Medikamen¬ 
te setzt eine vertrauensvolle Beziehung zu dem Patienten 
voraus, nicht zuletzt weil die Rückmeldungen über die 
angestrebten Wirkungen von entscheidender Bedeutung 


sind und deshalb verlässliche Auskünfte benötigt werden. 
Bei eigenmotivierten Patienten aus dem Dunkelfeld sind 
wahrheitsgemäße Angaben in höherem Maß erwartbar 
als bei verurteilten Sexualstraftätern im Hellfeld, welche 
einer antiandrogenen Behandlung im Regel- oder Maß¬ 
regelvollzug (unausgesprochen) nur mit Blick auf Locke¬ 
rungen zugestimmt haben könnten und in dem Fall als 
strategisch (und damit fremd-) motiviert gelten müssen 
(vgl. Beier et al. 2010a). 

(Primär-) Präventive Ansätze bei 
Präferenzstörungen 

Wie einführend erwähnt, ist es wichtig, potenziellen Tä¬ 
tern und nicht justizbekannten Tätern, die sich Unter¬ 
stützung und Hilfe bezüglich ihrer Präferenzbesonderheit 
wünschen, ebenfalls ein adäquates Behandlungsangebot 
zur Verfügung zu stellen, da diese aufgrund ihres sexuel¬ 
len Interesses an Kindern zur Hauptrisikogruppe für se¬ 
xuellen Missbrauch und die Nutzung von Missbrauchsab¬ 
bildungen gehören. Mit dem Präventionsprojekt Dunkel¬ 
feld (PPD; ► https://www.kein-taeter-werden.de/) wurde 
in Deutschland (und damit weltweit) erstmals 2005 ein 
präventives Therapieangebot am Institut für Sexualwis¬ 
senschaft und Sexualmedizin der Charite Berlin etabliert, 
welches versucht, Männer mit einer pädophilen bzw. hebe- 
philen Neigung zu erreichen (Beier et al. 2009). Problem¬ 
bewusste Männer der Zielgruppe konnten mithilfe einer 
Medienkampagne erfolgreich auf die Möglichkeit auf¬ 
merksam gemacht werden, im Rahmen des PPD kostenlos 
und schweigepflichtgeschützt sowohl eine diagnostische 
Expertise als auch professionelle Beratung und Therapie 
in Anspruch zu nehmen. Insgesamt ruht die Therapie als 
Ausdruck einer biopsychosozial fundierten Behandlung 
auf drei Säulen: Sexualmedizinisch fundierte Grundhal¬ 
tung, kognitiv-verhaltenstherapeutische Therapiemetho¬ 
den und Pharmakotherapie (□ Abb. 11.3). Der multimoda¬ 
le Ansatz unterstützt die Betroffenen dabei, ihre sexuelle 
Präferenz als unveränderbar zu akzeptieren und durch 
Adressierung empirisch validierter Risikofaktoren Selbst¬ 
regulationskompetenz zu stärken und Verhaltenskontrol¬ 
le zu maximieren. Das Präventionsnetzwerk »kein-täter- 
werden« bietet aktuell deutschlandweit entsprechende 
Anlaufstellen und kostenlose Therapieangebote an sechs 
weiteren Standorten an (Hamburg, Hannover, Kiel, Leip¬ 
zig, Regensburg, Stralsund). Ein weiteres präventiv aus¬ 
gerichtetes Behandlungskonzept der Forensischen Ambu¬ 
lanz Baden richtet sich ebenfalls an Männer mit einer Nei¬ 
gung zu Sexualstraftaten, die bisher noch keine Taten be¬ 
gangen haben, und leistet damit einen essenziellen Beitrag 
zum präventiven Opferschutz (► http://www.bios-bw.de/). 

Die mit der Diagnostik, Risikoeinschätzung und The¬ 
rapie betrauten Ärztinnen/Ärzte und Psychologinnen/ 
Psychologen sollten neben einer psychotherapeutischen 
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Therapeutische Primär- & Sekundärprävention 


Pädophilie/Hebephilie: Sexuelle Präferenz als unveränderbarer Zustand 


Fantasieebene 
pädophile/hebephile Impulse 


Handlungsimpuls 



Verhaltensebene 

sex. Missbrauch / Nutzung von 
Missbrauchsabbildungen 


Erhöhung der Verhaltenskontrolle (tatsächliche Kontrolle als primärer Endpunkt) 


Modifikation weiterer 
Risikofaktoren (u. a. Motivation, 
Einstellung, Opferempathie, 
Risikowahrnehmung...) 


Einbeziehung naher 
Bezugspersonen 


Medikamentöse Dämpfung 
sexueller Impulse 


O Abb. 11.3 Sexualmedizinisches Interventionsmodell zur Verhinderung sexuellen Kindesmissbrauchs und der Nutzung von Miss¬ 
brauchsabbildungen im Präventionsprojekt Dunkelfeld. (Aus: Beier et al. 2010b) 


Qualifikation vor allem eine für diese Tätigkeit notwen¬ 
dige sexualmedizinische/sexualtherapeutische Quali¬ 
fikation aufweisen, die in besonderen Weiterbildungen 
sexualwissenschaftlicher Gesellschaften vermittelt wird. 
Diese Qualifikation schließt Kenntnisse und Fertigkeiten 
in der Diagnostik und Therapie sexueller Störungen ein¬ 
schließlich der sexuellen Präferenzstörungen in besonde¬ 
rem Maße ein. Hinzu kommen spezifische Schulungen 
zum Einsatz von Risikoprognoseinstrumenten oder für 
spezifische Behandlungsansätze. 

11.5 Zusammenfassung 


Eine wirksame Strategie zur Verhinderung sexuellen Miss¬ 
brauchs von Kindern und Jugendlichen setzt eine Analyse 
ihrer Ursachen voraus. Damit richtet sich der Blick auf die 
Verursachenden und die Bedingungen, die sexuelle Über¬ 
griffe möglicherweise begünstigen. Das Ziel des Kapitels ist 
vorrangig die Sensibilisierung für sowohl die Heterogenität 
als auch die Homogenität der Charakteristika von Taten 
und Tätern beiderlei Geschlechts. Dabei sollte zwischen 
präferenzgestörten (z. B. pädophilen) Tätern (fast aus¬ 
schließlich Männern) und nicht präferenzgestörten Tätern 
(darunter einige, allerdings sehr wenige Frauen), die »se¬ 
xuelle Ersatzhandlungen« begehen, unterschieden werden. 


Multifaktorielle Theorien, wie die ganzheitliche Theo¬ 
rie sexuellen Missbrauchs zur Erklärung sexuellen Kin¬ 
desmissbrauchs, sehen diesen als Konsequenz verschiede¬ 
ner, kontinuierlich interagierender Variablen: biologische 
und neuropsychologische Faktoren, soziale, kulturelle und 
individuelle Lernerfahrungen und klinische Symptome/ 
psychologische Risikofaktoren. Allgemein kann gesagt 
werden, dass die Wahrscheinlichkeit für einen sexuellen 
Kindesmissbrauch mit der Ausprägung (Qualität), aber 
auch der Anzahl vorliegender klinischer Symptome bzw. 
dynamischer Risikofaktoren (Quantität) beim Täter steigt. 

Im Tatverlauf werden von Missbrauchstätern intentio¬ 
nale Verhaltensweisen und Strategien (modus operandi) 
genutzt, um die Tat schrittweise vorzubereiten und zu ver¬ 
wirklichen. Die Auswahl spezifischer Methoden geschieht 
in Abhängigkeit von Eigenschaften des Opfers und des Tä¬ 
ters (sowie deren Beziehung zueinander), hängt aber auch 
mit situativen Bedingungen zusammen. 

Laut offiziellen Statistiken sind Täter sexuellen Kin¬ 
desmissbrauchs überwiegend männlich. Der Anteil 
weiblicher Missbrauchstäterinnen ist demgegenüber ver¬ 
schwindend gering (< 3 %). Allerdings ist davon auszu¬ 
gehen, dass das Dunkelfeld auch hier deutlich höher ist. 

Neben dem direkten sexuellen Kindesmissbrauch ist 
auch die Nutzung von Missbrauchsabbildungen Teil se¬ 
xueller Viktimisierung von Kindern. Männer, die Miss- 
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brauchsabbildungen nutzen, zeichnen sich durch eine 
deutlich weniger ausgeprägte Psychopathologie aus als 
Männer, die Kinder direkt sexuell missbrauchen. Aller¬ 
dings ist davon auszugehen, dass die Nutzung von Miss- 
brauchsabbildungen als Indikator für eine bestehende Pä¬ 
dophilie gelten kann. 

Die Kombination aus Primärprävention (pädophile/ 
hebephile Männer ohne bisheriges problematisches Ver¬ 
halten, aber mit Problembewusstsein) und Sekundär¬ 
prävention im Dunkelfeld (problembewusste Nutzer von 
Missbrauchsabbildungen und Missbrauchstäter) sowie 
der Interventionen im Hellfeld (rechtskräftig verurteil¬ 
te und inhaftierte/bewährte Missbrauchstäter) stellt ein 
sinnvolles Gefüge therapeutischer Bemühungen dar, um 
möglichst umfassend Kinderschutz zu gewährleisten. 
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Kapitel 12 • Missbrauchstäter: Schuldfähigkeit und strafrechtliches Sanktionensystem 


12.1 Schuldfähigkeit von Tätern und 
Täterinnen 


In länger andauernden Strafverfahren, in denen sich die 
Opfer hinsichtlich ihrer Aussagetüchtigkeit und der Glaub¬ 
haftigkeit ihrer Aussagen begutachten lassen müssen, 
taucht regelmäßig die Frage auf, warum sich nicht auch die 
Beschuldigten oder angeklagten Täter einer ähnlichen An¬ 
strengung und Belastung unterziehen müssen. Beschuldig¬ 
te müssen sich nicht auf die Glaubhaftigkeit ihrer Angaben 
begutachten lassen, da sie das Recht haben, zu schweigen 
oder sogar zu lügen, und es Aufgabe der Strafjustiz ist, sie 
mit den strafprozessual zugelassenen Beweismitteln (z. B. 
der Aussage der Opferzeugen) zu überführen. Gutachten 
in Bezug auf Beschuldigte bzw. Angeklagte beziehen sich 
von daher immer auf deren Schuldfähigkeit und damit auf 
die Frage, ob die individuelle Schuld des Täters bei Tatbe¬ 
gehung gemindert oder gar aufgehoben war. 

Es ist also in der Regel nicht Aufgabe der Opfer und 
ihrer Vertretung, schuldmindernde Aspekte geltend zu 
machen. Wenn sich derartige Aspekte nach den Tatschilde¬ 
rungen der Opfer aufdrängen, ist es Aufgabe der Staatsan¬ 
waltschaft und später nach Anklageerhebung der Gerichte, 
Gutachten über die Schuldfähigkeit der Beschuldigten bzw. 
Angeklagten in Auftrag zu geben. Außerdem ist dies ein 
wichtiges Betätigungsfeld für die Strafverteidigung, die 
von sich aus im frühestmöglichen Stadium des Ermitt¬ 
lungsverfahrens die Begutachtung des eigenen geständigen 
oder teilgeständigen Mandanten anregen kann, wenn sich 
dafür Anhaltspunkte ergeben. Letztere können sich nach 
den Tatschilderungen z. B. dann ergeben, wenn das Opfer 
sexuelle Handlungen schildert, bei denen der Beschuldigte 
unter Alkohol- oder Drogeneinfluss gehandelt hat. 

Die laienhafte Vorstellung, es müsse in jedem Verfah¬ 
ren wegen sexuellen Missbrauchs festgestellt werden, ob 
bzw. dass der Beschuldigte »pädophil« sei, wurde bisher 
regelmäßig enttäuscht. Die Gerichte gaben nur in Ausnah¬ 
mefällen entsprechende Begutachtungen in Auftrag, wohl¬ 
wissend, dass krankheitswertige Störungen eher selten sind. 

Seit dem 1. September 2013 ist nunmehr eine Gesetzes¬ 
regelung in Kraft, die Gerichten die Prüfung nahelegt, ob 
eine psychotherapeutische Behandlung des Angeklagten 
anzuordnen ist. § 246 a Abs. 2 StPO sieht diese Begutach- 
tungsverpflichtung in Fällen des sexuellen Missbrauchs 
von Kindern und Jugendlichen zwar nicht zwingend vor; 
die Vorschrift führt jedoch dazu, dass die Frage geprüft 
und begründet werden muss, falls davon abgesehen wird. 

§ 246 a Abs. 2 StPO 

(2) Ist Anklage erhoben worden wegen einer in § 181b 
des Strafgesetzbuchs genannten Straftat zum Nach¬ 
teil eines Minderjährigen und kommt die Erteilung 


einer Weisung nach § 153a dieses Gesetzes oder nach 
den §§ 56c, 59a Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 oder § 68b 
Absatz 2 Satz 2 des Strafgesetzbuchs in Betracht, wo¬ 
nach sich der Angeklagte psychiatrisch, psycho- oder 
sozialtherapeutisch betreuen und behandeln zu las¬ 
sen hat (Therapieweisung), soll ein Sachverständiger 
über den Zustand des Angeklagten und die Behand¬ 
lungsaussichten vernommen werden, soweit dies 
erforderlich ist, um festzustellen, ob der Angeklagte 
einer solchen Betreuung und Behandlung bedarf. 

Voraussetzung ist zunächst, dass wegen einer Straftat nach 
§§ 174 bis 174c, 176 bis 180,181a und 182 StGB zum Nachteil 
eines Minderjährigen eine psychiatrische, psycho- oder 
sozialtherapeutische Betreuungs- und Behandlungswei- 
sung in Betracht kommt. Dies kann sich in den folgenden 
Fällen ergeben: 

— Die Staatsanwaltschaft und das Gericht halten die 
Einstellung des Ermittlungsverfahrens nach § 153a 
StPO wegen geringer Schuld für angezeigt. Wieder¬ 
gutmachungsleistungen durch den Beschuldigten 
und/oder eine Therapie Weisung sind geeignet, das 
öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu besei¬ 
tigen. Der Beschuldigte darf sich als nicht vorbestraft 
bezeichnen. 

— Das Gericht erwägt, eine Freiheitsstrafe zu verhängen 
und diese zur Bewährung auszusetzen. Die Strafaus¬ 
setzung zur Bewährung ist nur möglich bei Freiheits¬ 
strafen bis zu zwei Jahren (§ 56 Abs. 2 StGB). 

— Die Begutachtung kommt auch in Betracht bei der 
Verwarnung mit Strafvorbehalt und schließlich bei 
der anzuordnenden Führungsaufsicht. 

Mit der Vorschrift soll verhindert werden, »dass gefähr¬ 
liche und hoch rückfallgefährdete Täter unbehandelt aus 
der Haft entlassen werden, sei es, weil dort die die Tat mit- 
auslösende Persönlichkeitsstörung unerkannt bleibt oder 
aber für die notwendigen therapeutischen Maßnahmen 
kein Geld vorhanden ist.« (BIOS-BW 2013). 

12.1.1 Verwarnung mit Strafvorbehalt 


§ 59 StGB regelt eine Möglichkeit, insbesondere bei Ver¬ 
gehen im unteren Kriminalitätsbereich zunächst von der 
Verhängung einer Strafe abzusehen. Das gilt jedoch nur 
für den Fall, dass Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen ver¬ 
wirkt ist. Es wird dann die Schuld des Angeklagten festge¬ 
stellt, er wird verwarnt und daneben wird die Verurteilung 
zu dieser Strafe Vorbehalten. 






12.2 • Schuldfähigkeit von Kindern und Jugendlichen 


12 


Auf die Verhängung der Geldstrafe wird jedoch nur 
verzichtet, wenn dem Angeklagten eine günstige Sozial¬ 
prognose gestellt wird und nach einer Gesamtwürdigung 
seiner Persönlichkeit und der Tat bestimmte besondere 
Umstände vorliegen, die eine Verurteilung zur Strafe ent¬ 
behrlich machen. Weiter muss hinzutreten, dass die Ver¬ 
teidigung der Rechtsordnung eine Verurteilung zur Strafe 
nicht gebietet. 

Anhand der Voraussetzungen ist festzustellen, dass 
eine Verwarnung mit Strafvorbehalt in Fällen sexuellen 
Missbrauchs nur in extremen Ausnahmefällen theoretisch 
Vorkommen könnte. 

12.1.2 Führungsaufsicht 


§ 68 StGB ist eine Maßregel der Besserung und Sicherung 
und versucht, bei bestimmten rückfallträchtigen Delikten 
auch Tätern mit schlechter Sozialprognose nach Verbü¬ 
ßung ihrer Freiheitsstrafe »eine Lebenshilfe vor allem für 
den Übergang von der Freiheitsentziehung in die Freiheit 
zu geben und sie dabei zu führen und zu überwachen« 
(Fischer 2014, Rdnr. 2). 

§ 181 b StGB eröffnet die Möglichkeit, in allen Fäl¬ 
len, die Straftaten wegen sexuellen Missbrauchs betreffen 
(§§ 174 bis 174 c, 176 bis 180,181 a und 182 StGB) Führungs¬ 
aufsicht durch das Gericht anzuordnen. 

Das heißt, dass das Gericht schon im Urteil Führungs¬ 
aufsicht angeordnet haben kann, wenn die Gefahr besteht, 
dass der Angeklagte nach Vollstreckung der Strafe weitere 
Straftaten begehen wird. 

Die Führungsaufsicht kann auch kraft Gesetzes (ohne 
die ausdrückliche Verurteilung dazu im Urteil) eintreten 
(§ 68 Abs. 2 StGB). Das betrifft die schon genannten Fäl¬ 
le der Straftaten wegen sexuellen Missbrauchs. Weiter ist 
Voraussetzung, dass der Verurteilte die Strafe vollständig 
verbüßt hat. 

Das zuständige Gericht (Strafvollstreckungskammer) 
hat die Führungsaufsicht genauestens auszugestalten. 
Damit ist nicht nur die Dauer (zwischen zwei und fünf 
Jahren) gemeint sowie die zwingende Unterstellung unter 
einen Bewährungshelfer (Aufsicht der Führungsaufsichts¬ 
stelle), sondern auch spezielle Weisungen. 

Die gängigste Weisung für Sexualstraftäter ist die, be¬ 
stimmte Örtlichkeiten wie Kindergärten, Schulen, Kin¬ 
derspielplätze zu meiden, zu bestimmten Personen - wie 
Kindern - keinen Kontakt aufzunehmen und schließlich 
sich einem Arzt oder Therapeuten vorzustellen und sich 
ärztlich oder therapeutisch betreuen und behandeln zu 
lassen. 


12.2 Schuldfähigkeit von Kindern und 
Jugendlichen 

Während alle Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebens¬ 
jahres generell nicht schuldfähig sind (§ 19 StGB), muss bei 
Jugendlichen - den 14- bis 18-Jährigen - jeweils gesondert 
nach § 3 JGG festgestellt werden, ob sie zur Zeit der Tat 
entsprechend ihrer sittlichen und geistigen Entwicklung 
reif genug waren, das Unrecht der Tat einzusehen und ent¬ 
sprechend dieser Einsicht zu handeln. Erst dann wird man 
von ihrer strafrechtlichen Verantwortungsreife ausgehen 
können. Jugendlichen Beschuldigten, die allgemeine Ent¬ 
wicklungsstörungen aufweisen und insbesondere in ihrer 
psychosexuellen Entwicklung verzögert und beschädigt 
sind, mag die entsprechende Reife fehlen. 

Jugendliche, denen der sexuelle Missbrauch von Kin¬ 
dern vorgeworfen wird - wie z. B. der 15-Jährige, der eine 
6-Jährige im Kinderheim sexuell missbraucht hat - sind 
regelmäßig auf ihre strafrechtliche Verantwortungsrei¬ 
fe hin zu begutachten. Kann die strafrechtliche Verant¬ 
wortungsreife nicht positiv festgestellt werden, besteht 
also nicht die sichere Annahme, dass der Beschuldigte in 
einer Hauptverhandlung verurteilt werden wird, ist das 
Verfahren gemäß § 170 Abs. 2 StPO einzustellen. Dieser 
Verzicht auf strafrechtliche Verfolgung bedeutet nicht, 
dass der beschuldigte Jugendliche keine Reaktionen oder 
Sanktionen auf seine Taten erfährt. Diese sind auf kinder- 
und jugendpsychiatrischem Gebiet bei entsprechendem 
Behandlungsbedarf anzusiedeln; Sanktionen können ein 
Kontaktverbot mit dem missbrauchten Mädchen, Haus- 
verbote, Verlegungen in ein anderes Kinderheim oder 
Ähnliches sein. 

Wenn im institutionellen Bereich von Kinderheimen 
und anderen Jugendhilfeeinrichtungen vermehrt sexuelle 
Übergriffe an jüngeren Kindern angezeigt werden, so soll¬ 
te nicht nur daran gedacht werden, dem kindlichen Opfer 
einen anwaltlichen Beistand zu bestellen, sondern auch 
daran, dem beschuldigten Jugendlichen einen Strafvertei¬ 
diger zur Seite zu stellen. Dieser wird ihm beim Vorwurf 
des sexuellen Missbrauchs von Kindern als Pflichtverteidi¬ 
ger beigeordnet werden. 

Bei Heranwachsenden (18- bis 21-Jährigen) gilt das 
gleiche wie bei Erwachsenen: Die strafrechtliche Verant¬ 
wortungsreife ist nicht mehr gesondert und positiv festzu¬ 
stellen, sondern wird generell vom Gesetz angenommen. 
Erst beim Vorhegen von gewichtigen Anhaltspunkten für 
eine Minderung oder Aufhebung der Schuldfähigkeit der 
einzelnen Beschuldigten, ist ihre Begutachtung erforder¬ 
lich. 
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12.3 Prüfung der Schuldfähigkeit 


Für Erwachsene und Heranwachsende gelten die §§ 20, 
21 StGB: 


— Schwachsinn 

— Schwere andere seelische Abartigkeit 


§ 20 StGB Schuldunfähigkeit wegen seelischer 
Störungen 

Ohne Schuld handelt, wer bei Begehung derTat 
wegen einer krankhaften seelischen Störung, we¬ 
gen einer tiefgreifenden Bewußtseinsstörung oder 
wegen Schwachsinns oder einer schweren anderen 
seelischen Abartigkeit unfähig ist, das Unrecht derTat 
einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln. 


§ 21 StGB Verminderte Schuldfähigkeit 

Ist die Fähigkeit des Täters, das Unrecht derTat ein¬ 
zusehen oder nach dieser Einsichtzu handeln, aus 
einem der in § 20 bezeichneten Gründe bei Begehung 
derTat erheblich vermindert, so kann die Strafe nach 
§ 49 Abs. 1 gemildert werden. 


Liegen Anhaltspunkte für die Schuldunfähigkeit schon im 
laufenden Ermittlungsverfahren vor und werden festge¬ 
stellt, so kann ein sogenanntes Sicherungsverfahren gegen 
den schuldunfähigen Beschuldigten bzw. Betroffenen ein- 
geleitet werden. Dessen Ziel (§ 413 ff. StPO) ist es, Maßre¬ 
geln der Besserung und Sicherung wegen der im Zustand 
der Schuldunfähigkeit begangenen Tat durch das Gericht 
anordnen zu lassen. 

In Betracht kommen hier 

— die Unterbringung nach § 63 StGB in einem psychia¬ 
trischen Krankenhaus beim Vorliegen einer schwer¬ 
wiegenden psychiatrischen Erkrankung, 

™ die Unterbringung nach § 64 StGB in einer Entzie¬ 
hungsanstalt beim Vorhegen einer Suchterkrankung, 
™ die Unterbringung nach § 66 StGB in der Sicherungs¬ 
verwahrung. 

Die Vorschrift des § 20 StGB setzt vier sogenannte Ein¬ 
gangsmerkmale I. Ordnung voraus, die festgestellt werden 
müssen, um zur Schuldunfähigkeit oder -minderung zu 
gelangen. Dabei muss die festgestellte Auffälligkeit gravie¬ 
rend sein und die soziale Anpassungsfähigkeit deutlich 
beeinträchtigen (Scholz u. Schmidt 2008, S. 402). 

Eingangsmerkmale I. Ordnung gemäß § 20 StGB 

— Krankhafte seelische Störung 
— Tiefgreifende Bewusstseinsstörung 


Erst in einem zweiten Schritt haben sowohl die Sachver¬ 
ständigen als auch die Richterinnen und Richter zu über¬ 
prüfen, ob sich eines der festgestellten Eingangsmerkmale 
(wie z. B. die schwere andere seelische Abartigkeit) auf 
die Fähigkeit des Beschuldigten ausgewirkt hat, das Un¬ 
recht der Tat einzusehen und/oder nach dieser Einsicht zu 
handeln. Die seelische Verfassung des Täters während der 
Tat ist zu beschreiben, zu analysieren und zu beurteilen; 
das Ganze ist für die Schuldfähigkeit nur relevant, wenn 
die Sachverständigen zu dem Ergebnis gelangen, dass eine 
bestimmte Beeinträchtigung bei der Tatbegehung erheb¬ 
lich war. 

Bei der Begutachtung von Angeklagten, denen sexuel¬ 
le Missbrauchstaten vorgeworfen werden, steht das vierte 
Merkmal des § 20 StGB - eine schwere andere seelische 
Abartigkeit - im Zentrum der Diagnostik. Grundsätz¬ 
lich zählen zu diesem Merkmal Persönlichkeitsstörungen, 
Psychopathien, Neurosen, abnorme Erlebnisreaktionen 
oder Störungen der Erlebnisverarbeitung, Alkohol-, Me¬ 
dikamenten- und Drogenabhängigkeit sowie Trieb- und 
Sexualstörungen. 

Führend für die Gutachtensthematik ist in einem Fall 
sexuellen Missbrauchs die psychosexuelle Struktur des 
Angeklagten, die von einem psychologischen und/oder 
psychiatrischen Sachverständigen untersucht werden 
muss. Sachverständige sind hier auf die Bekundungen 
von nahen Angehörigen angewiesen und vor allem auf die 
eigenen Angaben ihrer Probanden, die in diesem Bereich 
allzu off nicht rückhaltlos über sich selbst und das eigene 
Sexualleben berichten. Vor allem die Motive für das eige¬ 
ne Handeln werden off beschönigt, wenn Liebe, Fürsorge, 
Sexualaufklärung und eine enge Beziehung zu dem Opfer 
und Objekt des eigenen sexuellen Begehrens angegeben 
werden. Regelmäßig wird auch die Intensität und Steige¬ 
rung der sexuellen Kontakte heruntergespielt. Aufgabe 
der Gutachter ist es hierbei vordringlich, zu klären, ob der 
jeweilige Angeklagte auf eine einzige Form sexuellen Kon¬ 
taktes ausschließlich fixiert ist und ob die damit einherge¬ 
henden Wünsche und Taten sich in zunehmender Weise 
so weit steigern, dass von einer süchtigen Entwicklung 
gesprochen werden muss. Dies ist in den meisten Fällen 
nicht gegeben. Im Gegenteil sind die meisten Täter psy¬ 
chisch gesund und es handelt sich um die Tätergruppe des 
psychiatrisch ungestörten Täters aus dem sozialen Nah¬ 
bereich, der sich die Gelegenheit zu sexuellen Handlungen 
zunutze macht (Roggenwallner 2011). 
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Kapitel 13 • Gefährdungslagen und Schutzfaktoren im familiären und institutioneilen Umfeld in Bezug auf sexuellen ... 


13.1 Einleitung 

Dieser Text bezieht sich vor allem auf die Risiko- und 
Schutzfaktoren in Institutionen. Die bezüglich des se¬ 
xuellen Missbrauchs in Familien wirksamen Faktoren 
sind ausführlich in ► Kap. 10 »Gefährdungslagen und 
Schutzfaktoren bei Kindern und Jugendlichen« darge¬ 
stellt. Zusammenfassend kann dazu Folgendes festgestellt 
werden: Sexueller Missbrauch kommt in allen Bevölke¬ 
rungsgruppen und in allen sozialen Schichten vor. In den 
drei für Deutschland vorliegenden, auf einer repräsenta¬ 
tiven Stichprobe beruhenden Dunkelfelduntersuchungen 
konnte kein Zusammenhang zwischen der Häufigkeit 
sexuellen Missbrauchs und der sozialen Schicht festge¬ 
stellt werden. Als relevante Risikofaktoren haben sich da¬ 
gegen familiäre Belastungen, wie z. B. das Vorkommen 
häuslicher Gewalt oder eine Alkoholabhängigkeit der El¬ 
tern, erwiesen. Der nach derzeitigen Erkenntnissen be¬ 
deutsamste Faktor für ein erhöhtes Missbrauchsrisiko ist 
eine belastete Eltern-Kind-Beziehung. Auf sozialer und 
gesellschaftlicher Ebene finden sich ebenfalls Faktoren 
wie die mangelnde Ausprägung von Kinderrechten, die 
das Risiko sexuellen Missbrauchs erhöhen. Auf Ebene der 
Kinder ist z. B. das Geschlecht als ein Risikofaktor anzu¬ 
sehen. Mädchen werden häufiger sexuell missbraucht als 
Jungen. Eine Kumulation von Risikofaktoren macht einen 
sexuellen Missbrauch wahrscheinlicher. Sie bedeutet aber 
nicht, dass es tatsächlich zu einem sexuellen Missbrauch 
kommen muss. Neben den Risikofaktoren sind immer 
auch Schutzfaktoren zu betrachten. So können z. B. ein 
hohes Selbstbewusstsein des Kindes und eine liebevolle 
Eltern-Kind-Beziehung vor sexuellen Übergriffen schüt¬ 
zen. Eine absolute Sicherheit vor sexuellem Missbrauch 
gibt es aber nicht. 

Im Kontext der Diskussion über die spektakulä¬ 
ren Fälle sexuellen Missbrauchs in Institutionen wie der 
Odenwaldschule und dem Canisius-Kolleg ist das Thema, 
welche Faktoren zu einem erhöhten Risiko für sexuelle 
Übergriffe in Einrichtungen beitragen, in den Fokus der 
öffentlichen Diskussion gerückt. Unterstrichen wird die 
Bedeutung der Thematik durch folgendes Studienergebnis: 
Im Rahmen einer im Jahr 2010 durchgeführten Befragung 
von 1.128 Schulleitungen und 702 Lehrkräften, 97 Inter¬ 
natsleitungen sowie 77 (ehemaligen) Schüler Vertretungen 
und 324 Heimleitungen gaben 51,8 % der Schulleitungen, 

49.4 % der Lehrkräfte, 69,1 % der Internatsleitungen und 

82.4 % der Heimleitungen an, bereits mit einem Verdacht 
auf sexuellen Missbrauch konfrontiert worden zu sein. 
In den vergangenen drei Jahren mussten sich 3,5 % der 
Schulleitungen, 3,1 % der Internatsleitungen und 10,2 % 
der Heimleitungen mit einem Verdacht gegenüber einem 
ihrer Mitarbeit enden auseinandersetzen (Langmeyer u. 
Entleitner 2011, S. 5 ff.; UBSKM 2011, S. 104 ff.). 


Bereits Mitte der 90er-Jahre des letzten Jahrhunderts 
haben sich insbesondere Marie-Luise Conen (1995, S. 
138 ff.) und Ursula Enders (1995) intensiv mit der Frage 
befasst, welche institutionellen Rahmenbedingungen das 
Risiko für sexuellen Missbrauch erhöhen. Bis zum Jahr 
2010 wurde die Diskussion aber ausschließlich in Fach¬ 
kreisen quasi »hinter verschlossenen Türen« geführt (sie¬ 
he z. B. Fegert u. Wolff 2006). Die seinerzeit entwickelten 
Theorien werden bis heute als handlungsleitend bewertet. 
Obwohl empirische Belege dafür nicht vorliegen (Bund¬ 
schuh 2010, S. 50), werden sie aber von Betroffenen, die 
in ihren Einrichtungen mit solchen Fällen konfrontiert 
wurden, immer wieder als für ihre Einrichtung zutreffend 
bestätigt (z. B. Seil 2007, S. 35). 

Marie-Luise Conen (2005, S. 801 ff.; siehe auch Enders 
2012a, S. 129 ff.) differenziert zwischen überstrukturierten 
und unter strukturierten Einrichtungen: 

a. Überstrukturierte Einrichtungen zeichnen sich 
durch rigide Strukturen und einen autoritären Lei¬ 
tungsstil aus. Die Leitung entscheidet fast ausschließ¬ 
lich von oben herab. Die Mitarbeiter/innen werden 
an Entscheidungsprozessen nicht beteiligt und ihre 
Interessen nicht gehört. Eine fachliche Qualifikation 
der Mitarbeitenden wird nicht gefördert und Entlas¬ 
tung vom teilweise schwierigen Alltag, z. B. in Form 
von Supervision, wird nicht angeboten. Fehler der 
Mitarbeitenden werden in den Vordergrund gerückt. 
Die gesamte Atmosphäre ist durch Härte und Ge¬ 
ringschätzung gekennzeichnet. Die Einrichtung wird 
nicht als Zuhause für die dort lebenden Mädchen und 
Jungen betrachtet. Sie haben keine Mitbestimmungs¬ 
rechte und ihre Privatsphäre wird nicht respektiert. 

b. Wenig strukturierte Einrichtungen verfügen zumeist 
über eine schwache Leitung. Es werden von ihr keine 
klaren Entscheidungen getroffen und keine klaren 
Regeln etabliert. Die Mitarbeit enden müssen deshalb 
in besonderer Art und Weise Verantwortung über¬ 
nehmen. Sie müssen sich um alles selbst kümmern 
und tun das vielfach sehr kompetent. Daraus entwi¬ 
ckelt sich oftmals ein Machtgerangel, und es kommt 
zum Konkurrenzkampf. Für die Mitarbeitenden gibt 
es keine Rückmeldungen über ihre Arbeit. Ihnen fehlt 
Orientierung und ein klares, gemeinsam getragenes 
pädagogisches Konzept. Freiräume werden mit der 
Zeit ausgenutzt. Manchmal sind auch Zustände in 
den Einrichtungen zu beobachten, die an Verwahrlo¬ 
sung grenzen. 

In der derzeitigen Diskussion hat sich ein weiteres Risiko- 
profil herauskristallisiert, das Berührungspunkte zu a. und 
b. aufweist. Weitgehend geschlossene Einrichtungen ha¬ 
ben ein deutlich erhöhtes Risiko für sexuellen Missbrauch. 
In ihnen existiert eine große Nähe zwischen den Kindern 
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und den Fachkräften. Als pädagogisches Grundprinzip 
wird Familienähnlichkeit benannt. Ergänzt wird es durch 
die scharfe Abgrenzung gegenüber anderen sozialen Sys¬ 
temen und auch den Eltern. Die Außenwelt wird von den 
Erwachsenen als feindlich beschrieben, und es wird eine 
Mentalität »die da draußen, wir hier drinnen« kreiert. Oft¬ 
mals finden sich dort »charismatische« Anführer, die in 
der Öffentlichkeit über ein hohes Ansehen verfügen. Die 
Mädchen und Jungen werden zur absoluten Loyalität ver¬ 
pflichtet und stellen bei Problemen sich selbst und nicht 
die Einrichtung infrage (Bundschuh 2010, S. 47 f.; Enders 
2012a, S. 135 ff.). Die Odenwaldschule kann als Beispiel für 
ein solch geschlossenes System gelten (Füller 2011). 

13.2 Risikofaktoren für sexuellen 
Missbrauch in Institutionen 


Die in der Literatur und in Handlungsleitfäden für die 
Praxis genannten Risiko- und Schutzfaktoren (unter an¬ 
derem Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 2010; 
Enders et al. 2012; Holling et al. 2010, 147 ff.; Werner 2011) 
lassen sich im Wesentlichen den drei Ebenen Träger- und 
Einrichtungsleitung, Mitarbeitende und pädagogisches 
Konzept zuordnen: 

13.2.1 Risikofaktoren auf Träger- und 
Leitungsebene 


— Es gibt rigide, autoritäre und intransparente Leitungs- 
strukturen, intransparente Entscheidungskriterien, 
eine unzureichende fachliche Kontrolle der Mit¬ 
arbeitenden und eine mangelnde Wertschätzung der 
Arbeit der Fachkräfte durch die Leitung. 

— Es fehlen regelmäßige Dienstbesprechungen, Perso¬ 
nalentwicklungsgespräche und Stellenbeschreibungen. 

™ Es gibt kein strukturiertes Einstellungsverfahren, in 
dem der Schutz der Kinder vor (sexueller) Gewalt 
angesprochen wird. 

™ Die Arbeitsverträge haben keine Zusatzvereinbarun¬ 
gen zum Schutz vor (sexualisierter) Gewalt. 

™ Erweiterte Führungszeugnisse werden nicht einge¬ 
holt. 

— Ein systematisches Beschwerdemanagement existiert 
nicht. 

Es wird keine Orientierung für die Arbeitsgestaltung 
geboten. 

™ Klare Vorgaben zu verbindlichen Regeln für Fach¬ 
kräfte z. B. zum Umgang mit Körperkontakt oder 
zum Fotografieren der Mädchen und Jungen fehlen. 
Die Transparenz der pädagogischen Arbeit wird nicht 
gewährleistet. 


— Es fehlt der Raum für die gemeinsame Entwicklung 
pädagogischer Konzepte. 

— Die fachliche Weiterentwicklung der Mitarbeitenden 
wird nicht gefördert. 

— Auf Supervision wird verzichtet. 

™ Die oftmals bestehende erotische Anziehung zwi¬ 
schen Betreuten und Betreuer/in wird tabuisiert. 

— Ein standardisierter Ablaufplan für den Umgang mit 
Verdachtsfällen fehlt. 

— Beratungsfachkräfte wie die »insoweit erfahrene 
Fachkraft« werden nicht benannt. 

— Die Arbeitsplatzgestaltung ist unangemessen (z. B. 
Fehlen getrennter Toiletten für Kinder und Beschäf¬ 
tigte oder möglichst einsehbare Arbeitsplätze). 

13.2.2 Risikofaktoren auf Ebene der 
Mitarbeitenden 


— Berufliche und persönliche Kontakte werden nur un¬ 
zureichend voneinander getrennt. 

— Es bestehen private Kontakte zwischen Kindern und 
Betreuern. 

™ Es gibt eine sexualisierte Kommunikation (z. B. auf¬ 
reizende Kleidung von Mitarbeiterinnen). 

— Mobbing unter Kollegen und sexuelle Übergriffe 
unter den Fachkräften. 

— Kritik gilt untereinander als unzulässig, es fehlt eine 
Streitkultur. 

— Eine Selbstreflexion findet nicht statt. 

Exkurs: Nähe-Distanz-Verhältnis in 
stationären Einrichtungen als besondere 
Herausforderung 

Das besondere Problem des Nähe-Distanz-Verhältnisses 
macht die stationäre Betreuung von Mädchen und Jungen 
besonders anfällig für Grenzverletzungen und sexuelle 
Übergriffe (Kappeier 2011, S. 204). In vielen stationären 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sollen die Be¬ 
treuer und Betreuerinnen die besseren Eltern sein und ein 
inniges Verhältnis zu den Kindern entwickeln, um kom¬ 
pensatorisch wirken zu können. Der dazugehörige ge¬ 
meinsame Alltag, zu dem oft auch eine gegenseitig starke 
Wahrnehmung von Körperlichkeit gehört, wird dement¬ 
sprechend gestaltet. Da Sexualität in der Heimerziehung 
und vor allem die sexuelle Anziehung zwischen Betreuern 
und Betreuerinnen und den Mädchen und Jungen Tabu¬ 
themen sind, fehlt vielen Fachkräften die Sicherheit im 
Umgang damit (Conen 2002b, S. 197 f.). Hinzu kommt 
durch den Altersunterschied ein erhebliches Machtgefälle, 
das häufig von den Fachkräften geleugnet wird (Conen 
2002a, S. 55 f.). 
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Kapitel 13 • Gefährdungslagen und Schutzfaktoren im familiären und institutioneilen Umfeld in Bezug auf sexuellen ... 


Das Risiko von Grenzverletzungen und sexuellen 
Übergriffen wird durch die besondere emotionale Be¬ 
dürftigkeit der stationär untergebrachten Mädchen und 
Jungen zusätzlich erhöht. Nicht wenige dieser Mädchen 
und Jungen sind sexuell missbraucht oder auf andere Art 
und Weise traumatisiert worden (Bange 2012, S. 15 f.). Sie 
haben aufgrund dieser Widerfahrnisse ein ausgeprägtes 
Sensorium für Mängel in den Abgrenzungen. Sie provo¬ 
zieren in ihrer Not nicht selten auch die Mitarbeitenden, 
um ihre Grenzen auszutesten (Conen 2002b, S. 197). Re¬ 
lativ viele stationär untergebrachte Mädchen und Jungen 
zeigen zudem sexualisiertes Verhalten (Bange 2012, S. 15 
ff.; Schuhrke u. Arnold 2009, S. 196 £). Wenn die Mitarbei¬ 
tenden auf solche Verhaltensweisen der Mädchen und 
Jungen nicht gut vorbereitet sind, kann es zu unangemes¬ 
senen Reaktionen durch die Fachkräfte kommen. Einige 
der Professionellen nutzen die Not der Mädchen und Jun¬ 
gen und ihre Schutzlosigkeit schamlos aus, um sie erneut 
zu missbrauchen. Untersuchungen belegen, dass etwa ein 
Drittel der sexuell missbrauchten Mädchen und Jungen in 
ihrem weiteren Leben erneut traumatisiert werden (Re- 
viktimisierung). In anderen Ländern hat man auf den be¬ 
unruhigenden Befund hin, dass Kinder in Pflegefamilien 
und Heimen einem mehrfach erhöhten Missbrauchsrisiko 
ausgesetzt sind, mit systematischen Untersuchungen der 
Ursachen hierfür begonnen (Kindler u. Unterstaller 2007, 
S. 8). In Deutschland setzt eine solche Forschung erst jetzt 
nach den Missbrauchsskandalen langsam ein. 

13.2.3 Risikofaktoren beim pädagogischen 
Konzept 


— Sexueller Missbrauch wird als Thema tabuisiert. 

— Es gibt eine pädagogische Orientierung an traditio¬ 
nellen Geschlechter rollen. 

— Die Sexualerziehung ist rigide und/oder fehlt. 

Es gibt kein sexualpädagogisches Konzept. 

— Es sind keine Regeln für einen grenzachtenden Um¬ 
gang vorhanden. 

— Präventionsarbeit fehlt. 

■■ Kinderrechte und Mitbestimmungsrechte der Mäd¬ 
chen und Jungen werden vernachlässigt, Beschwerde¬ 
möglichkeiten für Mädchen und Jungen fehlen. 

— Körperkontakt geschieht unreflektiert. Regeln für den 
Umgang mit Körperkontakten fehlen. 

— Die Sexualerziehung verwischt die Grenzen zwischen 
Kindern und Erwachsenen. 

— Die Beteiligung der Eltern bzw. Sorgeberechtigten ist 
nur gering ausgeprägt. 

Täter/Täterinnen suchen sich häufig Arbeitsfelder aus, in 

denen sie leichten Zugang zu sozial und emotional be¬ 


dürftigen Mädchen und Jungen haben. Einrichtungen, die 
viele der aufgeführten Risikofaktoren aufweisen, ziehen 
Täter/Täterinnen geradezu an, da sie dort solche Kinder 
finden und wenig Angst haben müssen, entdeckt zu wer¬ 
den. Außerdem ist in solchen Einrichtungen das Risiko 
erhöht, dass unsichere Mitarbeit ende Grenzverletzungen 
oder sexuellen Missbrauch begehen. 

13.3 Schutzfaktoren vor sexuellem 
Missbrauch in Institutionen 


Als wichtigste Schutzfaktoren vor sexuellen Übergriffen in 
Institutionen gelten: 

™ Es bestehen klare, an Fachlichkeit orientierte Lei¬ 
tungsstrukturen, die den Mitarbeitern/innen den 
Rahmen ihrer Arbeit vorgeben. 

— Es liegt ein Verhaltenskodex für Mitarbeiter/innen 
vor, der sexuelle Übergriffe ächtet. Über diese Hal¬ 
tung des Trägers/der Einrichtung werden ihre Ziel¬ 
gruppen, insbesondere die Eltern informiert. 

— Die Beteiligungsrechte von Kindern sind ausgeprägt. 
Die Mitbestimmung der Mädchen und Jungen wird 
gepflegt. 

— Es gibt eine unabhängige Beschwerdestelle und ein 
B eschwerdemanagement. 

™ Es besteht ein gemeinsam erarbeiteter Konsens über 
ethische und pädagogische Grundhaltungen, Normen 
und Regeln. Dieser Konsens wird stetig reflektiert 
und ggf. weiterentwickelt. 

— Es liegt ein sexualpädagogisches Konzept vor. 

™ Es gibt ein Konzept zum Umgang mit Verdachtsfällen 
auf sexuellen Missbrauch. 

™ Bei Verdachtsfällen wird ein/e externe/r Berater/in 
hinzugezogen. 

— Es werden Präventionsangebote für Mädchen und 
Jungen durchgeführt. 

™ Für die Mitarbeiter/innen werden spezifische Fortbil¬ 
dungen durch externe Fachkräfte durchgeführt. 

Die Vorlage erweiterter polizeilicher Führungszeugnisse 
und für die Prävention von sexuellem Missbrauch sen¬ 
sibilisierte Bewerbungsverfahren sowie entsprechende 
Arbeitsverträge sind selbstverständlich (Enders 2012b, S. 
319 ff.; Wolffet al. 2012, S. 123 ff.). 

Wichtig ist anzumerken, dass auch Einrichtungen, 
die ihre Strukturen entsprechend dieser Standards so 
ausgestalten, dass es Tätern sehr schwer fällt, Mädchen 
und Jungen sexuell auszubeuten, nicht vor jeder Gefahr 
sicher sind. Auch dort kann es keine absolute Sicherheit 
vor sexuellem Missbrauch geben. Aber solche Einrichtun¬ 
gen sind auf jeden Fall sensibler dafür, auch »schwache 
Signale« wahrzunehmen und können entsprechend früh- 
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zeitig intervenieren. Wenn sie solche Hinweise dann auch 
konstruktiv für stetige Qualitätsverbesserungen nutzen, 
wird der Kinderschutz von ihnen immer weiter optimiert. 
Letztlich müssen diese Standards zu einem selbstverständ¬ 
lichen Bestandteil der Qualitäts- und Organisationsent¬ 
wicklung von sozialen Einrichtungen werden (Wolff et al. 
2012, S. 126). 
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14.1 Dynamik des sexuellen Missbrauchs 


Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 
spielt sich im Verborgenen ab. Täter und Täterinnen sind 
sich in der Regel des Unrechts ihrer sexuellen Übergriffe 
bewusst und haben Angst vor Aufdeckung und Bestra¬ 
fung. Daher versuchen sie, ihre Opfer nicht nur in ihrer 
Arglosigkeit auszunutzen, um ihre Übergriffe möglichst 
widerstandslos begehen zu können. Sie achten auch dar¬ 
auf, dass bei ihren Taten keine weiteren Zeugen zugegen 
sind, und sie setzen ihre Opfer unter Druck, damit die¬ 
se nichts erzählen. Beispielsweise werden missbrauchte 
Kinder damit eingeschüchtert, dass ihnen angekündigt 
wird, sie kämen ins Heim, wenn sie den Missbrauch of¬ 
fenbaren würden. Diese Dynamik der Heimlichkeit und 
Einschüchterung ist vor allem bei Missbrauch im sozia¬ 
len Nahraum wirksam, wenn der Täter oder die Täterin 
die Abhängigkeitssituation des Opfers für die Übergriffe 
ausnutzt. 

Die Beziehungsdynamik zwischen Täter/Täterin und 
Opfer ist weiterhin häufig dadurch kompliziert, dass die 
minderjährigen Betroffenen in dem Täter/der Täterin 
durchaus viele positive Seiten erleben und von dessen Zu¬ 
wendung und Zuneigung beeindruckt sind. Viele Betrof¬ 
fene stehen in einer Loyalitätsbindung zu ihrem Peiniger 
und wollen ihn/sie daher schützen, obwohl sie spüren, 
dass ihnen der Missbrauch zusetzt. 

Oft fehlt es den Betroffenen selbst an Maßstäben 
für die Einordnung der ihnen zugefügten Übergriffe als 
Unrecht. Erschwerend hinzu kommt das je nach Ent¬ 
wicklungsalter und Stand der sexuellen Aufklärung oft 
fehlende Wissen um Sexualität und die Unkenntnis von 
Begriffen oder Worten, mit denen sie die ihnen wider¬ 
fahrenen Übergriffe beschreiben könnten. Außerdem 
können sich traumatisierte Kinder und Jugendliche zwar 
oft an Einzelheiten und bestimmte Sinnes Wahrnehmun¬ 
gen in der Missbrauchssituation erinnern, es fällt ihnen 
jedoch schwer, eine zusammenhängende Schilderung von 
ihren Missbrauchserlebnissen abzugeben, weil die Reprä¬ 
sentation der traumatischen Situation im Gedächtnis oft 
fragmentiert und unzureichend bleibt. 

Unter diesen Umständen vertrauen sich nur wenige 
Kinder spontan und unmittelbar einer außenstehenden 
Person an. Sie haben Angst, dass die von dem Täter oder 
der Täterin möglicherweise angedrohten Folgen eintreten, 
oder sie fürchten, dass man ihnen nicht glaubt. Meistens 
sind sie sehr unsicher und können nicht einschätzen, wie 
eine außenstehende Person reagieren würde, wenn diese 
von dem Missbrauch erfahren würde. 


14.2 Gibt es spezifische Symptome oder 
indirekte Hinweiszeichen auf 
Missbrauch? 


Aufgrund der typischen Geheimhaltung stellt sich die Fra¬ 
ge, ob und ggf. wie sexueller Missbrauch ohne eine ent¬ 
sprechende Offenbarung des Opfers aufgedeckt werden 
kann. Der Wunsch nach einer indirekten »Diagnostik« 
eines Missbrauchs anhand von einzelnen Hinweiszeichen 
(»Symptomen«) oder eines Musters von Hinweiszeichen 
und Auffälligkeiten (»sexual abuse syndrome«, »Miss¬ 
brauchssyndrom«) suggeriert in Analogie zur Diagnostik 
körperlicher oder psychischer Erkrankungen die Mög¬ 
lichkeit, durch die Interpretation von Verhaltensauffällig- 
keiten oder Beschwerden des Opfers ohne dessen Aussage 
und ohne andere Zeugen der Übergriffe die »Diagnose« 
sexueller Missbrauch stellen zu können. 

Ein solcher Ansatz kann jedoch leicht zu Fehlinter- 
pretationen und falsch positiven Fällen führen. Abgesehen 
von wenigen und seltenen, z. B. durch körperliche Unter¬ 
suchung unmittelbar nach einem sexuellen Übergriff fest¬ 
stellbaren Zeichen (vgl. ► Abschn. 14.3.1) gibt es keine Mög¬ 
lichkeit, mit hinreichender Sicherheit von Symptomen 
oder Beobachtungen auf den Missbrauch zu schließen. 

Q Eine indirekte Diagnose des Missbrauchs ist in 
der Regel nicht möglich! Zielführend im Sinne 
eines Nachweises des Missbrauchs bleibt in der 
Regel allein das Gespräch mit dem Kind bzw. 
Jugendlichen, um dessen Aussage zu erhalten. 

Einerseits müssen wir uns vergegenwärtigen, dass sexuel¬ 
ler Missbrauch per se keine Krankheit oder Störung eines 
Individuums ist, sondern ein belastendes, potenziell trau¬ 
matisches Lebensereignis und damit ein Risikofaktor. Das 
bedeutet, dass es keine »Einbahnstraße« zwischen Miss¬ 
brauch und Missbrauchsfolgen gibt. Glücklicherweise 
bleibt ein Teil der Opfer unauffällig und entwickelt keine 
psychischen oder körperlichen Gesundheitsstörungen. 
Ähnlich wie es starke Raucher gibt, die bis ins späte Le¬ 
bensalter keine Krebs- oder Herz-Kreislauf-Erkrankun¬ 
gen erleiden, können sogenannte resiliente (widerstands¬ 
fähige) Missbrauchsopfer unauffällig und ohne eigenen 
Leidensdruck bleiben. 

Zweitens ergibt sich aus der Definition des sexuellen 
Missbrauchs (vgl. ► Kap. 5 »Begriffe und Definitionen«), 
dass sexuelle Übergriffe in verschiedener Form und daher 
auch je nach Art, Intensität, Dauer und Kontext der Über¬ 
griffe unterschiedliche Folgen auftreten können. 

Drittens hat sexueller Missbrauch im Kindes- und 
Jugendalter zwar mit einer hohen Wahrscheinlichkeit 
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negative Folgen für die psychische und körperliche Ge¬ 
sundheit und Entwicklung, jedoch gibt es keine oder kaum 
spezifische Symptome, die nicht auch durch andere Ursa¬ 
chen oder Auslöser zu erklären sein können. Da zahlreiche 
andere Risikofaktoren, belastende Lebensereignisse oder 
schwierige Lebensumstände ebenfalls ähnlich negative 
Folgen für die Gesundheit und Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen haben können wie sexueller Missbrauch, 
ist die Gefahr, falsche Rückschlüsse auf Missbrauch zu zie¬ 
hen, erheblich. Mögliche andere Ursachen sollten jeweils 
als Alternativhypothese in Betracht gezogen werden. 

Von der Anwendung von bisweilen in Umlauf befind¬ 
lichen »Missbrauchs-Checklisten« als diagnostisches Ins¬ 
trument ist folglich wegen deren fehlender Spezifität und 
mangelnder Sensitivität dringend abzuraten. Der Königs¬ 
weg zur Diagnose bzw. Aufdeckung eines Missbrauchs 
bleibt daher das Gespräch mit dem Kind, das wiederum 
zur Vermeidung von Urteilsfehlern und Suggestionen of¬ 
fen und frei von Erwartungen geführt werden sollte (sie¬ 
he ► Kap. 19 »Gesprächsführung und Aussage«). 

Q Symptome, die als Missbrauchsfolgen auftreten 
können, sind meistens unspezifisch. Sie treten 
nicht in jedem Fall eines sexuellen Missbrauchs 
auf und können auch durch alternative Ursachen 
hinreichend erklärt werden. Eine voreilige Fest¬ 
legung auf einen Missbrauchsverdacht gilt es zu 
vermeiden. 

14.3 Folgen sexuellen Missbrauchs 


Gleichwohl gibt es nach derzeitigem Forschungsstand 
eine Reihe von sehr schwerwiegenden und häufigen Miss¬ 
brauchsfolgen, die die körperliche und psychosoziale Ent¬ 
wicklung von Missbrauchsopfern lebenslang beeinträch¬ 
tigen. Diese werden im Folgenden Überblicks weise dar¬ 
gestellt. Derartige Auffälligkeiten sollten Anlass zu einer 
diagnostischen Abklärung geben, um eine ergebnisoffene 
Abgrenzung der möglichen Ursachen einzuleiten. 

Wichtig ist bei der Betrachtung von potenziellen Miss¬ 
brauchsfolgen die Beachtung der Zeitdimension. Akute, 
innerhalb der ersten Tage und Wochen nach einem Miss¬ 
brauch auftretende, Gesundheitsfolgen und Belastungs- 
symptome sind von langfristigen Spätfolgen bzw. chroni¬ 
schen und bisweilen lebenslangen gesundheitlichen und 
Entwicklungsstörungen zu unterscheiden. 

14.3.1 Kurzfristige körperliche Folgen 

Sexuelle Übergriffe mit Körperkontakt können unmittel¬ 
bar zu Verletzungen und Erkrankungen führen, insbe¬ 


sondere wenn sie mit physischer Gewalt einhergehen. So 
können insbesondere 

— sexuell übertragbare Erkrankungen wie z. B. 

Feigwarzen (Condylomata acuminata), Tripper 
(Gonorrhoe), Chlamydien, HIV, Pilzinfektionen etc. 
wie auch 

— Verletzungen im Genital- und Analbereich sowie an 
den Innenseiten der Oberschenkel 

durch Missbrauch entstehen. Auch hier sind jedoch stets 
Alternativerklärungen für die Entstehung in Betracht zu 
ziehen (vgl. ► Abschn. 14.5). 

Schließlich kann bei geschlechtsreifen Mädchen eine 

Schwangerschaft entstehen. 

14.3.2 Langfristige körperliche Folgen und 
Korrelate 


Im Fall einer durch Missbrauch entstandenen Schwanger¬ 
schaft und Mutterschaft bei jungen Mädchen sind neben 
psychosozialen Komplikationen auch körperliche Risiken 
für Mutter und Kind zu berücksichtigen. Ebenso können 
nicht behandelte, kurzfristige (akute) körperliche Ge¬ 
sundheitsstörungen (vgl. ► Abschn. 14.3.1) zu chronischen 
Gesundheitsproblemen führen. 

Sexueller Missbrauch in der Kindheit ist generell mit 
einem erhöhten Risiko für negative körperliche Gesund¬ 
heitsfolgen verbunden. In einer Metaanalyse von Irish et 
al. (2010) wurde auf der Basis von 31 Primärstudien ein 
erhöhtes Risiko für langfristige körperliche Folgen sexuel¬ 
len Missbrauchs aufgezeigt. Negative körperliche Gesund¬ 
heitsfolgen zeigten sich bei inzwischen jugendlichen oder 
erwachsenen Missbrauchsopfern in sechs Bereichen: 

— Reduzierter genereller Gesundheitszustand 
™ Gastrointestinale Erkrankungen 

™ Gynäkologische Erkrankungen 

— Schmerzerkrankungen 

— Kardiopulmonale Symptome 

— Adipositas 

Darüber hinaus fanden Paras et al. (2009) in einer ande¬ 
ren Metaanalyse auf der Basis von 23 Primärstudien eine 
signifikante Assoziation von sexuellem Missbrauch mit 
späteren 

— psychogenen Anfällen (sogenannte Pseudoepilepsie). 

Wegman und Stetler (2009) fanden besonders auffällige 
Zusammenhänge zwischen sexuellem Missbrauch und 
späteren 

— (pseudo-)neurologischen Problemen und Sympto¬ 
men sowie 

— Problemen mit dem Bewegungsapparat. 
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Weiterhin wurden in einer anderen Metaanalyse von Nel¬ 
son et al. (2012) auf der Basis von 108 Primärstudien em¬ 
pirische Belege für das gehäufte Auftreten unerklärter kör¬ 
perlicher Symptome wie z. B. chronische Beckenschmer¬ 
zen oder chronische Müdigkeit zusammengetragen. Auch 
Autoimmunerkrankungen im Erwachsenenalter, wie z. B. 
Asthma, Diabetes oder das Fibromyalgiesyndrom (chro¬ 
nische Muskelfaserschmerzen) werden mit sexuellem 
Missbrauch in der Kindheit in Zusammenhang gebracht 
(Hauser et al. 2011). 

Darüber hinaus können Veränderungen in Hirnfunk¬ 
tionen und -Struktur und autonomer psychobiologi- 
scher Stressregulation mit traumatischen Lebensereig¬ 
nissen assoziiert sein. 

Die neurobiologische Forschung an in Kindheit und 
Jugend traumatisierten und (sexuell) missbrauchten Per¬ 
sonen hat eine Reihe von Veränderungen in den Hirn¬ 
funktionen und in der Hirnsubstanz sowie funktionelle 
Störungen der physiologischen und hormonellen Stress- 
regulation entdeckt. Mit bildgebenden Methoden wie der 
funktionellen Magnetresonanztomografie (fMRT) oder 
der statischen, das Volumen und die Struktur des Gehirns 
messenden MRT wurden bei in ihrer Kindheit misshan¬ 
delten und missbrauchten Personen folgende Hirnver¬ 
änderungen gefunden (Übersicht bei Hart u. Rubia 2012; 
McCrory et al. 2011): 

— Vermindertes Volumen im dorsolateralen und ven- 
tromedialen präfrontalen Kortex 

— Vermindertes Volumen im Hippocampus und in der 
Amygdala 

— Hyperaktivität der Amygdala 

™ Verkleinerung des Corpus callosum (= Balken, Ver¬ 
bindung zwischen den Hirnhälften) 

— Defizite im Volumen und in der Funktion von latera¬ 
len und frontolimbischen Hirnregionen 

™ funktionelle Defizite in zentralen neuronalen Netz¬ 
werken 

Diese bisher identifizierten Veränderungen von Hirnfunk¬ 
tion und -Struktur bei sexuell traumatisierten Personen 
finden sich vor allem in Hirnregionen, die mit Prozessen 
der Emotionsregulation, Gedächtniskonsolidierung und 
-Integration sowie mit der Steuerung von Aufmerksam¬ 
keit und Verhalten in Zusammenhang gebracht werden. 
Noch ist nicht geklärt, ob diese überwiegend bei erwach¬ 
senen Traumaopfern festgestellten Befunde auch bei Kin¬ 
dern und Jugendlichen mit ihrem sich entwickelnden Ge¬ 
hirn gleichermaßen vorhanden sind. Auch ist unklar, ob 
die Hirnveränderungen Folgen eines Psychotraumas oder 
prädisponierende Risikofaktoren im Sinne vorbestehen¬ 
der Auffälligkeiten des Gehirns sind, die mit entsprechen¬ 


der Vulnerabilität für die Entwicklung von Traumafolge¬ 
störungen im Erleben und Verhalten von Missbrauchsop¬ 
fern assoziiert sind. 

Übereinstimmend zeigen Forschungsarbeiten an trau¬ 
matisierten Personen generell Hinweise auf die Dysregu¬ 
lation des hormonellen Stresssystems, insbesondere der 
Hypothalamus-Hypophysen-Nebennierenrinden-Ach- 
se. Das Stresshormon Cortisol, das bei gesunden Personen 
bei akuter Belastung vermehrt ausgeschüttet wird und zu 
einer adaptiven Aktivierung des Organismus durch Bereit¬ 
stellung von Energie und Ermöglichung von Flucht oder 
Kampf führt, wird bei chronisch traumatisierten Personen 
in verringertem Ausmaß bereitgestellt, sodass die auto¬ 
nome Anpassung des Organismus an Stressoren entspre¬ 
chend gestört ist. Erste Studien z. B. an traumatisierten 
Pflegekindern konnten zeigen, dass solche Veränderungen 
nach erfolgreicher Verhaltenstherapie zumindest teilweise 
reversibel sind (Fisher et al. 2006). 

14.3.3 Kurzfristige psychische Folgen 


Da Missbrauch meist in einem Kontext von Einschüch¬ 
terung, Bedrohung und Zwang stattfindet und das Opfer 
sich dabei hilflos und verängstigt fühlt, werden sexuelle 
Übergriffe als traumatische Ereignisse nach den Kriterien 
akuter und posttraumatischer Belastungsstörungen einge¬ 
ordnet (APA 2013). 

Innerhalb von Tagen und Wochen nach erlittenen se¬ 
xuellen Übergriffen können sich wie bei anderen poten¬ 
ziell traumatischen Lebensereignissen eine Reihe von aku¬ 
ten Symptomen entwickeln, die als akute Belastungsstö¬ 
rung oder akute Belastungsreaktion bezeichnet werden, 
landläufig auch als psychischer Schockzustand. 

Diese akuten Symptome sind als normale psychische 
Veränderungen unmittelbar nach Extrembelastungen an¬ 
zusehen und zeigen die Überlastung des Individuums bei 
der Verarbeitung des Erlebten. Die Symptomatik ist viel¬ 
gestaltig und reicht von einer initialen Desorientierung 
und dem Gefühl, wie betäubt zu sein, über Veränderun¬ 
gen des Bewusstseins und der Wahrnehmungen (soge¬ 
nannte dissoziative Symptome), Reizbarkeit, Stimmungs¬ 
schwankungen bis zu einer Reihe von weiteren interna- 
lisierenden Symptomen (z. B. Ängste), bei Kindern und 
Jugendlichen auch häufig externalisierenden Symptomen 
(z. B. aggressives Verhalten). Charakteristisch ist das kurz¬ 
fristige reaktive Auftreten dieser Belastungssymptome 
und ihr Abflauen innerhalb weniger Tage oder Wochen 
nach der Beendigung der Stresssituation, ohne dass es 
einer Behandlung bedarf. 
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□ Abb. 14.1 Spektrum von Traumafolgen 


14.3.4 Mittel- und langfristige psychische 
Folgen 


Halten Belastungssymptome nach einem sexuellen Miss¬ 
brauch mehr als vier Wochen an und zeigen sich Sympto¬ 
me in den Bereichen Wiedererleben, Vermeidung, trau¬ 
mabezogene Gedanken, Affektlage und Hyperreaktivität, 
dann muss eine posttraumatische Belastungsstörung 
(PTBS) in Betracht gezogen werden. 

Auch Vorschulkinder können bereits Symptome einer 
posttraumatischen Belastungsstörung entwickeln, zeigen 
oft jedoch nicht das Vollbild dieser Störung (Scheeringa 
et al. 2011), wie sie zunächst typischerweise bei erwach¬ 
senen Kriegstraumatisierten beschrieben wurden und 
Eingang in die diagnostischen Kriterien gefunden haben. 
Das heißt, es finden sich häufig Symptome einer PTBS 
mit einer entsprechenden Beeinträchtigung, auch wenn 
die Schwelle zur klinischen Diagnose einer PTBS nach se¬ 
xueller Gewalt von Kindern und Jugendlichen bisweilen 
nicht überschritten wird. 

Neben oder anstelle einer PTBS können zahlreiche 
weitere psychische Störungen infolge von sexuellem Miss¬ 


brauch auftreten, d. h., diese Störungen können durch 
Missbrauch ausgelöst oder begünstigt werden, ohne 
dass sexueller Missbrauch die einzige Ursache hierfür ist 
(□ Abb. 14.1). Diese psychischen Störungen entwickeln 
sich meist in der Kindheit und Jugend, sind in ihrer Aus¬ 
gestaltung vom Entwicklungsalter abhängig und reichen 
typischerweise bei unbehandelten Missbrauchsopfern bis 
weit ins Erwachsenenalter hinein. Psychische und psycho¬ 
somatische Symptome, Auffälligkeiten und Funktionsein¬ 
schränkungen können sich in allen Lebensbereichen von 
Kindern und Jugendlichen manifestieren, also in der Fa¬ 
milie, in Kindergarten und Schule oder in der Freizeit. 

Die Forschungsliteratur zeigt erdrückende Belege da¬ 
für, dass sexueller Missbrauch in der Kindheit mit dem 
Risiko erheblicher Gesundheitsstörungen und einer be¬ 
einträchtigten psychosozialen Entwicklung im Erwachse¬ 
nenalter verbunden ist. In einer Meta-Metaanalyse wurde 
eine inzwischen in 248 Primärstudien umfassend belegte 
Evidenz für die überzufällig häufige Entwicklung psychi¬ 
scher Störungen im Erwachsenenalter vor dem Hinter¬ 
grund sexuellen Missbrauchs im Kindes- und Jugendalter 
zusammengetragen (Hillberg et al. 2011). Umfassende Be- 
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lege für die Begünstigung folgender Störungen und Auf¬ 
fälligkeiten im Jugend- und Erwachsenenalter wurden bei 
Überlebenden eines sexuellen Missbrauchs im Kindesalter 
gefunden: 

— Angststörungen (Chen et al. 2010) 

™ Depressionen (Maniglio 2010; Wilson 2010) 

— Essstörungen (Wilson 2010) 

Posttraumatische Belastungsstörungen (Wilson 2010) 

— Schlafstörungen (Steine et al. 2012) 

— Suizidversuche (Steine et al. 2012) 

— Stimmenhören (Carthy-Jones 2011) 

™ Drogen- und Alkoholkonsum (Wilson 2010) 

™ Sexuelle Schwierigkeiten (Zwickl u. Merriman 2011) 

™ Selbst sexuelle Übergriffe begehen (Mallie et al. 2011; 
Pears u. Capaldi 2001) 

Der Zusammenhang zwischen sexuellem Missbrauch in 
der Kindheit und späterer Entwicklung einer Persönlich¬ 
keitsstörung mit emotionaler Instabilität (Borderline-Stö¬ 
rung) wird diskutiert (McLean u. Gallop 2003), wobei 
allerdings die Abgrenzung der Borderline-Störung von 
einer chronischen PTBS bzw. einer andauernden Persön¬ 
lichkeitsstörung nach Extrembelastung (ICD-10 F62.0) 
schwierig ist. 

Ebenfalls wird ein Zusammenhang zwischen sexuel¬ 
lem Missbrauch und auffälligem sexuellem Verhalten, so¬ 
genanntem sexualisiertem Verhalten bei Kindern, immer 
wieder diskutiert (Friedrich et al. 2001). Vor allem das 
Zeigen eigener Genitalien und das Berühren fremder Ge¬ 
nitalien sollen im Vorschulalter gehäuft bei missbrauchten 
Kindern Vorkommen. Die empirischen Belege hierzu sind 
jedoch bislang unzureichend und inkonsistent (Drach et 
al. 2001). Einerseits ist es schwierig, normales und abwei¬ 
chendes Sexualverhalten bei Kindern zu unterscheiden, 
und zum anderen sind auch stets alternative Erklärun¬ 
gen für sexualisierte Verhaltensweisen möglich, z. B. im 
Sinne von Verhaltensstereotypien und Automutilationen 
bei geistig retardierten Kindern und Jugendlichen oder 
als Nachahmung von beobachteten sexuellen Handlun¬ 
gen anderer Personen in der Realität oder in Film- oder 
Fotodarstellungen. Unabhängig von der fraglichen dia¬ 
gnostischen Bedeutung für sexuellen Missbrauch sollte 
sexualisiertes Verhalten von Kindern Anlass für präven¬ 
tive sexualpädagogische Interventionen geben, da diese 
Kinder sich durch ihr Verhalten unter Umständen selbst 
gefährden und leichter Opfer werden können. 

Q Festzuhalten bleibt, dass es nach sexuellem 

Missbrauch gehäuft zu posttraumatischen Belas¬ 
tungsstörungen sowie zu weiteren chronischen, 
komplexen und das psychosoziale Funktions¬ 
niveau der Opfer teilweise erheblich einschrän¬ 
kenden psychischen Störungen kommt, die bis 


ins Erwachsenenalter persistieren können und 
mit dem Risiko der Wiederholung derTäter-Op- 
fer-Konstellation in der nächsten Generation 
verbunden ist. 


14.4 Vertiefungstext für pädagogische 
Berufe 


Im pädagogischen Feld ist generell eine erhöhte Sensibi¬ 
lität für psychische und körperliche Auffälligkeiten von 
Kindern und Jugendlichen notwendig. Da es außer der 
Mitteilung des Kindes kaum spezifische Hinweiszeichen 
oder Symptome für sexuellen Missbrauch gibt, ist bei der 
Interpretation von Auffälligkeiten Sorgfalt angebracht. 
Eine vorschnelle Missbrauchshypothese, ohne Alternativ¬ 
hypothesen zu prüfen, kann mehr schaden als helfen. Ins¬ 
besondere sollte eine voreilige Konfrontation des Kindes 
bzw. Jugendlichen oder seiner Sorgeberechtigten mit einer 
Missbrauchsvermutung vermieden werden. Stattdessen 
bietet sich eine kollegiale Beratung oder eine Fachbera¬ 
tung mit in Kinderschutzfragen erfahrenen Fachkräften 
an, bevor Interventionen eingeleitet werden. 

Zunächst ist eine genaue Verhaltensbeobachtung und 
-Beschreibung sowie eine präzise Dokumentation von et¬ 
waigen signifikanten Mitteilungen oder VerhaltensaufFällig- 
keiten eines Kindes mit Darstellung des Kontextes dieser 
Besonderheiten geboten. Die pädagogische Fürsorgepflicht 
sollte bei akut besorgniserregenden Beobachtungen Anlass 
für ein offen gehaltenes pädagogisches Gespräch mit dem 
Kind oder Jugendlichen geben, ohne eine etwaige Vermu¬ 
tung eines sexuellen Missbrauchs zu thematisieren (z. B. 
»Mir ist aufgefallen, dass Du Dich in letzter Zeit sehr still 
und zurückgezogen verhältst, wie geht es Dir?«). 

Bei Beobachtung von wiederholt nicht situations- 
oder entwicklungsangemessenem sexualisiertem Verhal¬ 
ten von Kindern ist ein vorsichtiges Ansprechen dieser 
Beobachtungen mit dem Kind und/oder seinen Bezugs¬ 
personen sinnvoll, um mögliche Erklärungen hierfür zu 
finden und um einen angemessenen sexualpädagogischen 
Umgang hiermit vorzubereiten. Gefährdet sich ein Kind 
durch aufreizendes sexualisiertes Verhalten selbst (z. B. 
unangemessene Aufnahme von Körperkontakt, aufreizen¬ 
de Kleidung), sollte dieses Verhalten zum Anlass genom¬ 
men werden, beim Kind ein Bewusstsein für die Risiken 
dieses Verhaltens zu wecken und Regeln für angemessenes 
Verhalten insbesondere in der Nähe-Distanz-Regulation 
gegenüber Fremden einzuführen. 

Wenn sich eindeutige, durch Mitteilung des Kindes 
substanziierte Hinweise für sexuellen Missbrauch ergeben 
haben oder wenn vorliegende Auffälligkeiten auch in einer 
Fachberatung den dringenden Verdacht auf sexuellen 
Missbrauch nahelegen, ist ein planvolles und zielorientier- 
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tes Handeln von entscheidender Bedeutung. Wichtig ist 
zunächst, dem Kind mit offen gehaltenen Fragen in einer 
ruhigen und geschützten Gesprächssituation (also nicht in 
Gegenwart anderer Personen, mit ausreichend Zeit) eine 
Möglichkeit zur Äußerung zu geben. Sollten sich aus den 
verbalen Äußerungen des Kindes klare Hinweise für einen 
sexuellen Missbrauch ergeben, muss dem Kind Hilfe ange- 
boten werden. Signifikante Äußerungen des Kindes sind 
wörtlich (einschließlich der Beschreibung ihres Kontextes 
und der gestellten Fragen) zu dokumentieren. Es ist falsch, 
dem Kind in jeder Hinsicht absolute Vertraulichkeit hin¬ 
sichtlich der erhaltenen Information gegenüber Dritten 
zuzusichern, weil damit weitere Hilfeleistung unter Um¬ 
ständen blockiert wird. Allerdings sollte das Vertrauen 
des Kindes dadurch gestärkt werden, dass alle weiteren 
Schritte bei der Hilfeplanung und -durchführung trans¬ 
parent und möglichst im Einvernehmen mit dem betrof¬ 
fenen Kind erfolgen. 

Ergeben sich aus dem Gespräch mit dem Kind keine be¬ 
stätigenden Hinweise für sexuellen Missbrauch, ist am bes¬ 
ten nach Konsultation in einer Fachberatung abzuwägen, 
wie ein Gespräch mit den Sorgeberechtigten sinnvoll ge¬ 
führt werden kann. Auf jeden Fall sollte eine Rückmeldung 
von unspezifischen Auffälligkeiten im Verhalten oder eines 
plötzlichen Schulleistungsabfalls an die Sorgeberechtigten 
erfolgen, um mit den Sorgeberechtigten ergebnisoffen Er¬ 
klärungsmöglichkeiten und Lösungswege zu besprechen. 

Erster Ansprechpartner neben dem Kind ist für Päda¬ 
gogen im Fall von eindeutigen oder fraglichen Hinweisen 
auf sexuellen Missbrauch der vermutlich nicht missbrau¬ 
chende Elternteil bzw. ggf. beide sorgeberechtigten Eltern, 
wenn diese nicht als Täter in Betracht kommen. Es gilt zu 
klären, ob die Eltern ausreichend an der Klärung der Pro¬ 
blematik mitwirken und den Schutz des Kindes vor etwai¬ 
gen weiteren Übergriffen gewährleisten. Wenn deutliche 
Hinweise auf eine weitere Gefährdung des Kindes und auf 
Untätigkeit der Eltern vorliegen, ist in transparenter Weise 
im Einklang mit den normativen Vorgaben des Kinder¬ 
schutzgesetzes das zuständige Jugendamt am Wohnort des 
Kindes zu informieren. 

Bei Hinweisen für sexuellen Missbrauch durch Mit¬ 
arbeitende oder Mitbewohner in Institutionen ist neben 
den Eltern bzw. Sorgeberechtigten die Institutionsleitung 
einzuschalten und an Lösungen und der Hilfeplanung zu 
beteiligen. 

Q Pädagogen benötigen eine Haltung der aufmerk¬ 
samen, jedoch gelassenen Wahrnehmung von 
Auffälligkeiten im Verhalten der ihnen anvertrau¬ 
ten Kinder und Jugendlichen. Sie sollten voreili¬ 
ge Rückschlüsse von unspezifischen Symptomen 
auf sexuellen Missbrauch unterlassen, allerdings 
offen für spontane Mitteilungen von Kindern und 


Jugendlichen über sexuelle Übergriffe bleiben 
und darauf interessiert und mit Hilfeangeboten 
reagieren. Sie sollten es vermeiden, durch drän¬ 
gende oder suggestive Fragen Aussagen zu pro¬ 
vozieren oder zu beeinflussen. 


14.5 Vertiefungstext für medizinisch¬ 
therapeutische Berufe 

14 . 5.1 Medizinische Diagnostiken 


Die Grenzen der körperlichen Diagnostik von sexuellem 
Missbrauch ergeben sich zunächst einmal daraus, dass nur 
ein kleiner Teil der Missbrauchshandlungen überhaupt zu 
körperlichen Veränderungen führt. Viele Missbrauchs¬ 
handlungen bleiben ohne Körperkontakt zwischen Täter 
und Opfer, andere Missbrauchshandlungen mit Körper¬ 
kontakt führen nicht zu körperlichen Folgen oder Verän¬ 
derungen. Lediglich die folgenden körperlichen Sympto¬ 
me können als Hinweis auf sexuellen Missbrauch gelten: 

— Fremde Spermaspuren im oder am Körper des Opfers 

— Eine Schwangerschaft bei unter 15-jährigen Minder¬ 
jährigen, sofern es keine Hinweise für die Vaterschaft 
eines etwa gleichaltrigen oder unwesentlich älteren 
Jugendlichen gibt 

™ Sexuell übertragbare Krankheiten bzw. Infektionen 
wie z. B. Feigwarzen (Condylomata acuminata), Trip¬ 
per (Gonorrhoe), Chlamydien, HIV, Pilzinfektionen 
(Cave: Auch hier gibt es unter Umständen Alter¬ 
nativerklärungen wie z. B. eine konnatale Infektion!) 
™ Verletzungen am Genital- oder im Analbereich 
(Cave: Hier sind selbst beigebrachte Verletzungen 
durch Manipulationen und unfallbedingte Verletzun¬ 
gen abzugrenzen - die Plausibilität der Anamnese ist 
entscheidend!) 

Q Wenn signifikante oder auf Missbrauch verdäch¬ 
tige körperliche Befunde erhoben wurden, sind 
diese zu dokumentieren, bei sichtbaren körper¬ 
lichen Veränderungen durch genaue Beschrei¬ 
bung und Fotografie. 

Jede der genannten möglichen körperlichen Hinweise auf 
sexuellen Missbrauch sollte Anlass zur gründlichen Ex¬ 
ploration des Kindes - wenn alters- und entwicklungs¬ 
bedingt durchführbar - bieten, da letztlich nur durch die 
Aussage des Kindes der Missbrauchshergang ermittelt 
werden kann (vgl. auch ► http://www.kindesmisshandlung. 
de/mediapool/32/328527/data/SKM-KMV-Artikel.pdf). 

Ob ein Kind bei Verdacht auf sexuellen Missbrauch 
überhaupt körperlich untersucht werden sollte, bleibt im 
Einzelfall abzuwägen. Nur wenn sich durch die Untersu¬ 
chung mit gewisser Wahrscheinlichkeit ein Hinweis oder 
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Beweis erwarten lässt oder wenn bekanntlich Missbrauch 
mit Körperkontakt stattgefunden hat und eine Abklärung 
des körperlichen Status notwendig ist, und sei es nur, 
um dem Opfer seine körperliche Integrität versichern zu 
können, sind diese ihrerseits eingreifenden und bisweilen 
ängstigenden Untersuchungen gerechtfertigt. Untersu¬ 
chungen unter Zwangsanwendung oder Narkose, weil die 
Kooperation oder Zustimmung des Kindes nicht erreicht 
werden kann, sollte auf medizinische Notfallsituationen 
begrenzt bleiben, um nicht weitere Belastungen im Sinne 
einer Retraumatisierung zu riskieren. 

Q Von der Anwendung von Zwang bei der körper¬ 
lichen Untersuchung von Kindern und Jugendli¬ 
chen sollte außerhalb von medizinischen Notfall¬ 
situationen abgesehen werden. 

14 . 5.2 Psychodiagnostik 


Eine sorgfältige Psychodiagnostik und Anamnese bei Kin¬ 
dern, Jugendlichen und Erwachsenen enthält stets eine 
explizite Traumaanamnese. Meist stellen Psychotherapie - 
Patientinnen und -patienten selbst keinen Zusammen¬ 
hang zwischen ihren unspezifischen Beschwerden und 
einem erlebten sexuellen Missbrauch her. Auch gelten die 
in ► Abschn. 14.1 beschriebenen Offenbarungsschwellen 
genauso für die psychologische bzw. psychiatrische Dia¬ 
gnostik. Somit berichten Missbrauchsopfer auch im Rah¬ 
men der Therapie häufig nicht spontan von ihren Miss¬ 
brauchserfahrungen . 

Q Nur wenn Patienten bzw. bei Kindern und Ju¬ 
gendlichen auch deren Bezugspersonen aus¬ 
drücklich nach möglichen Erfahrungen eines 
sexuellen Missbrauchs gefragt werden, besteht 
eine Chance zur Erhellung eines möglichen 
traumatischen Hintergrundes des aktuellen Be¬ 
schwerdebildes! 

Steht eine positive Missbrauchsanamnese fest, sollte ver¬ 
sucht werden, den zeitlichen Zusammenhang zwischen 
dem Auftreten der psychischen Beschwerden oder Ver- 
haltensauffälligkeiten und dem Missbrauch zu rekonstru¬ 
ieren. Wenn es eine Veränderung im Sinne eines Neuauf¬ 
tretens oder eine signifikante Aggravation der psychischen 
Probleme nach dem Missbrauch gegeben hat, ist eine 
kausale Zuordnung wahrscheinlich. Posttraumatische 
Belastungssymptome in Verbindung mit einer sexuellen 
Missbrauchsanamnese sind spezifisch und indizieren eine 
traumafokussierte Psychotherapie. 


Wenn Medizinerinnen und Mediziner oder Psycho- 
therapeutinnen und Psychotherapeuten im Rahmen ihrer 
Heilkundeausübung Hinweise für eine anhaltende erheb¬ 
liche Kindeswohlgefährdung durch möglicherweise an¬ 
haltenden oder wiederholten Missbrauch bekommen, sind 
sie zur Hilfeleistung verpflichtet. Diese beginnt, sofern es 
der Entwicklungsstand des Kindes zulässt, mit einem Ge¬ 
spräch mit dem betroffenen Kind oder Jugendlichen unter 
vier Augen, um gemeinsam die Fakten zu klären und den 
Hilfe- und Schutzbedarf des Kindes und mögliche Hil¬ 
fen zu thematisieren. Nach Möglichkeit sollte neben dem 
Kind ein nicht missbrauchender Elternteil in die Hilfepla¬ 
nung einbezogen werden. Anlaufstellen für weitere Hil¬ 
fen (z. B. Beratungsstellen, Jugendämter) sollten benannt 
werden. Im Einvernehmen mit dem Kind und den Sor¬ 
geberechtigten (schriftliche Schweigepflichtsentbindung) 
ist die direkte Einschaltung dieser helfenden Institutionen 
mit Weitergabe der signifikanten Informationen zum do¬ 
kumentierten Missbrauch und zur Gefährdungseinschät¬ 
zung möglich. Eine Mitteilung über die Kindeswohlge¬ 
fährdung an das zuständige Jugendamt ohne Schweige- 
pflichtsentbindung durch die Betroffenen ist in Abwägung 
von Risiken und Vorteilen einer solchen Mitteilung ggf. 
transparent für die Betroffenen vorzunehmen. 

Ergeben sich während einer Psychotherapie Hinweise 
für möglicherweise die körperliche Gesundheit der Pa¬ 
tientin bzw. des Patienten gefährdende aktuelle oder kurz 
zurückliegende sexuelle Übergriffe, sollte im Einverneh¬ 
men mit der Patientin oder dem Patienten eine körper¬ 
liche Untersuchung empfohlen bzw. veranlasst werden. 

Bei Anzeigen durch Ärztinnen und Ärzten oder The¬ 
rapeutinnen und Therapeuten bei der Polizei oder der 
Staatsanwaltschaft ist zu berücksichtigen, dass hiermit 
aufgrund des Ermittlungszwangs der Behörden regelmä¬ 
ßig eine unverzügliche Strafermittlung gegen den mögli¬ 
chen Täter ausgelöst wird und dass hierbei die betroffenen 
Kinder und Jugendlichen in die Rolle des Opferzeugen ge¬ 
raten. Wünschen die Betroffenen eine Strafanzeige gegen 
den Täter, sollte auf Zeugenschutzprogramme für Opfer 
sexuellen Missbrauchs hingewiesen werden. 
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15.1 Einleitung 

■ Zur Unterschiedlichkeit der Arbeitsaufträge 

von helfenden und pädagogischen Berufen und 

Strafverfolgungsbehörden 

Die strafrechtliche Abklärung des Verdachts eines sexuel¬ 
len Missbrauchs ist einzig und allein Aufgabe der Straf¬ 
verfolgungsbehörden. Mit kriminalistischen Methoden 
gehen Polizei und Staatsanwaltschaft Verdachtsmomenten 
nach. Das Gericht bewertet, ob die Beweislage eindeutig 
ist oder nicht. Entsprechend dem Grundgesetz gilt in der 
strafrechtlichen Auseinandersetzung der Grundsatz »im 
Zweifel für den Angeklagten«. Das heißt: Gerichte haben 
Angeklagte auch dann von dem Vorwurf sexuellen Miss¬ 
brauchs freizusprechen, wenn Richterinnen/Richter und 
Schöfhnnen/Schöffen zwar persönlich von der Schuld des 
Angeklagten überzeugt sind, die objektive Beweislast je¬ 
doch für eine Verurteilung im Sinne des Strafgesetzbuches 
nicht zweifelsfrei ausreicht. 

Die Aufgabe von Jugendhilfe, Schule und des Gesund¬ 
heitswesens ist es, bei der Vermutung eines sexuellen 
Missbrauchs das Kindeswohl sicherzustellen. Sie haben 
weder die kriminalistischen Möglichkeiten noch den Auf¬ 
trag, Opfer oder Beschuldigte systematisch zu »verneh¬ 
men« und zu bewerten, ob tatsächlich Gewalthandlungen 
im Sinne des Strafgesetzbuches stattgefunden haben oder 
nicht - es sei denn, sie sind im Aufträge der Justiz gut¬ 
achterlich tätig. 

Institutionen, die mit Mädchen und Jungen arbeiten, 
müssen entsprechend dem Grundsatz »im Zweifelsfal¬ 
le für das Kindes wohl« handeln. Ihr Auftrag ist in ers¬ 
ter Linie die Sicherung des Kindeswohls. Wollen sie sich 
nicht der unterlassenen Hilfeleistung schuldig machen, so 
müssen sie bereits tätig werden, wenn aufgrund von (se¬ 
xuellen) Grenzverletzungen die Gefahr besteht, dass die 
gesunde seelische Entwicklung eines Mädchens/Jungen 
beeinträchtigt wird. Pädagogische Fachkräfte sind z. B. 
dementsprechend gesetzlich verpflichtet, sich im Falle der 
Vermutung eines sexuellen Missbrauchs von erfahrenen 
Fachkräften, spezialisierten Fachberatungsstellen oder 
Jugendämtern beraten zu lassen, damit das Risiko der 
Kindeswohlgefährdung abgeklärt und ggf. Maßnahmen 
zum Schutz und der Hilfe für die Opfer initiiert werden 
(Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung gemäß § 8a 
SGB VIII). Im Falle der Vermutung sexueller Übergriffe 
bzw. eines sexuellen Missbrauchs durch Mitarbeiter/Mit¬ 
arbeiterinnen aus Institutionen müssen diese erfahrenen 
Fachkräfte und Fachberatungsstellen nicht nur ein gene¬ 
relles Wissen im Bereich Kinderschutz, sondern auch Er¬ 
fahrungen in Bezug auf Missbrauch in Institutionen ha¬ 
ben (Enders 2012c; Fegert u. Wolff 2006). 

Im Sinne eines sachlichen und fachlichen Umgangs 
bei Grenzverletzungen, Übergriffen und strafrechtlich 


relevanten Formen der Gewalt gegen Mädchen und Jun¬ 
gen sollte in pädagogischen Arbeitsfeldern immer nur von 
einer »Vermutung« und niemals von einem »Verdacht« 
gesprochen werden. 

15.2 Anlässe für die Vermutung eines 
sexuellen Missbrauchs 


Die Vermutung eines sexuellen Missbrauchs kann aus sehr 
unterschiedlichen Beobachtungen oder Hinweisen resul¬ 
tieren. 

15 . 2.1 Verbale Hinweise von Mädchen und 
Jungen 


Oftmals entsteht die Vermutung eines sexuellen Miss¬ 
brauchs aufgrund von verbalen Andeutungen eines Mäd¬ 
chens oder Jungen. Opfer im Vorschulalter »plappern« 
nicht selten über nicht adäquate Verhaltensweisen von 
Erwachsenen, ältere Kinder und Jugendliche deuten sol¬ 
che an und testen zunächst einmal die Reaktionen ihres 
Gegenübers. In vielen Fällen sind es die Freundinnen und 
Freunde betroffener Kinder und Jugendlicher, die erwach¬ 
sene Vertrauenspersonen vorsichtig darauf hinweisen, 
dass ein Mädchen oder Junge Hilfe benötigt oder ein Er¬ 
wachsener sich auf eine irritierende oder grenzverletzende 
Art und Weise verhält. 

Ob diese Hinweise verstanden werden oder nicht, 
hängt entscheidend von dem Wissen der Vertrauensper¬ 
sonen über die Strategien der Täter und Täterinnen sowie 
der Psychodynamik der Opfer sexuellen Missbrauchs ab. 

15 . 2.2 Verhaltensweisen/-auffälligkeiten von 
Mädchen und Jungen 


Im pädagogischen Alltag entsteht die Vermutung eines 
sexuellen Missbrauchs häufig aufgrund des Verhaltens 
eines Kindes oder Jugendlichen. Dabei ist zu beachten, 
dass es keine Verhaltensauffälligkeit gibt, die zweifels¬ 
frei einen Rückschluss auf sexuellen Missbrauch zulässt. 
So können z. B. sexuelle Grenzverletzungen durch Kin¬ 
der und Jugendliche ein Hinweis auf eigene sexuelle Ge¬ 
walterfahrungen sein. Sie können jedoch auch auf andere 
Ursachen zurückzuführen sein: Zeugenschaff häuslicher 
Gewalt, körperliche Gewalterfahrungen, Mobbing, Kin¬ 
desvernachlässigung, Vernachlässigung grenzachtender 
Regeln in der pädagogischen Konzeption einer Gruppe/ 
Einrichtung etc. 

Bei der Einschätzung der Bedeutung der Verhaltens¬ 
weisen/-auffälligkeiten eines Mädchens oder Jungen als 
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möglichen Hinweis auf einen sexuellen Missbrauch ist zu 
beachten, dass kindliche und jugendliche Opfer sexuellen 
Missbrauchs 

— sich nicht immer verhaltensauffällig verhalten, son¬ 
dern im pädagogischen Alltag nicht selten unkompli¬ 
ziert und unbelastet wirken, 

— zum Teil ein Folgeverhalten entwickeln, das von der 
Umwelt positiv bewertet wird (z. B. ausgeprägte Leis¬ 
tungsorientierung) , 

— Yerhaltensauffälligkeiten und Folgeproblematiken 
oftmals erst mit zeitlicher Verzögerung entwickeln - 
manchmal erst einige Wochen oder Monate nach der 
Aufdeckung des Missbrauchs, 

“ zu unterschiedlichen Zeiten unterschiedliche Verhal- 
tensauffälligkeiten entwickeln, 

™ zwischen Zeiten mit und ohne Verhaltensauffällig- 
keiten wechseln, 

nicht selten kontextabhängige Verhaltensauffälligkei- 
ten entwickeln. Sie zeigen z. B. in der Schule, in der 
Kindertagesstätte, auf der Ferienfreizeit Verhaltens- 
auffälligkeiten und sind zur gleichen Zeit zu Hause 
unauffällig oder umgekehrt. 

15 . 2.3 Körperliche Verletzungen/ 

medizinische Befunde, die Hinweis 
auf einen Missbrauch sein können 


Grenzverletzendes Verhalten von 
Erwachsenen und Jugendlichen 

Wird ein Fall von sexuellem Missbrauch nachgewiesen, so 
formulieren häufig Personen aus dem Umfeld, dass sie in 
der Vergangenheit über ein offensichtlich (sexuell) grenz¬ 
verletzendes Verhalten des Täters/der Täterin irritiert ge¬ 
wesen seien, jedoch geschwiegen haben, da sie keinen fal¬ 
schen »Verdacht« aussprechen wollten - aus Sorge, einen 
Menschen zu Unrecht zu beschuldigen. Ein vorsichtiger 
Umgang mit der Formulierung einer Vermutung/eines 
Verdachts ist ehrenwert, doch darf dieser nicht dazu füh¬ 
ren, dass offensichtliche Verletzungen der persönlichen 
Grenzen von Mädchen und Jungen schweigend geduldet 
werden. Es ist fachlich korrekt und verantwortungsvoll, 
eigene Beobachtungen von Fehlverhalten gegenüber Kin¬ 
dern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen sachlich zu 
benennen. Oftmals gibt es mehrere Personen, die Beob¬ 
achtungen zu Grenzverletzungen in unterschiedlichen 
Situationen gemacht haben. Diese zu dokumentieren ist 
oftmals entscheidend zur Abklärung einer Vermutung. 

Aufgabe der Fachkräfte helfender/pädagogischer Be¬ 
rufe ist es nicht, mit kriminalistischem Spürsinn zu »er¬ 
mitteln«, ob ein offensichtlich grenzverletzendes Verhal¬ 
ten Hinweis auf einen sexuellen Missbrauch ist oder nicht. 
Es ist jedoch ihre Verantwortung Mädchen und Jungen, 


junge Frauen und Männer vor (sexuellen) Grenzverletzun¬ 
gen zu schützen, indem sie einen respektvollen Umgang 
einfordern. Sind die offensichtlichen Grenzverletzungen 
nur die »Spitze des Eisberges«, so erleichtert es kindlichen 
und jugendlichen Opfern, Schweigegebote von Tätern/ 
Täterinnen zu überwinden, wenn sie in ihrem Umfeld Er¬ 
wachsene erleben, die sich durch ihr grenzachtendes und 
schützendes Verhalten als vertrauenswürdig erweisen. 

Die im Folgenden beispielhaft aufgelisteten Verhal¬ 
tensweisen von Erwachsenen sind als grenzverletzend zu 
bewerten. In der Regel sind sie kein Hinweis auf einen 
strafrechtlichen sexuellen Missbrauch, doch sollte man bei 
der Beobachtung derartiger (sexueller) Grenzverletzun¬ 
gen und Übergriffe die Möglichkeit eines solchen nicht 
ausschließen. 

Grenzverletzendes Verhalten Erwachsener (En- 
ders u. Kossatz 2012) 

— Scheinbar »zufällige« sexuelle Berührungen (z. B. 
im Rahmen von Zauber-, Tobe-, Kitzel- oder Dok¬ 
torspielen) 

— Sexistische Qualitätsurteile und Bemerkungen in 
Anwesenheit von oder über Mädchen und Jungen 
— Sexuelle Grenzüberschreitungen im Rahmen von 
Pflegehandlungen 

— Verbale Grenzverletzungen im Rahmen von »Auf¬ 
klärung« 

— Unangemessene zärtliche Handlungen gegen¬ 
über einem Mädchen oder Jungen, die z. B. vom 
Kind/Jugendlichen als unangenehm empfunden 
werden oder nicht der Beziehung entsprechen 
— Sexuelle Grenzverletzungen bei sportlichen Akti¬ 
vitäten 

— Im Rahmen von Gruppenritualen stattfindende 
sexuelle Übergriffe (z. B. Pfänderspiele, bei denen 
Kleidungsstücke abgegeben werden müssen) 

— Missachtung der Grenzen zwischen den Ge¬ 
nerationen (z. B. ein Kind wie eine erwachsene 
Vertrauensperson behandeln, wie eine Geliebte 
hofieren, Jugendschutzgesetze missachten) 

— Unangemessene Geschenke (z. B. Geld, Spielsa¬ 
chen, Reisen, Kleidung) 

— Gespräche mit Kindern und Jugendlichen über 
Details eigener Opfererfahrungen (z. B. sexueller 
Missbrauch in der Kindheit oder häusliche Gewalt) 

— Grenzverletzende Bemerkungen über Kontakt¬ 
personen von Kindern und Jugendlichen (»Deine 
Mutter ist auch ganz schön geil!«) 

— Ohne zwingenden Grund mit Kindern und Ju¬ 
gendlichen das Zimmer teilen 
— Fehlende Schlüssel der Badezimmer- oder Toilet¬ 
tentür nicht ersetzen 
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— Institutioneile Regeln eines grenzachtenden Um¬ 
gangs mit Mädchen und Jungen, jungen Frauen 
und Männern missachten (z. B. Missachtung des 
Jugendschutzgesetzes) 

Auffällige Familien-, Gruppen- oder 
institutioneile Dynamiken 

Ihre Kenntnis familialer und institutioneller Dynami¬ 
ken nutzen Täter und Täterinnen, um das Schweigen der 
Opfer zu sichern und die Wahrnehmung der Umwelt zu 
manipulieren, damit die von ihnen verübte Gewalt unent- 
deckt bleibt. Typische Auswirkungen ihres zum Teil sehr 
strategischen Vorgehens sind z. B. konflikthafte Beziehun¬ 
gen von Opfern zu ehemaligen Vertrauenspersonen. So 
kann - muss jedoch nicht - eine belastete Mutter-Kind- 
Beziehung Hinweis auf einen innerfamilialen sexuellen 
Missbrauch sein. Bei sexuellem Missbrauch in Institutio¬ 
nen wird die institutionelle Dynamik z. B. oftmals durch 
Spaltungsprozesse auf allen institutionellen Ebenen deut¬ 
lich (Andresen u. Heitmeyer 2012; Conen 2002; Enders 
2011, 2012b; Tschan 2005). 

Besitz von kinderpornografischem 
Bildmaterial 

Ein steigendes Problembewusstsein bezüglich der porno¬ 
grafischen Ausbeutung von Kindern hat dazu beigetragen, 
dass Erwachsene zunehmend die Möglichkeit eines aktu¬ 
ellen sexuellen Missbrauchs ihnen persönlich bekannter 
Mädchen und Jungen in Betracht ziehen, wenn sie ent¬ 
decken, dass eine Person ihres Umfelds Bildmaterial kon¬ 
sumiert, das die pornografische Ausbeutung persönlich 
nicht bekannter Kinder abbildet. 

Beobachtungen von Fremdmeldern 

An Jugendämter und Beratungsstellen wenden sich nicht 
nur in Einzelfällen »Fremdmelder«, die einen sexuellen 
Missbrauch vermuten. Sie haben z. B. beobachtet, dass ein 
Mann in einem Schwimmbad wiederholt Kontakt zu Kin¬ 
dern aufnimmt und sich sexuell grenzverletzend verhält. 
Andere berichten, dass in der Wohnung eines Nachbarn 
Jungen im Grundschulalter ein- und ausgehen, häufig 
übernachten und ganz offensichtlich entgegen den Be¬ 
stimmungen des Jugendschutzgesetzes Zigaretten bekom¬ 
men und Alkohol konsumieren dürfen. Diese Hinweise 
auf einen grenzverletzenden Umgang mit Mädchen und 
Jungen sind in jedem Fall abzuklären, denn unabhängig 
davon, ob sich die Vermutung eines sexuellen Missbrauchs 
bestätigt oder nicht, ist der Kinderschutz sicherzustellen. 


15.3 Umgang mit Vermutung oder 
Verdacht 


■ Verpflichtung zur Kooperation 

Gibt es Anhaltspunkte für einen sexuellen Missbrauch, 
so sind Fach- und Leitungskräfte entsprechend § 8a SGB 
VIII verpflichtet, sich bei der Einschätzung der Kindes¬ 
wohlgefährdung fachlich beraten zu lassen. Durch die Ko¬ 
operation mit einer »insoweit erfahrenen Fachkraft«, einer 
(Fach-)Beratungsstelle oder dem Jugendamt kommen sie 
dieser gesetzlichen Verpflichtung nach. Im Umgang mit 
der Vermutung eines sexuellen Missbrauchs wurde in der 
Vergangenheit häufig der Fehler gemacht, dass durch eine 
zu frühe Information der Eltern der Schutz des Kindes 
gefährdet wurde (z. B. Verstärkung des Schweigegebotes 
des Täters durch zusätzliche Gewalt gegen das betroffene 
Kind oder andere Familienangehörige). Im Bundeskinder¬ 
schutzgesetz wurde im Jahr 2012 deshalb die Reihenfolge 
der notwendigen Aktivitäten im Falle der Vermutung/des 
Verdachts eines sexuellen Missbrauchs verändert: Die Ein¬ 
beziehung der Eltern ist erst nach einer gemeinsamen Risi¬ 
koeinschätzung in Kooperation mit einer Fachkraft/-stelle 
angemessen, nachdem abgeklärt wurde, dass durch einen 
solchen Schritt das Kindeswohl nicht gefährdet wird. 

Schulen sowie Institutionen der Jugendhilfe und des 
Gesundheitswesens müssen verbindliche Verfahren im 
Umgang mit der Vermutung eines sexuellen Missbrauchs 
festlegen, die den Anforderungen an einen effektiven Kin¬ 
derschutz in unterschiedlichen Arbeitsfeldern gerecht 
werden und berücksichtigen, dass sich die notwendigen 
Aktivitäten im Sinne des Kindeswohls in Fällen der Ver¬ 
mutung eines sexuellen Missbrauchs von denen der Ver¬ 
mutung von körperlicher Gewalt und Kindesvernachlässi¬ 
gung unterscheiden. 

Die kommunalen Jugendämter haben inzwischen mit 
den Trägern der Jugendhilfe und des Gesundheitswesens 
und oftmals auch mit Schulen Vereinbarungen nach § 8a 
Abs. 4 SGB VIII getroffen und Arbeitshilfen zum Vor¬ 
gehen bei der Vermutung einer Kindeswohlgefährdung 
erstellt (z. B. Ablaufdiagramme, Vorlagen für die Doku¬ 
mentation). In vielen Arbeitshilfen wird allerdings nur in 
unzureichendem Maße zwischen dem Vorgehen bei der 
Vermutung körperlicher Misshandlung und sexuellen 
Missbrauchs differenziert. Das Vorgehen im Falle der Ver¬ 
mutung eines sexuellen Missbrauchs muss z. B. berück¬ 
sichtigen, dass diese Form der Gewalt in der Regel keine 
sichtbaren Spuren hinterlässt und besondere Schweigege¬ 
bote den Opfern die Aufdeckung zusätzlich erschweren. 
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15.4 Umgang mit Vermutung 

15 . 4.1 Sich als vertrauenswürdig erweisen 


Die Strategien der Täter und Täterinnen erschweren es 
Opfern sexuellen Missbrauchs, sich Vertrauenspersonen 
anzuvertrauen. Betroffene Mädchen und Jungen haben 
z. B. Angst, dass bei der Aufdeckung des sexuellen Miss- 
brauchs 

■■ ihnen nicht geglaubt bzw. einzelne ihrer Aussagen in 
Zweifel gezogen werden, 

— Eltern oder andere Bezugspersonen wütend oder 
traurig reagieren, krank werden, 

™ die Drohungen des Täters/der Täterin wahr werden, 
sie selbst oder der Täter/die Täterin ins Gefängnis 
kommen, 

— sie ihre Freundinnen/Freunde verraten, die der Täter/ 
die Täterin überredet oder gezwungen hat, an ande¬ 
ren sexuelle Handlungen auszuführen, 

— alle über sie reden, sie öffentlich »entblößt« werden 
(z. B. vor der Schulöffentlichkeit), 

™ der Ruf ihrer Familie, der Schule, ihres Vereins etc. 
beschädigt wird, 

— geliebte Menschen sich von ihnen abwenden, 

sie dafür verantwortlich sind, dass die Familie zer¬ 
bricht, der Täter/die Täterin erkrankt, sich suizidiert 
etc., 

sie selbst für den sexuellen Missbrauch verantwort¬ 
lich gemacht werden. 

Betroffene Mädchen und Jungen »testen« vor der Aufde¬ 
ckung sexuellen Missbrauchs oftmals sehr genau, welche 
Menschen sich als vertrauenswürdig erweisen und welche 
nicht. Mit berechtigtem Misstrauen beobachten sie z. B. im 
Alltag, ob Erwachsene sachlich über sexuellen Missbrauch 
sprechen und bei alltäglichen sexuellen Grenzverletzun¬ 
gen für die betroffenen Mädchen/Jungen klar und ruhig 
Stellung beziehen (z. B. bei sexuellen Grenzverletzungen 
durch Gleichaltrige). Scheinbar »nebenbei« streuen sie 
offene und verdeckte Hinweise auf die ihnen zugefügte 
sexuelle Gewalt und »checken« die Reaktionen von Eltern 
und pädagogischen Fachkräften. Reagieren diese auf ers¬ 
te Hinweise besonnen, so fassen betroffene Mädchen und 
Jungen eher den Mut, ihnen ihre belastenden Erfahrungen 
anzuvertrauen. 

Die »Tests« kindlicher und jugendlicher Opfer strapa¬ 
zieren nicht selten die Geduld der Bezugspersonen - ins¬ 
besondere, wenn diese bestrebt sind, möglichst schnell die 
Vermutung eines Missbrauchs abzuklären. 

Die folgenden Punkte zeigen auf, mit welchen Ver¬ 
haltensweisen sich Erwachsene als vertrauenswürdig er¬ 
weisen. 


Verhaltensweisen von Vertrauenspersonen 

Fachlich kompetente Vertrauenspersonen von betrof¬ 
fenen Mädchen und Jungen 

— können über sexuellen Missbrauch offen spre¬ 
chen. 

— sind über die typischen Strategien von Tätern und 
Täterinnen informiert. 

— reagieren sachlich und besonnen. 

— akzeptieren das Misstrauen betroffener Mädchen 
und Jungen. 

— nehmen Kinder und Jugendliche ernst und mei¬ 
nen nicht immer zu wissen, was für betroffene 
Mädchen und Jungen das Beste ist. 

— unterstützen Betroffene, die Kontrolle über ihr 
Leben zu behalten/zurückzugewinnen. 

— überlegen mit Opfern, wie diese sich selbst oder 
andere sie schützen können. 

— entschuldigen sich, wenn sie Fehler machen. 

— sind stark genug, um Opfern auch Grenzen zu 
setzen. 

— wissen, wo Mädchen und Jungen Unterstützung 
bekommen. 

— versprechen nichts, dass sie nicht halten können. 

— haben Zeit und sind geduldig. 

— reden nicht nur über Missbrauch, sondern auch 
über andere Dinge. 

— sind fröhliche Menschen und lachen gerne. 

15 . 4.2 Professionelle Distanz wahren 


Eine zu starke Identifikation mit dem Opfer birgt für 
Fachkräfte die Gefahr der Verstrickung in Übertragungs- 
prozesse: Gefühle der Ohnmacht und Angst können z. 
B. die eigene fachliche Kompetenz schwächen und z. B. 
zu einer Erhöhung des Handlungsdrucks in einem Fall 
führen. Opfer sexueller Gewalt nehmen aufgrund ihrer 
Empfindsamkeit für atmosphärische Spannungen die ein¬ 
geschränkte Handlungsfähigkeit »distanzloser« Helferin¬ 
nen/Helfer sehr genau wahr und vertrauen diesen oftmals 
nur einen Bruchteil ihrer Gewalterfahrungen an. Es ent¬ 
lastet sie, wenn ihre Kontaktpersonen sachlich reagieren 
und aufgrund einer fundierten Kenntnis der Täterstra¬ 
tegien bei der Abklärung der Vermutung eines sexuellen 
Missbrauchs nicht einseitig auf die Aussagen und nonver¬ 
balen Hinweise des Mädchens/Jungen fixiert sind. 

Fachkräfte gehen häufig von der falschen Annahme 
aus, es sei für betroffene Mädchen und Jungen hilfreich, 
wenn sie sich intensiv in die Lage der Opfer einfühlen. Sie 
versuchen sich z. B. bildlich die Details von Missbrauchs¬ 
handlungen vorzustellen. Derartige Fantasien erhöhen 
nicht nur die Gefahr der Sekundärtraumatisierung von 
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Fachkräften, die fantasierten Bilder entsprechen oftmals 
auch nicht den realen Handlungen und führen zu Irrita¬ 
tionen bei der Abklärung der Vermutung. 

In der Arbeit mit betroffenen Mädchen und Jungen 
entstehen immer wieder Fantasien, die nicht nur durch 
die Hinweise von Opfern ausgelöst werden, sondern auch 
durch die Aktivierung eigener Ohnmachtserfahrungen 
unterschiedlichster Art (z. B. psychische und körperliche 
Gewalterfahrungen im Kindes- und Erwachsenenalter). 
Im Rahmen einer kostenlosen Supervision, die Fach- und 
Familienberatungsstellen pädagogischen Fachkräften an¬ 
bieten, können diese sich Unterstützung holen, um zwi¬ 
schen eigenen belastenden Vorerfahrungen und denen 
des Kindes leichter differenzieren zu können bzw. um die 
aus den Detailinformationen und Übertragungsprozessen 
des aktuellen Falles entstandenen Fantasien stoppen zu 
lernen. Zudem beraten diese in Fragen zur eigenen Psy¬ 
chohygiene. 

15.4.3 Sich selbst und dem Mädchen/Jungen 
Zeit geben 


Eine fachliche Abklärung der Vermutung eines sexuellen 
Missbrauchs erfordert Zeit. Setzen Fachkräfte sich selbst 
oder gegenseitig unter Handlungsdruck, so überträgt 
sich dieser Druck auf betroffene Kinder und Jugendliche. 
Nicht selten hat dies eine Zurücknahme der Aussagen von 
Opfern zur Folge. Es erleichtert Mädchen und Jungen die 
Aufdeckung sexueller Gewalterfahrungen, wenn diese 
durch das besonnene Vorgehen ihrer Vertrauenspersonen 
die Sicherheit gewinnen, dass ihre eigene Lebenssitua¬ 
tion nach einer Aufdeckung von Missbrauchshandlungen 
nicht außer Kontrolle gerät. 

15.4.4 Abklärung der Fakten 


Kommt die Vermutung einer sexuellen Ausbeutung eines 
Mädchens oder Jungen auf, so muss abgeklärt werden, 
ob die gemachten Beobachtungen Hinweis auf sexuel¬ 
le Gewalterfahrungen und/oder auf andere Belastungen 
des Kindes sind (z. B. körperliche Kindesmisshandlung, 
emotionaler Missbrauch, Kindesvernachlässigung, Zeu¬ 
genschaft von Gewalt, Trennung, Krankheit, Mobbing). 
Eine sorgfältige Dokumentation ist Voraussetzung für die 
Abklärung der Vermutung: Dabei ist für Dritte erkennbar 
zwischen der Dokumentation der Fakten (Wer? Wo? Was? 
Wie?), der eigenen Bewertung der Beobachtungen und 
Hypothesen zu unterscheiden. (Siehe dazu auch ► Kap. 24 
»Dokumentation«). 


Abklärung der Fakten 

Bei der Abklärung der Fakten empfiehlt es sich, unter 
anderem folgende Aspekte zu beachten: 

— Kontaktpersonen des Kindes innerhalb/außerhalb 
der Familie 

— Tagesablauf des Kindes/der Bezugspersonen 
— Versorgung des Kindes (Förderung, Betreuung, 
Ernährung, ärztliche Versorgung etc.) 

— Wohnsituation/Schlafzimmerarrangements und 
tatsächliche Schlafgewohnheiten 
— Belastungen des Kindes/der Bezugspersonen (z. B. 
Krankheit, finanzielle Sorgen, Trennung, Arbeitslo¬ 
sigkeit, Suchtproblematik, häusliche Gewalt) 

— Körperliche Auffälligkeiten (z. B. Verletzungen) 

— Umgang mit Grenzen zwischen den Generationen 
innerhalb der Familie/im Umfeld des Kindes (z. B. 
wenig kindgerechte Geschenke, Urlaubsarrange¬ 
ments, »Liebesbriefe«, Umgang mit Sexualität, 
Medienkonsum) 

— Auffallende Ereignisse bezüglich des Lieblings¬ 
spielzeugs des Kindes oder der Haustiere 
— Körperliche Verletzungen des Mädchens/Jungen 
— Stellung des Kindes innerhalb des Familiensys¬ 
tems/innerhalb der Gruppe/in der Institution 

15.4.5 Mädchen und Jungen sowie deren 
Vertrauenspersonen unterstützen 


Eine Fokussierung des eigenen pädagogischen Handelns 
auf mögliche Gewalterfahrungen von Kindern und Ju¬ 
gendlichen reduziert diese im Falle eines tatsächlichen 
Missbrauchs auf die vom Täter zugewiesene Opferrolle. 
Sie blendet Widerstandsfähigkeit und andere Ressourcen 
von Mädchen und Jungen aus. Betroffene Kinder und 
Jugendliche haben das Recht, ganzheitlich gesehen zu 
werden; sie brauchen vor und nach der Aufdeckung des 
sexuellen Missbrauchs Lebensräume, in denen sie nicht 
ständig mit ihren belastenden Erfahrungen konfrontiert 
und auf diese Art und Weise möglicherweise retraumati- 
siert werden. 

Die Vermutung eines sexuellen Missbrauchs erleben 
die Angehörigen der betroffenen Kinder und Jugendlichen 
(Eltern, Geschwister, Freundinnen und Freunde, Groß¬ 
eltern etc.) oftmals als existenzielle Krise (Bange 2011). 
Sie brauchen ebenso wie betroffene Mädchen und Jungen 
ressourcenstärkende Unterstützung, um die eigene Krise 
zu bewältigen und dem Kind/Jugendlichen weiterhin als 
Vertrauensperson zur Verfügung zu stehen (siehe dazu 
auch ► Kap. 25 »Unterstützung für betroffene Kinder und 
Jugendliche« sowie ► Kap. 27 »Unterstützung für Bezugs¬ 
und Kontaktpersonen der Kinder und Jugendlichen«). 
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Problematisch ist auch, dass die Vermutung eines 
sexuellen Missbrauchs in vielen Fällen nach den ersten 
Hinweisen und Auffälligkeiten eines Kindes oder Jugend¬ 
lichen nicht abschließend geklärt werden kann. Oftmals 
geben Mädchen und Jungen mit zeitlichem Abstand er¬ 
neute und offenere Hinweise. Eine sorgfältige Dokumen¬ 
tation der Fakten ist die Voraussetzung dafür, dass die zu 
unterschiedlichen Zeiten gegebenen Hinweise von Opfern 
sexueller Gewalt zusammengetragen und verstanden wer¬ 
den können. In Fällen offensichtlicher Belastungen des 
Kindes sind diesem und den Angehörigen Hilfen durch 
die Jugendhilfe und das Gesundheitswesen anzubieten. In 
Fällen von Kindeswohlgefährdung z. B. durch Kindesver¬ 
nachlässigung und körperliche Kindesmisshandlungen 
sind entsprechende Maßnahmen zum Schutz des Kindes¬ 
wohls einzuleiten. 

15.5 Umgang mit Verdacht 


Die Strafverfolgungsbehörden sprechen von Verdacht, 

»wenn bei vernünftiger Betrachtung von Sachverhalten 
von der Annahme auszugehen ist, dass ein kriminalistisch 
relevantes Ereignis vorliegt« (Fachhochschule der Polizei 
des Landes Brandenburg 2012). Besteht der Anfangsver¬ 
dacht eines sexuellen Missbrauchs, so ermitteln sie, ob 
durch sexuelle Handlungen einer Person oder unterlas¬ 
sene Hilfeleistung Dritter einem Mädchen oder Jungen 
Schaden zugefügt wurde. Auftrag ihrer Verdachtsabklä¬ 
rung ist es, Beweise für die Straftat und/oder die Unschuld 
eines Beschuldigten/einer Beschuldigten zu ermitteln. 

Im Gesundheitswesen spricht man im Rahmen der 
Abklärung eines Befundes von »Verdacht auf ...«, Mithil¬ 
fe diagnostischer Methoden wird z. B. abgeklärt, ob einem 
Mädchen oder Jungen sexuelle Gewalt zugefügt wurde 
oder nicht bzw. ob andere Belastungen ursächlich für Auf¬ 
fälligkeiten sind. Die Verdachtsabklärung dient zudem als 
Grundlage für die Planung von Interventionen, um ggf. 
den Schutz eines Kindes/Jugendlichen sicherzustellen und 
im Rahmen einer interdisziplinären Kooperation Hilfen 
zur Verarbeitung von belastenden Erfahrungen einzu¬ 
leiten/anzubieten. Die Verdachtsabklärung dient der Si¬ 
cherung und Förderung der seelischen und körperlichen 
Gesundheit des Kindes. 

Die Jugendhilfe spricht von »Verdachtsabklärung«, 

wenn gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlge- 
fährdung bestehen. In Fällen des Verdachts eines sexuellen 
Missbrauchs ist es die Aufgabe des Jugendamtes, in Ko¬ 
operation mit Fachkräften aus Beratungsstellen, Kinder¬ 
tagesstätten, Schulen, dem Gesundheitswesen etc. zu einer 
Einschätzung zu kommen, ob das Wohl des Kindes durch 
sexuelle Gewalt gefährdet ist und ggf. notwendige Maß¬ 
nahmen zum (räumlichen) Schutz des Kindes einzuleiten 


(z. B. Inobhutnahme), sofern der Schutz des Kindes nicht 
über andere Maßnahmen gewährleistet werden kann 
(z. B. Kontaktverbot). Das heißt, das Jugendamt ist bereits 
im Falle eines begründeten Verdachts auf sexuellen Miss¬ 
brauch verpflichtet, den räumlichen Schutz des Kindes 
sicherzustellen, und nicht erst, wenn der Missbrauchsver¬ 
dacht durch eindeutige Beweise erhärtet wurde. Ebenso 
ist es die Aufgabe des Jugendamtes, sicherzustellen, dass 
die Angehörigen des Kindes zeitnah notwendige und an¬ 
gemessene Hilfen angeboten bekommen (nicht missbrau¬ 
chende Eltern, Geschwister, Freundinnen und Freunde). 

Von einem begründeten Verdacht eines sexuellen 
Missbrauchs müssen Fachkräfte der Jugendhilfe und des 
Gesundheitswesens ausgehen, wenn z. B. konkrete Aus¬ 
sagen eines oder mehrerer Kinder über sexuelle Übergriffe 
bzw. strafrechtlich relevante Missbrauchshandlungen vor¬ 
liegen (gegenüber einer Lehrkraft, in Form von Tagebuch¬ 
aufzeichnungen, durch Postings im Netz etc.). Ebenso 
können Aussagen von Beschuldigten und Dritten einen 
Missbrauchs verdacht begründen. Sofern der räumliche 
Schutz des Kindes gesichert ist, empfiehlt sich in einigen 
Fällen zur Abklärung des Verdachts ein Gespräch mit dem 
Beschuldigten zu führen (Enders 2012a). 

Alle Nachweise, die möglicherweise die Aussage eines 
Opfers stützen können, sind sicherzustellen (z. B. Unter- 
und Bettwäsche nicht waschen, Briefe verwahren, E-Mails 
und SMS speichern). 

Ein erhärteter Verdacht eines sexuellen Missbrauchs 
besteht, wenn aufgrund objektiver oder gerichtsrelevanter 
Beweise von strafrechtlich relevanten Missbrauchshand¬ 
lungen auszugehen ist - z. B. Nachweis durch kinder¬ 
pornografisches Material, einem Geständnis des Täters/ 
der Täterin gegenüber den Strafverfolgungsbehörden, Be¬ 
funden im Rahmen einer gynäkologischen Untersuchung 
durch eine Ärztin/einen Arzt mit gerichtsmedizinischer 
Qualifikation. Entsprechende Adressen erfährt man bei 
den Sonderkommissariaten der Polizei. In ersten Städten 
und Gemeinden besteht die Möglichkeit einer anonymi¬ 
sierten gerichtsmedizinischen Untersuchung, so dass Op¬ 
fer bzw. dessen Sorgeberechtigte zu einem späteren Zeit¬ 
punkt entscheiden können, ob die Untersuchungsergeb¬ 
nisse im Rahmen eines strafrechtlichen Ermittlungsver¬ 
fahrens genutzt werden sollen oder nicht. 

■ Strafanzeige-ja oder nein? 

Niemand ist zur Strafanzeige verpflichtet! 

Die Entscheidung, ob Strafanzeige erstattet werden 
sollte oder nicht, sollte im konkreten Fall unter Berück¬ 
sichtigung der psychischen Belastungsfähigkeit des Op¬ 
fers getroffen werden. 

Liegen objektive Beweise vor (z. B. kinderpornografi¬ 
sches Material, beflecktes Bettlaken) oder sind mehrere 
betroffene Kinder und Jugendliche zur Aussage bereit, so 
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empfiehlt sich in der Regel eine Strafanzeige, da sich in 
diesen Fällen die Belastungen des einzelnen Kindes/Ju- 
gendlichen deutlich reduzieren. 

15.6 Gespräch mit dem/der Beschuldigten 


In diagnostischen Gesprächen mit Beschuldigten erhalten 
Beraterinnen/Berater oftmals Informationen, die nicht 
nur für die diagnostische Abklärung von Bedeutung sind, 
sondern ggf. auch Opfern die spätere therapeutische Auf¬ 
arbeitung des Missbrauchs erleichtern. 

15.6.1 Voraussetzungen für das 

diagnostische Gespräch mit dem/der 
Beschuldigten 


Diagnostische Gespräche mit Beschuldigten sollten nur 
von Fachkräften mit großer therapeutischer Erfahrung 
und einem fundierten Wissen über Dynamiken sexuellen 
Missbrauchs sowie den Strategien der Täter geführt wer¬ 
den. Die zu frühe Offenlegung einer Vermutung bzw. von 
Detailangaben kann in Fällen eines tatsächlichen, jedoch 
noch nicht diagnostizierten sexuellen Missbrauchs den 
Schutz des Kindes gefährden. 

Q Die meisten therapeutischen Fachkräfte sind 
nicht darin ausgebildet, mit Beschuldigten diag¬ 
nostische Gespräche zu führen. In diesen Fällen 
empfiehlt es sich, das Gespräch mit einer in der 
Begutachtung von Fällen sexuellen Missbrauchs 
oder in der Täterarbeit erfahrenen Fachkraft vor¬ 
zubereiten und auszuwerten. 

Die wichtigste Voraussetzung für das Gespräch mit Be¬ 
schuldigten ist der Schutz von Mädchen und Jungen. Der 

Schutz des Kindes muss durch die räumliche Trennung 
und die Kontrolle der Einflussnahme auf das Kind/den 
Jugendlichen durch den Täter über Briefe, Geschenke, 
Telefonate, Begegnungen im pädagogischen Alltag und 
von Dritten gesichert sein. Dies kann z. B. bei einem zu¬ 
rückliegenden Missbrauch der Fall sein, wenn eine Mutter 
sich aus anderen Gründen bereits zuvor von dem Vater 
des Kindes getrennt und dieser keinen Kontakt mehr zur 
Tochter/zum Sohn hat - auch nicht durch über Dritte ver¬ 
mittelte Botschaften. Wird eine Vermutung ausgespro¬ 
chen, ohne dass das Kind geschützt ist, so kann dies zur 
weiteren massiven Schädigung des Kindes führen. Dies 
ist z. B. der Fall, wenn ein Täter/eine Täterin die Kontakte 
zum Opfer nutzt, um den Geheimhaltungsdruck zu er¬ 
höhen - z. B. durch für Dritte nicht erkennbare Formu¬ 
lierungen, Blicke oder kleine Bewegungen, die das Kind 


an die Missbrauchshandlungen und/oder die in dessen 
Kontext ausgesprochenen Drohungen erinnern. 

Beschuldigte müssen darüber informiert werden, dass 
ihnen eine Schweige Versicherung über die Inhalte des Ge¬ 
sprächs nicht gegeben werden kann, da es sich um die 
Abklärung einer Kindeswohlgefährdung handelt, zugleich 
jedoch die Angaben der Opfer, aus denen sich die Vermu¬ 
tungen begründen, zu deren Schutz nicht oder nur zum 
Teil offengelegt werden. Die Transparenz der Arbeitswei¬ 
se bietet Beschuldigten eine notwendige Zuverlässigkeit: 
Diese sind eine wesentliche Voraussetzung, um Koope¬ 
rationsabsprachen im Sinne des Kindeswohls aushandeln 
zu können. 

15.6.2 Mögliche Gründe für die 
Gesprächsbereitschaft von 
Beschuldigten 


Menschen, die zu Unrecht eines sexuellen Missbrauchs 
beschuldigt werden, nehmen Gesprächsangebote oftmals 
an, um ihre aus der Beschuldigung entstandenen Belas¬ 
tungen zu artikulieren und durch die Darstellung ihrer 
Beobachtungen und Erfahrungen die Vermutung/den 
Verdacht zu widerlegen. Oftmals ist es ihnen auch ein An¬ 
liegen, im Sinne des betroffenen Kindes einen Beitrag zur 
Klärung der Umstände und Belastungen zu leisten, aus 
denen die Vermutung/der Verdacht entstanden ist (z. B. 
bei Missbrauch durch eine andere Person aus dem sozia¬ 
len Umfeld). 

Beschuldigte, die zu Recht verdächtigt werden, kom¬ 
men in der Regel aus strategischen Gründen: Sie wollen 
einen guten Eindruck machen und den Verdacht zerstreu¬ 
en. Andere geben sich auf Empfehlung ihres Anwalts ko¬ 
operativ oder haben z. B. Angst vor dem Verlust ihrer Fa¬ 
milie, bei sexuellem Missbrauch in Institutionen vor dem 
Verlust ihres Arbeitsplatzes. Nicht selten äußern sie Wut 
auf die Person, die die Vermutung/den Verdacht geäußert 
hat und fühlen sich von dieser verfolgt. Einige wenige sind 
in wirklicher Sorge um das Kind, gehen jedoch davon aus, 
dass dem Mädchen/Jungen weniger die von ihnen »anders 
gemeinten, unbeabsichtigten sexuellen Grenzverletzun¬ 
gen« geschadet haben, als z. B. die aktuelle Trennung bzw. 
der »Stress, der jetzt darum gemacht wird«. 

15.6.3 Vorbereitung auf das Gespräch mit 
Beschuldigten 


Um das Gespräch diagnostisch nutzen zu können, sollte 
die Beraterin/der Berater eine genaue Kenntnis der De¬ 
tails haben, aus denen sich die Vermutung/der Verdacht 
begründet. Ist die beschuldigte Person der tatsächliche Tä- 
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ter/die tatsächliche Täterin, so erkennt dieser sehr schnell, 
wenn sein Gegenüber nur unzureichend über den kon¬ 
kreten Fall oder Dynamiken bei sexuellem Missbrauch 
informiert ist. Als »Künstler der Manipulation« wird der 
Täter seine daraus resultierende Überlegenheit zu seinem 
Vorteil nutzen, um die Wahrnehmung der Beraterin/des 
Beraters zu vernebeln. 

Bevor man ein Gespräch mit einem/einer Beschuldig¬ 
ten zur Abklärung einer Vermutung/eines Verdachts führt, 
muss sich die Beraterin/der Berater mit der Frage ausein¬ 
andersetzen, ob sie/er die notwendige emotionale Offen¬ 
heit für eine freundliche und unaufgeregte Gesprächs¬ 
führung hat. Auf keinen Fall darf ein solches Gespräch 
den Charakter einer Konfrontation bekommen, denn eine 
solche wäre weder im Kontakt mit einem/einer zu Unrecht 
Beschuldigten noch einem tatsächlichen Täter/Täterin bei 
der Abklärung der Vermutung/des Verdachts zielführend. 
In der Praxis hat es sich bewährt, wenn ein diagnostisches 
Gespräch von zwei Fachkräften geführt wird, die im An¬ 
schluss an das Gespräch ihre Wahrnehmungen über den 
Gesprächsverlauf und die erhaltenen Informationen Zu¬ 
sammentragen. Als kontraproduktiv erweist sich die An¬ 
wesenheit von weiteren Personen (z. B. Praktikantinnen/ 
Praktikanten), da Beschuldigte das Gespräch vor einer 
Gruppe nicht selten als Tribunal empfinden und folglich 
weniger kooperationsbereit sind. 

15.6.4 Gesprächsführung 


Gespräche mit Beschuldigten müssen auf eine menschlich 
respektvolle Weise geführt werden. Die grundlegende 
Bereitschaft, auch die positiven Seiten von Beschuldigten 
wahrnehmen zu wollen, dient nicht zuletzt der eigenen 
Psychohygiene: Die Vorstellung, mit einem eventuellen 
»Monster« zu sprechen, ist wesentlich anstrengender, als 
auch dafür offen dafür zu sein, sympathische Seiten des/ 
der Beschuldigten wahrzunehmen, um die Bindung des 
Kindes an diesen/diese besser zu verstehen. Sollte sich zu 
einem späteren Zeitpunkt im Verlauf der Diagnostik der 
Verdacht des Missbrauchs erhärten, so ist es hilfreich, die 
im diagnostischen Gespräch erkannten positiven Bindun¬ 
gen des Täters/der Täterin zum Kind für eine Kooperation 
im Sinne des Kindeswohls zu nutzen. 

Im Falle des erhärteten Verdachts eines sexuellen Miss¬ 
brauchs kann es sinnvoll sein, im Rahmen eines Konfron¬ 
tationsgesprächs mit dem Täter/der Täterin die bekannten 
Fakten zu benennen (z. B. Vorliegen eines gerichtsmedizi¬ 
nischen Befundes oder kinderpornografischen Materials, 
Aussagen des Opfers im Rahmen des Strafermittlungsver¬ 
fahrens). 


Q ln diagnostischen Gesprächen mit Beschuldigten 
dürfen jedoch keine Hinweise des Opfers auf 
mögliche Tatabläufe oder Details aus der the¬ 
rapeutischen Arbeit mit dem Kind ohne dessen 
Einverständnis offenbart werden. 

Dies wäre ein Verrat gegenüber dem Kind - eine Situation, 
die das Mädchen oder der Junge vermutlich schon zuvor 
leidvoll erfahren hat. 

15 . 6.5 Diagnostische Möglichkeiten des 
Gesprächs 


Im Kontakt mit Beschuldigten können einerseits diag¬ 
nostisch relevante Informationen und andererseits auch 
wichtige Informationen für die spätere therapeutische 
Aufarbeitung gewonnen werden. Off weichen z. B. die 
ersten Eindrücke von den Bildern ab, die Mädchen und 
Jungen oder deren Kontaktpersonen von Beschuldigten 
vermittelt haben: Ein aus Kindersicht riesengroßer Mann 
schrumpft z. B. auf eine Größe von 1,70 m. In anderen Fäl¬ 
len wird die Angst eines Kindes beim Erleben der brutalen 
Ausstrahlung einer Person nachvollziehbar - auch dann, 
wenn kein Missbrauch stattgefunden hat. Das gewinnen¬ 
de Auftreten eines/einer Beschuldigten legt die Hypothese 
nahe, dass ein Opfer im Falle eines tatsächlichen Miss¬ 
brauchs sich nur schwer vorstellen kann, dass die Umwelt 
den Aussagen des Kindes Glauben schenkt. Ebenso wird 
die Sorge um den Verlust eines Menschen verständlich, 
der sehr lebenslustig ist und viele für Kinder interessante 
Themen und Aktivitäten anbietet. 

Gehört im Falle der Vermutung eines sexuellen Miss¬ 
brauchs der/die Beschuldigte zum unmittelbaren so¬ 
zialen Umfeld des Kindes, so sollten im Rahmen eines 
diagnostischen Gespräches diesem Menschen ebenso wie 
allen anderen wichtigen Bezugspersonen unter Berück¬ 
sichtigung der jeweiligen Fallkonstellation Fragen zum 
Tagesablauf, den Bezugspersonen, Schlafgewohnheiten, 
Gewohnheiten, Verhaltensweisen in unterschiedlichen 
Situationen, Beziehungen zu Geschwistern und Eltern, 
Belastungen der Familie, Freundeskreis, Hobbies, Um¬ 
gang mit Sexualität, Sorgen, Lieblingsspielzeug, Haustier, 
liebenswerten Eigenschaften, besondere Kompetenzen 
des Kindes, positiven gemeinsamen Erlebnissen mit dem 
Kind, zur Aufteilung der gemeinsam genutzten Räumlich¬ 
keiten etc. gestellt werden. Keinesfalls sollten die Fragen 
vergessen werden, womit man dem Kind eine Freude ma¬ 
chen kann und wovor das Kind Angst hat. Die Antworten 
auf diese Fragen geben in Fällen tatsächlichen Missbrauchs 
nicht selten Hinweise darauf, wie ein Opfer in eine Allianz 
der Geheimhaltung verwickelt bzw. womit das Mädchen/ 
der Junge erpresst wurde. Aufschlussreiche Informationen 
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ergeben sich ebenso häufig aus den Antworten auf die Fra¬ 
gen, in welchen Situationen ein Kind schon mal gelogen 
hat oder ob es Situationen gegeben hat, die das Kind als 
grenzverletzend erlebt und/oder missverstanden haben 
könnte. Wird das Gespräch auf eine respektvolle Weise ge¬ 
führt, so antworten Täter auf diese Frage nicht selten mit 
der Beschreibung von Handlungen ihrerseits gegenüber 
dem Kind, die eindeutig grenzverletzend sind, jedoch 
noch nicht im strafrechtlichen Bereich liegen. 

Die Bedeutung gewonnener Informationen erschließt 
sich oftmals nicht unmittelbar im oder nach dem Gespräch. 
Häufig wird erst im weiteren Verlauf der diagnostischen 
Arbeit mit dem Kind deutlich, dass ein Beschuldigter/eine 
Beschuldigte einen entscheidenden Hinweis gegeben hat - 
in Fällen einer unbegründeten Beschuldigung z. B. auf die 
für die Verhaltensauffälligkeiten des Kindes ursächliche 
Problematik oder aber auf den tatsächlichen Täter/die Tä¬ 
terin. In anderen Fällen wird zu einem späteren Zeitpunkt 
deutlich, dass ein Beschuldigter/eine Beschuldigte in dem 
Gespräch Hinweise auf den situativen Zusammenhang der 
missbräuchlichen Handlungen gegeben hat. Derartige In¬ 
formationen streuen Täter/Täterinnen nicht selten in das 
Gespräch ein, um vorbeugend eine sie selbst entlastende 
Schilderung einer missbräuchlichen Situation zu geben, 
zu der ein Kind Aussagen machen könnte: »Ich habe ihnen 
das doch schon erklärt, wie das wirklich war. ...« 


Fegert JM, Wolff M (Hrsg) (2006) Sexueller Missbrauch durch Pro¬ 
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16.1 Kinderrechte 


Aus Artikel 1 Abs.l und Artikel 2 Abs. 1 Grundgesetz folgt 
für Kinder und Jugendliche ein Grundrecht auf Entfaltung 
ihrer Persönlichkeit und auf Erziehung zu einer eigenver¬ 
antwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 

16.1.1 Kinder und ihre Grundrechte aus der 
Verfassung 


Unsere Verfassung ist das Fundament unseres Staates. Das 
Grundgesetz nimmt den höchsten Rang ein und hat Vor¬ 
rang vor allen anderen Rechtsnormen. Die Grundrechte 
gelten für das Handeln aller staatlichen Organe. 

Die ersten Artikel des Grundgesetzes enthalten die 
sogenannten Menschenrechte, die für alle Menschen und 
somit auch für alle Kinder und Jugendliche gelten - un¬ 
abhängig von ihrem Alter, ihrer intellektuellen Reife oder 
ihrer Staatsangehörigkeit. Seit seinem Grundsatzurteil 
(BVerfGE 24, 119, 144) von 1968 betont das Bundesver¬ 
fassungsgericht immer wieder, dass jedes Kind ein Wesen 
mit eigener Menschenwürde und einem eigenen Recht auf 
Entfaltung seiner Persönlichkeit ist. 

Artikel 1 des Grundgesetzes 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staat¬ 
lichen Gewalt. 

(2) Das deutsche Volk bekennt sich darum zu unver¬ 
letzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten 
als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetz¬ 
gebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als 
unmittelbar geltendes Recht. 


Artikel 2 des Grundgesetzes 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner 
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer 
verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletz¬ 
lich. In diese Rechte darf nur aufgrund eines Gesetzes 
eingegriffen werden. 

Der Artikel 6 des Grundgesetzes dagegen schützt die Fa¬ 
milie als Lebensgemeinschaft zwischen Eltern und Kin¬ 


dern und verpflichtet den Staat, die Selbstverantwortlich¬ 
keit der Familie zu respektieren und zu fördern (BVerfGE 
24,119). Die Familie ist als ein geschlossener eigenständi¬ 
ger Lebensbereich zu verstehen. Dem Bild des Grundge¬ 
setzes entspricht es, der Familie Autonomie einzuräumen. 
Der Staat darf erst dann eingreifen, wenn Eltern mit ihren 
Entscheidungen das Kindeswohl konkret gefährden oder 
wenn zwischen den Eltern und dem Kind starke Interes¬ 
sensgegensätze bestehen. 

Artikel 6 des Grundgesetzes 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutze der staatlichen Ordnung. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natür¬ 
liche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen ob¬ 
liegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staat¬ 
liche Gemeinschaft. 

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten 
dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der 
Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberech¬ 
tigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen 
Gründen zu verwahrlosen drohen. 

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die 
Fürsorge der Gemeinschaft. 

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzge¬ 
bung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und 
seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesell¬ 
schaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 


Eltern haben also das Recht, die Pflege und Erziehung ihrer 
Kinder nach ihren eigenen Vorstellungen frei zu gestalten. 
Sie genießen insoweit Vorrang vor anderen Erziehungs¬ 
trägern. Dieser Grundrechtsschutz gilt aber nur für ein 
Handeln, das bei weitester Anerkennung der Selbstverant¬ 
wortlichkeit der Eltern noch als Pflege und Erziehung ge¬ 
wertet werden kann (BVerfGE 24,119 ff.). Das Elternrecht 
ist ein pflichtgebundenes Recht. Deshalb sollte besser von 
Elternverantwortung gesprochen werden. 

Wenn Eltern ihrer Verantwortung nicht gerecht wer¬ 
den, greift das »Wächteramt« des Staates nach Artikel 6 
Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz. Der Staat steht in der Verant¬ 
wortung, das Kind, das sich noch nicht selbst zu schützen 
vermag, davor zu bewahren, dass seine Entwicklung durch 
den Missbrauch der elterlichen Rechte oder durch Ver¬ 
nachlässigung Schaden erleidet. 

Das Bundesverfassungsgericht betont in seiner Recht¬ 
sprechung immer wieder den Vorrang des Kindeswohles 
als oberstes Prinzip (BVerfGE FamRZ 2012, 433; BVerfG 
FamRZ 2012, 433). 
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Der Vorrang des Kindeswohles enthält zwei sehr wich¬ 
tige Grundwertungen (Staudinger/Coester, Rdnr. 64 zu § 
1666 BGB): 

— Vorrang der Kindesinteressen vor allen anderen be¬ 
teiligten Interessen 

™ Vorrang der Einzelfallgerechtigkeit vor allgemeinen 
Regelungen 

16 . 1.2 Die UN-Kinderrechtskonvention 


Die UN-Kinderrechtskonvention wurde am 20. Novem¬ 
ber 1989 von der UN-Generalversammlung angenommen 
und trat am 5. April 1992 in Deutschland in Kraft. 

Die Konvention definiert in Artikel 1 als Kind jeden 
Menschen, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. Artikel 2 verpflichtet Deutschland zur Achtung der in 
der Konvention festgelegten Kinderrechte ohne jede Dis¬ 
kriminierung unabhängig vom Status des Kindes seiner 
Eltern oder seines Vormundes. 

Erläuterung zu Artikeln der UN-Kinderrechtskon- 
ventionen 

Artikel 3 Abs. 1 enthält die Verpflichtung, vorrangig 
vor allen anderen Interessen das Wohl des Kindes zu 
berücksichtigen. 

Artikel 12 enthält die Pflicht, Kinder in sie betref¬ 
fenden Verfahren anzuhören. 

Artikel 19 der UN-Kinderrechtskonvention ver¬ 
pflichtet die Vertragsstaaten dazu, das Kind vor jeder 
Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, 
Schadenszufügung oder Misshandlung, vor Verwahr¬ 
losung oder Vernachlässigung, schlechter Behand¬ 
lung oder Ausbeutung und sexuellem Missbrauch zu 
schützen. 

Artikel 34 verpflichtet alle Vertragsstaaten der 
Konvention, Kinder vor allen Formen sexueller Aus¬ 
beutung und sexuellen Missbrauchs zu schützen. 


Unter Berufung auf die UN-Kinderrechtskonvention 
nennt Fegert (2006) sechs Grundbedürfnisse von Kin¬ 
dern: 

1. Liebe, Akzeptanz und Zuwendung 

2. Stabile Bindungen 

3. Bedürfnis nach Ernährung und Versorgung 

4. Bedürfnis nach Gesundheit 

5. Bedürfnis nach Schutz vor Gefahren von materieller 
und sexueller Ausbeutung 

6. Bedürfnis nach Wissen, Bildung und Vermittlung 
hinreichender Erfahrung 


16 . 1.3 Kinderrechte in der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte 


Auch die Europäische Menschenrechtskonvention von 
1953, die von 47 Mitgliedern des Europarates (Vertrags¬ 
staaten sind unter anderem auch Russland und die Türkei) 
unterzeichnet wurde, schützt die Rechte von Kindern. Der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat 
durch verschiedene Entscheidungen die Rechte von Kin¬ 
dern in seinen Mitgliedsstaaten gestärkt (Übersicht über 
die Rechtsprechung bei Marquardt 2009). Gestützt auf 
Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK), der Folter, unmenschliche und entwürdigende 
Behandlung oder Bestrafung verbietet, hat er Mitglied¬ 
staaten verurteilt, die Kinder nicht vor körperlicher Be¬ 
strafung durch Eltern oder Schule, aber auch vor Vernach¬ 
lässigung oder Misshandlung durch ihre Eltern schützten 
(Z and others vs. United Kingdom vom 10. Mai 2001; Du- 
mitriu-Segnana 2006). So wurde zum Beispiel dem Kind Z 
und seinen Geschwistern eine hohe Schadensersatzsum¬ 
me gegen Großbritannien zugesprochen, weil die engli¬ 
schen Behörden zwischen 1987 und 1992 trotz eindeutiger 
Hinweise auf schwere Vernachlässigung und sexuellen 
Missbrauch in der Familie nichts zu ihrem Schutz getan 
hatten (Entscheidung Z and others vs. United Kingdom). 

Beide Konventionen, sowohl die UN-Kinderrechts¬ 
konvention als auch die Europäische Menschenrechtskon¬ 
vention, sind völkerrechtliche Verträge, die von deutschen 
Behörden und Gerichten bei ihren Entscheidungen zu be¬ 
achten sind (BVerfG FamRZ 2005, 783, 784). 

16.2 Kindeswohl und Kindeswohlgefähr¬ 
dung - rechtliche Einordnung 


Der Rechtsbegriff Kindeswohl prägt in Deutschland schon 
seit über 100 Jahren Gesetzgebung und Rechtsprechung 
im Kinderschutzbereich (Zitelmann 2010, Rdnr. 4911). Für 
Juristen ist der Begriff Kindeswohl durch die folgenden 
Kriterien definiert: 

1. Bindungen des Kindes 

2. Wille des Kindes 

3. Betreuungs- und Erziehungskontinuität 

4. Förderungsmöglichkeiten der betreuenden Person 

5. Schnelle Entscheidung 

Diese Kriterien werden auch von Psychologen und Kin¬ 
derpsychiatern aus deren fachlicher Sicht geteilt (Bundes¬ 
gerichtshof FamRZ 2010,1060,1062; FamRZ 85, 169; OLG 
München FamRZ 2012, 1062, 1063; Palandt/Diederich- 
sen, Rdnr. 26-30 zu § 1671 BGB; Lempp 1983, S. 109 ff.; 
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Remschmidt 1978, S. 409 ff.; Staudinger/Coester, Rdnr. 

173 ff zu § 1671 BGB). 

— Definition - 

§ 1 Abs. 1 SGB VIII definiert das Kindeswohl für das 
Kinder- und Jugendhilferecht mit einem Zitat aus 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG FamRZ 2008,1737): »Jeder junge Mensch hat 
ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf 
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und ge¬ 
meinschaftsfähigen Persönlichkeit.« 

Die Kindeswohlgefährdung wird von der Recht¬ 
sprechung wie folgt definiert: »Eine gegenwärtige in 
einem solchen Maße vorhandene Gefahr, dass sich 
für die weitere Entwicklung des Kindes eine erheb¬ 
liche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraus¬ 
sehen lässt« (BVerfG FamRZ 2012,1127; 1129; Diederich- 
sen et al. 2012, Rdnr. 10 zu § 1666 BGB). 


16.3 Was tun bei Verdacht auf Kindeswohl¬ 
gefährdung? Klarere Vorgaben für 
Fachkräfte durch das neue 
Bundeskinderschutzgesetz 


16.3.1 Information der Eltern und 
Delegation der notwendigen 
Entscheidungen an die Eltern 


Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung 
zu unterstützen, damit 

1. sie im Einzelfall dieser Verantwortung besser 
gerecht werden können, 

2. im Einzelfall Risiken für die Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen frühzeitig erkannt 
werden und 

3. im Einzelfall eine Gefährdung des Wohles 
eines Kindes oder eines Jugendlichen ver¬ 
mieden oder, falls dies im Einzelfall nicht mehr 
möglich ist, eine weitere Gefährdung oder 
Schädigung abgewendet werden kann. 

(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der 
Eltern bei der Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts 
und ihrer Erziehungsverantwortung durch die staat¬ 
liche Gemeinschaft insbesondere auch Information, 
Beratung und Hilfe. Kern ist die Vorhaltung eines 
möglichst frühzeitigen, koordinierten und multi¬ 
professionellen Angebots im Hinblick auf die Ent¬ 
wicklung von Kindern vor allem in den ersten Lebens¬ 
jahren für Mütter und Väter sowie schwangere Frauen 
und werdende Väter (Frühe Hilfen). 


16 . 3.2 Beratung und Übermittlung von 

Informationen durch Geheimnisträger 
bei Kindeswohlgefährdung 


Wie in ► Abschn. 16.1.1 dargestellt tragen grundsätzlich die 
sorgeberechtigten Eltern eines Kindes die Verantwortung 
für das Wohlergehen ihres Kindes und haben das Recht, 
die notwendigen Entscheidungen für ihr Kind zu treffen 
(BVerfGFamRZ 2012,1127,1128). 

Deshalb formulierte der Gesetzgeber dies im Bundes¬ 
kinderschutzgesetz in § 1 des Gesetzes zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz (KKG) auch noch ein¬ 
mal explizit: 

§ 1 Kinderschutz und staatliche Mitverantwor¬ 
tung 

(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kindern und 
Jugendlichen zu schützen und ihre körperliche, geisti¬ 
ge und seelische Entwicklung zu fördern. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen 
sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvör¬ 
derst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung 
wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, so¬ 
weit erforderlich, Eltern bei der Wahrnehmung ihres 


Es kommt häufig vor, dass eine Kindeswohlgefährdung 
den mit Kindern arbeitenden Fachkräften wie Ärzten, 
Sozialarbeitern oder Lehrekräften auffällt. Viele dieser 
Fachkräfte unterliegen jedoch der Schweigepflicht. Das 
bedeutet, dass sie bisher bei Verdacht auf eine Kindes¬ 
wohlgefährdung andere Personen nur 
— mit Einwilligung des Kindes und der Personensorge¬ 
berechtigten oder 

™ nach den gesetzlichen Regeln des Rechtfertigenden 
Notstandes (§ 34 StGB) 

einbeziehen und über den Verdacht informieren durften. 

§ 34 StGB erlaubt den Bruch der Schweigepflicht, 
wenn ein hohes Rechtsgut in Gefahr ist. Ein solch ho¬ 
hes Rechtsgut ist die seelische und körperliche Integrität 
eines Kindes. Wichtig ist hier, dass die zum Schweigen 
verpflichtete Person die beiden Rechtsgüter Schutz eines 
fremden Geheimnisses und Schutz des Kindes oder Ju¬ 
gendlichen gegeneinander ab wägt und eine gut überleg¬ 
te Entscheidung trifft, bevor sie das Jugendamt oder das 
Familiengericht informiert. 
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Das Bundeskinderschutzgesetz von 2012 hat eine wei¬ 
tere »Befugnisnorm« für diese Berufsgruppen aufgenom¬ 
men, die ein stufenweises Vorgehen vorsieht. 

Die Vorschrift betrifft folgende Berufsgruppen: 

— Ärzte, Hebammen, Entbindungshelfer und Angehöri¬ 
ge anderer Heilberufe mit staatlich geregelter Ausbil¬ 
dung (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Bundeskinderschutzgesetz) 

— Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissen¬ 
schaftlicher Abschlussprüfung (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Bun¬ 
deskinderschutzgesetz) 

— Ehe-, Familien-, Erziehungs-, oder Jugendberater (§ 4 
Abs. 1 Nr. 3 Bundeskinderschutzgesetz) 

— Drogenberater (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 Bundeskinderschutz¬ 
gesetz) 

Mitarbeiter einer Beratungsstelle nach dem Schwan¬ 
gerschaftskonfliktgesetz (§ 4 Abs. 1 Nr. 5 Bundeskin¬ 
derschutzgesetz) 

Sozialarbeiter und Sozialpädagogen (§ 4 Abs. 1 Nr. 6 
Bundeskinderschutzgesetz) 

— Lehrerinnen und Lehrer (§ 4 Abs. 1 Nr. 7 Bundeskin¬ 
derschutzgesetz) 

Werden diesen Fachkräften gewichtige Anhaltspunkte für 
eine Kindeswohlgefährdung bekannt, so soll wie folgt vor¬ 
gegangen werden: 

§ 4 Abs. 1KKG bestimmt, dass die Fachkraft die Situa¬ 
tion mit dem Kind oder Jugendlichen und den Personen¬ 
sorgeberechtigten erörtern soll und bei den Personensor¬ 
geberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hin- 
wirken soll. Dies gilt nicht, wenn dadurch der wirksame 
Schutz der minderjährigen Person infrage gestellt würde. 

Zunächst sollte der Verdacht also - wenn möglich - 
mit den Betroffenen selbst geklärt werden. 

Sicher haben grundsätzlich die Personensorgeberech¬ 
tigten das Recht über die angenommene Gefährdung in 
Kenntnis gesetzt zu werden und Maßnahmen zur Besei¬ 
tigung der Gefährdung zu ergreifen (Bundestagsdrucksa¬ 
che 17/6256, S.19). Vielleicht sollte man aber zunächst mit 
dem Kind oder Jugendlichen über die Frage der Informa¬ 
tion seiner Personensorgeberechtigten sprechen. Ist der 
Minderjährige damit nicht einverstanden, muss man sich 
sehr sorgfältig überlegen, ob man tatsächlich, die auch ge¬ 
genüber dem Minderjährigen bestehende Verpflichtung 
zur Verschwiegenheit, bricht. Hier sollte man sich beraten 
lassen. Die Personensorgeberechtigten sind aber auf jeden 
Fall dann nicht in einem Gespräch zu informieren, wenn 
ein solches Gespräch den wirksamen Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen infrage stellen würde. 

Die Entscheidung über die Frage ob die Eltern 
informiert werden sollten, kann schwierig sein. 
In ► Abschn. 16.4 finden sich Fallbeispiele, die helfen sol¬ 
len, eine Entscheidung zu treffen. 


§ 4 Abs. 2 KKG formuliert einen Anspruch auf Bera¬ 
tung zur Gefährdungseinschätzung gegenüber dem Trä¬ 
ger der öffentlichen Jugendhilfe. Zu diesem Zweck wird 
auch die »pseudonymisierte« Datenweitergabe gestattet. 
Nicht zulässig ist allerdings die Weitergabe der Daten 
des Betroffenen zur Sammlung von Verdachtsmomenten 
(Begründung zum Entwurf der Bundesregierung S. 33). 
Pseudonymisierung bedeutet die Verwendung eines an¬ 
deren Namens für die Betroffenen bei der Schilderung des 
Falles. Weshalb das Gesetz hier nicht auch eine Anonymi¬ 
sierung zulässt, ist nicht ganz klar. 

Die Fachkraft hat also einen Anspruch auf fachliche 
Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft der Ju¬ 
gendhilfe, wenn sie sich nicht ganz sicher ist, wie sie die 
Situation einzuordnen hat und ob es sich im konkreten Fall 
tatsächlich um eine Kindeswohlgefährdung handeln könn¬ 
te. Die insoweit erfahrene Fachkraft kann ein Mitarbeiter 
einer Beratungsstelle oder eines Kinderschutz-Zentrums 
sein. Es ist Aufgabe der Jugendhilfe »dafür zu sorgen, dass 
in der jeweiligen Region ein Pool kompetenter Personen 
zur Verfügung steht« (Bundestagsdrucksache 17/6256, 
S.19). Auch der ebenfalls neu geschaffene § 8b Abs. 1 SGB 
VIII räumt Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern 
oder Jugendlichen stehen, für die Einschätzung einer Kin¬ 
deswohlgefährdung im Einzelfall Anspruch auf Beratung 
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft ein. 

In § 4 Abs. 3 KKG folgt schließlich die eigentliche Be¬ 
fugnisnorm: Kann der Gefahr nicht durch Einbeziehung 
der sorgeberechtigten Personen begegnet werden, bleibt 
diese Maßnahme erfolglos oder scheint dieses Vorgehen 
von vornherein nicht sinnvoll, so ist die Fachkraft befugt, 
das Jugendamt zu informieren. Zu diesem Zweck dür¬ 
fen auch die erforderlichen Klardaten der Betroffenen an 
das Jugendamt weitergegeben werden, ohne dass sich die 
Fachkraft wegen Verletzung der Schweigepflicht strafbar 
macht. Die Betroffenen sind vorab zu informieren, es sei 
denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes oder 
Jugendlichen infrage gestellt wird. 

Wenn sich die Berufsgruppen, die als Geheimnisträger 
der Schweigepflicht oder dem Datenschutz unterliegen, an 
die Vorgaben des § 4 Bundeskinderschutzgesetz halten und 
Informationen nur an die insoweit erfahrene Fachkraft in 
verschlüsselter Form oder unverschlüsselt an das Jugend¬ 
amt übermitteln, so kann dies also keine strafrechtlichen 
oder zivilrechtlichen Konsequenzen haben. Das gilt auch 
dann, wenn sich der Verdacht später als falsch erweist. 
Denn das Vorgehen im Rahmen des § 4 Bundeskinder¬ 
schutzgesetz lässt die Rechtswidrigkeit entfallen. Wichtig 
ist, dass Informationen nur an das Jugendamt und ver¬ 
schlüsselt an die insoweit erfahrene Fachkraft weitergege¬ 
ben werden dürfen. Zur Weitergabe an andere Stellen - wie 
z.B. Polizei oder Gericht - sind die Geheimnisträger nach 
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dieser Vorschrift nicht befugt. Das Jugendamt ist der Ad¬ 
ressat aller Informationen über eine drohende oder bereits 
vorhandene Kindeswohlgefährdung. Erscheint die Einbe¬ 
ziehung von Polizei, Gericht oder einer anderen Person 
oder Stelle sinnvoll, ist dies nur mit Einwilligung des Kin¬ 
des oder der Personensorgeberechtigten, falls das Kind 
selbst zu einer wirksamen Einwilligung noch nicht in der 
Lage ist und nach den oben dargestellten Voraussetzungen 
des Rechtfertigenden Notstandes (§ 34 StGB) möglich. 

Aber auch wenn die Meldung an das Jugendamt unter 
den Voraussetzungen des § 4 Bundeskinderschutzgesetz 
rechtlich bedenkenlos erfolgen kann, sollte man sich vor¬ 
her sehr gut überlegen, ob es aus fachlicher und ethischer 
Sicht gerechtfertigt ist, die Verpflichtung zu schweigen 
zu diesem Zeitpunkt tatsächlich zu brechen (Kliemann 
u. Fegert 2011, S. 110). Die Weitergabe vertraulicher In¬ 
formationen ohne Rücksichtnahme auf den Wunsch des 
Betroffenen nach Geheimhaltung beendet in vielen Fällen 
nicht nur das aufgebaute Vertrauensverhältnis, sondern 
bedeutet eine zusätzliche hohe Belastung des Betroffenen, 
die dann wiederum in der Hilfebeziehung aufgrund des 
Vertrauensbruches nicht mehr aufgefangen werden kann 
(Kliemann u. Fegert 2011, S. 112). 

Auch Kinder und Jugendliche haben ein zunächst ein¬ 
mal zu respektierendes Recht auf Geheimhaltung vertrau¬ 
licher Informationen. Nur so kann gewährleistet werden, 
dass Helfern Informationen anvertraut werden, die den 
Schutz von Kindern überhaupt erst ermöglichen. Insofern 
gewährleistet gerade die Beachtung der Geheimhaltung 
den Schutz von Kindern (Kliemann u. Fegert 2011, S. 112). 

Deshalb sollten Entscheidungen im Bewusstsein die¬ 
ser beiden Rechtsgüter getroffen werden: 

— Vertraulichkeit der Information und das Recht auf 
Geheimhaltung und 

das Recht auf gesunde Persönlichkeitsentwicklung 
und Schutz vor schweren Schädigungen des Minder¬ 
jährigen. 

Für eine solch verantwortungsvolle Entscheidung sollte 
man sich - wenn die dem Minderjährigen drohende Ge¬ 
fahr das zulässt - Zeit nehmen. 

Prüfschema zu § 4 Bundeskinderschutzgesetz 

1. Schweigepflichtigen Fachkräften werden in Aus¬ 
übung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige 
Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
bekannt: 

- Kindeswohlgefährdung ist »eine gegenwärtige 
in einem solchem Maße vorhandene Gefahr, 
dass sich für die weitere Entwicklung des Kin¬ 
des eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher 
Sicherheit voraussehen lässt«. 


- Bei Zweifeln oder Fragen Beratung mit der 
Fachkraft, aber unter Verwendung pseudony- 
misierter Daten. 

2. Gespräch mit Kind oder Jugendlichem und Per¬ 
sonensorgeberechtigten, es sei denn ein solches 
Gespräch gefährdet wirksamen Schutz: 

- Auch hier bei Zweifeln und Fragen Beratung 
mit Fachkraft unter Verwendung pseudonymi- 
sierter Daten 

3. Personensorgeberechtigte können oder wollen 
nicht schützen oder Information an Personensor¬ 
geberechtigte gefährdet wirksamen Schutz: 

- Dann bleibt die Frage: Ist ein Tätigwerden des 
Jugendamtes erforderlich, um die Gefahr ab¬ 
zuwenden? 

- Wenn ja, sollten dem Jugendamt die Daten der 
Familie und die gewichtigen Anhaltspunkte für 
die Gefährdung des Wohles des Kindes oder 
Jugendlichen mitgeteilt werden. 


16.4 Praxisbeispiele 

Die folgenden Fälle stammen aus der Praxis. Überlegen 
Sie sich für jeden Fall, ob Sie mit den Sorgeberechtigten 
die Gefährdung besprechen würden. Wenn Eltern schüt¬ 
zen können und wollen, sollen sie die erforderlichen 
rechtlichen Schritte einleiten. Wichtig ist, dass ein Kind 
oder ein Jugendlicher spätestens, wenn ein polizeiliches 
Ermittlungsverfahren in Gang kommt, zu seinem Schutz 
eine anwaltliche Vertretung erhält. 

■ Information der Personensorgeberechtigten bei 
Kindeswohlgefährdung 

In den folgenden Fällen wäre vielleicht zu versuchen, die 
Gefahr durch ein Gespräch mit den Personensorgeberech¬ 
tigten im Sinne des § 4 Abs. 1 Bundeskinderschutzgesetz 
abzuwenden. Dabei sollte aber - wenn möglich - in jedem 
Fall Rücksicht auf den Wunsch des betroffenen Kindes ge¬ 
nommen werden: 

— Fall 1: Eine Grundschülerin berichtet ihrer Lehrerin, 
dass der Nachbar, der regelmäßig am Montagabend 
kommen würde, wenn ihre Eltern tanzen gehen, so¬ 
wohl sie als auch ihren Bruder anfassen würde. Am 
letzten Montag habe der Bruder furchtbar geschrien. 
Sie wisse nicht, was sie tun solle. Man habe den Eltern 
schon oft gesagt, dass sie doch nicht Weggehen sollen 
und dass man den Nachbarn nicht mögen würde. 

— Fall 2: Ein Schüler erzählt seinem Klassenlehrer, dass 
ein Betreuer aus dem Hort immer mit den Jungen ge- 
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meinsam in die Toilette geht und sich mit ihnen dort 
einschließt. 

— Fall 3: Der Schüler E. berichtet seinem Klassenlehrer, 
dass ein Mädchen aus der Klasse von mehreren Mit¬ 
schülern vergewaltigt worden sein soll. 

■ Kindeswohlgefährdung durch 
Personensorgeberechtigte 

In den nun folgenden Fällen wird man wahrscheinlich zu 

dem Ergebnis kommen, dass die Information der Perso¬ 
nensorgeberechtigten den wirksamen Schutz der Kinder 

und Jugendlichen gefährden könnte: 

— Falll: Die marokkanische Schülerin A. erzählt ihrer 
Lehrerin, dass ihr Vater seit zwei Jahren ihre ältere 
16-jährige Schwester vergewaltigt. Auch sie sei vom 
Vater schon »angefasst« worden. Die Mutter sei infor¬ 
miert. Mutter und Töchter haben bei einem Urlaub 
in Marokko die Familie um Hilfe gebeten. Man habe 
ihnen gesagt, da könne man nichts machen. Sie müss¬ 
ten sich fügen. Die Schwester ist schon mindestens 
im 2. Schwangerschaftsmonat. 

— Fall 2: Die 6-jährige F., die in einer Pflegefamilie lebt, 
berichtet ihrer Lehrerin, dass sie von ihrem Vater 
jedes Mal sexuell missbraucht werde, wenn er sie zu 
Umgangskontakten in der Pflegefamilie abhole. Ihre 
Mutter wisse das. Er habe das schon gemacht, als sie 
noch bei ihren Eltern wohnte. Ihre Mutter habe sie 
deshalb beschimpft und geschlagen. 

Fall 3: Der 8-jährige G. lebt, wie der Lehrer weiß, in 
prekären Verhältnissen. Er kommt ohne Frühstück in 
die Schule, sein Ranzen ist schmutzig und unordent¬ 
lich. Der Junge wirkt ungepflegt. Er berichtet, dass 
seit einiger Zeit ein Onkel in seiner Familie wohne. 
Dieser schlafe in seinem Bett gemeinsam mit ihm. 

— Fall 4: H. wurde von seinem Stiefvater sexuell miss¬ 
braucht. Seine Mutter hält zu ihrem Mann. Sie will 
von ihrem Sohn nichts mehr wissen. Sein Vater hat 
eine neue Familie und will H. nicht zu sich nehmen. 

H. hat eine enge Beziehung zu seinem Fußballtrainer 
und dessen Frau. Deren Kinder sind erwachsen. Sie 
würden ihn gerne zu sich nehmen und Elternfunktion 
übernehmen. H. wünscht sich sehr, zu ihnen zu zie¬ 
hen. Diese Lösung würde H. sein gewohntes Umfeld 
(Schule, Freunde, Fußball) erhalten. Die Mutter und 
sein Vormund wollen H. in einem Heim unterbringen. 
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Kapitel 17 • Klinische Diagnostik bei sexuellem Kindesmissbrauch 


17.1 Einleitung 


Es wäre für Fachkräfte sehr entlastend, wenn es eine psy¬ 
chologische Methode zur Stellung einer Diagnose »sexuel¬ 
ler Missbrauch« geben würde. Im Rahmen der psychologi¬ 
schen Diagnostik von Kindern und Jugendlichen können 
jedoch lediglich Besonderheiten im kindlichen Erleben 
und Verhalten diagnostiziert werden, die mögliche Folgen 
eines Missbrauchs sein, aber ebenso andere Gründe ha¬ 
ben können (Alternativhypothesen). Kinder können mit 
unterschiedlichen Störungen oder auch ohne Störung auf 
sexuellen Missbrauch reagieren. Es kann eben nicht von 
einem »Missbrauchssyndrom« ausgegangen werden (sie¬ 
he auch ► Kap. 14 »Auffälligkeiten und Hinweiszeichen«). 
Folglich handelt es sich bei der Abklärung der Vermutung/ 
des Verdachts eines sexuellen Missbrauchs weniger um 
eine Punktdiagnostik als um einen diagnostischen Pro¬ 
zess, in welchem Verhaltensbesonderheiten des Kindes, 
Aussagen des Kindes und diagnostische Zusatzinforma¬ 
tionen berücksichtigt werden müssen. Dabei kommt im 
Rahmen des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens der 
Aussage des Kindes eine besondere Bedeutung zu, da Ver¬ 
haltensauffälligkeiten eine Aussage stützen, jedoch nicht 
ersetzen können. 

Im Allgemeinen stehen für den diagnostischen Pro¬ 
zess unterschiedliche Methoden der psychologischen 
Diagnostik zur Verfügung (Exploration, Verhaltensbeob¬ 
achtung, Interaktionsbeobachtung, Fragebögen, projekti¬ 
ve Verfahren etc.). Im Rahmen der Exploration kann auf 
Hilfsmittel wie Puppen, Zeichenmaterial, Puppenhaus etc. 
zurückgegriffen werden. In den meisten Fällen verfügen 
private und professionelle Bezugspersonen des Kindes 
über zusätzliche Informationen. Erzieherinnen/Erzieher 
und Lehrkräfte können z. B. oftmals im persönlichen Kon¬ 
takt und/oder anhand von Fragebögen für den diagnos¬ 
tischen Prozess wichtige Beobachtungen und Einschät¬ 
zungen zur Entwicklung und zu Belastungen des Kindes 
beitragen (sexueller Kenntnisstand, Verhalten des Kindes 
und des/der Beschuldigten, Familiendynamik etc.). 

Eine besondere Bedeutung kommt in dem diagnos¬ 
tischen Prozess der Gestaltung der Beziehung mit dem 
Kind und/oder den nahestehenden Personen zu, denen 
sich das Mädchen/der Junge mitteilen kann. Dabei ist da¬ 
rauf zu achten, dass im Mittelpunkt der diagnostischen 
Abklärung die Möglichkeit für das Kind besteht, sich den 
eigenen Bedürfnissen entsprechend mitzuteilen. Es geht 
nicht darum, ermittelnd tätig zu werden und ein Kind de¬ 
tailliert zu befragen. Bei der Gesprächsführung müssen 
immer die Grenzen des Kindes beachtet werden. 

Auch wenn im pädagogischen, beraterischen bzw. 
therapeutischen Kontext im Einzelfall die Frage der Be¬ 
rücksichtigung aussagepsychologischer Gesichtspunkte 
zunächst nicht relevant zu sein scheint, sollten bei der 


Abklärung einer Vermutung/eines Verdachts dennoch 
aussagepsychologische Gesichtspunkte soweit wie mög¬ 
lich berücksichtigt werden, damit im Rahmen eines mög¬ 
licherweise anstehenden Ermittlungsverfahrens die Aus¬ 
sageentstehung deutlich nachvollzogen werden kann. Es 
ist deshalb darauf zu achten, dass der Kontakt mit dem 
Kind möglichst suggestionsfrei gestaltet wird (siehe 
auch ► Kap. 19 »Gesprächsführung und Aussage«). Die Of¬ 
fenheit im diagnostischen Blickfeld muss gewahrt wer¬ 
den, es geht nicht um die Bestätigung einer Hypothese. 
Demzufolge dürfen aus einem »Befund« keine voreiligen 
Schlüsse gezogen werden, da entsprechend dem Konver- 
genz-Divergenz-Prinzip gehandelt werden sollte, welches 
besagt, dass alle Befunde ein stimmiges Bild ergeben müs¬ 
sen, wobei Konvergenzen (Übereinstimmungen) rich¬ 
tungsweisend und Divergenzen (Abweichungen) kritisch 
zu betrachten sind. 

Nachfolgend sollen einige diagnostische Methoden 
vorgestellt und kritisch betrachtet werden. Dabei sollen 
Kinderzeichnungen, projektive Testverfahren und andere 
Testverfahren unterschieden werden. Weiterhin soll die 
Verwendung von Puppen unter dem Punkt Hilfsmittel für 
die Diagnostik beleuchtet werden. 

17.2 Methoden klinischer Diagnostik 
17.2.1 Kinderzeichnungen 


Kinderzeichnungen können als diagnostisches Hilfsmit¬ 
tel nur unter Berücksichtigung der kindlichen Entwick¬ 
lung und mithilfe des Gesprächs mit dem Kind über seine 
Zeichnung verstanden werden. Die Art der bildnerischen 
Gestaltung verändert sich bei jedem Kind entsprechend 
dem jeweiligen Alter (Schuster 2000; Steinhage 2002). 

Erwachsene haben häufig die Angewohnheit, Kinder¬ 
zeichnungen vorschnell zu interpretieren, und warten 
nicht ab, was Kinder zu ihrer Zeichnung zu sagen haben, 
bzw. sie nehmen deren Äußerungen nicht ernst. Dies hat 
in der Vergangenheit dazu geführt, dass sich der Anfangs- 
verdacht auf sexuellen Missbrauch in einigen Fällen auf die 
Interpretation von Kinderzeichnungen zurückverfolgen 
ließ, ohne dass verbale Äußerungen eines Kindes zu se¬ 
xuellem Missbrauch Vorgelegen haben (Greuel et al. 1998). 

Freie Interpretation von Kinderzeichnungen 

Auch wenn Studien vorliegen, die die Unterschiedlich¬ 
keit von Zeichnungen von misshandelten und nicht miss¬ 
handelten Kindern aufzeigen (Shiakou 2012), so konnte 
kein spezifisches Merkmal belegt werden, das in Kinder¬ 
zeichnungen eindeutig auf sexuellen Missbrauch hinweist 
(Greuel et al. 1998). Die Interpretation einer Zeichnung 
kann folglich auch kein Beweis für ein Tatgeschehen sein. 
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Kinderzeichnungen können ohne die Aussage des Kin¬ 
des zu der Zeichnung nicht verstanden werden. Außerdem 
kann die Erklärung eines Kindes zu einer Zeichnung sich 
zum Zeitpunkt TI von der Erklärung zu einem späteren 
Zeitpunkt T2 unterscheiden. 

Nach dem Bundesgerichtshof (BGH 2000) - Urteil vom 30. Juli 1999 
»kommt der Ausdeutung von Kinderzeichnungen sowie der Deutung 
von Interaktionen, die Kinder unter Einsatz sog. anatomisch korrekter 
Puppen darstellen, in forensisch-aussagepsychologischen Gutachten 
in diesem Zusammenhang keine Bedeutung zu« (vgl. BGH 1 StR 618/98). 

Zeichnungen als Explorationshilfe 

Als Explorationshilfe kann das Angebot des Zeichnens 
Kindern helfen, bereits verbalisierte Erfahrungen zu kon¬ 
kretisieren, wobei die suggestionsfreie Befragung der 
Untersucherin/des Untersuchers entscheidend ist. Das 
gesprächsbegleitende Zeichnen kann als Eisbrecher und 
Einstiegshilfe dienen (Fegert 1993a,b). Vor allem kön¬ 
nen Kinder, deren sprachliche Ausdrucksfähigkeit ein¬ 
geschränkt ist, ihre Aussage komplettieren, solange die 
Befragung auf offenen Anstoßfragen beruht (»Kannst du 
einmal aufmalen, was da passiert ist?«; Greuel et al. 1998). 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sich 
Kinderzeichnungen dazu eignen, um mit Kindern ins Ge¬ 
spräch zu kommen. Sie sollten jedoch nicht frei interpre¬ 
tiert werden, da eine Kinderzeichnung nur mit Aussage 
eines Kindes verstanden werden kann. Als Explorations- 
hilfe können Kinderzeichnungen bei suggestionsfreier Be¬ 
fragung für von sexueller Gewalt betroffene Kinder hilf¬ 
reich sein, ihre Aussage zu komplettieren. 

17 . 2.2 Projektive »Techniken« 


Als projektive Techniken bezeichnet man diagnostische 
Methoden, die eine indirekte Erfassung psychischer 
Merkmale mithilfe der Analyse von Inhalten ermöglichen, 
die von den zu untersuchenden Personen an ein - zumeist 
nicht klar strukturiertes, uneindeutiges - Material heran¬ 
getragen werden (Plaum 2009). So handelt es sich z. B. um 
eine projektive Technik, wenn ein Kind aufgefordert wird, 
zu Bildvorlagen eine Geschichte zu erfinden. 

Projektive Techniken 

Man unterscheidet nach Schaipp (2001) folgende 
projektive Techniken: 

— Formdeuteverfahren (z. B. Rorschach-Test) 

— Bilder-Erzähl-Techniken (z. B.Thematischer 

Apperzeptionstest, Projective Story Telling Cards, 
Schul-Angst-Test, Hamburger Bildertest, Familien¬ 
beziehungstest) 


— Erzähltechniken und Satzergänzungsverfahren 

— Malen und Zeichnen 

— Spieltechniken (z. B. Sceno-Test, Welt-Technik) 

— Andere Imaginationsverfahren (z. B.Tierwahlver¬ 
fahren, Robinson-Frage, Zauberfrage) 

Solche Instrumente können als Explorationshilfen sowie 
als Ergänzung zum diagnostischen Interview bzw. zu Fra¬ 
gebögen Verwendung finden und hierbei helfen, Hypo¬ 
thesen zu generieren. Verhaltensbeobachtungen und Ge¬ 
spräche mit dem Kind können allerdings dadurch nicht 
ersetzt werden (Schaipp 2001). 

Da projektive Techniken immer Fantasien anstoßen, 
ist vor einer voreiligen Deutung und Interpretation von 
hierbei entstandenen Daten zu warnen. Der Einsatz dieser 
Techniken fordert immer die Bereitschaft der Untersu¬ 
chungsperson, mit dem Kind/Jugendlichen in einen Dia¬ 
log über die Bedeutung der Projektion zu treten. Außer¬ 
dem muss die Bedeutung für das Kind/den Jugendlichen 
zu einem späteren Zeitpunkt nicht die gleiche sein wie 
zum ersten Messzeitpunkt. Hierbei ist auch die Problema¬ 
tik suggestiver Befragungsstrategien unbedingt zu berück¬ 
sichtigen (siehe auch ► Kap. 19 »Gesprächsführung und 
Aussage«). 

An einem Beispiel soll verdeutlicht werden, wie zen¬ 
tral die offene Haltung des Untersuchers/der Untersu¬ 
cherin bzgl. des Umgangs mit projektiven Techniken ist: 

Wenn ein Kind/Jugendliche/r auf eine Bildkarte (Bil- 
der-Erzähl-Technik), auf der ein Badezimmer abgebildet 
ist, von einem sexuellen Missbrauch berichtet, so darf der 
Untersucher/die Untersucherin nur aufgrund dieser In¬ 
formation keinesfalls ohne weitere Untersuchungen dar¬ 
auf schließen, dass das Kind missbraucht wurde. Zunächst 
einmal ist nicht bekannt, wie groß der Aufforderungscha¬ 
rakter des Bildes ist. Das heißt, es kann nicht eingeschätzt 
werden, wie gewöhnlich bzw. ungewöhnlich die Reaktion 
dieses Kindes im Vergleich zu der anderer Kindern nach 
Ansicht der Bildkarte ist. Folglich besteht die Notwendig¬ 
keit, durch geeignete Fragetechniken abzuklären (siehe 
auch ► Kap. 19 »Gesprächsführung und Aussage«), ob das 
Kind biografisch-subjektiv Erlebtes erzählt hat oder inwie¬ 
weit die Erzählungen etwa durch Filme, Bücher etc. beein¬ 
flusst bzw. vom Kind/Jugendlichen frei erfunden wurden. 
Ebenso gilt abzuklären, wie stark der Bericht durch die 
Karte angestoßen wurde. Entsprechend müsste in diesem 
skizzierten Beispiel geprüft werden, ob sich bestimmte 
Erzählthemen wiederholen, die kaum durch den Auffor¬ 
derungscharakter des Bildes bestimmt sein können. Be¬ 
sonderheiten in der Geschichte sollte man sich von dem 
Kind erklären lassen. Es ist z. B. möglich zu fragen: »Was 
empfinden die Figuren in dieser Geschichte, was meinst 
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du?«, »Hast Du Dich auch einmal so glücklich/unglück- 
lich gefühlt, wie die Figur in Deiner Geschichte?«, »Muss 
das Ende der Geschichte so sein oder wäre auch ein ande¬ 
rer Ausgang möglich?, »Hast Du so etwas, wie in Deiner 
Erzählung bei diesem Bild, selbst einmal erlebt?« (Schaipp 
u. Plaum 1995, S. 99-104; Schaipp 2001). 

Nach dem bereits oben erwähnten BGH-Urteil ging 
der Einsatz von projektiven Verfahren in Glaubhaftig¬ 
keitsgutachten signifikant zurück. 

17 . 2.3 Andere Testverfahren 


Weiterhin können andere in der Kinder- und Jugendpsy¬ 
chotherapie übliche Testverfahren nützlich sein, um Infor¬ 
mationen über die Belastung und Verhaltensauffälligkei- 
ten von Kindern und Jugendlichen zu erhalten. Wesent¬ 
lich scheint dabei, die Entstehungsbedingungen für die 
Belastungen und Verhaltensauffälligkeiten zu explorieren, 
wenn es um die Frage der Vermutung geht. 

Hier sollen nur einige übliche Testverfahren als Bei¬ 
spiele genannt werden, die bei Diagnostikern Anwendung 
finden können: 

— Klinische Interviews/Screeningverfahren (z. B. Kin- 
der-DIPS) 

Störungsübergreifende Fragebögen (z. B. Child Behavi- 
or Checklist CBCL 4-18, Symptom Checkliste, Feel-KJ) 
Störungsspezifische Fragebögen (z. B. Angstfrage¬ 
bogen, Depressionsinventar für Kinder, Eltern-Belas- 
tungs-Screening zur Kindeswohlgefährdung, Essener 
Trauma- Inventar) 

17.2.4 Hilfsmittel für die Diagnostik 


Da Puppen häufig als Hilfsmittel in der Diagnostik ein¬ 
gesetzt werden und von Kindern als sehr hilfreich erlebt 
werden, jedoch je nach Art der Puppe nicht unumstritten 
sind, soll hier dazu noch in Kürze auf Handpuppen und 
anatomische Puppen eingegangen werden. 

Handpuppen 

Handpuppen können zu unterschiedlichsten Zwecken in 
der Beratung, Therapie, Medizin und Pädagogik eingesetzt 
werden. Sie sind besonders geeignet, um das Eis im ersten 
Kontakt mit dem Kind zu brechen. Handpuppen können 
für das Kind z. B. Ratgeber sein, können Informationen 
und Erklärungen vermitteln, Freund oder Freundin sein, 
als Narr Kinder zum Lachen bringen oder helfen, Konflik¬ 
te zu lösen. 

Am bedeutendsten dürfte für den Umgang mit der 
Vermutung eines sexuellen Missbrauchs die Puppe als 
Freund oder Freundin sein. In dieser Rolle kann sie zu¬ 


hören, mitfühlen, verstehen und trösten (Möller 2011). Es 
ist günstig, wenn die Puppe als Freundin/Freund lediglich 
offene (Anstoß-)Fragen stellt und keine Ratschläge gibt. 
Ebenso wie bei allen anderen diagnostischen Methoden 
ist es wichtig, keine Suggestivfragen zu verwenden (sie¬ 
he auch ► Kap. 19 »Gesprächsführung und Aussage«). Off 
reicht es, wenn die Handpuppe sich zurücknimmt, d. h., 
»die Puppe reduziert ihr Spiel, verzichtet darauf, Impulse 
zu geben und wird zum Publikum, während das Kind die 
Bühne betritt und seine Geschichte, seine Tragödie oder 
sein Drama erzählt« (Möller 2011, S. 9). Das heißt in sol¬ 
chen Momenten hat das Mädchen/der Junge die Möglich¬ 
keit, über möglicherweise erlebte sexuelle Missbrauchs¬ 
erfahrungen zu berichten. Die Puppe kann es dem Kind 
dabei als Freundin/Freund erleichtern, ohne die »Anwe¬ 
senheit eines Erwachsenen« - denn für das Kind ist die 
Kommunikationspartnerin/der Kommunikationspartner 
in diesem Moment die Puppe - über etwas zu sprechen, 
dass es sich unter anderen Bedingungen möglicherweise 
nicht getraut hätte. Dabei kann die Puppe, um nicht das 
Vertrauensverhältnis zu stören, im Dialog mit dem Kind 
die Idee einbringen, mit einem Erwachsenen zu sprechen 
- ggf. mit Unterstützung der Puppe. Dazu kann die Puppe 
in Dialog mit dem spielenden Erwachsenen treten und 
diesen mit Zustimmung des Kindes einweihen. So kann 
der Erwachsene ebenso über die Handpuppe offene Fra¬ 
gen an das Kind richten und das Kind kann möglicher¬ 
weise leichter über Belastendes reden. In diesem Dialog 
hat die Entlastung des Kindes zentrale Bedeutung. 

Anatomische Puppen 

Anatomische Puppen unterscheiden sich von anderen 
handelsüblichen Puppen durch äußere sichtbare Ge¬ 
schlechtsmerkmale (Brüste, Vagina, Klitoris, Penis) und 
Körperöffnungen (Mund, Vagina, Anus). Erwachsene 
Puppen weisen noch Schambehaarung auf (Bange 2002). 

Ursprünglich sind diese Puppen zu sexualpädagogi¬ 
schen Zwecken entwickelt worden. Wegen ihrer Stimu- 
lusqualität sind diese für die diagnostische Arbeit unter 
anderem zur Abklärung eines Verdachts auf sexuellen 
Kindesmissbrauch eingesetzt worden, was kritisch zu be¬ 
trachten ist. 

Einsatz anatomischer Puppen 

Die anatomischen Puppen wurden mit unterschied¬ 
lichen Zielsetzungen eingesetzt (Bange 2002): 

1. Spielerische Kontaktaufnahme mit dem Kind und 
Überleitung zu körper- und sexualitätsbezogenen 
Themen. 

2. Stimulusmaterial in Spielsituationen mit dem Ziel, 
über das Spiel mit den Puppen Indikatoren zu 
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erhalten, die zur Bestätigung oder zur Verwerfung 
der Missbrauchshypothese dienen sollten. 

3. »Explorations- und Demonstrationshilfe, um die Er¬ 
innerungsleistung der Kinder zu aktivieren bzw. zu 
verbessern oder um verbale Schwächen der Kinder 
zu kompensieren« (Bange 2002). Dies sollte den 
Kindern die Erlaubnis vermitteln, dass sie über den 
erlebten sexuellen Missbrauch sprechen dürfen 
(Fegert 1993b). 

Ein Kritikpunkt am Einsatz anatomischer Puppen bezieht 
sich auf deren Funktion als Verhaltensstimulus zur Be¬ 
obachtung des kindlichen Spielverhaltens. Anatomische 
Puppen können jedoch nicht als »Verhaltenstest« oder als 
»standardisiertes oder reliables Testverfahren« verwendet 
werden (Fegert 1993b). Da es keine eindeutigen Belege für 
missbrauchsspezifische Verhaltens- bzw. Spielmuster im 
Umgang mit anatomischen Puppen gibt, ist die alleinige 
Interpretation des freien Spieles mit anatomischen Pup¬ 
pen irreführend und folglich methodisch nicht zulässig 
(Greuel et al 1998). 

Nach dem BGH (2000) - Urteil vom 30.07.1999 »kommt der Ausdeu¬ 
tung von Kinderzeichnungen sowie der Deutung von Interaktionen, 
die Kinder unter Einsatz sog. anatomisch korrekter Puppen darstellen, 
in forensisch-aussagepsychologischen Gutachten in diesem Zusam¬ 
menhang keine Bedeutung zu.« (Vgl. BGH 1 StR 618/98). 

Ein weiterer Kritikpunkt war, dass den anatomischen Pup¬ 
pen ein hohes Suggestionspotenzial zugeschrieben wurde. 
Die Befürchtung war, dass Kinder durch das Vorhanden¬ 
sein äußerer Geschlechtsmerkmale animiert würden, se¬ 
xuelle Handlungen zu spielen bzw. über solche zu reden. 
Dadurch - so die Annahme - würde das Risiko falscher 
Missbrauchsvorwürfe durch Kinder erhöht. Untersuchun¬ 
gen zeigen, dass nicht von einem erhöhten Suggestions¬ 
potenzial der Puppen an sich ausgegangen werden kann 
(Goodman u. Aman 1990; Saywitz et al. 1991). Das Sug¬ 
gestionspotenzial hängt nicht von den Stimulusqualitäten 
der Puppe, sondern vielmehr von den grundsätzlichen As¬ 
pekten der Kinderbefragung ab (Greuel et al 1998). Dies 
bedeutet, dass die Befragung von Kindern generell sug¬ 
gestionsfrei zu gestalten ist, wenn man die Zuverlässigkeit 
kindlicher Aussagen nicht gefährden will. 


Fegert JM (1993a) Sexuell missbrauchte Kinder und das Recht, Bd. 2. 
Volksblatt, Köln 

Fegert JM (1993b) Der Einsatz anatomischer Puppen. In: Fegert JM, 
Mebes M (Hrsg) Anatomische Puppen. Donna Vita, Ruhnmark, 

S 21-80 

Goodman GS, Aman C (1990) Children's use of anatomically detailed 
doll to recount an event. Child Development 61:1859-1871 

Greuel L, Offe S, Fabian A, Wetzeis P, Fabian T, Offe H, Stadler M (1998) 
Glaubhaftigkeit der Zeugenaussage. Beltz - Psychologie Verlags 
Union, Weinheim 

Möller O (2011) Große Handpuppen ins Spiel bringen. Ökotopia, 
Münster 

Plaum EF (2009) Was ist Wahrheit? Zum Problem der Dogmatisierung 
in einer angewandten Wissenschaft. Kindesmisshandlung Ver¬ 
nachlässigung 12 (2): 4-15 

Saywitz K, Goodman G, Nicholas E, Moan S (1991) Children's 

memories of a physical examination involving genital touch: 
Implications for reports of child sexual abuse. J Consult Clin 
Psychol 59:682-691 

Schaipp C (2001) Neuere Entwicklungen bei den »projektiven« Tech¬ 
niken. Report Psychologie 26: 94-102 

Schaipp C, Plaum E (1995) »Projektive Techniken«: Unseriöse »Tests« 
oder wertvolle qualitative Methoden? Deutscher Psychologen 
Verlag, Bonn 

Shiakou M (2012) Representations of attachment patterns in the 
family drawings of maltreated and non-maltreated children. 
Child Abuse Rev 21:190-202. doi: 10.1002/car.1163 

Schuster M (2000) Die Psychologie der Kinderzeichnung. Hogrefe, 
Göttingen 

Steinhage R (2002) Kinderzeichnungen. In: Bange D, Körner W (Hrsg) 
Handwörterbuch Sexueller Missbrauch. Hogrefe, Göttingen 


Literatur 


Bange D (2002) Anatomisch korrekte Puppen. In: Bange D, Körner 
W (Hrsg.) Handwörterbuch Sexueller Missbrauch. Hogrefe, 
Göttingen 

Bundesgerichtshof (BGH) (2000) Entscheidungen des Bundesge¬ 
richtshofes in Strafsachen, Bd. 45. Carl Heymanns, Köln 




179 


Körperliche Befunde bei 
sexuellem Kindesmissbrauch 

Sibylle Banaschak, Markus A. Rothschild 


18.1 Einleitung -180 

18.2 Rechtsgrundlagen -180 

18.3 Die Untersuchungssituation -180 

18.3.1 Übernahme einer Untersuchung -180 

18.3.2 Umstände einer Untersuchung -181 

18.3.3 Untersuchung unter Narkose? -181 

18.4 Anogenitale Befunde -181 

18.4.1 Normalbefunde -181 

18.4.2 Entstehung von anogenitalen Befunden bei sexuellem Missbrauch -181 

18.4.3 Penisverletzungen -182 

18.4.4 Anale Verletzungen -182 

18.4.5 Beweisende Befunde für einen sexuellen Missbrauch -182 

18.5 Rechtsmedizinische Aspekte -182 

18.5.1 Dokumentation -183 

18.5.2 Sicherung DNA-haltigen Spurenmaterials -183 


Basiert auf dem modularen E-Learning-Kurs der Universität Ulm. 

J. M. Fegert et al. (Hrsg.), Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen, 

DOI 10.1007/978-3-662-44244-9_18, © Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie am 
Universitätsklinikum Ulm, Prof. Dr. med. Jörg M. Fegert 2015 


180 


Kapitel 18 • Körperliche Befunde bei sexuellem Kindesmissbrauch 


18.1 Einleitung 

Grundsätzlich gilt, dass es nur sehr wenige beweisende 
körperliche Befunde bei sexuellem Missbrauch gibt. Das 
Wissen um die eingeschränkte Beweiskraft der Mehrzahl 
der Befunde im Anogenitalbereich ist eine wesentliche 
Grundvoraussetzung bei der Untersuchung und Begut¬ 
achtung vor dem Hintergrund eines fraglichen sexuellen 
Missbrauchs bei Kindern. 

18.2 Rechtsgrundlagen 


Zu unterscheiden sind zwei wesentliche Szenarien: 

1. Das Kind wird explizit zu einer Untersuchung bei 
Verdacht auf sexuellen Missbrauch vorgestellt (z. B. 
im Rahmen eines Strafverfahrens). 

2. Bei einer Untersuchung aus einem anderen Anlass 
werden auffällige Befunde festgestellt. 

Ad 1: Gegenüber dem Auftraggeber gilt eine Offenba- 
rungspflicht, darauf ist die Begleitperson hinzu weisen. 
Es besteht keine eigentliche Arzt-Patienten-Beziehung, 
sondern eine Gutachterposition. Diese sollte nur dann 
übernommen werden, wenn man tatsächlich über die 
erforderlichen Kenntnisse verfügt. Eine Fehlbeurteilung 
(sowohl eine falsch-positive als auch eine falsch-negative) 
kann dramatische Folgen für das Kind und seine Familie 
haben und überdies Konsequenzen für die Gutachterin/ 
den Gutachter nach sich ziehen. 

Ad 2: Der Befund muss detailliert dokumentiert wer¬ 
den. Darüber hinaus sollte eine Dokumentation der Um¬ 
stände und der Äußerungen der Begleitperson und evtl, 
des Kindes erfolgen. Ist man selbst unsicher über die Ein¬ 
ordnung des Befundes, muss man sich bei einer kompe¬ 
tenten Stelle beraten lassen und erst nach Sicherung des 
Verdachts weitere Schritte unternehmen. Eine akute Kon¬ 
frontation der Bezugspersonen ist kontraproduktiv. Eine 
Intervention muss sorgfältig geplant werden. Die erfor¬ 
derliche Brechung der Schweigepflicht zur weiteren Nach¬ 
verfolgung des Kindes auch durch andere Institutionen ist 
rechtlich unproblematisch. 

Beispiel 

Fall 1: Falsch-positive Diagnose 

Das 4-jährige Mädchen inseriert sich eine Haarnadel in 
die Vagina. Anwesend in der Wohnung sind zwei weibliche 
Erwachsene (Mutter und Großmutter), das Kind ist allein im 
Nachbarraum. Es werden nacheinander drei verschiedene 
niedergelassene Ärzte aufgesucht, die vergebliche Versuche 
unternehmen, die Haarnadel zu entfernen. Letztlich erfolgt 
eine Aufnahme in die Klinik und eine Narkose zur Entfer¬ 
nung des Fremdkörpers. Unter der Narkose wird eine Weit¬ 


stellung des Analringes festgestellt. Dies wird fälschlicher 
Weise als beweisender Befund für einen analen Missbrauch 
interpretiert und die Polizei informiert. In den nächsten 6 
Monaten werden Ermittlungen in der Familie mit Verneh¬ 
mungen des Kindes und seiner erwachsenen Bezugsperso¬ 
nen durchgeführt. Nach der dann eingeholten rechtsmedi¬ 
zinischen Aktenbegutachtung und der Feststellung eines 
narkosebedingten Artefakts wird das Verfahren eingestellt. 

Fall 2: Falsch-negative Diagnose 

Ein 9-jähriges Mädchen wird mit einer massiv blutenden 
Vaginalverletzung in die Klinik eingewiesen. Die Verletzung 
wird versorgt. Zur Entstehung der Verletzung werden von der 
begleitenden Mutter vage Angaben gemacht. Es bleibt un¬ 
klar, ob die Mutter bei der Verletzungsentstehung anwesend 
war oder nicht. Daraus ergeben sich für die behandelnden 
Ärzte keinerlei Konsequenzen. Nachfragen des Jugendam¬ 
tes, das zu diesem Zeitpunkt die Familie betreut, werden von 
der Klinik abgewimmelt. Ein rechtsmedizinisches Begutach¬ 
tungsangebot wird mit der Aussage verhindert, dass man die 
Unterlagen nur mit Zustimmung der (verdächtigten!) Eltern 
herausgebe. Zur Einholung der Zustimmung ist das Jugend¬ 
amt wiederum nicht bereit, zumal die behandelnde Oberärz¬ 
tin ausrichten lässt, die Verletzung könne durch einen Unfall 
entstanden sein. 3 Jahre später ist das nunmehr 12-jährige 
Mädchen schwanger. Es wird durch das Jugendamt Anzeige 
erstattet. Der Lebensgefährte der Kindsmutter räumt die Va¬ 
terschaft ein. Die Vaterschaft wird durch ein DNA-Gutachten 
bestätigt. Auch die Verletzung wird nun rechtsmedizinisch 
begutachtet. Es handelte sich um eine klassische Penetra¬ 
tionsverletzung ohne äußere Verletzungen des Genitale, so- 
dass sich keine Hinweise auf einen wie auch immer gearteten 
Unfall ergeben. Der Lebensgefährte wird zu 12 Jahren Haft 
mit anschließender Sicherungsverwahrung verurteilt. 

18.3 Die Untersuchungssituation 

18 . 3.1 Übernahme einer Untersuchung 

Wie es in der Behandlung eines Patienten ein Übernah¬ 
meverschulden gibt, so gilt auch bei einer Begutachtung 
bzw. rein gutachterlichen Untersuchung, dass diese nur 
bei ausreichender Kompetenz übernommen werden soll¬ 
te. Anogenitale Untersuchungen sind für die untersuchte 
Person belastend, auch wenn sie noch so schonend vor¬ 
genommen werden. Daher müssen Zweituntersuchungen, 
die sich nicht aus einer medizinischen Notwendigkeit er¬ 
geben, unbedingt vermieden werden. 

Niemand kann verpflichtet werden, eine Untersu¬ 
chung durchzuführen, für die er nicht kompetent ist. Die 
Grenzen der eigenen Kompetenz zu kennen und einzu¬ 
halten, ist wesentlicher Bestandteil der ärztlichen Arbeit. 
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18 . 3.2 Umstände einer Untersuchung 


Erfolgt die Untersuchung ausschließlich zu Begutach¬ 
tungszwecken, kann sie zumeist in Ruhe geplant und 
vorbereitet werden. Notfallmäßig durchgeführte Untersu¬ 
chungen stellen im Zusammenhang mit einem sexuellen 
Missbrauch eine Ausnahme dar. 

Notwendig für die Durchführung ist bzw. sind: 

— Geeignete Räumlichkeiten 
■■ Störungsfreies Arbeiten 

— Ausreichend Zeit 

— Kein Zwang 

— Dem Kind die Hoheit über die Untersuchung lassen 
Ganzkörperuntersuchung (zu der auch eine anoge¬ 
nitale Untersuchung gehört), keine Fokussierung auf 
das Genitale 

— Bei präpubertären Kindern: reine Inspektion, keine 
instrumentelle Untersuchung 

Notfallmäßige Untersuchungen sind erforderlich unter 
folgenden Voraussetzungen: 

■■ Blutende Verletzungen (mit anschließender Versor- 
gung) 

— Akuter sexueller Missbrauch (dazu zählen Miss¬ 
brauchshandlungen innerhalb der letzten 72 Stunden) 

18 . 3.3 Untersuchung unter Narkose? 


Die übliche Untersuchung eines präpubertären Kindes bei 
Verdacht auf sexuellen Missbrauch erfolgt rein manuell, 
ohne Instrumente und ohne Narkose. Die Untersuchung 
kann bei kleinen Kindern auch auf dem Schoß einer Be¬ 
gleitperson stattfinden. 

Durch Traktion und Separation der Schamlippen er¬ 
folgt eine Aufsicht auf das Hymen. Eine bessere Sichtbar¬ 
keit des rückenwärts gelegenen Hymenalsaumes in der 
Knie-Brust-Lage ist nur bei Kooperation des Kindes mög¬ 
lich. Es sollte auf die Art der vermuteten Missbrauchs- 
handlungen geachtet werden. 

Die Verwendung eines Kolposkopes (idealerweise mit 
Fotoaufsatz) ist wünschenswert. 

Eine Narkose ist nur beim Vorhegen einer blutenden 
Verletzung indiziert, damit nach der Untersuchung direkt 
eine chirurgische Versorgung erfolgen kann. Die Durch¬ 
führung einer genitalen Untersuchung ohne Hinweise auf 
eine Verletzung in Narkose ist schon allein aufgrund des 
allgemeinen Narkoserisikos nicht gerechtfertigt. Hinzu 
kommen Aspekte wie ein Kontrollverlust des Kindes und 
ein fehlender Einfluss des Kindes auf die Untersuchung. 
Auch beim Vorhegen eines Fremdkörpers hinter dem Hy¬ 
men (ein Befund, der unspezifisch in Bezug auf sexuellen 
Missbrauch ist) kann eine Sedierung erforderlich sein. 


Eine eventuelle anale Dilatation unter Narkose kann für 
sich genommen nicht als Missbrauchszeichen gewertet 
werden, sondern das Kind ist für eine weitere diesbezüg¬ 
liche Differenzierung ohne Narkose nach zu untersuchen. 

18.4 Anogenitale Befunde 
18 . 4.1 Normalbefunde 


Bei Mädchen wird hierbei zumeist auf die Konfiguration 

des Hymens Bezug genommen. Diesbezüglich sind fol¬ 
gende Punkte wichtig: 

™ Jedes Mädchen hat ein Hymen. Ausnahmen gibt es 
nur bei komplexen anogenitalen Fehlbildungen. 

— Die Hymenkonfiguration ist unterschiedlich. Die 
häufigsten Formen sind anulär, semilunar, wulstig 
oder fimbrienförmig, wobei das Aussehen des Hy¬ 
mens wesentlich durch den Östrogeneinfluss be¬ 
stimmt wird. Ohne Östrogeneinfluss (präpubertäre 
hormonelle Ruhephase) ist das Hymen zumeist 
semilunar (halbmondförmig). Bei Neugeborenen 
und Säuglingen dominiert das anuläre, d. h. zirku¬ 
läre Hymen, wobei es aufgrund des persistierenden 
mütterlichen Östrogeneinflusses auch wulstig oder 
fimbrienförmig imponieren kann. Mit Einsetzen der 
Pubertät (und dem damit einhergehenden Östrogen¬ 
einfluss) wandelt sich das Hymen wiederum. 

™ Seltenere Hymenalformen sind: kragenförmig, sep- 
tiert, mikroperforiert, imperforiert (Hymenalatresie). 

— Die Konfiguration des Hymens variiert darüber hin¬ 
aus mit dem Alter, der Körperkonstitution, der An¬ 
spannung der Muskulatur bei der Untersuchung. 

18 . 4.2 Entstehung von anogenitalen 

Befunden bei sexuellem Missbrauch 


Aufgrund des großen Spektrums möglicher missbräuch¬ 
licher Handlungsszenarien sind nur in den wenigsten Fäl¬ 
len überhaupt körperliche Befunde zu erwarten. Die zeitli¬ 
che Verzögerung zwischen Missbrauch und Untersuchung 
ist eine weitere Ursache für einen unauffälligen Untersu¬ 
chungsbefund. Leichtere Verletzungen wie oberflächliche 
Schleimhautabschürfungen durch Manipulation in/an der 
Vagina heilen innerhalb weniger Tage vollständig und fol¬ 
genlos ab. 

Q Es gilt: Ein unauffälliger Untersuchungsbefund 
schließt einen sexuellen Missbrauch keinesfalls 
aus. Es kommt entscheidend darauf an, welche 
Handlungen wann und wie oft durchgeführt 
worden sein sollen. 
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Aus Verlaufsstudien ist mittlerweile bekannt, dass auch 
Einrisse des Hymenalsaumes im Laufe der Zeit vollständig 
abheilen können. Auch bei Vorliegen eines beweisenden 
Befundes wie einer Schwangerschaft wurden völlig unauf¬ 
fällige Hymen beschrieben. 

18.4.3 Penisverletzungen 


Penisverletzungen durch Missbrauchshandlungen sind 
noch seltener als Hymenverletzungen. Zu denken wäre 
an Bissspuren oder Petechien nach Saugen am Pe¬ 
nis. Liegt ein akuter Übergriff vor, ist an die Sicherung 
von DNA-Spuren (Speichelantragungen!) zu denken 
(► Abschn. 18.5.2). 

18.4.4 Anale Verletzungen 


Da der Analring ausgesprochen dehnbar ist, muss eine Pe¬ 
netration keine Verletzungen hinterlassen. Dazu kommt, 
dass die Verwendung von Kondomen/Gleitmitteln vor¬ 
hegen kann und aufgrund der Manipulation des Kindes 
durch den Täter (z. B. durch Drohungen) sich das Kind 
nicht wehrt, sondern »kooperiert«. 

Oberflächliche Schleimhautverletzungen, teilweise 
radial ausgerichtet wie die Pältelung, können auch durch 
harten Stuhl, Infektionen oder andere Reizungen ausge¬ 
löst werden. Ihr Be weis wert ergibt sich damit nur aus den 
Umständen (z. B. im Zusammenhang mit dem Bericht 
eines Kindes oder dem Nachweis von Sperma in den ana¬ 
len Abstrichen). 

Bei massiven analen Verletzungen bis zum Sphinkter 
oder darüber hinaus besteht der zwingende Verdacht auf 
eine Penetrationsverletzung, die einer Erklärung bedarf. 
Wird ein Unfall angegeben, so muss auch hier (wie bei 
Vaginalverletzungen) eine Plausibilitätsprüfung vorge¬ 
nommen werden. 

18.4.5 Beweisende Befunde für einen 
sexuellen Missbrauch 


Beweisend ist bzw. sind: 

— Vorliegen einer Schwangerschaft 
Spermanachweis in Abstrichen, auf Kleidungsstücken 
oder Bettwäsche 

™ Penetrationsverletzungen mit Einrissen des Hymens 
oder der Vaginalwand (diese hegen - bei Missbrauch 
in Rückenlage - typischerweise zwischen 5 Uhr und 
7 Uhr) 

— HlV-Infektion (bei Ausschluss anderer Übertra¬ 
gungswege) 


— Syphilis (bei Ausschluss einer perinatalen Infektion) 

— Gonorrhoe (bei Ausschluss einer perinatalen 
Infektion) 

Bei anderen sexuell übertragbaren Infektionen (Vorliegen 
von Trichomonas vaginalis > 1. Lebensjahr und Chlamy¬ 
dia trachomatis > 3. Lebensjahr) spielt das Alter bei der 
Infektionsdiagnose eine Rolle. 

Wird bei einem Mädchen eine Schwangerschaft in¬ 
folge eines Missbrauchs festgestellt (oder besteht der Ver¬ 
dacht darauf), wird nachvollziehbarerweise über einen 
Schwangerschaftsabbruch nachgedacht werden. Wird 
dieser durchgeführt, so muss das Abortmaterial gesichert 
werden, da auch daraus eine Vaterschaftsfeststellung und 
somit ein Missbrauchsbeweis gewonnen werden kann. 
Dazu sollte das Material nicht formalinfixiert, sondern 
tiefgefroren werden. Details dazu sollte man ggf. mit dem 
untersuchenden Labor absprechen. 

Akute Verletzungen am Hymen oder Anus erfordern 
dringend eine Erklärung. Dabei gilt es, eine Plausibilitäts- 
prüfung vorzunehmen. So ist z. B. die Präge zu stellen, ob 
ein geschildertes (Unfall-)Ereignis die Verletzung erklären 
kann. Ein Sturz auf das Genitale ohne Penetrationskom¬ 
ponente (z. B. auf einen Schwebebalken o. Ä.) kann nicht 
zu einer isolierten Hymenalverletzung führen, wohl aber 
zu einem Hämatom einer Labie und einem Einriss, der 
sich (gering) in die Vagina fortsetzen kann. 

Q Es empfiehlt sich generell, derartige Überlegun¬ 
gen nicht allein anzustellen, sondern in einem 
(erfahrenen) Team vorzunehmen (z. B. in einer 
Kinderschutzgruppe) oder konsiliarisch erfahre¬ 
ne Personen hinzuzuziehen (z. B. aus der Rechts¬ 
medizin, Pädiatrie oder Kindergynäkologie). 

Nicht beweisend für einen sexuellen Missbrauch, aber 
häufig fälschlich so angesehen sind: 

— Vorliegen von Condylomata acuminata 

— Anogenitale Herpes-simplex-Infektionen 

™ Anale Dilatation bei Spreizen des Analringes (ins¬ 
besondere wenn Stuhl in der Ampulle ist, handelt es 
sich um einen Normalbefund!) 

— Vermeintliche Erweiterungen des Vaginaleinganges 
oder der Hymenalöffnung 

18.5 Rechtsmedizinische Aspekte 


Ein wesentlicher Aspekt einer körperlichen Untersu¬ 
chung bei Missbrauchsverdacht ist die Gerichtsverwert- 
barkeit der erhobenen Befunde und der Befunddoku¬ 
mentation. 
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18.5.1 Dokumentation 


Die ärztliche Dokumentation muss so erfolgen, dass auch 
noch nach Monaten oder Jahren die Befunde nachvollzo¬ 
gen werden können. Wird ein Attest ausgestellt, so müssen 
folgende Aspekte berücksichtigt werden: 

™ Lesbarkeit der Befunde: Bei zunehmender elektroni¬ 
scher Dokumentation spielt dies weniger eine Rolle. 
Zu achten ist allerdings auf die Verwendung von 
Abkürzungen, die bei einem Attest oder Gutachten 
zur sicheren Verständlichkeit aufgelöst werden müs¬ 
sen (mögliche Auflösungen der Abkürzung HI: Hin¬ 
terwandinfarkt, Herzinsuffizienz, Harnwegsinfekt, 
Hämophilus influenza etc.). 

— Wer hat wann einen Befund erhoben/eine Beobach¬ 
tung gemacht? 

Beispiel 

In einem Fall einer letztlich tödlichen Kindesmisshandlung 
wurden die Behandlungsunterlagen der Intensivstation im 
Rahmen der Hauptverhandlung eingesehen. In der »Kur¬ 
ve« fand sich ein ausführlicher Bericht, was der nunmehr 
Angeklagte zur Ursache der Verletzungen gegenüber dem 
Personal geäußert hatte. Da sich diese Angaben deutlich 
von anderen Äußerungen unterschieden, war es nun drin¬ 
gend erforderlich, den Arzt/die Ärztin zu hören und dazu 
zu befragen. Dies entspricht dem Mündlichkeitsprinzip 
eines Strafverfahrens. Es war, trotz des Ladens von insge¬ 
samt vier Ärzten, nicht zu eruieren, wer den Vermerk ge¬ 
schrieben hatte. Damit konnte der Inhalt dieses Vermerkes 
im Strafverfahren nicht berücksichtigt werden. 

In einem Attest/Gutachten: Wann wurde der Befund 
erhoben, wann wurde das Attest erstellt? Hilfreich 
ist die Angabe zu welchem Zweck das Attest erbeten 
wurde. 

— Trennung von Anamnese und Befund: Eindeuti¬ 
ge Kennzeichnung der Schilderung der Patientin/ 
des Patienten und der Rückschlüsse der Ärztin/des 
Arztes, z. B. »Patient/Patientin sagte: ...«. Damit ist 
eindeutig, dass alles Folgende von der Patientin/dem 
Patienten stammt. 

— Bei (spontanen) Aussagen eines Kindes zum Miss¬ 
brauch möglichst wortgetreue Dokumentation. Keine 
Befragung durch Personen, die nicht in suggestions¬ 
armer Befragung geschult sind (vergleiche hierzu 
auch ► Kap. 19 »Gesprächsführung und Aussage«). 

— Wenn der Untersucherin/dem Untersucher eine 
Interpretation der erhobenen Befunde nicht möglich 
ist, kann diese ausgelassen werden. Umso wichtiger 
ist in diesen Fällen eine nachvollziehbare und detail¬ 
reiche Befunddokumentation. 


Beispielhafter Aufbau eines Attestes 

Attest zur Vorlage bei der Polizei 

Patientin: Erika Mustermann, geb. XX .XX .XXXX 
erschien am XX .XX .XXXX (ggf. auch Uhrzeit) zur 
Untersuchung durch Frau Dr. XXXXX 
Anamnese: Die Patientin gab an ... 

Befund:... 

Interpretation:... 

Eine Befundinterpretation ist mir aufgrund man¬ 
gelnder Erfahrung nicht möglich. 

Oder: Die Befunde sind mit der Schilderung der 
Patientin vereinbar. 


Neben einer schriftlichen Dokumentation sollte bei Ver¬ 
letzungsbefunden eine fotografische Dokumentation er¬ 
folgen. Die Zustimmung des Kindes/Jugendlichen oder 
seiner/ihrer Eltern ist dazu erforderlich. Die fotografische 
Dokumentation eines unauffälligen Genitalbefundes soll¬ 
te unterbleiben, da das Fotografieren des Genitales als 
besonders belastend erlebt wird. 

Folgende Vorgaben sind bei der fotografischen Doku¬ 
mentation zu beachten: 

— Keine Polaroid-Bilder! Digitale Fotografie ist zulässig. 

— Immer erst eine Übersicht, dann Detailaufnahmen. 

— Maßstab nicht vergessen. 

™ Sichere Speicherung und eindeutige Zuordnung di¬ 
gitaler Bilder. Möglichst keine Ausdrucke bzw. nicht 
nur die Ausdrucke aufbewahren. 

™ Dokumentation, wann, wo und von wem die Bilder 
angefertigt wurden. 

18.5.2 Sicherung DNA-haltigen 
Spurenmaterials 


Die Spurensicherung erfolgt mit DNA-freien Wattestiel¬ 
tupfern. Sinnvoll ist sie nur dann, wenn es sich um einen 
akuten Missbrauch handelt (innerhalb von 72 Stunden). 
Spätere positive Befunde sind in der Regel nur auf Klei¬ 
dung oder Bettwäsche o. Ä. zu erwarten. 

Bei der Abstrichentnahme müssen Handschuhe und 
Mundschutz getragen werden, um eine Kontamination zu 
vermeiden. Bei präpubertären Kindern ist bei der geni¬ 
talen Abstrichentnahme ein feuchter Wattestieltupfer zu 
verwenden (Anfeuchten mit Leitungswasser genügt). 

Bei Vulvaabstrichen werden zuerst die Schamlippen 
abgerieben. Sind Antragungen erkennbar, sollten die¬ 
se gezielt abgerieben werden. Zu kräftiges Reiben führt 
dazu, dass ausschließlich kindliche DNA erfasst wird, was 
bei der anschließenden forensisch-molekulargenetischen 
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Untersuchung durch massive Überlagerung eventuell vor¬ 
handener Täter-DNA zu großen Schwierigkeiten führen 
kann. Empfohlen wird ein kräftiges Rollen über die Haut 
bzw. Schleimhaut. Bei präpubertären Kindern erfolgt eine 
Entnahme ausschließlich vor dem Hymen (es sei denn, 
das Kind ist sediert/narkotisiert), da das Hymen in diesem 
Alter ausgesprochen schmerzempfindhch ist. 

Penisabstriche sind ebenfalls nur dann Erfolg ver¬ 
sprechend, wenn eine Missbrauchshandlung nicht lange 
zurückliegt und keine Reinigung stattgefunden hat. Sie 
erfolgt durch Abreiben des Penis wie oben beschrieben. 

Anale Abstriche erfolgen ebenfalls mit feuchten Wat¬ 
testieltupfern, erst äußerlich und dann am Beginn des 
Analkanales. 

Abstriche von der Körperhaut können nach Bissen 
oder Lecken notwendig und Erfolg versprechend sein (Si¬ 
cherung des Speichels des Täter/der Täterin). Das Abrol¬ 
len der Haut erfolgt ebenfalls mit einem angefeuchteten 
Wattestieltupfer. 

Werden Abstriche für forensisch-molekulargenetische 
Untersuchungen genommen, so muss auch zum Zwecke 
des Abgleichs DNA-haltiges Material vom Kind/Jugend- 
lichen gewonnen werden (Referenzabstrich). Dies erfolgt 
mittels trockenem Wattestieltupfer durch einen Mund¬ 
schleimhautabstrich. 

Entscheidend für die Lagerung des sichergestellten 
Materials ist das kontaminationsfreie Trocknen der ent¬ 
nommenen Abstriche, die mit Namen, Entnahmedatum 
und Entnahmelokalisation beschriftet sein müssen. Bei 
feuchter Lagerung wird die DNA zerstört. Getrocknet und 
fest verschlossen ist eine zeitlich unbegrenzte Lagerung 
möglich. Damit an der Manipulationsfreiheit kein Zweifel 
aufkommt, muss die Lagerung in einem verschlossenen 
Aufbewahrungsort erfolgen. Es empfehlen sich Abspra¬ 
chen mit einem lokalen rechtsmedizinischen Institut, da 
diese umfangreiche Erfahrung mit der justiziablen Asser- 
vierung von Spurenmaterial haben. 

Sicherung und Asservierung sonstiger Spuren wie 
Blut- oder Urinproben für toxikologische Untersuchun¬ 
gen sind in Fällen von sexuellem Kindesmissbrauch eine 
absolute Ausnahme. Hierzu empfiehlt sich im akuten Fall 
eine Kontaktaufnahme mit dem untersuchenden Labor 
bzw. der lokalen Rechtsmedizin. 

Finden sich Fremdmaterialien (z. B. Haare) am Kör¬ 
per, sind diese einzeln in Röhrchen oder Pergamenttüt¬ 
chen zu sichern, die mit Namen, Entnahmedatum und 
Entnahmelokalisation beschriftet sein müssen. 
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19.1 Wem, wann und wie vertrauen sich 
sexuell missbrauchte Kinder an? 


Es wird vielfach davon ausgegangen, dass Kinder über se¬ 
xuellen Missbrauch von sich aus gar nicht oder allenfalls 
in Andeutungen berichten, Missbrauchserfahrungen bei 
Befragen verneinen und einmal gemachte Aussagen oft 
wieder zurücknehmen oder sehr wechselhafte Angaben 
machen. Aber stimmt das wirklich? 

Mehrere - allerdings ausschließlich internationale - 
Studien haben sich mit dieser Frage beschäftigt (zusam¬ 
menfassend London et al. 2005, 2008; Pipe et al. 2007). 
Die nachfolgenden Angaben beziehen sich auf diese Stu¬ 
dien. Die Informationen stammen dabei aus zwei Quellen, 
nämlich 

a. den Angaben von in der Kindheit sexuell miss¬ 
brauchten Erwachsenen über ihr Aussageverhalten 
und 

b. Auswertungen von Fällen mit Kindern, in denen ein 
Missbrauchsverdacht geprüft wird. 

■ Verschweigen 

Tatsächlich gibt der größere Teil der befragten Erwachse¬ 
nen an (etwa 55-70%), in ihrer Kindheit mit niemandem 
über den sexuellen Missbrauch gesprochen zu haben. Man 
muss also davon ausgehen, dass viele Kinder nicht oder 
erst mit sehr großer Verzögerung über einen sexuellen 
Missbrauch berichten. 

Zu beachten ist allerdings, dass es sich bei diesen, überwiegend in 
den USA erhobenen Daten nicht um fixe Prozentzahlen handelt. Die 
Angaben der heutigen Erwachsenen müssen nicht dem Aussagever¬ 
halten der heutigen Kinder entsprechen. Ein veränderter Umgang 
mit den Themen »Sexualität« und »sexueller Missbrauch« kann be¬ 
wirkt haben, dass sich heute mehr sexuell missbrauchte Kinder mit- 
teilen als das beispielsweise vor 30 Jahren der Fall gewesen sein mag. 

■ Leugnen 

Der Fakt, dass sexueller Missbrauch von vielen Kindern 
verschwiegen wird, bedeutet nicht, dass Kindern, denen 
man im Hinblick auf einen möglichen Missbrauch Ge¬ 
sprächsangebote macht, einen solchen abstreiten. Vorhan¬ 
dene Informationen sprechen dafür, dass ein Teil der miss¬ 
brauchten Kinder im Rahmen solcher Gespräche einen 
sexuellen Missbrauch berichtet. Viele sexuell missbrauch¬ 
te Kinder haben aber nie einen Ansprechpartner gehabt. 

■ Aussagerücknahmen 

Widerrufe einmal gemachter Aussagen erfolgen eher sel¬ 
ten. Am ehesten ist mit Rücknahmen zu rechnen, wenn 
Kinder beispielsweise wegen einer bereits durchgeführten 
oder vorgesehenen Herausnahme aus der Familie unter 


Druck stehen, aber auch in diesen Fällen kommt es nur in 

einer Minderheit der Fälle zu Aussagerücknahmen. 

■ Mögliche Umstände, die Einfluss auf die 
Wahrscheinlichkeit des Verschweigens eines 
sexuellen Missbrauchs haben 

— Geschlecht: Jungen scheinen seltener über sexuelle 
Missbrauchserfahrungen zu berichten als Mädchen. 

— Beziehung zum Täter: Die Vermutung, dass infra¬ 
familiärer Missbrauch seltener oder später mitgeteilt 
wird als extra-familiärer Missbrauch, findet nicht 
durchgängig Bestätigung; mehrere Studien erbrach¬ 
ten jedoch Ergebnisse, die in diese Richtung gehen. 

— Schwere des Missbrauchs: Untersuchungen zeigen 
nicht durchgehend, dass schwere Formen sexuellen 
Missbrauchs seltener oder später berichtet werden als 
leichte Formen. 

— Bedrohung: Auch zu der Frage, ob Drohungen des 
Täters zu einem häufigeren Verschweigen von se¬ 
xuellem Missbrauch führen, ist die Befundlage nicht 
eindeutig. 

™ Alter bei der Tat: Vorliegende Untersuchungen zei¬ 
gen überwiegend, dass jüngere Kinder (bis etwa 5 
oder 6 Jahre) seltener Angaben machen als ältere 
Kinder. Allerdings ist in dieser Altersgruppe die Zahl 
der Fälle besonders hoch, die später zweifelhaft er¬ 
scheinen. Das häufigere Schweigen junger Kinder ist 
insofern in Wirklichkeit vielleicht auf eine größere 
Zahl von reinen Verdachtsfällen zurückzuführen, bei 
denen aber gar kein Missbrauch passiert ist. 

Elterliche Unterstützung: Verschiedene Untersu¬ 
chungen zeigen, dass mangelnde elterliche Unterstüt¬ 
zung dazu beiträgt, dass ein Kind nicht über einen 
sexuellen Missbrauch berichtet. Hershkowitz et al. 
(2007) fanden beispielsweise, dass Kinder von Eltern, 
die nach ihrer Selbsteinschätzung auf Stress besonnen 
reagieren, häufiger von sich aus über einen Miss¬ 
brauch berichteten als Kinder von Eltern, die sich 
nach ihrer Selbsteinschätzung bei Stress besonders 
besorgt verhalten. 

Folgende Gründe werden von Kindern und Jugendlichen 

genannt, warum sie zunächst nicht über den Missbrauch 

gesprochen haben (Schaeffer et al. 2011): 

a. Drohungen des Täters (geschlagen zu werden, aus der 
Familie genommen zu werden etc.) 

b. Ängste (z. B. dass die Eltern böse oder traurig wer¬ 
den) 

c. Mangel an Gelegenheit 

d. Fehlendes Verständnis 

e. Beziehung zum Täter 
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■ Unterschiedliche Verläufe bei der Mitteilung von 
sexuellem Missbrauch 

Die Mitteilung eines sexuellen Missbrauchs verläuft natür¬ 
lich individuell unterschiedlich, es lassen sich aber auch 
hinsichtlich Initiative und Zeitpunkt der Mitteilung prin¬ 
zipielle Verläufe unterscheiden: 

— Zeitpunkt der Mitteilung: Unter denjenigen Kin¬ 
dern, die über den sexuellen Missbrauch sprechen, 
lassen sich grob zwei Gruppen unterscheiden: Eine 
Gruppe berichtet relativ zeitnah, die andere erst nach 
sehr langer Zeit. 

Absichtliche vs. unabsichtliche Mitteilungen: Wäh¬ 
rend manche Kinder sich von sich aus entscheiden, 
jemandem von dem Missbrauch zu berichten, kommt 
es bei anderen Kindern eigentlich unbeabsichtigt zu 
einer Mitteilung, beispielsweise weil ein Foto gefun¬ 
den wurde oder weil aufgrund eines Verdachts ein 
Gespräch mit einem Kind geführt wurde. 

Nimmt man diese Informationen zusammen, lassen sich 
drei Gruppen von Situationen differenzieren, in denen 
Kinder über sexuellen Missbrauch berichten (vgl. Hersh- 
kowitz et al. 2007; Schaeffer et al. 2011): 

1. Kinder wenden sich von sich an jemanden; Auslöser 
sind internale Stimuli (Ärger, Angst, Wunsch, den 
Missbrauch zu beenden u. Ä.). 

2. Es gibt einen äußeren Anstoß (z. B. ein anderes Kind 
hatte über einen sexuellen Missbrauch durch densel¬ 
ben oder einen anderen Täter gesprochen, das Kind 
wurde gefragt). 

3. Es liegt ein Nachweis des sexuellen Missbrauchs vor 

(objektive Spuren, Videoaufnahme, Zeuge, der den 
Missbrauch beobachtet hat u. Ä.). 

Die Kinder, die spontan von sich aus über den sexuellen 
Missbrauch berichten, stellen eine relativ große Gruppe 
dar. Der Anteil der Kinder, die spontan berichten, ist al¬ 
lerdings deutlich kleiner, wenn es sich bei dem Täter um 
ein Familienmitglied und/oder um schwerwiegende und/ 
oder wiederholte Taten handelt, als wenn es um weniger 
gravierende bzw. einmalige und/oder von nicht verwand¬ 
ten Tätern begangene Delikte geht. 

In Untersuchungen von Hershkowitz et al. (2007) und 
Schaeffer et al. (2011) wurde erfasst, mit wem Kinder zu¬ 
erst über einen Missbrauch gesprochen hatten. Während 
jüngere Kinder (< 10 Jahre) überwiegend zuerst mit einem 
Erwachsenen über die Missbrauchserfahrung sprechen, 
wenden sich ältere Kinder und Jugendliche oftmals als 
Erstes an einen gleichaltrigen Freund oder Freundin. Bei 
den erwachsenen Ansprechpartnern steht die Mutter an 
erster Stelle. Ist der Täter ein Familienmitglied, wird El¬ 
tern seltener als Erstes berichtet als bei einem fremden Tä¬ 
ter. Nicht verwandte Erwachsene werden insgesamt relativ 


selten als Erstes angesprochen; unter den nicht verwand¬ 
ten Ansprechpartnern stellen Lehrer oder anderes Schul¬ 
personal die größte Gruppe dar. Nicht selten geschieht 
das, nachdem das Kind bereits einen Gleichaltrigen oder 
eine Gleichaltrige angesprochen und diese/r geraten hat, 
das Ganze dem Lehrer vorzutragen. 

19.2 Gesprächskonstellationen 


Aus dem bisher Referierten ergibt sich, dass zwei ganz 
unterschiedliche Gesprächskonstellationen zu unterschei¬ 
den sind, in denen es zu Gesprächen über sexuelle Miss¬ 
brauchserfahrungen mit Kindern kommen kann, nämlich: 

1. Ungeplante Gespräche (Spontane Angaben des 
Kindes): Hier wenden sich Kinder an einen Erwach¬ 
senen. 

2. Geplante Gespräche (Befragungen): Es werden Be¬ 
fragungen durchgeführt, um einen Missbrauchsver¬ 
dacht abzuklären. 

Da für den erwachsene Gesprächspartner in diesen beiden 
Situationen ganz unterschiedliche Voraussetzungen vor¬ 
liegen, werden im Folgenden Hinweise für die Gesprächs¬ 
führung gegeben, die diese unterschiedlichen Konstellati¬ 
onen berücksichtigen. 

19.2.1 Ungeplante Gespräche (spontane 
Angaben des Kindes) 

Grundsätzliches 

Bei dieser Konstellation kommt das Kind bereits mit der 
Absicht, etwas mitzuteilen. Die Hauptaufgabe des Er¬ 
wachsenen besteht darin, diese Absicht zu unterstützen 
und dem Kind den Raum zu geben, über seine Erfahrun¬ 
gen zu berichten. 

Wenn das Kind sich an Sie wendet, hält es Sie für einen 
geeigneten Ansprechpartner - oder zumindest für den ge¬ 
eignetsten, den es kennt. Seien Sie also der Ansprechpart¬ 
ner für das Kind. Es gibt keinen Grund, ein Kind sofort zu 
einer Spezialstelle für sexuell missbrauchte Kinder zu schi¬ 
cken. Sie überstellen Kinder, die sich mit anderem Kum¬ 
mer an Sie wenden, ja auch nicht sofort zu Spezialstellen. 

Zeitpunkt des Gesprächs 

Am besten ist es, sofort ein Gespräch zu führen, wenn man 
von dem Kind angesprochen wird, sofern die zeitlichen 
und räumlichen Bedingungen dies irgendwie erlauben. 
Allerdings ist es auch ungünstig, ein angefangenes Ge¬ 
spräch nach wenigen Minuten zu unterbrechen, weil man 
zwingend etwas anderes erledigen muss. Falls ein soforti¬ 
ges Gespräch also gar nicht möglich ist, sollte man dem 
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Kind erklären, dass man zunächst noch unaufschiebbare 
Dinge erledigen muss, aber bereits ein Gespräch für einen 
späteren Zeitpunkt am selben Tag vereinbaren. Verschie¬ 
ben Sie das Gespräch nicht auf den nächsten Tag; vielleicht 
hat das Kind am nächsten Tag nicht mehr so viel Mut wie 
an diesem. 

Aktives Zuhören 

Q Bei dieser Konstellation besteht die Hauptaufga¬ 
be des Erwachsenen darin, aktiv zuzuhören. 

Wenn ein Kind zu Ihnen kommt und zu verstehen gibt, 
dass etwas passiert ist, bitten Sie das Kind zu berichten, 
was geschehen ist. Hören Sie zu und lassen Sie das Kind 
sprechen. Unterbrechen Sie das Kind nicht durch Fragen, 
nachfragen können Sie ggf. auch noch später. Wenn das 
Kind aufhört zu berichten, fragen Sie nach, ob noch mehr 
passiert ist. 

Allgemeine Nachfragen, ob noch mehr passiert ist 
oder ob das Kind noch mehr dazu erzählen möchte sind 
hilfreich, weil Sie dem Kind dadurch signalisieren, dass es 
Ihnen alles erzählen kann. 

Wenn das Kind detailliert berichten möchte, geben Sie 
ihm den Raum dazu. Falls das Kind längere Ausführungen 
macht, können Sie durch gelegentliches Nicken oder ein 
unterstützendes »Mhm« verdeutlichen, dass Sie gut zuhö¬ 
ren und verstehen, was das Kind sagt. 

Wie detailliert das Kind berichtet, kann es in dieser 
Situation aber selbst entscheiden. Anders als Ermittlungs¬ 
behörden brauchen Mitglieder pädagogischer oder Heil¬ 
berufe in der Regel keine detaillierten Informationen über 
Häufigkeiten und genaue Abläufe von Handlungen zu er¬ 
heben. Es gibt deswegen keine Notwendigkeit, detailliert 
zu einzelnen sexuellen Handlungen nachzufragen. 

Sie sollten aber in Erfahrung bringen, ob es sich um 
Vorfälle in der Vergangenheit handelt oder ob aktuell 
noch die Gefahr von Missbrauchshandlungen gegeben ist, 
weil dies für das weitere Vorgehen von Bedeutung ist. 

Freundlich-zugewandte, aber neutrale Haltung: Das 
Kind braucht das Gefühl, dass es richtig ist, über die Erleb¬ 
nisse zu sprechen. Das gelingt am besten, wenn das Kind 
Raum hat, die Dinge so zu berichten, wie sie geschehen 
sind und wie es sie subjektiv empfunden hat. Kommen 
Emotionen oder Wertungen des Erwachsenen ins Spiel, 
kann sich das unter Umständen negativ aus wirken. 

Eine große emotionale Betroffenheit des Erwachsenen 
wird für die meisten Kinder nicht unterstützend wirken, 
weil dieser Erwachsene dann nicht stabil genug erscheint, 
Hilfe zu bieten. In vielen Fällen kann das sogar dazu füh¬ 
ren, dass Kinder weniger oder gar nichts mehr berichten, 
weil sie auf die emotionale Verfassung des Erwachsenen 
Rücksicht nehmen. 


Auch von dem Befragenden eingeb rächte wertende 
Äußerungen über die Handlungen oder den Täter können 
sich hinderlich auswirken, da sie sich möglicherweise mit 
den Wertungen des Kindes nicht decken. 

Äußerungen, die Verständnis für das Empfinden 
des Kindes signalisieren, wirken dagegen unterstützend. 
Wenn das Kind beispielsweise angibt, dass es die Hand¬ 
lungen als sehr unangenehm empfunden hat, können Sie 
sagen, dass Sie das gut verstehen können. Sie bringen da¬ 
mit zum Ausdruck, dass Sie das Kind verstehen, ohne dass 
es sich mit Ihren Vorgaben oder Wertungen auseinander¬ 
setzen muss. 

Bleiben Sie auch bei der freundlich-unterstützenden, 
aber neutralen Haltung, wenn das Kind weint, in der Sie in 
der eben beschriebenen Weise Verständnis für das Emp¬ 
finden des Kindes äußern und beispielsweise gleichzeitig 
ein Taschentuch reichen. Seien Sie zurückhaltend mit der 
Aufnahme von Körperkontakt. Eine große körperliche 
Nähe erschwert es manchmal, über intime Dinge zu be¬ 
richten. 

Keine falschen Versprechungen 

Seien Sie im Gespräch ehrlich und stellen Sie nichts in 
Aussicht, was Sie nicht halten können. 

Wenn ein Kind Sie vorab zur Verschwiegenheit ver¬ 
pflichten will, erklären Sie, dass Sie das nicht sicher Zu¬ 
sagen können. In aller Regel wird sich ein Kind dadurch 
nicht abhalten lassen, Ihnen etwas zu berichten, wenn es 
schon bis zu diesem Punkt gekommen ist. Wenn Sie dage¬ 
gen später Ihr Versprechen nicht einhalten können, könn¬ 
te dies einen Vertrauensbruch für das Kind darstellen und 
es möglicherweise in dem Gefühl bestärken, dass man sich 
auf niemanden verlassen kann. 

Machen Sie keine übereilten Angaben dazu, was Sie 
als nächstes tun werden oder was als nächstes passieren 
wird. Das werden Sie nicht auf der Stelle entscheiden kön¬ 
nen und die meisten Kinder werden auch Verständnis 
dafür haben, dass man über die nächste Schritte einmal 
nachdenken bzw. mit jemand anderem sprechen muss. 

Mögliche Fehler im Verhalten des 
Befragenden 

Die Gefahr, etwas falsch zu machen, ist bei dieser Konstel¬ 
lation eigentlich gar nicht so groß. Die größte Gefahr be¬ 
steht darin, dass man das Kind in seiner Absicht, etwas zu 
berichten, nicht unterstützt, sondern durch zu viele Fra¬ 
gen oder Kommentare kaum zu Wort kommen lässt oder 
durch eigene emotionale Betroffenheit oder inadäquate 
wertende Äußerungen zum Schweigen bringt. 

Möglichkeit falscher Angaben 

Wendet sich ein Kind von sich aus mit der Mitteilung 
eines sexuellen Missbrauchs an einen Erwachsenen, ist 
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die Wahrscheinlichkeit, dass es sich um falsche Beschul¬ 
digungen handelt, im Allgemeinen klein. Je jünger das 
Kind ist, desto unwahrscheinlicher ist es, dass es sich um 
eine absichtliche Falschbezichtigung handeln könnte. Bei 
älteren Kindern bzw. Jugendlichen kommen falsche Be¬ 
schuldigungen schon mal vor. Es ist allerdings gar nicht 
so leicht, eine komplexe, in sich stimmige Aussage ohne 
eigene Erlebnisgrundlage zu erfinden. Erfundene Darstel¬ 
lungen sind deswegen oft sehr vage, stereotyp und ihnen 
mangelt es an interner Konsistenz. Wenn Sie bedeutsame 
Unstimmigkeiten in der Aussage fest stellen, können Sie 
ohne Vorwurfshaltung nachfragen, indem Sie daraufhin¬ 
weisen, dass Sie es einmal so und einmal so verstanden ha¬ 
ben und es gerne noch einmal erklärt haben möchten, um 
das Kind nicht falsch zu verstehen. Bei einer tatsächlichen 
Erlebnisgrundlage sind Unstimmigkeiten off nur entstan¬ 
den, weil Dinge unvollständig oder missverständlich dar¬ 
gestellt wurden und können aufgeklärt werden. Handelt 
es sich um eine Falschbeschuldigung, bleiben Widersprü¬ 
che häufig bestehen oder werden nicht in plausibler Weise 
aufgelöst. 

Es gibt keine Veranlassung, spontanen Äußerungen 
eines Kindes über sexuelle Missbrauchserfahrungen mit 
besonders großer Skepsis zu begegnen. Bei gravierenden 
Aussageunstimmigkeiten ist eine kritische Reflexion des 
Wahrheitsgehalts aber angemessen. Für ein Kind, das ein¬ 
mal eine Falschbezichtigung erhoben hat, ist es in keinem 
Fall förderlich, sich weiter in eine falsche Aussage zu ver¬ 
stricken. Wesentlich besser ist es, wenn ein solcher Prozess 
schnell gestoppt wird. 

19.2.2 Geplante Gespräche (Befragungen) 


Hier handelt es sich um Befragungen, die zustande kom¬ 
men, um einen Missbrauchsverdacht abzuklären. Anders 
als in der vorherigen Konstellation, in der das Kind von 
sich aus einen sexuellen Missbrauch thematisiert, wird 
hier das Thema »sexueller Missbrauch« an das Kind he¬ 
rangetragen. Somit hegen andere Rahmenbedingungen 
mit anderen potenziellen Fehlerquellen vor. Die Haupt¬ 
gefahr bei dieser Konstellation liegt darin, dass die The¬ 
matik fälschlicherweise an das Kind herangetragen wird, 
also das Kind gar keinen sexuellen Missbrauch erlebt hat. 
Suggestive Befragungen können dazu führen, dass das 
Kind schließlich über einen Missbrauch berichtet, den es 
nicht erlebt hat und am Ende eventuell sogar selbst davon 
überzeugt ist. Um diese Problematik nachvollziehen zu 
können, wird im Folgenden etwas ausführlicher auf sug¬ 
gestive Prozesse eingegangen. 

Der Umstand, dass viele Kinder lange Zeit nicht über 
einen sexuellen Missbrauch sprechen, hat in der Vergan¬ 
genheit teilweise zu der Auffassung geführt, dass Kinder 


einen sexuellen Missbrauch in der Regel auch verschwei¬ 
gen oder leugnen, wenn ihnen Gesprächsangebote ge¬ 
macht werden. Daraus wurde wiederum abgeleitet, dass 
das Zurückweisen von Missbrauchserfahrungen auf erste 
Befragungen eine zu erwartende Reaktion missbrauch¬ 
ter Kinder sei und keinesfalls gegen die Annahme eines 
Missbrauchs spreche. Es wurde geschlussfolgert, dass es 
besonderer, ggf. wiederholt eingesetzter spezieller Befra¬ 
gungsstrategien bedarf, um ein Kind »zum Sprechen zu 
bringen«. 

Die weiter oben referierten Ergebnisse bestätigen die 
Prämisse, dass Kinder auch bei Gesprächsangeboten übli¬ 
cherweise einen sexuellen Missbrauch leugnen, aber eher 
nicht. Wenn ein Kind also in einem ernsthaften Gespräch 
sexuelle Missbrauchserfahrungen klar zurückweist, ist 
nach den vorliegenden Erkenntnissen die Wahrschein¬ 
lichkeit größer, dass dann auch kein Missbrauch stattge¬ 
funden hat als dass er doch geschehen ist. In der Vergan¬ 
genheit sind unter den im vorherigen Absatz erörterten 
Überlegungen diese Kinder aber off so behandelt worden, 
als würde ihre Angabe, keinen Missbrauch erlebt zu ha¬ 
ben, gerade dafür sprechen, dass es doch so gewesen sei. 
Folglich wurden die Kinder weiter befragt, und es wurde 
versucht, ihnen mit verschiedenen Methoden das Spre¬ 
chen über Missbrauchserfahrungen zu erleichtern. Igno¬ 
riert wurde dabei, dass nicht missbrauchte Kinder auf die¬ 
se Weise nicht identifiziert werden, da sie schließlich auch 
nur sagen können, dass sie entsprechenden Erfahrungen 
nicht gemacht haben. 

Mittlerweile gibt es viele Belege dafür, dass der wie¬ 
derholte Einsatz von bestimmten Befragungstechniken 
bei de facto nicht missbrauchten Kindern dazu führen 
kann, dass auch diese nach einer Zeit teilweise behaupten, 
doch sexuell missbraucht worden zu sein und bei anhal¬ 
tender Befragung schließlich selbst davon überzeugt sind, 
entsprechende Erfahrungen gemacht zu haben (vgl. z. B. 
Schade u. Harschneck 2000; Steller 2000). 

In diesen Fällen entsteht der Verdacht typischerweise 
durch die Ausdeutung von sogenannten Signalen. Beson¬ 
ders häufig zu finden ist eine einseitige Interpretation 
unspezifischer Verhaltensweisen (wie Schlafstörungen, 
Einnässen, Angst etc.), obwohl belegt ist, dass kein spe¬ 
zifisches sexuelles Missbrauchssyndrom existiert (z. B. 
Kendall-Tackett et al. 1993). Auf der Basis solcher Inter¬ 
pretationen bildet sich dann die Überzeugung, das Kind 
sei missbraucht worden und die Befragung des Kindes er¬ 
folgt mit dieser Erwartungshaltung. Das heißt, es besteht 
eine Voreinstellung, die gekennzeichnet ist durch Vora¬ 
bannahmen darüber, dass bestimmte, eigentlich erst zu 
erfragende Sachverhalte tatsächlich passiert sind. Hieraus 
resultiert - unabhängig von den im Einzelnen gestellten 
Fragen - eine Befragungsstruktur, die auf die Bestätigung 
dieser Annahme orientiert ist: Der Befragende sammelt 
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Informationen, die geeignet sind, die Vorabannahme zu 
unterstützen und für einen sexuellen Missbrauch spre¬ 
chen oder zumindest mit der Annahme eines sexuellen 
Missbrauchs in Einklang zu bringen sind, während wi¬ 
dersprechenden Angaben nicht weiter nachgegangen wird 
oder diese im Sinne der Ausgangshypothese interpretiert 
werden. So wird eine verneinende Antwort eines Kindes 
auf die Frage nach sexuellen Missbrauchserfahrungen 
nicht als Äußerung gegen einen stattgefundenen Miss¬ 
brauch verstanden, sondern beispielsweise als Hinweis 
darauf, dass das Kind aufgrund von Geheimhaltungsinst¬ 
ruktionen oder Loyalitätskonflikten gegenüber dem Täter 
wohl noch nicht in der Lage sei, über das Vorgefallene zu 
sprechen etc. 

Aus dieser Erwartungshaltung resultieren zudem 
verschiedene Befragungstechniken, die durch entspre¬ 
chende Frageformulierungen eine den Missbrauchsver¬ 
dacht bestätigende Antwort nahelegen. So kommt es zur 
Durchführung langfristiger »Aufdeckungsarbeit« mit 
off indirekten wiederholten Befragungen, zum Teil aber 
auch mit direkten Vorgaben, bedingungslosem Akzeptie¬ 
ren und Verstärken von Beschreibungen sexueller Miss¬ 
brauchshandlungen, auch wenn diese vage, widersprüch¬ 
lich oder sogar unrealistisch sind, und der Deutung von 
Schweigen und Verneinung als »Noch-nicht-bereit-Sein« 
zur Verbalisierung sexueller Missbrauchserfahrungen. 
Einflussnahmen erfolgen somit nicht hauptsächlich durch 
suggestiv formulierte Fragen (z. B. »Und dann hat er Dich 
ausgezogen, nicht wahr?«); das Hauptcharakteristikum 
suggestiver Befragungen besteht vielmehr in der beschrie¬ 
benen Voreinstellung des Interviewers. 

Wiederholte suggestive Befragungen durch Befra¬ 
gende mit entsprechenden Erwartungshaltungen können 
Kinder (aber auch Erwachsene) dazu bringen, Ereignisse 
zu »erinnern«, die in Wirklichkeit gar nicht stattgefun¬ 
den haben. Werden Kinder, die de facto nicht sexuell 
missbraucht worden sind, wiederholt zu entsprechenden 
Erfahrungen befragt und ihre verneinenden Antworten 
nicht akzeptiert, entsteht für sie eine strukturell unklare 
Befragungssituation, aus der eine Empfänglichkeit für 
Suggestionen resultiert. Sie stellen fest, dass ihre Antwor¬ 
ten nicht den Erwartungen des Befragenden entsprechen 
und werden bezüglich ihrer eigenen Erinnerungen verun¬ 
sichert. Gerade bei jüngeren Kindern gehört es zu ihren 
Alltagserfahrungen, dass ihnen Erwachsene über Erleb¬ 
nisse berichten, an die sie selbst keine Erinnerung haben, 
und so ist es für Kinder nicht fernliegend, dass der befra¬ 
gende Erwachsende besser weiß, was passiert ist, als das 
Kind selbst. Außerdem sind Kinder häufig sehr bemüht, 
die Erwartungen von erwachsenen Autoritätspersonen 
zufriedenzustellen. Je kompetenter das Kind den Erwach¬ 
senen einschätzt und je weniger Grund das Kind sieht, 
dem Erwachsenen zu misstrauen, umso wahrscheinlicher 


treten die beschriebenen suggestiven Prozesse ein. Wer¬ 
den vor diesem Hintergrund mögliche Handlungen über 
einen längeren Zeitraum immer wieder thematisiert, ent¬ 
wickeln sich im Laufe der Zeit lebhafte Bilder von den 
möglichen Geschehnissen, die nach einer Weile wegen 
ihrer Lebhaftigkeit, ihrer Vertrautheit und leichten Ab¬ 
rufbarkeit für tatsächliche Erinnerungen gehalten werden. 

Einzelne suggestive Techniken besitzen für sich ge¬ 
nommen noch keine so hohe suggestive Potenz, dass sie 
eine Erinnerung bzw. eine ausführliche Schilderung über 
bedeutsame Erlebnisse hervorrufen würde. Aber die wie¬ 
derholte Kombination von inhaltlichen Vorgaben bzw. 
inhaltlichen Anstößen, Verfahren, die eine Als-ob-Ebene 
einbeziehen und Verstärkung von erwartungskonformen 
Antworten kann zu der Implantierung von komplexen 
und detaillierten vermeintlichen Erinnerungen, soge¬ 
nannten Pseudoerinnerungen führen, die dann nur noch 
schwer von tatsächlichen Erinnerungen zu unterschei¬ 
den sind. Als Folge davon wird schließlich selbst in einer 
Befragung, die neutral und suggestionsfrei gestaltet sein 
kann, die suggerierte Aussage so vorgetragen, als sei sie 
selbst erlebt (ausführlicher Überblick bei Erdmann 2001). 

Zu betonen ist, dass suggestive Befragungen in aller 
Regel nicht mit Absicht erfolgen und die Befragenden kei¬ 
ne Belastungsmotivation haben. Die Befragenden reflek¬ 
tieren aber die Möglichkeit suggestiver Einflussnahmen 
nicht oder vertreten die Auffassung, Suggestionseffekte 
seien bei persönlich bedeutsamen Erfahrungen, insbe¬ 
sondere bei Missbrauchserfahrungen, nicht zu erwarten. 
Das ändert aber nichts daran, dass solche suggestiven Be¬ 
fragungsprozesse entsprechende Effekte nach sich ziehen 
können (zum Ganzen z. B. Volbert 1999). 

Q Suggestive Befragungen sind auf jeden Fall zu 
vermeiden. Kommt es bei einem Kind durch 
suggestive Befragungen zu vermeintlichen Erin¬ 
nerungen an sexuelle Missbrauchserfahrungen, 
die gar nicht auf tatsächlichem Erleben basieren, 
entsteht nicht nur Schaden für den zu Unrecht 
Beschuldigten, sondern in erheblichem Maß 
auch für das Kind. 

Das Kindes wohl ist in gravierender Weise beeinträchtigt, 
wenn ein Kind in dem Glauben groß wird, es sei sexuell 
missbraucht worden, obwohl dies in Wirklichkeit nicht 
der Fall war. Der Schaden wird noch potenziert, wenn 
aufgrund einer unzutreffenden Missbrauchsannahme der 
Kontakt zum Vater oder einer anderen wichtigen Bezugs- 
person unterbunden wird. 

Schließlich können sich suggestive Befragungen auch 
bei tatsächlich stattgefundenem sexuellen Missbrauch ne¬ 
gativ für die Kinder aus wirken: Wenn ein Strafverfahren 
stattfindet, muss sichergestellt sein, dass die Aussage auf 
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tatsächlichem Erleben basiert. Dafür muss ausgeschlossen 
werden, dass die Aussage durch suggestive Befragungen 
zustande gekommen sein könnte. Wenn aber suggestive 
Befragungen stattgefunden haben, kann nicht mehr nach¬ 
gewiesen werden, dass die Aussage des Kindes auf tatsäch¬ 
lichem Erleben beruht. Suggestive Befragungen schaden 
somit sowohl sexuell missbrauchten als auch nicht miss¬ 
brauchten Kindern. 

Bei Befragungen zur Abklärung eines Missbrauchs¬ 
verdachts ist deswegen Folgendes zu beachten: 

Unterscheidung von erklärungsbedürftigen 
Auffälligkeiten und entwicklungs- oder 
persönlichkeitsspezifischen Besonderheiten 

Es gibt Auffälligkeiten im Verhalten und Erleben, die mit 
einer erheblichen Beeinträchtigung verbunden sind und/ 
oder deutlich außerhalb des Verhaltens anderer Gleichalt¬ 
riger hegen. Daneben kann es zu gravierenden Änderun¬ 
gen im Verhalten eines Kindes kommen, auch wenn das 
resultierende Verhalten noch im Bereich der Norm bleibt. 
Beide Kategorien von Verhaltensauffälligkeiten können 
darauf hinweisen, dass es möglicherweise besondere Be¬ 
lastungen im Leben des Kindes gibt. Allerdings resultieren 
psychische Auffälligkeiten häufig aus dem Zusammentref¬ 
fen verschiedener Risikofaktoren und sind nicht zwingend 
Ausdruck einzelner besonders belastender Erfahrungen. 
In jedem Fall bedürfen Kinder mit solchen Auffälligkeiten 
aber besonderer Aufmerksamkeit. 

Daneben gibt es aber auch viele entwicklungstypische 
Veränderungen im Verhalten eines Kindes, schließlich 
muss das Kind sich ja von einem Säugling zu einem Er¬ 
wachsenen entwickeln und sein Verhalten ständig anpas¬ 
sen. Bei manchen Kindern gibt es sprunghafte Verhal¬ 
tensänderungen oder vorübergehende Auffälligkeiten, die 
aber im Bereich normaler Entwicklung hegen. Wenn also 
ein 3-jähriges Kind sich erstmals für die Geschlechtstei¬ 
le seiner Altersgenossen interessiert, ein 5-jähriges Kind 
gelegentlich nachts aus einem beängstigenden Traum auf¬ 
wacht, ein 6-jähriges Kind anfängt, im Badezimmer die 
Tür abzuschließen, oder ein 12-jähriges Kind sich seinen 
Eltern gegenüber in verbal aggressiver Weise äußert oder 
sich auf sein Zimmer zurückzieht, handelt es sich nicht 
per se um erklärungsbedürftige Verhaltensweisen. 

Als Erstes sollte man sich daher Rechenschaft darü¬ 
ber ablegen, ob man wirklich ein erklärungsbedürftiges 
Verhalten beobachtet hat, das Anlass zu weiterer Abklä¬ 
rung gibt oder man es lediglich mit einer entwicklungs - 
typischen Verhaltensänderung oder persönlichkeitsspe- 
zifischen Verhaltensbesonderheit zu tun hat, die keiner 
weiteren Abklärung bedarf. 

Keine vorschnelle Festlegung 

Da es weder Verhaltensauffälligkeiten, psychosomatische 
Beschwerden, Spielverhalten oder Zeichnungen von Kin¬ 


dern gibt, welche einen spezifischen Hinweis auf sexuellen 
Missbrauch liefern, kann man nicht wissen, dass ein Kind 
sexuell missbraucht worden ist, wenn es nicht darüber ge¬ 
sprochen hat. 

Ausnahmen bilden die wenigen Fälle, in denen es beispielsweise 
durch Foto- oder Filmaufnahmen Belege für Missbrauchshandlun- 
gen gibt. 

Auf diesem Informationsstand kann man also allenfalls 
den Eindruck haben, dass es etwas gibt, was das Kind be¬ 
lastet, aber keinen rationalen Grund, zwingend von einem 
sexuellen Missbrauch auszugehen. 

Will man das Kind unterstützen, sind etwaige reale 
Belastungsfaktoren zu identifizieren; die Perspektive dabei 
von vorneherein auf einen möglichen Belastungsfaktor, 
nämlich den eines sexuellen Missbrauchs, einzuengen, ist 
dieser Situation dagegen nicht angemessen. Befragungen 
auf diesem Informationsstand sollten sich deswegen nicht 
auf Fragen nach einem möglichen Missbrauch konzent¬ 
rieren, sondern es sollte um mögliche Belastungen gehen, 
wobei sexueller Missbrauch ein möglicher Belastungsfak¬ 
tor sein kann. 

Ergebnisoffene Befragung 

Wenn man etwas abklären will, kann es unterschiedliche 
Ergebnisse geben. Der Begriff »Aufdeckung« ist dagegen 
eigentlich nur dann sinnvoll, wenn man schon weiß, 
dass etwas passiert ist (in diesem Fall ein sexueller Miss¬ 
brauch), und dass dieser nun aufgedeckt werden muss. Die 
»Aufdeckungs«-Perspektive birgt die große Gefahr, dass 
sämtliche Information im Sinne der Ausgangshypothese, 
ein sexueller Missbrauch sei passiert, interpretiert werden. 
Da es aber letztlich kein Verhalten eines Kindes gibt, dass 
die Annahme eines sexuellen Missbrauchs widerlegt (bei¬ 
spielsweise ist sowohl ein Bestätigen als auch ein Vernei¬ 
nen von entsprechenden Fragen mit einer Missbrauchs¬ 
annahme in Einklang zu bringen), kommt man auf diese 
Weise immer zu der Bestätigung der Missbrauchsannah¬ 
me. Es kann also in dieser Situation niemals um die Aufde¬ 
ckung eines Missbrauchs, sondern ausschließlich um die 
Prüfung eines Missbrauchsverdachts gehen. 

Wenn abgeklärt werden soll, ob es besondere Belas¬ 
tungsmomente im Leben des Kindes gibt, kann im Rah¬ 
men einer ergebnisoffenen Befragung auch nach einem et¬ 
waigen Missbrauch gefragt werden. Wichtig ist aber, dass 
verneinende Antworten dann auch akzeptiert und nicht 
einfach übergangen und im Sinne der Ausgangshypothe¬ 
se als weiterer Hinweis auf einen Missbrauch interpretiert 
werden. 

Ausgehend von den weiter oben referierten Erkennt¬ 
nissen über Mitteilungsprozesse von missbrauchten 
Kindern ist davon auszugehen, dass der größere Teil der 
missbrauchten Kinder ein solches Gesprächsangebot auf- 
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greifen und über Missbrauchserfahrungen sprechen wird. 
Ein kleiner Teil tatsächlich missbrauchter Kinder wird in 
einer solchen Befragungssituation allerdings auch Miss¬ 
brauchserfahrungen unzutreffenderweise zurückweisen. 
Manche dieser Kinder wissen aber dann, dass jemand da 
ist, mit dem sie über ihre Erfahrungen sprechen könnten 
und kommen zu einem späteren Zeitpunkt darauf zurück. 
Es wird aber auch einige Kinder geben, die sich entschei¬ 
den, ihre Missbrauchserfahrungen nicht zu offenbaren. 

Die vermutlich kleine Gruppe von tatsächlich sexu¬ 
ell missbrauchten Kindern, die bei offenen Befragungen 
Missbrauchserfahrungen verneinen, kann man aber von 
der zahlenmäßig vermutlich deutlich größeren Gruppe 
von Kindern, die Missbrauchserfahrungen wahrheits¬ 
gemäß zurückweisen, nicht unterscheiden. Befragt man 
die Kinder, die einen Missbrauch zurückweisen, immer 
weiter, um die tatsächlich sexuell missbrauchten Kinder 
langfristig doch zu erreichen, muss man unter Berück¬ 
sichtigung der oben ausgeführten Erörterungen suggesti¬ 
ver Prozesse mit einer erheblichen Zahl suggerierter Aus¬ 
sagen rechnen. Und ob man die tatsächlich missbrauchten 
Kinder, die Missbrauchserfahrungen zurückweisen, auf 
diese Weise erreichen würde, ist darüber hinaus ungewiss. 

Bestätigen Kinder im Rahmen solcher Gesprächsan¬ 
gebote sexuelle Missbrauchserfahrungen gilt dasselbe, was 
bereits ► Abschn. 19.2.1 zu den ungeplanten Gesprächen 
aufgeführt wurde. Wie dort beschrieben, sollten Kinder 
aufgefordert werden, zu berichten, was passiert ist. Ferner 
sollte man allgemeine Nachfragen stellen, ob noch etwas 
passiert ist. Auch hier ist es wichtig, den Kindern zu sig¬ 
nalisieren, dass es gut ist, dass sie über den Missbrauch 
berichten, indem man aktiv zuhört und den Kindern den 
Raum gibt, ihre Erfahrungen darzustellen, ohne die Anga¬ 
ben durch zu viele Fragen, Bewertungen oder Emotionen 
des Befragenden zu beinträchtigen oder zu beeinflussen. 

Äußerungen der Kinder nicht falsch 
interpretieren 

Resultieren erste Angaben des Kindes auf Fragen, ist dar¬ 
auf zu achten, dass die Antworten nicht falsch interpretiert 
werden. Insbesondere junge Kinder verstehen in der Regel 
nicht, dass die Fragen auf einen sexuellen Missbrauch ab- 
zielen und beantworten sie wortgetreu, wobei es zu Miss¬ 
verständnissen kommen kann. Wird ein junges Kind bei¬ 
spielsweise gefragt, ob es mal von seinem Vater an den 
Geschlechtsteilen berührt worden ist, berichtet es mög¬ 
licherweise über ein Waschen oder Eincremen in einem 
frühen Lebensalter, weil es nicht weiß, dass sich die Fragen 
eigentlich auf sexuell motivierte Handlungen beziehen. Es 
besteht dann die Gefahr, dass die Antworten dahingehend 
missverstanden werden, dass sexuelle Handlungen im 
Kontext von Pflegehandlungen beschrieben werden. 


Mögliche Fehler im Verhalten des 
Befragenden 

Wie bereits mehrfach ausgeführt, besteht bei dieser Kon¬ 
stellation die Gefahr, dass man durch eine zu frühe Fest¬ 
legung auf einen sexuellen Missbrauch als Auslöser für 
psychische Auffälligkeiten und eine nicht ergebnisoffene 
Befragung suggestive Prozesse in Gang setzt, an deren 
Ende ein nicht sexuell missbrauchtes Kind einen Bericht 
über einen sexuellen Missbrauch abgibt und eventuell so¬ 
gar selbst davon überzeugt ist, dass es sich dabei um ein 
eigenes Erleben handelt. Diese Gefahr ist nicht auf junge 
Kinder beschränkt, aber bei jungen Kindern (bis zum Al¬ 
ter von 6 oder 7 Jahren) besonders hoch. 

19.3 Dokumentation 


Wenn ein Kind erstmals über einen sexuellen Missbrauch 
berichtet, ist nicht immer sicher, ob eine Strafanzeige ge¬ 
stellt werden wird. Da die Möglichkeit einer Strafanzeige 
aber immer im Raum steht, ist es wichtig, Gespräche über 
sexuelle Missbrauch gut zu dokumentieren, um eine et¬ 
waige spätere Strafverfolgung nicht zu erschweren. 

Dabei muss man sich Folgendes vor Augen führen: 
Bei Strafverfahren wegen sexuellen Missbrauchs handelt 
es sich in den meisten Fällen um Aussage-gegen-Aussage- 
Konstellationen, denn in der Regel gibt es weder Zeugen 
noch Sachbeweise. Einziges Beweismittel ist in diesen Fäl¬ 
len eben die Aussage des Belastungszeugen. Und da für 
eine Verurteilung sichergestellt werden muss, dass die be¬ 
lastende Aussage auf einem tatsächlichen Erleben basiert 
und es sich nicht um eine Falschbezichtigung, aber auch 
nicht um eine Aussage handelt, die durch suggestive Be¬ 
fragungen zustande gekommen ist, ist es für die Ermitt¬ 
lungsbehörden von großer Bedeutung, nachzuvollziehen, 
wie die erste Aussage des Kindes zustande gekommen ist 
und wie anschließende Befragungen verlaufen sind. 

Um zu prüfen, ob es zu suggestiven Einflüssen gekom¬ 
men ist, ist es deswegen nicht nur wichtig, nachvollziehen 
zu können, was das Kind gesagt hat, sondern auch, wie 
die Aussage zustande gekommen ist, d. h., wie es zu dem 
Gespräch kam, welche Fragen gestellt worden sind etc. 
Um abzuklären, ob suggestive Einflüsse eine Rolle spielen 
können oder nicht, macht es einen großen Unterschied, 
ob ein Kind einen Sachverhalt von sich aus berichtet oder 
eine entsprechende Vorgabe nur bestätigt. Deswegen ist es 
wichtig, nicht nur den Inhalt der Angaben, sondern auch 
den Verlauf des Gesprächs so genau wie möglich zu do¬ 
kumentieren. 

Auf der Basis der bereits erwähnten unterschiedlichen 
Gesprächskonstellationen werden im Folgenden einige 
Hinweise zur Dokumentation gegeben. 
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19.3.1 Bei ungeplanten Gesprächen 


Wenn Sie unerwartet von einem Kind oder einem Jugend¬ 
lichen angesprochen werden und etwas über einen sexuel¬ 
len Missbrauch erfahren, sollten Sie möglichst sofort im 
Anschluss an das Gespräch ein Gedächtnisprotokoll an- 
legen. Fertigen Sie das Gedächtnisprotokoll erst später an, 
besteht die Gefahr, dass spätere Gespräche in Ihre Erinne¬ 
rungen an das erste Gespräch mit dem Kind eingehen. In 
diesem Gedächtnisprotokoll sollten folgende Informatio¬ 
nen so detailliert wie möglich festgehalten werden: 

— Datum, Zeit und Dauer des Gesprächs 

— Anwesende Personen 

— Umstände, wie das Gespräch zustande kam 

— Verlauf des Gesprächs 

™ Angaben des Kindes inklusive der gestellten Fragen 

— Eindruck der psychischen Verfassung des Kindes bei 
dem Gespräch 

Schreiben Sie das, was das Kind gesagt hat, 
so wortgetreu auf, wie Sie sich erinnern! 

Bei dem Protokoll geht es darum, das festzuhalten, was das 
Kind gesagt hat und nicht um das, was es Ihrer Meinung 
damit zum Ausdruck bringen wollte. 

Dokumentieren Sie vollständig! 

Wenn das Kind unterschiedliche Versionen eines Hand¬ 
lungsablaufs geschildert oder für Sie nicht nachvollziehbar 
oder widersprüchliche Angaben gemacht hat, nehmen Sie 
diese auch in die Dokumentation auf. 

Seien Sie bei der Abfassung des Gedächtnis¬ 
protokolls selbstkritisch: Man neigt dazu, 
seine gestellten Fragen als offener zu 
erinnern, als sie tatsächlich waren! 

Wenn Sie Fragen gestellt haben, die Sie im Nachhinein als 
nicht gelungen betrachten, dokumentieren Sie die Fragen 
trotzdem. Vielleicht hat es tatsächlich gravierende Befra¬ 
gungseinflüsse gegeben und diese lassen sich so im Nach¬ 
hinein aufklären. Vielleicht ist es dadurch auch zu Miss¬ 
verständnissen aufseiten des Kindes gekommen und et¬ 
waige spätere abweichende Angaben des Kindes könnten 
ohne die entsprechende Frage als erklärungsbedürftiger 
Widerspruch erscheinen. 

»Schönen« Sie die Protokolle nicht! 

Sie tun dem Kind niemals einen Gefallen, wenn Sie In¬ 
formationen bewusst weglassen oder anders aufschreiben, 
als sie berichtet worden sind, oder wenn Sie so tun, als 
hätten Sie Fragen anders gestellt, als Sie sie in Wirklich¬ 
keit gestellt haben. Wenn es tatsächlich gravierende Be¬ 
fragungseinflüsse gegeben hat, ist es auch im Interesse 
des Kindes wichtig, das festzustellen. Das Verändern oder 


Auslassen von Fragen (selbst wenn es nur einzelne Fragen 
betrifft) lässt ein Gesprächsprotokoll häufig unplausibel 
erscheinen und ruft deswegen Skepsis an der Zuverläs¬ 
sigkeit des gesamten Protokolls hervor. Umgekehrt kann 
ein detailliertes Gesprächsprotokoll, dem der Ablauf eines 
Gesprächs inklusive der gestellten Fragen zu entnehmen 
ist, viel besser geeignet sein, die Suggestionshypothese zu¬ 
rückzuweisen und die Glaubhaftigkeit der Angaben des 
Kindes zu stützen als ein Protokoll, dem nur zu entneh¬ 
men ist, welche Missbrauchsvorwürfe geäußert wurden, 
ohne dass der Verlauf des Gesprächs zu erkennen ist. Das 
setzt natürlich voraus, dass ein Gespräch nach den oben 
dargestellten Prinzipien in nicht suggestiver Weise geführt 
wurde. 

Q Machen Sie nach einer nicht im Rahmen eines 
geplanten Gesprächs erhaltenen Mitteilung über 
einen sexuellen Missbrauch möglichst in un¬ 
mittelbarem Anschluss ein Gedächtnisprotokoll, 
in dem Sie den Verlauf des gesamten Gesprächs 
inklusive der gestellten Fragen so detailliert wie 
möglich niederlegen. 

19 . 3.2 Bei geplanten Gesprächen 


Geplante Gespräche haben den Vorteil, dass sie sich prin¬ 
zipiell wesentlich besser dadurch dokumentieren lassen, 
dass man eine Audioaufnahme des Gesprächs machen 
kann. Dies hat nicht nur den unschätzbaren Vorteil, dass 
tatsächlich das festgehalten wird, was auch gefragt und ge¬ 
sagt worden ist, ohne dass es durch Gedächtnisprozesse 
des Dokumentierenden gefiltert wird. Man braucht auch 
als Befragender keine Kapazität mehr darauf zu ver¬ 
wenden, sich das Gesagte genau zu merken oder Noti¬ 
zen anzufertigen und kann sich völlig auf das Gespräch 
konzentrieren. 

Je offener die gesamte Fragestellung ist, desto eher mag 
es aber vielleicht nicht angemessen erscheinen, eine Au¬ 
dioaufnahme des Gesprächs zu machen, denn solche Mit¬ 
schnitte sollten natürlich offen und nicht heimlich erfol¬ 
gen. Audioaufnahmen geplanter Gespräche sollten jedoch 
die Standardsituation sein. Abweichungen von diesem 
Standard sollten nur begründet erfolgen. 

Falls keine Audioaufnahme erfolgt, gilt für die Pro¬ 
tokollierung dasselbe wie bereits für ungeplante Gesprä¬ 
che beschrieben (► Abschn. 19.3.1). Die dort aufgelisteten 
Aufforderungen, Fragen selbstkritisch zu erinnern und 
vollständig zu dokumentieren und Ausführungen des 
Kindes möglichst wortgetreu zu protokollieren und nicht 
eigene Zusammenfassungen oder »Übersetzungen« der 
Äußerungen der Kinder vorzunehmen, sind bei geplanten 
Gesprächen noch stärker zu betonen als bei ungeplanten 
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Gesprächen, da die Gefahr, dass aufgrund von spezifi¬ 
schen Erwartungshaltungen etwas in ein Kind »hinein- 
gefragt« wird, in geplanten Gesprächen größer ist als in 
ungeplanten. 


Literatur 


Erdmann K (2001) Induktion von Pseudoerinnerungen bei Kindern. 
Roderer, Regensburg 

Hershkowitz I, Lanes O, Lamb ME (2007) Exploring the disclosure of 
child sexual abuse with alleged victims and their parents. Child 
AbuseNegl 31(2): 111-123 

Kendall-Tackett KA, Williams LM, Finkelhor D (1993) Impact of sexual 
abuse on children: A review and synthesis of recent empirical 
studies. Psychol Bull 113:164-180 

London K, Bruck M, Ceci SJ, Shuman DW (2005) Disclosure of child 
sexual abuse: What does the research teil us about the ways 
that children teil? Psychology Public Policy Law 11(1): 194-226 

London K, Bruck M, Wright DB, Ceci SJ (2008) Review of the Contem¬ 
porary literature on how children report sexual abuse to others: 
Findings, methodological issues, and implications for forensic 
interviewers. Memory 16(1): 29-47 

Pipe M, Lamb M, Orbach Y, Cederborg A (eds) (2007) Child sexual ab¬ 
use: Disclosure, delay, and denial. Lawrence Erlbaum Associates 
Publishers, Mahwah, NJ, US 

Schade B, Harschnek M (2000) Die BGH-Entscheidung im Rückblick 
auf die Wormser Missbrauchsprozesse. Praxis Rechtspsycho¬ 
logie 10(1): 28-47 

Schaeffer P, Leventhal JM, Asnes A (2011) Children's disclosures of 
sexual abuse: Learning from direct inquiry. Child Abuse Negl 
35(5): 343-352 

Steller M (2000) Forensische Aussagepsychologie als angewandte 
Entwicklungs- und Kognitionspsychologie - Kritik suggestiver 
Aufdeckungsarbeit am Beispiel einer kindlichen Zeugin aus den 
Wormser Massenprozessen. Praxis Rechtspsychologie 10(1): 9-27 

Volbert R (1999) Determinanten der Aussagesuggestibilität bei 
Kindern. Experimentelle Klinische Hypnose 15:55-78 



20 


Zur Bedeutung der 
Aussagepsychologie für die 
Rechtsprechung bei Delikten 
des sexuellen Missbrauchs von 
Kindern 

Claudia Burgsmüller 

20.1 Einleitung -196 

20.2 Historie-196 

20.3 Anforderungen an aussagepsychologische Gutachten -196 

20.4 Verfahren der Aussagepsychologie -197 

20.5 Hinzuziehung von Aussagepsychologinnen durch die 
Tatgerichte -198 

20.6 Umgang von Strafgerichten mit der modernen 
Aussagepsychologie -199 

20.7 Die eigenständige Beweiswürdigung des Gerichts -199 

20.8 Zusammenfassung - 200 
Literatur - 201 


Basiert auf dem modularen E-Learning-Kurs der Universität Ulm. 

J. M. Fegert et al. (Hrsg.), Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen, 

DOI 10.1007/978-3-662-44244-9_20, © Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie am 
Universitätsklinikum Ulm, Prof. Dr. med. Jörg M. Fegert 2015 


196 Kapitel 20 • Zur Bedeutung der Aussagepsychologie für die Rechtsprechung ... 


20.1 Einleitung 


Im Rechtstext »Die Anzeige bei der Polizei und das Ver¬ 
fahren vor dem Strafgericht« (► Kap. 23) führt die Ver¬ 
fasserin aus, dass eine kompetente Beratung von Kindern, 
Jugendlichen und ihren Unterstützungspersonen über 
die Zustimmung zu einer aussagepsychologischen Begut¬ 
achtung zu den Aufgaben eines anwaltlichen Zeugenbei¬ 
stands bzw. einer Nebenklagevertretung gehört. Es sei hier 
erneut daraufhingewiesen, dass eine Untersuchung durch 
aussagepsychologische Sachverständige immer freiwillig 
ist (§ 81c StPO). 

Zu den Kompetenzen einer anwaltlichen Beraterin 
oder eines Beraters gehört die Kenntnis vom Stand der 
Rechtsprechung zu der Frage, wann der juristische Sach¬ 
verstand von Staatsanwaltschaft und/oder Gerichten nicht 
ausreicht, um die Angaben eines Kindes zu beurteilen. 
Weiter gehört dazu die Kompetenz, Sachverständigengut¬ 
achten zu beurteilen und darauf zu achten, dass in ihnen 
nicht nur die wissenschaftlichen aktuellen Standards ein- 
gehalten werden (vgl. ► Kap. 21 »Planung der Interven¬ 
tion«), sondern dass diese auch die Vorgaben der Recht¬ 
sprechung, z. B. des Bundesgerichtshofs erfüllen. 

Bei der aussagepsychologischen Begutachtung geht 
es nicht darum, die Glaubwürdigkeit einer Zeugin/eines 
Zeugen zu beurteilen und sich z. B. mit dessen Charakter 
zu befassen. Es geht vielmehr darum, die Glaubhaftigkeit 
einer Aussage zu beurteilen und dabei die Frage zu klären, 
ob Zeuginnen/Zeugen über Erlebtes berichten oder ob die 
Aussage anders zu erklären ist. Es sind sowohl die Aus¬ 
sagefähigkeit der Zeugin/des Zeugen, die Aussagequalität 
und die Aussagezuverlässigkeit zu begutachten (Detten- 
born 2013, S. 219). 

20.2 Historie 


Die moderne Aussagepsychologie wurde in Deutschland 
erst im Zuge der sogenannten Wormser Prozesse vor dem 
Landgericht Mainz in den 1990er-Jahren einer breiteren 
Öffentlichkeit durch die Medien bekannt. 

ln drei Strafverfahren vor dem Landgericht Mainz, die von 1994-1997 
verhandelt wurden, waren 25 Personen des sexuellen Missbrauchs 
von Kindern (unter anderem durch Herstellen von Pornovideos über 
Gruppenmissbrauch) angeklagt. Die Aufteilung in drei Verfahren 
erfolgte nach Familienverbänden, die zum Teil zusammenwirkend 
insgesamt 15 Kinder missbraucht haben sollten. Alle 24 Angeklagten 
(eine Angeklagte verstarb in der U-Haft) wurden freigesprochen. 

Das Landgericht Mainz hatte in diesen Prozessen mehrere 
Professoren der Aussagepsychologie als Sachverständige 
hinzugezogen, um die Aussagen von Kindern gegenüber 


Erstgutachtern und Vernehmungsbeamten der Kriminal¬ 
polizei und Staatsanwaltschaft zu begutachten. Selbstver¬ 
ständlich war es auch Aufgabe dieser Sachverständigen, 
die Angaben der Kinder in der Hauptverhandlung zu be¬ 
gutachten; darüber hinaus erstatteten diese Gutachter fun¬ 
dierte methodenkritische Gutachten in Bezug auf mindes¬ 
tens zwei der Erstgutachter innen und Erstgutachter. Die 
Kritik richtete sich vornehmlich auf aussagepsychologisch 
bedenkliche Befragungsmethoden einer Fachberatungs¬ 
stelle für sexuellen Missbrauch in Worms sowie die Befra¬ 
gungsmethoden von Staatsanwaltschaft und Polizei. Die 
Verfasserin hat an anderer Stelle daraufhingewiesen, dass 
es vor allem Fehler der Staatsanwaltschaft Mainz waren, 
die zu nicht mehr für die Wahrheitsfindung verwertbaren 
Aussagen der teilweise kleineren Kinder geführt haben, so 
z. B. die Handhabung durch die Staatsanwaltschaft, eigene 
Ermittlungsaufgaben an eine heillos überforderte Fach¬ 
beraterin der vorgenannten Beratungsstelle zu delegieren 
(Burgsmüller 2009, S. 42 ff.). 

Die Zweitgutachter führten insbesondere eine akribi¬ 
sche Analyse von Fehlerquellen in den einzelnen Befra¬ 
gungen der Kinder durch, sie rekonstruierten die Entste¬ 
hung der Angaben und Aussagen der Kinder im Detail. 
Eine Fülle von Fehlern wurde festgestellt und führte dazu, 
dass die Angaben der Kinder zur Überführung der jewei¬ 
ligen Angeklagten nicht mehr verwertbar waren. 

20.3 Anforderungen an aussagepsycholo¬ 
gische Gutachten 


Es kann mit Sicherheit angenommen werden, dass die in 
den Jahren 1994-1997 vor dem Landgericht Mainz statt¬ 
gefundenen Strafverfahren den Hintergrund für eine 
Entscheidung des 1. Strafsenats des Bundesgerichtshofs 
vom 30. Juli 1999 bildeten. Hier wurden erstmalig in einer 
Grundsatzentscheidung die wissenschaftlichen Mindest¬ 
anforderungen für aussagepsychologische Gutachten de¬ 
tailliert ausgeführt. 

Urteil des 1. Strafsenats des Bundesgerichtshofs 

Dem Urteil des 1. Strafsenats des Bundesgerichtshofs 
lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Das Landgericht Ansbach hatte eine Dipl.- 
Psychologin mit der Begutachtung einer 14-jährigen 
Zeugin beauftragt. Diese war zu dem Ergebnis ge¬ 
langt, dass die Angaben des Mädchens über einen 
8 Jahre dauernden sexuellen Missbrauch durch den 
Adoptivvater glaubhaft waren. Die Verteidigung 
beantragte die Einholung eines weiteren psychologi¬ 
schen Sachverständigengutachtens, nachdem sie ein 
methodenkritisches Gutachten eines Professors der 
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Aussagepsychologie aus Dortmund vorgelegt hatte. 
In Letzterem wurden die Mängel des Erstgutachtens 
im Einzelnen aufgeführt. Nachdem sich die Strafkam¬ 
mer des Landgericht Ansbach über dieses Gutachten 
hinweggesetzt hatte, hob der Bundesgerichtshof das 
erstinstanzliche Urteil auf die Revision der Verteidi¬ 
gung hin auf und verwies den Fall zu einer erneuten 
Verhandlung an eine andere Strafkammer des Land¬ 
gerichts zurück. 


Die Bundesrichter erörterten auch die Mindeststandards 
für aussagepsychologische Gutachten, dabei bezogen sie 
sich auf von ihnen eingeholte Gutachten von Prof. Dr. 
Klaus Fiedler, Heidelberg, sowie die Koautorin PD Dr. Jea¬ 
nette Schmidt und Prof. Dr. Max Steller und die Koautorin 
Dr. Renate Volbert. 

Für diejenigen aussagepsychologischen Gutachterin¬ 
nen und Gutachter, die schon vorher auf der Grundlage 
der allgemeinen Prinzipien psychologischer Diagnostik 
in Verbindung mit den speziellen Kenntnissen und Vor¬ 
gehensweise der Aussagepsychologie gearbeitet hatten, 
änderte sich durch das Urteil des Bundesgerichtshofs im 
Wesentlichen nichts (Steller u. Volbert 2000, S. 104). 

Der Bundesgerichtshof bestätigte das grundlegende 
methodische Prinzip, einen zu überprüfenden Sachverhalt 
(hier die Glaubhaftigkeit der speziellen Aussage) solange 
zu negieren, bis diese Negation mit den gesammelten Fak¬ 
ten nicht mehr vereinbar ist. Der Sachverständige nimmt 
daher bei der Begutachtung zunächst an, die Aussage sei 
unwahr (sogenannte Nullhypothese). Zur Prüfung die¬ 
ser Annahme hat er weitere Hypothesen zu bilden. Er¬ 
gibt seine Prüfstrategie, dass die Unwahrhypothese mit 
den erhobenen Fakten nicht mehr in Übereinstimmung 
stehen kann, so wird sie verworfen und es gilt dann die 
Alternativhypothese, dass es sich um eine wahre, d. h. 
erlebnisfundierte Aussage handelt. 

Die Bildung relevanter Hypothesen ist daher von 
ausschlaggebender Bedeutung für Inhalt und (methodi¬ 
schen) Ablauf einer Glaubhaftigkeitsbegutachtung. Sie 
stellt nach wissenschaftlichen Prinzipien einen wesentli¬ 
chen, unerlässlichen Teil des Begutachtungsprozesses dar 
(BGH 1 StR 618/98, BGH St 45, 164 = NJW 1999, 2746 = 
NStZ 2000,100 = StV 1999, 473). 

Nachdem dieses Prinzip der sogenannten Nullhypo¬ 
these, wonach eine Aussage unwahr sei, bis diese Annah¬ 
me mit den gesammelten Fakten nicht mehr zu verein¬ 
baren ist, in der Fachöffentlichkeit zu vielfältigen Irrita¬ 
tionen und Missverständnissen geführt hatte, stellte der 
Bundesgerichtshof in einem weiteren Urteil vom 30. Mai 
2000 - 1 StR 582/99 - klar, dass es sich bei den metho¬ 
dischen Grundprinzipien um Prüfungsschritte handele 


»nach denen der wissenschaftlich ausgebildete psycholo¬ 
gische Sachverständige gedanklich arbeitet«. 

Hieraus folgt, dass aussagepsychologische Gutachten 
keinesfalls einheitlich einer bestimmten Prüfstrategie fol¬ 
gen müssen und auch keinen einheitlichen Aufbau oder 
eine bestimmte Reihenfolge einhalten müssen. 

Als zentrale Anforderung an Glaubhaftigkeitsgut¬ 
achten, die dem Urteil vom 30. Juli 1999 zu entnehmen 
ist, wird genannt, dass sich die Gutachter ausschließlich 
solcher methodischen Mittel bedienen müssen, die dem 
aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisstand gerecht 
werden und die auch zur Überprüfung der aufgestellten 
Hypothesen konkret beitragen können. Dabei sollen Tests 
wie der Wartegg- und Baum-Zeichentest weil sie Mängel 
in den Gütekriterien aufweisen, ebenso wenig verwendbar 
sein, wie die von der Gutachterin angewendete Fantasie¬ 
probe. Der Einsatz von Verbalisierungshilfen und Veran- 
schauungsmaterial wie den sogenannten anatomisch kor¬ 
rekten Puppen wird ebenfalls für problematisch erklärt 
(► Kap. 17 »Klinische Diagnostik«). 

20.4 Verfahren der Aussagepsychologie 


Das zentrale Verfahren der Aussagepsychologie ist die 
merkmalsorientierte Inhaltsanalyse, bei der anhand 
sogenannter Realkennzeichen nach Indikatoren gesucht 
wird, ob die Angaben des untersuchten Kindes tatsäch¬ 
lich erlebnisbasiert sein können. Das Verfahren beruht 
auf der Annahme, dass die Schilderung eines wahren 
oder bewusst unwahren Geschehens geistig grundlegend 
unterschiedlicher Prozesse bedarf. Trotz der eingestan¬ 
denen nur geringen Validität der Realkennzeichen und 
teilweise erheblicher Fehlerspannen in wissenschaftlichen 
Untersuchungen, könne der kumulative Aussagewert der 
Methodik als grundsätzlich wissenschaftlich überprüft an¬ 
gesehen werden (BGH, 30.07.1999 - 1 StR 618/98, S. 11). 
Eingestanden werden muss aber von den Vertretern der 
merkmalsorientierten Inhaltsanalyse, dass diese nichts 
taugt, sobald festgestellt wird, dass die Angaben der Kin¬ 
der erheblich suggestiv beeinflusst wurden (vgl. ► Kap. 19 
»Gesprächsführung und Aussage«). 

Mit dem vorgenannten Urteil aus dem Jahr 1999 wur¬ 
den jedoch nicht nur wissenschaftliche Gütekriterien für 
die zu erstellenden Gutachten vorgegeben, sondern es 
wurde die »annähernd monomethodale Prozedur [...] 
der aussagepsychologischen Diagnostik« (Plaum 2008) 
in der Straljustiz etabliert. Zentrale Bedeutung konnte die 
Aussagepsychologie vor allem im Bereich der Sexualstraf¬ 
taten und insbesondere beim sexuellen Missbrauch von 
Kindern erlangen, in dem es kaum Sachbeweise gibt und 
Zeugenaussagen die entscheidenden Beweismittel sind. 
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Wenn auch nicht im Grundsatz daran gerüttelt wur¬ 
de, dass die Be weis Würdigung ureigenste Aufgabe der 
Tatrichter ist, wurde Letzteren doch nahegelegt, sich bei 
ihrer Tätigkeit der aussagepsychologischen Grundsätze zu 
bedienen, d. h., selbstständig die sogenannte Realkenn¬ 
zeichen einer Aussage zu erarbeiten und sie abschließend 
einer integrativen Gesamtbewertung zu unterziehen. Sie 
haben dabei so lange von der Unwahrhypothese oder 
Unrichtigkeitshypothese (Nullhypothese) auszugehen, 
bis sich nach Verwerfung derselben sowie der gebildeten 
Subhypothesen keine andere Erklärung für die Aussage 
als deren Erlebnisfundiertheit ergibt (Köhnken 2007). Das 
ist eine Vorgehensweise, die dem Grundsatz des in dubio 
pro reo (im Zweifel für den Angeklagten) entsprechen soll. 
Weiter verpflichtet das zitierte Urteil dazu, den Fokus der 
Beweisaufnahme auf die Entstehung und Entwicklung der 
kindlichen Aussagen zu richten, um Suggestionseinflüsse 
feststellen oder verwerfen zu können. Hier hebelt sich die 
moderne Aussagepsychologie dann selbst aus, wenn sie 
Aussagen als »kontaminiert« bezeichnet, die nach mög¬ 
licher suggestiver Beeinflussung entstanden sind, und sich 
dann nicht mehr in der Lage sieht, Erlebtes von Suggerier¬ 
tem zu unterscheiden (Köhnken 2007). Derartige Glaub- 
haftigkeitsbegutachtungen, die eine mögliche suggestive 
Beeinflussung nicht nur von kindlichen Aussagen fest¬ 
stellen, enden off schon an dieser Stelle mit dem klaren 
Eingeständnis, dass sie keine verlässliche Angabe über die 
Erlebnisfundiertheit oder Glaubhaftigkeit der Angaben 
machen können. Ist das Gutachten im Ermittlungsver¬ 
fahren von der Staatsanwaltschaft eingeholt worden, füh¬ 
ren diese Feststellungen regelmäßig zur Einstellung des 
Verfahrens. Es ist zu beobachten, dass insbesondere die 
Aussagen von kleineren Kindern (unter 6-Jährigen) und 
kognitiv beeinträchtigten Opferzeugen durch das Raster 
fallen, da sich ihnen gegenüber immer ein Suggestionsver¬ 
dacht begründen lässt. 

Hat es zunächst nach 1999 nur punktuelle Kritik an der 
Aussagepsychologie vonseiten der Kinder- und Jugend- 
psychiaterlnnen und Traumatologlnnen gegeben, und 
wurden nun Befürchtungen laut, die Einstellungs- und 
Freispruchsquote werde im Bereich sexueller Missbrauch 
steigen (Burgsmüller, 2000; DGKJP 1999), hegt nunmehr 
erstmals mit den Beiträgen von Plaum (2008) und Meiß¬ 
ner (2013) eine umfassende und grundlegende Kritik der 
Aussagepsychologie und ihrer begrenzten Tauglichkeit für 
die Feststellung, ob sexuelle Missbrauchsschilderungen 
erlebnisfundiert sind, vor. Es bleibt abzuwarten, ob sich 
die Strafjustiz bei geeigneten ihr in der Revisionsinstanz 
vorgelegten Fällen flexibel zeigt und Verurteilungen der 
unteren Instanzen bestätigt, die sich nicht allein auf die 
aussagepsychologische Diagnostik und Erkenntnismög- 
lichkeiten beschränkt haben. 


20.5 Hinzuziehung von Aussagepsycholo¬ 
ginnen durch die Tatgerichte 


Bevor die von der Verfasserin in der Straljustiz beobachte¬ 
ten unterschiedlichen Reaktionsformen auf die moderne 
Aussagepsychologie beschrieben werden, folgt ein kurzer 
Exkurs zu den höchstrichterlichen Vorgaben, in welchen 
Fällen Richterinnen aussagepsychologische Sachverstän¬ 
dige hinzuziehen müssen. 

Nicht nur bei Zweifeln an der Aussagetüchtigkeit eines 
kleinen Kindes (unter 6 Jahren), sondern auch in anderen 
Konstellationen verlangt die höchstrichterliche Rechtspre¬ 
chung, eine Sachverständige oder einen Sachverständigen 
hinzuzuziehen. Der Grundsatz lautet: »Die Hinzuziehung 
eines Sachverständigen ist dann geboten, wenn Besonder¬ 
heiten vorhegen, die Zweifel an der Sachkunde des Ge¬ 
richts hinsichtlich der Beurteilung der Aussagetüchtigkeit 
des Zeugen und der Glaubhaftigkeit seiner Aussage auf- 
kommen lassen können (ständige Rechtsprechung)« (Pfis¬ 
ter 2007, S. 46). 

Q Im Laufe des Strafverfahrens können die Zweifel 
sowohl von der Verteidigung als auch von der 
Vertretung der Verletzten benannt werden; letzt¬ 
lich überprüft das entscheidende Gericht selbst, 
ob es über die ausreichende Sachkunde verfügt 
oder Sachverständige hinzuziehen muss. 

Die nachfolgend beispielhaft aufgeführten »Besonder¬ 
heiten«, die ein Gericht zur Hinzuziehung von Sachver¬ 
ständigen verpflichten, lassen sich nicht verallgemeinern. 
Jeder Einzelfall ist gesondert zu überprüfen. 

In den nachfolgenden Fällen hat der Bundesgerichts¬ 
hof eine sachverständige Begutachtung für notwendig ge¬ 
halten (Pfister 2007): 

— Bei einer kindlichen Zeugin, die erstmals den sexuel¬ 
len Missbrauch durch den Vater geschildert hatte, 
nachdem die Mutter den Scheidungsantrag gestellt 
hatte - BGHR StPO § 244 IV 1 Glaubwürdigkeitsgut¬ 
achten 2(4) StR 527/89. 

— Bei einer Zeugin, die unter den Folgen langjähri¬ 
gen Drogen- und Alkoholmissbrauchs litt und eine 
neurotische Persönlichkeitsstruktur entwickelt hatte. 

— Bei der Kombination folgender Umstände: »Ein 
Zeitablauf von 1 Jahr zwischen der letzten Tat und 
der Anzeige, die suggestive Befragung der noch sehr 
jungen Kinder durch Mutter, Onkel und Tante sowie 
die Verwendung der Belastung im Sorgerechtsstreit 
der Mutter mit dem Angeklagten« (Pfister 2007, S. 

46) - NStZ 2001,105 (5 StR 209/00). 

— In einem Fall, in dem die Tochter erstmals mit 12 
Jahren vom Missbrauch durch den Vater im Alter 
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von 4 bzw. 6 Jahren berichtet hatte und somit nicht 
nur die aktuelle Glaubwürdigkeit, sondern auch die 
Wahrnehmungsfähigkeit, das Erinnerungsvermögen 
und die Zuverlässigkeit im Tatzeitraum zu beurteilen 
waren; zudem hatte es keinerlei Anzeichen im fami¬ 
liären Umfeld, in der Schule oder im Freundeskreis 
gegeben, die für das Tatgeschehen hätten sprechen 
können - StV 2004, 241 (2 StR 246/03). 

20.6 Umgang von Strafgerichten mit der 
modernen Aussagepsychologie 


Seit dem Ende der 1990er-Jahre sind in der Strafjustiz nach 
Erfahrung der Verfasserin mindestens zwei unterschied¬ 
liche Haltungen und Umgangs weisen mit der modernen 
Aussagepsychologie auszumachen: 

1. Richterinnen und Richter, die hohe fachliche Kom¬ 
petenz mit Vorurteilsfreiheit auf der einen Seite und 
Wissen bzw. Offenheit für Wissensaneignung auf 
der anderen Seite in ihrer Person vereinen: Diese 
Person ist offen für Interdisziplinarität, begreift den 
Strafprozess als Ort der Kommunikation, verfügt 
nicht nur über erlernte Fragetechniken bei der Befra¬ 
gung von Zeuginnen und Zeugen, sondern begegnet 
ihnen auch mit Empathie. Derart mit Autorität aus¬ 
gestattete Vorsitzende bilden sich spätestens seit dem 
BGH-Urteil von 1999 regelmäßig auch zum Thema 
Aussagepsychologie fort, um sich mit dieser kritisch 
auseinandersetzen zu können und die zurate gezoge¬ 
nen Sachverständigen leiten zu können. Hier korre¬ 
liert hohe Kompetenz mit einem starken Bewusstsein 
von der eigenständigen Aufgabe des Gerichts zur Be¬ 
weiswürdigung. Anzutreffen sind diese Richterinnen/ 
Richter vor allem in den als Jugendschutzkammern 
tätigen großen Strafkammern der Landgerichte. 

2. Weiter sind Richterinnen und Richter auszumachen, 
die die Beweiswürdigungsaufgabe auf aussagepsy¬ 
chologische Sachverständige delegieren, die dabei 
zunächst dem von ihnen ausgewählten Sachverstän¬ 
digen folgen und das Hauptverfahren eröffnen, nach 
Vorlage einer methodenkritischen Stellungnahme 
eines anderen Gutachters, die regelmäßig durch die 
Verteidigung erfolgt, jedoch nur selten die eigene 
Auseinandersetzung mit den beiden Gutachten su¬ 
chen, sondern auf weitere Gutachter (meist professo¬ 
rale Vertreter der herrschenden Aussagepsychologie 
in der Bundesrepublik Deutschland) zurückgreifen. 
Letzteren folgen sie dann in der Regel unkritisch, 
ohne sich noch einmal auf die eigene Aufgabe als 
Gericht zu besinnen, die Beweise (Anknüpfungstatsa¬ 
chen) eigenständig zu würdigen. 


20.7 Die eigenständige Beweiswürdigung 
des Gerichts 


Für immer noch wegweisend zum Thema der eigenen Be¬ 
weiswürdigung des Gerichts halte ich ein Urteil des Land¬ 
gericht Mainz vom 29. Juli 1997 (Landgericht Mainz 1999). 

Die 5. Strafkammer des LG Mainz setzte sich nach 
den sogenannten Wormser Prozessen vor zwei anderen 
Kammern desselben Gerichts mit der eigenen Rolle und 
der der aussagepsychologischen Sachverständigen aus¬ 
einander und resümierte: »Die an anerkannten strafpro¬ 
zessualen Grundsätzen ausgerichtete eigene richterliche 
Überzeugungsbildung kann nie durch ein Sachverständi¬ 
gengutachten ersetzt werden. Die Beurteilung auch von 
kindlichen Zeugenaussagen gehört zum Kernbereich rich¬ 
terlicher Tätigkeit.« 

Das Urteil enthält grundsätzliche Überlegungen zur 
richterlichen Überzeugungsbildung als einem vielschich¬ 
tigen Prozess, der niemals ausschließlich auf einem ratio¬ 
nalen Boden erfolgt, sondern in dem es zumindest ein 
Feedback-System zwischen Intuition und Rationalität 
gibt. Auch bei den problematischen Fällen Aussage gegen 
Aussage gelte nicht der Grundsatz, die Glaubwürdigkeit 
einer Aussage müsse positiv belegt werden. Es genüge 
nicht, wenn Zweifel an der Glaubwürdigkeit bestehen, 
freizusprechen, wie es die Verfechter der modernen Aus¬ 
sagepsychologie fordern, sondern - wenn ein Richter auf¬ 
grund der Hauptverhandlung (§ 261 StPO) von der Schuld 
eines Angeklagten überzeugt ist - sei er verpflichtet, den 
Angeklagten zu verurteilen bzw. in der Beratung eines 
Kollegialgerichts für eine Verurteilung zu stimmen. Es sei 
dann unerheblich, dass theoretisch immer die Möglichkeit 
einer »falschen Überzeugung« bestehen kann. Ein Richter 
darf einen Angeklagten, von dessen Schuld er überzeugt 
ist, nicht nur deshalb freisprechen, weil er Bedenken im 
Hinblick auf die Abfassung eines revisionssicheren Urteils 
hat. Auch wendet sich das Gericht gegen die von einigen 
Aussagepsychologen vertretene These, nur die von Psy¬ 
chologen selbst erhobene Aussage könnte Grundlage 
einer Realkennzeichenanalyse - natürlich auch nur durch 
einen Aussagepsychologen - sein. In der Folge setzt sich 
das Urteil mit der gesamten ihm zur Verfügung stehenden 
Literatur zur Suggestionsproblematik bei der Entstehung 
kindlicher Aussagen (in dem Fall eines 9-jährigen Mäd¬ 
chens, der Tochter des Angeklagten) auseinander und 
nimmt eine eigene Be weis Würdigung, unter Berücksich¬ 
tigung der Entstehung und Entwicklungsgeschichte der 
Aussage vor. 

Das Urteil resümiert (Landgericht Mainz 1999, S. 34): 

» Die Beweisaufnahme hat eindeutig ergeben, dass die 
den Angeklagten belastenden Angaben des Kindes [...], 
auf die noch einzugehen sein wird, nicht unter Bedingun- 
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gen entstanden sind, bei denen ernsthaft die Möglichkeit 
in Betracht gezogen werden müsste, dem Kind sei etwas 
suggeriert worden. Es gab keine,Aufdeckungsarbeit' [...], 
deren potentielle Gefahren derzeit diskutiert werden. Ent¬ 
gegen den anders lautenden Anknüpfungsspekulationen 
des Sachverständigen Prof. Dr. Sch., an denen dieser auch 
unbeirrbar festhielt, wenn ihm gesagt wurde, daß sie mit 
den vorliegenden Beweisergebnissen aus der Hauptver¬ 
handlung nicht in Einklang zu bringen sind, gab es weder 
eine,Erwartungshaltung' mit einer daraus resultierenden 
Aufdeckungsdynamik bei den Personen im Umfeld des 
Kindes, noch wurde [...] jemals ein,Negativimage' von 
ihrem Vater vermittelt. Es gibt auch keine Anhaltspunkte 
dafür, daß das Kind [...] aufgrund des familiären Hinter¬ 
grunds,psychisch destabilisiert' und deshalb besonders 
anfällig für suggestive Beeinflussung war. Schließlich sei 
die Vermutung des Sachverständigen, [die Mutter des 
Kindes, Anmerk, der Verfasserin] habe - wahrscheinlich 
unbewußt - den Missbrauchsverdacht im Rahmen der 
familiengerichtlichen Auseinandersetzung,instrumenta¬ 
lisiert', nachdem sie von,professionellen Helfern' in ihrem 
dann zur Gewißheit gewordenen Verdacht bestätigt wor¬ 
den sei, an den Haaren herbeigezogen. « 

Das zitierte Urteil traf auf den erwartbaren Zorn der 
Vertreter moderner Aussagepsychologie. Der Bundes¬ 
gerichtshoflässt es jedoch auch heute noch zu, dass sich 
ein Gericht - wie die Richterinnen und Richter in der 
ersten Gruppe meiner Charakterisierungen - dergestalt 
zur eigenen Beweiswürdigungsaufgabe bekennt, dass es 
sich eigenständig mit der herrschenden Aussagepsycho¬ 
logie - mit oder ohne die Hilfe von Sachverständigen - 
auseinandersetzt, eine eigene Be weis Würdigung der auch 
für die Suggestionsproblematik erheblichen Beweise und 
Indizien vornimmt und zur Verurteilung auch in Fällen 
des sexuellen Missbrauchs an kleineren Kindern (unter 
6-Jährige) gelangt. 

Selbstverständlich wird man den Richterinnen und 
Richtern abverlangen müssen, dass sie sich jeweils mit 
dem neuesten Stand der Forschung sowohl zur Aussage¬ 
psychologie als auch der Kritik an ihr auseinandersetzen. 
Nimmt man die Kritik an der Begrenztheit der Aussage- 
Psychologie ernst, muss dem Gericht auch der Weg zur 
Einbeziehung weiterer Erkenntnisse - wie der von Kin¬ 
der- und Jugendpsychiatern, Psychotraumatologen etc. - 
eröffnet sein. 

Q Es ist Aufgabe eines anwaltlichen Zeugenbei¬ 
stands im Vorverfahren bzw. von anwaltlichen 
Nebenklagevertretern in der Hauptverhandlung, 
das Tatgericht mit Beweisanträgen dazu zu brin¬ 
gen, die Beweisaufnahme insoweit auszudehnen; 
Therapeutinnen eines Kindesjugendpsychiatri¬ 


sche Sachverständige, Entwicklungspsychologin¬ 
nen sind dann zu hören, wenn man nicht allein 
auf die Aussagepsychologie als Wissenschaft 
setzt. 

20.8 Zusammenfassung 


Die moderne Aussagepsychologie wurde in Deutschland 
erst im Zuge der sogenannten Wormser Prozesse vor dem 
Landgericht Mainz in den 1990er-Jahren einer breiteren 
Öffentlichkeit durch die Medien bekannt. Untersucht 
wurden seinerzeit aussagepsychologisch bedenkliche Be¬ 
fragungsmethoden einer Fachberatungsstelle für sexuel¬ 
len Missbrauch in Worms sowie die Befragungsmethoden 
von Staatsanwaltschaft und Polizei. Es wurde festgestellt, 
dass die Angaben der Kinder zur Überführung der jewei¬ 
ligen Angeklagten nicht mehr verwertbar waren, da diese 
aufgrund suggestiver Befragung zustande kamen. 

■ Anforderungen für aussagepsychologische 
Gutachten 

In einer Grundsatzentscheidung des 1. Strafsenats des 
Bundesgerichtshofs vom 30. Juli 1999 wurden erstmalig 
die wissenschaftlichen Mindestanforderungen für aussa¬ 
gepsychologische Gutachten detailliert ausgeführt. Der 
Bundesgerichtshof bestätigte das grundlegende methodi¬ 
sche Prinzip, einen zu überprüfenden Sachverhalt (hier 
die Glaubhaftigkeit der speziellen Aussage) so lange zu 
negieren, bis diese Negation mit den gesammelten Fakten 
nicht mehr vereinbar ist. Es dürfen ausschließlich solche 
methodischen Mittel verwendet werden, die dem aktuel¬ 
len wissenschaftlichen Kenntnisstand gerecht werden und 
die auch zur Überprüfung der aufgestellten Hypothesen 
konkret beitragen können. 

■ Prinzip der Nullhypothese 

Von der aussagepsychologischen Gutachterin/dem Gut¬ 
achter wird zunächst angenommen, dass die vom Kind/ 
dem Jugendlichen gemachte Aussage unwahr ist. Hierzu 
werden Hypothesen gebildet, die die Aussagen des Kin- 
des/Jugendlichen anders erklären. Erst wenn alle diese 
Hypothesen verworfen werden können, da sie nicht mit 
den Fakten in Einklang zu bringen sind, gilt die sogenann¬ 
te Alternativhypothese, also dass die Aussage des Kindes/ 
Jugendlichen einen Erlebnisbezug hat. 

■ Aussagepsychologie 

Zentrales Verfahren der Aussagepsychologie ist die merk¬ 
malsorientierte Inhaltsanalyse. Hierbei wird nach Indika¬ 
toren gesucht, aus denen sich eine Aussage darüber ab- 
leiten lässt, ob die Angaben des untersuchten Kindes/Ju- 
gendlichen erlebnisbasiert sein können. Die grundlegende 
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Annahme dahinter ist, dass Dinge, die nicht selbst erlebt 
wurden (kein Erlebnisbezug), anders geschildert werden, 
als Dinge, die selbst erlebt wurden (Erlebnisbezug). Dieses 
Verfahren funktioniert aber nicht mehr, wenn die Aussage 
unter suggestiver Beeinflussung entstanden ist. 

■ Wann werden Aussagepsychologinnen von 
Gerichten hinzugezogen? 

Diese werden hinzugezogen, wenn das Gericht nicht in 
der Lage ist, die Aussagetüchtigkeit des Zeugen und die 
Glaubhaftigkeit der Aussage zu beurteilen. Die Frage, 
wann ein Gericht nicht die eigene Sachkunde zur Beurtei¬ 
lung von Zeugenaussagen hat, ist in jedem Einzelfall an¬ 
ders zu beurteilen. Verallgemeinerungen lassen sich hier 
nicht aufstellen. Gerichte haben auch grundsätzlich alleine 
die Kompetenz, Aussagen von Kindern zu beurteilen. Eine 
Untersuchung durch aussagepsychologische Sachverstän¬ 
dige ist immer freiwillig (§ 81c StPO). 
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21.1 Einleitung 


Die Planung der Intervention bei einem Verdacht auf se¬ 
xuellen Missbrauch ist eine sehr anspruchsvolle Aufgabe. 
Sie erfordert eine hohe Professionalität und ein Zusam¬ 
menwirken verschiedener Professionen. Aufgrund der 
enormen fachlichen Anforderungen, der hohen emotio¬ 
nalen Belastungen für die Fachkräfte sowie der häufig be¬ 
stehenden Unsicherheit über die angemessenen Interven¬ 
tionsstrategien besteht der Wunsch nach verbindlichen 
Standards. 

Im Folgenden werden Verfahrensgrundsätze be¬ 
schrieben, die bei der Planung und der Durchführung 
der Intervention bei Verdacht auf sexuellen Missbrauch 
zu beachten sind. Sie einzuhalten gewährleistet, dass 
die in § 8a SGB VIII für die Jugendämter und die freien 
Träger der Jugendhilfe sowie in § 4 KKG für Berufsge¬ 
heimnisträger wie z. B. Ärzte/Ärztinnen, Psychologen/ 
Psychologinnen oder Lehrer/Lehrerinnen vorgegebenen 
Verfahrensgrundsätze erfüllt werden. Ihre Beachtung 
erhöht zudem die Möglichkeit ein familiengerichtliches 
Verfahren im Sinne des Kindeswohls zu gestalten und ist 
unerlässliche Voraussetzung für ein erfolgreiches Straf¬ 
verfahren. 

Da sich beim Verdacht auf sexuellen Missbrauch jeder 
Fall anders gestaltet, dürfen die vorgegebenen Verfahrens¬ 
weisen die Flexibilität des Handelns im Einzelfall nicht zu 
stark einschränken. Jeder Einzelfall erfordert immer wie¬ 
der aufs Neue die Suche nach Handlungsmöglichkeiten 
und Lösungen. 

21.2 Ziele der Interventionen 


Das Kindeswohl ist der wichtigste Orientierungspunkt 
und bildet die Grundlage der Planung der Intervention. 
Die Ziele der Intervention sind 

— die zügige Klärung des Verdachts, 

— die zügige Beendigung des Missbrauchs bei Bestäti¬ 
gung des Verdachts, 

— der nachhaltige Schutz des Opfers und 

™ das Angebot angemessener Hilfen für alle Beteiligten. 

21.3 Standards der Planung und 

Durchführung der Interventionen 

21 . 3.1 Generelle Standards 


Die folgenden Standards sind in jedem Einzelfall unab¬ 
hängig von der konkreten Planung und dem Stand des 
Verfahrens von besonderer Bedeutung: 


Ruhe bewahren 

Der verständliche Wunsch der Fachkräfte, die Mädchen 
und Jungen möglichst schnell vor weiterem sexuellem 
Missbrauch zu schützen, verleitet zu vorschnellem und 
unbedachtem Handeln. Deshalb ist es wichtig, Ruhe zu 
bewahren. Die Intervention darf allerdings auch nicht auf 
den »Sankt Nimmerleinstag« verschoben werden. Es ist 
vielmehr notwendig, sie gleichzeitig geplant und zügig zu 
beginnen. 

Alternativhypothesen überprüfen 

Bei jedem Verdacht auf sexuellen Missbrauch müssen von 
Anfang an und in jeder Phase der Intervention Alternativ¬ 
hypothesen entwickelt und mit der gleichen Sorgfalt wie 
der Verdacht auf sexuellen Missbrauch überprüft werden. 
Es sollten allerdings ausgehend vom konkreten Wissens¬ 
stand nur sinnvoll erscheinende Hypothesen formuliert 
werden. Solche Alternativhypothesen könnten bei einem 
Verdacht auf innerfamilialen sexuellen Missbrauch z. B. 
folgendermaßen lauten: 

— Es hat kein sexueller Missbrauch stattgefunden. 

™ Die Verhaltensauffälligkeiten resultieren aus Bezie¬ 
hungsproblemen der Eltern. 

™ Die Verhaltensauffälligkeiten sind Folgen körper¬ 
licher Gewalt. 

— Der vermutliche Täter/Täterin kommt nicht aus der 
Familie. 

Sorgfältige Dokumentation 

Alle Informationen und Beobachtungen müssen sorgfäl¬ 
tig dokumentiert und die Fakten von den Vermutungen 
getrennt dargestellt werden. Dabei kommt es auf sprach¬ 
liche Genauigkeit an. Es sollte nicht von »es«, »sexuellen 
Spielen« usw. geschrieben, sondern die Handlungen soll¬ 
ten exakt benannt werden. Die Notizen sollten datiert und 
in einem festen, durchnummerierten Heft eingetragen 
werden, damit Manipulationen ausgeschlossen sind. Eine 
sorgfältige Dokumentation aller Interventionsschritte ist 
als Gedächtnis des Hilfeprozesses anzusehen. Ohne eine 
solche Dokumentation sind gerichtliche Verfahren fast 
aussichtslos. 

Von der Wahrhaftigkeit des Kindes ausgehen 

Einem vermutlich sexuell missbrauchten Mädchen oder 
Jungen sollte nicht mit Zweifeln entgegengetreten werden, 
da dadurch eine Barriere zwischen Kind und Fachkraft 
errichtet wird. Es ist gegenüber dem Kind unfair, von ihm 
Vertrauen zu erwarten, selbst aber misstrauisch zu sein. 
Gleichzeitig gehört die Suche nach der »objektiven Reali¬ 
tät« zur Intervention, da jeder Mensch etwas für die Wahr¬ 
heit halten kann, was sich als falsch herausstellt. Gerade 
die Opfer sexueller Gewalt vergessen manchmal wichtige 
Details oder die Kinder sind durch die Täter derart ver- 
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wirrt worden, dass sich ihre Aussagen widersprüchlich 
anhören. 

Da die Mehrzahl der sexuellen Übergriffe durch Männer begangen 
wird, wird im Text ausschließlich die männliche Form verwendet. 

Nicht jede Aussage eines Kindes ist deshalb unreflektiert 
als objektive Wahrheit zu bewerten, sondern es ist von der 
Wahrhaftigkeit des Kindes auszugehen. Dies beinhaltet das 
Recht der Kinder, ihre Aussagen korrigieren und widerru¬ 
fen zu können. Sollte es dazu gekommen sein, ist sorgfältig 
mit dem Kind zu klären, warum es den Vorwurf des se¬ 
xuellen Missbrauchs erhoben hat, da sich in der Regel ein 
anderes belastendes Problem dahinter verbirgt. Bewusste 
Falschaussagen von Mädchen und Jungen sind relativ sel¬ 
ten. Bei jüngeren Kindern liegt die Rate in den Untersu¬ 
chungen zwischen 2 und 4 %; bei Jugendlichen ist sie mit bis 
zu 8 % etwas höher (Bange 2002, S. 92 ff.; Busse et al. 2000). 

Die Wünsche des Kindes beachten 

Mit den betroffenen Mädchen und Jungen müssen ihrem 
Entwicklungsstand entsprechend alle geplanten Interven¬ 
tionen besprochen werden. Ihr Empfinden und ihre Vor¬ 
stellungen sowie auch ihr möglicher Widerstand dagegen 
sind dabei stets zu berücksichtigen. Dieser Standard wird 
zu selten beachtet. So stellten Fegert et al. (2001, S. 208) 
fest, dass in den von ihnen untersuchten Fällen kaum mit 
den sexuell missbrauchten Mädchen und Jungen über die 
eingeleiteten Maßnahmen gesprochen wurde und ihre 
Wünsche wenig Berücksichtigung fanden (siehe auch Bus¬ 
se et al. 2000, S. 49; Fegert et al. 2013, S. 147 ff). 

Verantwortung für das Kind übernehmen 

Im äußersten Notfall müssen jedoch Entscheidungen 
gegen den Willen des Kindes getroffen werden. So sind 
z. B. die Fachkräfte eines Kinder- und Jugendhilfeträgers 
gemäß § 8a Abs. 4 SGB VIII verpflichtet, das Jugendamt 
zu informieren, falls die Gefährdung nicht anders abge¬ 
wendet werden kann. Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen des 
Jugendamtes müssen wiederum z. B. gemäß § 8a Abs. 2 
SGB VIII das Familiengericht einschalten, wenn sie dies 
für erforderlich halten. 

Wenn eine dringende Gefahr für das Kind besteht und 
die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden 
kann, ist das Jugendamt »sogar« berechtig und verpflich¬ 
tet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
Möchte ein Kind trotz des sexuellen Missbrauchs in seiner 
Familie bleiben, muss also - wenn aus Sicht der Fachkräfte 
eine akute Kindeswohlgefährdung besteht - für das be¬ 
troffene Mädchen bzw. den betroffenen Jungen Verant¬ 
wortung übernommen und eine Inobhutnahme gemäß 
§ 42 Abs. 1 SGB VIII durchgeführt werden. 


Die Mädchen und Jungen sollten immer über eine sol¬ 
che Entscheidung und seine Gründe informiert werden. 
Es ist deshalb auch Vorsicht geboten, den Mädchen und 
Jungen absolute Vertraulichkeit zu versprechen, da es im 
Laufe der Interventionen immer Momente geben kann, 
wo dies nicht gewährleistet werden kann. 

21 . 3.2 Verfahrensstandards 


Q Unabhängig vom konkreten Einzelfall sind die 
folgenden Verfahrensstandards zentral, um eine 
fachgerechte Intervention gewährleisten zu kön¬ 
nen. 

Spezialwissen in Anspruch nehmen 

Bei schwer zu interpretierenden Hinweisen sollte sich das 
Team auf jeden Fall umgehend von Fachkräften mit ent¬ 
sprechendem Spezialwissen beraten lassen. Der Gesetz¬ 
geber hat für Berufsgeheimnisträger im § 4 KKG einen 
gesetzlichen Anspruch auf Fachberatung geschaffen (»in¬ 
soweit erfahrene Fachkraft«). Weiterhin haben alle Perso¬ 
nen, die in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen ste¬ 
hen, einen solchen Anspruch. 

Befragungen der Kinder durch Fachkräfte mit 
Spezialwissen 

In der gesamten Fachliteratur besteht Einigkeit darüber, 
dass ein Kind so wenig wie möglich von möglichst wenigen 
Fachkräften befragt werden sollte. Gezielte Befragungen 
von Kindern nach sexuellem Missbrauch setzen ein hohes 
Maß an Wissen unter anderem über Befragungstechniken 
und entwicklungspsychologische Prozesse voraus, das bei 
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeitern meist nicht gegeben 
ist. Befragungen von Kindern sollten deshalb möglichst 
von speziell dafür ausgebildeten Experten/Expertinnen 
durchgeführt werden. Dies ist zwingend notwendig, damit 
in einem möglicherweise folgenden Familiengerichtsver- 
fahren und erst recht in einem Strafverfahren die Aussage¬ 
entstehung nachvollzogen werden kann. 

Wichtig ist zudem, dass die beraterisch-therapeuti- 
sche Begleitung des Kindes und die Befragung von unter¬ 
schiedlichen Personen durchgeführt werden. 

Jeder »Partei« einen Ansprechpartner 

Alle betroffenen Personen einschließlich des/der Beschul¬ 
digten müssen ein eigenständiges Hilfeangebot bekom¬ 
men. Um Rollenkonfusionen bei den Fachkräften zu ver¬ 
meiden, sollte eine Fachkraft nicht verschiedene Personen 
beraten. 
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O Abb. 21.1 Der Hilfeprozess bei Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch 


21.4 Der Hilfeprozess 
21 . 4.1 Erste Schritte 


Teamarbeit/kollegiale Beratung 

Im Verlauf des Hilfeprozesses kommen der Abstimmung 
der Handlungsschritte der beteiligten Professionen sowie 
ihrem jeweiligen Spezial wissen besondere Bedeutung 
zu, um den Kindern und Jugendlichen die bestmögliche 
Unterstützung zukommen zu lassen. Wenn der Verdacht 
entsteht, dass ein Mädchen oder Junge sexuell missbraucht 
wird, das Jugendamt aber noch nicht informiert werden 
muss, weil die Gefährdung auch anders abgewendet 
werden könnte, sollte deshalb ein Team gebildet werden 
(□ Abb. 21.1). So könnte sich z. B. eine Lehrerin an eine 
Spezialberatungsstelle wenden. Außerdem ist es ratsam, 
eine »insoweit erfahrene Fachkraft« in das Team einzu¬ 
beziehen, da diese Personen über Spezialwissen verfügen. 

Dieses Fallteam bietet die Vorteile, dass 
™ die Verantwortung für die Intervention auf mehrere 
Schultern verteilt werden kann, 

— die Fachkräfte sich gegenseitig emotionale Unterstüt¬ 
zung geben und 

™ Vor- und Nachteile verschiedener Interventions- 
schritte kollegial beraten werden können. 

Eine Gefahr von Teamarbeit ist, dass sie einen sozialen 
Druck im Hinblick auf die Anpassung Einzelner an ein¬ 


geschliffene Denkmuster bzw. Dogmen der Intervention 
schaffen kann. Kollegiale Beratung kann jedoch nur dann 
produktiv wirken, wenn Irritationen zugelassen und posi¬ 
tiv gewürdigt werden. Alle entstehenden Gedanken be¬ 
züglich des Kindes, der Familie und der Intervention müs¬ 
sen eingebracht werden können. Off genug hegen gerade 
in diesen als störend empfundenen oder scheinbar bedeu¬ 
tungslosen Äußerungen wertvolle Hinweise auf die Situa¬ 
tion in der Familie und das weitere Vorgehen verborgen. 

Wenn diese Hilfen nicht erfolgreich sind oder die 
Eltern nicht mitarbeiten wollen, muss eine Information 
nach § 8a SGB VIII an das Jugendamt durch eine der Per¬ 
sonen erfolgen. 

Einrichtungsleitung informieren 

Bevor externer Sachverstand bzw. das Jugendamt einbe¬ 
zogen oder Interventionen eingeleitet werden, muss das 
Team die Leitung seiner jeweiligen Einrichtung über den 
Verdacht informieren (□ Abb. 21.1). In einem gemeinsa¬ 
men Gespräch sollten die Verdachtsmomente und eine 
gemeinsam getragene Strategie besprochen werden. Dies 
ist wichtig, damit die Mitarb eiter/Mitarbeiter innen bei 
Komplikationen Rückendeckung durch die Leitung erhal¬ 
ten. Zudem bestehen bei bestimmten Berufsgruppen wie 
z. B. Lehrerinnen und Lehrern rechtliche Bestimmungen, 
die eine Information des/der Vorgesetzten vorsehen, wenn 
Informationen über Schüler/Schülerinnen nach außen ge¬ 
tragen werden. Falls die Leitung den Verdacht nicht teilt 
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oder von den geplanten Interventionsschritten nicht über¬ 
zeugt ist und sie deshalb untersagt, sollte die nächsthöhere 
Leitungsebene eingeschaltet werden, um den Konflikt zu 
besprechen. Ist die Leitung z. B. bei sexuellem Missbrauch 
in Institutionen in das Geschehen verwickelt, kann exter¬ 
ner Sachverstand auch ohne Kenntnis der Leitung einbe¬ 
zogen werden und es ist der direkte Weg zur nächsthöhe¬ 
ren Leitungsebene zu suchen. 

Jugendamt informieren 

Wenn die ergriffenen Maßnahmen nicht ausreichen, um 
das Kindes wohl zu sichern oder die Eltern die Hilfeange¬ 
bote ablehnen, müssen die Fachkräfte von freien Trägern 
und Berufsgeheimnisträgern gemäß § 8a SGB VIII bzw. 
§ 4 KKG das Jugendamt informieren (□ Abb. 21.1). Wird 
dem Jugendamt ein Verdacht auf sexuellen Missbrauch 
mitgeteilt oder erhält das Jugendamt entsprechende In¬ 
formationen aus eigener Zuständigkeit, muss es gemäß 
§ 8a Abs. 1 SGB VIII eine Risikoeinschätzung im Zusam¬ 
menwirken mehrerer Fachkräfte vornehmen. Gleiches gilt 
analog auch für freie Träger der Jugendhilfe (§ 8a Abs. 4 
SGB VIII), wobei diese eine insoweit erfahrene Fachkraft 
hinzuzuziehen haben. 

Fallkonferenz 

Wenn sich die Verdachtsmomente verdichten und Inter¬ 
ventionen notwendig werden, sollte möglichst schnell 
eine Fallkonferenz durchgeführt werden (□ Abb. 21.1). 
Hier sollten die mit der betreffenden Familie befassten 
Professionellen sowie möglicherweise Fachkräfte mit be¬ 
sonderen psychologischen oder juristischen Kenntnis¬ 
sen gemeinsam zu einer Einschätzung des Falles und des 
weiteren Vorgehens kommen. Organisiert werden sollte 
dieses Treffen von der für den Fall zuständigen Fachkraft 
des Jugendamtes. Folgende Fragen könnten z. B. in einem 
solchen Gespräch geklärt werden: 

Gibt es konkrete Aussagen des Kindes? Wem gegen¬ 
über und in welchem Kontext wurden sie gemacht? 

— Welche anderen konkreten Hinweise (z. B. Verhal¬ 
tensauffälligkeiten, medizinische Befunde) liegen vor? 

— Welche anderen Gründe könnte es für die beobachte¬ 
ten Auffälligkeiten des Kindes geben? 

Was ist über die familiäre Situation und die sozialen 
Kontakte des Kindes bekannt? 

Gegen wen richtet sich der Verdacht? Was spricht für 
den Tatverdacht der betreffenden Person und was 
dagegen? 

™ Welche anderen Institutionen haben Kontakt zu der 
Familie? 

“ Wer hat einen stabilen Kontakt zum Kind? 

— Sind bereits Maßnahmen zur weiteren Abklärung des 
Verdachts ergriffen worden? 


— Sollte juristischer Sachverstand hinzugezogen wer¬ 
den? 

— Wie kann der Schutz des Kindes gewährleistet wer¬ 
den? 

— Kann das Kind in seinem gewohnten Umfeld bleiben? 
™ Ist eine rechtsmedizinische Untersuchung erforder¬ 
lich? 

— Ist mit den Eltern des Kindes gesprochen worden? 
Wenn nicht, wer spricht wann mit ihnen? 

™ Wird/werden die Person(en), denen sich das Kind 
anvertraut hat/haben, unterstützt? 

™ Welche Hilfeangebote benötigen das Kind, mögli¬ 
cherweise die Geschwister und die Vertrauensperso¬ 
nen des Kindes unabhängig davon, ob der Verdacht 
erhärtet werden kann oder nicht? 

Fallzuständiges Team, Koordination der 
Hilfen, Hilfeprozessmanager/Hilfeprozess¬ 
managerin 

In der ersten Fallkonferenz sollte ein fallzuständiges Team 
bestimmt werden, das die fallzuständige Fachkraft des 
Jugendamtes bei der Entwicklung eines Hilfeplanes, der 
Koordination der einzelnen Interventionen und der Ein¬ 
haltung der vorgesehenen Interventionen und zeitlichen 
Absprachen unterstützt. Dabei sollte geklärt werden, wer 
welche Aufgabe übernimmt. Diesem Team sollten die mit 
der Familie befassten Personen und ein fallzuständiger 
Hilfeprozessmanager/eine fallzuständige Hilfeprozess¬ 
managerin angehören. Eine solche Person erscheint not¬ 
wendig, da es in vielen Fällen lange Delegationsketten gibt 
(Fegert et al. 2001, S. 153 ff.). 

Viele Fachkräfte stehen der Beteiligung eines Hilfe- 
prozessmanagers/einer Hilfeprozessmanagerin dennoch 
skeptisch gegenüber. Sie befürchten, dass die kollegiale 
Kooperation durch eine solche Person gestört und die an¬ 
stehenden Aufgaben problemlos durch Absprachen und 
gegenseitige Kontrolle zu bewältigen seien. Solche Ab¬ 
sprachen bleiben jedoch meist prekär, weil sie in der Regel 
nicht bindend sind. Die Chance auf ein funktionierendes 
Team erhöht sich deshalb, wenn eine solche Person ein¬ 
gesetzt wird. Ihre zentrale Rolle ist es, die Teamarbeit zu 
koordinieren, die Moderation der Fallkonferenzen sowie 
die Kontrolle der Absprachen zu übernehmen. Außerdem 
sollte sie auf »blinde Flecken« bei der Hilfeplanung und 
auf die Einhaltung der fachlichen Standards achten. Ins¬ 
besondere gilt dies für die aktive Beteiligung der Mädchen 
und Jungen und ihre Vertrauenspersonen. 

Der Hilfeprozessmanager/die Hilfeprozessmanage¬ 
rin sollte in der ersten Fallkonferenz einvernehmlich be¬ 
stimmt werden und ein Experte/ eine Expertin in Fragen 
der Intervention beim sexuellen Missbrauch sein. Sie soll¬ 
te kein Vorgesetzter/keine Vorgesetzte und nicht aus einer 
am Hilfeprozess beteiligten Abteilung des Jugendamtes 
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oder der Einrichtung kommen, um Fallstricke im Hilfe¬ 
system besser erkennen zu können. Sie könnte z. B. ein 
Mitarbeiter/eine Mitarbeiterin einer Spezialberatungs¬ 
stelle oder einer anderen Abteilung des Jugendamtes sein. 
Sie ist jedoch nicht fallverantwortlich. Die fallzuständige 
Fachkraft bleibt für die Interventionen fachlich und recht¬ 
lich voll verantwortlich. Die einzelnen Beteiligten tragen 
für die von ihnen durchzuführenden Maßnahmen die 
Verantwortung. 

Im fallzuständigen Team muss unter Berücksichti¬ 
gung der Ergebnisse der Fallkonferenz ein Hilfeplan ent¬ 
wickelt werden. Er sollte eine Problemanalyse aus Sicht 
der Fachkräfte, eine Darstellung der Situation aus Sicht des 
Kindes und der Eltern, die Meinung der Betroffenen zum 
Verdacht, eine Bewertung des Verdachts durch die Fach¬ 
kräfte (inklusive vorhandener Widersprüche oder Zwei¬ 
fel) sowie Angaben über die konkreten Ziele der Inter¬ 
ventionen, über die bereits geleisteten Interventionen und 
ihrer Akzeptanz bei den Hilfesuchenden enthalten. Wich¬ 
tig sind zudem Angaben zur Finanzierung und Dauer der 
Hilfen sowie eine genaue Zuordnung, wer welche Aufgabe 
übernimmt. Darüber hinaus müssen die Ressourcen des 
Kindes und seines Umfeldes in der Hilfeplanung berück¬ 
sichtigt werden. Der Hilfeplan muss allen Beteiligten zur 
Verfügung gestellt werden. Außerdem müssen die im Hil¬ 
feplan festgelegten Hilfen und Interventionen regelmäßig 
auf ihre Wirksamkeit und Angemessenheit hin überprüft 
werden. Verantwortlich für die Fortschreibung des Hilfe¬ 
planes ist die fallzuständige Fachkraft des Jugendamtes. 

Die in der Fallkonferenz und im fallzuständigen Team 
gefällten Entscheidungen sollten im Konsens erfolgen. So 
ist eher gewährleistet, dass verschiedene Sichtweisen des 
Problems bei der Intervention berücksichtigt werden. Die 
Entscheidungen sollten zügig getroffen, und es sollten kei¬ 
ne »faulen Kompromisse« geschlossen werden. Falls ein 
Konsens nicht herzustellen ist, muss die letzte Entschei¬ 
dung bei der fallzuständigen Fachkraft des Jugendamtes 
verbleiben, die die rechtliche Verantwortung für die Ge¬ 
staltung des Hilfeprozesses hat. 

21 . 4.2 Information und Einbindung der nicht 
missbrauchenden Eltern 


Seit Langem gibt es eine Kontroverse darüber, wann die 
Eltern bei einem Verdacht auf innerfamilialen sexuellen 
Missbrauch informiert werden sollen. Zum einen wird 
die Auffassung vertreten, dass die Familie umgehend über 
den Verdacht informiert werden sollte. Dabei wird der 
Rechtsschutz für die Eltern und ihre Mitwirkung als eine 
wichtige Voraussetzung für das Gelingen des Hilfepro¬ 
zesses betont. Außerdem könnten Alternativhypothesen 
und andere Belastungsfaktoren jenseits eines möglichen 


sexuellen Missbrauchs ohne Beteiligung der Eltern kaum 
überprüft werden. Schließlich würde dadurch das Prob¬ 
lem nicht allein beim Kind festgemacht, sondern die El¬ 
tern würden unmissverständlich auf ihre Verantwortung 
hingewiesen. Dagegen wird argumentiert, dass durch eine 
zu frühe Information der Eltern die Gefahr bestehe, dass 
der Täter/die Täterin bei innerfamilialem sexuellem Miss¬ 
brauch den Druck auf das Opfer erhöht und so Interven¬ 
tionen erschwert oder auch unmöglich gemacht würden. 

Das SGB VIII macht in dieser Frage keine klaren Vor¬ 
gaben. Einerseits haben Kinder und Jugendliche einen ei¬ 
genständigen Rechtsanspruch auf Beratung nach § 8 Abs. 
3 SGB VIII, andererseits haben die Personensorgeberech¬ 
tigten Informations- und Mitwirkungsrechte. Für die fall¬ 
zuständige Fachkraft des Jugendamtes ermöglicht es der 
§ 8a Abs. 1 SGB VIII in Situationen, in denen die elterliche 
Beteiligung den Schutz des Kindes gefährdet, von einer 
frühzeitigen Information der Eltern abzusehen. Wenn die 
Eltern nicht beteiligt werden, müssen die Gründe schrift¬ 
lich niedergelegt werden. 

Aufgrund der fachlichen Bedenken und der gesetzli¬ 
chen Vorschriften erscheint eine schematische Regelung 
nicht möglich. Vielmehr muss die Balance zwischen den 
eigenständigen Rechten des Kindes und denen der El¬ 
tern in jedem Einzelfall hergestellt werden. Grundsätzlich 
könnte als Zielperspektive gelten, dass die Eltern bei einem 
Verdacht auf außerfamilialen sexuellen Missbrauch direkt 
und bei einem Verdacht auf innerfamilialen so früh wie 
möglich einzubeziehen sind. Des Weiteren sollte versucht 
werden, für alle Maßnahmen (auch für die Herausnahme 
des Kindes aus der Familie) die Einwilligung der Eltern zu 
erlangen. Orientierungsmaßstab bei der Beteiligung der 
Eltern muss jedoch immer das Wohl des Kindes sein. 

Anders als vielfach vermutet wird, glauben die meisten 
nicht missbrauchenden Mütter ihren Töchtern und Söh¬ 
nen vollständig oder zumindest teilweise. In den Studien 
gaben dies im Durchschnitt etwa 75 % der befragten Frau¬ 
en an. Gleichzeitig bedeutet dies aber, dass ein Viertel der 
Mütter ihren Töchtern und Söhnen nicht glaubt. Dies ist 
insbesondere bei innerfamilialem sexuellem Missbrauch 
der Fall. Der überwiegende Teil der Mütter unterstützt ihre 
Kinder nach eigenen Angaben. Je nach Studie schwankt 
die Zahl zwischen 55 und 85 %. Ein nicht unerheblicher 
Teil der befragten Mütter zeigt dabei inkonsistentes Ver¬ 
halten. Sie unterstützen z. B. ihre Kinder, ohne ihnen zu 
glauben, oder sie glauben ihnen einige Zeit, um anschlie¬ 
ßend ihre Meinung zu ändern. Indirekt bestätigt werden 
diese Ergebnisse durch Studien, in denen betroffene Kin¬ 
der oder Erwachsene befragt worden sind, ob sie ihre Mut¬ 
ter oder ihren Vater als unterstützend erlebt haben. Etwa 
75 % bestätigen dies (Bange 2011, S. 76 ff.; Bolen u. Lamb 
2002; Coohey u. 0‘Leary 2008; Cyr et al. 2003; Pintello u. 
Zuravin 2001; Plummer 2006; Ruggiero et al. 2004). 
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Beim Verdacht auf außerfamilialen sexuellen Miss¬ 
brauch ist es vielfach relativ unproblematisch, die Eltern 
einzubeziehen, da sich in solchen Fällen die meisten Eltern 
hinter ihre Kinder stellen. Beim innerfamilialen sexuellen 
Missbrauch gestaltet sich dies in vielen Fällen wesentlich 
schwieriger. Denn der innerfamiliale sexuelle Missbrauch 
eines Kindes durch den Partner/die Partnerin löst beim 
nicht missbrauchenden Elternteil einen Schock aus. Es 
wird eine existenzielle Bedrohung der Familie erlebt. Der 
nicht missbrauchende Elternteil fühlt sich zutiefst verletzt 
und verraten. Die familialen Bewältigungsmöglichkeiten 
sind eingeschränkter als bei einem außerfamilialen sexu¬ 
ellen Missbrauch. Es fehlt der Partner oder die Partnerin, 
die diese Situation gemeinsam mit durchsteht. Teilweise 
sind die Verwandten in ihrer Haltung gespalten oder leug¬ 
nen den sexuellen Missbrauch. Sie fallen als Stützen dann 
ebenfalls aus. Außerdem stellt der sexuelle Missbrauch 
durch einen Partner oder eine Partnerin den gesamten Le¬ 
bensentwurf infrage. »Wem kann ich nach einem solchen 
Vertrauensbruch in Zukunft eigentlich noch trauen?« 
»Wie konnte ich so lange Jahre mit ihm/ihr Zusammen¬ 
leben, ohne etwas zu bemerken?« »Wie konnte ich mich 
so täuschen lassen?« »Warum habe ich ihn/sie damals 
eigentlich als Partner/Partnerin gewählt?« »Was sagt das 
über mich aus?«, sind einige von vielen Fragen, die sich so 
gut wie alle betroffenen Mütter und Väter stellen. Ange¬ 
sichts einer solchen Krise ist es nicht verwunderlich, dass 
ein Teil der Mütter/Väter ambivalentes Verhalten zeigt 
oder den Missbrauch nicht wahrhaben möchte. Deshalb 
besteht immer die Gefahr, dass sie ihre Partner von den 
Vorwürfen unterrichten und Druck auf das Kind ausüben, 
die Beschuldigungen zurückzuziehen. Für die Kinder sind 
sie in diesen Fällen deshalb (zumindest zunächst) off keine 
Hilfe. 

Gespräche mit nicht missbrauchenden Elternteilen 
müssen aus diesen Gründen immer sehr sorgfältig vorbe¬ 
reitet werden. Das erste Gespräch mit den Eltern wird bei 
Kindeswohlgefährdungen generell als entscheidende Wei¬ 
chenstellung für den gesamten Hilfeprozess betrachtet. 
Bei einem solchen Gespräch geht es nicht um (polizeili¬ 
che) Ermittlungen. Vielmehr sollte es so gestaltet werden, 
dass man sich einen möglichst umfassenden Eindruck 
über die Familie verschaffen und sich möglicherweise ein 
gemeinsames Verständnis mit den Eltern über das Prob¬ 
lem entwickeln kann (Fertsch-Röver 2010, S. 91 ff.). Zur 
Vorbereitung eines solchen Gesprächs sollte man sich un¬ 
ter anderem folgende Fragen stellen (Fertsch-Röver 2010, 
S. 95): 

— Welche Haltung habe ich gegenüber den Eltern? 

™ Auf welchen Informationen basiert diese Haltung? 

— Stehe ich unter Druck bei dem Gedanken an das Ge¬ 
spräch? Woraus resultiert dieser Druck? 


™ Welche konkreten Ziele verbinde ich mit dem Ge¬ 
spräch? 

™ Welche Ressourcen des Kindes/der Familie kenne ich 
bereits, an die im Gespräch angeknüpft werden kann? 

21 . 4.3 Beteiligung des Beschuldigten 


Die frühzeitige Beteiligung der Beschuldigten ist noch 
risikoreicher, da die Täter unter ihnen versucht sein wer¬ 
den, das Kind unter Druck zu setzen und den Kontakt 
zu den Hilfeeinrichtungen zu unterbinden. Bevor ein Ge¬ 
spräch mit dem Beschuldigten/der Beschuldigten geführt 
wird, müssen der Gesprächsrahmen und die Ziele des Ge¬ 
sprächs genau festgelegt werden. Zudem muss zuvor ge¬ 
klärt werden, wo das Kind untergebracht wird, wenn der/ 
die Beschuldigte Druck auf das Kind auszuüben beginnt. 
Zu bedenken ist dabei auch, was mit den Geschwister¬ 
kindern geschieht. 

21 . 4.4 Einschaltung des Familiengerichts 


Wenn die Eltern sich gegen jedes Hilfeangebot sperren 
oder die Möglichkeiten des Hilfesystems ausgeschöpft 
sind, muss vom Jugendamt das Familiengericht einge¬ 
schaltet werden. Beim familiengerichtlichen Verfahren 
geht es vorrangig um das Wohl und den Schutz des Kin¬ 
des. Ein sexueller Missbrauch muss deshalb - anders als 
beim Strafgericht, wo es darum geht, die Schuld des Tä¬ 
ters/der Täterin zweifelsfrei zu beweisen - nicht zweifels¬ 
frei erwiesen sein. Das Jugendamt hat als Mitwirkender im 
familiengerichtlichen Verfahren die Möglichkeit, konkre¬ 
te Maßnahmen zum Schutz des Kindes oder Jugendlichen 
anzuregen oder zu beantragen. Durch das Gesetz über das 
Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG), das am 1. Septem¬ 
ber 2009 in Kraft getreten ist, sind weite Teile des familien¬ 
gerichtlichen Verfahrens neu geregelt und verschiedene 
neue Interventionsmöglichkeiten geschaffen worden. So 
kann das Familiengericht z. B. 

™ die Eltern per Auflage dazu verpflichten, Hilfen wie 
z. B. Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe und der 
Gesundheitsfürsorge in Anspruch zu nehmen, 

— die Einrichtung einer Verfahrensbeistandschaff für 
das Kind beschließen, 

™ dem/der Beschuldigten verbieten, Verbindung zum 
Kind aufzunehmen, 

— dem/der Beschuldigten auferlegen, dass er/sie vorü¬ 
bergehend oder auf unbestimmte Zeit die Familien¬ 
wohnung zu verlassen hat, 

— teilweise oder vollständig die elterliche Sorge ent¬ 
ziehen. 
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Vor einer Entscheidung hört das Familiengericht die Be¬ 
teiligten an, da der beschuldigte Elternteil und die nicht 
missbrauchenden Eltern ein Anhörungsrecht nach § 50a 
FGG und insbesondere einen Anspruch auf rechtliches 
Gehör gemäß Artikel 103 Grundgesetz haben. Infolge des 
Gerichtsverfahrens wird das belastende Material den Be¬ 
teiligten also bekannt. Dieser Schritt muss deshalb gut vor¬ 
bereitet sein, damit er den Kinderschutz nicht behindert. 

Wenn sich die Eltern gegen jedes Hilfeangebot sper¬ 
ren, sollte versucht werden, andere Vertrauenspersonen 
des Kindes wie z. B. die Großeltern in den Hilfeprozess 
einzubeziehen. 

21 . 4.5 Einschaltung des Strafgerichts: 
Strafanzeige/Strafverfahren 


Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendhilfe sind 
gesetzlich nicht verpflichtet, einen Verdacht auf sexuellen 
Missbrauch innerhalb der Familie oder im Umfeld der Fa¬ 
milie den Strafverfolgungsbehörden zu melden. Die Ent¬ 
scheidung hierüber müssen sie in eigener fachlicher Ver¬ 
antwortung treffen. Eine solche Entscheidung sollte auch 
auf keinen Fall von der fallzuständigen Fachkraft allein ge¬ 
troffen werden. Stattdessen sollten alle gesammelten und 
dokumentierten Informationen im fallzuständigen Team 
erörtert und bewertet werden. Bei einer Entscheidung 
muss abgewogen werden, ob durch die Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden dem Wohl und den Interessen 
des Kindes am besten gedient ist oder ob ein Strafverfah¬ 
ren schädigende Auswirkungen für das Kind haben wird. 
Dabei sollte abgeschätzt werden, ob das Kind die Belas¬ 
tungen eines Strafverfahrens aushalten kann und ob das 
Kind aussagebereit und -fähig ist. Mit dem Mädchen bzw. 
Jungen sowie ihren Erziehungsberechtigten sollte eben¬ 
falls intensiv über den Sinn einer Anzeige gesprochen 
werden. Ihre Wünsche sind bei der Entscheidung zu be¬ 
rücksichtigen. Bei der Abwägung ist zudem zu berück¬ 
sichtigen, ob die eigene Aufgabenwahrnehmung durch 
ein Strafverfahren behindert oder gar unmöglich gemacht 
wird. Wenn rechtliche Unsicherheiten bestehen, sollte vor 
Erstattung einer Anzeige juristischer Sachverstand hinzu¬ 
gezogen werden. Möglich wäre entweder eine anwaltliche 
Beratung oder auch eine Erörterung ohne Namensnen¬ 
nung des Kindes bei der Kriminalpolizei. Beim Verdacht 
auf sexuellen Missbrauch innerhalb einer Institution sind 
durch die »Leitlinien zur Einschaltung der Strafverfol¬ 
gungsbehörden« (BMJ 2011) die Bedingungen verschärft 
worden. Von einer Anzeige kann in solchen Fällen nur 
dann abgesehen werden, wenn 

durch die Belastungen eines Strafverfahrens »eine 
nicht anders abwendbare unmittelbare Gefährdung 


der körperlichen oder psychischen Gesundheit des 
Opfers« verursacht werden kann, 

™ die Opfer bzw. die Erziehungsberechtigten einer An¬ 
zeige nicht zustimmen sowie die Gefährdung des 
Opfers und anderer weiterer potenzieller Opfer durch 
eigene Maßnahme der Institution mit hoher Sicher¬ 
heit ausgeschlossen werden kann und die vorliegen¬ 
den Informationen »auf ein tatsächliches Geschehen 
von geringer Schwere schließen lassen«. 

In Fällen von sexualisierter Gewalt in Institutionen ist es 
ratsam, sich die »Leitlinien zur Einschaltung der Strafver¬ 
folgungsbehörden« (BMJ 2011) genau anzuschauen. 

In Strafverfahren wegen sexuellen Missbrauchs sind 
die betroffenen Kinder off die einzigen Zeugen. Von der 
Genauigkeit ihrer Aussagen hängt in der Regel der Aus¬ 
gang des Verfahrens ab. Für die Opfer bedeutet der Sta¬ 
tus als Zeuge eine starke Belastung. Die Kinder müssen 
detailliert über das Geschehene berichten, häufig wer¬ 
den sie mehrfach vernommen, sie müssen sich meist ei¬ 
ner Glaubhaftigkeitsuntersuchung unterziehen und ihre 
Glaubwürdigkeit wird infrage gestellt. Fehlendes Wissen 
über den Verlauf eines Strafverfahrens, über die Funktion 
der jeweiligen Gesprächspartner/Gesprächspartnerinnen 
und über die Bedeutung der eigenen Aussage sind weitere 
Verunsicherungsfaktoren. Die Mädchen und Jungen so¬ 
wie ihre Sorgeberechtigten müssen deshalb über die Betei¬ 
ligten, die Verfahrensschritte, ihre Rechte und den Ablauf 
eines Strafverfahrens umfassend informiert werden. Die 
Vor- und Nachteile einer Strafanzeige müssen mit dem 
Opfer und seinen Vertrauenspersonen genauestens abge¬ 
wogen werden. Hierzu gehören unter anderem folgende 
Hinweise: 

— Bei einer Strafanzeige gibt es kein Zurück. 

— Es ist mit einer langen Verfahrensdauer zu rechnen 
(im Durchschnitt über ein Jahr bis zur Eröffnung der 
Hauptverhandlung). 

— Es gibt rechtliche Möglichkeiten zum Opferschutz im 
Strafverfahren, von denen Gebrauch gemacht wer¬ 
den sollte, um die rechtliche Position des Kindes im 
Verfahren zu stärken und den Schutz des Kindes vor 
unnötigen Belastungen zu gewährleisten. 

— Das betroffene Kind muss sich in der Regel einer 
Glaubhaftigkeitsbegutachtung unterziehen. 

— Der Ausgang des Verfahrens kann nicht mit Sicher¬ 
heit vorausgesagt werden. Auch wenn die Sachlage 
subjektiv als eindeutig empfunden wird, führt ein 
Strafverfahren abhängig von der Beweislage nicht im¬ 
mer zur Verurteilung. Denn das Verfahren muss dem 
Beschuldigten unter Einhaltung der Prozessregeln 
eine strafbare Handlung zweifelsfrei nachweisen. 
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Für die polizeiliche Befragung des kindlichen Opfers ist 
in der Regel die Einwilligung eines/einer Erziehungsbe¬ 
rechtigten erforderlich. Ist ein Elternteil Beschuldigter/ 
Beschuldigte, muss ein Ergänzungspfleger (§ 1909 BGB) 
bestellt werden. Wenn ein Elternteil Beschuldigter/Be¬ 
schuldigte ist, darf auch der andere Elternteil im Falle 
der gemeinsamen elterlichen Sorge die anstehenden Ent¬ 
scheidungen im Gerichtsverfahren nicht treffen. Der Er¬ 
gänzungspfleger entscheidet insbesondere über die Fragen 
des Zeugnisverweigerungsrechts und der medizinischen 
und gerichtspsychologischen Untersuchung. 

Wenn Eltern oder Kind nach einer ersten Zeugen¬ 
aussage von ihrem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch 
machen, dürfen diese ersten, bei der Polizei gemachten 
Aussagen im weiteren Strafverfahren nicht mehr verwer¬ 
tet werden. Die Richtlinien für das Strafverfahren (RiSt- 
BV) empfehlen deshalb bereits im Ermittlungsverfahren 
eine richterliche Vernehmung durchführen zu lassen. Die 
richterliche Vernehmung als Bild-Ton-Aufnahme dient 
zum einen der Sicherung von Aussagen als Beweismittel. 
Sie dient aber vor allem auch dem Schutz des Kindes, da 
wiederholte Vernehmungen und Befragungen des Kindes 
damit vermieden werden können. Es muss in der Fall¬ 
konferenz deshalb möglicherweise schon zu einem frühen 
Zeitpunkt der Intervention überlegt werden, ob eine sol¬ 
che richterliche Befragung angemessen und sinnvoll ist. 

21.5 Datenschutz 


Das Handeln der }ugendhilfe ist grundsätzlich am Kindes¬ 
wohl orientiert und durch ihren Schutzauftrag bestimmt. 
Für die Arbeit der Jugendhilfe ist es daher eine zentrale 
Voraussetzung mit dem Opfer und seinen/ihren Ange¬ 
hörigen eine vertrauensvolle Beziehung aufzubauen, um 
notwendige Hilfen leisten zu können. Diese Vertrauensba¬ 
sis wird über die Schweigepflicht (§ 203 StGB) sowie über 
datenschutzrechtliche Bestimmungen abgesichert (Sozial¬ 
datenschutz: § 35 SGB I, § 67 ff. SGB X und § 61 ff. SGB 
VIII). Seitens des Jugendamtes dürfen keine personenbe¬ 
zogenen Daten weitergegeben werden, wenn der Betroffe¬ 
ne/die Betroffene bzw. die Sorgeberechtigten hierfür nicht 
ausdrücklich ihr Einverständnis erklären, ein rechtferti¬ 
gender Notstand (§34 StGB) oder Anhaltspunkte für eine 
Kindeswohlgefährdung vorhegen (§ 8a SGB VIII). Soweit 
es zur Durchführung eines Strafverfahrens erforderlich 
ist, dürfen personenbezogene Informationen weitergege¬ 
ben werden. Sofern es sich dabei nicht um die Aufklärung 
eines Verbrechens oder einer sonstigen schweren Straftat 
von erheblicher Bedeutung handelt, dürfen aber nur die 
im Gesetz genannten Daten mitgeteilt werden (§ 73 Abs. 1 
und 2 SGB X). Die Datenübermittlung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens setzt immer eine richterliche Anord¬ 


nung voraus (§ 73 Abs. 2 SGB X). Anhand der genannten 
Vorschriften ist daher in jedem Einzelfall genau zu prüfen, 
ob und ggf. in welchem Umfang eine Datenübermittlung 
zulässig ist. Bestehen rechtliche Zweifel, sollte stets juristi¬ 
scher Rat eingeholt werden. 

In der Praxis kommt es angesichts der Komplexität des 
Datenschutzes und der vielfach emotional aufwühlenden 
Fälle manchmal zu bedenklichen Verhaltensweisen der 
Fachkräfte: Mal wird in Gesprächen mit anderen Fach¬ 
kräften ohne Legitimation der Name des betroffenen Kin¬ 
des mitgeteilt, mal wird unter Berufung auf den Daten¬ 
schutz die Weitergabe jeder, auch sinnvoller und zulässi¬ 
ger Informationen verweigert. 

Gerade der Datenschutz bietet Möglichkeiten, sich 
kritisch mit dem Spannungsverhältnis zwischen Hilfe und 
Kontrolle auseinanderzusetzen: Er stellt die Frage, wie mit 
der Macht, die Wissen über Menschen mit sich bringt, 
umgegangen werden sollte. Ein solcher Blick auf die Da¬ 
tenschutzbestimmungen eröffnet den Zugang zu Frage¬ 
stellungen, die ansonsten eher vermieden werden: 

— Was darf ich weitergeben? 

— Was muss ich weitergeben? 

— Mache ich mich strafbar, wenn ich diese Information 
für mich behalte oder sie weitergebe? 

Für die Auseinandersetzung mit diesen gerade bei Inter¬ 
ventionen bezüglich des Verdachts auf sexuellen Miss¬ 
brauch ausgesprochen schwierigen Entscheidungen sind 
folgende Leitfragen hilfreich (Bauer et al. 1995, S. 344 ff.): 
™ Wie kann ich meine Aufgabe unter größtmöglicher 
Respektierung des Willens der Betroffenen erfüllen? 
™ Wann muss ich Informationen weitergeben, ohne die 
Betroffenen zu beteiligen? 

™ Welche Informationen benötige ich, um meine Auf¬ 
gaben zu erfüllen? 

Ein Beispiel soll illustrieren, was das konkret bedeuten 
kann: 

Beispiel 

Die schulischen Leistungen eines Jungen sind in Folge des 
sexuellen Missbrauchs deutlich schlechter geworden, und 
er hat mehrfach den Unterricht geschwänzt. Seine Verset¬ 
zung ist deshalb gefährdet. Für die beteiligten Fachkräf¬ 
te stellt sich die Frage, ob es notwendig und sinnvoll ist, 
seinen Klassenlehrer über den sexuellen Missbrauch zu 
informieren. Sie entschließen sich zu diesem Schritt und 
besprechen ihn mit dem Jungen. Er stimmt dem Schritt 
unter der Bedingung zu, dass dem Klassenlehrer keine 
Einzelheiten des Missbrauchs mitgeteilt werden. In der 
folgenden Fallkonferenz wird festgelegt, wer den Lehrer 
informiert, welche Informationen dem Lehrer genau gege¬ 
ben werden und welches Hilfeangebot ihm offeriert wird, 
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damit er vertrauensvoll mit diesem Wissen umgehen kann. 
Ansonsten besteht immer die Gefahr, dass sich die an sich 
gut gemeinte Information negativ für das Kind auswirkt. 
In der Praxis haben solche Informationen an Lehrer ohne 
eine entsprechende Begleitung zu belastenden Situatio¬ 
nen für die Mädchen und Jungen geführt. Beispielsweise 
sind sie in Schulen im Rahmen einer Diskussion über se¬ 
xuellen Missbrauch gebeten worden, über ihre eigenen 
Erfahrungen zu berichten, da sie ja »Experten« seien. 

21.6 Krisenvorsorge und Auswertung 


Bei Interventionen bezüglich eines Verdachts auf sexuel¬ 
len Missbrauch kommt es nicht selten zu krisenhaften Zu¬ 
spitzungen. Im Rahmen der Hilfeplanung sind deshalb 
verbindliche Verabredungen über die Maßnahmen bei 
solchen Entwicklungen zu treffen. Dazu gehören beispiels¬ 
weise Vereinbarungen darüber, bei welchen Anlässen die 
fallzuständige Fachkraft des Jugendamtes umgehend zu 
informieren ist oder wie die Betreuung des Kindes in einer 
Krise zu sichern ist. 

Nach Beendigung einer Intervention sollte das fallzu¬ 
ständige Team gemeinsam mit der Hilfeprozessmanager/ 
dem Hilfeplanmanager eine Auswertung der eingeleite¬ 
ten Maßnahmen durchführen, um durch eine Selbstevalu¬ 
ation die »richtigen« und »falschen« Entscheidungen und 
ihre Wirkungen zu analysieren. Dabei sollten, wenn dies 
möglich ist, die Betroffenen bzw. ihre Sicht auf die Inter¬ 
ventionen einbezogen werden. 
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22.1 Rechte von Kindern und Jugendlichen 

22.1.1 Recht auf Beratung 


Kinder und Jugendliche haben einen Rechtsanspruch auf 
Beratung: 

— Recht auf Beratung in der Schule (Schulgesetze in den 
Bundesländern) 

— Recht auf Beratung durch das Jugendamt 

§ 8 Abs. 2 SGB VIII 

Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen 
Angelegenheiten der Erziehung und Entwicklung an 
das Jugendamt zu wenden. 


Sie können sogar ohne Wissen der Personensorgeberech¬ 
tigten beraten werden, wenn die Beratung aufgrund einer 
Not- und Konfliktlage erforderlich ist und solange durch 
die Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der Be¬ 
ratungszweckvereitelt würde (§§ 8 Abs. 2 und 3 SGB VIII). 

Gemäß § 5 SGB VIII haben Kinder und Jugendliche 
ein Wunsch- und Wahlrecht welche Person oder welche 
Einrichtung die Beratung erbringen soll. Gemäß § 5 Abs. 2 
SGB VIII ist dem Wunsch der Minderjährigen zu entspre¬ 
chen, sofern dies nicht mit unverhältnismäßigen Mehr¬ 
kosten verbunden ist (Wiesner, Rdnr. 6 zu § 5 SGB VIII). 

22.1.2 Recht auf Beteiligung 


Q Gemäß § 8 SGB VIII sind Kinder und Jugendliche 
entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen 
sie betreffenden Entscheidungen der öffentli¬ 
chen Jugendhilfe zu beteiligen. 

»Als Grundrechtsträger haben sie ein Recht darauf, ihre 
Vorstellungen und Wünsche einzubringen« (Wiesner, 
Rdnr. 32 zu § 8 SGB VIII). 

Beteiligung bedeutet aber nicht, dass die Minderjäh¬ 
rigen am Hilfeplan teilnehmen sollen oder müssen. Die 
Minderjährigen sind den erwachsenen Akteuren so sehr 
unterlegen, dass dies keine Beteiligung ist. Beteiligung be¬ 
deutet vielmehr, den Minderjährigen den Raum und die 
Zeit zu geben, ihre Ängste, ihre Befürchtungen, ihre Hoff¬ 
nungen und Wünsche zu äußern. Beteiligung heißt ferner, 
dass die Wünsche der Minderjährigen in der Hilfeplanung 
Berücksichtigung finden sollten, wenn nicht das Wohl des 
Kindes durch die Umsetzung dieser Wünsche gefährdet 
wäre (ausführlich Fegert 2002). 


Bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Gefährdung 
des Kindeswohls ist die Situation nicht nur mit den Sorge¬ 
berechtigten, sondern gemäß § 4 Abs. 1 KKG (Bundeskin¬ 
derschutzgesetz) auch mit dem Kind oder Jugendlichen zu 
erörtern (vgl. ► Kap. 16 »Rechtliche Grundlagen zu Kin¬ 
derrechten, Kindes wohl und Kindeswohlgefährdung«). 
Gespräche sollten nach Möglichkeit unter Einbezug der 
betroffenen Kinder und Jugendlichen geführt werden, 
nicht über ihren Kopf hinweg. 

22.1.3 Das Recht, Sozialleistungen zu 
beantragen (§ 36 SGB I) 


Minderjährige, die das fünfzehnte Lebensjahr vollendet 
haben, können selbst Sozialleistungen für sich beantragen 
und entgegennehmen. Der Leistungsträger soll darüber 
den gesetzlichen Vertreter - meist die Personensorgebe¬ 
rechtigten - informieren (§ 36 Abs. 1 SGB I). Die Rück¬ 
nahme von Anträgen, der Verzicht auf Sozialleistungen 
und die Entgegennahme von Darlehen bedürfen der Zu¬ 
stimmung des gesetzlichen Vertreters, hierüber darf der 
Jugendliche also noch nicht allein entscheiden (§ 36 Abs. 
2 SGB I). 

Das Recht auf eigenständige Beantragung von Sozial¬ 
leistungen kann gemäß Abs. 2 der Vorschrift durch den 
gesetzlichen Vertreter mittels schriftlicher Erklärung ge¬ 
genüber dem Leistungsträger eingeschränkt werden. 

22.1.4 Anwaltliche Vertretung von 
Jugendlichen 


Jugendliche, die das 14. Lebensjahr vollendet haben sind 
gemäß § 9 Abs.l Nr. 3 FamFG verfahrensfähig und können 
sich deshalb im Verfahren vor dem Familiengericht auch 
anwaltlich vertreten lassen (Staudinger/Olson, Rdnr. 232 
zu § 1666 BGB). Denn die »... Verfahrensfähigkeit umfasst 
auch das Recht einen Rechtsanwalt zu bestellen« (Thomas/ 
Putzo/Hüßtege, Rdnr.6 zu § 9 FamFG). Die Rechtsanwäl¬ 
tin oder der Rechtsanwalt kann einen Antrag auf Verfah¬ 
renskostenhilfe stellen, wenn die Voraussetzungen dafür 
vorhegen. Die Beiordnung der vom Minderjährigen aus¬ 
gesuchten anwaltlichen Vertretung geht dann der Bestel¬ 
lung eines Verfahrensbeistandes vor (§ 158 Abs. 5 FamFG; 
Thomas/Putzo/Hüßtege, Rdnr. 11 zu § 158 FamFG). 

Beispiel 
Fall 1 

Die 15-Jährige D. erzählt ihrer Lehrerin, dass sie schon 
seit langer Zeit von ihrem Vater regelmäßig sexuell miss¬ 
braucht wird. In den letzten Monaten zwingt er sie zu Grup¬ 
pensex mit mehreren Männern. Ihre Mutter schlägt sie. 
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Dieser Fall ist so brisant, dass man D. dazu raten muss, 
sich so schnell wie möglich an einen Rechtsbeistand zu 
wenden, der mit der Vertretung von Opfern von sexuellem 
Missbrauch vertraut ist. Dieser kann D. genau erklären, was 
auf sie zukommt und wie das familiengerichtliche Verfahren 
ablaufen wird. Außerdem wird dieser ihr auch erklären, dass 
sie die Möglichkeit hat, ein Strafverfahren in Gang zu setzen. 
In diesem Fall sollte man auch nachfragen, wie lange der 
letzte Geschlechtsverkehr her ist. Möglicherweise können in 
einem Krankenhaus Spuren gesichert werden. Es gibt auch 
die Möglichkeit, Spuren anonym sichern zu lassen. 

Fall 2 

Die marokkanische Schülerin A. erzählt ihrer Lehre¬ 
rin, dass ihr Vater seit zwei Jahren ihre ältere 16-jährige 
Schwester vergewaltigt. Auch sie sei vom Vater schon »an¬ 
gefasst« worden. Die Mutter sei informiert. Mutter und 
Töchter haben bei einem Urlaub in Marokko die Familie 
um Hilfe gebeten. Man habe ihnen gesagt, da könne man 
nichts machen. Sie müssten sich fügen. Die Schwester ist 
schon mindestens im 2. Schwangerschaftsmonat. 

Auch dieser Fall verlangt ein schnelles Handeln. Denn 
die Schwester von A. ist schwanger und will möglicherwei¬ 
se abtreiben. (Die »Jungfräulichkeit« kann jederzeit von 
Gynäkologen wieder hergestellt werden. Für manche Mäd¬ 
chen ist das sehr wichtig!) Gut koordiniert können Jugend¬ 
amt und Anwälte schnell und effizient handeln. Es kann 
hier sinnvoll sein, Mutter und Töchter von verschiedenen 
Anwälten vertreten zu lassen. 

22.2 Das Jugendamt 


§ 1 SGB VIII umreißt die Aufgaben der Jugendhilfe: 

§ 1 SGB VIII Recht auf Erziehung, Elternverantwor¬ 
tung, Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung 
seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natür¬ 
liche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen ob¬ 
liegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staat¬ 
liche Gemeinschaft. 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts 
nach Absatz 1 insbesondere 

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozia¬ 
len Entwicklung fördern und dazu beitragen, Be¬ 
nachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei 
der Erziehung beraten und unterstützen, 


3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr 
Wohl schützen, 

4. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen 
für junge Menschen und ihre Familien sowie 
eine kinder- und familienfreundliche Umwelt 
zu erhalten oder zu schaffen. 


Um diesem Auftrag gerecht zu werden, stehen der Jugend¬ 
hilfe verschiedene unterstützende Maßnahmen zur Ver¬ 
fügung, wie z. B. Angebote zur Förderung der Erziehung 
in der Familie (§ 16 ff. SGB VIII) oder die Hilfen zur Er¬ 
ziehung (§§ 27 ff. SGB VIII). 

Gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII hat die Jugendhilfe 
den Auftrag, Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr 
Wohl zu schützen. Die konkreten gesetzlichen Vorschrif¬ 
ten zur Umsetzung dieses Auftrags durch das Jugendamt 
werden im Folgenden beschrieben. 

22.2.1 Maßnahmen des Jugendamtes bei 
Kindeswohlgefährdung 


Das Jugendamt ist Träger des staatlichen Wächteramtes. 
Das heißt, es ist verpflichtet, zum Schutz von Kindern ein¬ 
zugreifen, wenn konkrete Hinweise auf eine Kindeswohl¬ 
gefährdung vorliegen. Die ihm zugetragenen Informatio¬ 
nen muss es sorgfältig überprüfen (Wiesner, Rdnr. 6 zu 
§ 8a SGBV III). Um den Schutzauftrag umzusetzen, muss 
das Jugendamt ggf. gemäß § 62 Abs. 3 SGB VIII Informa¬ 
tionen im Umfeld des betroffenen Kindes oder Jugendli¬ 
chen einholen (Wiesner, Rdnr. 24 zu § 8a SGBVIII). 

Gemäß § 8a SGB VIII muss das Jugendamt die Kin¬ 
deswohlgefährdung im Zusammenwirken mehrerer Fach¬ 
kräfte abschätzen. Es hat, wenn es Hilfen für erforderlich 
hält, diese anzubieten. 

Hält das Jugendamt ein Tätigwerden des Familienge¬ 
richts für erforderlich, so hat es dieses anzurufen. Ist die 
Gefahr so dringend, dass die Entscheidung des Familien¬ 
gerichts nicht abgewartet werden kann, ist das Jugendamt 
verpflichtet, Minderjährige in Obhut zu nehmen (§ 8a 
Abs. 3 Satz 2 SGB VIII). 

Aufgrund der hohen praktischen Relevanz des § 8a 
SGB VIII soll die Vorschrift hier wörtlich wiedergegeben 
werden: 

§ 8a SGBVIII Schutzauftrag bei Kindeswohlge¬ 
fährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunk¬ 
te für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsri- 
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siko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzu¬ 
schätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes 
oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, 
hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie 
das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungs¬ 
einschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach 
fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei 
einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von 
seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält 
das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die 
Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, 
so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzu¬ 
bieten. 

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familien¬ 
gerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzuru¬ 
fen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten 
nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschät¬ 
zung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht 
eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung 
des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das 
Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugend¬ 
lichen in Obhut zu nehmen. 

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätig¬ 
werden anderer Leistungsträger, der Einrichtungen 
der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, 
hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch 
die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofor¬ 
tiges Tätigwerden erforderlich und wirken die Perso¬ 
nensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtig¬ 
ten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen 
zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen 
selbst ein. 

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtun¬ 
gen und Diensten, die Leistungen nach diesem Buch 
erbringen, ist sicherzustellen, dass 

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewich¬ 
tiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines 
von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen 
eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine inso¬ 
weit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezo¬ 
gen wird sowie 

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind 
oder der Jugendliche in die Gefährdungsein¬ 
schätzung einbezogen werden, soweit hier¬ 
durch der wirksame Schutz des Kindes oder 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die 
Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden inso¬ 
weit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflich¬ 
tung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei 


den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnah¬ 
me von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforder¬ 
lich halten, und das Jugendamt informieren, falls die 
Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige An¬ 
haltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem 
für die Gewährung von Leistungen zuständigen örtli¬ 
chen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur 
Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlge¬ 
fährdung nach § 8a erforderlich ist. Die Mitteilung soll 
im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräf¬ 
ten der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die 
Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch 
der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendli¬ 
chen nicht in Frage gestellt wird. 


22.2.2 Die Inobhutnahme 


Inobhutnahme bedeutet die vorläufige Unterbringung 
eines Minderjährigen bei einer geeigneten Person, in einer 
Einrichtung oder in einer sonstigen betreuten Wohnform. 
Das Jugendamt denkt bei der Inobhutnahme in erster Li¬ 
nie an eine Unterbringung in einem Aufnahmeheim. Es 
gibt hervorragende Heime, in denen Kinder viel Zuwen¬ 
dung und qualitativ gute Betreuung erfahren. Aber viele 
Heime haben zu wenig Personal. Professionelle Unterbrin¬ 
gung kann deshalb häufig die Geborgenheit und Zuwen¬ 
dung nicht geben, die Kinder und Jugendliche brauchen. 
»Die unsichere Perspektive und akute Trennung von der 
Familie erfordert eine besonders intensive Zuwendung, 
Betreuung und fachgerechte Gefährdungseinschätzung 
durch ausreichend vorhandenes, spezialisiertes Personal« 
(Zitelmann, S. 237). 

Und manchmal verfügen Kinder im Freundes- oder 
Verwandtenkreis über Personen, die sie lieb haben, die 
über eine hohe Erziehungskompetenz verfügen und 
außerdem eine kritische Distanz zum Elternhaus haben. 
Dann kann die Unterbringung bei dieser Person eine gute 
Option sein. Die Inobhutnahme kann auch so ausgeübt 
werden, dass das Kind beim anderen Elternteil unterge¬ 
bracht wird. Denn »es ist eine Selbstverständlichkeit, dass 
die Unterbringung bei einer Bezugsperson den Vorrang 
verdient. Daher kann auch der nichtsorgeberechtigte El¬ 
ternteil das Kind im Auftrag des Jugendamtes betreuen, 
sofern Bedenken nicht bestehen. Bis zur Entscheidung 
des Familiengerichtes hat das Jugendamt qua öffentlichen 
Rechts die Befugnis, den Aufenthalt des Kindes zu bestim¬ 
men« (OLG Zweibrücken FamRZ 96,1026,1027). 
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Gemäß § 42 Abs. 2 Satz 3 SGB VIII hat das Jugendamt 
während der Inobhutnahme für das Wohl der Minder¬ 
jährigen zu sorgen. Während der Inobhutnahme ist das 
Jugendamt gemäß § 42 Abs. 2 Satz 4 SGB VIII berechtigt, 
alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die zu ihrem Wohl 
notwendig sind. Allerdings ist dabei der mutmaßliche 
Wille der Personensorge- oder Erziehungsberechtigten 
angemessen zu berücksichtigen. Das Jugendamt hat also 
nur die vorübergehende Befugnis, Entscheidungen anstel¬ 
le der Personensorgeberechtigten zu treffen (Staudinger/ 
Salgo, Rdnr. 21 zu § 1631 BGB). 

Rechtsanspruch gegen das Jugendamt auf 
Inobhutnahme gemäß § 42 SGB VIII 

§ 42 SGB VIII verpflichtet das Jugendamt dazu, Minder¬ 
jährige in Obhut zu nehmen, wenn diese das Jugendamt 
darum bitten, ganz gleichgültig, welche Begründung die 
Minderjährigen für ihren Wunsch anführen. »Es reicht, 
dass das Kind ein Schutzbedürfnis äußert.« (OLG Zwei¬ 
brücken FamRZ 96,1026). 

In der Praxis kommt es aber gelegentlich vor, dass 
Kindern und Jugendlichen die Inobhutnahme verweigert 
wird. Hier können die unterstützenden Erwachsenen dar¬ 
auf hinweisen, dass Kinder und Jugendliche einen Rechts¬ 
anspruch auf Inobhutnahme haben: »Der Bitte des Kindes 
oder Jugendlichen folgt [...] grundsätzlich die Aufnahme- 
pflicht des Jugendamtes.« (Wiesner, Rdnr. 7 zu § 42 SGB 
VIII). 

Beispiel 
Fall 1 

Die 15-Jährige D. erzählt ihrer Lehrerin, dass sie schon 
seit langer Zeit von ihrem Vater regelmäßig sexuell miss¬ 
braucht wird. In den letzten Monaten zwingt er sie zu Grup¬ 
pensex mit mehreren Männern. Ihre Mutter schlägt sie. 

In diesem Fall bietet sich die Inobhutnahme an. Wenn 
D. dazu bereit ist, könnte sie das Jugendamt um Inobhut¬ 
nahme bitten. D. wird vielleicht Zeit brauchen, um diese 
Entscheidung zu fällen. Diese Zeit muss man ihr auch ge¬ 
ben. Es ist für eine Jugendliche sehr schwer und erfordert 
viel Mut, sich aus solchen Lebensverhältnissen zu befreien. 

D. benötigt auch so schnell wie möglich anwaltliche Hilfe. 

In diesem Fall hatten wir die Inobhutnahme und das Anru¬ 
fen des Familiengerichts vorbereitet und die Jugendliche 
über ihre Möglichkeiten informiert, aber wir haben lange 
gewartet, bis sie endlich den Entschluss fassen konnte, 
ihre Familie zu verlassen und sich in Sicherheit zu bringen. 

Fall 2 

Der 8-jährige G. lebt, wie der Lehrer weiß, in prekären 
Verhältnissen. Er kommt ohne Frühstück in die Schule sein 
Ranzen ist schmutzig und unordentlich. Der Junge wirkt 


ungepflegt. Er berichtet, dass seit einiger Zeit ein Onkel 
in seiner Familie wohne. Dieser schlafe in seinem Bett ge¬ 
meinsam mit ihm. 

Fall 3 

H. wurde von seinem Stiefvater sexuell missbraucht. 
Seine Mutter hält zu ihrem Mann. Sie will von ihrem Sohn 
nichts mehr wissen. Der Vater von H. hat eine neue Fa¬ 
milie und will H. nicht zu sich nehmen. H. hat eine enge 
Beziehung zu seinem Fußballtrainer und dessen Frau. De¬ 
ren Kinder sind erwachsen. Sie würden ihn gerne zu sich 
nehmen und Elternfunktion übernehmen. H. wünscht sich 
sehr, zu ihnen zu ziehen. Diese Lösung würde H. sein ge¬ 
wohntes Umfeld (Schule, Freunde, Fußball) erhalten. Die 
Mutter und sein Vormund wollen H. in einem Heim unter¬ 
bringen. 

Auch G. und H. können das Jugendamt um Inobhut¬ 
nahme bitten. Aber G. ist dazu wahrscheinlich nicht in 
der Lage. Er muss durch verantwortliches Handeln des Ju¬ 
gendamtes geschützt werden. 

Inobhutnahme bei dringender Gefahr 

Besteht eine dringende Gefahr für eine minderjährige Per¬ 
son, so ist das Jugendamt ebenfalls verpflichtet, »in Obhut 
zu nehmen«. Ohne Bitte der Minderjährigen muss die Ge¬ 
fahr aber so dringend sein, dass ein Eingreifen des Fami¬ 
liengerichts nicht abgewartet werden kann (§§ 8a Abs. 3 
Satz 2 § 42 Abs. 3 SGB VIII). 

Mit der Inobhutnahme ist Kindern und Jugendlichen 
die Gelegenheit zu geben, eine Vertrauensperson ihrer 
Wahl zu benachrichtigen (§ 42 Abs. 1 Satz 3 SGB VIII). 
Außerdem hat das Jugendamt gemäß § 42 Abs. 2 SGB VIII 
unverzüglich »den Personensorge- oder Erziehungsbe¬ 
rechtigten von der Inobhutnahme zu unterrichten«. 

Sind die Sorge- oder Erziehungsberechtigten mit der 
Unterbringung nicht einverstanden, so muss das Jugend¬ 
amt gemäß § 42 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII unverzüglich eine 
Entscheidung des Familiengerichts herbeiführen oder die 
minderjährige Person an die Personensorgeberechtigten 
übergeben. Der Begriff »unverzüglich, d. h. ohne schuld¬ 
haftes Zögern« bedeutet, dass das Jugendamt angemesse¬ 
ne Zeit zur Klärung hat. Unverzüglich ist nicht gleichbe¬ 
deutend mit sofort. Wird das Familiengericht angerufen, 
besteht die sichere Unterbringung des Minderjährigen bis 
zur Entscheidung des Gerichts fort. 

Zuständigkeit des Jugendamtes 

Für die Inobhutnahme ist das Jugendamt zuständig, in 
dessen Bereich sich der Minderjährige tatsächlich auf¬ 
hält (§ 87 SGB VIII). Bitten Kinder oder Jugendliche um 
Inobhutnahme, so ist das Jugendamt am Ort der Bitte zu¬ 
ständig (Wiesner, Rdnr. 3 zu § 87 SGB VIII). 


22.3 • Maßnahmen des Familiengerichts bei Kindeswohlgefährdung 


22 


22.3 Maßnahmen des Familiengerichts bei 
Kindeswohlgefährdung 

22.3.1 Eingriffe in die elterliche Sorge 


Art. 6 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz garantiert den Eltern 
das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Für die 
Erziehung von Kindern und Jugendlichen sind in ers¬ 
ter Linie ihre Eltern verantwortlich. Die Eltern können 
grundsätzlich frei von staatlichen Eingriffen nach eigenen 
Vorstellungen darüber entscheiden, wie sie die Pflege und 
Erziehung ihrer Kinder gestalten und damit ihrer Eltern - 
Verantwortung gerecht werden wollen (BVerfGE 60, 79, 
88 = FamRZ 1982, 567). In der Beziehung zum Kind muss 
aber das Kindeswohl die oberste Richtschnur der elter¬ 
lichen Pflege und Erziehung sein (BVerfGE 60, 79, 88 = 
FamRZ 1982, 567, mit weiteren Nachweisen). 

Die Trennung eines Kindes von seinen Eltern ist der 
stärkste denkbare Eingriff in das Elternrecht und ist al¬ 
lein unter den engen Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 3 
Grundgesetz zulässig. Danach dürfen Kinder gegen den 
Willen des Sorgeberechtigten nur von der Familie ge¬ 
trennt werden 

1. aufgrund eines Gesetzes und 

2. wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder 
wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahr¬ 
losen drohen (BVerfGE 72,122,137 f. = FamRZ 1986, 
871). 

Das elterliche Fehlverhalten muss ein solches Ausmaß er¬ 
reichen, dass das Kind bei einem Verbleib in der Familie 
in seinem körperlichen, geistigen oder seelischen Wohl 
nachhaltig gefährdet wäre (BVerfGE 60, 79, 91 = FamRZ 
1982, 967). 

Q Wenn Eltern das Sorgerecht für ihre Kinder ent¬ 
zogen werden soll, darf dies zudem nur unter 
strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhält¬ 
nismäßigkeit erfolgen (vgl. BVerfGE 60,79, 89 
= FamRZ 1982,567). Art und Ausmaß des staat¬ 
lichen Eingriffs müssen also zum Ausmaß des 
elterlichen Versagens im Verhältnis stehen und 
im Interesse des Kindes erforderlich sein. 

Rechtsgrundlage für Maßnahmen des Familiengerichts 
sind die §§ 1666 und 1666a BGB. 

§ 1666 Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung 
des Kindeswohls 

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl 
des Kindes oder sein Vermögen gefährdet und sind 
die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage, die 


Gefahr abzuwenden, so hat das Familiengericht die 
Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Ge¬ 
fahr erforderlich sind. 

(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen 
des Kindes gefährdet ist, wenn der Inhaber der Ver¬ 
mögenssorge seine Unterhaltspflicht gegenüber 
dem Kind oder seine mit der Vermögenssorge ver¬ 
bundenen Pflichten verletzt oder Anordnungen des 
Gerichts, die sich auf die Vermögenssorge beziehen, 
nicht befolgt. 

(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 
gehören insbesondere 

1. Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leis¬ 
tungen der Kinder- und Jugendhilfe und der 
Gesundheitsfürsorge in Anspruch zu nehmen, 

2. Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu 
sorgen, 

3. Verbote, vorübergehend oder auf unbestimm¬ 
te Zeit die Familienwohnung oder eine andere 
Wohnung zu nutzen, sich in einem bestimm¬ 
ten Umkreis der Wohnung aufzuhalten oder 
zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an 
denen sich das Kind regelmäßig aufhält, 

4. Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen 
oder ein Zusammentreffen mit dem Kind 
herbeizuführen, 

5. die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers 
der elterlichen Sorge, 

6. die teilweise oder vollständige Entziehung der 
elterlichen Sorge. 

(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das 
Gericht auch Maßnahmen mit Wirkung gegen einen 
Dritten treffen. 


Voraussetzung für eine Maßnahme nach § 1666 BGB ist 
zunächst einmal das Vorliegen einer konkreten Kindes¬ 
wohlgefährdung, also ein bereits eingetretener Schaden 
für die Entwicklung des Kindes oder eine gegenwärtige, in 
einem solchen Maße vorhandene Gefahr, dass sich für die 
weitere Entwicklung des Kindes eine erhebliche Schädi¬ 
gung mit ziemlicher Sicherheit Voraussagen lässt (BVerfG 
FamRZ, 2012,1127,1129; Palandt/Diederichsen, Rdnr. 8 zu 
§ 1666 BGB). 

Wird ein Kind sexuell missbraucht, liegt eine nachhal¬ 
tige und schwere Kindeswohlgefährdung vor. Auch wenn 
sexueller Missbrauch noch nicht belegt ist, aber Eltern es 
z. B. zulassen, dass ihre erwachsenen Freunde oder Be¬ 
kannten bei den Kindern im Bett schlafen, oder wenn El¬ 
tern Kontakt ihrer Kinder zu einschlägig vorbestraften Er¬ 
wachsenen zulassen, dürfte das Kindeswohl gefährdet sein. 
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22.3.2 Maßnahmen gegen Dritte 


Geht die Gefahr von Dritten - wie z. B. Freunden, Nach¬ 
barn oder Verwandten - aus, so sind die Eltern zunächst 
einmal selbst berufen, die notwendigen Maßnahmen 
zum Schutz ihres Kindes zu ergreifen. Wenn die Haupt - 
bezugspersonen den Schutz des Kindes oder Jugendlichen 
übernehmen, bedarf es keiner gerichtlichen Maßnahmen 
gegen sie (Marquardt u. Lossen 1990, S. 50). 

Beispiel 
Fall 4 

Ein 6-jähriges Kind erzählt in der Schule, dass es von 
seinem jugendlichen Bruder sexuell missbraucht wird. 
Die Lehrer informieren die allein sorgeberechtigte Mutter. 
Diese bringt den älteren Sohn sofort mit Unterstützung 
des Jugendamtes in einer auf jugendliche Missbrauchstä¬ 
ter spezialisierten Einrichtung unter und stellt somit den 
Schutz ihres Grundschulkindes sicher. 

Um ihr Kind zu schützen, können sich die Sorgeberech¬ 
tigten der Hilfe des Familiengerichts bedienen. Das Fami¬ 
liengericht kann auf Antrag des Jugendamtes oder eines 
Elternteiles oder von Amts wegen, angeregt durch die 
Information von anderen Personen, einer dritten Person 
gebieten, die Wohnung, in der das Kind lebt, zu verlassen 
und nicht wieder zu betreten, soweit dies zur Abwendung 
einer Gefährdung des Kindes notwendig ist (Staudinger/ 
Salgo, Rdnr. 21 zu § 1666 BGB). 

Ein solches Gebot kann vom Familiengericht z. B. mit 
dem Verbot begleitet werden, 

— mit dem Kind Kontakt aufzunehmen, 

— sich dem Kind näher als 100 Meter zu nähern, 

sich an bestimmte Orte zu begeben, wo sich das Kind 
regelmäßig aufhält. 

22.3.3 Dauerhafte Lebensperspektive und 
Betreuungskontinuität bei 
Fremdunterbringung 


Unter den ,protektiven Faktoren, die die Folgen schwe¬ 
rer Traumatisierungen mildern können, ist als wichtigster 
Faktor immer wieder in großer Übereinstimmung ver¬ 
schiedener Forschungsrichtungen die stabile Beziehung 
zu einer verlässlichen und liebevoll zugewandten erwach¬ 
senen Person herausgestellt worden. Bei Kindern, die eine 
solche Beziehung erstmals nach einer Fremdunterbrin¬ 
gung außerhalb ihrer Herkunftsfamilie finden, sind daher 
die Stabilisierung und Erhaltung dieser Beziehung, d. h. 
die ,Beziehungskontinuität 4 , von ganz entscheidender Be¬ 
deutung für ihre weitere Entwicklung. Alle einschlägigen 


Studien bestätigen seit Langem, dass mit mehrfachem 
Wechsel der Unterbringung das Risiko von allgemeinen 
Entwicklungsschädigungen dramatisch zunimmt und die 
Bindungs- und Beziehungsfähigkeit schwer beeinträchtigt 
oder sogar zerstört werden kann. 

Für mögliche familiengerichtliche Interventionen be¬ 
deutet dies, dass die Beziehungskontinuität so weit wie 
möglich Vorrang haben muss vor anderen Erziehungs¬ 
formen. Dies kann - im Falle einer notwendigen Tren¬ 
nung des Kindes von der Herkunftsfamilie - am ehesten in 
einer Pflegefamilie gewährleistet werden. Für Kleinkinder 
ist das bereits weitgehend anerkannte Praxis. Manche äl¬ 
teren Kinder oder Jugendliche mit langjährigen trauma- 
tisierenden Beziehungserfahrungen halten allerdings die 
Intensität einer Familie nicht aus oder überfordern sie 
mit ihren Verhaltensschwierigkeiten, sodass sie im Heim 
oder in einer betreuten Wohngruppe besser untergebracht 
sind - manchmal auch nur vorübergehend. Auch für sie ist 
aber, was off übersehen wird, die Beziehungskontinuität 
von nicht geringerer Bedeutung. Im Gegenteil: Für sie ist 
die stabile Beziehung zu einer verlässlichen und liebevoll 
zugewandten Person off die allerletzte Chance zur Ent¬ 
wicklung von Selbstvertrauen und Beziehungsfähigkeit. 

»Es ist also sehr wichtig, dass alle Entscheidungen über 
die Unterbringung der Gewährleistung von Beziehungs¬ 
kontinuität besondere Aufmerksamkeit zu widmen« 
(Zenz 2010). Viel zu lange bleiben Kinder und Jugendliche 
in vorläufigen Situationen in Aufnahmeheimen oder Be- 
reitschaft spflegefamilien. 

22.3.4 Sorgerechtsentzug und Auswahl von 
Vormund oder Pfleger 


Das elterliche Sorgerecht umfasst unterschiedliche Rechte, 
die jeweils auch selbstständig entzogen werden können. 
Dazu gehören z. B. 

— das Recht, den Aufenthalt des Kindes zu bestimmen, 

— die Gesundheitsfürsorge, 

— das Recht, Schulangelegenheiten zu regeln, oder auch 

— das Recht, Jugendhilfe zu beantragen. 

Wurden Teile des Sorgerechts entzogen, richtet das Ge¬ 
richt eine Pflegschaft ein. Wurde das ganze Sorgerecht 
entzogen, wird eine Vormundschaft eingerichtet. 

Nach dem Prinzip des geringst notwendigen Eingriffs 
in das Recht der Eltern werden meist nur folgende Teile 
der elterlichen Sorge entzogen: 

— das Recht, den Aufenthalt des Kindes zu bestimmen, 

— das Recht, Leistungen der Jugendhilfe zu beantragen, 

— und häufig noch die Gesundheitsfürsorge. 
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Meistens werden vom Familiengericht diese Vormund¬ 
schaften oder Pflegschaften entweder auf das Jugendamt 
oder einen Verein übertragen. Selten werden Kinder zur 
Frage, wer ihr Vormund oder Pfleger werden soll, ange¬ 
hört. Jede Person, die mit dem Kind Kontakt hat, kann 
dem Gericht schreiben und eine bestimmte Person Vor¬ 
schlägen, die das Vertrauen des Kindes genießt und ge¬ 
eignet ist, die Vormundschaft zu übernehmen. Natürlich 
kann auch das Kind oder die/der Jugendliche selbst dem 
Gericht schreiben und eine Person seines Vertrauens als 
Vormund oder Pfleger vorschlagen. Ein solcher »ehren¬ 
amtlicher Einzelvormund« oder Einzelpfleger hat gegen¬ 
über dem Jugendamt oder einem Verein den Vorrang, 
d. h., die vertraute Person ist als Vormund oder Einzelpfle¬ 
ger für das Kind zu bestellen, wenn sie für diese Aufgabe 
geeignet erscheint (§ 1791b BGB). Grundsätzlich gehen die 
Gesetzgeber davon aus, dass ein engagierter Laie die Vor¬ 
mundschaft engagierter wahrnehmen wird als das Jugend¬ 
amt oder ein Verein - so weit die Theorie. Doch obwohl 
viele Kinder und Jugendliche über Vertrauenspersonen, 
die die Vormundschaft übernehmen könnten, verfügen, 
kommt es »in der gerichtlichen Praxis [... ] derzeit in Kin¬ 
desschutzverfahren aus fehlender Kenntnis möglicher Al¬ 
ternativen kaum je zur Bestellung von Einzelvormündern 
- obgleich diese Form das gesetzliche Leitbild darstellt...« 
(Zitelmann). 

22.4 Das Verfahren vor dem 
Familiengericht 


Verfahren nach § 1666 BGB und zum Sorge- und Um¬ 
gangsrecht sind zivilrechtliche Verfahren. Für die Zivil¬ 
verfahren, die dem Schutz des Kindes dienen, ist in aller 
Regel das Familiengericht zuständig (§§ 111, 151 FamFG). 
Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über das Ver¬ 
fahren vor dem Familiengericht gegeben, damit die Ver¬ 
trauenspersonen des Kindes oder Jugendlichen den Gang 
des Verfahrens verstehen und den Minderjährigen Unter¬ 
stützung gewähren können. 

22.4.1 Internationale Zuständigkeit 


Nach einer EU-Verordnung ist das Gericht des Mitglieds¬ 
landes für Sorge- und Umgangsverfahren zuständig, in 
dem das Kind zum Zeitpunkt der Antragstellung lebt (Art. 
8 Abs. 1 Verordnung EG Nr. 2201/2003 [Brüssel Ha]). Das 
gilt auch für Maßnahmen zum Schutz des Kindes, ein¬ 
schließlich der Inobhutnahme (EuGH FamRZ 2012,125). 


22.4.2 Wer ist am familiengerichtlichen 
Verfahren beteiligt? 


Wer berechtigt ist, einen Antrag zu stellen, ist auch am 
gerichtlichen Verfahren beteiligt. So können z. B. Pflege¬ 
eltern den Antrag stellen, das Verbleiben ihres Pflegekin¬ 
des in ihrer Familie anzuordnen, wenn die sorgeberech¬ 
tigten Eltern oder ein Pfleger oder Vormund das Pflege¬ 
kind aus der Familie herausnehmen möchte (§ 1632 Abs. 
4 BGB). Stellen die Pflegeeltern diesen Antrag, dann sind 
sie gemäß § 7 Abs. 1 FamFG Beteiligte des Verfahrens mit 
allen Verfahrensrechten. 

Ferner sind gemäß § 7 Abs. 2 FamFG diejenigen be¬ 
teiligt, deren Rechte durch das Verfahren unmittelbar 
betroffen sind. Deshalb sind die vom Verfahren betroffe¬ 
nen Minderjährigen und ihre Eltern Beteiligte (Thomas/ 
Putzo/Hüßtege, Rdnr. 9 zu § 7 FamFG). 

Außerdem sind Personen am Verfahren zu beteiligen, 
wenn ein Gesetz dies vorsieht. So ist das Jugendamt zu 
beteiligen, wenn eine Kindeswohlgefährdung Gegenstand 
des Verfahrens ist (§ 162 Abs. 2 Satz 1 FamFG). In anderen 
Verfahren steht es dem Jugendamt frei, ob es sich beteiligt 
(§ 162 Abs. 2 Satz 2 FamFG). 

Weiterhin kann das Familiengericht von Amts wegen 
oder auf Antrag Personen als Beteiligte hinzuziehen, wenn 
dies in einem Gesetz vorgesehen ist (§ 7 Abs. 3 FamFG). 
So sieht § 161 Abs. 1 FamFG die Beteiligung der Pflegeel¬ 
tern, bei denen das Kind seit längerer Zeit lebt, vor. Lebt 
zum Bespiel ein 6-jähriges Kind seit 8 Monaten bei seiner 
Großmutter, dann ist diese »Pflegeperson« im Sinne dieser 
Vorschrift. 8 Monate sind für ein Kind eine längere Zeit, 
also kann die Großmutter am familiengerichtlichen Ver¬ 
fahren beteiligt werden (eine anwaltliche Vertretung der 
Großmutter ist auf jeden Fall sinnvoll, Marquardt 2009, 
S. 95). 

Verfahrensbeteiligte haben alle Verfahrensrechte. Das 
heißt, sie können an den nichtöffentlichen Verhandlun¬ 
gen des Familiengerichts teilnehmen, Anträge stellen und 
auch Beschwerde einlegen, wenn sie durch eine Entschei¬ 
dung des Gerichts in ihren Rechten verletzt wurden (§ 59 
FamFG). 

22.4.3 Das Gebot des rechtlichen Gehörs 


Q Art. 103 Grundgesetz: »Vor Gericht hat jedermann 
Anspruch auf rechtliches Gehör« 

Das Gebot des rechtlichen Gehörs bedeutet, dass niemand 
in seinen Rechten durch gerichtliche Maßnahmen getrof¬ 
fen werden darf, ohne vorher Gelegenheit zur Äußerung 
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gehabt zu haben. Auch darf das Familiengericht nur auf 
Grundlage solcher Tatsachen und Beweise entscheiden, zu 
denen sich die Beteiligten vorher äußern konnten (§37 
FamFG). Es muss also allen Verfahrensbeteiligten Gele¬ 
genheit gegeben werden, sich zu den vom Gericht erho¬ 
benen Beweisen - wie z. B. Gutachten oder telefonischen 
oder schriftlichen Mitteilungen von anderen Personen - 
zu äußern. Das Äußerungsrecht soll den Beteiligten Ge¬ 
legenheit geben, auf eine bevorstehende gerichtliche Ent¬ 
scheidung Einfluss zu nehmen. Deshalb haben die Ver¬ 
fahrensbeteiligten auch einen Anspruch darauf, alle Tat¬ 
sachen zu erfahren, die im Laufe des Verfahrens zutage 
treten und die das Gericht seiner Entscheidung zugrunde 
legen will. Jedes Schriftstück, jede telefonische Mittelung, 
die dem Gericht zugeht, muss allen anderen Verfahrens- 
beteiligten bekannt gemacht werden. 

Q Es darf also kein Geheimverfahren stattfinden! 

Wenn also jemand an das Gericht schreibt, so wird eine 
vollständige Kopie dieses Schreibens an alle Verfahrens- 
beteiligten übersandt. Ruft jemand den Richter oder die 
Richterin an, so wird dieser Anruf allen Beteiligten zur 
Kenntnis gebracht! 

Q Im familiengerichtlichen Verfahren sollen nach 
Möglichkeit keine Informationen herausgegeben 
werden, die vor bestimmten Verfahrensbe¬ 
teiligten - z. B. den Eltern eines misshandelten 
Kindes - geheim gehalten werden sollen. Es wird 
dringend geraten, sich in dieser Hinsicht zuvor 
anwaltlich beraten zu lassen. 


22.4.4 Verfahrensbeistandschaft (§ 158 
FamFG) 


Steht eine Kindeswohlgefährdung im Raum, wird vom Fa- 
miliengericht in aller Regel als erste Verfahrenshandlung 
ein Verfahrensbeistand für das Kind bestellt, um dessen 
Interessen zu vertreten. Der Verfahrensbeistand infor¬ 
miert das Kind in geeigneter Weise über Gegenstand, Ab¬ 
lauf und möglichen Ausgang des Verfahrens. Das Gericht 
kann dem Verfahrensbeistand die zusätzliche Aufgabe 
übertragen, Gespräche mit den Eltern und weiteren Be¬ 
zugspersonen des Kindes zu führen sowie am Zustande¬ 
kommen einer einvernehmlichen Regelung über den Ver¬ 
fahrensgegenstand mitzuwirken. Der Verfahrensbeistand 
kann im Interesse des Kindes Rechtsmittel einlegen. 

Viele von den Familiengerichten benannte Verfah¬ 
rensbeistände sind hoch engagiert und vertreten mit aller¬ 
größtem Einsatz das Interesse der von ihnen vertretenen 
Kinder und Jugendlichen. Es gibt leider aber auch immer 


wieder Verfahrensbeistände, die sich zu wenig für die Kin¬ 
der engagieren. Deshalb kann es durchaus ratsam sein, 
dem Gericht im Vorfeld eine bestimmte Person vorzu¬ 
schlagen. So können sich Vertrauenspersonen überlegen, 
ob sie das Gericht bitten, sich selbst oder einen Kollegen 
oder eine Kollegin zum Verfahrensbeistand für das Kind 
oder den Jugendlichen zu bestellen. 

Q Es ist am besten, wenn sich wenige Erwachsene, 
zu denen das Kind ohnehin Vertrauen hat, zu¬ 
sammentun und gemeinsam das Kind in den 
gerichtlichen Verfahren unterstützen. Ein solches 
Team kann z. B. aus einer Lehrerin oder einem 
Lehrer und einer Anwältin und einem Anwalt 
bestehen. 

Wenn Sie sich als Verfahrensbeistand engagieren wollen, 
dann ist das Buch »Verfahrensbeistandschaft, ein Hand¬ 
buch für die Praxis«, herausgegeben von Salgo et al. (2010) 
eine wertvolle Hilfe. Es gibt kein Problem, Kinder und 
Jugendliche betreffend, das in diesem Buch nicht fach¬ 
kundig behandelt wird. 


22.4.5 Amtsermittlungsgrundsatz 


Das Gericht hat von Amts wegen, also von sich aus, den 
Sachverhalt vollständig aufzuklären und die erforderli¬ 
chen Ermittlungen durchzuführen (§ 26 FamFG). Leider 
finden solche Ermittlungen, die ja eigentlich vorgeschrie¬ 
ben sind, so gut wie nie statt. Selten werden Vertrauens¬ 
personen persönlich bei Gericht gehört. 

Dabei haben in der gerichtlichen Praxis sowohl münd¬ 
liche Mitteilungen als auch schriftliche Berichte von Leh¬ 
rern oder anderen Betreuungskräften des Kindes oder 
Jugendlichen große Bedeutung. Da das Gericht von Amts 
wegen ermittelt, kann auch ein Hinweis von Lehrerinnen 
und Lehrern ein Verfahren bei Gericht in Gang bringen. 
Eine wichtige Hilfe können Gedächtnisprotokolle der Ge¬ 
spräche mit dem Kind sein. Sie können sowohl für das 
Zivilverfahren wie auch für ein mögliches Strafverfahren 
entscheidende Bedeutung erlangen. 

22.4.6 Zeugnisverweigerungsrechte 


Das Familiengericht kann Zeugen anhören (§ 30 FamFG 
in Verbindung mit § 373 ff. der Zivilprozessordnung). Be¬ 
stimmte Personen sind aber aus persönlichen Gründen 
zur Verweigerung des Zeugnisses berechtigt (§ 383 Abs. 1 
Nr. 1-3 der Zivilprozessordnung): 

™ Verlobte einer am Verfahren beteiligten Person. 

— Personen, die einem Beteiligten die gleichgeschlecht¬ 
liche Lebenspartnerschaff versprachen. 
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— Ehegatten eines Beteiligten, auch wenn die Ehe nicht 
mehr besteht. 

— Lebenspartner eines Beteiligten, auch wenn die Le¬ 
benspartnerschaft nicht mehr besteht. 

— Verwandte in gerader Linie nach oben und unten 
unbeschränkt; in der Seitenlinie bis zum 3. Grad. Das 
heißt: Geschwister, Neffen und Nichten, Onkel und 
Tanten und Verschwägerte bis zum 2. Grad, ebenso 
Geschwister des Ehegatten. 

Auch Minderjährige können selbst entscheiden, ob sie 
die Aussage verweigern wollen oder nicht (Zöller/Gre- 
ger, Rdnr. 4 zu § 383 ZPO). Sie benötigen allerdings die 
Genehmigung des gesetzlichen Vertreters, falls sie die 
Tragweite ihrer Entscheidung noch nicht verstehen. Eine 
Altersgrenze gibt es hier nicht. In manchen Verfahren 
können auch Grundschulkinder durchaus schon selbst 
entscheiden, ob sie sich äußern wollen oder nicht. Es muss 
immer individuell geprüft werden, ob der Minderjährige 
bereits reif genug ist. Haben der gesetzliche Vertreter des 
Kindes und das Kind unterschiedliche Interessen, so ist 
ein Ergänzungspfleger (§ 1909 BGB) zu bestellen. 

Das Zeugnisverweigerungsrecht gilt nur für Zeugen 
und nicht für am Verfahren Beteiligte oder etwa Sachver¬ 
ständige. Verfahrensbeteiligte haben an der Sachverhalts¬ 
aufklärung mitzuwirken und ihre Erklärungen vollständig 
und der Wahrheit gemäß abzugeben (§ 27 FamFG). 

Neben dem Zeugnisverweigerungsrecht aus persönli¬ 
chen Gründen gibt es noch das Zeugnisverweigerungs- 
recht aus beruflichen Gründen. So haben folgende Be¬ 
rufsgruppen das Recht, das Zeugnis zu verweigern: 

— Geistliche (§ 383 Abs. 1 Nr. 4 ZPO) 

— Pressemitarbeiter (§ 383 Abs. 1 Nr.5 ZPO) 

™ Angehörige der Heilberufe (Ärzte, Zahnärzte, Psy¬ 
chologen, Drogenberater, Sozialarbeiter, Apotheker, 
Heilpraktiker, Hebammen, Mitarbeiter von Kranken¬ 
kassen, Krankenpflegepersonal) 

— Rechtsanwälte und Steuerberater 

Hinweis: Der Kreis der Zeugnisverweigerungsberechtigten vor dem 
Familiengericht deckt sich nicht mit dem Personenkreis der eine 
Schweigepflicht gemäß § 203 StGB hat. 

All diese Personen dürfen aber das Zeugnis dann nicht 
verweigern, wenn sie von der Schweigepflicht entbunden 
wurden (§ 385 Abs. 2 ZPO). Auch hier können wiederum 
Minderjährige selbst entscheiden, ob sie eine Schweige¬ 
pflichtsentbindung erteilen. Dies setzt aber voraus, dass 
die Minderjährigen bereits über eine ausreichende Ein- 
sichts- und Urteilsfähigkeit verfügen. 


22.4.7 Persönliche Anhörung des Kindes 
durch das Gericht 


Das Kind ist in einem familiengerichtlichen Verfahren 
zwingend persönlich vom Richter oder der Richterin an¬ 
zuhören (§ 159 FamFG). Spätestens ab einem Alter von 
drei Jahren müssen Kinder persönlich angehört werden. 
Die Kinder werden selten durch die Anhörung belastet. In 
aller Regel ist die persönliche Anhörung für Kinder eher 
entlastend. Sie erleben, dass auch sie durch das. was sie 
sagen, Einfluss auf das Verfahren haben (so auch Zitel- 
mann). 

Wichtig ist es, die Anhörung gut vorzubereiten. Fol¬ 
gende Informationen sollten dem Kind kindgerecht mit¬ 
geteilt werden: 

Q »Du kannst alles sagen, was Du möchtest, aber 

Du musst nichts sagen. Wenn Du nicht sprechen 

willst, ist das völlig in Ordnung.« 

Nach Möglichkeit sollte eine Vertrauensperson das Kind 
zur Anhörung begleiten. 

Das Kind wird allein aber in Anwesenheit seines Ver¬ 
fahrensbeistandes vom Gericht angehört (§ 159 Abs. 4 
FamFG). Nur wenn besondere Gründe dafür sprechen, 
dass das Kind sich ohne den Verfahrensbeistand offener 
äußern würde, darf es ohne den Beistand angehört wer¬ 
den (so auch Thomas/Putzo/Hüßtege, Rdnr. 5 zu § 158 
FamFG). Wenn das Kind den Verfahrensbeistand nicht 
mag, so kann man versuchen, das Gericht zu einer Anhö¬ 
rung ohne Beistand zu bewegen. 

Das Gericht ist bei der Gestaltung der Anhörung frei. 
Es kann das Kind in seinem Umfeld (Schule oder Kinder¬ 
garten) aufsuchen und dort anhören. 

Meistens wird im Gericht angehört. Am besten ist 
es, wenn die Anhörung des Kindes oder Jugendlichen an 
einem Extratermin stattfindet. Dann kann die Richterin 
oder der Richter sich ganz auf das Kind konzentrieren. 
Außerdem ist die Chance, dass das Kind auf dem Ge¬ 
richtsflur Personen begegnet, die es nicht sehen will, er¬ 
heblich geringer. Sollte das Gericht jedoch - wie üblich 
- darauf bestehen, die Anhörung des Kindes oder Jugend¬ 
lichen kurz vor dem Termin mit den verfahrensbeteiligten 
Erwachsenen stattfinden zu lassen, so ist eine gute Pla¬ 
nung besonders wichtig: Viele Gerichte haben ein Kinder¬ 
zimmer und gute Betreuung dort. Ansonsten könnte das 
Kind oder der Jugendliche mit einer Vertrauensperson in 
der Kantine oder in einem nah gelegenen Cafe warten und 
erst dann per Mobiltelefon gerufen werden, wenn die An¬ 
hörung tatsächlich stattfindet. Auf gar keinen Fall sollten 
Kinder im Gerichtsflur gemeinsam mit den Erwachsenen 
warten! Das wäre eine unnötige Belastung, die es unbe¬ 
dingt zu vermeiden gilt. 
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22.4.8 Anhörung der Eltern, der Pflegeeltern 
und des Jugendamtes 


Grundsätzlich sind im familiengerichtlichen Verfahren 
immer auch die leiblichen Eltern und ggf. die Pflegeeltern 
anzuhören (§§ 160,161 FamFG). Fetztere können auch am 
Verfahren beteiligt werden (§ 161 Abs. 1 FamFG). 

Und natürlich ist das Jugendamt gemäß § 162 FamFG 
anzuhören. Das Jugendamt kann sich auch durch eigene 
Sachanträge am Verfahren beteiligen (vgl. ► Abschn. 22.4.2 
zur Verfahrensbeteiligung). 

22.4.9 Sachverständigengutachten 


Die Auswahl eines qualifizierten Sachverständigen ist die 
wichtigste Weichenstellung für das Verfahren vor dem Fa- 
miliengericht. Die Auswahl dieser Person trifft das Fami- 
liengericht nach pflichtgemäßem Ermessen (§ 30 Abs. 1 
FamFG in Verbindung mit §§ 402 bis 414 ZPO). In Verfah¬ 
ren, in denen es um das Kindeswohl geht, sind regelmäßig 
psychologische oder auch kinder- und jugendpsychiatri¬ 
sche Sachverständigengutachten vom Gericht einzuholen. 

Zur korrekten Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens des Fami¬ 
liengerichts gehört es auch, eine sachverständige Person auszuwäh¬ 
len, die das Vertrauen des zu Begutachtenden genießt (Kammerge¬ 
richt NJW 97, 69, 70). 

Die Begutachtung setzt aber die Einwilligung der zu be¬ 
gutachtenden Person voraus. Denn die Begutachtung hat 
keine spezifische gesetzliche Grundlage. Die Mitwirkung 
an der Begutachtung kann also nicht erzwungen werden 
(ständige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 
z. B. BVerfG FamRZ 2004, 523). 

Soll ein Kind begutachtet werden, ist also die Ein¬ 
willigung der Personensorgeberechtigten dazu erforder¬ 
lich. Nur wenn in der Verweigerung der Einwilligung in 
die Untersuchung eine schwerwiegende Gefährdung des 
Kindeswohls hegt, kann das Gericht die fehlende Ein¬ 
willigung der Eltern in die Begutachtung ersetzen oder 
auch das Sorgerecht teilweise entziehen (OFG München 
FamRZ 84, 76; OFG Karlsruhe FamRZ 93,1479; BayObFG 
FamRZ 95, 501). 

Zusätzlich zur Einwilligung der sorgeberechtigten 
Person muss aber auch das Kind selbst mit der Begut¬ 
achtung durch die vom Gericht bestellte Person einver¬ 
standen sein. 

Sachverständigengutachten sind vom Gericht kritisch 
zu würdigen. Das Gericht hat darauf zu achten, dass die 
Schlussfolgerungen sich aus wissenschaftlich überprüfba¬ 
ren Kriterien und nicht aus Spekulationen und Vorurtei¬ 
len herleiten. 


Das Gericht kann auch eine erneute Begutachtung an- 
ordnen. Das kommt insbesondere dann in Betracht, wenn 

— das Gutachten in sich widersprüchlich und nicht 
überzeugend ist, 

— von falschen Tatsachen ausgeht, 

™ die sachverständige Person erkennbar nicht die not¬ 
wendige Sachkunde hat, 

™ andere Sachverständige über mehr Erfahrung und 
Wissen verfügen. 

Sachverständige können von den Beteiligten wegen der 
Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden (§ 406 
ZPO). 

Das gleiche gilt für Richter oder Richterinnen gemäß § 6 FamFG in 
Verbindung mit § 42 ZPO. 

Das Befangenheitsgesuch muss aber sofort gestellt werden. 
Die sachverständige Person muss nicht wirklich befangen 
sein. Es reicht, wenn eine beteiligte Person nachvollzieh¬ 
bare Gründe hat, an der Unparteilichkeit des Sachverstän¬ 
digen zu zweifeln. 

Ist das Sachverständigengutachten 

1. auf dem Stand der wissenschaftlichen Forschung, 

2. widerspruchsfrei, in sich stimmig und überzeugend 
und sind 

3. auch sonst keine Mängel erkennbar, 

dann darf das Gericht von den Ergebnissen des Sachver¬ 
ständigengutachtens nicht ab weichen. Die Abweichung 
von einem fachpsychologischen Gutachten bedarf der 
eingehenden Begründung und des Nachweises eigener 
Sachkunde durch das Gericht (ständige Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts, BVerfG FamRZ 2009,399, 
400; BVerfG FamRZ 2005, 783, 784). 

22.4.10 Nichtöffentlichkeit des Verfahrens 


Das Verfahren vor dem Familiengericht ist nichtöffentlich 
(§ 170 GVG). Nur die Verfahrensbeteiligten (§ 7 FamFG), 
also die Eltern, ggf. die Pflegeeltern, das über 14 Jahre alte 
Kind, der Verfahrensbeistand des Kindes und das Jugend¬ 
amt sind berechtigt, an der Verhandlung teilzunehmen. 
Mit Einverständnis aller Beteiligten kann aber eine nicht- 
beteiligte Person an einer Verhandlung teilnehmen. 

22.4.11 Schnelle endgültige Entscheidung? 


§ 155 FamFG verpflichtet die Familiengerichte, Verfahren, 
die eine Kindeswohlgefährdung betreffen, vorrangig und 
beschleunigt zu betreiben. Der erste Termin soll spätes- 
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tens einen Monat nach Beginn des Verfahrens stattfinden 
(§ 155 Abs. 2 Satz 2 FamFG). 

Die Praxis zeigt jedoch, dass gerade die Verfahren, die 
eine schwere Kindeswohlgefährdung betreffen, trotz des 
Vorrang- und Beschleunigungsgebotes sehr lange dau¬ 
ern. Gründe dafür sind, dass qualifizierte Sachverständige 
off erst nach drei bis vier Monaten mit dem Gutachten 
beginnen können. Die Begutachtung selbst dauert dann 
noch einmal zwei bis vier Monate. Termine müssen immer 
wieder verschoben werden, weil einer der Verfahrensbe¬ 
teiligten oder einer der Bevollmächtigten verhindert ist. 
Wenn ein Verfahren dann noch in die zweite Instanz geht, 
vergehen leicht zwei bis drei Jahre. 

Problematisch ist dies vor allem deshalb, weil leider 
während der Dauer der gerichtlichen Verfahren viel zu 
viele Kinder und Jugendlichen nur vorläufig unterge¬ 
bracht werden und dann nach Abschluss der Verfahren 
einem erneuten Wechsel des gewohnten Umfeldes und 
schlimmer noch der Bezugspersonen ausgesetzt werden 
(► Abschn. 22.3.3). 

Deshalb sollte das Jugendamt nicht warten, sondern 
gemäß § 37 SGB VIII handeln. Wenn das Jugendamt zu 
der Einschätzung kommt, dass eine nachhaltige Verbesse¬ 
rung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie 
innerhalb eines vertretbaren Zeitraumes nicht erreicht 
werden kann, so soll für das Kind oder den Jugendlichen 
eine auf Dauer angelegte Lebensperspektive bestimmt 
werden (§ 37 Abs. 1 Satz 4 SGB VIII). 
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22.4.12 Beschwerde 


Sowohl die Eltern wie das Jugendamt (§ 162 Abs. 3 Satz 2 
FamFG) als auch der Verfahrensbeistand und das über 14 
Jahre alte vom Verfahren betroffene Kind (§ 60 FamFG) 
können selbstständig Beschwerde gegen eine Entschei¬ 
dung des Familiengerichts einlegen. Danach entscheidet 
das Oberlandesgericht in sogenannter zweiter Instanz. 
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23.1 Einleitung 


Personen, die von einem Kind oder einer Jugendlichen 
erfahren, dass diese sexuell missbraucht sind, verspüren 
oft nicht nur den Impuls, für den sofortigen Schutz des 
Kindes zu sorgen, sondern auch den dringenden Wunsch, 
dass das geschehene Unrecht bestraft werden soll. Der 
Bitte des Kindes oder der Jugendlichen, die Mitteilung 
zunächst geheim zu halten, kommen viele nach, wenn 
sie sich bei dem zuständigen Kriminalkommissariat für 
Sexualstrafsachen in ihrer Stadt oder in ihrem Landkreis 
zunächst in anonymisierter Form beraten lassen wollen. 

Tatsächlich gibt es einige Kommissariate, die auch 
öffentlich für eine solche anonymisierte Beratungsmög¬ 
lichkeit werben. Es ist jedoch ein weit verbreiteter Trug¬ 
schluss, zu glauben, dass die Anonymität des betroffenen 
Kindes tatsächlich und dauerhaft gewahrt werden könnte. 
Die um Beratung nachsuchende Person wird zunächst 
aufgefordert, ihre Personalien zu nennen, ehe denn die 
Beratung erfolgen kann, und sie wird auch nach ihrem 
Verhältnis zu dem sexuell missbrauchten Kind gefragt. Al¬ 
lein schon die Tatsache, dass die Schule, an der eine Lehr¬ 
kraft unterrichtet, genannt wird, ermöglicht der Kriminal¬ 
polizei weitere Ermittlungen. Auch wenn beispielsweise 
eine Lehrkraft nach einigen Wochen mitteilt, dass das von 
ihr angehörte Kind keinerlei Strafanzeige wünscht und 
auch nicht bereit ist, Angaben in einem strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren zu machen, ist die Polizei verpflich¬ 
tet, Ermittlungen vorzunehmen. Da in dem Beratungsge¬ 
spräch eine Fülle von Angaben erfragt worden sind, die 
das Kind identifizierbar machen und nicht zuletzt die 
mitteilende Person, z. B. eine Lehrkraft zur Dienststelle 
geladen werden kann, ist das betroffene Kind in kurzer 
Zeit identifizierbar. 

Entgegen aller Beteuerungen durch Strafverfolgungs- 
behörden, die gerne in öffentlichen Veranstaltungen abge¬ 
geben werden, ist die Pflicht zu ermitteln und wegen aller 
verfolgbaren Straftaten einzuschreiten, gesetzlich geregelt. 
Es handelt sich hierbei um das für die Staatsanwaltschaft 
in den §§ 152 Abs. 2,160 Abs. 1 StPO und für die Polizei in 
§ 163 Abs. 1 StPO geregelte Legalitätsprinzip. Nach den für 
die Tätigkeit der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte gel¬ 
tenden Verwaltungsvorschriften (RiStBV, Nr. 8) ist »auch 
bei namenlosen Anzeigen zu überprüfen, ob ein Ermitt¬ 
lungsverfahren einzuleiten ist«. 

Um nicht selbst in diese ungewünschte Position zu ge¬ 
raten, als Zeuge über die Identität eines Kindes befragt 
zu werden (► Abschn. 23.3.1), sollte die Beratung eher 
bei Fachberatungsstellen oder im durch das anwaltliche 
Zeugnisverweigerungsrecht geschützten Raum der an¬ 
waltlichen Beratung gesucht werden. 

Ist der Gang eines Ermittlungsverfahrens erst einmal 
in Lauf gesetzt, so kann es von der mitteilenden Person 


oder der/dem betroffenen Jugendlichen beim Tatverdacht 
des sexuellen Missbrauchs nur dann aufgehalten werden, 
wenn die/der Betroffene ein Zeugnisverweigerungsrecht 
hat (siehe dazu weiter unten). Dies wäre aber z. B. nicht 
der Fall, wenn die/der Betroffene sexuelle Übergriffe 
durch einen anderen Lehrer angegeben hätte. Bei den hier 
interessierenden Straftaten handelt es sich um sogenannte 
Offizialdelikte, für die bei Polizei und Staatsanwaltschaft 
die Verpflichtung zu ermitteln besteht. Handelte es sich 
um sogenannte Antragsdelikte, wie z. B. das der (ein¬ 
fachen) Körperverletzung (§ 223 StGB), so könnte eine 
Strafanzeige und ein damit verbundener Strafantrag zu¬ 
rückgenommen werden; dies ist aber bei schwereren De¬ 
likten und bei Verbrechenstatbeständen nicht möglich. 

In der Praxis der Autorin hat es viele Strafanzeige- 
erstattungen gegeben, die durch Fragen an befreundete 
Staatsanwälte oder Polizeibeamte mit dem Wunsch nach 
Beratung ausgelöst wurden. Auch hier wurden die Folgen, 
dass der Gang eines Ermittlungsverfahrens in Lauf gesetzt 
wird, nicht mitbedacht. 

Kompetente Fachberatungsstellen, wie Wildwasser 
e.V. z. B. delegieren die Frage, ob eine Strafanzeige erstattet 
werden sollte oder nicht, an spezialisierte Rechtsanwäl¬ 
tinnen oder Rechtsanwälte. Neben einer Erstberatung, die 
über alle Unterstützungsmöglichkeiten in einem Ermitt¬ 
lungsverfahren und einer späteren Hauptverhandlung 
aufklärt, kann ein Klärungsprozess anwaltlich begleitet 
werden, der oft mehrere Wochen oder Monate in An¬ 
spruch nimmt. Sollten Jugendliche und die sie unterstüt¬ 
zenden Erwachsenen (Eltern oder Professionelle) zu dem 
Ergebnis gelangen, dass zum Zeitpunkt der Beratung eine 
Strafanzeigeerstattung nicht sinnvoll ist, so kann diese auf 
einen späteren Zeitpunkt im Leben eines Kindes verscho¬ 
ben werden. Hier ist dann von der beratenden Person über 
die strafrechtlichen Verjährungsfristen aufzuklären. 

Die Gründe, von einer Strafanzeigeerstattung abzuse¬ 
hen, sind für die Betroffenen vielfältig. Im Vordergrund 
stehen jedoch Zweifel an der Aussagetüchtigkeit und Zeu¬ 
geneignung eines Kindes, das sich beispielsweise in einer 
schweren seelischen Krise befindet. Liegen keine klaren 
Empfehlungen vonseiten behandelnder Psychiater oder 
Therapeuten vor, so sind diese von der Rechtsanwältin/ 
dem Rechtsanwalt im Beratungsprozess einzuholen. Letz- 
tere/r hat zu überprüfen, inwieweit die Belastungen durch 
die weiter unten noch auszuführenden Unterstützungs- 
möglichkeiten im Strafverfahren sinnvollerweise redu¬ 
ziert werden können oder ob aktuell das Mädchen oder 
der Junge seine Ressourcen für die eigene psychische Sta¬ 
bilisierung benötigt. Ein verantwortungsbewusster Um¬ 
gang mit dem Zeitpunkt der Strafanzeigeerstattung um¬ 
fasst auch eine Aufklärung über alle erforderlichen Maß¬ 
nahmen zur Beweissicherung. In einigen Bundesländern 
(NRW und Hessen) ist die anonyme Spurensicherung 
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(ASS) inzwischen möglich. Die Betroffenen können sich 
an rechtsmedizinische Institute oder bestimmte Kran¬ 
kenhäuser, die an diesen Maßnahmen teilnehmen, wen¬ 
den. Kleidung, Spermaspuren etc. werden dann unter 
einer Chiffrenummer spurenschonend anonym gelagert 
(zu Einzelheiten siehe Roggenwallner/Herrmann/Jansen 
2011 ). 

Während vornehmlich die Belastung der kindlichen 
oder jugendlichen Tatzeugen ausschlaggebend für eine 
Verschiebung des Anzeigezeitpunktes auf ein späteres Al¬ 
ter ist, ist der seltenere Fall derjenige, dass mit Rücksicht 
auf den jeweiligen Täter beziehungsweise Beschuldigten 
auf Anzeigeerstattung verzichtet wird. Der Autorin ist 
jedoch z. B. ein Fall bekannt, in dem eine Tochter nach 
Verantwortungsübernahme durch den sie missbrauchen¬ 
den Vater und Zahlung einer hohen Schmerzensgeldsum¬ 
me zunächst vom Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch 
gemacht hat. Die junge Frau fühlte sich dann aber Jahre 
später, nachdem sie selbst ein Kind geboren hatte, aus¬ 
reichend stabilisiert, die Strafverfolgung des Vaters in die 
Wege zu leiten. Dies ist dann auch auftragsgemäß gesche¬ 
hen. Die frühzeitige Zahlung von Schmerzensgeld und die 
Tatsache, dass der Beschuldigte zu keinem Zeitpunkt die 
sexuellen Übergriffe an dem kleinen Mädchen (zur Tatzeit 
5 Jahre alt) geleugnet hatte, führte dazu, dass der im Staats¬ 
dienst tätige Beamte eine Freiheitsstrafe von elf Monaten 
im Strafbefehlswege erhielt, die zur Bewährung ausgesetzt 
wurde. Für das Tatopfer war es wichtig, auch diesen Schritt 
gegangen zu sein - und zwar völlig unabhängig von der 
Höhe der später verhängten Freiheitsstrafe. Ein Bedürfnis 
danach, den Vater hinter Gittern zu sehen, bestand nicht. 

Zur Beweissicherung gehört es auch, die Angaben 
des Kindes (► Abschn. 23.3.4) so genau wie möglich zu 
dokumentieren und den Entstehungsprozess der Aussage 
nachvollziehbar in der Handakte der Rechtsanwältin fest¬ 
zuhalten. 

In dem Moment, wo der Schutz eines Kindes oder 
einer/s Jugendlichen vor dem Täter oder der Täterin er¬ 
kennbar nicht durch andere Maßnahmen sicherzustellen 
ist (familiengerichtliche Schutzmaßnahmen nach §§ 1666, 
1666a BGB), ist eine Strafanzeige sicherlich die richtige 
Vorgehensweise. 

Üblicherweise ist die Erstattung der Strafanzeige durch 
Faien mit der falschen Hoffnung verbunden, dass es zu 
sofortigen Zwangsmaßnahmen gegen die Beschuldigten 
kommen wird. Darunter sind nicht nur Durchsuchungen 
zu verstehen, sondern insbesondere die Anordnung der 
Untersuchungshaft für den Beschuldigten. 

In all den Fällen, in denen Zeugen schildern, dass sie 
kinderpornografisches Material auf einem Faptop oder 
PC des Beschuldigten gesehen haben, und insbesondere 
dann, wenn ein Kind die Anfertigung von Fotos oder Fil¬ 
men durch den Beschuldigten beim Vollzug der sexuellen 


Handlungen schildert, wird die Durchsuchung in kurzer 
Zeit vorgenommen. So können wichtige objektive Beweis¬ 
mittel aufgefunden werden, die die Aussage von Kindern 
unterstützen. 

Beispiel 
Fall 1 

Eine knapp 5-Jährige berichtet ihrer Mutter und später 
auch bei der Untersuchung der Rechtsmedizinerin, dass 
der Beschuldigte nach Manipulationen an ihrer Scheide 
ihr den schwarzen Teufel mit den roten Augen auf seinem 
PC gezeigt habe. Er habe gedroht, der Teufel werde sie 
nachts holen, wenn sie den sexuellen Übergriff verrate. Bei 
der Auswertung der beim Beschuldigten sichergestellten 
Festplatte wurden mehrere Teufelsbilder festgestellt, die 
die kindlichen Angaben bestätigen. 

23.2 Die Untersuchungshaft 


Rechtliche Grundlage der Anordnung einer Untersu¬ 
chungshaft ist der §112 StPO. 

§ 112 StPO 

(1) Die Untersuchungshaft darf gegen den Beschul¬ 
digten angeordnet werden, wenn er der Tat dringend 
verdächtig ist und ein Haftgrund besteht. Sie darf 
nicht angeordnet werden, wenn sie zu der Bedeutung 
der Sache und der zu erwartenden Strafe oder Maß¬ 
regel der Besserung und Sicherung außer Verhältnis 
steht. 

(2) Ein Haftgrund besteht, wenn auf Grund bestimm¬ 
ter Tatsachen 

1. festgestellt wird, dass der Beschuldigte flüch¬ 
tig ist oder sich verborgen hält, 

2. bei Würdigung der Umstände des Einzelfalles 
die Gefahr besteht, daß der Beschuldigte sich 
dem Strafverfahren entziehen werde (Flucht¬ 
gefahr), oder 

3. das Verhalten des Beschuldigten den dringen¬ 
den Verdacht begründet, er werde 

a. Beweismittel vernichten, verändern, beiseite 
schaffen, unterdrücken oder fälschen oder 

b. auf Mitbeschuldigte, Zeugen oder Sachver¬ 
ständige in unlauterer Weise einwirken oder 

c. andere zu solchem Verhalten veranlassen, 
und wenn deshalb die Gefahr droht, daß 
die Ermittlung der Wahrheit erschwert 
werde (Verdunkelungsgefahr). 

(3) Gegen den Beschuldigten, der einer Straftat nach 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 des Völkerstrafgesetzbuches oder 
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§ 129a Abs. 1 oder Abs. 2, auch in Verbindung mit 
§ 129b Abs. 1, oder nach den §§ 211,212,226,306b oder 
306c des Strafgesetzbuches oder, soweit durch die 
Tat Leib oder Leben eines anderen gefährdet worden 
ist, nach § 308 Abs. 1 bis 3 des Strafgesetzbuches drin¬ 
gend verdächtig ist, darf die Untersuchungshaft auch 
angeordnet werden, wenn ein Haftgrund nach Absatz 
2 nicht besteht. 


§ 112 a StPO 

(1) Ein Haftgrund besteht auch, wenn der Beschuldigte 
dringend verdächtig ist, 

1. eine Straftat nach den §§ 174,174a, 176 bis 179 
oder nach § 238 Abs. 2 und 3 des Strafgesetz¬ 
buches oder 

2. wiederholt oder fortgesetzt eine die Rechtsord¬ 
nung schwerwiegend beeinträchtigende Straf¬ 
tat nach § 89a, nach § 125a, nach den §§ 224 bis 
227, nach den §§ 243,244,249 bis 255,260, nach 
§ 263, nach den §§ 306 bis 306c oder § 316a des 
Strafgesetzbuches oder nach § 29 Abs. 1 Nr. 1,4, 
10 oder Abs. 3, § 29a Abs. 1, § 30 Abs. 1, § 30a Abs. 

1 des Betäubungsmittelgesetzes begangen zu 
haben, und bestimmte Tatsachen die Gefahr be¬ 
gründen, daß er vor rechtskräftiger Aburteilung 
weitere erhebliche Straftaten gleicher Art bege¬ 
hen oder die Straftat fortsetzen werde, die Haft 
zur Abwendung der drohenden Gefahr erforder¬ 
lich und in den Fällen der Nummer 2 eine Frei¬ 
heitsstrafe von mehr als einem Jahr zu erwarten 
ist. In die Beurteilung des dringenden Verdachts 
einer Tatbegehung im Sinne des Satzes 1 Num¬ 
mer 2 sind auch solcheTaten einzubeziehen, die 
Gegenstand anderer, auch rechtskräftig abge¬ 
schlossener, Verfahren sind oder waren. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Vor¬ 
aussetzungen für den Erlaß eines Haftbefehls nach 

§ 112 vorliegen und die Voraussetzungen für die Aus¬ 
setzung des Vollzugs des Haftbefehls nach § 116 Abs. 1, 
2 nicht gegeben sind. 


Die Anordnung der Untersuchungshaft durch Ermitt¬ 
lungsrichter setzt zwei Dinge voraus: 

1. Es muss ein dringender Tatverdacht vorliegen. 

2. Es gibt einen Haftgrund. 

Der bekannteste Haftgrund, der in der Praxis am häufigs¬ 
ten angenommen wird, ist der der Fluchtgefahr. 


Der »dringende« Tatverdacht im Sinne des § 112 Abs. 
1 Satz 1 StPO ist dann gegeben, wenn die Wahrscheinlich¬ 
keit groß ist, dass der Beschuldigte Täter oder Teilnehmer 
einer Straftat ist. Es genügt die Möglichkeit der Verurtei¬ 
lung; nach herrschender Meinung ist es nicht erforderlich, 
dass eine Verurteilung wahrscheinlich ist. Abzugrenzen ist 
der dringende Tatverdacht jedoch von reinen Vermutun¬ 
gen; er muss immer aus bestimmten Tatsachen abgeleitet 
werden (Burhoff 2013). 

Der dringende Tatverdacht kann sich niemals allein 
aufgrund von Indizien und reinen Vermutungen ergeben, 
auch wenn nach Meinung von Strafanzeigeerstattern letz¬ 
tere mosaikartig zusammenpassen. In den meisten Fällen, 
in denen es um den sexuellen Missbrauch von Kindern 
oder Jugendlichen geht, ist von daher eine polizeiliche, 
staatsanwaltliche oder richterliche Vernehmung des Tat¬ 
opfers über das Erlebte die Grundvoraussetzung, ehe ein 
dringender Tatverdacht angenommen werden kann. 

Zum dringenden Tatverdacht hinzutreten muss einer 
der in § 112 StPO genannten Haftgründe. 

Dabei ist der Haftgrund der Fluchtgefahr derjenige, der 
in der richterlichen Praxis der Bedeutsamste ist. Da die meis¬ 
ten Beschuldigten, die des sexuellen Missbrauchs verdächtig 
sind, sozial völlig unauffällig bis angepasst leben, d. h. nicht 
nur einen festen Wohnsitz, sondern auch einen Arbeitsplatz 
vorzuweisen haben, und nicht zuletzt über »normale« fami¬ 
liäre Bindungen verfügen, lässt sich ein Haftbefehl wegen 
dieses Haftgrundes schwerlich begründen. 

Auch der Haftgrund der Wiederholungsgefahr des 
§ 112 a StPO, der in Abs. 1 Nr. 1 ausdrücklich für Sexual¬ 
straftaten die vorbeugende Maßnahme der Sicherungshaft 
vorsieht, ist noch nicht beim bloßen dringenden Tatver¬ 
dacht einer bestimmten Anlasstat zu verhängen. Hinzu 
treten muss, dass bestimmte Tatsachen die Gefahr be¬ 
gründen, dass der Beschuldigte vor Aburteilung weitere 
erhebliche Straftaten gleicher Art begehen oder die Straf¬ 
tat fortsetzen wird und dass die Haft zur Abwendung der 
drohenden Gefahr erforderlich ist. Im Übrigen darf die 
Sicherungshaft nur dann angeordnet werden, wenn ihre 
Voraussetzungen vorliegen und nicht ein anderer Haft¬ 
grund nach § 112 StPO gegeben ist. 

Im Bereich der Straftatbestände, die den sexuellen 
Missbrauch von Kindern und Jugendlichen regeln, scheint 
in vielen Fällen auch der Haftgrund der Verdunklungsge¬ 
fahr nahezuliegen. Hier muss der Beschuldigte durch sein 
Verhalten z. B. auf Zeugen in unlauterer Weise eingewirkt 
haben. 

Beispiel 
Fall 2 

Der Ehemann einer jungen türkischen Frau, der im 
selben Haus wie die Familie seiner Ehefrau lebte, war 
dringend verdächtig, mehrere der jüngeren Schwestern 
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seiner Frau sexuell missbraucht zu haben. Nachdem die¬ 
se zunächst im Ermittlungsverfahren über diese sexuellen 
Übergriffe ausgesagt hatten, sandten sie ebenso wie die 
Ehefrau und Schwiegermutter des Beschuldigten densel¬ 
ben vorformulierten Brief an die Staatsanwaltschaft und 
kündigten an, dass sie zukünftig von ihrem Zeugnisver¬ 
weigerungsrecht Gebrauch machen würden. Wenn aber 
keine dieser Zeuginnen mehr bereit ist, auszusagen, bleibt 
dem Gericht die Möglichkeit genommen, nachzuweisen, 
dass in unlauterer Weise auf die Zeuginnen eingewirkt 
worden ist. Ein solches Einwirken, verbunden mit psychi¬ 
scher oder physischer Drohung, mag zwar naheliegend 
sein, ist jedoch dem Beschuldigten nachzuweisen. 

Der an die Zeuginnen gerichtete Wunsch, sie sollten 
von ihrem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch machen, 
ist an sich nicht unlauter. Etwas anderes ergäbe sich nur 
dann, wenn die Zeugin über entsprechende Bedrohungen 
oder durch Ausnutzung eines Autoritätsverhältnisses zur 
Änderung ihrer Angaben oder zum Gebrauch machen 
vom Zeugnisverweigerungsrecht veranlasst wird (Meyer- 
Goßner, Rdnr. 33 zu § 112 StPO). 

Diese kurzen Schlaglichter zum Recht der Untersuchungs¬ 
haft verdeutlichen, dass in der Praxis die mit einer Straf¬ 
anzeige verbundene Erwartung, der Beschuldigte könne 
rasch in Untersuchungshaft genommen werden, regelmä¬ 
ßig enttäuscht wird. 

Die Schutzmaßnahmen für Kinder und Jugendliche 
sind über Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz 
oder vorrangig nach den §§ 1666,1666 a BGB zu schaffen. 

■ Exkurs: Vorgehen im Jugendstrafrecht 

Die Anordnung von Untersuchungshaft gegen Jugendli¬ 
che ist unter noch engeren Voraussetzungen möglich und 
grundsätzlich nur dann, wenn die Heimunterbringung 
oder eine andere Maßnahme als mildere Maßnahme nicht 
ausreicht. 

Beispiel 
Fall 3 

Das Familiengericht Rüsselsheim (Aktenzeichen: 42 F 
437/12 SO) hat am 17. Januar 2013 auf Antrag einer 16-Jäh¬ 
rigen beschlossen, dass es dem inzwischen 21 Jahre alten 
Onkel der Antragstellerin, die in einer anderen Wohnung im 
selben Haus wie der Antragsgegner lebt, verboten wird, die 
genau bezeichnete Wohnung und das Grundstück zu nut¬ 
zen, sich darin aufzuhalten oder sonst dort zu erscheinen 
sowie sich eine Wohnung oder ein Zimmer in einem Um¬ 
kreis von 1.000 m zu der Wohnung X in Rüsselsheim zu neh¬ 
men oder sich dort aufzuhalten oder sonst dort zu erschei¬ 
nen sowie Kontakt mit der Antragstellerin aufzunehmen. 

Der Onkel wird in einem parallel laufenden Strafver¬ 
fahren beschuldigt, als Jugendlicher bzw. Heranwach¬ 
sender seine Nichte sexuell missbraucht zu haben (§ 176a 


StGB). Das Mädchen war zur Tatzeit 8 bzw. 9 Jahre alt. Sie 
leidet insbesondere deshalb unter den psychischen Tatfol¬ 
gen (z. B. Ritzen des eigenen Körpers), weil der Beschul¬ 
digte mit seinen Eltern (den Großeltern des Mädchens) im 
Jahr 2011 in dasselbe Mietshaus (in eine andere Wohnung) 
eingezogen ist, in dem das Mädchen mit seiner Mutter 
lebt. Seit dieser Zeit zeigte sie weitere Auffälligkeiten wie 
Durchschlafstörungen und vermehrte Weinkrämpfe und 
hat Angst, dem Antragsgegner zu begegnen. Sie kann sich 
in der Schule nicht konzentrieren, was bereits zu Schulpro¬ 
blemen geführt hat. Sie hat Einschlafstörungen, weil sie 
ständig daran denken muss, dass der Antragsgegner eine 
Etage unter ihr wohnt. Da das körperliche, geistige und 
seelische Wohl des Mädchens durch diesen Einzug des 
Onkels - ähnlich wie eine Retraumatisierung - erneut in 
erheblichem Maße gefährdet ist und die Mutter des Mäd¬ 
chens selbst nicht in der Lage ist, diese Gefahr abzuwen¬ 
den, hatte das Familiengericht gemäß § 1666 Abs. 1 BGB 
die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr 
erforderlich sind. Hierzu gehört entsprechend § 1666 Abs. 

3 Ziffer 4 BGB unter anderem das Verbot an den Antrags¬ 
gegner, Verbindung zur Antragstellerin aufzunehmen oder 
ein Zusammentreffen mit ihr herbeiführen. 

Bei einer erforderlichen Abwägung wurden zwar auch die 
Schwierigkeiten für den jungen Antragsgegner berück¬ 
sichtigt, der als Auszubildender mit einem Gehalt von 
489,- € Schwierigkeiten haben wird, eine eigene Wohnung 
zu finden. Hierzu führt das Gericht jedoch aus: »Dem An¬ 
tragsgegner ist aber zuzumuten, hier ergänzend Wohn¬ 
geld zu beantragen oder weiter über das Jobcenter eine 
finanzielle Unterstützung zu beantragen. Demgegenüber 
ist es für die Antragstellerin unzumutbar, die gewohnte 
Umgebung, in der sie seit langem lebt und in der sie ihr zu 
Hause hat, aufzugeben.« 

Während das Strafverfahren gegen den Beschuldigten 
noch lange nicht abgeschlossen ist, konnte auf diese Art 
und Weise dem Begehren des Mädchens, nicht mehr stän¬ 
dig mit dem Beschuldigten im selben Haus konfrontiert 
zu sein, Rechnung getragen werden. Es bleibt zu erwäh¬ 
nen, dass die Entscheidung des Familiengerichts inner¬ 
halb weniger Wochen im Wege einstweiliger Anordnung 
getroffen werden konnte. 

23.3 Zeuginnen und Zeugen im 

strafrechtlichen Ermittlungsverfahren 
und in der Hauptverhandlung 

23.3.1 Rechte und Pflichten 


Das wichtigste Beweismittel in einem Strafverfahren we¬ 
gen sexuellem Missbrauch sind die Aussagen der betrof¬ 
fenen Kinder und Jugendlichen zum Tatgeschehen sowie 
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zu den körperlichen wie seelischen Folgen. Ohne ihre 
Angaben kann weder von der Staatsanwaltschaft Anklage 
gegen einen Beschuldigten erhoben werden noch kann ein 
Strafgericht zur rechtskräftigen Verurteilung eines/einer 
Angeklagten gelangen. 

Die Aussage der Opferzeugin oder des Opferzeugen 
muss daher mit größter Sorgfalt nach den Mitteln der 
Strafprozessordnung erhoben werden. Ehe auf die spe¬ 
ziellen Rechte und Pflichten von Opferzeuginnen und 
den Stellenwert anwaltlicher Beratung in diesem Kontext 
eingegangen wird, sollen zunächst die Professionellen, 
die Angaben von Kindern entgegengenommen haben, 
in den Fokus gerückt werden. Nicht nur im Rahmen 
aussagepsychologischer Begutachtung, sondern insbe¬ 
sondere auch bei der Sachaufklärung durch ein Gericht 
muss zum frühestmöglichen Zeitpunkt Beweis über die 
Entstehungsgeschichte der Angaben eines Kindes erho¬ 
ben werden. Der nachfolgende Abschnitt beschäftigt sich 
beispielhaft mit der Frage, welche Rolle Lehrkräften im 
Strafverfahren zukommen kann. Danach wird am Bei¬ 
spiel der psychologischen Psychotherapeutin und der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten das Zeug¬ 
nisverweigerungsrecht der Berufsgeheimnisträger nach 
§ 53 StPO erklärt werden. 

23.3.2 Können Lehrkräfte als Zeuginnen 

oder Zeugen vor Gericht vernommen 
werden? 


Vor Gericht Zeugnis abzulegen über das, was einem von 
dem Gegenstand der Untersuchung bekannt ist oder da¬ 
mit in Verbindung steht, ist eine allgemeine Staatsbürger- 
pflicht. Diese konkretisiert sich aber erst dann, wenn die 
Staatsanwaltschaft oder das Gericht die Zeugin/den Zeu¬ 
gen laden, d. h., ihn auffordern, zu einer bestimmten Zeit 
an einem bestimmten Ort als Zeugin/Zeuge zu erscheinen. 
Das kann sowohl mündlich, schriftlich, vom anordnenden 
Staatsanwalt oder der Vorsitzenden einer Strafkammer er¬ 
folgen oder durch Dritte (wie z. B. Gerichts Wachtmeister) 
durch Übergabe einer Ladung geschehen. 

Mit Erhalt der Ladung zur Staatsanwaltschaft oder 
zum Gericht (das kann die Ermittlungsrichterin/der Er¬ 
mittlungsrichter im Vorverfahren oder Zwischenverfah¬ 
ren oder später während der Hauptverhandlung die/der 
Vorsitzende einer Strafkammer sein) hat sich die Pflicht 
zum Erscheinen vor der anordnenden Stelle konkretisiert 
und löst dann Ordnungs- und Zwangsmittel aus, wenn 
darauf zuvor in der Ladung hingewiesen wurde. Ord¬ 
nungsgelder können bei Nichterscheinen verhängt und 
im zugespitzten Fall kann Beugehaft angeordnet werden 
(§ 70 StPO). 


§70 StPO Absatz 1 

(1) Wird das Zeugnis oder die Eidesleistung ohne ge¬ 
setzlichen Grund verweigert, so werden dem Zeugen 
die durch die Weigerung verursachten Kosten auf¬ 
erlegt. Zugleich wird gegen ihn ein Ordnungsgeld 
und für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben wer¬ 
den kann, Ordnungshaft festgesetzt. 

Der Polizei stehen die Ordnungs- und Zwangsmittel der 
Strafprozessordnung nicht zu. Deshalb löst eine Zeugen¬ 
ladung zur Polizei auch keine Pflicht zum Erscheinen aus. 
Auch wenn dies so ist, sollten sich Zeuginnen und Zeugen 
darüber im Klaren sein, welche sonstigen Folgen die Ver¬ 
weigerung, bei der Polizei zu erscheinen, für ein laufendes 
Ermittlungsverfahren hat. Handelt es sich bei der Zeugin 
oder dem Zeugen um eine Person, deren Wahrnehmun¬ 
gen für die Aufklärung eines bestimmten Sachverhalts er¬ 
forderlich ist, dann wird die Staatsanwaltschaft selbst die 
Zeugin/den Zeugen laden und auf die entsprechenden 
Ordnungsmittel bzw. die Beugehaff hinweisen. 

Lehrkräfte kommen in vielen Strafverfahren, bei 
denen es um den Vorwurf des sexuellen Missbrauchs geht, 
als Zeugen in Betracht. Zu unterscheiden sind hier zwei 
Bereiche: 

1. Zum einen sind sie wichtige Mitteilungszeugen, wenn 
sich eine Schülerin oder ein Schüler ihnen anvertraut 
hat. Dies gilt für Vertrauenslehrer, Klassenlehrerin¬ 
nen/ -lehrer, aber auch für alle anderen Lehrkräfte, 
denen sich das Kind anvertraut hat. 

Dabei ist es eher die Ausnahme, dass eine Schülerin/ein 
Schüler der Lehrerin oder dem Lehrer einen vollständigen 
Bericht über erlebte sexuelle Übergriffe schildert. In der 
Praxis ist es häufig so, dass Lehrerinnen und Lehrer von 
Mitschülerinnen oder Mitschülern angesprochen werden, 
nachdem diese selbst eine Mitteilung von einer befreun¬ 
deten Mitschülerin oder einem Mitschüler erhalten ha¬ 
ben. Diese haben dann oft ein gutes Gespür dafür, dass sie 
selbst mit dieser Mitteilung und deren Folgen überfordert 
sind und wenden sich an einen Erwachsenen. Das kann 
in einem günstigen Fall eine Lehrerin oder ein Lehrer des 
Vertrauens sein. 

2. Weiter sind Lehrerinnen und Lehrer dann als Zeugen 
gefragt, wenn sie über Auffälligkeiten, schulische 
Leistungen, schulisches Leistungsversagen oder einen 
Leistungsabfall der Schülerin/des Schülers in einem 
bestimmten Zeitraum berichten sollen. Zu Auffällig¬ 
keiten würden auch solche aus dem Bereich des sozia¬ 
len Verhaltens wie ein auffälliger Rückzug von Kon¬ 
takten zu Mitschülerinnen und Mitschülern gelten. 
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Alle hier genannten möglichen Beweisthemen sind vor 
allem dann wichtig, wenn es Hinweise, Andeutungen 
oder Berichte eines Mädchens oder eines Jungen gegen¬ 
über Lehrerinnen oder Lehrern gegeben hat, die die spä¬ 
teren Angaben des Kindes über sexuellen Missbrauch 
untermauern können. Wie das nachfolgende Beispiel 
zeigt, ist die Zeugenaussage einer Lehrkraft nicht nur 
dann wichtig, wenn diese vollständige Schilderungen 
über einen sexuellen Missbrauch entgegengenommen 
hat, sondern auch dann, wenn damit bewiesen werden 
kann, dass z. B. ein Mädchen zu Hause in großer emotio¬ 
naler Bedrängnis war, aus dem Haushalt der Eltern aus- 
ziehen wollte und letztlich den Grund für die Bedrängnis 
nur kurz erwähnte: 

Beispiel 
Fall 4 

2012 wurde der nachfolgende Lehrer einer jungen Frau 
(deren Eltern aus der Türkei stammen) von einer Kriminal¬ 
inspektion wie folgt vernommen: 

Frage des Kriminalbeamten: Herr S., ich habe Ihnen 
amTelefon schon kurz erläutert, warum Sie heute hier sind. 

Es geht um Ihre ehemalige Schülerin C. Sie soll sich Ihnen 
anvertraut haben. 

Antwort: Ja, das ist richtig. Ich muss zunächst sagen, 
dass es schon eine Weile her ist. C. hat nach dem Schuljahr 
2008/2009 die Schule bei uns abgeschlossen. Sie war eine 
sehr gute und auch fleißige Schülerin. 

Ich habe das in unserem Klassenbuch mal nachver¬ 
folgt. Uns war damals aufgefallen, dass sie unglaublich 
viele Fehlzeiten in diesem Schuljahr hatte. Darauf habe ich 
sie auch angesprochen. Da hat sie nur ausweichend geant¬ 
wortet, dass sie eben krank war. Ich habe dann genauer 
nachgefragt. Es gab dann auch einen längeren Kranken¬ 
hausaufenthalt, wo es angeblich um Essstörungen ging. 
Ich weiß da aber auch nichts Genaues. Ich habe mich da¬ 
rauffolgend öfter mal mit ihr unterhalten, und da hat sie 
dann begonnen, zu erwähnen, dass sie familiäre Probleme 
habe. Sie wollte auch immer schon von zu Hause weg. Wir 
haben sie dann unterstützt, dass sie eine Ausbildung in 
Frankfurt beginnen kann. Auf der Abschlussfahrt 2009 am 
Gardasee, da hat sie sich dann mit einer Kollegin und mir 
unterhalten. Sie hat erwähnt, dass es zu Bedrängnissen sei¬ 
tens des Schwagers gekommen sei. Er habe verbal eindeu¬ 
tige Andeutungen in sexueller Hinsicht gemacht. 

Frage: Können Sie sich noch etwas genauer an die Äu¬ 
ßerungen erinnern? 

Antwort: Also nur an die Tatsache, dass es sich um 
den Mann der großen Schwester, also um den Schwager 
handelt. Da hat sie gesagt, dass ihre Mutter immer für sie 
ist und ihr Vater gegen sie. Das war aber auch bei anderen 
Sachen so, wie beispielsweise die Klassenfahrt. 


Ich weiß auch, dass sie dort eben weg wollte. Aber wie 
da die Wohnverhältnisse oder so sind, das weiß ich nicht. 
Sie hat mir auch erzählt, dass sie mal für ca. 3 Tage von zu 
Hause ausgerissen ist, eben wegen dieser Probleme. Sie 
habe nicht ausgehalten, dass ihr keiner geglaubt habe. Ich 
weiß, dass sie mindestens eine Nacht bei einer Freundin in 
Wiesbaden war. 

Frage: Sie hat aber keine Angaben gemacht, zu wel¬ 
chen Bedrängnissen es gekommen ist? 

Antwort: Nein. Doch, mir fällt da noch eine Sache ein. 
Sie hatte in der Schule oft Zusammenbrüche und hat ge¬ 
weint. Ich erinnere mich, dass sie erzählt hat, dass an dem 
gleichen Morgen oder an dem Abend zuvor er auf sie zu¬ 
kam und sexuelle Absichten geäußert hat. Sie ist dann 
wohl in ihr Zimmer und hat die Tür zugemacht. Das hat sie 
emotional sehr aufgewühlt. 

Frage: Können Sie mir den Zustand von C. in dieser 
Zeit beschreiben? 

Antwort: Also sie ist sehr schüchtern, oft auch intro¬ 
vertiert und zurückgezogen gewesen. Sie war schon oft 
emotional. Aber in keiner Weise aggressiv oder so etwas. 
Wenn sie da war, dann war sie sehr präsent. Ihre Mitarbeit 
im Unterricht war sehr gut. Ich weiß, dass wir alle erstaunt 
waren, dass trotz der hohen Fehlzeiten, die sie hatte, der 
Abschluss nie gefährdet war, sondern ganz im Gegenteil 
sehr gut war. 

In einer kürzlich stattgefundenen Hauptverhandlung vor 
dem Landgericht Mainz wurde der Angeklagte zu einer 
mehrjährigen Freiheitsstrafe verurteilt. Angeklagt waren 
Delikte des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Nöti¬ 
gung, die sich gegen eine jüngere Schwester der Schülerin 
richteten, um die es bei der vorstehenden Zeugenbefra¬ 
gung des Lehrers geht. Seine Angaben waren von großer 
Bedeutung, da die ältere Schwester in der Hauptverhand¬ 
lung den eigenen sexuellen Missbrauch nicht mehr - wie 
bei der Polizei - schilderte, sondern sich auf ihr Zeug¬ 
nisverweigerungsrecht gegenüber ihrem Schwager berief. 
Letztlich blieb der nicht zur Verweigerung des Zeugnisses 
berechtigte Lehrer als derjenige Zeuge übrig, der mittelbar 
die Glaubwürdigkeit der Angaben der kleineren Schwester 
bestätigen konnte. 

Das vorstehende Beispiel sollte auch verdeutlichen, 
dass das Verhalten von zeugnisverweigerungsberechtigten 
Opfern einer Straftat in einer Hauptverhandlung oft nicht 
vorhersehbar ist. Viele von ihnen, die noch im Vorverfah¬ 
ren über eigene erlebte sexuelle Übergriffe berichtet ha¬ 
ben, entscheiden sich in der Hauptverhandlung dazu, vom 
Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch zu machen. Im 
vorliegenden Fall hat die selbst betroffene ältere Schwester 
sich mit der Gesamtfamilie solidarisiert, statt ihre jüngere 
Schwester als Opfer desselben Schwagers zu unterstützen. 
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23.3.3 Die Rolle von Therapeutinnen und 

Therapeuten im Ermittlungsverfahren 
und vor dem Strafgericht 


Am Beispiel der psychologischen Psychotherapeuten und 
der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten soll 
nachfolgend das Zeugnisverweigerungsrecht der Be¬ 
rufsgeheimnisträger nach § 53 StPO erklärt werden. 

Therapeutinnen und Therapeuten kommt ebenso wie 
Ärztinnen und Ärzten in zwei Themenbereichen eine 
wichtige Rolle als Zeuginnen und Zeugen im Ermittlungs¬ 
verfahren und vor Gericht zu: 

Beweiserhebung über die Entstehungsgeschichte der 

Aussage eines Kindes 

Fragen der Aussagetüchtigkeit und der psychischen 

Folgen von erlebtem sexuellem Missbrauch 

Die Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten sind 
ebenso wie Ärztinnen und Ärzte verpflichtet, über alles, 
was ihnen im Rahmen der Therapie anvertraut worden ist, 
zu schweigen. Verstoßen sie gegen dieses Verbot, machen 
sie sich nach § 203 StGB strafbar. Damit der geschützte 
Bereich der Therapie nicht durch Ermittlungshandlungen 
der Strafverfolgungsbehörden (Polizei und Staatsanwalt¬ 
schaft) beeinträchtigt werden kann, steht Therapeuten ein 
berufliches Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 StPO 
zu. 

Die Folge dieses Zeugnisverweigerungsrechts ist die, 
dass eine Therapeutin/ein Therapeut nicht als Zeuge zu 
Angaben, die seine Klienten ihm gegenüber gemacht ha¬ 
ben, gezwungen werden kann. Die Anordnung von Ord¬ 
nungsgeld oder Ordnungshaff wäre also nicht zulässig. 

Die strafprozessuale Stellung der Therapeuten ändert 
sich jedoch dann vollständig, wenn die Klientin/der Kli¬ 
ent und die gesetzlichen Vertreter diese von der thera¬ 
peutischen Schweigepflicht im Strafverfahren entbunden 
haben. Sobald diese Erklärung schriftlich oder zu Proto¬ 
koll erklärt wurde, ist die Therapeutin/der Therapeut ver¬ 
pflichtet, Angaben als Zeugin/Zeuge zu machen. 

Vernehmungsbeamte der Polizei neigen dazu, von 
Opferzeuginnen oder Opferzeugen nach einer anstren¬ 
genden Vernehmung zu verlangen, dass diese ihre jeweili¬ 
gen Therapeuten und Ärzte »im vorliegenden Strafverfah¬ 
ren« von der Schweigepflicht entbinden. Anwaltlich nicht 
vertretene Opferzeugen, die glauben, hier kooperieren zu 
müssen, um ihre Glaubwürdigkeit nicht infrage stellen 
zu lassen, können diese umfassende Entbindung von der 
Schweigepflicht im späteren Verlauf des Strafverfahrens 
jederzeit widerrufen. 

An dieser Stelle ist eine anwaltliche Beratung der die 
Opferzeugen vertretenden Rechtsanwälte gefragt. Es ge¬ 
hört zu den Standards einer guten anwaltlichen Beratung 
und Vertretung von Opferzeugen, zusammen mit der 


Mandantin/dem Mandanten - und ggf. deren/dessen ge¬ 
setzlichen Vertretern - sowie der Therapeutin/dem The¬ 
rapeutin die Frage zu klären, ob diese/r im Strafverfah¬ 
ren von der therapeutischen Schweigepflicht entbunden 
wird. Eine sachgerechte Beratung kann dabei nur erfolgen, 
nachdem der Rechtsbeistand vorab nach wechselseitiger 
Entbindung von der jeweiligen Schweigepflicht im Ge¬ 
spräch mit der Therapeutin/dem Therapeuten geklärt hat, 
ob und - wenn ja - welche Bedenken es gegen eine Ent¬ 
bindung von der Schweigepflicht gibt. 

Off erschöpfen sich diese Bedenken darin, dass sich 
Therapeutinnen und Therapeuten selbst als zu unsicher 
einschätzen, um vor Gericht kritischen Fragen der Vertei¬ 
digung standzuhalten. Solchen Vorbehalten kann durch 
entsprechende Informationen und die Verweisung auf 
eine Beratung bei der Psychotherapeutenkammer oder ei¬ 
nem eigenen Anwalt begegnet werden. Für die Opferzeu¬ 
gen selbst steht die Frage im Vordergrund, ob ihr Vertrau¬ 
ensverhältnis zu der Therapeutin/dem Therapeuten mög¬ 
licherweise durch deren Aussage im Strafverfahren massiv 
gestört werden könnte. Da Therapeuten als sachverständi¬ 
ge Zeugen verpflichtet sind, die Fragen des Gerichts und 
der anderen Verfahrensbeteiligten wahrheitsgemäß zu be¬ 
antworten, werden sie an vielen Stellen nicht umhin kön¬ 
nen, sich kritisch über bestimmte Aspekte einer Persön¬ 
lichkeit zu äußern. Letzteres hat möglicherweise wieder 
Einfluss auf die Beurteilung z. B. der Aussagetüchtigkeit 
der Opferzeugin/des Opferzeugen. 

Ein off bei Opferzeugen anzutreffender Wunsch geht 
dahin, Therapeutinnen und Therapeuten zwar hinsicht¬ 
lich des konkreten Beschuldigten und der erfolgten Über¬ 
griffe, über die sie/er berichtet hat, von der Schweigepflicht 
zu entbinden; eine Entbindung aber hinsichtlich z. B. eines 
weiteren Täters, der die/den Jugendliche/n in der Kindheit 
als Onkel oder Stiefvater sexuell missbraucht hat, zu ver¬ 
weigern. Hier sind die Opferzeugen von ihrem Rechtsbei¬ 
stand darüber zu informieren, welche Folgen eine solche 
Einschränkung der Entbindungserklärung im laufenden 
Strafverfahren haben wird. Der Zeugin/dem Zeugen muss 
verdeutlicht werden, dass alle auftretenden Zweifel an der 
Täterschaft sich nach dem Grundsatz »im Zweifel für den 
Angeklagten« auswirken und im Ermittlungsverfahren 
zur Einstellung desselben oder nach einer durchgeführten 
Hauptverhandlung zu einem Freispruch führen können. 
Kann von daher die Alternativhypothese, die auch ein Ge¬ 
richt regelmäßig zu prüfen hat, ob eine Zeugin/ein Zeuge 
fälschlicherweise Erfahrungen sexuellen Missbrauchs mit 
einem anderen Täter als dem Beschuldigten auf Letzteren 
überträgt, nicht ausreichend aufgeklärt werden, so wäre 
dies der Weg zu einem Freispruch nach dem Zweifels- 
grundsatz. Derartige Fragen lassen sich nicht in allgemei¬ 
ner Form beantworten; es bedarf jeweils einer individuel¬ 
len Beratung unter Abwägung des Für und Widers. 
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23.3.4 Kinder und Jugendliche als 
Zeuginnen und Zeugen im 
Ermittlungsverfahren und vor Gericht 


In den rechtspolitischen Diskussionen der vergangenen 
20 Jahre spielten immer wieder Opferschutzrechte für 
Kinder und Jugendliche eine herausragende Rolle. Prak¬ 
tiker wie Rechtspolitiker setzten dabei spätestens seit den 
sogenannten Wormser Verfahren vor dem Landgericht 
Mainz auf den Einsatz der Videotechnik. Nur eine einzige 
Rechtswissenschaftlerin hat sich mit der grundlegenderen 
Frage auseinandergesetzt, ob Kinder überhaupt Zeugen 
im Sinne der Strafprozessordnung sind. Ursula Nelles 
legte dar, dass unter 14-Jährige, denen die strafrecht¬ 
liche Verantwortungsreife fehlt, nicht von den Strafver¬ 
folgungsbehörden in die Zeugenrolle gezwungen werden 
können. Da Kinder noch nicht schuldfähig sind, dürfen 
ihnen gegenüber weder Ordnungsmittel noch gar Ord¬ 
nungshaff angeordnet werden. Nelles resümiert, dass Kin¬ 
der von der Strafjustiz gebeten werden dürfen, ihr Wissen 
und ihre Wahrnehmungen dem Gericht beziehungsweise 
den Strafverfolgungsbehörden mitzuteilen; zwingen kann 
man sie jedoch nicht (Nelles 1996). Die Strafrechtsprofes¬ 
sorin stellte auch klar, dass Kinder nicht auf dem Umweg 
über ihre gesetzlichen Vertreter, denen ihrerseits dann 
Ordnungsgeld und Ordnungshaff angedroht werden, in 
die Zeugenrolle gezwungen werden können. 

Diese klare rechtliche Definition hat weitreichende 
Folgen: 

Q Eltern oder andere gesetzliche Vertreter wie 
Vormünder oder Ergänzungspfleger haben das 
Recht, ihre Kinder als Zeugen »zu sperren«; ge¬ 
nauso wie dies oberste Dienstbehörden für die 
von ihnen eingesetzten V-Leute tun können. 

Diese rechtliche Sicht führt auch dazu, dass sich die gesetz¬ 
lichen Vertreter von Kindern Zeit nehmen können, um 
vor der Vernehmung für eine anwaltliche Vertretung ihres 
Kindes zu sorgen. Dies gilt für polizeiliche Vernehmungs¬ 
termine ohnehin, da auch für Erwachsene keine Erschei- 
nenspflicht bei der Polizei besteht; es gilt aber auch für 
staatsanwaltschaffliche oder richterliche Vernehmungen. 

Nachdem in ► Abschn. 23.1 dargestellt wurde, dass es 
auch zur anwaltlichen Beratung gehört, über den Zeit¬ 
punkt der Strafanzeigeerstattung zu beraten, wird nach¬ 
folgend geschildert, wie die Beratung eines Kindes, einer 
Jugendlichen und deren jeweiligen gesetzlichen Vertre¬ 
tern im Idealfall auszusehen hat. 

Grundsätzliches zur rechtliche Beratung 

Rechtsanwälte sollten als Erstes die genauen Modalitäten 
einer Erstvernehmung unter anderem mit den gesetzli¬ 


chen Vertretern der Kinder planen, ehe das Kind selbst 
über den organisatorischen Ablauf der polizeilichen, 
staatsanwaltschafflichen oder richterlichen Vernehmung 
aufgeklärt wird. An dieser Stelle gilt es vor allem, Wissen 
zu vermitteln und Fragen zu klären. Dem allzu off anzu¬ 
treffenden Fehler in der anwaltlichen Praxis, Kinder nicht 
ernst zu nehmen, sondern vermeintliche Ängste von ihnen 
zu beschwichtigen und falsche Versprechungen und Vor¬ 
stellungen zu wecken, kann begegnet werden, wenn das 
Kind genauso ernst genommen wird wie jeder erwachse¬ 
ne Mandant auch. Nach der grundsätzlichen Klärung der 
Aussagebereitschaff zeigen auch kleinere Kinder wenig 
Ängste gegenüber den Vernehmungspersonen, wenn sie 
genau wissen, was vom Ablauf her auf sie zukommt. Ihnen 
den Ablauf des Strafverfahrens durchschaubar zu machen, 
ist die wichtigste anwaltliche Aufgabe. 

Gegenüber den Strafverfolgungsbehörden ergeben 
sich demgegenüber wichtige Mitgestaltungs- und Kont- 
rollaufgaben für anwaltliche Vertreter von Kindern: 

— Ausgehend von dem Grundsatz, dass Mehrfachver¬ 
nehmungen möglichst vermieden werden sollen, 
ist zunächst zu klären, bei welcher Stelle das Kind 
vernommen werden soll. Steht dem Kind ein Zeug¬ 
nisverweigerungsrecht - z. B. gegen enge Verwandte 
- zu, ist eine richterliche Vernehmung anzuregen und 
durchzusetzen (zu den Zeugnisverweigerungsrechten 
siehe weiter unten). 

™ Die anwaltliche Begleitung zur Erstvernehmung stellt 
sicher, dass keine unterstellten Einflüsse von dem 
Kind nahestehenden Personen auf die Angaben des 
Kindes erfolgen; sie stellt aber auch sicher, dass bei 
einer nicht gelingenden Kommunikation zwischen 
Vernehmungsbeamten und Kind diese auch abge¬ 
brochen wird; weiter ist während der anwaltlichen 
Begleitung darauf zu achten, dass das Kind über sein 
mögliches Zeugnisverweigerungsrecht, ein Aus- 
kunftsverweigerungsrecht nach § 55 StPO - z. B. 
wenn eigener Drogenabusus thematisiert wird - 
belehrt wird; der anwaltliche Beistand hat schließlich 
darauf zu achten, dass das Kind nach allen Regeln 
der Kunst vernommen wird und verbotene Ver¬ 
nehmungsmethoden nach §§ 69 Abs. 3,136a StPO 
unterbleiben. Hier sind die Standards, die von der 
Aussagepsychologie für die Vernehmung von Kin¬ 
dern entwickelt wurden, über Dauer, Intensität und 
Art der Befragung zu berücksichtigen. Eine Rechts¬ 
anwältin hat die Vernehmungssituation abzubrechen, 
wenn diese grundlegenden Standards (z. B. bei einer 
Überschreitung der Dauer einer Vernehmung, bei 
einer Überschreitung der Leistungsgrenzen eines 
Kindes, das schon mehrfach gesagt hat, es möge nun 
nicht mehr weiter erzählen und von der Verneh¬ 
mungsbeamtin/dem -beamten mit weiteren Fragen 
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zur Fortsetzung der Vernehmung gedrängt wird etc. 
pp.) nicht eingehalten werden. 

Schließlich ist es Aufgabe des anwaltlichen Zeugen¬ 
beistands, mit dem Kind die Frage zu klären, ob seine 
Aussagen auf Video in Bild und Ton aufgezeichnet 
werden können oder nicht. Die spontan immer wie¬ 
derkehrende Frage von Kindern, aber auch Jugend¬ 
lichen zielt darauf, ob der Beschuldigte sich das Video 
anschauen, mit zu sich nach Hause nehmen und ggf. 
weiter verbreiten könne. Da sexuell missbrauchte 
Kinder klare Orientierungen benötigen, sind sie 
wahrheitsgemäß darüber aufzuklären, dass der Be¬ 
schuldigte spätestens dann, wenn die Verteidigung 
Akteneinsicht hat, selbstverständlich auch das gefer¬ 
tigte Video anschauen darf. Die meisten Kinder ha¬ 
ben trotzdem kein Problem mit ihrer Zustimmung - 
ebenso wenig wie ihre gesetzlichen Vertreter -, zumal 
sie nach § 58a Abs. 2 StPO gegen die Herausgabe von 
Kopien der Aufzeichnungen widersprechen können. 


§ 58a StPO 

(1) Die Vernehmung eines Zeugen kann auf Bild-Ton- 
Träger aufgezeichnet werden. Sie soll aufgezeichnet 
werden, wenn 

1. dies bei Personen unter 18 Jahren, die durch 
die Straftat verletzt sind, zur Wahrung ihrer 
schutzwürdigen Interessen geboten ist oder 

2. zu besorgen ist, dass der Zeuge in der Haupt¬ 
verhandlung nicht vernommen werden kann 
und die Aufzeichnung zur Erforschung der 
Wahrheit erforderlich ist. 

(2) Die Verwendung der Bild-Ton-Aufzeichnung ist 
nur für Zwecke der Strafverfolgung und nur insoweit 
zulässig, als dies zur Erforschung der Wahrheit erfor¬ 
derlich ist. [...] 


Kinder und Jugendliche wahrheitsgemäß zu informie¬ 
ren, heißt auch, ihnen die Bedeutung ihrer Aussage im 
Hauptverfahren - z. B. in einer Hauptverhandlung vor der 
Jugendschutzkammer - nahezubringen. Dass Richterin¬ 
nen und Richter die wichtigste Zeugin/den wichtigsten 
Zeugen persönlich kennenlernen wollen, um sich einen 
direkten Eindruck von ihr/ihm zu verschaffen, ehe sie mit 
der erforderlichen Sicherheit den Angeklagten verurtei¬ 
len, verstehen selbst Kinder im Alter von sechs Jahren. 

Ein Kunstfehler im Umgang mit sexuell missbrauch¬ 
ten Kindern wäre es, sie über die bei nicht geständigen 
oder nur teilgeständigen Angeklagten erforderliche Ver¬ 
nehmung in der Hauptverhandlung zu täuschen. In die¬ 
sem Punkt wurden durch die mediale Berichterstattung zu 


den sogenannten Opferschutzrechten und den Einsatz der 
Videotechnik falsche Erwartungen und Hoffnungen ge¬ 
weckt. Diese gilt es von anwaltlicher Seite zu korrigieren. 

Nach dem am 30. Juni 2013 in Kraft getretenen Ge¬ 
setz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen Miss¬ 
brauchs (StORMG) soll jetzt jede richterliche Verneh¬ 
mung von Personen unter 18 Jahren sowie von Erwachse¬ 
nen, die als Kinder oder Jugendliche sexuell missbraucht 
worden sind, auf Video aufgezeichnet werden. Weitere 
Vernehmungen und vor allem die Vernehmung in der 
Hauptverhandlung können dadurch nur dann erspart 
werden, wenn der jeweilige Beschuldigte beziehungs¬ 
weise Angeklagte geständig ist. Die am häufigsten in der 
Praxis anzutreffende Variante ist die, dass Angeklagte ihre 
Taten bagatellisieren, statt des schweren sexuellen Miss¬ 
brauchs nur den (einfachen) sexuellen Missbrauch ein¬ 
räumen. Auch in diesen Fällen wäre es dann erforderlich, 
die kindlichen oder jugendlichen Zeugen in der Haupt¬ 
verhandlung zu hören, wenn das ganze Ausmaß der an- 
geklagten Taten weiterhin bewiesen werden soll. Insbe¬ 
sondere Teilgeständnisse mobilisieren bei den Tatopfern 
Wut und Empörung und motivieren damit zur Aussage 
in der Hauptverhandlung. 

Im Zusammenhang mit richterlichen Vernehmungen, 
insbesondere solchen, die in Bild und Ton aufgezeichnet 
werden sollen, ist es Aufgabe aller Verfahrensbeteiligten 
und insbesondere des anwaltlichen Verletztenbeistands, 
darauf zu achten, dass über bestehende Zeugnisverweige¬ 
rungsrechte belehrt wird. Diese Frage ist von besonderer 
Bedeutung für die Fälle, in denen die Zeugen, an denen 
sexuelle Missbrauchstaten im Alter von weniger als 18 Jah¬ 
ren begangen wurden, in der Hauptverhandlung nicht zur 
Verfügung stehen. Genaueres dazu unter Schutzrechte für 
Opferzeugen in der Hauptverhandlung. 

Ein Kind oder ein Jugendlicher ist auch darüber zu in¬ 
formieren, dass man sich die jeweilige Vernehmungsper¬ 
son, insbesondere dann, wenn es sich um den zuständigen 
Ermittlungsrichter oder die Ermittlungsrichterin handelt, 
nicht aussuchen kann. Es besteht also keine Wahlmöglich¬ 
keit z. B. nach dem Geschlecht der Vernehmungsperson. 
Derartige Bedenken sind in der anwaltlichen Beratung 
anzusprechen und darüber aufzuklären, dass die Quali¬ 
tät einer Vernehmung nicht vom Geschlecht der Verneh¬ 
mungsperson, sondern von deren Kompetenz und Empa¬ 
thiefähigkeit abhängig ist. 

Etwas anderes gilt hier bei Mädchen, die z. B. Musli- 
minnen sind; wenn zu erwarten ist, dass sie über sexuelle 
Dinge keine umfassenden Aussagen gegenüber dem nicht 
austauschbaren Ermittlungsrichter machen werden, 
so hat die anwaltliche Beraterin für eine Vernehmung 
des Mädchens durch eine Kriminalkommissarin eines 
Fachkommissariats im Beisein einer Dolmetscherin zu 
sorgen. 
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Opfer Zeuginnen und -zeugen sind auch darüber auf¬ 
zuklären, dass es notwendige Voraussetzung für eine spä¬ 
tere Verwertbarkeit der Bild-Ton-Aufzeichnungen in einer 
Hauptverhandlung ist, dass die Verteidigung Gelegenheit 
hatte, an der aufgezeichneten richterlichen Vernehmung 
mitzuwirken. Es ist zwar möglich, den Beschuldigten nach 
§ 168c Abs. 3 StPO auszuschließen, wenn zu befürchten 
ist, dass eine Zeugin/ein Zeuge in Gegenwart des Beschul¬ 
digten nicht die Wahrheit sagen werde. Gerade in diesen 
Fällen des Ausschlusses aber ist peinlich genau darauf zu 
achten, dass dem Beschuldigten ein Pflichtverteidiger (für 
den Fall, dass er noch keinen Wahlverteidiger beauftragt 
hat) bestellt wird und dass dieser rechtzeitig von der Ver¬ 
nehmung benachrichtigt wird und somit Gelegenheit zur 
Befragung des Zeugen oder der Zeugin erhält. 

Neben der Aufzeichnung einer polizeilichen oder 
richterlichen Vernehmung des Kindes in Bild und Ton, 
ist die sogenannte Video-Simultan-Übertragung zulässig. 

Bei dieser Methode befindet sich der Beschuldigte 
oder Angeklagte zeit gleich zur Vernehmung des Kindes in 
einem anderen Raum des Polizeigebäudes oder Gerichts. 
Über einen venezianischen Spiegel kann er die Verneh¬ 
mung verfolgen, ohne selbst vom Kind gesehen zu werden. 

Da auch hier ein Kind wahrheitsgemäß und vollständig 
über die anwesenden Personen im Nebenzimmer infor¬ 
miert werden muss, wird es seine Aussagen entsprechend 
beeinträchtigt machen. Alle empirischen Untersuchungen 
zum Belastungserleben von Kindern im Strafverfahren 
haben ergeben, dass die größte Belastung in der Anwesen¬ 
heit des Beschuldigten besteht. Diesen Stressfaktor gilt es 
für die Kinder zu vermeiden - und zwar kann dies einzig 
und allein durch Ausschluss des Anwesenheitsberechtig¬ 
ten nach § 168c Abs. 3 StPO im Ermittlungsverfahren oder 
nach § 247 StPO in der Hauptverhandlung erfolgen. 

Von Knoblauch zu Hatzbach, eine forensische Gutach¬ 
terin, argumentierte schon im Jahr 2000, dass die Video- 
Simultan-Vernehmung den bisherigen Vernehmungsme¬ 
thoden nicht überlegen sei, da für Kinder eine Situations¬ 
kontrolle wichtig sei (Von Knoblauch zu Hatzbach 2000, 
S. 276 f.). 

Fazit: Das Versprechen, gegenüber einem kindlichen 
oder jugendlichen Mandanten, dass sich seine Mitwir¬ 
kung in einer einmaligen richterlichen Vernehmung er¬ 
schöpft und ihm die Vernehmung in der Hauptverhand¬ 
lung erspart werden kann, kann kaum jemals eingehalten 
werden. Von daher ist das Kind von Anfang an darüber zu 
informieren, dass es mit hoher Wahrscheinlichkeit noch 
einmal unmittelbar in der Hauptverhandlung vernommen 
werden wird. Die einzige Ausnahme ist ein vollumfäng- 
liches Geständnis des Angeklagten, über dessen Abgabe 
zu Beginn des Ermittlungsverfahrens aber keine verlässli¬ 
chen Prognosen abgegeben werden können. 


Nachvernehmungen, in denen zu einzelnen Punkten 
der Einlassung eines Beschuldigten im Ermittlungsver¬ 
fahren vom Opferzeugen Stellung genommen werden soll, 
können in der Regel durch einen anwaltlichen Schriftsatz 
schriftlich vom Zeugen beantwortet werden, selbstver¬ 
ständlich aber nur dann, wenn der anwaltliche Verletz- 
tenbeistand Fragen wie Antworten wörtlich aufgezeichnet 
hat. 

Zeugnisverweigerungsrechte von 
Opferzeugen und -Zeuginnen 

Alle Zeuginnen und Zeugen werden zu Beginn einer Ver¬ 
nehmung über ihre Wahrheitspflicht belehrt. Erst wenn 
sie dann die Angaben zur Person gemacht haben und fest¬ 
gestellt wurde, in welchem Verhältnis sie zu dem Beschul¬ 
digten (oder Angeklagten) stehen, erfolgt die Belehrung 
durch Polizei, Staatsanwalt oder Gericht darüber, dass sie 
grundsätzlich nicht als Zeugen aussagen müssen. 

Die Belehrung über das einer Zeugin/einem Zeugen 
zustehende Zeugnisverweigerungsrecht ist eine große 
richterliche Kunst; da die gewählte Art der Belehrung 
großen Einfluss auf die Aussagebereitschaff eines Kindes/ 
Jugendlichen hat. Je drastischer z. B. vor Augen geführt 
wird, zu welchen Freiheitsstrafen die Aussagen des Kin¬ 
des/Jugendlichen im Falle einer Verurteilung führen kön¬ 
nen, desto eher wird einem sich im Ambivalenzkonflikt 
befindlichen Zeugen die freie Entscheidungsmöglichkeit 
genommen. Kluge Richterinnen und Richter unterbre¬ 
chen dann zumindest die Vernehmungssituation, damit 
sich die Zeugin/der Zeuge außerhalb des Sitzungszim¬ 
mers oder Sitzungssaals mit dem anwaltlichen Beistand 
besprechen kann. 

§ 52 StPO zählt diejenigen Personen abschließend 
auf, hinsichtlich derer ein Zeugnisverweigerungsrecht 
besteht. 

§ 52 Abs. 1 StPO 

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt 

1. der Verlobte des Beschuldigten oder die Per¬ 
son, mit der der Beschuldigte ein Versprechen 
eingegangen ist, eine Lebenspartnerschaft zu 
begründen; 

2. der Ehegatte des Beschuldigten, auch wenn 
die Ehe nicht mehr besteht; 

3. der Lebenspartner des Beschuldigten, auch 
wenn die Lebenspartnerschaft nicht mehr be¬ 
steht; 

4. wer mit dem Beschuldigten in gerader Linie 
verwandt oder verschwägert, in der Seiten¬ 
linie bis zum dritten Grad verwandt oder bis 
zum zweiten Grad verschwägert ist oder war. 
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Wie schon an anderer Stelle ausgeführt, sind Zeuginnen 
und Zeugen vor jeder Vernehmung durch Polizei, Staats¬ 
anwaltschaft und Gericht über das Bestehen ihres Zeug¬ 
nisverweigerungsrechts zu belehren. Sie sind auch darü¬ 
ber zu belehren, dass dann, wenn sie sich entschließen, 
Angaben zu machen, diese wahrheitsgemäß sein müssen. 

Q Das Fehlen dieser Belehrung kann im schlimms¬ 
ten Fall dazu führen, dass eine aufwendige Ver¬ 
nehmung nicht mehr im Strafverfahren verwert¬ 
bar ist. 

In der Praxis bei Nichtjuristen weitgehend unbekannt ist 
die Möglichkeit, eine fehlende Belehrung zu heilen. Der 
fälschlicherweise nicht belehrte Zeuge ist nachträglich 
über sein Zeugnisverweigerungsrecht zu belehren. Wenn 
er will, dass seine früheren Angaben gegen den Beschul¬ 
digten verwertet werden, muss er zusätzlich zu seiner Aus¬ 
sagebereitschaft erklären, dass er auch nach Belehrung 
von seinem Zeugnisverweigerungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hätte (Meyer-Goßner, Rdnr. 31 zu § 52 StPO). 

Besonderheiten bei der Belehrung von 
minderjährigen Zeuginnen und Zeugen 

Jede Vernehmungsperson, die Minderjährige über ihr 
Zeugnisverweigerungsrecht zu belehren hat, muss sich 
zunächst einen Eindruck darüber verschaffen oder Infor¬ 
mationen vorab dazu einholen, ob die Zeugin/der Zeuge 
eine genügende Vorstellung von der Bedeutung des Zeug¬ 
nisverweigerungsrechts hat. 

»Die notwendige Verstandesreife hat der Zeuge, wenn 
er erkennen kann, dass der Beschuldigte etwas Unrechtes 
getan hat, dass ihm hierfür Strafe droht und dass die Zeu¬ 
genaussage möglicherweise zu dieser Bestrafung beitra¬ 
gen kann.« (Meyer-Goßner, Rdnr. 18 zu § 52 StPO). Eine 
starre Altersgrenze hierfür kennen weder das Gesetz noch 
kinder- und jugendpsychologische Forschungen. Fälle, die 
in der Rechtsprechung entschieden worden sind, nehmen 
die notwendige Verstandesreife bei 14- bis 17-Jährigen 
an, lehnen sie aber bei einem 7-Jährigen ab. Die Verneh¬ 
mungsperson, die sich nicht sicher ist, muss die mangeln¬ 
de Verstandesreife annehmen. 

In all den Fällen, in denen also im Zweifel von man¬ 
gelnder Verstandesreife auszugehen ist, bedarf es für eine 
rechtlich einwandfreie Belehrung der/des Minderjährigen 
auch der Belehrung ihres/seines gesetzlichen Vertre¬ 
ters. Selbst wenn eine minderjährige Person also aussage¬ 
bereit ist, bedarf es noch der Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters. 

In all denjenigen Fällen, in denen der gesetzliche Ver¬ 
treter selbst Beschuldigter ist, ist er von Gesetzes wegen 
von der Ausübung dieser Zustimmungsbefugnis aus¬ 
geschlossen. Ebenso wenig kann ein Beschuldigter die 


Zustimmung erteilen, wenn er gemeinsam mit einem 
weiteren gesetzlichen Vertreter sorgeberechtigt für eine 
minderjährige Zeugin/einen minderjährigen Zeugen ist. 

In diesen Fällen hat die Staatsanwaltschaft beim zu¬ 
ständigen Familiengericht den Antrag auf Einrichtung 
einer Ergänzungspflegschaft zu stellen und die Entschei¬ 
dung dieses Ergänzungspflegers abzuwarten, ehe mit der 
Vernehmung des Kindes begonnen wird. 

Ergänzungspflegerinnen und Ergänzungspfleger kön¬ 
nen natürliche Personen sein, Mitarbeitende des Jugend¬ 
amtes, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte oder andere 
auf dem Gebiet erfahrene rechtskundige Personen. Ihnen 
wird vom Familiengericht die Befugnis übertragen, über 
das Zeugnisverweigerungsrecht des Kindes anstelle der von 
Gesetzes wegen ausgeschlossenen Eltern zu entscheiden. 

Anders liegt der Fall, wenn sich beispielsweise eine 
schutzbereite Kindesmutter, die ihre Kinder versorgt, er¬ 
zieht und unterstützt, vom unter Missbrauchsverdacht 
stehenden Ehemann getrennt hat. Wenn ihr in einem fa¬ 
miliengerichtlichen Verfahren die elterliche Sorge allein 
übertragen worden ist, ist für die Bestellung einer Ergän¬ 
zungspflegschaft kein Raum mehr. Erst dann, wenn sich 
ergäbe, dass die allein sorgeberechtigte Kindesmutter nur 
vordergründig mit dem Jugendamt kooperiert, in Wirk¬ 
lichkeit aber ihre Kinder nicht im Strafverfahren unter¬ 
stützt, ist die Bestellung von Ergänzungspflegern wieder 
möglich. In diesem Fall erfolgt eine Entziehung eines Teil¬ 
bereiches der elterlichen Sorge, der alle im Strafverfahren 
erforderlichen Zustimmungserklärungen erfasst, nach 
§§ 1666,1666a BGB, wenn bei der Mutter eine Interessen¬ 
kollision ausgemacht werden kann. 

Ergänzungspflegerinnen und Ergänzungspflegern 
sollte auch die Befugnis übertragen werden, eine Rechts¬ 
anwältin oder einen Rechtsanwalt als Opferanwalt für 
das Kind zu beauftragen. Ihnen ist darüber hinaus die 
Befugnis einzuräumen, über den Anschluss der Kinder 
als Nebenkläger zu entscheiden. Nur so kann eine Ergän¬ 
zungspflegerin/ein Ergänzungspfleger wirksam und effek¬ 
tiv die Interessen der minderjährigen Kinder im Strafver¬ 
fahren vertreten. 

Regelmäßig wird Ergänzungspflegern in den vom Ge¬ 
setz vorgeschriebenen Fällen beziehungsweise bei man¬ 
gelnder Verstandesreife der Kinder auch die Befugnis 
übertragen, gemäß § 81c Abs. 3 StPO die Untersuchung 
oder Entnahme von Blutproben zu verweigern. 

§ 81c Abs. 3 StPO 

(3) Untersuchungen oder Entnahmen von Blut¬ 
proben können aus den gleichen Gründen wie das 
Zeugnis verweigert werden. Haben Minderjährige 
wegen mangelnder Verstandesreife oder haben 
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Minderjährige oder Betreute wegen einer psychi¬ 
schen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen 
Behinderung von der Bedeutung ihres Weigerungs¬ 
rechts keine genügende Vorstellung, so entscheidet 
der gesetzliche Vertreter [...]. Ist der gesetzliche 
Vertreter von der Entscheidung ausgeschlossen (§ 52 
Abs. 2 Satz 2) oder aus sonstigen Gründen an einer 
rechtzeitigen Entscheidung gehindert und erscheint 
die sofortige Untersuchung oder Entnahme von Blut¬ 
proben zur Beweissicherung erforderlich, so sind 
diese Maßnahmen nur auf besondere Anordnung des 
Gerichts und, wenn dieses nicht rechtzeitig erreichbar 
ist, der Staatsanwaltschaft zulässig. [...] 

Beratung über die Zustimmung zur 
aussagepsychologischen Begutachtung 

Zu unterschiedlichen Zeitpunkten eines Strafverfahrens 
können die darin tätigen Juristen zu der Einschätzung ge¬ 
langen, dass sie die Glaubhaftigkeit der Angaben eines 
Zeugen nicht mit ihrem juristischen Sachverstand allein 
bewerten können. Sie entscheiden sich dafür, Psycholo¬ 
gen, die auf dem Gebiet der Aussagepsychologie kompe¬ 
tent und erfahren sind, mit der Begutachtung der Aus¬ 
sagetüchtigkeit eines Zeugen sowie der Glaubhaftigkeit 
seiner Angaben zu beauftragen. Ein anwaltlicher Verletz- 
tenbeistand muss hier zu einer eigenen Einschätzung ge¬ 
langen, ob er dem Opferzeugen empfehlen kann, in eine 
solche Begutachtung einzuwilligen. 

Q Die Exploration durch psychologische und in 
anderen Fällen psychiatrische Sachverständige 
ist immer freiwillig. 

Dies lässt ein Rückschluss aus § 81 c StPO zu, in dem die 
vom Zeugen zu duldenden Untersuchungshandlungen 
abschließend aufgezählt sind. Eine Glaubhaftigkeitsbegut¬ 
achtung ohne Einwilligung des Opferzeugen ist unzulässig. 
Für die Einwilligung von minderjährigen Zeuginnen und 
Zeugen gilt - genauso wie beim Zeugnisverweigerungs- 
recht -, dass es darauf ankommt, ob die minderjährigen 
Zeugen selbst eine Vorstellung von ihrem Zustimmungs¬ 
recht haben oder ob die gesetzlichen Vertreter ihre Ein¬ 
willigung geben müssen (§ 81 c Abs. 3 StPO). Auch diese 
Zustimmung ist Ergänzungspflegern zu übertragen, wenn 
zumindest ein gesetzlicher Vertreter Beschuldigter ist und 
beide Eltern die elterliche Sorge gemeinsam innehaben. 

An dieser Stelle ist noch darauf hinzuweisen, dass 
Zeugnis verweigerungsberechtigte Zeuginnen und Zeu¬ 
gen von Staatsanwaltschaft oder Gericht sowohl über 
ihr Untersuchungsverweigerungsrecht als auch über ihr 
gegenüber dem nahen Angehörigen bestehendes Zeug¬ 


nisverweigerungsrecht zu belehren sind. Üblicherweise 
findet diese Belehrung im Rahmen einer richterlichen 
Vernehmung statt, an die sich eine aussagepsychologische 
Begutachtung anschließen soll. Es bleibt festzuhalten, 
dass die Sachverständigen selbst diese Belehrungen nicht 
vornehmen können, sondern ihren jeweiligen Auftragge¬ 
ber bei der Staatsanwaltschaft oder beim Gericht mit der 
Anregung kontaktieren müssen, dass eine unterbliebene 
Belehrung nachgeholt wird. 

Alle höchstrichterlichen Entscheidungen, die sich mit 
der Frage auseinandersetzen, ob eine Glaubhaftigkeitsbe¬ 
gutachtung erforderlich ist, betonen den Grundsatz, dass 
die Beurteilung der Glaubwürdigkeit eines Zeugen die 
ureigenste Aufgabe der Tatrichter ist. 

Q Erst dann, wenn Besonderheiten wie die Eigen¬ 
art und besondere Gestaltung des Falles eine 
besondere Sachkunde der Richter erfordern, soll 
aussagepsychologischer Sachverstand hinzuge¬ 
zogen werden. 

Die »Hinzuziehung eines Sachverständigen ist dann ge¬ 
boten, wenn Besonderheiten vorliegen, die Zweifel an 
der Sachkunde des Gerichts hinsichtlich der Beurteilung 
der Aussagetüchtigkeit des Zeugen und der Glaubhaftig¬ 
keit seiner Aussage aufkommen lassen können (ständige 
Rechtsprechung)« (BGH vom 22. Juni 2000, 5 StR 209/00 
NStZ 2011,105). 

Die Richterinnen und Richter der Jugendschutzkam¬ 
mern verfügen in höherem Maße als andere Richter über 
die Sachkunde, Aussagen auch von kindlichen und ju¬ 
gendlichen Zeugen zu beurteilen. 

Gibt es jedoch z. B. Hinweise auf zerebrale Störungen, 
eine unterdurchschnittliche Intelligenz der Zeugen oder 
kinder- und jugendpsychiatrische Befunde (Selbstver¬ 
letzungen in einem intensiven Ausmaß; Suizidversuche), 
dann ist unter Umständen eine aussagepsychologische Be¬ 
gutachtung angezeigt. Doch auch bei den hier genannten 
Besonderheiten muss nicht immer der aussagepsycholo¬ 
gische Sachverstand eingeholt werden. In vielen Konstel¬ 
lationen reicht es aus, die Aussagetüchtigkeit von Kindern 
und Jugendlichen kinder- und jugendpsychiatrisch begut¬ 
achten zu lassen. Wenn das Gutachten dann zu einer Be¬ 
jahung der Aussagetüchtigkeit gelangt, sind es wiederum 
die Richterinnen und Richter selbst, die die Angaben die¬ 
ses Kindes würdigen können. 

Auch bei Juristinnen und Juristen weitgehend un¬ 
bekannt sind die Möglichkeiten, die Auswahl Sachver¬ 
ständiger mitzugestalten. Es kann die Zustimmung zur 
Begutachtung durch bestimmte Gutachterinnen oder 
Gutachter verweigert werden, wenn diese voreingenom¬ 
men sind oder ihnen die spezifische Sachkunde fehlt. Es 
gibt zwar kein ausdrückliches Mitspracherecht bei der 
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Auswahl von Sachverständigen; jedoch sollten anwaltliche 
Verletztenbeistände oder Nebenklage Vertreter das Recht 
auf rechtliches Gehör wahrnehmen und sich so in die Aus¬ 
wahl einmischen. 

Das Kammergericht Berlin hat hier in einer bis heute 
einmaligen Entscheidung entschieden, dass die Opfer be¬ 
lange zu berücksichtigen sind: Nachdem die Mutter eines 
sexuell missbrauchten Mädchens eine Begutachtung durch 
einen der modernen Aussagepsychologen abgelehnt hatte, 
lehnte das Gericht die Eröffnung des Hauptverfahrens ab. 
Das Kammergericht eröffnete das Verfahren jedoch auf 
die Beschwerde der Nebenklägerin hin und stellte klar, 
dass es zwar kein Mitspracherecht bei der Auswahl der 
Sachverständigen gebe und somit auch nicht die von der 
Kindesmutter und der anwaltlichen Vertreterin des Kin¬ 
des vorgeschlagene Gutachterin vom Gericht ausgewählt 
werden müsse. Wohl aber gelten die folgenden Grundsät¬ 
ze (KG Berlin vom 20.05.1996, StV 1997, 65, 66): 

» Jedoch ist das Gericht in Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufklärungspflicht und unter Beachtung der Schwere der 
dem Angeschuldigten zur Last gelegten Straftaten gehal¬ 
ten, alle Möglichkeiten zur Erforschung der Wahrheit aus¬ 
zuschöpfen. Die im pflichtgemäßen Ermessen liegende 
Auswahl eines Sachverständigen hat daher wesentliche 
Belange der zu untersuchenden Person dann zu berück¬ 
sichtigen, wenn anderenfalls der Untersuchungszweck 
gefährdet oder gar vereitelt würde. « 

Beendigung des Ermittlungsverfahrens 
durch Einstellung des Verfahrens oder 
Anklageerhebung durch die 
Staatsanwaltschaft 

Nach Abschluss der Ermittlungen übersendet die Krimi¬ 
nalpolizei das Ermittlungsergebnis mit einem Schluss¬ 
vermerk versehen an die zuständige Staatsanwaltschaft. 
Während schon bei laufenden Ermittlungen von der 
Polizei Kontakt zur Staatsanwaltschaft als Herrin des 
Verfahrens gesucht worden ist, z. B. wenn es um die Be¬ 
antragung von richterlichen Durchsuchungsbeschlüssen 
beim Beschuldigten ging oder die richterliche Verneh¬ 
mung einer zeugnisverweigerungsberechtigten Opfer¬ 
zeugin beantragt werden musste, hegt nunmehr die Ent¬ 
scheidung über die weitere Vorgehensweise alleine bei 
der Staatsanwaltschaft. Diese muss überprüfen, ob sich 
aus dem Ermittlungsergebnis ein hinreichender Tatver¬ 
dacht ergibt. Dieser ist dann anzunehmen, wenn nach 
vorläufiger Tatbewertung die Verurteilung des Beschul¬ 
digten in einer Hauptverhandlung wahrscheinlich zu er¬ 
warten ist. 

Es ist Aufgabe anwaltlicher Verletztenbeistände, den 
Tatopfern zu vermitteln, dass in den meisten Fällen diese 
staatsanwaltliche Prognose keine Aussage darüber trifft, 


ob die Angaben einer Zeugin/eines Zeugen wahr sind 
oder nicht. Staatsanwälte der Sonderdezernate legen bei 
ausführlichen Einstellungsbegründungen off Wert darauf, 
diesen Umstand zu betonen, insbesondere dann, wenn 
die Einstellung des Verfahrens auch für die ermittelnde 
Staatsanwaltschaft bitter ist. 

Dies ist beispielsweise off der Fall, wenn nach K.O.- 
Tropfenbeibringung ein Tatopfer an die eigentlichen Tat¬ 
handlungen keine Erinnerungen hat und nur aus dem 
Umstand, dass es nackt im Park aufwachte und Schmerzen 
im Genitalbereich hatte (die aber keine rechtsmedizinisch 
sicheren Spuren hinterließen) rückschließen muss, dass es 
vergewaltigt worden ist. 

Rechtlich liegt hier ein Fall des sexuellen Missbrauchs einer Wider¬ 
standsunfähigen nach § 179 StGB vor. 

Nur in den Fällen, in denen das Tatopfer sich sofort ent¬ 
schließt zur Polizei zu gehen und rechtsmedizinisch 
untersucht wird, gibt es die Wahrscheinlichkeit, dass 
Anklage erhoben wird. K.O.-Tropfen sind zum Teil nur 
wenige Stunden im Blut und/oder Urin eines Tatopfers 
nachweisbar. 

In solchen Fällen gilt es von anwaltlicher Seite der Ver¬ 
letzten zu vermitteln, dass die Anstrengung einer Haupt¬ 
verhandlung auch für sie selbst erspart werden kann, 
da das Ergebnis eines Freispruchs sicher vorhergesehen 
werden kann. Diesen zurzeit off anzutreffenden Einstel¬ 
lungsverfügungen muss nicht mit einer Beschwerde be¬ 
gegnet werden. Im Rahmen einer Beschwerde prüft die 
Vorgesetzte Behörde der Staatsanwaltschaft, ob die erfor¬ 
derlichen Ermittlungen erfolgt sind und die Einstellung 
gerechtfertigt ist. Die Generalstaatsanwaltschaff kommt 
in den meisten Fällen zu dem Ergebnis, die Beschwerde 
zurückzuweisen. In seltenen Fällen aber weist sie die er¬ 
mittelnde Staatsanwaltschaft an, die Ermittlungen wieder 
aufzunehmen. Bei einer guten Beschwerdebegründung 
kann es auch dazu kommen, dass die ermittelnde Staats¬ 
anwaltschaft von sich aus vor Weiterleitung der Akten an 
die Generalstaatsanwaltschaff die Ermittlungen wieder 
aufgenommen hat. Die Beschwerde ist in den §§ 171,172 
StPO genau geregelt. 

Rein theoretisch steht dem Tatopfer eines sexuellen 
Missbrauchs nach Ablehnung der eingelegten Beschwerde 
durch die Generalstaatsanwaltschaff das Recht zu, ein Kla¬ 
geerzwingungsverfahren durchzuführen. Hierbei handelt 
es sich um ein mit hohem formellem wie materiellem Auf¬ 
wand zu begründendes Rechtsmittel. Die Anforderungen 
sind ähnlich hoch wie an eine Revisionsbegründung und 
können nur durch Rechtsanwälte erfolgen. Ziel ist eine 
Überprüfung durch das Oberlandesgericht, inwieweit die 
Staatsanwaltschaft das Verfahren zu Recht eingestellt hat. 
Nur in extremen Ausnahmefällen beschließt das Gericht 
die Erhebung der öffentlichen Klage. 
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Sucht ein Tatopfer erst dann, wenn es den Einstel¬ 
lungsbescheid der Staatsanwaltschaft in Händen hat, die 
anwaltliche Beratung auf, so wird die Beschwerde aus 
Gründen der Fristwahrung einzulegen sein; Aktenein¬ 
sicht ist zu nehmen und dann ggf. die Beschwerde zu 
begründen oder zurückzunehmen. Ziel der anwaltlichen 
Beratung ist es auch hier, dem Tatopfer nach Aktenein¬ 
sicht nachvollziehbar zu vermitteln, dass die Einstellung 
nach den rechtlichen Grundsätzen der Strafprozessord¬ 
nung und der rechtsstaatlichen Ordnung zu Recht ergan¬ 
gen ist, aber nicht die Aussage trifft, dass das Tatopfer 
gelogen hat. 

23.4 Nebenklage und Hauptverhandlung 

23.4.1 Die Beiordnung eines 
Rechtsbeistands 


Während die anwaltliche Tätigkeit im Ermittlungsverfah¬ 
ren noch als Verletztenbeistand bezeichnet wird, ändert 
sich diese Situation mit der Anklageerhebung. Nunmehr 
sollte erklärt werden, dass sich das Tatopfer der Anklage 
der Staatsanwaltschaft als Nebenklägerin oder Nebenklä¬ 
ger anschließt. Diese Erklärung sollte so früh wie möglich 
abgegeben werden; wirksam wird sie jedoch erst dann, 
wenn die Anklage erhoben ist und wenn es eine wirk¬ 
same Anschlusserklärung gibt. Bei Minderjährigen ist 
für die Abgabe dieser Erklärung auch eine Vollmacht des 
gesetzlichen Vertreters erforderlich. Spätestens jetzt muss 
also schleunigst eine Ergänzungspflegschaft bestellt wer¬ 
den, wenn der gesetzliche Vertreter der Beschuldigte ist 
(► Abschn. 23.3.4). 

Die laienhafte Vorstellung, dass ein verletztes Kind 
oder ein/e Jugendliche/r bei Nebenklageanschluss auch 
mit den Kosten des Strafverfahrens belastet werden könn¬ 
te, ist falsch. Im Gegenteil sind inzwischen die Möglich¬ 
keiten, Opfern von sexuellem Missbrauch als Nebenkla¬ 
gevertretung beigeordnet zu werden, weit ausgedehnt, 
sodass noch nicht einmal die Vergütung der eigenen 
Rechtsanwältin oder des eigenen Rechtsanwalts gezahlt 
werden muss. 

Besteht eine solche Beiordnungsmöglichkeit nach 
§ 397a Abs. 1 StPO, kann der Rechtsanwalt dem Kind oder 
der/dem Jugendlichen versichern, dass keine Vergütung 
gezahlt werden muss. Die Beauftragung des Anwalts ist 
danach rechtswirksam, da der Minderjährige nach § 107 
BGB lediglich einen rechtlichen Vorteil (die anwaltlichen 
Dienstleistungen) erlangt. Selbstverständlich macht die 
Unterzeichnung einer Vollmacht nur durch diejenigen 
Minderjährigen Sinn, die dies schon verstehen. 

Es folgt ein Auszug aus § 397a StPO, so weit Delikte 
des sexuellen Missbrauchs geregelt sind. 


§ 397 a Abs.1 StPO 

Dem Nebenkläger ist aufseinen Antrag ein Rechtsan¬ 
walt als Beistand zu bestellen, wenn er 

1. durch ein Verbrechen nach den §§ 176 a, 
177,179,232 und 233 des Strafgesetzbuches verletzt 
ist, 

2. durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 174 bis 
182 und 225 des Strafgesetzbuches verletzt ist und 
er zur Zeit der Tat das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat oder seine Interessen selbst nicht 
ausreichend wahrnehmen kann, [...] 


Die Möglichkeit, auf Antrag einen anwaltlichen Beistand 
beigeordnet zu erhalten, besteht also für alle Opfer von 
schwerem sexuellem Missbrauch, Vergewaltigung, sexuel¬ 
lem Missbrauch von Widerstandsunfähigen unabhängig 
vom Alter der antragstellenden Person. 

Für die Delikte des sexuellen Missbrauchs von Schutz¬ 
befohlenen, des sexuellen Missbrauchs von Jugendlichen 
und alle anderen Sexualstraftaten, die als Vergehen aus- 
gestaltet sind, wird die Beiordnung eines Opferanwalts da¬ 
ran geknüpft, dass die Minderjährigen das 18. Lebensjahr 
zur Zeit der Tat noch nicht vollendet hatten. Der Gesetz¬ 
geber hat hier mitbedacht, dass Tatopfer auch älter als 18 
Jahre sein können. In diesen Fällen ist Voraussetzung für 
die Beiordnung, dass das Tat Opfer seine Interessen selbst 
nicht ausreichend wahrnehmen kann. Dies ist regelmäßig 
der Fall, da alle Tatopfer Angst vor der Konfrontation mit 
dem Angeklagten in einer Hauptverhandlung haben und 
sie als Laien die von der Nebenklage eingeräumten Rechte 
nicht wahrnehmen können. 

Die Beiordnung durch das zuständige Gericht hat 
zur Folge, dass die Vergütung des Opferanwalts oder der 
Opferanwältin von der Justizkasse übernommen wird. 
Gezahlt werden die sogenannten Pflichtverteidigerge- 
bühren. 

Die Beiordnungsmöglichkeit besteht auch schon im 
Ermittlungsverfahren (§ 406 g Abs. 3 StPO). 

23.4.2 Das Anwesenheitsrecht von 
Nebenklägern in der 
Hauptverhandlung 


Die Frage, ob einem/r minderjährigen Nebenkläger/in 
empfohlen werden sollte, an der Hauptverhandlung teil¬ 
zunehmen, ist eine höchst individuelle. 

Die Autorin teilt nicht die Auffassung, die von Rich¬ 
tern und Aussagepsychologen vorgegeben wird, wonach 
Nebenkläger grundsätzlich auf ihr Anwesenheitsrecht zu 
Beginn der Hauptverhandlung verzichten sollten, damit 
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sich dies nicht negativ bei der Be weis Würdigung ihrer 
späten Zeugenaussage auswirkt. 

Das Anwesenheitsrecht der Nebenkläger ist eine ge¬ 
setzgeberische Entscheidung, die eine Ausnahme von dem 
Grundsatz darstellt, wonach Zeugen einzeln und in Ab¬ 
wesenheit der später zu hörenden Zeugen zu vernehmen 
sind (§ 58 Abs. 1 StPO). 

Zu Beginn einer Hauptverhandlung wird der Ange¬ 
klagte zur Person vernommen, es wird daraufhin die An¬ 
klageschrift von der Staatsanwaltschaft verlesen und der 
Angeklagte darüber belehrt, dass es ihm freistehe, sich zu 
äußern oder zu schweigen. 

Alle Nebenklägerinnen und Nebenkläger haben aus 
unterschiedlichen Gründen zumindest ein hohes Unsi¬ 
cherheitsgefühl, wenn sie an die Konfrontation mit dem 
Angeklagten in einer Hauptverhandlung denken. Oft 
sind Jahre vergangen, in denen sie keinen Kontakt zu ihm 
hatten. Es trägt zur Stabilisierung von Nebenklägern bei, 
wenn sie zumindest zu Beginn einer Hauptverhandlung 
anwesend sind und sich hier mit dem Angeklagten kon¬ 
frontieren. Sie haben dann die Gelegenheit, sich in der 
passiven, abwartenden Rolle des Nebenklägers im Beisein 
der eigenen Rechtsanwälte ein Bild von dem Angeklagten 
zu machen und die eigene Reaktion auf ihn zu spüren. 
Darüber hinaus können sie sich im Raum orientieren und 
die einzelnen Verfahrensbeteiligten mit Unterstützung der 
Rechtsanwälte in ihren jeweiligen Funktionen verorten. 
Alle Minderjährigen sind gerichtsunerfahren: Es trägt zur 
Stabilisierung von Jugendlichen (nicht Kindern) bei, wenn 
sie sich noch vor ihrer Vernehmung als Zeugen an die Ver¬ 
handlungsatmosphäre gewöhnen. 

Insbesondere in den Verfahren, in denen zumindest 
ein Teilgeständnis vom Angeklagten erwartet wird, ist 
es wichtig, dass die Nebenkläger dieses persönliche oder 
über einen Verteidiger abgegebene Geständnis auch selbst 
wahrnehmen. Wenn jedoch keine geständige Einlassung 
zu erwarten ist, empfiehlt auch die Autorin in vielen Fällen 
ihren Mandantinnen und Mandanten, vorübergehend den 
Gerichtssaal zu verlassen. Selbstverständlich sollte auch in 
Fällen, in denen beim leugnenden Angeklagten ein aus¬ 
sagepsychologisches Gutachten erstattet wird, eher nicht 
vom Anwesenheitsrecht Gebrauch gemacht werden. Es 
lassen sich hier weder Altersgrenzen noch sonstige Faust¬ 
regeln aufstellen, sondern es handelt sich um individuelle 
Entscheidungen der Nebenkläger nach einem intensiven 
Beratungsprozess. 

23.4.3 Nebenklage 


Nach den vorgestellten Beiordnungsmöglichkeiten dürfte 
es zukünftig keine Fälle mehr geben, in denen minder¬ 


jährige Tatopfer sexuellen Missbrauchs ohne anwaltli¬ 
chen Beistand in der Hauptverhandlung auftauchen. Erst 
die Nebenklage verleiht dem Tatopfer die prozessualen 
Rechte, die ansonsten nur der Verteidigung zustehen. 
Dies sind 

— das Anwesenheitsrecht in der gesamten Hauptver¬ 
handlung, 

— das Beweisantragsrecht, 

™ das Recht, nach jeder einzelnen Beweiserhebung 
(z. B. Zeugen- oder Sachverständigenvernehmung) 
Erklärungen abzugeben und nach Schluss der Be¬ 
weisaufnahme ein Plädoyer zu halten (§§ 257, 258 
StPO), 

— das Recht, Fragen an Zeugen und Sachverständige zu 
stellen, ebenso wie 

— das Recht, Richter und Sachverständige wegen Be¬ 
sorgnis der Befangenheit abzulehnen. 

Schon nach dieser Auswahl wird deutlich, dass diese pro¬ 
zessualen Rechte nicht von Laien und schon gar nicht von 
Minderjährigen selbst oder ihren gesetzlichen Vertretern 
wahrgenommen werden können. Das gilt vorrangig auch 
für das Akteneinsichtsrecht, das schon im Ermittlungsver¬ 
fahren besteht. Akteneinsicht ist vor Beginn einer Haupt¬ 
verhandlung in jedem Fall noch einmal zu nehmen. 

Die anwaltliche Vertretung von traumatisierten Kin¬ 
dern und Jugendlichen (wie auch Erwachsenen) sollte 
ihnen altersgerecht alle Abläufe des Ermittlungsverfah¬ 
rens und der späteren Hauptverhandlung durchschaubar 
machen. Kurz vor einer Hauptverhandlung sind oft An¬ 
kündigungen durch die Verteidigung vorzufinden, die ein 
Geständnis oder zumindest ein Teilgeständnis des Ange¬ 
klagten enthalten. Die Vorbereitung eines Nebenklägers 
auf die Hauptverhandlung gestaltet sich demzufolge völlig 
anders, als wenn mit einem hochstreitigen Verfahren zu 
rechnen wäre. 

Strafverteidiger, mit denen die Autorin regelmäßig in 
Strafverfahren wegen sexuellen Missbrauchs zusammen¬ 
trifft, kündigen das geplante Geständnis auch gegenüber 
den Anwälten der Nebenkläger vor der Hauptverhandlung 
aus diesem Grunde an. Dies ist keine Vorgehensweise, die 
eingefordert werden könnte, wohl aber das Ergebnis guter 
Kooperationsbeziehungen. 

23.4.4 Der Ausschluss der Öffentlichkeit 


Auf Antrag der Opferzeuginnen und Opferzeugen wird in 
Strafverfahren, die den sexuellen Missbrauch sowie den 
sexuellen Missbrauch von Schutzbefohlenen zum Gegen¬ 
stand haben, regelmäßig die Öffentlichkeit für die Dauer 
ihrer Vernehmung ausgeschlossen. 
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Mit dem StORMG (Gesetz zur Stärkung der Rechte 
von Opfern sexuellen Missbrauchs in der Fassung des Ge¬ 
setzesbeschlusses vom 14. März 2013, das am 30. Juni 2013 
in Kraft getreten ist) werden die Ausschlussgründe für die 
hier interessierenden Deliktsbereiche noch präziser be¬ 
nannt. 

Nach § 171 b Abs. 3 Gerichtsverfassungsgesetz in neuer 
Fassung soll als automatische Folge des Antrags auf Öf¬ 
fentlichkeitsausschluss nunmehr Folgendes gelten: Die 
Öffentlichkeit ist bei den Schlussplädoyers auch ohne An¬ 
trag der Betroffenen auszuschließen, wenn während der 
Vernehmung des Zeugen zum sexuellen Missbrauch oder 
einem anderen Delikt nach §§ 174 bis 184g StGB zuvor die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen worden ist. 

Die Autorin hält dies für eine hoch problematische 
Neuregelung, denn der Schlussvortrag ist nicht nur für 
das Gericht und die anderen Verfahrensbeteiligten be¬ 
stimmt, sondern auch für die Öffentlichkeit. Die einzel¬ 
nen Verfahrensbeteiligten haben schon immer Rück¬ 
sicht darauf genommen, dass z. B. höchst persönliche 
Lebensumstände im Plädoyer nicht breitgetreten, son¬ 
dern sprachlich umschrieben oder abstrahiert dar gestellt 
werden. Der Gesetzgeber hat hier aus paternalistischem 
Opferschutzdenken ins Gesetz einen Automatismus auf¬ 
genommen, der zu folgenden absurden Situationen führt: 
Zukünftig müssen Nebenkläger, die wünschen, dass ihre 
Nebenklage Vertretung öffentlich die Hauptverhandlung 
aus ihrer Sicht würdigt und bestimmte ihr wichtige Din¬ 
ge noch einmal zur Sprache bringt, auf den Antrag auf 
Öffentlichkeitsausschluss während ihrer eigenen Verneh¬ 
mung verzichten. 

Unterstützungspersonen der Nebenkläger und Opfer¬ 
zeugen, wie z. B. eine psychosoziale Prozessbegleitung, 
eine Betreuung aus dem sozialpädagogischen Bereich 
oder andere können vom Öffentlichkeitsausschluss wäh¬ 
rend der Vernehmung ausgenommen werden. Das Ge¬ 
richt kann ihnen nach § 175 Abs. 2 Gerichtsverfassungs- 
gesetz den Zutritt gestatten. Dies gilt auch für die gesetz¬ 
lichen Vertreter der minderjährigen Nebenkläger. 

Da sich Kinder und Jugendliche in den seltensten Fäl¬ 
len im Beisein bei Eltern unbelastet verhalten und aussa- 
gen können, ist dies bei der anwaltlichen Beratung über 
einen entsprechenden Antrag zu berücksichtigen. 

Im Hinblick darauf, dass Zeugen unabhängig vonein¬ 
ander und in Abwesenheit der später zu hörenden Zeugen 
zu vernehmen sind, sollten Betreuerinnen und Betreuer 
und andere Unterstützungspersonen vor den Opferzeu¬ 
ginnen und Opferzeugen vernommen werden, damit sie 
später dann ihre Rolle als Vertrauenspersonen der Kinder 
und Jugendlichen während deren Vernehmung wahrneh¬ 
men können. 


23.4.5 Die Befragung von minderjährigen 
Zeugen 


§ 241 a StPO regelt, dass die Vernehmung von Zeugen 
unter 18 Jahren allein vom Vorsitzenden durchgeführt 
wird. Diese Vorgehensweise soll sicherstellen, dass Kin¬ 
der und Jugendliche aus vernehmungspsychologischen 
Gründen nur einem Gesprächspartner gegenüberstehen 
(Meyer-Goßner, Rdnr. 2 zu § 241a StPO). 

Wenn eine Verhandlungsatmosphäre wenig aggressiv 
erscheint und insbesondere die Verteidigung vorgibt, das 
Opfer schonen zu wollen, gestatten viele Vorsitzende auch 
anderen Frageberechtigten direkt Fragen an den kindli¬ 
chen oder jugendlichen Zeugen zu stellen. Hier sollte durch 
die Nebenklagevertretung daraufhin gewirkt werden, dass 
der Grundsatz des § 241a StPO eingehalten bleibt; die ihm 
als Vorsitzenden von den anderen Verfahrensbeteiligten 
mitgeteilten Fragen hat er dem Kind zu stellen. 

23.4.6 Die vorübergehende Entfernung des 
Angeklagten aus dem Sitzungssaal 


Von dem Grundsatz, dass der Angeklagte ein Recht auf 
Anwesenheit und auch eine Anwesenheitspflicht während 
der gesamten Dauer der Hauptverhandlung hat, gibt es - 
insbesondere zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
- wenige in § 247 StPO klar geregelte Ausnahmen. 

§ 247 StPO 

Das Gericht kann anordnen, daß sich der Angeklagte 
während einer Vernehmung aus dem Sitzungszimmer 
entfernt, wenn zu befürchten ist, ein Mitangeklag¬ 
ter oder ein Zeuge werde bei seiner Vernehmung 
in Gegenwart des Angeklagten die Wahrheit nicht 
sagen. Das gleiche gilt, wenn bei der Vernehmung 
einer Person unter 18 Jahren als Zeuge in Gegenwart 
des Angeklagten ein erheblicher Nachteil für das 
Wohl des Zeugen zu befürchten ist oder wenn bei 
einer Vernehmung einer anderen Person als Zeuge 
in Gegenwart des Angeklagten die dringende Gefahr 
eines schwerwiegenden Nachteils für ihre Gesundheit 
besteht. Die Entfernung des Angeklagten kann für die 
Dauer von Erörterungen über den Zustand des An¬ 
geklagten und die Behandlungsaussichten angeord¬ 
net werden, wenn ein erheblicher Nachteil für seine 
Gesundheit zu befürchten ist. Der Vorsitzende hat den 
Angeklagten, sobald dieser wieder anwesend ist, von 
dem wesentlichen Inhalt dessen zu unterrichten, was 
während seiner Abwesenheit ausgesagt oder sonst 
verhandelt worden ist. 
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Es gibt jugendliche Mandanten, die den Angeklagten mit 
ihrem Erleben des sexuellen Missbrauchs, über das sie als 
Zeugen zu berichten haben, konfrontieren wollen. Bei den 
meisten Kinder und Jugendlichen aber löst die körperliche 
Anwesenheit des Angeklagten, der in den meisten Fällen 
aus ihrem näheren Umfeld stammt, regelmäßig einen ho¬ 
hen Loyalitätskonflikt aus, dieser stellt die entscheidende 
Belastung in einer Hauptverhandlung dar. Es verbietet 
sich, Kinder und Jugendliche einer solchen psychischen 
Zerreißprobe auszusetzen. 

Nach § 247 Satz 1 StPO ergibt sich eine erleichterte 
Antragsmöglichkeit für zeugnisverweigerungsberechtigte 
Opferzeuginnen und -zeugen, den Ausschluss des An¬ 
geklagten zu erreichen. Wenn sie unter Hinweis auf ihre 
psychische Belastung durch die Anwesenheit des Ange¬ 
klagten ankündigen, vom Zeugnisverweigerungsrecht 
Gebrauch machen zu wollen, solange er im Gerichtssaal 
anwesend ist, und gleichzeitig ankündigen, in seiner Ab¬ 
wesenheit durchaus aussagebereit zu sein, ist dem Antrag 
auf Ausschluss regelmäßig stattzugeben. 

Der Antrag nach Satz 2 der Vorschrift setzt voraus, dass 
bei der Vernehmung des Zeugen unter 18 Jahren in Gegen¬ 
wart des Angeklagten »ein erheblicher Nachteil für das 
Wohl des Zeugen zu befürchten ist«. Auch hierbei handelt 
es sich um einen Antrag, der eine gute Vorbereitung durch 
den die Nebenklage vertretenden Rechtsanwalt erfordert. 
Die insbesondere psychischen Belastungen des Jugendli¬ 
chen sind darzustellen und ggf. durch therapeutische und 
kinder- und jugendpsychiatrische Stellungnahmen zu 
untermauern. Eine erhebliche Beeinträchtigung für das 
seelische Kindeswohl ist dann anzunehmen, wenn über 
die Vernehmung hinaus dieser Nachteil noch eine gewisse 
Zeit andauert. Auch hier können Loyalitätskonflikte mit 
dem Angeklagten ebenso wie seelische Erkrankungen der 
Kinder dargelegt werden. 


Literatur 


Burhoff D (Hrsg) (2013) Handbuch für das strafrechtliche Ermittlungs¬ 
verfahren, 6. Aufl. ZAP, Münster 
Meyer-Goßner L (2013) Strafprozessordnung: StPO. C. H. Beck, 
München 

Nelles U (1996) Persönlichkeitsrechte und Pflichten kindlicher Zeu¬ 
gen im Strafprozess. In: Erichsen H, Kollhosser H, Welp J (Hrsg) 
Recht der Persönlichkeit. Duncker & Humblot, Berlin: S 211-234 
Roggenwallner B, Herrmann G, Jansen B (2011) Straftaten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung. ZAP, Münster 
Von Knoblauch zu Hatzbach P (2000) Videovernehmung von Kindern 
-1. Erfahrungen deutscher Gerichtspsychologinnen. ZRP 7: 
276-277 



24 


Standards in der 
Dokumentation bei sexuellem 
Kindesmissbrauch 

Andreas Jud 

24.1 Einleitung-246 

24.2 Grundlegendes - 246 

24.3 Erste Hinweise und Verdachtsmomente - 246 

24.4 Dokumentation von Gesprächen - 247 

24.5 Dokumentation medizinischer Befunde - 248 

24.6 Dokumentation einer Intervention - 248 
Literatur - 248 


Basiert auf dem modularen E-Learning-Kurs der Universität Ulm. 


J. M. Fegert et al. (Hrsg.), Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen, 

DOI 10.1007/978-3-662-44244-9_24, © Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie am 
Universitätsklinikum Ulm, Prof. Dr. med. Jörg M. Fegert 2015 


246 Kapitel 24 • Standards in der Dokumentation bei sexuellem Kindesmissbrauch 


24.1 Einleitung 

Eine gut geführte Dokumentation von Verdachtsmomen¬ 
ten, Gesprächen oder medizinischen Befunden kann ver¬ 
schiedene Funktionen erfüllen. Gerade die Dokumenta¬ 
tion erster Gespräche ist in einem möglichen Strafverfah¬ 
ren für Aussagen zur Glaubhaftigkeit wichtig, da die Aus¬ 
sagen des betroffenen Kindes oder Jugendlichen noch wei¬ 
testgehend unbeeinflusst von mehrmaligen Befragungen 
sind. Darüber hinaus kann eine gut geführte Dokumenta¬ 
tion anderen beteiligten Akteuren mitunter ersparen, In¬ 
formationen nochmals zu erfragen oder zu erheben, was 
mit einer reduzierten Belastung für die Betroffenen ein¬ 
hergeht. Für eine mögliche spätere Psychotherapie kann 
eine gründliche Dokumentation dem Nachvollziehen der 
Symptomentwicklung dienen und darüber hinaus einen 
Nachweis für Krankenkassen darstellen. Nicht zuletzt ist 
eine saubere Dokumentation auch ein Nachweis, dass die 
an den Professionellen herangetragenen Probleme von 
Kindern und Jugendlichen ernst genommen werden. 

Die Dokumentation ist nicht unabhängig von der Ge¬ 
sprächsführung (► Kap. 19) oder der Erhebung medizini¬ 
scher Befunde (► Kap. 18) zu betrachten. Die Grundlagen 
einer professionellen Dokumentation sind entsprechend 
bereits in den jeweiligen Kapiteln aufgeführt. Das vor¬ 
liegende Kapitel dient dazu, die wichtigsten Punkte zu¬ 
sammenzufassen und den Weg der Dokumentation vom 
ersten Verdacht bis zur Intervention zu skizzieren. Die in 
diesem Zusammenhang relevanten Aspekte des Daten¬ 
schutzes werden in ► Kap. 21 zur Planung der Intervention 
abgehandelt. 

24.2 Grundlegendes 


Beim Erstellen einer Dokumentation helfen einige prak¬ 
tische Hinweise, dass das Festgehaltene auch für andere 
Akteure zugänglich ist. Sie dienen weiter dazu, Unklar¬ 
heit und Doppeldeutigkeiten zu vermeiden, was die Ver¬ 
wendbarkeit der Dokumentation im rechtlichen Kontext 
stärkt. Zu den gesetzlichen Grundlagen im Rahmen einer 
Krankenbehandlung ist hier vor allem der § 63Of im BGB 
zu beachten: 

Auf jeder Seite sollten der Name des/der Verfassen¬ 
den, Datum, Ort festgehalten werden. Außerdem 
sollten die Seiten nummeriert werden. 

— Die Aufforderung, lesbar zu schreiben, dient nicht in 
erster Linie dem Lesefluss. Vielmehr soll vermieden 
werden, dass Notizen im Nachhinein falsch verstan¬ 
den werden. 

— In dieselbe Richtung zielt der Hinweis, nur gängige 
Abkürzungen zu benutzen bzw. Abkürzungen zu 
definieren. 


O Tab. 24.1 Leitfragen für die Dokumentation der Sach- 
und Reflexionsebene 

Sachebene 

Reflexionsebene 

Wie ist die Vermutung ent¬ 
standen? 

Was lösen die Beobachtun¬ 
gen bei mir aus? 

Wann habe ich welche Be¬ 
obachtungen gemacht? 

Gibt es alternative Erklä¬ 
rungsmöglichkeiten für das 
Wahrgenommene? 

Was wurde mir wann und 

wie von dem Kind bzw. 
dem/der Jugendlichen 
erzählt? 

Was geschieht meiner Ein¬ 
schätzung nach mit dem Kind 
bzw. dem/der Jugendlichen, 
wenn nicht interveniert wird? 

Was wurde mir wann und 

wie von einer dritten Per¬ 
son mitgeteilt? 

Welche Schritte soll ich unter¬ 
nehmen? 


™ Für eine Dokumentation gilt zudem, dass kein Blei¬ 
stift benutzt werden soll. Da Bleistiftnotizen aus¬ 
radiert und umgeschrieben werden können, sind sie 
stets dem Verdacht der Manipulierbarkeit ausgesetzt. 
Entsprechend sollte in sämtlichen Texten späteres 
Hinzufügen von Wörtern oder Textbausteinen als 
solches gekennzeichnet werden. 

™ In diesem Zusammenhang sind auch Korrekturen 
nachvollziehbar zu gestalten. So sollen zu korrigie¬ 
rende Worte einfach durchgestrichen werden, sodass 
sie noch lesbar bleiben. Korrekturen sind mit Na¬ 
menskürzel und Datum zu kennzeichnen. Dies ist vor 
allem im medizinischen Kontext wichtig. 

Siehe § 630f, BGB: »Berichtigungen und Änderungen von Eintra¬ 
gungen in der Patientenakte sind nur zulässig, wenn neben dem ur¬ 
sprünglichen Inhalt erkennbar bleibt, wann sie vorgenommen wor¬ 
den sind.« 


24.3 Erste Hinweise und 
Verdachtsmomente 


Erste Hinweise und dadurch ausgelöste Vermutungen 
werden off begleitet durch ein starkes Gefühl der Unsi¬ 
cherheit. Dies steht auch in Verbindung mit der Tatsa¬ 
che, dass Symptome, die als Missbrauchsfolgen auftreten 
können, meistens unspezifisch sind und auch durch al¬ 
ternative Ursachen hinreichend erklärt werden könnten 
(vgl. ► Kap. 20). 

Entsprechend empfiehlt es sich, für das Festhalten 
von Verdachtsmomenten eine Sachdokumentation von 
einer Reflexionsdokumentation zu unterscheiden. Leit¬ 
fragen für die Dokumentation der jeweiligen Ebene sind 
in □ Tab. 24.1 festgehalten. 
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Umfeld und Situation 
beschreiben 


Erzählung nicht »ordnen« 




Ort- und Zeitangabe 


Dokumentation 


Zeitnah festhalten 


✓ \ 


Genauer Wortlaut 


Eigene Überlegungen ge¬ 
sondert dokumentieren 




O Abb. 24.1 Regeln für die Dokumentation von Gesprächen 

24.4 Dokumentation von Gesprächen 


Die in einem Gespräch vom Kind oder Jugendlichen ver¬ 
mittelte Information zur Problemsituation ist in der Re¬ 
gel komplex, aber unvollständig, geprägt durch Dynamik 
und Emotionalität. Für das Festhalten von Gesprächen 
gilt, wie oben eingeführt, zwischen Sach- und Reflexions¬ 
ebene zu unterscheiden und die vom Kind oder Jugend¬ 
lichen vermittelte Beschreibung des sexuellen Übergriffs 
strikt von eigenen Interpretationen und Bewertungen zu 
trennen (z. B. Geiser 2009). Eigene Überlegungen und 
Hypothesen können in einem separaten Abschnitt auf¬ 
geführt werden, sind jedoch als solche auszuweisen und es 
muss nachvollziehbar sein, wie die Hypothesen zustande 
kamen. Neben diesem Merksatz können weitere Regeln 
festgehalten werden, die in der D Abb. 24.1 zusammen¬ 
gefasst sind. 

Um die Aussage des Kindes in einen Kontext einord- 
nen zu können, ist das schriftliche Festhalten von Umfeld 
und Situation des Gesprächs von Interesse. Dies betrifft 
einerseits Aspekte des weiteren Kontextes, wie beispiels¬ 
weise die schulische Situation eines Kindes oder Jugend¬ 
lichen, kann doch z. B. ein schulischer Feistungseinbruch 
als Indiz für eine Belastungssituation gewertet werden 
und mitunter den Missbrauchsverdacht erhärten. Ande¬ 
rerseits soll auch die Situation des Gesprächs festgehalten 
werden: Wirkte das Kind oder der Jugendliche beim Ge¬ 
spräch müde, traurig, unruhig etc.? Wie ist der Redefluss? 
Thematisiert werden sollen mitunter auch die Situation 
des/der Gesprächsführenden oder erschwerende Umstän¬ 
de, z. B. »Ich fühlte mich am Tag des Gesprächs fiebrig 


und war anschließend zwei Tage krankgeschrieben« oder 
»Gleich anschließend an das Gespräch hat eine Notenkon¬ 
ferenz unter meiner Feitung stattgefunden«. Dabei darf 
nicht vergessen werden, auch Ort und Zeit des Gesprächs 
festzuhalten. 

Soweit möglich und erinnerbar, ist das Gespräch mög¬ 
lichst im Wortlaut der Betroffenen wiederzugeben. Es soll 
festgehalten werden, was das Kind gesagt hat. Würde statt - 
dessen festgehalten, was das Kind oder der Jugendliche 
mit dem Gesagten zum Ausdruck bringen wollte, fließt 
immer auch die Interpretation des/der Dokumentieren¬ 
den mit ein. Die Wiedergabe im Wortlaut ist auch für ein 
mögliches Strafverfahren entscheidend, da die betroffenen 
Kinder oder Jugendlichen off die einzigen Zeugen sind. 
Entsprechend hängt der Ausgang des Verfahrens off maß¬ 
geblich von der Genauigkeit der Aussage des betroffenen 
Kindes ab (vgl. ► Kap. 21). 

Auch in ein Ordnen einer sprunghaft und unsystema¬ 
tisch dargebrachten Erzählung fließen Interpretationen 
ein. Entsprechend wird empfohlen, die Erzählung für die 
Dokumentation nicht zu ordnen. 

Schließlich sollen Informationen aus dem Gespräch 
mit dem Kind oder Jugendlichen möglichst zeitnah 
dokumentiert werden, um mögliches Vergessen und 
Verzerrungen beim Erinnern zu verhindern oder Verfäl¬ 
schungen durch Erörterungen mit Fachkollegen zu ver¬ 
meiden. So haben diverse Studien gezeigt, dass auffällige 
Merkmale besser erinnert und tendenziell überbewertet 
werden, während unauffällige, aber mitunter genauso 
wichtige Merkmale vergessen werden (im Überblick Gi- 
gerenzer et al. 2011). 
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24.5 Dokumentation medizinischer 
Befunde 


Neben den Regeln zur Dokumentation von Gesprächen, 
die sowohl für den pädagogischen Bereich, als auch für 
Gesundheitsberufe und die Erfassung der Anamne¬ 
se gelten, werden in Anlehnung an den Grundlagentext 
zu ► Kap. 18 »Körperliche Befunde bei sexuellem Miss¬ 
brauch« nochmals wichtige Punkte zur Dokumentation 
medizinischer Befunde hervorgehoben: 

Analog zu Gesprächen müssen Ort und Zeit sowie 
der Verfasser/die Verfasserin der Befunde festge¬ 
halten werden. Für ein Attest/Gutachten soll jeweils 
auch der Zweck erfasst werden. 

Die Befunde müssen auch für externe Fachleute 
nachvollziehbar sein, d. h. keine abteilungs- oder 
fachbereichsspezifischen Abkürzungen verwenden. 

“ Für Abbildungen von Verletzungen gilt, dass immer 
erst ein Übersichtsbild und anschließend die Detail¬ 
aufnahme festgehalten werden soll. Dabei soll stets 
der Maßstab berücksichtigt werden. 


24.6 Dokumentation einer Intervention 


Die Grundregeln der Dokumentation, die für Erstgesprä¬ 
che und Befunderhebungen aufgestellt wurden, gelten 
auch für den weiteren Hilfeprozess. Nach wie vor soll die 
Trennung von Sachebene und Reflexionsebene eingehal¬ 
ten werden. Auf der Reflexionsebene ist nun zusätzlich 
wichtig festzuhalten, mit welcher Begründung ein von 
sexuellen Übergriffen betroffenes Kind oder Jugendlicher 
einer bestimmten Intervention zugeführt wurde. 

Wie Bange (vgl. ► Kap. 21) ausführt, ist eine sorgfältige 
Dokumentation aller Interventionsschritte als Gedächt¬ 
nis des Hilfeprozesses anzusehen. Dies kann und soll am 
Ende eines Hilfeprozesses dazu dienen, die eingeleiteten 
Maßnahmen zu überprüfen und hilfreiche Entscheidun¬ 
gen von weniger günstigen zu unterscheiden. Somit ist 
eine sorgfältige Dokumentation ein wichtiges Instrument 
in der Optimierung der Unterstützung für Betroffene. 
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25.1 Einleitung 


Bei dem folgenden Grundlagentext zum Thema »Umgang 
mit von sexuellem Missbrauch betroffenen Kindern und 
Jugendlichen« liegt der Fokus auf der Vermittlung von 
Wissen für den pädagogischen und heilberuflich thera¬ 
peutischen Umgang mit sexuell missbrauchten Kindern 
und Jugendlichen nachdem das Vorliegen eines Miss¬ 
brauches bereits aufgedeckt wurde. Die □ Abb. 25.1 zeigt 
Ihnen auf welcher Ebene des Hilfeprozesses Sie sich be¬ 
finden. 

25.2 Grundlagentext für alle 

Berufsgruppen zum Umgang mit von 
sexuellem Missbrauch betroffenen 
Kindern und Jugendlichen 


25.2.1 Die posttraumatische 
Belastungsstörung 


Das griechische Wort Trauma bedeutet Verletzung oder 
auch Wunde. Im Rahmen dieses Kapitels wird ausschließ¬ 
lich die psychologische Definition behandelt, welche sich 
auf die seelische Integrität eines Menschen bezieht. 

— Definition - 

Die Weltgesundheitsorganisation WHO definiert 
Trauma gemäß ICD-10 wie folgt »...als ein belasten¬ 
des Ereignis oder eine Situation außergewöhnlicher 
Bedrohung oder katastrophenartigen Ausmaßes 
(kurz- oder lang anhaltend), die bei fast jedem eine 
tiefe Verstörung hervorrufen würde« (Dilling et al. 

2005). 


Demnach sind psychische Traumata immer mit Gefühlen 
intensiver Angst, Hilflosigkeit, Kontrollverlust und des 
Ausgeliefertseins verbunden. 

Kindesmissbrauch ist eines der traumatischsten Ereig¬ 
nisse überhaupt. Etwa 21-50% der Betroffenen von sexuel¬ 
lem Missbrauch erfüllen die diagnostischen Kriterien für 
eine posttraumatische Belastungsstörung in der Kindheit 
und 33-38% erfüllen die Kriterien noch im Erwachsenen¬ 
alter (Kendra et al. 2012). 

Im Gegensatz zu einer akuten Belastungsreaktion, bei 
welcher die Symptome nach wenigen Stunden oder Tagen 
abklingen, sind die Symptome der posttraumatischen Be¬ 
lastungsstörung anhaltend und können das soziale Funk¬ 
tionsniveau eines Menschen in erheblichem Maße beein¬ 
trächtigen. Die Diagnosekriterien der posttraumatischen 
Belastungsstörung (F43.1) finden Sie unter folgendem 
Link: ► http://www.icd-code.de/icd/code/F43.1.html. 


In der Folge traumatischer Ereignisse, besonders 
interpersoneller und mehrfacher Ereignisse, treten eine 
Reihe von Störungen gehäuft und komorbid auf, sodass 
die Konzentration auf eine Störung, nämlich die post¬ 
traumatische Belastungsstörung, dem komplexen Pro¬ 
zess eigentlich nicht angemessen ist. Als Lösung dieses 
Problems schlägt die Arbeitsgruppe von van der Kolk 
et al. (2005, 2009) eine neue diagnostische Kategorie, die 
Traumentwicklungsstörung, vor (Rosner 2010; Schmid 
et al. 2010, 2013). 

Schmid et al. (2013) diskutieren Vor- und Nachteile 
einer solchen Diagnose. Nachteilig ist, dass hier alters¬ 
unabhängig generelle Symptome erfasst werden und da¬ 
mit konkrete alterstypische Ausprägungen »verwässert« 
werden. Häufig sind psychische Folgen nicht trauma¬ 
spezifisch, sondern eher alters- und entwicklungsspezi¬ 
fisch. So reagieren Kinder im Vorschulalter mit Entwick¬ 
lungsrückständen, mit Scheu und Angst. Bei Kindern im 
Schulkindalter sieht man häufig exekutive Probleme der 
Verhaltenssteuerung wie z. B. aggressives und impulsives 
Verhalten. Diese Kinder erfüllen nicht selten die Diag¬ 
nosekategorie der Aufmerksamkeits-Hyperaktivitätsstö- 
rung (ADHS) oder einer Störung des Sozialverhaltens mit 
Störung der Emotionen. Im weiteren Altersverlauf treten 
neben spezifischer werdenden posttraumatischen Belas¬ 
tungssymptomen auch Depressionen und beginnende 
Störungen der Persönlichkeitsentwicklung sowie zuneh¬ 
mend riskanter Substanzkonsum auf. Gerade bei Kindern 
im Grundschulalter ist off nicht das Vollbild einer post¬ 
traumatischen Belastungsstörung festzustellen, obwohl 
schwere traumabedingte psychische Folgestörungen be¬ 
stehen (Schmid et al. 2013). 

25.2.2 Beziehungstrauma 


Leonore Terr (1997), die sich fast ihr ganzes berufliches 
Leben mit Traumafolgen auseinander gesetzt hat, katego¬ 
risierte Traumata nach Typ I und Typ II. Diese Einteilung, 
für deren Relevanz es mittlerweile nicht nur klinische, 
sondern auch neurobiologische Belege gibt (vgl. Fegert u. 
Plener, im Druck) ist weit verbreitet. 

Bei einem Typ-I-Trauma liegt ein einmaliges trauma¬ 
tisches Ereignis vor, bei einem Typ-II-Trauma handelt es 
sich um ein länger andauerndes und sich wiederholen¬ 
des traumatisches Geschehen. Dies wird häufig auch als 
chronische oder komplexe Traumatisierung bezeichnet. 
Sind Kinder oder Jugendliche von einer solchen Art der 
Traumatisierung betroffen, kann dies die psychische und 
soziale Entwicklung beeinträchtigen, da sie neben seiner/ 
ihrer normalen Entwicklung zusätzlich Kraft und Res¬ 
sourcen benötigen, um mit dem traumatischen Gesche¬ 
hen umzugehen, um sowohl körperlich als auch psychisch 
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Kind teilt sich mit: 



O Abb. 25.1 Hilfeprozess in der Versorgung sexuell missbrauchter Kinder und Jugendlicher 
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zu überleben (vgl. ► Kap. 9 »Psychische und körperliche 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen«). 

Traumatisierungen des Typs II sind in den meisten 
Fällen »Beziehungstraumata« (Fischer u. Riedesser 2001), 
die von nahestehenden Bezugspersonen verursacht wer¬ 
den. Diese Traumatisierungen bedeuten eine besonders 
starke Verletzung des Vertrauens in zwischenmenschliche 
Beziehungen (Reddemann u. Dehner-Rau 2006). Betrof¬ 
fene Kinder oder Jugendliche verlieren off das grundle¬ 
gende Gefühl von Sicherheit sowie die Überzeugung eine 
wertvolle und achtenswerte Person zu sein. Das Vertrauen 
in zwischenmenschliche Beziehungen als Ort der Zuwen¬ 
dung, Wärme und Geborgenheit wird erheblich verletzt 
(Fischer u. Riedesser 2001). 

Gerade bei Traumatisierungen des Typs II ist es für 
die Betroffenen schwierig, konkrete Aussagen zu detail¬ 
lierten Abläufen an bestimmten Tattagen zu machen. Dies 
ist bei fortgesetzten Taten immer dann noch am ehesten 
möglich, wenn ein anderes einmaliges Ereignis wie z. B. 
Geburtstag, Weihnachten etc. aufgetreten ist oder wenn 
es zu Komplikationen in Bezug auf den üblichen Ablauf 
kam. Insgesamt kommt es zu der scheinbar paradoxen Si¬ 
tuation, dass Kinder welche z. B. durch einen Übergriff 
während einer Ferienfreizeit einmalig Opfer eines sexuel¬ 
len Typ-I-Traumas wurden, im Strafverfahren in der Regel 
»besser verwertbare Zeugenaussagen« machen können als 
über Jahre hinweg missbrauchte, schwer geschädigte Kin¬ 
der, da strafrechtlich Einzeltaten angeklagt werden müs¬ 
sen und gedächtnispsychologisch diese Kinder eher kon- 
fluierend übliche Abläufe beschreiben (vgl. Fegert 2001). 

25.2.3 Traumatogene Faktoren bei 
sexuellem Missbrauch 


Die amerikanischen Forscher David Finkelhor und Ange¬ 
la Browne (Brown u. Finkelhor 1986) haben das »Modell 
der vier traumatogenen Faktoren« zur Erklärung der Fol¬ 
gen von sexuellem Missbrauch entwickelt. Die □ Tab. 25.1 
zeigt eine Übersicht der Faktoren. 

Jeder dieser Faktoren hat Auswirkungen und Verhal¬ 
tensmanifestationen, welche dem Kind oder Jugendlichen 
die Gestaltung zwischenmenschlicher Beziehungen er¬ 
schweren. 

Es ist demnach hilfreich, schwierige Verhaltensweisen 
der betroffenen Kinder oder Jugendlichen mit ihren Au¬ 
gen zu sehen. Der Verrat kann zu Misstrauen, Wut und 
Feindseligkeit gegenüber seinen Mitmenschen führen, die 
erlebte Ohnmacht zu Selbstzweifeln, Schuld und Scham¬ 
gefühlen, welche den Aufbau einer Beziehung zu einem 
betroffenen Kind erschweren können. Die Stigmatisie¬ 
rung verstärkt den Zwang der Geheimhaltung, die Iso¬ 
lation und das Gefühl, nicht dazuzugehören. Aufgrund 


O Tab. 25.1 Modell der vier traumatogenen Faktoren 
(Weiß 2008) 

Faktor 

Erläuterung 

Verrat 

Das Kind macht die Erfahrung, dass eine 
Person, von der es emotional abhän¬ 
gig ist und der es vertraut, ihm etwas 
Unrechtes antut und Schaden zufügt. 

Das Vertrauen des Kindes wird zutiefst 

erschüttert. 

Ohnmacht und 
Hilflosigkeit 

Das Kind wird mit Gefühlen wie Ohn¬ 
macht und Hilflosigkeit konfrontiert, 
die eine Folge der grundlegenden Miss¬ 
achtung seines Willens, seiner Bedürf¬ 
nisse und Wünsche sowie der Verletzung 
seiner körperlichen Integrität sind. 

Stigmatisierung 

Das missbrauchte Kind wird mit den ne¬ 
gativen Implikationen und Bedeutungen 
von Opfersein und sexuellem Missbrauch 
konfrontiert. 

Traumatische 

Sexualisierung 

Die Sexualität des Kindes (sexuelle 
Empfindungen und Einstellungen) wird 
in einerWeise geprägt, die zwischen¬ 
menschlich dysfunktional ist und nicht 
dem Entwicklungsstand des Kindes 
entspricht. 


der unangemessenen Einwirkung auf die Sexualität, der 
traumatischen Sexualisierung des Kindes, entstehen 
spezifische Auswirkungen wie Verwirrung über sexuelle 
Normen, die Verwechslung von sexuellen Handlungen 
mit hiebe sowie zwanghafte oder aggressive sexuelle Ver¬ 
haltensweisen (Weiß 2008). 

Die bisher erlebten negativen Erfahrungen in wesent¬ 
lichen Beziehungen beeinträchtigen in erheblichem Maß 
die Entwicklung des eigenen BeziehungsVerhaltens und 
auch die Offenheit für neue, korrigierende Erfahrungen. 
Während Kinder und Jugendliche anderen Menschen im 
Allgemeinen zunächst einmal vertrauensvoll begegnen, ist 
dies chronisch traumatisierten Mädchen und Jungen auf¬ 
grund des Erlebten off nicht mehr möglich. Dies kann zu 
weiteren negativen Beziehungserfahrungen führen. 

25.2.4 Beziehungsgestaltung mit 
betroffenen Kindern und 
Jugendlichen 


Verlässliche, transparente und somit korrigierende Be¬ 
ziehungserfahrungen sowie eine vertrauensvolle Atmo¬ 
sphäre, in der Kinder oder Jugendliche auch ihre Sorgen 
und Ängste mitteilen können, sind von grundlegender Be¬ 
deutung für die Stabilisierung traumatisierter Kinder und 
Jugendlicher (Fegert 2001). 
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Um zu traumatisierten Kindern und Jugendlichen 
eine solche Beziehung aufbauen zu können, ist es hilfreich, 
die eigene Haltung im Kontakt mit lebensgeschichtlich be¬ 
lasteten Mädchen und Jungen zu reflektieren. 

Konkret bedeutet dies anzuerkennen, dass 
™ die Verhaltensweisen der betroffenen Jungen und 
Mädchen normale Reaktionen auf eine extreme 
Stressbelastung sind, 

— sie einen guten Grund für ihre Einstellung gegenüber 
anderen Menschen, Reaktionen und Verhaltenswei¬ 
sen haben, 

— sie in ihrem Leben bislang viel üb erstanden und ge¬ 
leistet haben, 

sie bei der Entwicklung eines positiven Lebensge¬ 
fühls (Well-Being) unterstützt werden können (vgl. 
BMFSFJ 2013), 

™ man den Kindern und Jugendlichen Fachwissen zur 
Verfügung stellen kann, aber anerkennt, dass die 
Mädchen und Jungen selbst die Expertinnen/Exper¬ 
ten für ihr weiteres Lebens sind (Weiß 2008). 

25.2.5 Neurobiologische Veränderungen 
und ihre Auswirkungen im Alltag 


Um die besonderen Bedürfnisse traumatisierter Kinder zu 
verstehen, werden neben den Aspekten der Beziehungs¬ 
traumatisierung auch die neurobiologischen Verände¬ 
rungen, die das Erleben eines Traumas nach sich ziehen 
können, kurz aufgezeigt. 

Fasst man die bisherigen Erkenntnisse der neurobio¬ 
logischen Forschung zu Psychotraumata zusammen, so 
kann zunächst festgestellt werden, dass wir alle biologisch 
dafür ausgestattet sind, auf beängstigende Situationen mit 
körperlichen Reaktionen zu reagieren und sowohl Flucht¬ 
als auch Kampfmuster in uns angelegt haben. Innerhalb 
von Sekunden wird in einer erschreckenden Situation 
körperlich die Bereitschaft zur Flucht oder - wenn diese 
nicht möglich ist - zur aggressiven Auseinandersetzung, 
zum Kampf, geschaffen. Geht beides nicht und tritt eine 
ängstliche Erstarrung ein, wie z. B. in einer Misshand- 
lungs- oder Missbrauchssituation bei den betroffenen 
Kindern, kommt es zu Assoziationen solcher Situationen 
mit den körperlichen Reaktionen. So können dann spä¬ 
ter, quasi über einen Lernvorgang, bestimmte Trigger¬ 
reize vergleichbare körperliche Situationen, die mit einer 
ähnlichen Verzweiflung assoziiert sind, im Rahmen einer 
posttraumatischen Belastungssymptomatik auslösen. Bei 
chronischem sexuellem Missbrauch entspricht die erlebte 
Situation häufig dem von Seligman (1975) beschriebenen 
psychologischen Paradigma der erlernten Hilflosigkeit, 
welches depressive Entwicklungen aus der erlebten Ohn¬ 
macht heraus erklärt. 


Wird eine Person sehr off traumatischen Ereignissen aus¬ 
gesetzt, wird immer wieder das Stresssystem im Körper aus¬ 
gelöst, wodurch sich dieses allmählich verändert oder sich 
bei jüngeren Kindern gar nicht erst angemessen entwickeln 
kann. Gerade im Entwicklungsverlauf werden sogenannte 
exekutive Funktionen, d. h. Steuerfunktionen, welche für 
Konzentration und Lernen wichtig sind, durch diese Vor¬ 
gänge beeinflusst. Folglich kann es den Betroffenen z. B. 
schwerfallen, sich auf schulische Inhalte zu konzentrieren, 
diese im Gedächtnis zu behalten und ihre Emotionen und 
ihr Verhalten zu regulieren (Kearney et al. 2010). 

25.3 Vertiefungstext für pädagogische 
Berufe 


25.3.1 Unterstützung für betroffene Kinder 
im pädagogischen Alltag 


Es ist wichtig, dass Pädagoginnen und Pädagogen die 
Grenzen ihrer Profession und ihrer Rolle im Umgang 
mit sexuell missbrauchten Kindern und Jugendlichen an¬ 
erkennen und einhalten. Die Zusammenarbeit mit Ärz¬ 
tinnen/Ärzten und Psychotherapeutinnen/-therapeuten 
ist notwendig, wenn das Kind bzw. die/der Jugendliche 
klinisch relevante gesundheitliche Probleme und Verhal- 
tensauffälligkeiten aufweist. Pädagoginnen/Pädagogen 
können dazu beitragen, dass das Kind und die/der Jugend¬ 
liche angemessene therapeutische Hilfe erhält, indem sie 
sich vor Ort mit entsprechenden Institutionen vernetzen 
und ihrerseits die Betroffenen und ihre unterstützenden 
Sorgeberechtigten zur Therapie ermutigen. 

Pädagoginnen/Pädagogen stehen vor der Heraus¬ 
forderung, wie innerhalb der Klasse/Gruppe mit dem 
Missbrauch umzugehen ist und welche praktischen Un¬ 
terstützungen dem Kind/Jugendlichen angeboten werden 
können. 

Im Umgang mit sexuellem Missbrauch gibt es nicht 
einen einzigen richtigen Weg, sozusagen den Königsweg. 
Vielmehr müssen alle pädagogischen Schritte auf den 
Einzelfall bezogen gut reflektiert werden und auf die Be¬ 
dürfnisse des Kindes oder Jugendlichen und seiner spe¬ 
ziellen Situation in der Klasse/Gruppe angepasst sein. 

Hat sich der Missbrauch innerfamiliär ereignet, soll¬ 
te dieser in der Regel vor der Klasse/Gruppe nicht an¬ 
gesprochen werden (und niemals ohne Zustimmung des 
betroffenen Kindes/Jugendlichen). Allerdings ist es rat¬ 
sam, Klassenkameradinnen/Klassenkameraden in ange¬ 
messenem Rahmen darüber zu informieren, dass wegen 
einer akut belastenden Situation das betroffene Kind, die/ 
der betroffene Jugendliche, beispielsweise aktuell an be¬ 
stimmten Aktivitäten nicht teilnehmen muss oder die 
Klassenarbeiten vorübergehend nicht bewertet werden. 
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Gespräche mit dem Kind/Jugendlichen über die belas¬ 
tende traumatische Situation sind häufig mit Gefühlen wie 
Scham und Schutzlosigkeit verbunden. Im schlimmsten 
Fall können durch eine Konfrontation damit auch kör¬ 
perliche Belastungsreaktionen getriggert werden. Schule 
oder Hort sind keine Orte für therapeutisches Arbeiten, 
aber dort kann ein supportives Milieu, in dem das Kind 
Unterstützung finden kann, sehr viel zur Stabilisierung im 
Alltag beitragen. Dort tätige Fachkräfte können beispiels¬ 
weise dabei unterstützen, selbst- und fremdschädigende 
Verhaltensweisen aufzugeben, indem sie beim Kind/Ju¬ 
gendlichen Verständnis für das eigene Verhalten fördern. 
Stellungnahmen gegenüber den Kindern und Jugendli¬ 
chen wie: »Das war deine normale Reaktion auf eine un¬ 
normale Situation.«, entlasten von Schuld und Scham und 
helfen den Betroffenen, ihre eigenen Verhaltensweisen zu 
reflektieren und zu verstehen (»Du tust das, weil...?«; »Ich 
tue das, weil...«) und somit auch als veränderbar zu er¬ 
kennen (vgl. Weiß 2008). 

Auf sexualisierte Verhaltensweisen müssen Pädago- 
ginnen/Pädagogen in der Regel rasch und konsequent re¬ 
agieren, um diese zum Schutz der anderen Kinder/Jugend¬ 
lichen zu unterbinden. Legen Sie gemeinsam mit dem be¬ 
troffenen Kind/Jugendlichen Regeln und Konsequenzen 
fest, welche transparent und nachvollziehbar sind. 

Kinder, die in ihrer sozial-emotionalen Entwicklung 
so erschüttert sind, dass sie sich kaum auf die Inhalte 
des Unterrichts einlassen können, gibt es beinahe an je¬ 
der Schule. Die Kinder haben Wahrnehmungsprobleme, 
Konzentrationsschwierigkeiten und zeigen neben massi¬ 
ven Verhaltensauffälligkeiten häufig auch eine große in¬ 
nere Unruhe. Diese Kinder beschäftigen andere Dinge als 
schulische Inhalte. Die Folgen sind Klassenwiederholun¬ 
gen, Schulwechsel oder gar Schulabbrüche. 

Bausum et al. (2011) haben Vorschläge erarbeitet, wie 
traumatisierte Kinder in den Schulalltag integriert und ih¬ 
nen geholfen werden kann, sich auf den Unterricht einzu¬ 
lassen. Diese sollen nachfolgend dargestellt werden. 

Durch Zeitstruktur 

Traumatisierte Kinder und Jugendliche waren in ihrer 
Vergangenheit häufig massiver Willkür durch den Täter/ 
die Täterin im Sinne von nicht vorhersehbaren, aber häu¬ 
fig über längere Zeit drohenden Belastungen ausgesetzt. 
Wie bereits oben erwähnt (Paradigma der erlernten Hilf¬ 
losigkeit nach Seligman) können willkürlich auftretende 
Belastungen, die man nicht durch eigenes Verhalten be¬ 
einflussen und nicht vorhersehen kann, psychisch resigna- 
tive Folgen bis hin zur Depression auslösen. Die Kinder/ 
Jugendlichen befinden sich bisweilen in einem ständig 
lauernden, überwachsamen Zustand und meinen, sich auf 
nichts verlassen zu können. Im pädagogischen Umgang 


hilft ihnen deshalb ein geregelter und strukturierter Alltag 
mit immer wiederkehrenden Elementen. 

Für traumatisierte Kinder und Jugendliche sind of¬ 
fene Unterrichtsformen, die selbstständiges Arbeiten 
erfordern, oftmals schwer durchschaubar und können 
somit bedrohlich wirken. Diese Kinder und Jugendli¬ 
chen brauchen gerade in solchen Situationen die Nähe 
der Pädagogin/des Pädagogen und ggf. immer wieder 
strukturierende Hinweise. Es kann hilfreich sein, mor¬ 
gens gemeinsam mit der Klasse Tagespläne zu erarbeiten 
und diese gut sichtbar im Klassenzimmer aufzuhängen. 
Die Kinder oder Jugendlichen wissen somit zu jeder Zeit, 
was auf sie zukommt. Sie sind keinen Überraschungen 
ausgeliefert, welche als bedrohlich interpretiert werden 
könnten. Mehrere hintereinander gestellte Arbeitsaufträ- 
ge üb erfordern Kinder mit Schwierigkeiten im Verhalten. 
Hier ist es wichtig, festzulegen, welche Aufgabe als nächs¬ 
tes bewältigt werden sollte (»In den nächsten 10 Minu¬ 
ten werden wir ein Arbeitsblatt bearbeiten. Hol jetzt bitte 
Dein Heft heraus.«). 

Eine ritualisierte Rhythmisierung von Stunden, Tagen 
und Wochen gibt Sicherheit und lässt betroffene Kinder 
und Jugendliche entspannen, weil sie wissen, was sie er¬ 
wartet und was von ihnen erwartet wird, wodurch es mög¬ 
lich wird, sich auf Lerninhalte einzulassen. 

Durch Raumstruktur 

Eine klare Struktur der Umgebung trägt zur Sicherheit 
betroffener Kinder und Jugendlicher bei. Es können ver¬ 
schiedene Bereiche (z. B. Ruhezonen, Bewegungsräume 
usw.) eingerichtet werden, die den Kindern und Jugend¬ 
lichen einen klaren Rahmen vorgeben. Innerhalb dieses 
Rahmens sollten gewünschte bzw. unerwünschte Verhal¬ 
tensweisen klar formuliert sein. 

Zur Raumstruktur gehört auch der Sitzplatz des Kin¬ 
des oder Jugendlichen. Häufig sind sexuell missbrauchte 
Mädchen und Jungen mit Nähe überfordert. Es sollte ih¬ 
nen darum die Möglichkeit gegeben werden, den Platz zu 
wählen, an dem sie am besten lernen können. Das Blick¬ 
feld zwischen Lehrerin/Lehrer und betroffener Schülerin/ 
betroffenem Schüler sollte frei sein, damit dieser jederzeit 
Kontakt aufnehmen kann. Häufig wählen traumatisierte 
Kinder, wenn der Kontakt zur Lehrkraft gut ist, freiwil¬ 
lig einen Platz in der Nähe der Lehrerin/des Lehrers. Die 
Arbeit an Gruppentischen sollte immer wieder angeboten 
werden, jedoch mit der Regel, dass es dem Kind oder Ju¬ 
gendlichen möglich ist, sich wieder zurückziehen zu kön¬ 
nen. Auch im Sportunterricht sollte kein Zwang zu Spie¬ 
len und Sportarten mit Körperkontakt ausgeübt werden. 
Hilfreich bei der Raumgestaltung ist es zudem, eine eher 
reizarme Umgebung zu schaffen, damit die Kinder und 
Jugendlichen nicht zusätzlich abgelenkt werden. 
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Durch Erfolgserlebnisse 

Der Selbstwert vieler traumatisierter und belasteter Kin¬ 
der ist stark beeinträchtigt. Schnellstmöglich müssen auch 
belastete bzw. betroffene Kinder wie alle andern Kinder 
auch wieder die Chance haben, im Unterricht positive Er¬ 
fahrungen zu machen und zu erleben, dass sich Lernen 
lohnt. Dies kann nur stattfinden, wenn der Unterricht den 
Kindern Erfolgserlebnisse ermöglicht. Wegen der bereits 
angesprochenen Schwierigkeiten haben traumatisierte 
Kinder allerdings im schulischen Alltag häufig Misserfol¬ 
ge. Sie brauchen in einem erhöhten Maße kleinschrittige 
Arbeitsaufgaben, welche bereits nach kurzer Zeit zum Er¬ 
folg führen. Diese kleinen Erfolge sollten von der Päda¬ 
gogin/dem Pädagogen wertgeschätzt werden, wobei Lob 
von traumatisierten Kindern nicht immer angenommen 
werden kann. Versuchen Sie in diesem Fall das Positive 
klar und sachlich zu benennen (»Du hast diese Aufgabe 
richtig gelöst. Sehr gut.«) oder mit Gesten und Symbo¬ 
len zu arbeiten. Ist das Kind/der Jugendliche überfordert, 
könnte gemeinsam überlegt werden, wo es sinnvoll ist, 
Leistungsanforderungen zu verringern, aber auch, welche 
Anforderungen erfüllt sein sollten. In einer Grundschule 
könnte beispielsweise das Angebot gemacht werden, das 
Kind so lange in Druckschrift schreiben zu lassen, wie es 
möchte, solange das Verschriftlichte leserlich ist. 

Durch Sprachstruktur 

Durch einfach sprachliche Mittel kann die Pädagogin/der 
Pädagoge dazu beitragen, die Gefahr von beunruhigenden 
Momenten für traumatisierte Kinder oder Jugendliche zu 
verringern: 

— Eine klare Sprache mit positiven Formulierungen und 
kurzen, konkreten Anweisungen. 

— Positive Rückmeldung muss nicht immer verbal er¬ 
folgen. Ein kurzes, freundliches Zunicken zeigt dem 
Kind oder Jugendlichen, dass sein Tun gesehen wur¬ 
de, ohne es in den Mittelpunkt zu stellen. 

Regeln sollten Gebote sein, die das erwartete Verhalten 
formulieren. Verbote und Strafandrohungen kennen 
viele betroffene Kinder schon aus einem Misshand- 
lungs- und Missbrauchskontext, sie sind deshalb eher 
unangemessen. Die Regeln sollten eindeutig und klar 
sein. Zum Beispiel: Nach dem Läuten setze ich mich 
ruhig auf meinen Platz und hole mein Heft heraus. 

— Die Konsequenzen bei einem Regelverstoß sollten 
vorhersehbar sein. 

Sowohl bei Konfrontationen als auch bei Grenzset¬ 
zungen muss die Haltung der erwachsenen Person 
stets deutlich machen: »Ich achte dich als Person.« 

— Die Arbeit mit Symbolen, um den Redeanteil zu ver¬ 
ringern, kann helfen traumatisierte Kinder besser zu 
erreichen. 

Während des Gesprächs Blickkontakt halten. 


25.3.2 Evaluation der Hilfen und Therapie 


Sowohl medizinische als auch pädagogische und psy¬ 
chosoziale Interventionen sollten im Einzelfall evaluiert 
werden. Anhand genereller Kriterien (z. B. psychosozia¬ 
les Funktionsniveau) oder fallspezifischer Kriterien (in¬ 
dividuelle Ziele, z. B. die Reduktion einer posttraumati¬ 
schen Stresssymptomatik) sollte geprüft werden, ob die 
angestrebten Interventionsziele erreicht wurden. Hierbei 
spielen Lehrerinnen und Lehrer und andere pädagogische 
Fachkräfte, welche das Kind in seiner alltäglichen Umge¬ 
bung und in seinem Umgang mit der Peergroup erleben, 
also sowohl Leistungssituationen als auch soziale Situatio¬ 
nen einschätzen können, eine zentrale Rolle. Lehrkräfte 
sollten sich deshalb bei Rückfragen von Ärztinnen und 
Ärzten, Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 
oder Beratungsinstitutionen die Zeit nehmen, entspre¬ 
chende Verhaltensbeobachtungen und Einschätzungen 
sorgfältig abzugeben. 

Während des gesamten Hilfeprozesses empfiehlt sich 
im Fall mehrerer beteiligter Institutionen und Professio¬ 
nen eine Koordination und Zusammenarbeit der Helfe¬ 
rinnen und Helfer. Da einige Missbrauchsbetroffene erst 
langfristig oder bei zusätzlich auftretenden Belastungen 
und Risikofaktoren mit Verzögerung auffällig werden, ist 
eine längerfristige Nachbeobachtung sinnvoll. Off können 
Schlüsselreize, Begegnungen mit dem Täter/der Täterin 
oder die Konfrontation mit den Missbrauchserlebnissen 
in einem nach (off monate- oder jahrelanger Ermittlung) 
eröffneten Gerichtsverfahren zu Belastungsreaktionen 
führen, die dann aufzufangen sind. 

25.4 Vertiefungstext für medizinisch-the¬ 
rapeutische Berufe 

25.4.1 Anamnese bei sexuellem Missbrauch 


Sexueller Missbrauch ist ein belastendes Erlebnis mit 
möglicherweise traumatisierendem Einfluss auf die Ent¬ 
wicklung eines Kindes/Jugendlichen. Nicht in jedem Fall 
von sexuellem Missbrauch besteht aber eine Indikation für 
Psychotherapie. Die Indikation für die Krankenbehand¬ 
lung leitet sich immer aus der vorliegenden Symptomatik 
und dem Leiden unter der Symptomatik bzw. der Beein¬ 
trächtigung durch die Reaktionen im Alltag ab (Fegert u. 
Kölch 2013). 

In den Anamnesegesprächen sollten Angaben zum 
Befinden der Kinder/Jugendlichen im Zusammenhang 
mit dem sexuellen Missbrauch erhoben werden, um das 
angemessene diagnostische und therapeutische Vorge¬ 
hen festzulegen. Dazu muss das Erlebte in der Regel an- 
gesprochen und erfragt werden. Von großer Bedeutung 
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O Tab. 25.2 Klinisch relevante, psychoreaktive Auffälligkeiten infolge sexuellen Missbrauchs. Nach: Fergusson et al. 1996b 


Störung im Alter von 16-18 Jahren 

Odds-Ratio b im Vergleich mit Personen, die nicht von sexuellem Missbrauch 
betroffen waren 


Taten ohne Körperkon¬ 
takt (Hands-Off) 

Taten mit Körperkon¬ 
takt ohne Penetration 
(Hands-On) 

Taten mit Penetration 

Depression 3 

3,6 

3,0 

5,4 

Angststörung 

2,8 

3,0 

3,2 

Verhaltensstörung 

_c 

5,0 

11,9 

Alkoholmissbrauch/-abhängigkeit 

1,9 C 

3,2 

2,7 

Anderer Drogenmissbrauch/-abhängigkeit 

0,7 d 

1,8 d 

6,6 

Suizidversuch 

0,8 d 

2,3 d 

5 


a In der Studie wurde von »Major Depression« gesprochen. Im klinischen Setting werden hierunter depressive Symptome verstanden, 
die länger als zwei Wochen andauern 

b Die Odds-Ratio beschreibt für die gewählte Subgruppe das Risiko, die entsprechende Störung aufzuweisen, im Vergleich zu 
Personen, die nicht von Missbrauch betroffen waren. Werte über 1 bedeuten ein erhöhtes Risiko, Werte unter 1 ein verringertes Risiko 
c Die Odds-Ratio konnte nicht berechnet werden, da keine der Personen, die Opfer einer Hands-Off-Tat wurde, eine Verhaltensstörung 
aufwies 

d Die Werte für die Odds-Ratio sind nicht signifikant 


ist es hierbei, direkt mit den Kindern oder Jugendlichen 
zu sprechen und sich nicht ausschließlich auf Elternin¬ 
formation zu stützen. Ein solches Vorgehen signalisiert 
zum einen Respekt gegenüber der oder dem Betroffenen, 
zum anderen führt es zu einer reliableren Einschätzung 
des Belastungserlebens. So konnten mehrere Studien zei¬ 
gen, dass Eltern und Lehrkräfte dazu neigen, die Belastung 
der Betroffenen im Vergleich zu deren eigenen Angaben 
massiv zu unterschätzen (Korol et al. 1999; Schlarb 2012). 
Allerdings sollten unbedingt Angaben von Sorgeberech¬ 
tigten, Lehrkräften oder anderen Bezugspersonen sowie 
medizinische oder psychologische Vorbefunde im Rah¬ 
men der erforderlichen Fremdanamnese mit einbezogen 
werden. 

25.4.2 Diagnostik bei sexuellem Missbrauch 


Im Rahmen dieses Kapitels wird ausschließlich auf die 
psychiatrische/psychologische Diagnostik eingegangen. 
Die klinische Diagnostik sexuell missbrauchter Kinder 
und Jugendlicher wird in ► Kap. 17 und die körperliche 
Untersuchung zur Beweissicherung oder bei Verletzungen 
in ► Kap. 18 behandelt. 

Die diagnostische Abklärung muss stets mit großer 
Sorgfalt und Rücksicht auf die Interessen und die Belast¬ 
barkeit der betroffenen Kinder/Jugendlichen erfolgen. 
Die Diagnostik sollte unter präventiven Gesichtspunkten 


bereits in den ersten Wochen und Monaten nach dem 
sexuellen Missbrauch oder, falls der Missbrauch bereits 
länger zurückliegt und verzögert aufgedeckt wurde, mög¬ 
lichst unverzüglich erfolgen. 

Bei der klinischen Diagnostik steht gerade im Hinblick 
auf die anschließende therapeutische Arbeit das subjektive 
Erleben des betroffenen Kindes/Jugendlichen im Vorder¬ 
grund. Gespräche über die Missbrauchserlebnisse sollten 
nicht suggestiv geführt werden. Sind Nachfragen erforder¬ 
lich, sollten diese eher paraphrasierend geschehen oder 
auf Formulierungen wie »Ich habe das nicht richtig ver¬ 
standen. ..« zurückgegriffen werden (Fegert u. Kölch 2013; 
vgl. auch ► Kap. 19 »Gesprächsführung und Aussage«). 

Die orientierende Diagnostik beinhaltet die Abklä¬ 
rung von klinisch relevanten, psychoreaktiven Auffäl¬ 
ligkeiten wie z. B. posttraumatische Belastungsstörung, 
depressive Störungen oder andere Verhaltensauffälligkei¬ 
ten, die infolge eines sexuellen Missbrauchs Vorkommen 
(□ Tab. 25.2; Fergusson et al. 1996a,b). 

Die prospektive Christ-Church-Geburtskohortens- 
tudie gilt weltweit als eine der zuverlässigsten, da Ver- 
haltensauffälligkeiten bei Kindern und Jugendlichen 
unter 16 Jahren jährlich erhoben wurden, während die 
Teilnehmenden im Alter von 18 Jahren retrospektiv zu 
Missbrauchs- und Misshandlungserfahrungen in der 
Kindheit befragt wurden. Insgesamt haben sexuell miss¬ 
brauchte Kinder und Jugendliche dieser Studie zufolge ein 
zwölffach erhöhtes Risiko für Verhaltensauffälligkeiten, 





25.4 • Vertiefungstext für medizinisch-therapeutische Berufe 


25 


im Vergleich zu Kindern und Jugendlichen, die nicht se¬ 
xuell missbraucht wurden. 

Es kommt deshalb häufig vor, dass sexuell missbrauch¬ 
te Kinder/Jugendliche zunächst aufgrund von Verhaltens- 
auffälligkeiten oder Suizidversuchen einer Ärztin/einem 
Arzt oder einer Therapeutin/einem Therapeuten vorge¬ 
stellt werden. Die orientierende Anamneseerhebung und 
Diagnostik hat zum Ziel, einen Hilfeprozess für das se¬ 
xuell missbrauchte Kind bzw. die sexuelle missbrauchte 
Jugendliche/den sexuell missbrauchten Jugendlichen ein¬ 
zuleiten. Gelingt es den Angehörigen der Heilberufe nicht, 
eine solche helfende Umgebung zu schaffen, die sicher¬ 
stellt, dass der Missbrauch nicht fortgesetzt wird, sind sie 
befugt, auch die Schweigepflicht zu brechen. Das Bundes¬ 
kinderschutzgesetz hat Anfang 2012 hierfür explizit eine 
Befugnisnorm geschaffen, welche aber voraussetzt, dass 
zunächst die eigenen Möglichkeiten zur Hilfe abgeklärt 
wurden und dass in der Regel das Kind und schützende 
Bezugspersonen über die Schritte informiert werden (vgl. 
hierzu □ Abb. 25.1, siehe auch Fegert u. Kölch 2013; Fegert 
et al. 2013). 

Es folgt der Auszug aus dem Gesetz zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz (KKG) im Wortlaut. 

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informatio¬ 
nen durch Geheimnisträger bei Kindeswohlge¬ 
fährdung 

(1) Werden 

a. Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Ent¬ 
bindungspflegern oder Angehörigen eines an¬ 
deren Heilberufes, der für die Berufsausübung 
oder die Führung der Berufsbezeichnung eine 
staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

b. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit 
staatlich anerkannter wissenschaftlicher Ab¬ 
schlussprüfung, 

c. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendbera¬ 
terinnen oder-beratern sowie 

d. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in 
einer Beratungsstelle, die von einer Behörde 
oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

e. Mitgliedern oder Beauftragten einer an¬ 
erkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 
8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

f. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen 
oder -arbeitern oder staatlich anerkannten 
Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder 

g. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und 
an staatlich anerkannten privaten Schulen 


in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie 
mit dem Kind oder Jugendlichen und den Personen¬ 
sorgeberechtigten die Situation erörtern und, soweit 
erforderlich, bei den Personensorgeberechtigten auf 
die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschät¬ 
zung der Kindeswohlgefährdung gegenüber dem 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf 
Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. 

Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die 
dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer 
Übermittlung der Daten sind diese zu pseudonymi- 
sieren. 

(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach 
Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen nach Absatz 1 
erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Perso¬ 
nen ein Tätigwerden des Jugendamtes für erforder¬ 
lich, um eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, 
das Jugendamt zu informieren; hierauf sind die Be¬ 
troffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit 
der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugend¬ 
lichen in Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind 
die Personen nach Satz 1 befugt, dem Jugendamt die 
erforderlichen Daten mitzuteilen. 


Zentral ist die kinder- und jugendpsychiatrische/psy¬ 
chotherapeutische/psychologische Diagnostik, um die 
klinisch relevanten psychoreaktiven Auffälligkeiten, in 
akuten Fällen eventuell Anpassungsstörungen, posttrau¬ 
matische Belastungssymptomatik, depressive Störungen 
und andere Verhaltensauffälligkeiten zu erfassen. Sexuel¬ 
ler Missbrauch kommt häufig kombiniert mit anderen 
Misshandlungsformen und psychosozialen Belastungen 
vor. Auch bei vermeintlich unauffälligen Kindern und 
Jugendlichen ist die psychologisch-psychiatrische Dia¬ 
gnostik wichtig, weil viele psychische Symptome inter- 
nalisierend sind und ohne fachkundige Exploration und 
Untersuchung nicht festgestellt werden können. Werden 
behandlungsbedürftige Symptome diagnostiziert, ist die 
Einleitung einer störungsspezifischen Psychotherapie zu 
empfehlen, um einer Chronifizierung und Ausweitung 
der Störungen vorzubeugen und rasch zu einer Entlas¬ 
tung und Stabilisierung des missbrauchten Kindes oder 
Jugendlichen zu gelangen. 
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Kodierung in der Diagnostik und Intervention 
bei sexuellem Missbrauch 

Änderungen im Gesundheitswesen bezüglich Kodierung 
und Abrechnung: Es war eine Forderung des Runden Ti¬ 
sches »Sexueller Kindesmissbrauch«, dass die Diagnostik 
und Intervention bei sexuellem Missbrauch, Vernachläs¬ 
sigung und Kindesmisshandlung im Gesundheitswesen 
dokumentiert werden können und abrechenbar sein sol¬ 
len (UBSKM, Abschlussbericht Runder Tisch; BMJ et al. 
2011, S. 28). 

Bis dato war die Situation in Deutschland so geregelt, 
dass es weder einen Operationen- und Prozedurenschlüs¬ 
sel (OPS) gab, mit dem Leistungen zur Diagnostik abge¬ 
rechnet werden konnten, noch durfte ein ICD-Code der 
Diagnosegruppe T74 Missbrauch von Personen in deut¬ 
schen Krankenhäusern eingegeben werden. Zudem war in 
§ 294a SBG V geregelt, dass die an der vertragsärztlichen 
Versorgung teilnehmenden Ärztinnen/Ärzte und Einrich¬ 
tungen sowie die Krankenhäuser verpflichtet sind, erfor¬ 
derliche Daten, einschließlich der Angaben über Ursachen 
und mögliche Verursacher, den Krankenkassen mitzutei¬ 
len. Dies führte dazu, dass z. B. bei der Stellung der Diagnose 
einer posttraumatischen Belastungsstörung die Kranken¬ 
kassen entweder die Ärztinnen/Ärzte oder bei einer Aus¬ 
kunftsverweigerung durch diese die Patienten selbst nach 
dem Traumaverursacher fragten, da sie von diesem die bei 
der Therapie entstandenen Kosten zurückfordern wollten. 
Die Krankenkassen informierten zur Durchsetzung der 
Regressansprüche teilweise die Staatsanwaltschaften, die 
dann wiederum bei Patientinnen und Patienten ermittel¬ 
ten, die eine solche Datenweitergabe nie gewollt hatten. 
Im Fall von sexuellem Missbrauch und Misshandlungen 
führte dies zu extrem belastenden Situationen für die Be¬ 
troffenen (Fegert et al. 2013). 

Was hat sich seit 2013 verändert? 

OPS-Code 

Eine nachgeordnete Behörde des Bundesministeriums 
für Gesundheit führte zu Beginn des Jahres 2013 schließ¬ 
lich einen OPS-Code für die Abklärung von Misshand¬ 
lung, Vernachlässigung und sexuellen Missbrauch im 
Krankenhaus ein (OPS 1-945). Damit sind endlich Stan¬ 
dards für diese aufwendige interdisziplinäre Abklärung 
auch im Kassenrecht definiert und die Kosten, die im 
Zusammenhang mit der Diagnostik entstehen, können 
abgerechnet werden. Der OPS-Code wird hier ausführ¬ 
lich zitiert, weil er eben Einblick in die notwendigen 
Voraussetzungen einer interdisziplinären Klärung im 
medizinischen Bereich gibt. Somit können Kosten, die 
im Zusammenhang mit der Diagnostik eines Verdachts 
auf Kindeswohlgefährdung entstehen, nun abgerechnet 
werden. 


OPS 1-945 Diagnostik bei Verdacht auf Gefähr¬ 
dung von Kindeswohl und Kindergesundheit 
Hinweis: Mit diesem Code ist die standardisierte und 
multiprofessionelle (somatische, psychologische und 
psychosoziale) Diagnostik bei Verdacht auf Kindes¬ 
misshandlung, -missbrauch und -Vernachlässigung 
sowie bei Münchhausen-Stellvertreter-Syndrom 
[Münchhausen syndrome by proxy] zu kodieren. 

Alle nachfolgenden Leistungen müssen im Rah¬ 
men desselben stationären Aufenthaltes erbracht 
werden. 

Die Codes sind nur für Patienten bis zur Voll¬ 
endung des 18. Lebensjahres anzugeben. 
Mindestmerkmale: 

— Multiprofessionelles Team (Ärzte, Sozialarbeiter, 
Psychologen, Fachkräfte für Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflege) unter Leitung eines Fach¬ 
arztes (Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin, 
Kinderchirurgie oder Kinder- und Jugendpsychi¬ 
atrie) 

— Mehrdimensionale Diagnostik von jeweils min¬ 
destens 30 Minuten in mindestens 3 Disziplinen 
wie Kinder- und Jugendmedizin, Kinderchirurgie, 
Kinderradiologie, Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
Psychologie und Sozialdienst bzw. solchen mit 
Expertise für Kinderschutz und/oder für Patien¬ 
ten des Kindes- und Jugendalters (z. B. Rechts¬ 
medizin, Chirurgie, Radiologie, Psychiatrie und 
Psychotherapie, Gynäkologie, Neurologie und 
Neurochirurgie, Ophthalmologie, Zahnmedizin 
und Mund-, Kiefer-, Gesichtschirurgie). Es werden 
im diagnostischen Einzelkontakt durch die oben 
genannten Berufsgruppen alle folgenden Leistun¬ 
gen erbracht: 

- Ausführliche ärztliche oder psychologische 
diagnostische Gespräche (biographische Ana¬ 
mnese, soziale Anamnese, Familienanamnese) 

- Verhaltens- und Interaktionsbeobachtung 

- Strukturierte Befunderhebung und Befunddo¬ 
kumentation unter Verwendung spezifischer 
Anamnese- und Befundbögen 

— Durchführung von mindestens einer Fallbespre¬ 
chung mit mindestens 3 Fachdisziplinen zusam¬ 
men mit einer Fachkraft für Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflege mit Dokumentation 
— Ggf. Kontaktaufnahme mit der Jugendhilfe 

ICD-10-Kodierung 

Das Kodierungsverbot wurde aufgehoben. Die ICD-10 
GM der Diagnosegruppe T74 Missbrauch von Personen 
gilt nun komplett für die Misshandlungsdiagnosen in 
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Deutschland und kann im Krankenhaus eingegeben wer¬ 
den (sexueller Missbrauch ICD-10 GM T 74.2). 


T74: Missbrauch von Personen 

Soll die akute Verletzung angegeben werden, ist eine 
zusätzliche Schlüsselnummer zu benutzen. 

T74.0: Vernachlässigen oder Imstichlassen 
T74.1: Körperlicher Missbrauch 

— Ehegattenmisshandlung o. n. A. 

— Kindesmisshandlung o. n. A. 

T74.2: Sexueller Missbrauch 

T74.3: Psychischer Missbrauch 

T74.8: Sonstige Formen des Missbrauchs von Perso- 

nenMischformen 

T74.9: Missbrauch von Personen, nicht näher bezeich- 
netSchäden durch Missbrauch: 

— eines Erwachsenen o. n. A. 

— eines Kindes o. n. A. 


§ 294a SGB V 

Der Paragraf wurde durch folgenden Satz ergänzt: Bei 
Hinweisen auf drittverursachte Gesundheitsschäden, die 
Folge einer Misshandlung, eines sexuellen Missbrauchs 
oder einer Vernachlässigung von Kindern und Jugendli¬ 
chen sein können, besteht keine Mitteilungspflicht nach 
Satz 1. 

25.4.3 Diagnoseinstrumente 


Für eine sichere Diagnosestellung der posttraumatischen 
Belastungsstörung bei Kindern und Jugendlichen sind die 
Interviews zu Belastungsstörungen bei Kindern und Ju¬ 
gendlichen (IBS-KJ; Steil u. Füchsel 2006) die erste Wahl. 
Für Kinder ab 6 Jahren liegen störungsspezifische Selbst - 
und Fremdbeurteilungsinstrumente in deutscher Sprache 
vor, die sowohl für die Diagnosestellung als auch zur Er¬ 
fassung des Schweregrades der posttraumatischen Belas¬ 
tungsstörung Symptome geeignet sind (Schlarb 2012). 

□ Tab. 25.3 zeigt deutschsprachige Trauma-Diagnose- 
Instrumente für Kinder und Jugendliche im Überblick. 


25.4.4 Medikamentöse Therapie 


Eine psychopharmakologische Behandlung sexuell miss¬ 
brauchter Kinder oder Jugendlicher ist in der Regel nicht 
indiziert. In einer vom National Institute of Mental Health 
geförderten Studie wurde eine medikamentöse Therapie 


der posttraumatischen Belastungsstörung durch selektive 
Serotonin-Wiederaufnahme-Hemmer (SSRI) in Kombi¬ 
nation mit Verhaltenstherapie und im Vergleich zur trau¬ 
mafokussierten kognitiven Verhaltenstherapie überprüft 
und hat sich in dieser Studie nicht bewährt. 

Eine störungsspezifische medikamentöse Therapie 
kommt vor allem bei einer mittelschweren oder schweren 
depressiven Störungen oder einer signifikanten und be¬ 
einträchtigenden Aufmerksamkeitssymptomatik (ADS/ 
ADHS) in Betracht (Fegert u. Kölch 2013). 


25.4.5 Traumatherapeutische Fortbildungs¬ 
institute 


Sollten Sie sich als Psychotherapeutin oder Psychothera¬ 
peut für kindertraumatherapeutische Fortbildungsmaß¬ 
nahmen interessieren, können Sie sich bei der Deutschen 
Gesellschaft für Psychotraumatologie (DeGPT; ► http:// 
www.degpt.de) über Weiterbildungsangebote informie¬ 
ren. Ebenso besteht die Möglichkeit webbasierte Fort¬ 
bildungsangebote zu nutzen. Besonders empfehlenswert 
ist hierbei das E-Learning-Programm zur Traumafocu- 
sed Cognitive Behavioural Therapy (englischsprachig, 

► http://tfcbt.musc.edu), das von der University of South 
Carolina angeboten wird, und die Homepage des Natio¬ 
nal Child Traumatic Stress Network (englischsprachig, 

► http://nctsnet.org) mit ausführlichen Informationen zur 
Psychotraumatologie des Kindesalters. 

Als Hauptwirkfaktoren der Kindertraumatherapie 
haben sich nach einer Metaanalyse von Dorsey et al. 
(2011) die Komponenten Aufklärung (Psychoedukation), 
Entspannung und schrittweise Exposition mit den Trau¬ 
maerinnerungen (Arbeit mit Trauma-Narrativen) her¬ 
ausgestellt. Eine Übersicht über die vorhandenen Reak¬ 
tionsmöglichkeiten und Angebote im Gesundheitssystem 
geben die »Rahmenempfehlungen zur Verbesserung des 
Informationsangebots, der Zusammenarbeit in der Ver¬ 
sorgung von Opfern sexuellen Missbrauchs und des Zu¬ 
gangs zur Versorgung« vom August 2012, herausgegeben 
durch die Bundespsychotherapeutenkammer, die Deut¬ 
sche Krankenhausgesellschaff, den GKV Spitzenverband, 
die Bundesärztekammer und die Kassenärztliche Bundes¬ 
vereinigung. Allerdings werden in diesen Rahmenemp¬ 
fehlungen Spezifika des Kindes- und Jugendalters nur 
wenig berücksichtigt. So wird unter anderem EMDR (Eye 
Movement Desensitization and Reprocessing), eine im Er¬ 
wachsenenalter bewährte Behandlungsform, ausführlich 
erwähnt. Dabei wird nicht erwähnt, dass der gemeinsame 
Bundesausschuss in Deutschland, EMDR in der Kinder¬ 
therapie, aufgrund der mangelhaften Datenlage bislang 
nicht zuglassen hat. 
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O Tab. 25.3 Überblick deutschsprachiger Trauma-Diagnose-Instrumente 

Diagnoseinstrument 

Normierung 

Autoren 

Bezugsquelle 

Akute Belastungsstörung 

Interview zur Akuten Belastungsstö¬ 
rung bei Kindern und Jugendlichen 
(IBS-A-KJ) 

7-16 Jahre 

Nader et al. 1996; dt. Version: 

Steil u. Füchsel 2006 

► http://www.testzentrale.de/ 

EssenerTrauma-lnventar für Kinder 
und Jugendliche (ETI-KJ) 

12-17 Jahre 

Tagay et al. 2011 

► http://www.uni-due.de/imperia/ 

md/content/rke-pp/projekte/ 

deutscheti-kjjuni_2010.pdf 

Checkliste zur Akuten Belastungsstö¬ 
rung (CAB) 

Ab 8 Jahren 

Kassam-Adams 2006; dt. Ver¬ 
sion: Frühe et al. (2007) 

rosner@psy.uni-muenchen.de 

Traumasymptome (Screening) 

Child Behaviour Checklist (CBCL) 1 

Vi-5 

1 V 2 - 5 Jahre 

Arbeitsgruppe Deutsche Child 
Behavior Checklist 2002 

Arbeitsgruppe-KJFD@uk-koeln.de 

Child Behaviour Checklist (CBCL) 4-18 

4-18 Jahre 

Achenbach 1991 

Arbeitsgruppe-KJFD@uk-koeln.de 

Trauma Screeningbogen für Kinder 
(TSK/10) 

6-16 Jahre 

Brewin et al. 2002, dt. Version: 
Goldbecketal. 2007 

Lutz.Goldbeck@uniklinik-ulm.de 

Children's Impact of Event Scale (8) 
(CRIES-8) 

Ab 8 Jahren 

Perrin et al. 2005 

► http://www.childrenandwar.org/ 
measures/ 

EssenerTrauma-lnventar für Kinder 
und Jugendliche (ETI-KJ) 

12-17 Jahre 

Tagay et al. 2011 

Sefik.tagay@uni-due.de 

Parent Report of Post-traumatic 
Symptoms (PROPS)/Child Report of 
Post-traumatic Symptoms (CROPS) 

7-17 Jahre 

Greenwald u. Rubin 1999; dt. 
Version: Wiedemann 2000 

info@kindertraumainstitut.de 

Diagnose einer posttraumatischen Belastungsstörung 

Interview zur Posttraumatischen 
Belastungsstörung bei Kindern und 
Jugendlichen (IBS-P-KJ) 

7-16 Jahre 

Nader et al. 1996;, dt. Version: 

Steil u. Füchsel 2006 

► http://www.testzentrale.de/ 

Posttraumatische Belastungsstörung 
Semistrukturiertes Interview und Be¬ 
obachtungsbogen für Säuglinge und 
Kleinkinder (PTSDSSI) 

0-4 Jahre 

Scheeringa et al. 2003; dt. 

Version: Graf et al. 2008 

markus.landolt@kispi.uzh.ch 

UCLA Child PTSD Reaction Index 

7-17 Jahre 

Steinberg et al. 2004; dt. Ver¬ 
sion: Oswald et al. 2011 

► http://www.uniklinik-ulm.de 

Das Diagnostische Interview bei psy¬ 
chischen Störungen im Kindes- und 
Jugendalter (Kinder-DIPS) 

6-18 Jahre 

Unnewehr et al. 2009 

► http://www.testzentrale.de/ 

Dissoziative Symptome (Screening) 

The Child Dissociative Checklist (CDC) 

0-7 Jahre 

Putnam et al. 1993 

► www.Kindertraumainstitut.de 

The Adolescent Dissociative Experien- 
ce Scale (A-DES II (A-DES 8) 

10-21 Jahre 

Armstrong et al. 1997 

► www.Kindertraumainstitut.de 

Weitere traumabezogene Erhebungsinstrumente 

Post-Traumatic Cognitions Inventory - 
child Version (cPTCI-25) 

10-17 Jahre 

Meiser-Stedman et al. 2009 

► http://www.childrenandwar.org/ 
measures/ 
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25.4.6 Therapievoraussetzung 


Sollte als Folge des sexuellen Missbrauches auf Achse 1 
als psychiatrische Diagnose eine posttraumatische Belas¬ 
tungsstörung diagnostiziert werden, ist vor dem Beginn 
der Traumatherapie sicherzustellen, dass das Kinder oder 
der Jugendliche somatisch, psychisch und sozial genügend 
stabil ist (Schneider u. Margraf 2009): 

— Somatisch stabil meint, dass die Kinder oder Jugend¬ 
lichen medizinisch ausreichend gut versorgt sind und 
dass keine körperlichen Leiden die Traumatherapie 
behindern. 

Psychisch stabil schließt eine akute Suizidalität, einen 
ausgeprägten Substanzkonsum oder andere affektive 
Störungen, welche im Vordergrund stehen und eine 
erfolgreiche Behandlung des Traumas unwahrschein¬ 
lich machen, aus. 

™ Im sozialen Bereich sollte sich das Kind bzw. die/der 
Jugendliche in einer anhaltend stabilen Lebenssitu¬ 
ation befinden, in welcher es keine dauernden Be¬ 
ziehungswechsel oder weitere Unsicherheiten in der 
grundlegenden Lebensgestaltung gibt. 

25.4.7 Leitlinienempfehlungen bei 

posttraumatischer Belastungsstörung 


Aufbauend auf der seit 1999 publizierten S2-Leitlinie zur 
posttraumatischen Belastungsstörung erfolgte die Wei¬ 
terentwicklung zur S3-Leitlinie (► http://www.awmf.org/ 
uploads/tx_szleitlinien/051-010l_S3_Posttraumatische_Be- 
lastungsstoerung_2012-03.pdf) in einem bei der AWMF 
angemeldeten Upgrading-Prozess seit Dezember 2005. 
Die Leitlinien spezifizieren nicht zwischen Kindern und 
Erwachsenen, es werden auch Studien mit Kindern und 
Jugendlichen genannt. 

Die S3-Leitlinien werden im Folgenden dargestellt. 

S3-Leitlinien zur Posttraumatischen Belastungs¬ 
störung (PTBS) 

Leitlinienempfehlung 1: Bei der Diagnostik soll be¬ 
achtet werden, dass die Posttraumatische Belastungs¬ 
störung nur eine, wenngleich spezifische Form der 
Traumafolgeerkrankungen ist. 

Leitlinienempfehlung 2: Es soll beachtet werden, 
dass komorbide Störungen bei der Posttraumatische 
Belastungsstörung eher die Regel als die Ausnahme 
sind. 

Leitlinienempfehlung 3: Die Diagnostik der PTBS soll 
nach den klinischen Kriterien (ICD) erfolgen. 


Leitlinienempfehlung 4: Zur Unterstützung der Diag¬ 
nostik können psychometrische Tests und PTBS-spezi- 
fische strukturierte klinische Interviews eingesetzt 
werden. 

Leitlinienempfehlung 5: Manche Patienten und 
Patientinnen mit PTBS haben eine unzureichende 
Affektregulation (z. B. mangelnde Impulskontrolle, 
dissoziative Symptome, Substanzmissbrauch, Selbst¬ 
verletzungen, Suizidalität), die diagnostisch abgeklärt 
werden muss und initial in der Behandlungsplanung 
(individueller Stabilisierungsbedarf) zu berücksichti¬ 
gen ist. 

Leitlinienempfehlung 6: Psychopharmakotherapie 
soll nicht als alleinige Therapie der Posttraumatischen 
Belastungsstörung eingesetzt werden. Adjuvante 
Psychopharmakotherapie kann zur Unterstützung der 
Symptomkontrolle indiziert sein, ersetzt aber keine 
traumaspezifische Psychotherapie. 
Leitlinienempfehlung 7: Adjuvante Verfahren wie 
Ergotherapie, Kunsttherapie, Musiktherapie, Körper- 
und Bewegungstherapie, Physiotherapie können in 
einem traumaspezifischen Gesamtbehandlungsplan 
berücksichtigt werden. 

Leitlinienempfehlung 8: Bei der Therapie der Post¬ 
traumatischen Belastungsstörung soll mittels Kon¬ 
frontation mit der Erinnerung an das auslösende 
Trauma das Ziel der Integration unter geschützten 
therapeutischen Bedingungen erreicht werden. 
Leitlinienempfehlung 9: Die Bearbeitung traumatisch 
fixierter Erinnerungen und sensorischer Fragmente ist 
ein zentraler Bestandteil der Behandlung. 
Leitlinienempfehlung 10: Dazu sollen traumadaptier¬ 
te Behandlungsmethoden eingesetzt werden. 
Leitlinienempfehlung 11: Bei der Indikationsstellung 
zurTraumabearbeitung sind klinische Komorbidität 
und Stabilität in einem Gesamtbehandlungsplan mit 
»partizipativer Entscheidungsfindung« zu berück¬ 
sichtigen. 

Leitlinienempfehlung 12: Mangelnde Affekttoleranz, 
akuter Substanzkonsum, instabile psychosoziale und 
körperliche Situation, komorbide dissoziative Störung, 
unkontrolliert autoaggressives Verhalten sind als 
relative Kontraindikationen zur Traumakonfrontation 
anzusehen. 

Leitlinienempfehlung 13: Akute Psychose, schwerwie¬ 
gende Störungen der Verhaltenskontrolle (in letzten 4 
Monaten: lebensgefährlicher Suizidversuch, schwer¬ 
wiegende Selbstverletzung, Flochrisikoverhalten, 
schwerwiegende Probleme mit Fremdagressivität) 
und akute Suizidalität sind als absolute Kontrain- 
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dikation für ein traumabearbeitendes Vorgehen zu 
werten. 

Leitlinienempfehlung 14: Bei Vorliegen von Kontrain¬ 
dikationen ist eine konfrontative Traumabearbeitung 
erst indiziert, wenn äußere Sicherheit und eine hin¬ 
reichend gute Emotionsregulierung (,ausreichende 
Stabilisierung') vorhanden sind. 
Leitlinienempfehlung 15:Traumatherapie endet in 
der Regel nicht mit der Traumabearbeitung. Wenn 
indiziert, sollte der psychotherapeutische Prozess zur 
Unterstützung von Trauer, Neubewertung und sozia¬ 
ler Neuorientierung fortgeführt werden. 
Leitlinienempfehlung 16: Eine traumaadaptierte 
Psychotherapie soll jedem Patienten/jeder Patientin 
mit PTBS angeboten werden. 

Leitlinienempfehlung 17: Die behandelndeThera- 
peutin/der behandelndeTherapeut sollen über eine 
traumatherapeutische Qualifikation verfügen. 


25.4.8 Die traumafokussierte kognitive 
Verhaltenstherapie 


Bei der traumatherapeutischen Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen nach sexuellem Missbrauch sollten die 
Prinzipien der evidenzbasierten, leitlinienkonformen Be¬ 
handlung eingehalten werden (□ Abb. 25.2). Da die beste 
Evidenz zur Behandlung von durch sexuellen Missbrauch 
traumatisierten Kindern und Jugendlichen für die trau¬ 
mafokussierte kognitive Verhaltenstherapie besteht, soll¬ 
te dem betroffenen Kind oder Jugendlichen eine solche 
Therapie ermöglicht werden, auch wenn dies gelegentlich 
längere Anfahrtswege zu einer kinder- und jugendpsycho- 
traumatologisch spezialisierten Einrichtung bedeutet. 

Im Folgenden möchten wir Ihnen einen Einblick in 
die Inhalte der Psychotherapie traumatisierter Patienten/ 
Patientinnen geben. 

Die traumafokussierte kognitive Verhaltenstherapie 
TF-KVT eignet sich für Kinder und Jugendliche und 
berücksichtigt die oben genannten Grundsätze der Psy¬ 
chotherapie traumatisierter Patienten von Butollo et al. 
(2003). Im Folgenden werden die Bausteine der TF-KVT 
nach Cohen et al. (2009) auf Basis der von Lutz Goldbeck 
übersetzten deutschen Fassung kurz vorgestellt. 

Vor Beginn der Therapie müssen Kinder wie Eltern 
ausführlich über die Therapie, die Arbeitsmethode sowie 
die einzelnen Behandlungsschritte aufgeklärt werden, so- 
dass sie ihr informiertes Einverständnis geben können. Es 
sollte erwähnt werden, dass im Rahmen der Therapie eine 
graduierte Traumaexposition stattfindet und warum diese 
für einen erfolgreichen Therapieverlauf wichtig ist. Bei der 


psychotherapeutischen Versorgung sexuell missbrauchter 
Kinder und Jugendlicher ist die enge Zusammenarbeit mit 
einer unterstützenden Bezugsperson äußerst wichtig. Die¬ 
se sollte in jedes der nachfolgend vorgestellten Module mit 
einbezogen werden. 

25.4.9 Module der traumafokussierten 
kognitiven Verhaltenstherapie 


Psychoedukation und Einbezug 
unterstützender Elternteile und 
Bezugspersonen 

Psychoedukation findet in der Regel bei Kindern ab dem 
Schulalter statt. Eltern bzw. Bezugspersonen und Kinder 
erhalten die gleichen Informationen, sodass das Wissen zu 
Hause vertieft werden kann. Inhalte der Psychoedukation 
sind zum einen allgemeine Informationen über sexuellen 
Missbrauch (Häufigkeit? Wer ist betroffen? Folgen von 
sexuellem Missbrauch? Warum erzählen Kinder oftmals 
nichts?), zum anderen Informationen über typische Re¬ 
aktionen anhand von empirischen Informationen oder 
Erfahrungsberichten von Betroffenen. Die Bezugsperson 
sollte unter anderem Anleitung im Umgang mit disrup- 
tivem, aggressivem und ggf. sexuell unangemessenem 
Verhalten sowie dem richtigen Gebrauch von Lob, Ver¬ 
stärkerplänen und anderen effektiven Belohnungs- und 
Bestrafungstechniken erhalten. 

Entspannung 

In diesem Modul werden die Kinder und Jugendlichen 
angeleitet, durch ein für sie passendes Entspannungsver¬ 
fahren (z. B. Progressive Muskelentspannung, autogenes 
Training, Atemübungen, körperliche Aktivität usw.), die 
physiologische Manifestation von Stress und posttrauma¬ 
tischer Belastungsstörung zu reduzieren. 

Die Bezugsperson könnte Möglichkeiten erfahren, mit 
dem betroffenen Kind oder Jugendlichen Entspannungs¬ 
übungen durchzuführen oder selbst anzuwenden. 

Ausdruck und Modulation von Affekten 

Mithilfe unterschiedlicher, auf den Entwicklungsstand des 
Patienten/der Patientin angepasster Materialien werden 
Gefühlswahrnehmung, -differenzierung, und -ausdruck 
geübt. Hierzu gibt es eine Bandbreite an Materialien wie 
Spiele, Gefühlstagebücher, Gefühlskarten usw. 

In den Bezugspersonensitzungen könnten ambivalen¬ 
te Gefühle, Sorgen um das Kind oder den Jugendlichen 
und ein adäquater Umgang damit zur Sprache kommen. 

Kognitive Verarbeitung und Bewältigung 

Trauma verändert die grundlegenden Überzeugungen 
und Erwartungen eines Menschen. Das Kind oder die/der 
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O Abb. 25.2 Grundsätze der Psychotherapie traumatisierter Patienten/Patientinnen. (Aus: Butollo et al. 2003) 


Jugendliche soll angeleitet werden, mithilfe verschiedener 
Materialien die Zusammenhänge des kognitiven Dreiecks, 
bestehend aus Gedanken - Verhalten - Gefühlen, sowie 
kognitiven Verzerrungen (Schuldgefühle, ambivalente 
Gefühle, veränderte Sicht der Welt usw.) zu erkennen und 
zu korrigieren. 

Mit der Bezugsperson könnten beispielsweise eigene 
maladaptive Kognitionen sowie Kraftquellen erarbeitet 
werden. 

Trauma-Narrativ 

Der Kern der TF-KVT ist die Exposition von Erinnerun¬ 
gen an das traumatische Erlebnis, dessen Ziel die Entwick¬ 
lung einer Erzählung, dem Trauma-Narrativ (Geschichte, 
Comic, Zeichnung usw.), ist. In weiteren Sitzungen wird 
die Geschichte des Kindes oder der/des Jugendlichen durch 
Details, Gedanken und Gefühle ergänzt. Die graduierte Ex¬ 
position soll die Habituation an die Erinnerung fördern und 
die Assoziation zwischen Erfahrung und Angst auflösen. 

Der Bezugsperson werden Ausschnitte aus dem Trau¬ 
ma-Narrativ vorgelesen und die Gefühle und Gedanken 
hierzu besprochen. 

Kognitives Bewältigen und Durcharbeiten 

Nachdem das Kind bzw. die/der Jugendliche ihr oder 
sein Trauma-Narrativ erstellt und ausführlich darüber 


gesprochen hat, sollte damit begonnen werden, die trau¬ 
mabezogenen Fehlwahrnehmungen zu identifizieren 
und zu korrigieren. Eine Möglichkeit, um dysfunktionale 
Gedanken zu identifizieren, kann das erneute Lesen des 
Trauma-Narratives mit dem Fokus auf alle darin verbali- 
sierten Gedanken sein. 

In-vivo-Bewältigung von traumatischen 
Erinnerungen 

In diesem Modul soll generalisiertes Vermeidungsverhal¬ 
ten aufgelöst werden, in dem das Kind oder der Jugend¬ 
liche an gefürchtete Situationen (z. B. das eigene Zimmer, 
in welchem der Missbrauch stattfand, Milch trinken) he¬ 
rangeführt wird. 

Das Vorgehen sollte eng mit der Bezugsperson abge¬ 
stimmt sein. 

Gemeinsame Eltern-Kind Sitzung 

Ziel der gemeinsamen Sitzungen ist es, über das Ereig¬ 
nis reden zu können und offene Frage zu klären. Diese 
können vorher mit dem Kind überlegt und besprochen 
werden. 

Das Trauma-Narrativ wird der begleitenden Bezugs¬ 
person vorgelesen, wenn absehbar ist, dass diese es emo¬ 
tional tolerieren kann. 













266 Kapitel 25 • Unterstützung für von sexuellem Missbrauch betroffene Kinder und Jugendliche 


Förderung künftiger Sicherheit und 
Entwicklung 

In dieser Phase der Therapie werden die neu erlernten Fä¬ 
higkeiten eingeübt. Die Therapeutin oder der Therapeut 
stellt Informationen über traumaspezifische Themen be¬ 
reit (z. B. Information über gesunde Sexualität) und unter¬ 
stützt das Kind bzw. die/den Jugendliche/n bei der Ent¬ 
wicklung eines persönlichen Sicherheitsgefühls. Themen 
könnten beispielsweise die Identifikation schützender 
Personen, schwierige Interaktionen mit Gleichaltrigen/ 
sich besser wehren können oder Selbstbestimmung sein. 

25.4.10 Evaluation der Hilfen und Therapie 


Sowohl medizinische als auch pädagogische und psy¬ 
chosoziale Interventionen sollten im Einzelfall evaluiert 
werden. Anhand genereller Kriterien (z. B. psychosoziales 
Funktionsniveau) oder fallspezifischer Kriterien (indivi¬ 
duelle Ziele, wie z. B. die Reduktion einer posttrauma¬ 
tischen Stresssymptomatik) sollte geprüft werden, ob die 
angestrebten Interventionsziele erreicht wurden. 

Da einige Missbrauchsopfer erst langfristig oder bei 
zusätzlich auftretenden Belastungen und Risikofaktoren 
mit Verzögerung auffällig werden, empfiehlt sich eine län¬ 
gerfristige Nachbeobachtung bzw. der Rat, bei Bedarf wie¬ 
derzukommen. Oft können Schlüsselreize, Begegnungen 
mit dem Täter/der Täterin oder die Konfrontation mit den 
Missbrauchserlebnissen in einem nach (oft monate- oder 
jahrelanger Ermittlung) eröffneten Gerichtsverfahren zu 
Belastungsreaktionen führen, die dann aufzufangen sind. 
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270 Kapitel 26 • Eingliederungshilfen bei drohender seelischer Behinderung 


26.1 Die Eingliederungshilfe nach § 35a 
SGBVIII 


Sexueller Missbrauch kann für Kinder und Jugendliche 
eine Traumatisierung und in der Folge eine seelische Be¬ 
hinderung bedeuten. § 35a SGB VIII gewährt Eingliede- 
rungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendli¬ 
che, sowie für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII). 

Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Einglie- 
derungshilfe nach § 35a SGB VIII, wenn 

— ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrschein¬ 
lichkeit länger als 6 Monate von dem für das ent¬ 
sprechende Lebensalter typischen Zustand abweicht 
und 

™ daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft be¬ 
einträchtigt ist oder eine solche Beeinträchtigung mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 

Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Be¬ 
hinderung zu verhüten oder eine Behinderung oder deren 
Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die behinderten 
Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. Hierzu ge¬ 
hört insbesondere, 

™ den behinderten Menschen die Teilnahme am Leben 
in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleich¬ 
tern, 

— ihnen die Ausübung eines angemessenen Berufs oder 
einer sonstigen angemessenen Tätigkeit zu ermög¬ 
lichen oder 

™ sie so weit wie möglich unabhängig von Pflege zu 
machen (§ 53 SGB XII). 

Darüber hinaus können nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts auch andere, vom Gesetzge¬ 
ber nicht geregelte Hilfen angeboten werden (BVerwG 
FEVS 13, 41 und FEVS 13, 368 zu § 40 BSHG). Die Aus¬ 
wahl der Hilfe richtet sich nach dem konkreten Bedarf 
des jeweiligen Kindes oder Jugendlichen. Als Maßnah¬ 
me der Eingliederungshilfe kommt z. B. auch eine sta¬ 
tionäre psychotherapeutische Behandlung in Betracht 
(VG Münster, 9. Kammer, 25.11.03, Aktenzeichen 9 K 
2142/99). 

Die Hilfe kann je nach Bedarf ambulant, in Tagesein¬ 
richtungen für Kinder oder in anderen teilstationären Ein¬ 
richtungen, durch geeignete Pflegepersonen und in Ein¬ 
richtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohn- 
formen geleistet werden (§ 35a Abs. 2 SGB VIII). 

Hinweis zum Sprachgebrauch: Sofern die männliche Form verwendet 
wird (z. B. Arzt), ist hiervon auch die weibliche Form umfasst. 


26.2 Der Antrag auf Eingliederungshilfe 


Der Antrag auf Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII ist 
durch die Vertreter des Kindes oder durch die/den Jugend- 
liche/n selbst (ab 15 Jahre) beim zuständigen Jugendamt zu 
stellen (Wiesner, Kommentar zum SGB VIII, § 35a, Rdnr. 
29). Voraussetzung für eine Leistung des Jugendamtes ist, 
dass die zu erbringende Hilfe geeignet und notwendig ist. 

Für die Dauer des Verfahrens vom Antragseingang bis 
zur Entscheidung sieht der Gesetzgeber eine Frist von 3 
Wochen vor. Ist ein Gutachten für die Entscheidung er¬ 
forderlich, ist dieses innerhalb von 2 Wochen nach An¬ 
tragstellung zu erstellen und die Entscheidung innerhalb 
von 2 Wochen nach Vorhegen des Gutachtens zu treffen 
(§ 14 SGB IX). Diese kurzen Fristen dienen einer mög¬ 
lichst schnellen Leistung der notwendigen Hilfe. 

So wichtig eine möglichst rasche Entscheidung über 
die im Einzelfall angezeigte Leistung auch ist, sie darf das 
primäre Ziel der »Qualität der Leistung« aber nicht ge¬ 
fährden. Eine schnelle Hilfe ist nicht zwangsläufig auch 
eine bedarfsgerechte Hilfe (Wiesner, Kommentar zum 
SGB VIII, § 35a, Rdnr. 16). 

26.3 Fachliche Stellungnahme 


Voraussetzung für die Bewilligung des Antrages auf Ein¬ 
gliederungshilfe ist, dass die seelische Gesundheit vom ty¬ 
pischen Zustand eines Kindes oder Jugendlichen in diesem 
Alter abweicht (► Abschn. 26.1). Zur Feststellung einer sol¬ 
chen Abweichung der seelischen Gesundheit ist eine fachli¬ 
che Stellungnahme erforderlich. Diese kann verfasst werden 

1. von einem Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiat¬ 
rie und -psychotherapie, 

2. einem Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder 

3. einem Arzt bzw. psychologischen Psychotherapeuten, 
der über besondere Erfahrungen auf dem Gebiet 
seelischer Störung bei Kindern oder Jugendlichen 
verfügt, verfasst werden (§ 35a Abs. la SGB VIII). 

Die Stellungnahme nach § 35a SGB VIII darf weder von 
der Person verfasst werden, die später die Hilfeleistung 
erbringt, noch darf diese Fachperson dem Dienst oder 
der Einrichtung angehören, die später die Hilfe erbringen 
wird (§ 35a Abs. 1 SGB VIII). 

Die sachverständige Person hat in ihrer Stellungnah¬ 
me darzulegen, ob die Abweichung Krankheitswert hat 
oder auf einer Krankheit beruht (§ 35a Abs. la Satz 3 SGB 
VIII). Sie soll also feststellen, ob eine Leistungspflicht der 
Krankenkasse oder des Jugendamtes besteht. 

Grundlage für die Beurteilung ist die Internationale 
Klassifikation der psychischen Störungen, die sogenannte 
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ICD-10 (Wiesner, Kommentar zum SGB VIII, § 35a, Rdnr. 
45 ff.). Danach gilt z. B. auch die »Posttraumatische Be¬ 
lastungsstörung« als typisches Krankheitsbild nach einer 
Traumatisierung. 

Aufgrund dieser Stellungnahme entscheidet dann das 
Jugendamt über die Ausgestaltung und Bewilligung der 
Hilfe. Da die Stellungnahme eine wesentliche Grundlage 
für die Entscheidung des Jugendamtes ist, muss sie für 
die dort tätigen Berufsgruppen verständlich, plausibel und 
nachvollziehbar verfasst sein. Hilfreich für den weiteren 
Verlauf der Hilfeplanung ist es, wenn sich die/der Sach¬ 
verständige zum Grad der Beeinträchtigung des Kindes 
äußert und konkrete Vorschläge zu Hilfen macht. 

Die Kosten der Begutachtung und der Stellungnahme 
tragen die Krankenkassen auf der Grundlage des mit dem 
Arzt oder Psychotherapeuten abgeschlossenen Behand¬ 
lungsvertrages. Fordert das Jugendamt die Abgabe einer 
Stellungnahme entsprechend einem bestimmten Muster 
oder die Beantwortung bestimmter Fragen, so kann der 
Arzt oder Psychotherapeut den entsprechenden Aufwand 
ebenfalls in Rechnung stellen (Wiesner, Kommentar zum 
SGB VIII, § 35a, Rdnr. 11b). 

26.4 Das Hilfeplangespräch 


Die Suche nach der geeigneten Person, Institution oder Ein¬ 
richtung und die Planung der Eingliederungshilfe erfolgt 
mit allen Beteiligten in einem Hilfeplangespräch: dem Kind 
oder Jugendlichen, den Eltern, der Schule, einer Fachperson, 
welche eine Stellungnahme abgeben muss (s.u.) und den 
(potenziellen) Hilfe-Erbringern, z. B. Integrationshelfern. 

Da Leistungsberechtigte der Maßnahmen nach § 35a 
SGB VIII nicht wie sonst im SGB VIII die Sorgeberech¬ 
tigten, sondern die betroffenen Kinder und Jugendlichen 
sind (Wiesner, Kommentar zum SGB VIII, § 35a, Rdnr. 6), 
haben sie bei der Auswahl der Personen oder Einrichtun¬ 
gen, die die Hilfe erbringen, das Wunsch- und Wahlrecht 
(§ 5 SGB VIII)! Ihrer Wahl und ihrem Wunsch soll ent¬ 
sprochen werden, sofern dies nicht mit unverhältnismäßi¬ 
gen Mehrkosten verbunden ist. 

Der Inhalt des Hilfeplangesprächs wird in einem Hil¬ 
feplanprotokoll festgeschrieben. Die Überprüfung und 
ggf. erforderliche Anpassung des Hilfeplans erfolgt regel¬ 
mäßig, üblicherweise zweimal im Jahr. 

26.5 Zuständigkeit und Kostenübernahme 


In der Praxis tritt nicht selten das Problem auf, dass zwi¬ 
schen den einzelnen Rechtsträgen (Krankenkasse, Jugend¬ 
amt, Sozialamt...) Streit darüber entsteht, wer im Einzel¬ 
fall für die Erbringung einer Leistung zuständig ist. Jeder 


Träger will, dass der andere die Kosten der beantragten 
Maßnahme übernimmt. 

Eine erste Orientierung bietet folgender Überblick: 

— Bei akuter Erkrankung besteht in der Regel zunächst 
eine Leistungspflicht der Krankenkassen (§ 10 Abs. 1 
SGB VIII). 

™ Erst wenn mit der Abweichung des seelischen Ge¬ 
sundheitszustandes ein länger als 6 Monate andau¬ 
ernder Krankheitszustand eingetreten ist, kommt 
eine Leistungspflicht des Jugendamtes nach § 35a 
SGB VIII in Betracht. 

— Das Sozialamt ist hingegen bei einer bestehenden 
körperlichen Behinderung zuständig. 

Da die Klärung der Zuständigkeitsfrage schwierig ist, 
hat der Gesetzgeber § 14 SGB IX geschaffen. Diese Vor¬ 
schrift bestimmt, dass derjenige Träger als zuständig gilt, 
an den der Träger, bei dem der Antrag ursprünglich ge¬ 
stellt wurde, verwiesen hat. Dabei ist es unerheblich, ob 
dieser Träger tatsächlich zuständig ist oder nicht. Eine 
weitere Verweisung, an einen dritten Träger, darf nicht 
erfolgen. Durch diese Bestimmung soll die tatsächliche 
Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe für die 
Betroffenen erleichtert werden. 
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274 Kapitel 27 • Unterstützung für Bezugs- und Kontaktpersonen sexuell missbrauchter Kinder und Jugendlicher 


27.1 Einleitung 


Insbesondere Mütter sexuell missbrauchter Mädchen und 
Jungen werden oft mit Schuldvorwürfen überhäuft und als 
»stille Partnerin« für den sexuellen Missbrauch mitverant¬ 
wortlich gemacht. Die nicht missbrauchenden Väter wer¬ 
den dagegen bis heute kaum in den Blick genommen. So 
liegen im englischsprachigen Raum etwa 100 Studien über 
die Rolle der nicht missbrauchenden Mütter vor. Keine 
einzige widmet sich den Vätern. 

Eltern sind verantwortlich für den Schutz ihrer Kin¬ 
der. Dieser Aufgabe sind sie häufig nicht gerecht gewor¬ 
den, wenn ihr Kind sexuell missbraucht wurde. Eltern, die 
ihr Kind beispielsweise vernachlässigen, erhöhen dadurch 
das Risiko eines sexuellen Missbrauchs. Manche Mütter 
und Väter nehmen selbst die deutlichsten Hinweise ih¬ 
rer Töchter und Söhne nicht wahr, andere wissen von der 
sexuellen Ausbeutung und dulden sie schweigend. Die 
betroffenen Mädchen und Jungen sind deshalb vielfach 
zu recht enttäuscht von ihren Eltern und wütend auf sie. 
Ihre Eltern müssen sich in der Folge intensiv damit aus¬ 
einandersetzen, wie es zum sexuellen Missbrauch ihres 
Kindes kommen konnte, warum sie diesen nicht bemerkt 
haben und ggf. auch, warum sie nichts zum Schutz ihres 
Kindes unternommen haben. Die Rolle der nicht miss¬ 
brauchenden Mütter und Väter am Geschehen muss aber 
auf der Basis ihrer realen Möglichkeiten, den Missbrauch 
wahrnehmen, ihn verhindern und beenden zu können, 
diskutiert werden. 

Um die Situation von nicht missbrauchenden Eltern 
zu verstehen, wird in folgendem Text zuerst auf die Rol¬ 
le von Eltern im Aufdeckungsprozess eingegangen. An¬ 
schließend werden psychische und soziale Folgen für El¬ 
tern von missbrauchten Kindern und Jugendlichen sowie 
ihre Auswirkungen auf die Eltern-Kind-Beziehungen ge¬ 
schildert. Den Abschluss bildet eine Darstellung der Un- 
terstützungsmöglichkeiten für Bezugspersonen von sexu¬ 
ell missbrauchten Kindern oder Jugendlichen. 

27.2 Die Rolle von Bezugspersonen im 
Aufdeckungsprozess 

27 . 2.1 Eltern als Ansprechpartner 


Wenn Kinder über ihren Missbrauch sprechen, dann vor 
der Pubertät in erster Linie mit ihren Eltern, insbeson¬ 
dere ihren Müttern. Jugendliche und junge Erwachsene 
wenden sich eher an Freunde und/oder Partner und an¬ 
dere Familienmitglieder wie z. B. Geschwister. Die sozia¬ 
len Dienste und die Polizei spielen nur eine marginale 
Rolle. 


Für die betroffenen Kinder ist dabei von großer Be¬ 
deutung, wie sie die Reaktion ihrer Bezugsperson auf ein 
Gespräch über den sexuellen Missbrauch einschätzen. 
Wenn sie davon ausgehen, ihnen wird geglaubt, ziehen sie 
ihre Eltern oder andere Personen deutlich häufiger aktiv 
ins Vertrauen. 

Viele Kinder verhalten sich bewusst oder unbewusst 
in einer bestimmten Art und Weise, um ihre Bezugs¬ 
personen auf den Missbrauch aufmerksam zu machen. 
Der Erfolg dieses Verhaltens hängt davon ab, ob die Be¬ 
zugspersonen sensibel genug sind, die Veränderungen 
wahrzunehmen und ob sie einen sexuellen Missbrauch 
als Erklärungshintergrund für die Auffälligkeiten in ihre 
Überlegungen einbeziehen. Für viele Eltern ist trotz aller 
Aufklärungskampagnen bis heute der sexuelle Missbrauch 
ihres eigenen Kindes unvorstellbar. Dennoch sind sie es, 
denen oftmals etwas auffällt. 

So erfuhren bei der Untersuchung von Carol Plummer 
(2006) mit 125 nicht missbrauchenden Müttern 42 % von 
dem Missbrauch dadurch, dass ihre Kindern ihnen davon 
erzählten, aber nur 15 % schlossen aus den Verhaltenswei¬ 
sen ihrer Kinder auf einen sexuellen Missbrauch. Fast die 
Hälfte der befragten Mütter hatte zuvor das Gefühl, etwas 
stimme bei ihrem Kind nicht. Knapp zwei Drittel sprachen 
daraufhin mit ihrem Kind und etwa 50 % beobachteten es 
genauer als zuvor. 

Als Gründe für Unsicherheiten und Zweifel, ob ihr 
Kind tatsächlich sexuell missbraucht wurde, gab ein Drit¬ 
tel der Mütter an durch das Leugnen des Täters und ihr 
Wissen über den Täter verunsichert worden zu sein. 22 % 
bekamen Zweifel, weil ihre Kinder die eigenen Aussagen 
veränderten. In knapp einem Fünftel der Fälle kam der 
Unglaube anderer Familienmitglieder als verunsichernder 
Faktor hinzu. Mit 41 % am bedeutsamsten für ihre Skepsis 
war die Meinung der Mütter, sie hätten es doch bemerkt, 
wenn wirklich ein Missbrauch geschehen sei (Plummer 
2006, S. 1233 f.). 

Viele Eltern nehmen folglich Hinweise ihres Kindes 
wahr. Dabei werden die Hinweise von ihnen oft nicht als 
eindeutig eingeschätzt. So ist es für Eltern z. B. verwirrend, 
wenn die Kinder trotz der Hinweise auf einen sexuellen 
Missbrauch weiter Kontakt zum möglichen Täter halten 
oder sogar diesen Wunsch explizit äußern. Außerdem 
verändert sich die Interpretation der Zeichen stetig und 
zwar durch persönliche Veränderungen der Eltern sowie 
aufgrund der unterschiedlichen Kontexte, in denen die 
Zeichen von den Kindern gegeben werden. 

Tine K. Jensen (2005) hat ausgehend von diesen Er¬ 
kenntnissen auf Basis einer Befragung von Eltern 23 be¬ 
troffener Kinder eine interessante Perspektive in die Dis¬ 
kussion eingebracht. Sie beschreibt die Wahrnehmung 
eines sexuellen Missbrauchs durch die Eltern als einen 
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durch kulturelle Vorgaben stark geprägten Interpretati¬ 
onsprozess von Zeichen und Signalen. Bei den von ihr 
befragten Müttern und Vätern fand sie folgende sechs In¬ 
terpretationsmuster: 

1. Die Zeichen werden als mit dem Alter des Kindes in 
Zusammenhang stehend interpretiert (z. B. »Das ist 
das Alter, in dem Kinder Bilder mit sexuellen Inhal¬ 
ten malen.«). 

2. Die Hinweise werden der Persönlichkeit des Kindes 
zugeschrieben (z. B.: »Sie war immer schon so sensi¬ 
bel.«). 

3. Die Kinder würden strategisch agieren, um ihren 
Willen durchzusetzen (z. B.: »Er möchte nicht zum 
Vater, um seine eigenen Sachen machen zu kön¬ 
nen.«). 

4. Die Kinder würden bestimmte Dinge von Freunden 
oder durch die Medien lernen (z. B.: »Das hat sie 
bestimmt aus dem Fernsehen.«). 

5. Die kindlichen Auffälligkeiten seien Ausdruck der 
Probleme zwischen den Eltern (z. B.: »Mein Mann 
und ich streiten uns off. Das führt zu diesem komi¬ 
schen Verhalten.«). 

6. Die Eltern machen sich selbst bzw. ihr eigenes Ver¬ 
halten verantwortlich (z. B.: »Ich bin zu viel bei der 
Arbeit und kann mich nicht um ihn kümmern.«). 

Ein und dasselbe Verhalten kann also sehr unterschiedlich 
interpretiert werden. Dies ist insofern auch nachvollzieh¬ 
bar, da auffälligem Verhalten von Kindern und Jugend¬ 
lichen nicht immer ein sexueller Missbrauch zugrunde 
liegen muss (► Kap. 14 »Auffälligkeiten und Hinweiszei¬ 
chen«). Mütter und Väter fragen ihre Kinder in der Re¬ 
gel nicht direkt nach einem möglichen Missbrauch, weil 
sie sich erst ganz sicher sein möchten, ob wirklich etwas 
passiert ist. Sie wollen keine ungerechtfertigten Anschul¬ 
digungen in die Welt setzen und die Familie nicht ohne 
Not belasten. Außerdem halten sich viele Mütter nicht für 
kompetent genug, um mit ihren Kindern über ein solch 
heikles Thema sprechen zu können. 

Dabei müssen die ersten Reaktionen der Eltern bzw. 
Bezugspersonen noch nicht einmal unbedingt angemes¬ 
sen sein, um von den Kindern als unterstützend wahrge¬ 
nommen zu werden. Allein das Ausbleiben von negativen 
Reaktionen scheint für einen Teil der Kinder bereits hilf¬ 
reich zu sein (Berliner u. Conte 1995, S. 376). 

27 . 2.2 Gleichaltrige als Ansprechpartner 


Insbesondere ab der Pubertät ziehen von sexualisierter 
Gewalt betroffene Mädchen und Jungen meist Gleich¬ 
altrige - in der Regel ihre beste Freundin/ihren besten 


Freund - ins Vertrauen. Die Eltern spielen im Jugendalter 
demgegenüber eine deutlich geringere Rolle. So wandten 
sich von 1.244 befragten Frauen und 249 Männern im jun¬ 
gen Erwachsenenalter aus Schweden 63 % der Frauen und 
69 % der Männer an eine Freundin/einen Freund ihres 
Alters. 12 % erzählten einem Geschwisterteil von dem se¬ 
xuellen Missbrauch (Priebe u. Svedin 2008, S. 1100). Bei 
einer Befragung von Studentinnen der Universität Dort¬ 
mund sprachen 49 % der befragten Frauen zuerst mit 
einer Freundin oder einem Freund über den sexuellen 
Missbrauch (Bange 1992, S. 93 f.). Im Erwachsenenalter 
wird ebenfalls meist einer Freundin/einem Freund oder 
der Partnerin/dem Partner vom sexuellen Missbrauch er¬ 
zählt. Vielfach werden aber auch die eigenen Mütter ins 
Vertrauen gezogen (Breckenridge et al. 2008, S. 44; Smith 
et al. 2000, S. 279). 

Obwohl durch solche Untersuchungsergebnisse und 
praktische Erfahrungen insbesondere der Spezialbera¬ 
tungsstellen die große Bedeutung von Peers, Freundin¬ 
nen/Freunden und Partner/innen für die Aufdeckung 
sexualisierter Gewalt seit Jahrzehnten bekannt ist, fehlt es 
in Deutschland bis heute mit wenigen Ausnahmen (z. B. 
Kraus u. Kleber 2004) an Untersuchungen darüber, wie 
die Vertrauenspersonen reagieren und welche Auswir¬ 
kung dieser Vertrauensbeweis auf ihr eigenes Leben hat. 
Selbst in den USA, wo seit Jahrzehnten der sexuelle Miss¬ 
brauch an Mädchen und Jungen intensiv erforscht wird, 
finden sich kaum Studien zu diesen wichtigen Fragen 
(Fehler-Cabral u. Campbell 2013, S. 74). 

Die wenigen vorliegenden Untersuchungen zeigen, 
dass sich viele der Gleichaltrigen angemessen und hilf¬ 
reich verhalten. Sie glauben ihren Freundinnen/Freunden, 
unterstützen sie emotional und machen sich mit ihnen ge¬ 
meinsam auf den Weg, um die Hilfe von Erwachsenen zu 
suchen (Fehler-Cabral u. Campbell 2013, S. 76 f.). Damit 
sind sie als sehr wichtige Brücke ins Hilfesystem zu sehen. 
Frauen und Männer, die an Telefonhotlines arbeiten, be¬ 
richten, dass sich dort nicht selten Jugendliche melden, 
um für ihre betroffenen Freundinnen/Freunde zu fragen, 
wo und wie man Hilfe findet. Manchmal sind es allerdings 
auch betroffene Mädchen und Jungen, die für sich selbst 
fragen, ohne ihre Betroffenheit preisgeben zu wollen. 

Allerdings reagiert auch ein nicht zu vernachlässigen¬ 
der Teil der Peers mit Ablehnung, Unglauben, Ärger und 
Schuldvorwürfen. Das ist für die betroffenen Mädchen 
und Jungen ähnlich schlimm wie ablehnende Reaktionen 
ihrer Eltern (Fehler-Cabral u. Campbell 2013, S. 77), denn 
gerade von ihren Freundinnen/Freunden haben sie eine 
unterstützende Reaktion erwartet. 

Giannina Fehler-Cabral und Rebecca Campbell (2013, 
S. 79) beschreiben als problematische Verhaltensweise von 
Peers, dass diese ohne Absprache mit ihrer betroffenen 
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Freundin/ihrem betroffenen Freund aufgrund ihrer eige¬ 
nen Hilflosigkeit in vielen Fällen mit ihren Müttern über 
den sexuellen Missbrauch bzw. die Vergewaltigung ihrer 
Freundin/ihres Freundes sprechen. Die Mütter wenden 
sich dann oft an die Eltern der/des betroffenen Jugend¬ 
lichen. Dadurch verlieren die betroffenen Mädchen und 
Jungen die Kontrolle über den Aufdeckungsprozess und 
fühlen sich ohnmächtig. Eine ihrer schlimmsten Befürch¬ 
tungen ist eingetreten. In diesem Kontext ist anzumerken, 
dass es von den betroffenen Mädchen/Frauen und Jungen/ 
Männern fast immer als extrem negativ erlebt wird, wenn 
über ihren Kopf hinweg mit anderen Personen über den 
sexuellen Missbrauch gesprochen wird. 

Dieser Zusammenhang ist wichtig, weil er auch dar¬ 
auf verweist, dass im Aufdeckungsprozess oft verschiede¬ 
ne Personen aus unterschiedlichen Kontexten involviert 
sind (z. B. Gleichaltrige und Eltern; Gleichaltrige, Lehrer 
und Lehrerinnen und Eltern). Welche Auswirkungen dies 
auf den Aufdeckungsprozess, den Zugang der betroffenen 
Mädchen und Jungen zum Hilfesystem und letztlich für 
die Verarbeitung des sexuellen Missbrauchs hat, ist aller¬ 
dings kaum erforscht (Fehler-Cabral u. Campbell 2013, 
S. 80). 

Im Erwachsenenalter reagieren Partner sexuell miss¬ 
brauchter Frauen oft unterstützend und äußern vielfach: 
»Das stehen wir gemeinsam durch!« oder »Wir schaffen 
das!« (Kraus u. Kleber 2004, S. 303). Aus der Praxis der 
Spezialberatungsstellen ist bekannt, dass es gerade bei be¬ 
troffenen Männern vielfach die Partnerinnen und Part¬ 
ner sind, die dafür sorgen, dass sich die Männer profes¬ 
sionelle Hilfe suchen. Ein Teil der Partner/innen reagiert 
aber - ähnlich wie bei den Peers - mit Unverständnis 
und Ablehnung. Bezüglich eines sexuellen Missbrauchs 
in der Kindheit äußern sie manchmal sogar, dass sei doch 
lange her und deshalb nicht so schlimm (Breckenridge et 
al. 2008, S. 44). Eine betroffene Frau kommentiert eine 
solche Reaktion mit folgenden Worten: »Wenn du deine 
Freunde behalten möchtest, dann halt lieber den Mund.« 
Eine andere Frau berichtete, dass ihre Freundin sie da¬ 
nach vier Monate ignoriert hat (Breckenridge et al. 2008, 
S. 44). 

Dazu passt quasi spiegelbildlich das Zitat des Partners 
einer sexuell missbrauchten Frau: »Für mich war jetzt 
klar, jetzt bist du verpflichtet, als Partner irgendwie kann 
ich jetzt nicht wegrennen, mein erster Impuls war: weg!« 
(Kraus u. Kleber 2004, S. 303). 

Durch solche Reaktionen fühlen sich die Betroffe¬ 
nen zurückgestoßen und in ihrem durch den sexuellen 
Missbrauch ausgelösten Misstrauen gegenüber anderen 
Menschen bestärkt. Der Gedanke: »Ich kann niemanden 
trauen, mir glaubt und hilft eh keiner«, ist da naheliegend. 
Hinter solch negativen Reaktionen der Vertrauensperso¬ 


nen stecken oft die eigene Hilflosigkeit gegenüber sexua- 
lisierter Gewalt, die Abwehr der eigenen Angst und eine 
Verunsicherung darüber, was jetzt zu tun ist. 

Einige Betroffene machen sich zudem Sorgen darü¬ 
ber, was der Bericht bei ihrer Vertrauensperson auslöst 
und wie diese für sich selbst damit umgehen können. Ob 
sich bei ihnen - insbesondere bei Partnerinnen/Partnern 
- Effekte einer sekundären Traumatisierung ergeben, ist 
ebenfalls bisher nicht untersucht worden. Aus meiner 
eigenen Praxis sind mir aber durchaus Partner von se¬ 
xuell missbrauchten Frauen bekannt, die sehr unter der 
Geschichte ihrer Freundin leiden. Nicht selten kam es 
auch zu Trennungen. Die dahinter liegenden Schwierig¬ 
keiten betrafen vor allem die Fragen von Nähe und Dis¬ 
tanz, den Umgang mit der Sexualität und den Folgen des 
sexuellen Missbrauchs. Manchmal kommt es in den Be¬ 
ziehungen auch zu Gewalttätigkeiten (siehe auch Kraus u. 
Kleber 2004, S. 294 ff.). Es ist unerlässlich Partnerinnen/ 
Partner in die Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs 
einzubeziehen, zumal sich eine gelingende Partnerschaft 
auch positiv auf die Verarbeitung des sexuellen Miss¬ 
brauchs auswirken kann. Einzelne Paare berichten über 
eine größere Verbundenheit, eine bessere Kommunika¬ 
tion und ein tieferes Erleben der Partnerschaft (Kraus u. 
Kleber 2004, S. 300). 

Vor diesem Hintergrund ist es erstaunlich, dass ins¬ 
besondere Gleichaltrige und auch erwachsene Vertrauens¬ 
personen als Zielgruppen von Hilfeangeboten bislang fast 
unbeachtet geblieben sind. Für die Betroffenen aber auch 
für die Personen, die ins Vertrauen gezogen werden, ist 
es zum einen wichtig, dass noch breiter über sexuellen 
Missbrauch aufgeklärt wird und dabei Hinweise gegeben 
werden, wie man auf einen solchen Bericht reagieren soll¬ 
te. Sie benötigen zum anderen Kenntnisse über das Hilfe¬ 
system, um den Betroffenen den Weg zu den Hilfen besser 
eröffnen zu können. Sie selbst haben aber auch ein An¬ 
recht auf Hilfe und Unterstützung. 

Für Partnerinnen/Partner gibt es als Unterstützung das Buch Verbün¬ 
dete von Laura Davis (1995), das viele nützliche Hinweise gibt. 

Gleichaltrige fühlen sich häufig, ähnlich wie Eltern und 
Partnerinnen/Partner, durch den Vertrauensbeweis be¬ 
lastet. Sie stellen sich bildlich vor, was ihre Freundin/ihr 
Freund erleben musste, können das Geschehen nicht ein- 
ordnen und sind unsicher, wie sie angemessen reagieren 
können. Beispielsweise quälen sie sich mit der Frage, ob 
sie der eigenen Mutter davon erzählen können oder ob das 
als Vertrauensbruch von ihrer Freundin/ihrem Freund er¬ 
lebt wird. Vielfach bleiben sie mit ihren Sorgen und Nöten 
allein. Leider gibt es aber zu der Frage, ob es bei ihnen zu 
Belastungsreaktionen kommt und wie massiv diese aus- 
fallen, bisher keine Untersuchungen. 
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27.3 Was bedeutet der sexuelle 

Missbrauch des eigenen Kindes für 
nicht missbrauchende Eltern? 


27.3.1 Physische und psychische Folgen für 
die Eltern 


Für Eltern ist es erschreckend, sich vorzustellen, ihr Kind 
würde sexuell missbraucht. Fast alle Eltern wünschen sich 
ein unversehrtes Leben für das eigene Kind. Ein sexuel¬ 
ler Missbrauch zerstört diesen Wunsch. Die Mütter und 
Väter sind dementsprechend nach der Aufdeckung eines 
sexuellen Missbrauchs an ihrem Kind zutiefst geschockt 
und können oder wollen es einfach nicht glauben. Sie füh¬ 
len sich hilflos und sehen ihr eigenes Leben aus den Fu¬ 
gen geraten. Die Details über den sexuellen Missbrauch zu 
hören, ist für sie kaum auszuhalten. Sie geraten in Sorge 
um ihr Kind und viele fühlen sich durch die Symptome 
ihres Kindes unsicher und stark belastet. Sie haben Angst, 
ihr Kind könnte ein Leben lang unter den Folgen leiden. 
Wenn sich der Täter/die Täterin in ihr Vertrauen geschli¬ 
chen hat oder es der eigene Partner/die eigene Partnerin 
war, fühlen sie einen tiefen Vertrauensbruch und oftmals 
eine innere Zerrissenheit gegenüber dem Täter/der Täte¬ 
rin. Die Eltern fragen sich darüber hinaus, ob sie ihren 
Verwandten vom sexuellen Missbrauch erzählen sollen, ob 
eine ärztliche Untersuchung notwendig ist, ob sie das Ju¬ 
gendamt einschalten, eine Therapeutin/einen Therapeuten 
aufsuchen oder Strafanzeige erstatten sollen. Ein Teil der 
Eltern macht sich Sorgen um den guten Ruf der Familie 
und ihr Ansehen im Freundes- und Bekanntenkreis (Ban¬ 
ge 2011, S. 63 ff.). 

Bei vielen Eltern beeinträchtigt der sexuelle Miss¬ 
brauch ihr Selbstbild. Sie beschuldigen sich selbst und 
fragen sich, ob sie versagt haben. Auch ihr Weltbild wird 
zutiefst erschüttert: »Kann ich anderen Menschen über¬ 
haupt noch vertrauen?« oder »Was ist das für eine Welt, in 
der Kinder sexuell missbraucht werden?«, sind für Mütter 
und Väter quälende Fragen. 

Angesichts solch quälender Ängste und Fragen sind 
- nicht überraschend - bei den betroffenen Müttern und 
Vätern kurz nach der Aufdeckung häufig die folgenden 
Symptome zu beobachten: Sie wirken betäubt, desorien¬ 
tiert, verärgert, verzweifelt, fühlen sich ohnmächtig und 
hilflos, sind schnell reizbar oder »hyperaktiv«, leiden un¬ 
ter Stimmungsschwankungen, können nicht schlafen, be¬ 
kommen Herzrasen, haben Schwindelgefühle oder zeigen 
ähnliche psychosomatische Reaktionen. Bei vielen Eltern 
sind Symptome einer akuten Belastungsreaktion festzu¬ 
stellen (Elliott u. Carnes 2001, S. 320). 

Ein Studienergebnis aus Kanada unterstreicht das: 
Von 63 Müttern und 29 Vätern außerfamilial sexuell miss¬ 


brauchter Kinder wiesen die Mütter drei Monate nach der 
Aufdeckung des sexuellen Missbrauchs im Vergleich zu 
einer Kontrollgruppe ein 13,3-fach und die Väter ein 4,6- 
fach erhöhtes Risiko auf, klinisch relevant belastet zu sein. 
Nach einem Jahr fand sich bei den Müttern immer noch ein 
8-fach und bei den Vätern ein 3,5-fach erhöhtes Risiko und 
38 % der Mütter zeigten immer noch emotionale Probleme 
im klinischen Bereich (Manion et al. 1996, S. 1102 £, 1998, S. 
1292). Zahlreiche andere Studien kommen zu vergleichba¬ 
ren Ergebnissen (Elliott u. Carnes 2001, S. 320 ff.). Viele der 
von den Müttern und Vätern gezeigten Symptome sind der 
posttraumatischen Belastungsstörung zuzuordnen. 

Die direkten Bezugspersonen missbrauchter Kinder 
sind, wenn sie nicht am sexuellen Missbrauch beteiligt 
waren, also im Sinne einer »sekundären Traumatisierung« 
in erheblichem Maße durch den sexuellen Missbrauch 
ihres Kindes belastet und als Opfer zu betrachten, denen 
vom Täter erhebliches Leid zugefügt worden ist. Bei einem 
Teil der Eltern sind schließlich sogar dauerhaft psychopa- 
thologische Befunde festzustellen (König u. Fegert 2005, 
S. 504). 

27 . 3.2 Besonderheiten beim innerfamilialen 
sexuellen Missbrauch 


Innerfamilialer sexueller Missbrauch eines Kindes durch 
den Partner/die Partnerin löst beim nicht missbrauchen¬ 
den Elternteil viele der oben beschriebenen Reaktionen 
in besonders heftiger Art und Weise aus. Es wird eine 
existenzielle Bedrohung der Familie erlebt. Der nicht 
missbrauchende Elternteil fühlt sich zutiefst verletzt und 
verraten. Die familialen Bewältigungsmöglichkeiten sind 
eingeschränkter als bei einem außerfamilialen sexuellen 
Missbrauch. Es fehlt der Partner oder die Partnerin, die 
diese Situation gemeinsam mit durchsteht. Teilweise sind 
die Verwandten in ihrer Haltung gespalten oder leugnen 
den sexuellen Missbrauch. Sie fallen als Stützen dann 
ebenfalls aus. Außerdem stellt der sexuelle Missbrauch 
durch einen Partner oder eine Partnerin den gesamten 
Lebensentwurf infrage: »Wie konnte ich so lange Jahre mit 
ihm/ihr Zusammenleben, ohne etwas zu bemerken?«, ist 
eine von vielen Fragen, die sich so gut wie alle betroffenen 
Eltern stellen. 

Laut einer in Deutschland durchgeführten Befragung 
von 14 Müttern innerfamilial sexuell missbrauchter Töch¬ 
ter (Gerwert et al. 1993, S. 274) erleben diese die Konfron¬ 
tation mit dem Missbrauch als tiefen biografischen Ein¬ 
schnitt und erfahren ihn zumindest als fünffache Krise: 

— Sie erleben den Zusammenbruch des gesamten oder 
zumindest von Teilen ihres bisherigen Partnerschaffs¬ 
konzeptes. 
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— Sie sind über ihre Kompetenz als Mutter verunsichert 
oder sehen sich als Mütter völlig infrage gestellt. 

— Sie erleben den Zusammenbruch ihres gesamten oder 
zumindest von Teilen ihres bisherigen Lebensplans 
sowie ihres Selbstbildes als Frau. 

™ Sie nehmen einen Verlust und/oder eine Verände¬ 
rung ihrer sozialen Beziehungen wahr. 

™ Sie geraten durch die Verschlechterung ihrer ökono¬ 
mischen Situation in eine materielle Krise. 

Mütter, die bisher wegen der Kinder ihren Beruf 
aufgegeben oder in Teilzeit gearbeitet haben, haben 
oftmals finanzielle Probleme, wenn ihr Mann der 
Täter war und ausgezogen ist. Vielfach unterstützen 
die Väter die Familie finanziell nicht. Beim außer- 
familialen sexuellen Missbrauch kann es ebenfalls zu 
solchen Problemen kommen, wenn z. B. die Mutter 
ihre Arbeit aufgibt oder einschränkt, um sich um das 
Kind zu kümmern. Mögliche finanzielle Probleme 
sollten deshalb in der Beratung ebenfalls thematisiert 
werden. 

27.4 Der sexuelle Missbrauch und die 
Eltern-Kind-Beziehung 


27.4.1 Eltern zwischen Glauben, 
Unterstützen und Leugnen 


In den ersten Tagen nach der Aufdeckung eines sexuel¬ 
len Missbrauchs wirken die Reaktionen von nicht miss¬ 
brauchenden Müttern und Vätern auf Außenstehende 
oftmals auf eine befremdliche Art und Weise distanziert, 
ambivalent und unentschlossen. Das gilt selbst für Müt¬ 
ter und Väter, die ansonsten eine liebevolle Beziehung zu 
ihren Kindern haben. Sie fragen sich, ob sie ihrem Kind 
glauben sollen oder nicht. Sie bagatellisieren den sexuel¬ 
len Missbrauch oder möchten ihn nicht wahrhaben. Sich 
selbst werfen die Eltern vielfach vor, nicht genügend Zeit 
für ihr Kind gehabt und/oder es nicht genügend über 
mögliche Gefahren aufgeklärt zu haben. Wenn das Kind 
ihnen gegenüber den sexuellen Missbrauch schon früher 
angedeutet hat, sind sie ärgerlich auf sich selbst, weil sie 
die mehr oder weniger deutlichen Hinweise nicht wahr¬ 
genommen oder nicht richtig interpretiert haben. Einige 
Eltern schimpfen ihre Kinder aus, weil sie beispielswei¬ 
se ohne Erlaubnis das Haus verlassen haben. Off äußern 
sich die Eltern enttäuscht, weil ihr Kind ihnen nicht so¬ 
fort erzählt hat, was passiert ist. Insbesondere Jugendli¬ 
chen schreiben die Eltern mehr Verantwortung und damit 
indirekt eine gewisse Mitschuld zu. Und gerade Jungen 
werfen sie häufig vor, sich falsch verhalten oder sich nicht 
genügend gewehrt zu haben (Mosser 2009, S. 213 ff.). Väter 
und Mütter von Söhnen befürchten darüber hinaus, ihr 


Sohn könne homosexuell und von anderen verlacht wer¬ 
den (Bange 2007, S. 86 f.). Solche Reaktionen der Eltern 
sind letztlich meist verzweifelte Versuche, sich selbst vor 
der Wahrheit und der eigenen Betroffenheit zu schützen. 
Sie verstärken jedoch die Ängste der Mädchen und Jungen 
und damit ihr Leiden. Die Kinder fühlen sich mit ihren 
Ängsten und ambivalenten Gefühlen allein gelassen. Im 
Grunde reagieren viele Eltern so, wie sich die Kinder dies 
in ihren Gedanken vor der Aufdeckung ausgemalt und 
warum sie vielfach so lange damit gezögert haben, sich 
ihren Müttern und Vätern anzuvertrauen. 

Die Studien ergeben, dass zwischen 65 und 85 %, im 
Durchschnitt etwa drei Viertel der Mütter, ihren Kindern 
glauben. In den Untersuchungen werden 55 bis 85 % der 
Mütter als ihre Kinder unterstützend eingeschätzt. Sie 
suchen z. B. einen Therapieplatz für sich und ihr Kind, 
sie trennen sich vom Täter oder sprechen mit der Leh¬ 
rerin/dem Lehrer des Kindes darüber, dass der Vater es 
nicht abholen darf. Je nach Studie werden die Mütter di¬ 
rekt befragt, Fallakten entsprechend ausgewertet oder die 
Einschätzung erfolgt durch Kinderschutzfachkräfte. Da in 
den Studien überwiegend Mütter von innerfamilial sexu¬ 
ell missbrauchten Kindern einbezogen worden sind, kön¬ 
nen diese Ergebnisse als sehr positiv eingeordnet werden. 
Ein ähnlich hoher Anteil an Müttern, die ihren Kindern 
glauben und sie unterstützen, wird bei Befragungen von 
Kindern bzw. Betroffenen berichtet (Bange 2011, S. 76 ff.). 

Nancy C. Morrison und Jeanine Clavenna-Valleroy 
(1998, S. 33 f.) haben Mütter und ihre jugendlichen Töchter, 
die innerfamilial oder extrafamilial sexuell missbraucht 
wurden, gefragt, was sie als unterstützende Handlungen 
ansehen. Übereinstimmend nannten sie folgende Punkte: 

— Die Mütter und Töchter sprechen miteinander über 
den sexuellen Missbrauch. 

— Die Mütter sind für ihre Töchter da und hören ihnen 
aufmerksam zu. 

— Die Mütter glauben ihren Töchtern. 

— Die Mütter vermitteln ihren Töchtern, dass sie nicht 
für den sexuellen Missbrauch verantwortlich sind. 

— Die Mütter organisieren für ihre Töchter und sich 
selbst Hilfe. 

— Die Mütter schützten ihre Töchter vor dem Täter. 

Inkonsistentes, ambivalentes und 
wechselndes Verhalten von Eltern 

Die bisherigen Ausführungen könnten die Vermutung 
nahelegen, dass Mütter, die ihrem Kind glauben, immer 
unterstützend reagieren, und Mütter, die ihrem Kind 
nicht glauben, es nicht unterstützen. Die Wirklichkeit ist 
erneut deutlich komplizierter: Es gibt Mütter, die ihrem 
Kind zwar nicht glauben, sich aber dennoch unterstützend 
verhalten. Bei der Untersuchung von Denise Pintello und 
Susan Zuravin (2001, S. 347 f.) verhielten sich immerhin 
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14 % der untersuchten Mütter so. Ein Teil der Mütter, die 
ihren Kindern glauben, sind wiederum nicht in der Lage 
oder Willens sie zu unterstützen und zu schützen. 

Ein anderer Teil reagiert ambivalent und unterstützt 
ihre Kinder nur inkonsistent. Bei einer Studie von Rebecca 
M. Bolen und J. Leah Lamb (2004, S. 201) zeigten 60 % der 
untersuchten 30 Mütter eine gefühlsmäßige Ambivalenz. 
27 % der Mütter reagierten mit ambivalentem Verhalten. 
Insgesamt zeigten 73 % der Frauen auf die eine oder ande¬ 
re Weise ambivalente Reaktionen. 

Außerdem sollte von den ersten Reaktionen der nicht 
missbrauchenden Eltern nicht vorschnell auf ihr zukünf¬ 
tiges Verhalten geschlossen werden. Mütter oder Väter, die 
zuerst ungläubig und wenig unterstützend reagieren, kön¬ 
nen sich später diametral anders verhalten. Die Frage des 
Glaubens und des Unterstützens sind grundsätzlich als ein 
sich stetig verändernder Prozess anzusehen. 

Forschungsmethodische Probleme 

Die vorliegenden Untersuchungen über die elterlichen Re¬ 
aktionen weisen zahlreiche methodische Probleme auf, die 
ihre Vergleichbarkeit und die Aussagekraft ihrer Ergebnis¬ 
se deutlich einschränken: Sie basieren meist auf kleinen, 
oft klinischen Stichproben. Sehr häufig fehlen außerdem 
Vergleichsgruppen. Darüber hinaus wird vielfach nicht 
zwischen innerfamilialem und außerfamilialem sexuellem 
Missbrauch sowie anderen wichtigen Faktoren wie dem 
Alter oder dem Geschlecht der Kinder differenziert. Zu¬ 
dem werden sehr unterschiedliche Definitionen sexuellen 
Missbrauchs verwendet, was die Vergleichbarkeit ihrer Er¬ 
gebnisse zusätzlich einschränkt. Außerdem ist es denkbar, 
dass Eltern, die ihren Kindern nicht glauben und sie nicht 
unterstützen, sich seltener an solchen Untersuchungen 
beteiligen. Dadurch könnten die Ergebnisse verzerrt sein. 

27.4.2 Veränderungen der 

Eltern-Kind-Beziehung 


Die Aufdeckung eines sexuellen Missbrauchs hat enorme 
Auswirkungen auf die Eltern-Kind-Beziehung. Sie führt 
fast immer zu einer tief greifenden Krise, egal wie gut oder 
schlecht das Verhältnis vorher war. 

Eine Frage, die viele Eltern quält, ist z. B. wie und 
welche Grenzen sie gegenüber ihrem Kind mit Rücksicht 
auf den sexuellen Missbrauch ziehen sollen. Als beson¬ 
ders schwierig empfinden sie dabei den Umgang mit ag¬ 
gressiven und sexuell auffälligen Verhaltensweisen, die 
relativ viele Kinder infolge eines sexuellen Missbrauchs 
entwickeln. Teilweise fühlen sich die Eltern durch die Ver¬ 
haltensweisen ihrer Kinder, insbesondere wenn sie nach 
längerer Zeit immer noch nicht nachlassen, gestresst. 
Schließlich quälen viele Eltern die Fragen: »Ist mein Kind 


okay?«, »Wann sind die Folgen (endlich) überwunden?«, 
»Wird es nach dem sexuellen Missbrauch ein normales 
Leben führen können?«, »Wie sind die langfristigen Aus¬ 
wirkungen des sexuellen Missbrauchs?«. Darüber hinaus 
haben fast alle Kinder in der Schule Probleme, die den 
Müttern und Vätern Kopfzerbrechen bereiten und eine 
erhebliche Belastung sein können. 

Ein Teil der Mütter und Väter setzen alle bisher bestehen¬ 
den Erziehungsregeln außer Kraft. Dadurch verändern sich 
Familienroutinen, die für das Kind aber gerade in einer be¬ 
lastenden Situation ein wichtiger Rahmen sind und eine si¬ 
chere Orientierung, einen Halt, geben können. Außerdem 
signalisieren diese Eltern ihrer Tochter/ihrem Sohn durch 
ihr Verhalten, dass sie/er etwas so Schlimmes erlebt hat, dass 
alle bisher geltenden Regeln fortan nicht mehr gelten. 

Viele Eltern haben Angst vor einem erneuten sexuel¬ 
len Missbrauch ihres Kindes und lassen es deshalb »nicht 
mehr vor die Tür« oder nicht mehr zu bestimmten vom 
Kind möglicherweise geliebten Freizeitaktivitäten. Die 
Kinder sehen solche Reglementierungen off nicht ein. Sie 
wollen »normal« weiterleben. Dadurch entsteht weiteres 
Konfliktpotenzial. 

Je älter die Kinder sind, desto mehr Mitverantwortung 
und Mitschuld schreiben Mütter und Väter ihnen zu. El¬ 
tern gehen häufig davon aus, dass sich ein(e) Jugendliche(r) 
besser hätte schützen können als ein Kind. Damit einher¬ 
gehend kommt es bei den Müttern und Vätern gegenüber 
ihren Kindern zu einem Vertrauensverlust. Die Jugend¬ 
lichen reagieren darauf oftmals mit Verheimlichen und 
Rückzug. In der Folge kann die Situation in erhebliche 
Streitigkeiten eskalieren. 

Trotz der beschriebenen Probleme gibt es aber auch 
Positives zu vermerken. So geben viele Mütter an, ihre 
Gefühle und ihr Verhalten gegenüber ihrem Kind hätten 
sich nach dem Bekanntwerden des sexuellen Missbrauchs 
positiv verändert. Für Eltern kann die Aufdeckung eines 
sexuellen Missbrauchs zudem eine gewisse Entlastung 
bezüglich der bereits seit längerer Zeit vorhandenen Pro¬ 
bleme ihres Kindes bedeuten: Sie haben »endlich« eine 
Erklärung für die Verhaltensauffälligkeiten. Diese können 
sie sich jetzt als Symptome des sexuellen Missbrauchs und 
verzweifelte Hilferufe ihres Kindes erklären und es kann 
zielgerichtet Hilfe gesucht werden, damit sich die Situati¬ 
on wieder beruhigt (Mosser 2009, S. 205 £). 

27.5 Wie verändert der sexuelle 

Missbrauch die Paarbeziehung der 
Eltern? 


Durch einen sexuellen Missbrauch im erweiterten Fa¬ 
milienkreis oder durch Personen aus dem außerfami- 
lialen Umfeld verändert sich die Beziehung der Eltern 
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zueinander. Sehr viele Elternbeziehungen sind nach der 
Aufdeckung des sexuellen Missbrauchs erheblich belastet 
und es kommt oftmals vermehrt zu Streitigkeiten. Vieles, 
was bisher als selbstverständlich angesehen wurde, wird 
nun hinterfragt. Der Partner/die Partnerin, sein/ihr fa¬ 
miliäres Engagement und seine/ihre Reaktionen auf den 
sexuellen Missbrauch werden kritisch beäugt. Ein Haupt¬ 
streitpunkt zwischen den Eltern sind gegenseitige Schuld¬ 
vorwürfe. Dabei geht es zum einen vor allem darum, wer 
wann etwas vom sexuellen Missbrauch hätte bemerken 
müssen, zum anderen, wer die Verantwortung für das 
Kind bzw. seine Erziehung hauptsächlich trägt. Ein wei¬ 
terer wichtiger Anlass für Streit und Missverständnisse ist 
die Sexualität. So berichteten viele Paare über sexuelle Pro¬ 
bleme nach der Aufdeckung des sexuellen Missbrauchs. 

Einem Teil der Eltern gelingt es relativ schnell, ihre 
Beziehung wieder weitgehend »normal« zu gestalten. Die 
meisten der Mütter und Väter haben aber längere Zeit 
oder sogar dauerhaft Probleme in ihrer Beziehung (Da- 
vies 1995, S. 404 f.). 

27.6 Intervention, Beratung und Therapie 


Für die Planung der Intervention sollten Bezugspersonen 
der Kinder als sekundär traumatisiert angesehen werden, 
wenn sie keine aktive Rolle beim sexuellen Missbrauch 
eingenommen haben, indem sie z. B. den sexuellen Miss¬ 
brauch wissentlich geduldet oder das Kind dem Täter/der 
Täterin zugeführt haben. Sie benötigen für sich - unab¬ 
hängig von ihren Kindern - umgehend ein spezialisier¬ 
tes Beratungsangebot. Die wichtigsten Ziele sind hierbei, 
nicht missbrauchenden Eltern dabei zu helfen, ihrem Kind 
zu glauben, ihm eine stabile emotionale Unterstützung 
zu geben und es vor weiterem sexuellem Missbrauch zu 
schützen. Voraussetzung dafür ist, die Eltern selbst mög¬ 
lichst schnell zu stabilisieren. Denn für die sexuell miss¬ 
brauchten Kinder spielt eine angemessene und liebevolle 
Unterstützung durch ihre nicht missbrauchenden Eltern 
eine entscheidende Rolle bei der Verarbeitung des sexuel¬ 
len Missbrauchs. Gelingt dies den Eltern, sind laut zahl¬ 
reicher Studien die Folgen eines sexuellen Missbrauchs bei 
den Kindern deutlich geringer (Bange 2011, S. 70 f.). 

Trotz zahlreicher methodischer Einschränkungen be¬ 
legen die vorliegenden Untersuchungen mit nicht miss¬ 
brauchenden Eltern und ihren Kindern unzweifelhaft: 
Beratung und Therapie lohnen sich sowohl für die Müt¬ 
ter und Väter als auch für die Mädchen und Jungen. Bei 
den meisten Eltern gehen dadurch die Symptome deutlich 
schneller zurück. Ähnlich ist es bei den Kindern. Kog¬ 
nitiv-verhaltenstherapeutische Ansätze, die den sexuellen 
Missbrauch direkt thematisieren und die Eltern einbezie¬ 
hen, sind nach bisherigen Erkenntnissen nicht direktiven 


(Spiel-)Therapien zumindest bei jüngeren Kindern über¬ 
legen (z. B. Deblinger et al. 2001; Cohen u. Mannarino 
1998). 

Beratungen und Therapien, bei denen die nicht miss¬ 
brauchenden Mütter und Väter einbezogen werden, sind 
generell effektiver als solche, die sich ausschließlich an die 
Kinder wenden. Die Eltern sind als positives Rollenmodell 
einflussreicher bezüglich der kindlichen Entwicklung als 
die Therapeutin oder der Therapeut. Die Eltern müssen 
deshalb ein Hilfeangebot erhalten und in die Therapie ein- 
bezogen werden. Darauf zu verzichten, ist ein schwerwie¬ 
gender Fehler. Dass es einige wenige Familien und Kinder 
gibt, bei denen trotz therapeutischer Interventionen keine 
positiven Veränderungen festzustellen sind, darf kein Ar¬ 
gument dagegen sein. 

27.6.1 Grundsätze der Beratung und 
Therapie 


Bei der Beratung von nicht missbrauchenden Eltern sind 
gegenseitiges Vertrauen und Sympathie unabdingba¬ 
re Voraussetzungen für einen gelingenden Hilfeprozess. 
Ressentiments und Vorurteile behindern diesen Pro¬ 
zess nachhaltig und gefährden seinen Erfolg. Trotz einer 
grundsätzlich zugewandten Haltung sind im Laufe der 
Intervention aber auch die problematischen Aspekte, z. B. 
der Eltern-Kind-Beziehung, anzusprechen. Dabei müssen 
zu Beginn insbesondere beim innerfamilialen sexuellen 
Missbrauch durch einen Elternteil die Rolle des nicht 
missbrauchenden Elternteils und seine möglichen Ver¬ 
wicklungen in den sexuellen Missbrauch nüchtern und auf 
den konkreten Fall bezogen analysiert werden. 

Die Helfer/Helferinnen sollten vorurteilsfrei auf die 
Eltern zugehen. Dabei gilt es, vor allem auf seine eige¬ 
nen Vorstellungen über die »ideale Mutter« zu achten und 
über diese zu reflektieren. Ansonsten können diese von 
vielen Menschen tief verinnerlichten Vorstellungen den 
Hilfeprozess erheblich behindern. Sehr wichtig ist es in 
diesem Kontext, auf das eigene nonverbale Verhalten auf¬ 
zupassen. Die eigene Haltung gegenüber den Eltern wird 
oftmals nicht offen verbal geäußert, sondern durch die 
Körpersprache, Stimmlage und Wortwahl subtil transpor¬ 
tiert. 

Außerdem müssen die Meinungen der Eltern und 
ihre Beteiligung am Hilfeprozess ernst genommen wer¬ 
den. Findet die Beteiligung der Eltern vonseiten der Hel¬ 
ferinnen und Helfer nur pro forma statt, kommt es in der 
Regel zu massiven Widerständen bei den Eltern. Dies be¬ 
deutet nicht, die Eltern nur »im Schongang« zu behan¬ 
deln. Die Professionellen müssen ihre Sichtweisen klar 
und verständlich zum Ausdruck bringen, und zwar auch 
dann, wenn sie denen der Eltern widersprechen. Die El- 
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tern müssen jedoch in gleicher Weise die Möglichkeit ha¬ 
ben, ihre Meinungen einzubringen und gehört zu werden. 

Da die Reaktionen von nicht missbrauchenden Müt¬ 
tern und Vätern sehr vielfältig sind, darf von den Helfen¬ 
den nicht ein typisches Verhaltensmuster erwartet wer¬ 
den. Vielmehr muss jedem Einzelfall mit einer offenen 
und wertschätzenden Haltung begegnet werden. Dabei 
müssen die Ressourcen der Eltern und der Kinder immer 
mit berücksichtigt werden. 

Nur wenn die Einschätzungen der Helferinnen und 
Helfer, die Vorgehensweisen und die geplanten Hand¬ 
lungsschritte gegenüber den nicht missbrauchenden El¬ 
tern transparent gemacht werden, können gegenseitiges 
Vertrauen und ein gutes Arbeitsbündnis entstehen. Die 
Eltern sind deshalb möglichst frühzeitig in die Planung 
des Hilfeprozesses einzubeziehen und über die jeweils ein¬ 
geleiteten Schritte zu informieren. Eine solche Transpa¬ 
renz ist eine notwendige vertrauensbildende Maßnahme. 
Ansonsten fühlen sich die Eltern und die Kinder entmach¬ 
tet und hilflos. 

Die Intervention und die Beratung dürfen sich nicht 
nur auf die Eltern-Kind-Beziehungen beschränken, son¬ 
dern sollten das gesamte soziale Umfeld mit einschlie¬ 
ßen. Die Reaktionen des erweiterten Familienkreises, von 
Freundinnen/Freunden und Bekannten und ggf. die poli¬ 
zeilichen Ermittlungen beeinflussen wesentlich die Mög¬ 
lichkeiten der Familienmitglieder, den sexuellen Miss¬ 
brauch aufzuarbeiten. Ob z. B. die Großeltern die Familie 
unterstützen oder nicht, kann einen enormen Unterschied 
ausmachen. Gerade bei einem innerfamilialen sexuellen 
Missbrauch, aber auch bei einem außerfamilialen und 
damit möglicherweise einhergehenden Problemen in der 
Beziehung der Eltern sind Freundinnen bzw. Freunde der 
Eltern eine wichtige Quelle der Unterstützung. 

Außerdem ist es bedeutsam, nicht nur den sexuellen 
Missbrauch zu betrachten, sondern andere Formen der 
Gewalt gegen Kinder oder häusliche Gewalt ebenfalls zu 
berücksichtigen. Auch Gewalterfahrungen der Eltern in 
ihrer Kindheit sowie psychische Störungen aufseiten der 
Eltern sollten bei der Planung der Hilfe berücksichtigt 
werden. 

Ein multiprofessionelles Team ist zwingend erforder¬ 
lich. Das betroffene Kind und die nicht missbrauchenden 
Eltern benötigen jeweils eine eigene Ansprechpartnerin 
oder einen eigenen Ansprechpartner. Es führt zu Rollen¬ 
konfusionen, wenn ein und dieselbe Person das betroffene 
Kind und die Eltern unterstützt. 

Generell muss jeweils genau geklärt werden, wer für 
welche Aufgaben zuständig ist und ob Spezialisten/innen 
hinzugezogen werden müssen. So kann es erforderlich 
sein, dass für das Kind eine Spieltherapie erforderlich ist, 
für die ein/e entsprechend ausgebildete Kinderpsycholo¬ 
ge/in gesucht werden muss. Bei einer Mutter, die unter 


Depressionen leidet, ist möglicherweise eine individuelle 
Psychotherapie notwendig und es muss durch eine/n Psy¬ 
chiater/in abgeklärt werden, ob ein begleitender Einsatz 
von Antidepressiva indiziert ist. Bei Problemen in der 
Paarbeziehung muss ebenfalls überlegt werden, ob das 
Paar an eine/n in dieser Frage versierte Therapeutin/The¬ 
rapeuten vermittelt werden muss. 

Die Reaktionen der Eltern und die Situation in den Fa¬ 
milien verändern sich im Verlauf des Hilfeprozesses stetig. 
Deshalb muss immer wieder eine aktualisierte Einschät¬ 
zung des Hilfeverlaufes vorgenommen werden, damit 
die Interventionen nicht auf »veralteten« Einschätzungen 
fortgeführt werden. Selbst wenn die Eltern zu Beginn 
nicht mitarbeiten möchten und ihren Kindern keinen 
Glauben schenken, sollten sie nicht »abgeschrieben« wer¬ 
den. Möglicherweise verändert sich ihre Haltung, und sie 
werden im Verlauf des Hilfeprozesses zu einem wichtigen 
Bündnispartner. 

Intervention beim sexuellen Missbrauch verlaufen so 
gut wie nie gradlinig. Rückschläge sollten deshalb ein- 
kalkuliert werden. Die daraus resultierenden Gefühle der 
Enttäuschung bei der Helferin/beim Helfer müssen ge¬ 
nutzt werden, um zu schauen, was die Gründe für diese 
Störungen sind. Sie sollten Impulse sein, den Hilfeprozess 
neu zu überdenken. 

27 . 6.2 Der Beratungs- und Therapieprozess 

Der erste Schritt - Analyse der Fakten 

Eine eingehende Analyse der vorliegenden Fakten muss 
Ausgangspunkt der Intervention sein. Nur sie ermöglicht 
einen sachgerecht geplanten Hilfeprozess. Dabei sind fol¬ 
gende Aspekte zu betrachten (Bange 2011, S. 144 ff.): 

™ Analyse der Lebenssituation der Familie (z. B. Wohn- 
situation, Besuchsregelung bei getrennt lebenden 
Eltern) 

— Überprüfung der Verdachtsentstehung (z. B. Aussa¬ 
gen des Kindes, Beobachtungen anderer Personen) 

— Einschätzung der Situation ihres Kindes sowie des 
bestehenden Hilfebedarfs aus Sicht der Eltern (z. B. 
Probleme mit Gleichaltrigen) 

— Einschätzung der Situation aus Sicht des betroffenen 
Kindes (z. B. Probleme, Wünsche) 

— Einschätzung der Situation der Geschwisterkinder 
(z. B. Gefährdung, Belastung) 

— Erfassung der Belastungssituation und -reaktionen 
der nicht missbrauchenden Mütter und Väter (z. B. 
psychische Probleme, finanzielle Situation) 

— Ressourcenanalyse bezüglich der Eltern, des betroffe¬ 
nen Kindes und der Familie (z. B. soziale Unterstüt¬ 
zung durch Verwandte und Freundinnen/Freunde) 
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— Abklärung der (biografischen) Hintergründe der 
Eltern (z. B. eigene Erfahrungen mit sexueller Gewalt, 
psychische Erkrankungen oder Alkohol- und Dro¬ 
genkonsum) 

Das Erstgespräch mit den Eltern 

Gespräche mit nicht missbrauchenden Elternteilen müs¬ 
sen sorgfältig vorbereitet werden. Gerade das erste Ge¬ 
spräch mit den Eltern ist bei Kindeswohlgefährdungen 
generell eine »entscheidende Weichenstellung« für den 
gesamten Hilfeprozess. Bei einem solchen Gespräch geht 
es nicht um (polizeiliche) Ermittlungen. Vielmehr sollte es 
als Dialog mit den Eltern gestaltet werden, um sich einen 
möglichst umfassenden Eindruck über die Familie zu ver¬ 
schaffen und um mit den Eltern ein gemeinsames Ver¬ 
ständnis des Problems zu entwickeln (Fertsch-Röver 2010, 
S. 90 ff.). 

Weitere Schritte der Beratung und Therapie 

Parallel zur Analyse der Fakten ist es zu Beginn der Be¬ 
ratung und Therapie von zentraler Bedeutung, die nicht 
missbrauchenden Eltern und das betroffene Kind zu sta¬ 
bilisieren (»Erste Hilfe zu leisten«). Dabei geht es einer¬ 
seits um alltagspraktische Dinge wie die Strukturierung 
des Tagesablaufes oder beim innerfamilialen sexuellen 
Missbrauch um Fragen zur Wohnsituation. Andererseits 
ist es in dieser Phase wichtig, zu überprüfen, ob, wie weit¬ 
gehend und in welcher Form die nicht missbrauchenden 
Eltern in der Lage sind, das Kind (dauerhaft) zu schützen 
und zu unterstützen. Erst wenn sich die emotionale und 
äußere Situation der Familienmitglieder stabilisiert hat, 
kann Stück für Stück an der Aufarbeitung des sexuellen 
Missbrauchs gearbeitet werden. 

In dieser Phase sollte es noch nicht um Kindheitserin¬ 
nerungen oder eigene Traumata der Eltern gehen, da eine 
solche Auseinandersetzung in der Regel von den Eltern 
viel Kraft erfordert, die dann für die Bewältigung der ak¬ 
tuellen Krise fehlt. Neben der Betrachtung der Situation, 
die zum sexuellen Missbrauch geführt hat, ist es in dieser 
Phase zentral, darüber zu sprechen, wie mit den derzeit 
vorhandenen Emotionen und Gedanken konstruktiv um¬ 
gegangen werden kann. Zu früh mit zu viel einzusteigen, 
bedeutet in der Regel eine Überforderung aller Beteiligten 
und führt meist zu Problemen im Hilfeprozess (Herman 
1994, S. 303 ff.). 

Themen der Beratung und Therapie 

Die Eltern haben nach der Aufdeckung eines sexuellen 
Missbrauchs zahlreiche Fragen. Antworten darauf zu fin¬ 
den, ist notwendig, um den Kopf und das Herz freizu¬ 
bekommen für sich selbst und für die Bedürfnisse ihrer 
Kinder. Für die Beratung und Therapie sind die folgenden 
Inhalte bedeutsam: 


■ Grundsätzliches 

— Die Eltern müssen grundlegende Informationen 
über den sexuellen Missbrauch und generell über 
Traumata bekommen, um ihnen eine Einschätzung 
der Situation zu erleichtern. 

™ Mit den Eltern muss ausführlich über den Auf¬ 
deckungsprozess und die damit möglicherweise 
einhergehenden Verletzungen und Enttäuschungen 
gesprochen werden. 

™ Mit den Eltern muss sich darüber verständigt werden, 
dass der sexuelle Missbrauch wirklich geschehen ist. 
Ein wichtiger Ausgangspunkt ist es, mit den Eltern 
Punkt für Punkt über ihre Zweifel zu sprechen. Müt¬ 
ter und Väter können es z. B. manchmal nicht glau¬ 
ben, dass ein von ihnen geschätzter und pädagogisch 
engagierter Mensch, der noch dazu gesellschaftliche 
Anerkennung genießt, ihr Kind missbraucht haben 
soll. Ihnen zu vermitteln, welche Strategien der Täter/ 
die Täterin bei ihrem Kind konkret angewandt hat, 
kann ihnen dabei helfen, ihre Zweifel zu überwinden. 
Zweifel an der Realität des sexuellen Missbrauchs 
sind ein sehr großes Hindernis im Hilfeprozess. 

■ Eltern-Kind-Beziehung 

— Die Eltern benötigen grundlegende Informationen 
zum pädagogischen Umgang mit dem betroffenen 
Kind: 

Über die Symptome ihrer Kinder muss mit den 
Eltern gesprochen werden. Sie müssen verstehen, 
warum sich ihre Töchter und Söhne so und nicht 
anders verhalten. Wenn möglich, müssen sie an¬ 
geleitet werden, die Verarbeitungsprozesse ihres 
Kindes zu begleiten und angemessen auf die ge¬ 
zeigten Symptome zu reagieren. 

Mit den Eltern sollte über die Bedeutung einer be¬ 
ständigen Tagesstruktur für die Kinder gesprochen 
und ihnen bei der Umsetzung geholfen werden. 
Dabei sind sie darin zu bestärken, auf notwendige 
Grenzen zu achten. Falls es Geschwisterkinder 
gibt, sollte es nicht zu viele Sonderregelungen für 
das betroffene Kind geben. 

— Die Eltern müssen darin unterstützt werden, wie sie 
mit ihrem Kind in Bezug auf den sexuellen Miss¬ 
brauch umgehen sollen: 

Die Eltern sollten davor gewarnt werden, das Kind 
aufzufordern, Details des sexuellen Missbrauchs 
zu erzählen. 

Den Eltern muss erläutert werden, dass ein ambi¬ 
valentes Verhalten von Kindern gegenüber dem 
Täter/der Täterin normal ist und worin seine 
Ursachen hegen. 

Die Eltern sollten befähigt werden, vorsichtig mit 
ihren Kindern über Sexualität und sexuellen Miss- 
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brauch sprechen zu können, wenn die Kinder dies 
einfordern. 

— Die Kinder benötigen Raum dafür, ihre Enttäu¬ 
schung gegenüber dem nicht missbrauchenden 
Elternteil benennen zu können. Dies sollte direkt 
gegenüber den Eltern erfolgen, wenn es das Kind 
wünscht, und nicht indirekt über die Helfer, da dies 
ein wichtiger Schritt zurück zu einer vertrauensvollen 
Eltern-Kind-Beziehung ist. Jedoch sollte dabei sicher¬ 
gestellt werden, dass dies in angemessener Form ge¬ 
schieht. 

■ Elternebene 

™ Mit den Eltern muss über ihre eigenen Symptome 
und Reaktionen gesprochen werden. Dabei sollten 
die positiven Veränderungen, die sich durch die Krise 
möglicherweise ergeben haben, mitbetrachtet wer¬ 
den. 

— Die meist bestehenden Differenzen zwischen den 
Eltern, die gegenseitigen Schuldvorwürfe, die Rollen¬ 
verteilung bei der Aufarbeitung des sexuellen Miss¬ 
brauchs und Fragen der Sexualität müssen bespro¬ 
chen werden. 

— Beim innerfamilialen sexuellen Missbrauch durch 
einen Partner sollten darüber hinaus die bisherigen 
Beziehungen des nicht missbrauchenden Elternteils 
analysiert werden, um festzustellen, ob es wiederkeh¬ 
rende Beziehungsmuster gibt, die das Missbrauchsri¬ 
siko für das Kind erhöhen (Hill 2005, S. 346). 

■ Umgang mit dem Täter/der Täterin 

— Insgesamt muss geklärt werden, wie sich die nicht 
missbrauchenden Mütter und Väter gegenüber dem 
Täter/der Täterin in Zukunft verhalten möchten. So 
ist es in der Regel erforderlich, den Kontakt abzubre¬ 
chen, denn die Täter versuchen nach der Aufdeckung 
meist, die Verdachtsmomente im Keim zu ersticken 
und die Eltern bzw. den nicht missbrauchenden El¬ 
ternteil zu manipulieren. Dies ist insbesondere der 
Fall bei innerfamilialem Missbrauch. 

— Wenn es zu einer Scheidung kommt, stellen sich 
oftmals Fragen nach den Umgangsregelungen (z. B. 

Ist ein begleiteter Umgang erforderlich?) und es sind 
vielfach entstehende finanzielle Probleme zu berück¬ 
sichtigen. So ist es z. B. ein unhaltbarer Zustand, 
wenn der Missbrauch im Bett des Kindes oder der 
Eltern stattgefunden hat und die Familie sich kein 
neues Bett leisten kann. Hier ist unbürokratische 
Hilfe erforderlich, die oft nicht einfach zu leisten ist, 
da die Hilfesysteme auf solche Situationen nicht vor¬ 
bereitet sind. Allenfalls in den Großstädten gibt es 
Sozialkaufhäuser für den unmittelbaren Bedarf. Auch 
soziale Projekte wie »Familien in Not«, das die bun¬ 


desweit bekannte Wellcome gGmbH in Kooperation 
mit der »Stiftung stern« initiiert hat, können ein- 
springen und »Der Weiße Ring« bietet ebenfalls unter 
bestimmten Voraussetzungen finanzielle Hilfen an. 

— Es muss des Weiteren unbedingt darüber gesprochen 
werden, wie zielgerichtet und manipulativ sich der 
Täter/die Täterin in der Regel das Vertrauen der El¬ 
tern erschlichen hat. 

Q Die Eltern sollte in nicht belehrender Form kon¬ 
krete Hinweise erhalten, wie sie sich angemes¬ 
senen Verhalten können. Hilfreich kann es sein, 
dieses Verhalten durch Rollenspiele einzuüben 
und es wöchentlich zu reflektieren. 

27.7 Zusammenfassung 


Bisher sind die nicht missbrauchenden Elternteile in der 
Diskussion über die sexualisierte Gewalt vernachlässigt 
worden, obwohl sie für ihre Kinder bei der Aufarbeitung 
des sexuellen Missbrauchs und bei der Intervention eine 
sehr große Bedeutung einnehmen. Sie befinden sich durch 
den sexuellen Missbrauch ihres Kindes allerdings in der 
Regel selbst in einer Notsituation und sind nicht selten 
traumatisiert. Es hegt auf der Hand, dass sie für sich selbst, 
unabhängig von ihren Kindern, Unterstützungs-, Hilfs- 
und Beratungsangebote benötigen, damit sie ihre Kinder 
optimal unterstützen können. Derartige Angebote sind 
unverzichtbar, aber es gibt sie - insbesondere für Väter - 
immer noch zu wenig. 

Noch weniger im Fokus - auch der wissenschaftlichen 
Forschung - als die nicht missbrauchenden Elternteile ste¬ 
hen Geschwister, die auch bei den Interventionen regel¬ 
mäßig übersehen werden. Das gilt ebenso für gleichaltrige 
Freunde/Freundinnen, denen sich die Mädchen oder Jun¬ 
gen anvertrauen. Dies ist ein unhaltbarer Zustand, denn 
viele Jugendliche wenden sich gerade an ihre Freundinnen 
und Freunde. 

Beratung und Therapie der Bezugs- und Vertrauens¬ 
personen missbrauchter Mädchen und Jungen sind also 
wesentlich intensiver als bisher in den Blick zu nehmen. 
Für das Gelingen dieser herausfordernden Aufgaben ist 
ein wertschätzender Umgang entscheidend. Eine entspre¬ 
chende Ausbildung ist ebenso unerlässlich. 

Abschließend ist generell festzustellen, dass es in 
Deutschland und zum Teil auch international zu wenig 
Forschung zu den in diesem Kapitel dargestellten Themen 
gibt. Außerdem sind viele der vorliegenden Studien zu 
undifferenziert. Die beschriebenen Lücken zu schließen, 
wäre aber im Sinne der betroffenen Mädchen und Jungen 
sowie ihrer Bezugs- und Vertrauenspersonen zwingend 
erforderlich. 
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28.1 Einleitung 


Kinderschutzthemen wie Vernachlässigung, Misshand¬ 
lung und sexueller Missbrauch emotionalisieren stark. 
Dies zeigt auch die öffentliche und mediale Reaktion auf 
sogenannte Kinderschutzskandale und häufig wird gerade 
in den Medien nach Schuldigen gesucht, um das Unfass¬ 
bare zu erklären. Dabei geraten oft nicht nur die eigentli¬ 
chen Täterinnen und Täter, sondern auch sogenannte Bys- 
tander, also mögliche Unterstützungspersonen im Umfeld 
oder professionelle Helferinnen und Helfer schnell in den 
Fokus der Kritik, weil sie angeblich nicht hinreichend ver¬ 
antwortungsvoll gehandelt haben. 

Jeder Kinderschutzfall ist einmalig und stets eine 
emotionale Herausforderung für alle Beteiligten. Starke 
Emotionalisierung und Schuldzuweisungen im Einzelfall 
führen häufig dazu, dass diese Fälle als sehr belastend er¬ 
lebt werden und dass ein unerfreulicher Fallausgang oft als 
persönliches Scheitern erlebt wird, begleitet mit Gefühlen 
der Ohnmacht, der Insuffizienz etc. Es ist mir deshalb ein 
Anliegen, Ihnen neben den Inhalten in diesem Buch auch 
einige Reflexionen zur Selbstfürsorge in der Fallarbeit nä¬ 
herzubringen. 

Anna Freud, die Tochter Sigmund Freuds, die sich in 
ihren letzten Lebensjahren in England sehr nachhaltig im 
Kinderschutz engagiert hat, hat das Dilemma des Kinder¬ 
schutzes einmal so umschrieben, dass man in diesen Fäl¬ 
len stets zu spät zu wenig oder zu früh zu viel gemacht 
hat (Goldstein et al. 1982). Dieses Ringen um die rechte 
Balance bei der Interventionsplanung, das Vermeiden von 
Schnellschüssen, ebenso wie das Vermeiden des gefähr¬ 
dungssteigernden Wegduckens und Abwartens ist oft eine 
komplexe Aufgabe, die nicht optimal gelöst werden kann, 
sondern nur zugunsten der am wenigsten schädlichen Al¬ 
ternative. 

Meines Erachtens muss man sich im Umgang mit die¬ 
sen Fällen grundsätzlich davon verabschieden, die opti¬ 
male Lösung für die betroffenen Kinder zu finden, denn 
an diesem Anspruch muss man scheitern. Der uralte 
Grundsatz aus der ärztlichen Ethik: »primum non noce- 
re« - zuerst keinen Schaden anrichten - ist hier auch in 
Kinderschutzfragen eine hilfreiche Grundhaltung. 

Mit dem Fachbegriff der sekundären Viktimisierung 
werden sekundäre Folgen in Kinderschutzfällen bezeich¬ 
net, welche durch das ungünstige Fallmanagement, durch 
Belastungen, z. B. im Strafverfahren oder durch Tren¬ 
nungserlebnisse im Rahmen von schützender Interventi¬ 
on, ausgelöst werden. Diese Nebenwirkungen des schüt¬ 
zenden Handelns gilt es möglichst gering zu halten. Dazu 
ist es notwendig, z. B. im Rahmen der Hilfeplanung, auch 
wenn es um den Schutz geht, andere Vor- und Nachteile 
der Maßnahme abzuwägen. 


Q Als Grundregel kann gelten: Je vitaler die Gefähr¬ 
dung eines Kindes ist, also in lebensbedrohlichen 
Situationen infolge von Fremd- oder Selbst¬ 
aggression, umso einschneidender können die 
Maßnahmen zum Schutz sein - dabei sind sogar 
Maßnahmen denkbar, wie die Inobhutnahme 
gegen den Willen des Kindes (§ 42 Abs. 3 SGB 
VIII) zu seinem Schutz in einer geeigneten Ein¬ 
richtung. 

Auch dann gilt es, dass man die Kinder, über deren Wün¬ 
sche und Willensäußerungen so oft hinweggegangen wor¬ 
den ist, genau über solche Maßnahmen informiert und 
ihnen erklärt, warum man z. B. gegen ihren Willen meint, 
nur auf diese Weise den Schutz herstellen zu können. 

Kinderschutzfälle sind geprägt von zahlreichen Un¬ 
wägbarkeiten, von unerwarteten Entscheidungen und 
Weichenstellungen, die einzelne Personen oft nicht hinrei¬ 
chend beeinflussen können. Häufig gilt frei nach Brechts 
Lied von der Unzulänglichkeit menschlichen Strebens aus 
der Dreigroschenoper: »Ja, mach nur einen Plan, sei nur 
ein großes Licht und mach dann noch nen zweiten Plan, 
gehn tun sie beide nicht«. Oder wie der Volksmund sa¬ 
gen würde: »Erstens kommt es anders, zweitens als man 
denkt.« 

Gerade diese zweite Komponente, dass man sich ei¬ 
nen idealen Verlauf von helfenden Interventionen gedacht 
hat und andere dann entgegen der Vorstellung handeln, 
führt häufig zu Kränkung und verbitterten Kämpfen unter 
Helferinnen und Helfern, die sich wiederum schädlich für 
die betroffenen Kinder und Jugendlichen und ihre unter¬ 
stützenden Kontaktpersonen auswirken können. Missio¬ 
narische Rechthaberei ist bei professionellem Handeln im 
Kinderschutz wie auch in anderen Fällen stets eine prob¬ 
lematische Grundhaltung, die in Isolation und fallbezoge¬ 
nes Scheitern führt. 

Die Kunst des abgestimmten Casemanagement im 
Kinderschutz liegt häufig in der Fähigkeit zur Kompro¬ 
missbildung, in der Fähigkeit zur Übernahme anderer 
Sichtweisen oder wenigstens zum Einbezug anderer Sicht¬ 
weisen und im jeweiligen Verständnis der eigenen pro¬ 
fessionellen Rolle. Vor vielen Jahren untersuchten wir in 
Berlin und Köln (Fegert et al. 1999), neben dem konkreten 
Verlauf von sexuellen Missbrauchsfällen im Helferumfeld, 
auch die Einstellung von Fachkräften in der Strafverfol¬ 
gung und im Helferfeld. Dabei fiel in der Selbstdarstel¬ 
lung teilweise eine eindeutige Rollenkonfusion im Bezug 
auf den jeweiligen Auftrag auf. Verschärfend hinzu kam 
die Tatsache, dass man jeweils genau zu wissen glaubte, 
was die anderen in diesen Fällen zu tun hätten (was die¬ 
se in enttäuschender Weise nie so getan haben), während 
man selbst in Bezug auf seine eigenen Möglichkeiten und 
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seine Rolle eher diffus und zurückhaltend war. Das Mot¬ 
to »Schuster, bleib bei deinen Leisten« kann deshalb ein 
guter Rat, auch im Fallmanagement und bei der Selbstfür¬ 
sorge sein. Man sollte sich immer wieder darauf besinnen: 
Was ist meine beruflich definierte Rolle? Was kann ich be¬ 
wirken? Was ist nicht meine Aufgabe? Wer hat die Kern- 
kompetenz für andere wichtige Maßnahmen und Schritte, 
die ich als notwendig erkenne, die ich aber nicht professio¬ 
nell umsetzen kann, da ich hierfür kein Mandat und/oder 
keine Expertise habe? 

Ohne Vernetzung und Zusammenarbeit ist effekti¬ 
ver Kinderschutz nicht möglich (Details dazu Ziegenhain 
et al. 2010). Vernetzung gelingt besonders gut in »Frie¬ 
denszeiten« und nicht dann, wenn eine fallbezogene Krise 
schon da ist. Ein strukturiertes Hilfeprozessmanagement 
kann die persönliche Zufriedenheit und auch die realis¬ 
tische Erfolgseinschätzung bei der Fallarbeit im Kinder¬ 
schutz signifikant verbessern. Dies konnten wir in einer 
randomisierten Studie zur Fallarbeit im Kinderschutz 
nachweisen (Goldbeck et al. 2007). 

Im Folgenden sollen einige Prinzipien und Strategi¬ 
en der Selbstfürsorge, Schaffung professioneller Distanz, 
die Nutzung von Koordination, Coaching, Beratung und 
Supervision, Umgang mit Unsicherheit, Ungewissheit und 
Frustration sowie der Umgang mit suboptimalen Ausgän¬ 
gen etwas detaillierter angesprochen werden. Ziel ist es 
nicht, hier definitive Lösungsvorschläge zu machen, son¬ 
dern vielmehr, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer da¬ 
für zu sensibilisieren, dass Kinderschutz eine Aufgabe ist, 
die langen Atem braucht, dass man deshalb seine Kräfte 
einteilen muss und auch genau darauf schauen sollte, dass 
man sich nicht in Konflikten zwischen Institutionen oder 
in der Fallarbeit aufreibt. 

Da Helferinnen/Helfer und Unterstützungspersonen 
stets auch eine Vorbildfunktion für diese Kinder und 
Jugendlichen haben, ist ihnen meist wenig mit stark op¬ 
feridentifizierten, sich selbst als ohnmächtig erlebenden 
Unterstützungspersonen gedient. Vielen betroffenen Kin¬ 
dern geht es darum, wieder Kontrolle über ihr Leben zu 
erlangen, und sie profitieren deshalb von helfenden und 
unterstützenden Personen dann am meisten, wenn diese 
ihre emotionale Beteiligung reflektieren können und nicht 
selbst an der eigenen Belastungsgrenze agieren. 

Als jemand, der nun seit drei Jahrzehnten praktisch, 
klinisch und wissenschaftlich kontinuierlich zu Kinder¬ 
schutzfragen gearbeitet hat, erschüttert es mich manch¬ 
mal, wie viele hoch engagierte und verdiente Kollegin¬ 
nen und Kollegen, z. B. aus der spezifischen Beratung, 
irgendwann mit einer Burn-out-Symptomatik aussteigen 
mussten. Ich habe es immer als persönliches Privileg an¬ 
gesehen, in Verhältnissen zu arbeiten, in denen ich Kon¬ 
texte der Selbstreflexion, der Unterstützung im Team, der 


professionellen Ausbildung und Supervision sowie des 
externen Coachings nutzen konnte, und ich habe solche 
Unterstützungs- und Beratungsangebote auch in allen 
Phasen meines beruflichen Lebens bis heute gerne ange¬ 
nommen und als hilfreich empfunden. 

28.2 Strategien zur Selbstfürsorge 
28 . 2.1 Die Rollenklarheit 


Unterstützungspersonen von sexuell missbrauchten Kin¬ 
dern und Jugendlichen sollten sich stets über ihre Rolle 
im Klaren sein und auch in zugespitzten Situationen be¬ 
stimmte gegebene Rahmenbedingungen nicht verlassen. 
Es gilt das Prinzip: Schuster, bleib bei deinen Leisten. 

Eine Beratungslehrerin bleibt auch im Fall eines se¬ 
xuellen Missbrauchs an einer Schülerin Beratungslehrerin 
und kann nicht gleichzeitig Freundin, Inobhutnahme¬ 
stelle und Psychotherapeutin sein. Was sie aber kann, ist 
eine kompetente Begleitung des Kindes und ein Coaching 
durch das Hilfesystem sicherzustellen. Häufig, vor allem 
wenn uns das Schicksal von betroffenen Kindern beson¬ 
ders anrührt, ist ein unkontrolliertes »Helfersyndrom« bis 
hin zu Adoptionsgedanken und Aufnahme in die eigene 
Familie vorzufinden. Es ist wichtig, sich solcher »Helfer¬ 
fantasien« bewusst zu werden, um dann reflektiert auch 
die nötige professionelle Distanz wahren zu können. Oft 
tun einem diese Kinder, gerade im Vergleich z. B. zu den 
Chancen der eigenen Kinder, unendlich leid und dieses 
Mitleid kann zu unreflektierten Beziehungsangeboten 
führen, die nachher nicht eingehalten werden können 
oder bei den betroffenen Kindern falsche Erwartungen 
wecken können. 

Besonders sorgsam sollte man die Grenzen der eige¬ 
nen Privatheit schützen und dabei auch bedenken, dass 
viele betroffene Kinder in Privaträumen, z. B. bei einer 
Zuwendungs- oder Fördersituation missbraucht wur¬ 
den. In der Regel gibt es keinen Grund, Kindern die 
private Telefonnummer zu geben, Kinder nach Hause 
einzuladen, um dort Gespräche zu führen, Kinder auf 
private Freizeitaktivitäten mit der eigenen Familie mitzu¬ 
nehmen etc. 

Bestimmte hoch effektive therapeutische Angebote, 
z. B. in der dialektisch-behavioralen Therapie bei schwe¬ 
ren Persönlichkeitsentwicklungsproblemen sind bewusst 
rund um die Uhr erreichbar, aber auch da wird strikt zwi¬ 
schen therapeutischen Interventionen, die zu geregelten 
Terminen stattfinden, und Krisenangeboten unterschie¬ 
den. Die Helferinnen und Helfer bekommen Supervision 
bei dieser schwierigen Tätigkeit und der Hintergrund¬ 
dienst wird vergütet. 
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28 . 2.2 Der Schutz der Privatsphäre 


Denken Sie bitte einmal darüber nach, wem Sie bislang 
im Alltag ihre private Telefonnummer oder ihre priva¬ 
te Wohnadresse gegeben haben und wo dies in ihrem 
Arbeitskontext funktional und wo dies vielleicht dysfunk¬ 
tional ist. Gar nicht so selten kann es im Rahmen von Kin¬ 
derschutzfällen auch zu Bedrohungen von Helferinnen 
und Helfern durch Angeschuldigte kommen. Dies kann 
dann bis zu einer realen Gefährdung oder Beeinträchti¬ 
gung von Familienmitgliedern oder Mitbewohnerinnen/ 
Mitbewohnern führen. Auch dies muss unbedingt profes¬ 
sionell mit reflektiert werden. 

Im Hilfekontext hat sich die Trennung zwischen Pri¬ 
vatanschlüssen und dienstlichen Handys sehr bewährt. 

Oft beschäftigen und belasten einen Fälle so, dass eine 
Tendenz besteht, das private Umfeld in der Aufregung 
mit einzubeziehen bzw. dort zu versuchen, Entlastung zu 
finden. Dadurch verlieren dann möglicherweise unter¬ 
stützende und zum Ausgleich dienende Freizeitaktivitäten 
und auch die Liebesbeziehung zur Partnerin/zum Partner 
ihre wirklich unterstützende Funktion, weil bei professio¬ 
nell erlebtem Leid, privat geteiltes Leid nicht halbes Leid 
ist, sondern mit der Zeit die notwendige Distanzierung, 
Relativierung und Entspannung im privaten Bereich ver¬ 
loren geht. 

28.2.3 Kollegialen Austausch und 

professionelle Unterstützung suchen 


Suchen Sie sich Kontexte des kollegialen Austauschs, 
Unterstützung in Fachgruppen, Supervision und Bera¬ 
tung. Viele Kinderschutzfälle verlangen immer wieder 
Entscheidungen, in denen es wichtig ist, sich klarzuma¬ 
chen, was dafür und was dagegen spricht und was die kla¬ 
ren rechtlichen Rahmenbedingungen sind, z. B. wenn es 
darum geht, andere Helferinnen und Helfer (z. B. vom 
Jugendamt) bei einem Fall zu involvieren oder Strafanzei¬ 
ge zu erstatten. 

Im Rahmen des Bundeskinderschutzgesetzes ist des¬ 
halb ein Rechtsanspruch auch für Berufsgeheimnisträ¬ 
ger außerhalb des Jugendhilfebereichs, hierzu zählen 
Lehrerinnen und Lehrer, ebenso Ärztinnen und Ärzte, 
Psychotherapeutinnen und -therapeuten und andere 
Berufspsychologinnen und Berufspsychologen, auf eine 
anonymisierte Beratung durch eine insoweit erfahrene 
Fachkraft (§ 8b SGB VIII) eingeführt worden. Dieser 
Rechtsanspruch richtet sich gegen das jeweilige Jugend¬ 
amt, sollte aber durch eine vom Jugendamt unabhän¬ 
gige Fachkraft umgesetzt werden. Es mag in der relativ 
kurzen Zeit nach Einführung des Bundeskinderschutz¬ 
gesetzes noch nicht überall sichergestellt sein, dass diese 


Ansprüche auch zeitnah eingesetzt werden. Dennoch soll¬ 
ten Lachkräfte sich in der Fallarbeit zur externen Beratung 
diese Hilfen einfordern und auch von ihren Arbeitgebern 
entsprechende Unterstützung erbitten. 

Aus psychodynamischer Sicht ist einer der häufigsten 
Abwehrmechanismen, der eher zu helfendem Verhalten 
disponiert, der Mechanismus der altruistischen Abtre¬ 
tung. Kurz gesagt wird versucht, den Mangel an Fürsorge, 
Liebe und Stabilität, der selbst erlebt wurde oder gefühlt 
wird, durch eine exemplarische Fürsorge für andere zu 
kompensieren. Dieser Mechanismus kann, wie Schmid¬ 
bauer (1992) dargestellt hat zu Überengagement, Selbst¬ 
ausbeutung, Depression und Burn-out in Helferberufen 
führen. Selbstfürsorge, die Pflege der eigenen Bedürfnis¬ 
welt, der Schutz der Privatsphäre, möglichst effektives 
Zeit- und Belastungsmanagement sind deshalb wichtige 
Komponenten einer professionellen Haltung und Lebens¬ 
weise als möglicher Helfender oder Unterstützungsperson 
betroffener Kinder. Wer sich nur aufopfert, kann Opfern 
kein geeignetes Vorbild sein. 

28.2.4 Supervision 


Wenigstens in komplexen Fallkonstellationen mit starker 
eigener emotionaler Beteiligung sollte Supervision ge¬ 
sucht werden, wobei diese unterschiedliche Schwerpunkte 
haben kann. Sie kann sich stärker auf die Fallarbeit be¬ 
ziehen oder stärker die Arbeitshindernisse, Widerstän¬ 
de, Ekel, Schlaflosigkeit, Schwierigkeiten der inneren 
Distanzierung etc. in Bezug auf die Lallarbeit zum Lokus 
haben. 

Es gibt immer mehr ausgebildete Supervisorinnen und 
Supervisoren, sowohl im psychotherapeutischen Bereich, 
wo alle Ausbildungsinstitute auch über ein entsprechen¬ 
des Supervisionswissen verfügen, als auch im Bereich der 
Pädagogik und Sozialpädagogik. 

28.2.5 Nachbereitung von Fällen 


Häufig läuft in Einzelfällen irgendetwas schief und es bleibt 
das Gefühl zurück, dass man im Nachhinein doch besser 
anders gehandelt hätte. In solchen Situationen macht es 
Sinn, die beteiligten Helferinnen und Helfer, durchaus 
auch mit den Adressaten der Hilfe, wenn diese in einer 
geschützten Situation leben, noch einmal zusammenzu¬ 
bringen und rückblickend die Abläufe zu reflektieren. 

Gerade aus den Rückmeldungen der Betroffenen 
und der sie unterstützenden Angehörigen wird dann off 
deutlich, wie die Beteiligten auch auf verschlungenen 
und schwierigen Wegen Kraft durch die Unterstützung 
gewonnen haben und wie sinnvoll das Engagement war. 
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Gleichzeitig kann man gerade auch im Kinderschutz aus 
Fehlern lernen (vgl. Fegert et al. 2010) und sich für die 
nächsten Fälle besser aufstellen. 

28.2.6 Pro und Kontra abwägen 


Häufig ist es sinnvoll, sich Aufzeichnungen über die Fall¬ 
arbeit zu machen, die über geordnete Aktenführung hi¬ 
nausgeht. Dabei ist es meistens ein Gewinn, innere Kon¬ 
flikte und Güterabwägung und einfache Pro- und Kontra¬ 
listen oder Nutzen-Risiko-Abwägung auf das Papier zu 
bringen. 

Auch dies erlaubt eine gewisse emotionale Distanzie¬ 
rung bei emotional belasteten Konflikten, zumal es deut¬ 
lich macht, dass eine nebenwirkungsfreie optimale Lösung 
meist nicht möglich sein wird. 

28.2.7 Eigene Belastung im Blick behalten 


Aufmerksam sollte man auch die eigene Belastung im 
Blick behalten und beobachten, ob Schlafprobleme oder 
z. B. vermehrter Alkoholkonsum, um das Schlafen anzu¬ 
stoßen, etc. auftreten. 

Als Regel der Selbstfürsorge mag gelten, wenn man 
dies bemerkt oder wenn man z. B. von der Lebenspart¬ 
nerin/vom Lebenspartner darauf angesprochen wird, dass 
man abwesend, verändert, belastet sei, ist es höchste Zeit, 
sich um sich selbst zu kümmern und sich Beratung und 
Unterstützung oder Supervision zu holen. 

28.2.8 Gewinnen wollen. Recht haben 
wollen, scheitern 


Gerade in Fällen, in denen man hoch engagiert arbeitet 
und unbedingt eine gute Lösung für die betroffenen Kin¬ 
der und Jugendlichen erreichen möchte, erlebt man z. B. 
das Scheitern eines Antrages an das Familiengericht, das 
Scheitern einer Hilfe oder Folgen von Fehleinschätzun¬ 
gen, z. B. mit einem Suizidversuch eines Kindes off als 
persönliche Niederlage. 

Häufig führen solche Verläufe, gerade bei Fällen von 
Missbrauch in Institutionen, zu einer kompletten Spaltung 
im Team, zu kaum üb erbrückbaren Gräben und zu einer 
hohen emotionalen Belastung in einem Kontext, der sonst 
eigentlich eher der kollegialen gegenseitigen Unterstüt¬ 
zung und Fürsorge dient. Auch Teams benötigen in einer 
solchen Situation Pflege, Unterstützung und Supervision. 

Im kinder- und jugendpsychiatrisch/psychotherapeu¬ 
tischen Kontext haben wir deshalb externe Supervision 
für die Teams, die regelmäßig solchen Spaltungsmecha¬ 


nismen und -prozessen ausgesetzt sind, fest etabliert, um 
Kindern und Jugendlichen die bestmöglichen Angebote 
in einem unterstützenden Milieu machen zu können, 
aber auch um unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
eine zufriedene Arbeit, trotz stark belastender Fälle zu er¬ 
möglichen. Externe Mitarbeiterbefragungen dienen der 
Überprüfung, ob dies gelingt. 

In Krisensituationen ist es wichtig, dass sich Leitungs¬ 
hierarchien konsequent hinter die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter stellen, die sich im spezifischen Fall engagie¬ 
ren, und deutlich gemacht wird, warum welches Vorgehen 
etc. gewählt wird. 

28.2.9 Formal korrekt und fair handeln 


Ist der Angeschuldigte/die Angeschuldigte oder der/die 
Tatverdächtige ein Kollege/eine Kollegin ist es wichtig, 
dass diese/r alle personalrechtmäßigen Schutzmaßnah¬ 
men bei entsprechenden Gesprächen erhält, z. B. Perso¬ 
nalrat, oder auch eine anwaltliche Vertretung hat. Gerade 
wenn diese Dinge gewährleistet sind, kann dann auf der 
anderen Seite sichergestellt werden, dass die Institution 
sich nachdrücklich für die betroffenen Kinder engagiert 
und den Schutz dieser Kinder über die Interessen von 
Schweigepflicht unter Kolleginnen und Kollegen stellt. 

Stark emotional belastend sind in diesem Zusammen¬ 
hang die Tatsachen, dass man den familiären Hintergrund 
des zum Täter/zur Täterin gewordenen Kollegen/Kollegin 
kennt, dass man weiß, dass nicht nur er/sie, sondern die 
Familie ebenfalls ruiniert oder betroffen sein wird. Dieses 
Wissen führt off dazu, dass man Dinge, die man eigentlich 
gesehen und auch als problematisch oder falsch wahr¬ 
genommen hat, nicht als wahr erkennen will. Insofern 
empfiehlt es sich, in Teams auch gewisse Grundsätze zwi¬ 
schen Kolleginnen und Kollegen zu vereinbaren und sich 
frühzeitig Rückmeldungen zu eventuell problematischem 
Verhalten zu geben. 

28 . 2.10 Geduld 


Off tut sich auch in bestimmten Fällen zu einem gewissen 
Zeitpunkt nicht genug, alles scheint festzustecken, alles 
wartet z. B. auf ein Gutachten, und man befürchtet, dass 
der Missbrauch zwischenzeitlich weitergeht etc. Solche Si¬ 
tuationen sind schwer auszuhalten und können teilweise 
tatsächlich eine reale Gefährdungssituation für Kinder 
darstellen. Hier gilt es zwischen der eigenen Ungeduld, 
zwischen dem eigenen Recht haben und gewinnen wollen 
und der Bedürfnislage der Kinder sowie den administra¬ 
tiven Vorgaben und rechtlichen Gegebenheiten zu diffe¬ 
renzieren, um z. B. die betroffenen Kinder nicht durch die 
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eigene Ungeduld, Empörung über andere Helfende etc. 
zusätzlich zu belasten. 

Konkurrenzen darum, wer das Kind am besten ver¬ 
steht, wer am besten weiß, wie ihm zu helfen ist, sind stets 
zum Schaden des Kindes. Es gehört zu den Grundgege¬ 
benheiten professionellen Handelns, dass man bestimmte 
Zuständigkeiten und auch Entscheidungsvollmachten 
anerkennt und dementsprechend handelt. Im Bezug auf 
die Fragen z. B. des Sorgerechtsentzugs (§ 16, 66a SGB 
VIII) oder zu Eingriffen in das Aufenthaltsbestimmungs¬ 
rechts der Sorgeberechtigten ist eben das Familiengericht 
die entscheidende Instanz und gegen die dort getroffenen 
Entscheidungen muss entweder auf eine höhere Instanz 
mit einem begründeten Antrag vorgegangen werden oder 
diese Entscheidungen sind als Realität zu akzeptieren. 

Es lebt sich nicht gut damit, eigentlich alles vorher 
zu wissen und doch in der Praxis zu scheitern. Vielmehr 
sollte man nach solchen Verläufen reflektieren, wo z. B. 
das Familiengericht schon früher hätte involviert werden 
können, wo man besser informieren hätte können, was 
man nicht bedacht hat, welche Chancen die jetzige Ent¬ 
scheidung bringt etc. 

Häufig führen übergroße Ungeduld, Rechthaberei 
und entsprechende Enttäuschung zu Beziehungsabbrü- 
chen, und dies ist für die betroffenen Kinder dann noch 
doppelt problematisch, weil vielleicht ja wirklich eine 
gerichtliche Entscheidung eher suboptimal ausgefallen 
ist und sich dann die/der bislang als Unterstützungsper¬ 
son erlebte Professionelle beleidigt zurückzieht. Dies ist 
dann für diese Kinder der denkbar ungünstigste Aus¬ 
gang. In der Entwicklung, selbst einer, die man nicht 
unbedingt so vorhergesehen oder gar gewünscht hat, 
steckt in der Regel auch eine Chance oder es gibt eine 
zweite Chance das Ganze noch in die richtige Richtung 
weiterzubewegen. 

28 . 2.11 Transparente Information und 
Partizipation 


Unsere oben erwähnte Untersuchung in Köln und Berlin 
(Fegert et al. 1999) zeigte, dass es gerade Personen aus den 
Helferberufen sehr gut gelingt, Beziehungen aufzubauen, 
und dass Kinder und Jugendliche diese Beziehungen auch 
als Unterstützung erleben. 

Beklagt wurde von den Kindern mangelnde Trans¬ 
parenz in Bezug auf die Interventionsplanung und auf 
die Risiken der Verfahrensabläufe. Wichtig ist deshalb, 
dass hier mit offenen Karten gespielt wird, dass auch 
mit den betroffenen Kindern und Jugendlichen stärker 
das Für und das Wider abgewogen wird, dass Risiken 
eines anderen Verfahrensausgangs klar kommuniziert 
werden, dass man, auch wenn man nicht Recht behält 


oder vor Gericht obsiegt, zur bisherigen professionellen 
Beziehung steht und das Kind nicht beleidigt im Regen 
stehen lässt. 

28.3 Fazit 


Eigentlich sind die hier genannten Dinge Selbstverständ¬ 
lichkeiten, die vielleicht auch nicht in einen Lehrtext ge¬ 
hören. In meiner jahrelangen Tätigkeit, auch in der Super¬ 
vision und Beratung von Personen und Institutionen, sind 
mir die hier aufgeführten Phänomene, über die im aka¬ 
demischen Kontext eigentlich nie geschrieben wird, aber 
so häufig begegnet, dass es mir ein Bedürfnis war, diese 
Dinge auch im Kontext dieses Werkes anzusprechen. 

Mit einer 100%igen Opferidentifikation sind Helferin¬ 
nen und Helfer handlungsunfähig. Betroffene Kinder und 
Jugendliche lernen am Vorbild und sie lernen auch daran, 
dass jemand kontrolliert mit Nähe und Distanz, Macht 
und Kontrolle umgeht. In solchen Beziehungen werden 
wir bisweilen als »Täter/Täterin« erlebt. Wenn wir z. B. 
zum Schutz eine Heimunterbringung anregen, erleben die 
Kinder die geplante Hilfe im ersten Moment manchmal 
eher als Strafe oder als schlimmere Belastung als die Tat 
im häuslichen Milieu. Hier deshalb die Betroffenen in die 
Hilfeplanung sorgfältig mit einzubeziehen und immer 
wieder zu erklären, weshalb man welche Schritte ergreift 
und gleichzeitig klar seine Verantwortung zu betonen und 
nicht Kindern Entscheidungen aufzubürden, die sie z. B. 
gegen die Herkunftsfamilie in einem Loyalitätskonflikt 
auch gar nicht treffen können, ist zentral auch für die ei¬ 
gene Psyche. 

Wer glaubt, dass man, wenn man gar nichts tut, auch 
nichts kaputt macht, unterliegt einem Irrtum. Viele Kin¬ 
der leiden genau darunter, dass niemand ihr Leid wahr¬ 
nimmt und sich für sie engagiert. Menschliches Handeln, 
auch helfendes Handeln, ist stets mit dem Risiko behaf¬ 
tet, Fehler zu machen, Irrtümern aufzusitzen oder gar zu 
scheitern. 

Eine Reflexion ungünstig verlaufender Fälle gehört zu 
professioneller Kinderschutzarbeit ebenso wie die Stär¬ 
kung der Selbstpflege- und Selbstfürsorgekompetenzen. 
Für mich war die wissenschaftliche Beschäftigung, die 
Auseinandersetzung auf Tagungen, das politische Enga¬ 
gement für einen besseren Kinderschutz in Deutschland 
immer auch eine Ebene der emotionalen Distanzierung 
in Bezug auf die Belastungen, Frustrationen und starken 
Emotionen der Fallarbeit, verbunden mit der Hoffnung, 
im Großen, z. B. politisch, etwas zum Guten verändern 
zu können. Übergeordnete Prinzipien, die für den Kin¬ 
derschutz wichtig sind, wie die Stärkung der Partizipation 
und Selbstbestimmung, die klare Definition der eigenen 
professionellen Rolle etc. können insgesamt die Chance 
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erhöhen, nachhaltig erfolgreich in einem pädagogischen 
oder heilberuflichen Umfeld tätig zu sein. Kinderschutz¬ 
fälle sind deshalb nicht nur eine Belastung, sondern off 
bereichernd, denn sie stellen an uns zentrale persönliche 
sowie professionelle Fragen. Wenn man dieser Herausfor¬ 
derung reflektiert begegnet, ist sie eine große Chance zur 
eigenen Weiterentwicklung. 
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29.1 Einleitung 


Die Forderung nach verbindlichen Schutzmaßnahmen in 
Einrichtungen, die mit Kindern und Jugendlichen profes¬ 
sionell oder ehrenamtlich arbeiten, hat mit dem im April 
2010 von drei Ministerien konstituierten Runden Tisch 
»Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und 
Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Einrich¬ 
tungen und im familiären Bereich« (RTKM) an (fach) 
politischer Bedeutung gewonnen. 

Der Runde Tisch »Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und 
Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen und 
im familiären Bereich« (RTKM) teilte sich in drei Arbeitsgruppen auf, 
die jeweils unter Vorsitz eines Ministeriums arbeiteten: Arbeitsgrup¬ 
pe I »Prävention - Intervention - Information« unter dem Vorsitz 
von Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Dr. 
Kristina Schröder; Arbeitsgruppe II »Durchsetzung Strafanspruch - 
Rechtspolitische Folgerungen - Anerkennung des Leidens der Opfer 
sexuellen Missbrauchs in jeglicher Hinsicht« unter dem Vorsitz der 
Bundesministerin für Justiz, Sabine Leutheusser-Schnarrenberger; 
Arbeitsgruppe III »Forschung und Lehre« unter dem Vorsitz der dama¬ 
ligen Bundesministerin für Bildung und Forschung, Prof. Dr. Schavan. 

Dieser war notwendig geworden, weil Skandale massiven 
Missbrauchs an Schutzbefohlenen in Institutionen aufge¬ 
deckt wurden. Die skandalisierten Fälle verwiesen darauf, 
dass die internationale Kinderrechtsdiskussion, berufs¬ 
ethischen Positionen, gesetzlich verankerten Gewährleis¬ 
tungspflichten, bestehenden Qualitätssicherungsmaßnah¬ 
men und Fachdebatten im Sozial- und Gesundheitswesen 
offenbar nicht dazu geführt hatten, Schutzrechte gegen¬ 
über Kindern und Jugendlichen wirksam zu verankern. 
National fanden bereits seit den 1990er-Jahren und zu 
Beginn der Jahrtausendwende Präventionsdiskurse statt 
und Konzepte wurden entwickelt (vgl. Conen 1995; Enders 
1995; Fegert u. Wolff2006). 

Auf internationaler Ebene wurden bereits im Jahr 2001 
beim »Zweiten Weltkongress gegen die sexuelle Ausbeu¬ 
tung von Kindern« in Yokohama (vgl. ► http://www.dji. 
de) weitreichende Präventionserfordernisse angesichts 
von Missbrauch in Institutionen diskutiert. Gesprochen 
wurde hier bereits von Selbstverpflichtungen der Einrich¬ 
tungen, spezifische Gefährdungsanalysen zu erstellen, re¬ 
gelmäßige Informationsveranstaltungen in Einrichtungen 
durchzuführen, bei Neueinstellung über Regeln in den 
Einrichtungen zu informieren etc. Diese Erkenntnisse ge¬ 
wannen mit der seit 2010 beginnenden breiten zivilgesell- 
schaftlichen Debatte an Gewicht. 

29.2 Forderung von verbindlichen 
Auflagen für alle Institutionen 


Im Rahmen des RTKM wurde bald von verbindlichen 
Auflagen für alle Einrichtungen und Organisationen 
gesprochen, die mit Kindern und Jugendlichen profes¬ 


sionell oder ehrenamtlich arbeiten. Empfohlen wurde 
umgehend, dass die öffentliche Finanzierung mit dem 
Nachweis der Implementierung von Schutzmaßnahmen 
gekoppelt werden sollte. In einer Unterarbeitsgruppe 
von »AG I: Intervention - Prävention - Information« 
wurde dazu ein Leitlinienpapier mit Empfehlungen für 
Mindeststandards in den Bereichen Prävention, Inter¬ 
vention und langfristiger Aufarbeitung erstellt (vgl. 
Abschlussbericht RTKM 2011, Anlage 3). Desgleichen 
erarbeitete die Unterarbeitsgruppe von »AG II: Durch¬ 
setzung staatlicher Strafanspruch - Rechtspolitische 
Folgerungen - Anerkennung des Leidens der Opfer 
sexuellen Missbrauchs in jeglicher Hinsicht« ein Leitli¬ 
nienpapier zur Einschaltung der Strafverfolgungsbehör¬ 
den (vgl. Abschlussbericht RTKM 2011, Anlage 4). Am 
Runden Tisch einigte man sich zunächst auf neun Min¬ 
deststandards im Sinne von Minimalanforderungen, die 
im Zwischenbericht des RTKM als Empfehlungen doku¬ 
mentiert wurden. 

29 . 2.1 Mindeststandards in der 
institutioneilen Prävention 


Es ging um basale Präventionsmaßnahmen, die im Rah¬ 
men eines trägerspezifischen Kinderschutzkonzeptes um¬ 
gesetzt werden. Dafür sollten Einrichtungen partizipative 
Organisationsentwicklungsprozesse einleiten und kon¬ 
krete Schutzüberlegungen in bereits bestehende Schlüssel¬ 
prozesse verankern (z. B. Einstellungsverfahren, Fort- und 
Weiterbildung, Dokumentationsverfahren). Der Nach¬ 
weis über die Implementierung folgender Maßnahmen 
sollte geführt werden - so der RTKM (vgl. Zwischenbe¬ 
richt RTKM 2010): 

Mindeststandards in Institutionen 

1. Vorlage eines trägerspezifischen Kinderschutz¬ 
konzeptes 

2. Implementierung von kinderschutzorientierten 
Personalentwicklungsmaßnahmen 

3. Erstellung einer einrichtungsinternen Analyse zu 
arbeitsfeldspezifischen Gefährdungspotenzialen 
und Gelegenheitsstrukturen 

4. Implementierung von Beteiligungsformen für 
Kinder und Jugendliche 

5. Implementierung eines internen und externen 
Beschwerdeverfahrens 

6. Vorlage eines Managementplans bei Verdachts¬ 
fällen 

7. Hinzuziehung einer/eines externen Beraterin/ 
Beraters bei Verdachtsfällen (z. B. Fachkraft für 
Kinderschutz) 
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8. Implementierung eines Dokumentationswesens 
für Verdachtsfälle 

9. Durchführung themenspezifischer Fortbildungs¬ 
maßnahmen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
durch externe Fachkräfte 


29 . 2.2 Multiperspektivischer Ansatz der 
Präventionsmaßnahmen 


Die Arbeitsgruppe plädierte für eine Verantwortungsüber¬ 
nahme aller Personen, die für den Erfolg einer Dienst¬ 
leistung am Menschen in den betreffenden Einrichtun¬ 
gen oder Organisationen verantwortlich seien (betriebs¬ 
wirtschaftlich bezeichnet als »Stakeholder«). Eine solche 
multiperspektivische Strategie geht davon aus, dass eine 
Verhinderung von Missbrauch an Kindern und Jugend¬ 
lichen nur dann erzielt werden kann, wenn nachhaltige 
organisatorische Lernprozesse eingeleitet werden. Präven¬ 
tionsmaßnahmen müssen Sinn machen und gewollt sein 
und sie müssen auf den unterschiedlichen Ebenen einer 
Organisation oder Institution und mit allen Akteurinnen/ 
Akteuren gemeinsam entwickelt werden (D Abb. 29.1). 

Gespeist wird eine solche Strategie von der Einsicht, 
dass Veränderungen in Systemen nur multiperspektivisch 
bearbeitbar sind, indem Kinder und Jugendliche, Füh- 
rungs- und Leitungspersonen in Einrichtungen und Or¬ 
ganisationen, professionelle und ehrenamtliche Personen, 
Eltern sowie die außerhalb von Institutionen agierenden 
Ausbildungs- und Weiterbildungsinstitutionen in den 
Blick genommen werden (vgl. Wolff 2011; Wolff et al. 2012): 

— So sollen Kinder und Jugendliche im Sinne von mehr 
Information, Aufklärung, Beteiligung und Beschwer¬ 
de in den Blick genommen werden. 

— In Institutionen sollen Führungs- und Leitungsper¬ 
sonen in Einrichtungen und Organisationen für die 
Umsetzung von Maßnahmen der Kinderschutzpolitik 
Verantwortung übernehmen. Sie sollen sicherstellen, 
dass in Institutionen erforderliche organisatorische 
Voraussetzungen des Kinderschutzes in Form von 
Schlüsselprozessen implementiert werden. 

— Leitungen und Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter sollen 
sich in Umstrukturierungsprozessen extern beraten 
lassen und zur Transparenz und Mitbestimmung 
in Organisationen beitragen. Insgesamt wurde die 
Personalentwicklung - und hier insbesondere die 
Aus- und Fortbildung - als zentrale Instanz für Prä¬ 
ventionsmaßnahmen identifiziert. 

™ Eltern sollen im Sinne der Verantwortungsüber¬ 
nahme gestärkt werden, von Einrichtungen und 
Organisationen, in denen sich ihre Kinder aufhalten, 
notwendigen Schutz einzufordern. 



Potenziell gefährdete Personen Personen in Institutionen 

\ * 

Bildungssektor 

O Abb. 29.1 Strategie der multiperspektivischen Prävention auf 
der Grundlage des Arbeitspapiers von UAG I (siehe Abschlussbe¬ 
richt RTKM 2011), erstellt von M. Wolff. (Aus: Wolff et al. 2012, S. 122) 

Die genannten Mindeststandards und die multiperspek¬ 
tivische Präventionsstrategie wurden von einer weiteren 
Expertinnengruppe konkretisiert und die Empfehlungen 
zur Einschaltung von Strafverfolgungsbehörden integ¬ 
riert. 

Die Arbeitsgruppe wurde von der Arbeitsgemeinschaft für Jugend¬ 
hilfe (AGJ) unterstützt und geleitet von Prof. Dr. Mechthild Wolff 
(Hochschule Landshut) und Prof. Dr. Wolfgang Schröer (Universität 
Hildesheim). Der AG gehörten an: Prof. Dr. Karin Bollert, Universität 
Münster; Ursula Enders, Zartbitter e.V. Köln; Prof. Dr. Jörg M. Fegert, 
Universitätsklinikum Ulm; Rainer Kröger, Diakonieverbund Schwei¬ 
cheln e.V.; Dr.Thomas Meysen, Deutsches Institut für Jugendhilfe und 
Familienrecht e.V.; Claudia Obele, Jugendhilfe Hochdorf e.V.; Beate 
Steinbach, Bayerischer Jugendring K.d.ö.R.; Norbert Struck, Der Pa¬ 
ritätische Gesamtverband e.V.; Monique Sturm, Geschäftsstelle der 
Arbeitsgruppe I »Prävention - Intervention - Information« des RTKM. 


29 . 2.3 Spezifische Präventionsmaßnahmen 
in den vier Handlungsbereichen 


Systematisch wurde fortan zunächst von vier Handlungs¬ 
bereichen gesprochen: von allgemeinen sowie spezifi¬ 
schen Präventionsmaßnahmen, von Interventionsmaß¬ 
nahmen und Maßnahmen zur Aufarbeitung und Verän¬ 
derung. 

Spezifische Präventionsmaßnahmen sollten imple¬ 
mentiert werden, die sich aus den Erkenntnissen der jewei¬ 
ligen Risikoanalyse als allgemeine Präventionsmaßnahme 
herleiten lassen. Die Ausgangsüberlegung dazu war, dass 
in Einrichtungen spezifische Gelegenheitsstrukturen und 
Gefährdungsmomente existieren. Schutzmaßnahmen 
sollten darum den jeweiligen pädagogischen, therapeuti¬ 
schen, pflegerischen oder erzieherischen Tätigkeiten so¬ 
wie den zielgruppenspezifischen Bedarfslagen angepasst 
werden. Im Zusammenhang mit der Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden wurde empfohlen, dass Ein¬ 
richtungen in ihrem Notfallplan Schwellen benennen, zu 
welchem Zeitpunkt Strafverfolgungsbehörden unbedingt 
einzuschalten sind. Dafür sind Prüfkriterien nötig, deren 
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Prüfung im Einzelfall dokumentiert und nachgewiesen 
werden. 

Für die einzelnen vier Handlungsbereiche wurden fol¬ 
gende Maßnahmen empfohlen: 

Maßnahmen in den vier Handlungsbereichen 
nach RTKM 2011 

Allgemeine Präventionsmaßnahmen: 

“ Information der Zielgruppen über das Schutz¬ 
konzept 

™ Verankerung des Schutzkonzepts in Qualitäts¬ 
und Personalentwicklungsprozessen 
™ Erstellung einer Risikoanalyse 

Spezifische Präventionsmaßnahmen: 

™ Aufklärungsmaßnahmen für Kinder und Jugend¬ 
liche 

™ Beteiligungsformen für Kinder und Jugendliche 
™ Beschwerdeverfahren für Kinder und Jugendliche 
™ Personalrekrutierung 

Interventionsmaßnahmen: 

™ Gestufter Handlungsplan 
™ Verantwortlichkeiten 
™ Berücksichtigung des Beteiligungspostulats 
™ Einschätzungsaufgaben im Falle einer Vermutung 
™ Schwellenbeschreibung zur Einschaltung einer 
externen Beratung 

™ Definition des Beginns von internen Schutzmaß¬ 
nahmen für potenzielle Täter/Täterinnen und 
Opfer 

™ Datenschutzrechtliche Erwägungen 
™ Erfüllung der Auskunftspflicht 
™ Schwellenbeschreibung zur Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden und Dokumentations¬ 
verfahren 

Aufarbeitung und Veränderung: 

™ Träger entwickeln unterstützend Handlungsemp¬ 
fehlungen zur Rehabilitierung von Personen, die 
von Falschverdächtigungen betroffen waren, zur 
Beteiligung, zu Organisationsanalysen und Reha¬ 
bilitationsformen. 


Die Geschäftsstelle des Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) ge¬ 
wichtete die einzelnen Präventionsmaßnahmen in den 
vier Handlungsbereichen und stellte sie wie in □ Abb. 29.2 
gezeigt dar. 


29.3 Schaffung einer Kultur der 
Achtsamkeit in Institutionen 


Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die in die Dis¬ 
kussion gekommenen Standards mit ihren entsprechen¬ 
den Leitlinien zur Umsetzung Zielvorgaben sind, die 
zukunftsgerichtet sind und Organisationen sensibler ma¬ 
chen sollen, auch »schwache Signale« (Weick u. Sutcliffe 
2007) wahrzunehmen und konstruktiv für die Qualitäts¬ 
verbesserung zu nutzen. Die Standards gehen davon aus, 
dass auch die Organisationen in ihren Verfahren, Prozes¬ 
sen und Kulturen der Wahrnehmung sowie Achtsamkeit 
genauso gefordert sind, wie die jeweils individuell han¬ 
delnden Akteurinnen/Akteure. Entsprechend wird die 
Organisationsentwicklung auf unterschiedlichen Ebenen 
angesprochen, achtsames Handeln (vgl. Böwer 2008,2011) 
zu stärken. Enders (2007) spricht angesichts unterschied¬ 
licher Präventionserfordernisse in Einrichtungen und Or¬ 
ganisationen auch von einer »Kultur der Grenzachtung«. 
Intendiert ist demnach eine nachhaltige Prävention, die 
durch partizipativ ausgerichtete Lernprozesse in Organi¬ 
sationen erzielt wird. 

Die formulierten konkreten Mindeststandards wer¬ 
den als Experimentierfelder angesehen. Wenn Fehler und 
Mängel in Organisationen Vorkommen, müssen sie er¬ 
kannt, analysiert und konstruktiv für die Qualitätsverbes¬ 
serung genutzt werden. Mit solchen Lernprozessen müs¬ 
sen angesichts einer langen Tabuisierung der Problematik 
erst Erfahrungen mit deren Umsetzbarkeit gemacht wer¬ 
den. Nur aus gezielten Evaluationen kann eine Weiter¬ 
entwicklung der Mindeststandards erfolgen. Es geht um 
kein zusätzliches rechtsstaatliches Durchgriffsinstru¬ 
ment, sondern vielmehr um ein Handlungskonzept zur 
langfristigen Veränderung von Organisationskulturen. 
Mindestanforderungen im Sinne von Quasi-Standards 
waren im Fokus, die sich durch eine freiwillige Einlösung 
auszeichnen. 

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen in Insti¬ 
tutionen stellt sich mit einem solchen Zugang als zivil- 
gesellschaftliche Aufgabe in gesamtgesellschaftlicher Ver¬ 
antwortung dar. Ein besserer Schutz von Kindern und 
Jugendlichen in Familien und in Institutionen ist eine 
öffentliche Verantwortung. Sie besteht auch für alle an¬ 
deren vulnerablen Personengruppen, die in Institutionen 
z. B. betreut, unterstützt, gepflegt, beaufsichtigt, unter¬ 
richtet oder versorgt werden und den Gefährdungen des 
Machtmissbrauchs ausgesetzt sind. 

Inzwischen wissen wir, dass Zielgruppen umso ge¬ 
fährdeter sind, je vulnerabler sie aufgrund eingeschränk¬ 
ter Orientierungsmittel oder Artikulationsmöglichkeiten 
sind (z. B. Menschen mit Behinderung; vgl. Schröttle et al. 
2012). Die Risiken, Opfer von Machtmissbrauch werden 
zu können, sind gerade für solche Zielgruppen besonders 
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- Strukturelle Risiken 

- Haltung des Trägers 
-Verantwortung und Selbstverpflichtung 


- Selbstverpflichtung zur Aufarbeitung 

- Umgang mit Traumatisierung der 
Betroffenen 

- Organisationsanalyse 

- Fehlerquellensuche nicht personen 
zentriert 



-Transparenz 

- Partizipation 

- Fortbildung, Information 

- Beschwerdemanagement 

- Missbrauchs- (Kinderschutz)beauf- 
tragte 

Externe Fachberatungsstellen 
Einstellungsverfahren 
-Vereinbarung im Arbeitsvertrag 

- Erweitertes Führungszeugnis 
-Verhaltenskodex, Leitbild 

- Info auf Webseiten, Broschüren 





- Schutzkonzept für Betroffene 


- Ggf. Hinzuziehen der Sorgeberechtig¬ 

- Info an Missbrauchsbeauftragte/n 


ten 

- Gespräche mit Betroffenen 


- Opferschutz, Datenschutz 

- Prüfen, ernst nehmen, klären, nicht 


- Ggf. Meldepflicht, keine Zusage auf 

ermitteln 


Geheimhaltung 

- Hinzuziehen einer unabhängigen 


- Einschaltung der Strafverfolgungsbe¬ 

Fachberatung 


hörden 

- Dokumentation, Gesprächsprotokolle 


O Abb. 29.2 Präventionsmaßnahmen in den vier Handlungsbereichen. (Angelehnt an: UBSKM 2013, S. 5) 


hoch, deren Glaubwürdigkeit durch ihr Umfeld leicht in- 
frage gestellt werden kann (z. B. Menschen mit psychi¬ 
schen Auffälligkeiten). 

29.4 Ausblick 


Inzwischen gibt es erste empirische Erkenntnisse zur Um¬ 
setzung der empfohlenen Präventionsmaßnahmen. Der 
UBSKM hat im Rahmen seiner Monitoring-Aufgabe eine 
aktivierende Befragung durchgeführt. Zwischenergebnis¬ 
se der ersten Erhebungswelle zum Implementationsstand 
in Kindertageseinrichtungen, Heimen, Internaten, Klini¬ 
ken/Fachabteilungen für Kinder und Jugendliche, bei An¬ 
bietern von Kinder- und Jugendreisen, in den Kirchen, im 
Sport und an Schulen wurden im Januar 2013 veröffent¬ 
licht (UBSKM 2013). 

Es zeigt sich, dass die Rücklaufquote stark variiert, so 
haben sich an der aktivierenden Fragebogenbefragung 
beispielsweise lediglich 3 % der 1.300 angefragten Anbieter 
von kommerziellen Kinder- und Jugendreisen beteiligt, al¬ 
lerdings 70 % der angefragten 98 Mitgliedsorganisationen 
im Olympischen Sportbund. Von 300 angeschriebenen 
Internaten antworteten 29 %, von 570 angeschriebenen 


Kliniken und Fachabteilungen für Kinder und Jugendli¬ 
che antworteten 28 %, von 1.300 Heimen und sonstigen 
betreuten Wohnformen antworteten 27 % der Befragten. 
Erfreulich ist, dass 61 % der befragten Einrichtungen und 
Institutionen angaben, einzelne Präventionsansätze oder 
umfassende Präventionskonzepte bereits umzusetzen. 
17 % aller Befragten gaben an, sich in der Planungspha¬ 
se zu befinden. Gefragt nach einzelnen möglichen Prä¬ 
ventionsmaßnahmen sieht es ernüchternder aus: ledig¬ 
lich 36 % der Einrichtungen und Institutionen geben an, 
eine Risikoanalyse bereits selbst oder durch ihren Träger 
durchgeführt zu haben, 14 % planen dies. 43 % der Be¬ 
fragten verfügen über Verhaltensregeln oder einen Ehren- 
kodex, auch hier planen 14 % eine solche Maßnahme. Den 
höchsten Wert erzielten die Etablierung eines Handlungs- 
plans (58 %) sowie die Bereitstellung einer Ansprechper¬ 
son für Kinder und Jugendliche in den Einrichtungen und 
Institutionen (58 %). Die Notwendigkeit von Maßnahmen 
wird somit zwar erkannt, ernüchternd ist jedoch der weit¬ 
gehend geringe Umsetzungsstand. Wir stehen erst am 
Anfang einer notwendigen institutionskritischen Debatte 
und eines präventionsorientierten Umdenkens. 

Präventionsmaßnahmen müssen weiter im Fokus 
bleiben, denn es geht um Schutzrechte von Kindern und 
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Jugendlichen in Institutionen der Bildung, Therapie, Pfle¬ 
ge, Erziehung bzw. Freizeit. Diese Rechte sind eine Frage 
der Menschenrechte, der Dienstleistungsqualität, des Pro- 
fessionalitätsverständnisses, aber auch der Ethik. 

In Wirtschaftsunternehmen hat angesichts von wirt¬ 
schaftlichen Fehlentwicklungen ein Umdenken begonnen. 
Im Rahmen der Entwicklung einer unternehmerischen 
sozialen Verantwortung (Corporate Social Responsibi- 
lity) sollen nachhaltige ökonomische, ökologische und 
soziale Aspekte zusammengeführt werden (vgl. Herchen 
2007). In der Schweiz wurde beispielsweise im Jahr 2002 
ein nationaler Swiss Code of Ethics (oder: Swiss Code of 
Best Practice) für börsenorientierte Wirtschaftsunterneh¬ 
men in die Diskussion gebracht. Er schlägt Maßnahmen 
für ein ethisch verantwortungsvolles unternehmerisches 
Handeln im Sinne einer nachhaltigen Unternehmenskul¬ 
tur vor (Corporate Sustainability). Schutzgedanken gegen¬ 
über Kunden oder Mitarbeitern spielen hier keine Rolle, 
auch funktionieren sozial- und gesundheitswirtschaftliche 
Unternehmen nach anderen Prinzipien. Dennoch haben 
diese Ethik-Codes dazu geführt, dass in vielen Unterneh¬ 
men mittlerweile Verhaltenskodizes (Code of Conduct) 
für interne und externe Interessengruppen erarbeitet 
werden, um gemeinsam Verantwortung zu übernehmen. 
Es gibt somit weitere Anknüpfungspunkte, um dem ta¬ 
buisierten Thema des Machtmissbrauchs in Institutionen 
auch in der Zukunft noch mehr Gewicht zu verleihen. 


Runder Tisch Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und 
Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen 
und im familiären Bereich (RTKM) (2011) Abschlussbericht. Berlin. 

Schröttle M, Homberg C, Glammeier S, Sellach B Puhe H, Kavemann 
B, Zinsmeister J (2012) Lebenssituation und Belastungen von 
Frauen mit Behinderungen in Deutschland. Eine repräsentative 
Studie. Ein Forschungsprojekt des Interdisziplinären Zentrum 
für Frauen- und Geschlechterforschung (IFF) der Universität 
Bielefeld und Kooperationspartnerinnen, im Auftrag des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) Berlin. 

Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmiss¬ 
brauchs (UBSKM) (2013) Handbuch Schutzkonzepte sexueller 
Missbrauch. Befragung zum Umsetzungsstand der Empfehlun¬ 
gen des Runden Tisches »Sexueller Kindesmissbrauch«. UBSKM, 
Berlin 

Weick KE, Sutcliffe KM (2007) Managing the unexpected. 2nd ed. 
Jossey-Bass, San Francisco, CA, US 

Wolff M (2011) Missbrauchtes Vertrauen durch Professionelle in Insti¬ 
tutionen - Zur Bedeutung von Vertrauen und dessen Verlust. In: 
Die Kinderschutzzentren (Hrsg) Sexuelle Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen in Institutionen, Köln, S143-161 

Wolff M, Fegert JM, Schröer W (2012) Mindeststandards und Leit¬ 
linien für einen besseren Kinderschutz - Zivilgesellschaftliche 
Verantwortung und Perspektiven nachhaltiger Organisations¬ 
entwicklung. Das Jugendamt 3:121-126 


Literatur 


Böwer M (2008) Das achtsame Jugendamt. Ansatzpunkte und Re¬ 
zeption des Achtsamkeitskonzepts im Kindeswohlschutzdiskurs. 
Neue Praxis 38(4): 349-370 

Böwer M (2011) Kindeswohlschutz organisieren. Chancen und 
Grenzen des staatlichen Schutzauftrages aus Perspektive von 
Führungskräften des Jugendamtes. Dissertation Universität 
Hildesheim, Hildesheim 

Conen M (1995) Sexueller Missbrauch durch Mitarbeiter stationärer 
Einrichtungen für Mädchen und Jungen. Prax Kinderpsychol K 
44:134-140 

Enders U (1995) Die eigenen Hände in Unschuld waschen! Kirche und 
sexueller Missbrauch - ein Fallbeispiel. In: Bange D, Enders U 
(Hrsg) Auch Indianer kennen Schmerz: Sexuelle Gewalt gegen 
Jungen. Kiepenheuer & Witsch, Köln, S 221-224 

Enders U (Hrsg) (2007) Grenzen achten! Schutz vor sexuellen Über¬ 
griffen in Institutionen. Kiepenheuer & Witsch, Köln 

Fegert JM, Wolff M (Hrsg) (2006) Sexueller Missbrauch durch Pro¬ 
fessionelle in Institutionen. Prävention und Intervention. Ein 
Werkbuch, 2. Aufl. Beltz Juventa, Münster 

Herchen O (2007) Corporate Social Responsibility. Wie Unterneh¬ 
men mit ihrer ethischen Verantwortung umgehen. Books on 
Demand, Norderstedt 

Runder Tisch Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und 
Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen 
und im familiären Bereich (RTKM) (2010) Zwischenbericht. Berlin. 



30 


Beschwerdesysteme als 
integraler Bestandteil 
eines institutionellen 
Qualitätsmanagements 

Hubert Liebhardt 


30.1 Einleitung - 300 

30.2 Charakteristika eines institutioneilen Beschwerdesystems - 300 

30.3 Definition von Fehlern und Fehlverhalten - 301 

30.4 Verfahren eines Beschwerdesystems - 301 

30.5 Umsetzung von Beschwerdesystemen - 302 

30.5.1 Interne und externe Ombudsstellen - 302 

30.5.2 Elektronische Beschwerdesysteme - 302 

30.5.3 Unabhängige Anlaufstellen - 303 

30.5.4 Partizipationsmöglichkeiten - 303 

30.5.5 Arbeitsfeldspezifische Risikoanalyse - 303 

30.6 Zusammenfassung - 303 

Literatur - 305 


Basiert auf dem modularen E-Learning-Kurs der Universität Ulm. 

J. M. Fegert et al. (Hrsg.), Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen, 

DOI 10.1007/978-3-662-44244-9_30, © Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie am 
Universitätsklinikum Ulm, Prof. Dr. med. Jörg M. Fegert 2015 


300 Kapitel 30 • Beschwerdesysteme als integraler Bestandteil eines institutioneilen Qualitätsmanagements 


30.1 Einleitung 

Ausgehend von der Forderung des Rundes Tisches »Se¬ 
xueller Missbrauch in Abhängigkeits- und Machtverhält¬ 
nissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen und im 
familiären Bereich« sollen Institutionen, in denen Kin¬ 
der und Jugendliche gebildet, erzogen, betreut oder be¬ 
handelt werden, im Rahmen ihrer Schutzkonzepte sowie 
ihrer Qualitätsverfahren interne und externe Beschwer¬ 
deverfahren als Mindeststandard zur Prävention von und 
Intervention bei sexuellem Kindesmissbrauch etablieren 
(► Kap. 29 sowie Wolff et al. 2012; Fegert et al. 2013). 

Es gibt eine Reihe von Verfahren zum Qualitätsma¬ 
nagement, die in der Regel auf die Prozess- und Pro¬ 
duktqualität abzielen. Bekannte Verfahren sind das DIN 
EN ISO 9000 bzw. das Verfahren der European Foundati¬ 
on for Quality Management (EFQM; für den schulischen 
Bereich siehe z. B. Kotter 2005). Soll ein Beschwerde¬ 
verfahren in die Institutionskultur integriert werden, so 
braucht es 

— eine institutionsspezifische Auseinandersetzung mit 
einer Fehlerkultur, also den Umgang mit Fehlern und 
Fehlverhalten von Personen mit einem Schutzauffrag 
sowie von Kindern und Jugendlichen, 

— die Etablierung von institutionsspezifischen Be¬ 
schwerdekonzepten, 

— eine Analyse der Partizipationsmöglichkeiten von 
Kindern, Jugendlichen und Mitarbeitenden sowie 

— einer Analyse von institutsspezifischen 
Risikofaktoren. 

Ein Beschwerdesystem hat vor allem das Ziel, die Qua¬ 
lität des professionellen Handelns zu verbessern sowie 
Klientinnen/Klienten gegen unprofessionelles Handeln 
zu schützen (Alhafaji et al. 2011), also vor allem auf der 
Ebene der Prozessqualität zu unterstützen. Dabei bieten 
Beschwerde verfahren die Chance, Fehler, die institutio¬ 
nell oder personell bedingt sind, zu identifizieren und aus 
diesen Fehlern für die Zukunft zu lernen (De Feijter et al. 
2012), denn sexueller Missbrauch bzw. sexuelle Übergriffe 
in Institutionen geschieht nicht allein aus einer Täter-Op¬ 
fer-Konstellation heraus, sondern immer eingebettet in 
die Struktur und das System einer Institution (Fegert u. 
Wolff 2006). 

Viele Konzepte und Workflow-Diagramme zur Prä¬ 
vention und Intervention von sexuellem Kindesmiss¬ 
brauch beschreiben im Falle einer Vermutung oder eines 
Verdachts den genauen Ablauf von Handlungsschritten. 
Jedoch lösen diese Konzepte nicht die Frage, wie eine 
Beschwerde entsteht, wie ein Fehlverhalten frühzeitig 
kommuniziert wird, sondern setzen erst dann ein, wenn 
ein Missbrauch bereits stattgefunden hat oder sich ein 


Verdacht erhärtet (ein Beispiel siehe bei Tschan 2012). 
Beschwerdesysteme sollten sich des Weiteren nicht aus¬ 
schließlich auf sexuellen Missbrauch fixieren, sondern 
integral in der Institutionskultur verankert sein, um alle 
Arten von Beschwerden, Problemen, Missständen oder 
Fehlverhalten zu erfassen. Ein Beschwerdesystem soll¬ 
te ein selbstverständlicher Bestandteil einer offenen und 
transparenten Kultur einer Einrichtung sein. 

30.2 Charakteristika eines institutioneilen 
Beschwerdesystems 


Evaluierte und gut etablierte Beschwerdesysteme sind be¬ 
sonders aus dem Bereich der Luft- und Raumfahrt so¬ 
wie aus dem Gesundheitswesen bekannt (ausführlicher 
dazu: Fegert et al. 2010). In der klinischen Versorgung 
und Qualitätssteuerung werden z. B. auch datenbank¬ 
gestützte, intranetbasierte Beschwerdesysteme (Critical 
Incident Reporting Systems) eingesetzt. In Einrichtun¬ 
gen der Kinder- und Jugendhilfe bzw. im pädagogischen 
Kontext sind evaluierte Beschwerdeverfahren kaum 
bekannt. Komplexe Beschwerdeverfahren sind kost¬ 
spielig und personalintensiv. Ein bisher gängiges Modell 
im sozialen und pädagogischen Bereich ist das Angebot 
einer Ombudsperson, die entweder intern oder extern 
als Ansprechperson speziell für Fragen zu übergrifhgem 
Verhalten zuständig ist. 

Der folgende Abschnitt soll einige Charakteristika 
von Beschwerdesystemen beschreiben, um Anregun¬ 
gen zu geben, wie auch in Einrichtungen der Jugendhil¬ 
fe und Bildung ein Critical Incident Reporting System 
konzipiert werden kann: Wesentliches Merkmal ist der 
Identitätsschutz der Kinder oder Jugendlichen bzw. der 
Erwachsenen, welche eine Beschwerde vortragen. Es gilt 
die Gewährleistung der Vertraulichkeit und der Anonymi¬ 
tät. Problematisch ist der Vertrauensschutz jedoch dann, 
wenn eine Einrichtung ein sehr geschlossenes System ist, 
also z. B. in einer kleineren Einrichtung die betreffenden 
Berichterstatter auch leicht nachzuvollziehen sind. Wei¬ 
tere Merkmale eines Beschwerdesystems sind die einfa¬ 
che Handhabung und die leichte Zugänglichkeit. Es ist zu 
empfehlen, keine Engführung auf sexuell grenzverletzen¬ 
des Verhalten in einem Beschwerdesystem anzubieten, 
sondern ein sehr offenes System zu gestalten. Es sollte 
Freitext Optionen geben und eine zeitnahe Rückmeldung 
erfolgen, die ggf. je nach Schwere und Lage der Beschwer¬ 
de von internen oder externen Expertinnen/Experten ob¬ 
jektiv zu beurteilen ist. 

Die □ Tab. 30.1 fasst Überlegungen zu wichtigen Eigen¬ 
schaften eines systemischen Beschwerde Verfahrens zu¬ 
sammen. 
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O Tab. 30.1 Eigenschaften eines Beschwerdesystems 
(Fegert et al. 2010, S. 137) 

Merkmal 

Begründung 

Freiwilligkeit 

Die Erstattung eines Berichts erfolgt 
freiwillig, es gibt keine Meldepflicht. 

Anonymität bzw. 
strenge Vertrau¬ 
lichkeit 

Rückschlüsse auf den Berichterstat¬ 
tenden sind nicht möglich, da das 
Berichterstattungssystem anonym 
oder streng vertraulich ist. Es 
werden keine personenbezogenen 
Daten an Dritte weitergegeben. 

Sanktionsfreiheit 

Die Berichterstattung zieht keine 
Sanktionen für den Berichterstatter 

nach sich. 

Unabhängigkeit 

Das Berichtswesen sowie ana¬ 
lysierende Expertinnen sind von 
jeglicher Autorität unabhängig, die 
Berichtende/Nutzende bestrafen 
oder Einfluss auf die Auswertung 
der Berichte nehmen können. 

Analyse durch ein 
Team von Expertin¬ 
nen/Experten 

Die eingegangenen Berichte wer¬ 
den von einem Team von Expertin¬ 
nen/Experten analysiert, das sowohl 
mit den spezifischen Umständen 
des Umfelds des Meldenden ver¬ 
traut ist als auch die zugrunde 
liegenden Systemfehler erkennen 
kann. 

Zeitnahe Rück¬ 
meldung an die 
Berichterstattenden 
und Umsetzung der 
evaluierten Empfeh¬ 
lungen 

Die Berichte werden zügig ana¬ 
lysiert und die Ergebnisse bzw. 
Empfehlungen dem/der Berichter¬ 
stattenden bzw. der Allgemeinheit 
der Nutzenden rückgemeldet. Die 
durch die Analyse evaluierten Emp¬ 
fehlungen werden zügig umgesetzt. 

Systemorientiert- 

heit 

Die Empfehlungen haben Verände¬ 
rungen von Systemen, Prozessen 
oder Produkten im Blickpunkt. 

Einfachheit 

Das Formular zur Berichterstattung 
ist einfach auszufüllen und für jeden 
zugänglich. 

Freitextfelder 

Das Berichtsformular lässt ausrei¬ 
chend Raum für Freitext. 


30.3 Definition von Fehlern und 
Fehlverhalten 


Eine Beschwerde kann einerseits an einem konkreten Fehl¬ 
verhalten festgemacht werden, das ein betroffenes Kind 
oder Jugendlicher erlebt, weil eine persönliche subjektiv 
wahrgenommene Verletzung des Selbstbestimmungs¬ 
rechts geschehen ist, andererseits kann eine Beschwerde 
auch aufgrund einer Fremdwahrnehmung einer dritten 


Person identifiziert werden. Dabei stellt sich auch zugleich 
die Frage, inwieweit Kinder bzw. Jugendliche in der Lage 
sind, ein Fehlverhalten zu erkennen, zu benennen und es 
Dritten gegenüber auch zu äußern. Was also als Fehler 
und damit als Beschwerde zu definieren ist, ist jeweils ge¬ 
prägt von der subjektiven Sichtweise des/der Beschwerde¬ 
führenden. Man kann davon ausgehen, dass Fehler auch 
leichter angezeigt werden, wenn Institutionen die Haltung 
deutlich machen, Strukturen auch tatsächlich verbessern 
zu wollen. Beschwerdesysteme funktionieren daher nur 
sinnvoll, wenn sie integraler Bestandteil der Institution 
sind. Kommuniziert werden sollte die Haltung, dass Ri¬ 
siken existieren und Fehler immer passieren können. Zu 
einer Fehlerkultur gehört es, Fehler einzugestehen und 
sich bei den Betroffenen aufrichtig zu entschuldigen und 
Bedauern zu äußern (vgl. Fegert et al. 2010). Eine Fehler¬ 
kultur als integraler Bestandteil eines Qualitätsmanage¬ 
ments befördert eine offene und ehrliche Kommunikation 
über Fehler, die auf einer Vertrauensbasis beruht. 

30.4 Verfahren eines Beschwerdesystems 


Ein Beschwerdesystem sollte im Sinne des Critical Incident 
Reporting Systems als niederschwelliges Angebot leicht 
erreichbar sein und anonym verwendet werden können; 
bei weitreichenden Anschuldigungen oder auf Wunsch 
der Meldenden muss ein gesicherter Weg der offenen Be¬ 
schwerde eingerichtet werden. Es setzt die Bereitschaft der 
beteiligten Partner voraus, sich auf Veränderungsprozesse 
der »Einrichtungs- oder Verbandskultur« einzulassen und 
offensiv sowie konstruktiv mit Kritik und Beschwerden 
vielerlei Art, nicht nur zu sexualisierter Gewalt, umgehen 
zu können (vgl. Fegert et al. 2013). Die hier vorgeschla¬ 
gene Maßnahme versteht sich als integraler Bestandteil 
eines institutionalisierten Qualitätsmanagements und hat 
modellhaft die Etablierung einer leicht zugänglichen und 
im Regelfall anonymisierten Form einer Beschwerde- und 
Ideentechnologie zum Ziel. Dieser Ansatz setzt den Wil¬ 
len zur Kritikfähigkeit und Verhaltensänderung voraus. 
Beschwerdesysteme sind dann erfolgreich, wenn sie als 
niederschwelliges Angebot ein Alltagslevel erreichen und 
nicht erst im äußersten Notfall im Sinne eines »Feuerlö¬ 
schers« eingesetzt werden. Eine Ombudsstelle sollte für 
gravierende Ereignisse zuständig sein (► Abschn. 30.5.1). 

Ein Beschwerdesystem sollte aus einem vertraulich 
geschützten und einem öffentlichen Bereich bestehen 
(□ Abb. 30.1). Zunächst findet eine Berichterstattung über 
Ereignisse intern statt, welche durch Expertinnen/Ex¬ 
perten geprüft wird, bevor die Ergebnisse der Analyse an 
einen externen Kreis weitergegeben wird - je nach Ein¬ 
schätzung der Lage - und daraus Veränderungsvorschläge 
entstehen. Übertragen auf ein Beschwerdesystem in Insti- 
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□ Abb. 30.1 Funktionsweise eines Critical Incident Reporting System. (Nach: Fegert et al. 2010) 


tutionen bedeutet dies, dass zunächst interne Strukturen 
aufgebaut werden sollten, die ein internes Hearing ermög¬ 
lichen, um ein Fehlverhalten zu verifizieren, aber auch um 
einen Personenschutz und eine Vertraulichkeit zu gewähr¬ 
leisten. Erst nach sachlicher Prüfung sollte ein weiterer 
Kreis von Personen eingebunden werden. 

30.5 Umsetzung von Beschwerdesystemen 
30 . 5.1 Interne und externe Ombudsstellen 


Ein Beschwerdesystem sollte auf verschiedenen Ebenen 
angesiedelt sein: einerseits innerhalb einer Einrichtung 
durch verbindliche, niederschwellige Angebote, ander¬ 
seits durch externe Angebote einer unabhängigen Stelle 
oder Person, z. B. beim Thema sexueller Missbrauch eine 
entsprechende Fachberatungsstelle. Ein gängiges Modell 
ist die Einführung einer Ombudsperson, die sowohl in¬ 
tern als auch extern definiert ist. Wohl zu überlegen ist, 
inwieweit diese Ombudspersonen erreichbar sind, welche 
Beziehung sie zu den Kindern und Jugendlichen pflegen 
und für welche Bereiche die Ombudspersonen zuständig 
sind. Wird von einem integralen Beschwerdesystem aus¬ 
gegangen, so sollte sich ein Beschwerdemanagement nicht 
ausschließlich auf sexuelles grenzverletzendes Verhalten 


oder Missbrauch spezialisieren, sondern einen größeren 
Radius an Fehlverhalten und Missständen in einer Insti¬ 
tution umfassen. 

Für Situationen von Verletzungen der sexuellen Selbst¬ 
bestimmung, aber auch anderes grenzverletzendes Verhal¬ 
ten wird ein interner, vertraulicher Bereich beispielsweise 
in der Schule durch Vertrauenslehrer/-innen oder in einer 
Klinik durch Patientenfürsprechende abgebildet. Sie fun¬ 
gieren als interne Ombudspersonen. 

30 . 5.2 Elektronische Beschwerdesysteme 


Neben internen und externen Personen, die als Ombud¬ 
spersonen agieren, könnten additiv technische Lösungen 
zur Beschwerdebewältigung eingesetzt werden. Eine web¬ 
basierte Lösung wurde an der Medizinischen Fakultät der 
Universität Ulm entwickelt, welche im Lehrbetrieb einge¬ 
setzt wird (Thumser-Dauth et al. 2010). Integriert in eine 
zentrale Lernplattform wurde ein anonymes Beschwerde- 
Tool eingerichtet, welches alle Beschwerdethemen und 
Fehler erfasst, die von Studierenden oder Lehrenden ein¬ 
gegeben werden. Definierte Beschwerdemanagerinnen/- 
manager auf verschiedenen Organisationsebenen der Ein¬ 
richtung (zentrale Verwaltung, Fachbereiche) sind dafür 
zuständig, adäquat auf die kommunizierten Beschwerden 
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einzugehen. In gravierenden Situationen, bei denen es zu 
personalem Fehlverhalten kommt, sieht das System eine 
persönliche Mitteilung ohne Anonymitätsgarantie vor. 

30.5.3 Unabhängige Anlaufstellen 


Auch nationale Hotlines, wie die Hotline des Unabhän¬ 
gigen Beauftragten zu Fragen des sexuellen Kindesmiss- 
brauchs der Bundesregierung (UBSKM) oder die Hotline 
der Katholischen Kirche zur Aufarbeitung von sexuellem 
Kindesmissbrauch (bis 2012) können als nationale Be¬ 
schwerdesysteme verstanden werden. Diese Hilfs- und Be¬ 
ratungsangebote stehen auch Kindern und Jugendlichen 
zur Verfügung. Bekannt sind auch die »Nummer gegen 
Kummer« oder die Fachberatungsstellen, z. B. Wildwasser, 
Tauwetter, Zartbitter etc. 

Jugendliche wenden sich auch an Beratungsstellen, 
die institutionsunabhängig sind: z. B. die Jugendnotmail 
(► http://www.junoma.de/), der Kinderschutz in Nieder¬ 
sachsen (► http://www.kinderschutz-niedersachsen.de/) 
oder das Beratungsnetzwerk des Studentenwerks Mün¬ 
chen (► http://www.studentenwerk-muenchen.de/; Jud 
et al. 2013). Bei der Einrichtung von Beschwerdeverfahren 
muss also berücksichtigt werden, dass entsprechend auch 
allgemeine, unabhängige Anlaufstellen hilfreich sein kön¬ 
nen. 

30.5.4 Partizipationsmöglichkeiten 


Im Kontext der Kinderrechte ist hier die Partizipation von 
Mädchen und Jungen als freie und gleichberechtigte Sub¬ 
jekte am Diskussionsprozess in Institutionen zu berück¬ 
sichtigen (Enders 2010). Kindern und Jugendlichen ist die 
Möglichkeit zu geben, ihren Willen, ihre Interessen und 
Anliegen zu formulieren und entsprechend auch die insti¬ 
tutionellen Rahmenbedingungen mitzubestimmen (Wolff 
u. Hartig 2013; Holling et al. 2010). Erst die Einbindung 
von Kindern und Jugendlichen in diese partizipativen 
Prozesse ermöglicht eine unverzichtbare Ergänzung des 
Beschwerdemanagements. 

Um eine Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
zu garantieren und ihre Meinung berücksichtigen zu kön¬ 
nen, empfiehlt Enders (2010) das Etablieren einer regel¬ 
mäßigen Befragung in schriftlicher und standardisierter 
Form zur Zufriedenheit von Kindern und Jugendlichen in 
Institutionen. Dabei sollte explizit danach gefragt werden, 
wie Jugendliche und Kinder vor Grenzüberschreitungen 
und Gewalt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bzw. 
Gleichaltrige geschützt werden können. Auch Mitarbeite¬ 
rinnen und Mitarbeiter sollten an dieser Befragung teil¬ 
nehmen können. 


30.5.5 Arbeitsfeldspezifische Risikoanalyse 


Zur Analyse von Gefährdungspotenzialen im Arbeits¬ 
feld können laut Landesinstitut für Lehrerausbildung und 
Schulentwicklung (2013) im Wesentlichen folgende neun 
Risikofelder unterschieden werden (D Tab. 30.2): 

1. Personalauswahl 

2. Personalentwicklung 

3. Organisation 

4. Eltern 

5. Kinder und Jugendliche 

6. Kommunikation und Umgang der Mitarbeitenden 
mit den Kindern und Jugendlichen 

7. Soziales Klima und Miteinander 

8. Handys, Internet 

9. Räumlichkeiten, Gelände, Weg 

Diese Liste ist nicht vollständig und durchaus zu erwei¬ 
tern und zu verfeinern, je nach Einrichtungstyp und Auf¬ 
gabenstellung. Risikoanalysen sollten mit professioneller 
Unterstützung durch externe Personen durchgeführt 
werden, um die Besonderheiten, Stärken, Schwächen und 
Herausforderungen in der Institution zu berücksichtigen. 
Das Beispiel einer arbeitsfeldspezifischen Risikoanalyse ist 
in □ Tab. 30.2 dargestellt. 

30.6 Zusammenfassung 


Beschwerdesysteme sind im Gesundheitswesen durchaus 
bekannt, im sozialen und pädagogischen Kontext jedoch 
noch kaum eingesetzt und evaluiert. Für eine institutions¬ 
spezifische Auseinandersetzung mit einer Fehlerkultur 
braucht es ein Beschwerdeverfahren, das integraler Be¬ 
standteil der Institutionskultur wird, damit Kinder und 
Jugendliche, aber auch erwachsene Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in vertraulicher Form die Möglichkeit haben, 
Beschwerden über ein Fehlverhalten bezüglich der Grenz¬ 
verletzung der (sexuellen) Selbstbestimmung zu berich¬ 
ten. Dabei sollte ein Beschwerdesystem nicht spezifisch 
und ausschließlich auf sexuellen Missbrauch abzielen, 
sondern grundlegend eine Möglichkeit schaffen, über alle 
Probleme, Missstände oder Fehler aber auch positive As¬ 
pekte wie Lob und Anregungen zu berichten. 

Ein Critical Incident Reporting System sollte nieder¬ 
schwellig angeboten werden und leicht zugänglich sein 
- möglicherweise auch in elektronischer Form. Nach 
einer sachlichen Prüfung einer Beschwerde sollte zeitnah 
reagiert und die Einbindung externer Experten/Exper¬ 
tinnen erwogen werden. Ein gängiges Modell eines Be¬ 
schwerdemanagements ist die Etablierung von internen 
und/oder externen Ombudsstellen, z. B. intern durch 
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□ Tab. 30.2 Arbeitshilfe zur arbeitsfeldspezifischen Risikoanalyse - ein Beispiel (nach Landesinstitut für Lehrerausbildung und Schul¬ 
entwicklung 2013) 

Bereich 

Risiken 

Maßnahmen 

Personalauswahl 

- Einstiegsmöglichkeiten und Freiräume für sexuell 

- Auswahlverfahren 


übergriffige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

-Thematisierung in Bewerbungs- und 


- Hohe Mitarbeiterfluktuation 

Einstellungsgesprächen 


- Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht im Präven- 

- Erweitertes polizeiliches Führungszeugnis 


tions- und Schutzkonzept berücksichtigt werden (z. B. 
nicht pädagogische oder ehrenamtliche Mitarbeiterin¬ 
nen und Mitarbeiter) 

- Selbstverpflichtungserklärung 

Personalentwick- 

- Fehlendes Wissen und Problembewusstsein 

- Informations-, Qualifizierungs-, Beratungs¬ 

lung 

- Mangelnde Handlungskompetenz und ungenügende 

und Fortbildungsangebote 


Interventionsmöglichkeiten 

- Mitarbeiterinnen- bzw. Mitarbeitergespräche 


- Rechtsunsicherheit 

-Teamsitzungen 

Organisation 

- Intransparenz und unklare oder fehlende Zuständig- 

- Qualitätsentwicklung und -management 


keiten: dadurch Grauzonen hinsichtlich Handlungswei- 

- Leitbild und Selbstverpflichtung 


sen, Kompetenzbereichen und Rollen sowie geringer 

- Implementierung eines Schutzkonzeptes 


Opferschutz 

(Aspekte der Prävention, Intervention) 


- Kein ausgearbeitetes, vertrauensbasiertes und 

- Klare Regeln, Handlungsabläufe und 


transparentes Beschwerdemanagement 

Zuständigkeiten 


-Vertrauens- und Machtmissbrauch 

- Notfallplan 


- Fehlendes oder schlechtes Schutzkonzept 

- Definition von Arbeits- und Aufgabenbe¬ 


- Ungenügende Interventionsmöglichkeiten 

reichen 


- Sexualität und Gewalt als Tabuthemen 

- Beschwerdemanagement 


- Fehlende Beratungsmöglichkeiten und fachliche Unter¬ 

- Partizipationsmöglichkeiten 


stützung (keine Kooperation mit Facheinrichtungen) 

-Transparenz in den Organisationsstruktu¬ 
ren, im pädagogischen Handeln, in den 

Rollen, den Regeln und im Umgang mit dem 
Verdacht auf sexualisierte Gewalt 
- Kooperation mit Facheinrichtungen 

Eltern 

- Fehlendes Wissen und Problembewusstsein 

- Konzept für eine Einbindung der Eltern und 


- Mangelnde Handlungskompetenz und ungenügende 

eine dauerhaft vertrauliche Zusammenarbeit 


Interventionsmöglichkeiten 

- Information und Aufklärung mit Elternbrie¬ 


- Erziehungsauftrag wird nicht wahrgenommen: Ver¬ 

fen, Elternabenden, Veranstaltungen und 


nachlässigung, fehlende Sexualaufklärung, sexualisierte 

Infobroschüren 


Gewalt in der Familie oder sexuell grenzüberschreiten¬ 

- Beteiligungsmöglichkeiten 


des Verhalten der Eltern 

- Beratung in Erziehungsfragen, Fragen der 
Sexualerziehung und zu sexualisierter Gewalt 
-Vermittlung von Fortbildungsangeboten 

Kinder und 

- Fehlende Aufklärung und mangelndes 

- Projekte und Programme zur Selbststärkung 

Jugendliche 

Problembewusstsein 

und sozialen Kompetenz 


- Geringer Opferschutz 

-Verankerte Sexualerziehung und Aufklärung 


- Scham/Tabuisierung und kein Vertrauen für 

zu sexualisierter Gewalt 


Thematisierung und Aussprache 

- Kinderrechte stärken 


- Fehlende Möglichkeiten Hilfe und Unterstützung zu 

- Information über Hilfe- und Beratungsan¬ 


holen 

gebote 


- Geringes Selbstvertrauen 

- Angebote und Unterstützung mit spezi¬ 


- Keine positive Selbstwahrnehmung im Körpererleben 

fischer Ausrichtung jeweils für Jungen, 


- Körperliche, psychische und geistige Beeinträchtigun¬ 

Mädchen, Kinder mit körperlichen und geis¬ 


gen 

tigen Beeinträchtigungen sowie Konzepte 


- Anderer kultureller und sprachlicher Hintergrund (z. B. 

und Programme, die interkulturelle Aspekte 


Verständigungsschwierigkeiten oder andere Wertvor¬ 
stellungen und Tabuisierungen) 

- Dissoziale Verhaltensmuster 

berücksichtigen 
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O Tab. 30.2 Fortsetzung 

Kommunikation 
und Umgang der 
Mitarbeitenden 

mit Kindern und 
Jugendlichen 

- Unprofessioneller Umgang mit Nähe und Distanz 

- Psychische und körperliche bzw. sexuelle 
Grenzverletzungen 

- Grenzverletzungen bei Kontrollen der Sportbekleidung 
(scheinbar unabsichtliche körperliche Berührungen/ 
Übergriffe bei der Hilfestellung) 

- Grenzverletzung in (vertraulichen) Gesprächen (z. B. 
Anzüglichkeit oder Annäherungsversuche) 

- Gezielte körperliche Berührungen zur eigenen sexuel¬ 
len Erregung, d. h. direkte Formen sexueller Gewalt 

- Klare Regeln für den Umgang von 

Erwachsenen mit Kindern 

- Definition von Arbeitsbereichen 

- Beschwerdemanagement 

- Partizipationsmöglichkeiten für 

Schülerinnen und Schüler 

Soziales Klima und 

Miteinander 

- Aggressiver Umgang 

- Psychische, physische und sexuelle Grenzverletzungen 

- Sexualisierte, sexistische, diskriminierende und gewalt¬ 
tätige Sprache (»Schlampe«, »Schwuchtel« etc.) 

-Verschiedene Formen des Mobbing (z. B. Cybermob¬ 
bing, Happy Slapping) oder direkte Gewalthandlungen 

- Soziale Kompetenzen stärken durch 
Regelverankerung 

- Programme und Projekte der Gewalt- und 
Mobbingprävention 

- Einbindung der Kinder/Jugendlichen in die 
Präventionsarbeit 

- Demokratisch-pädagogische Aspekte her¬ 
vorheben (Schutzkonzept und Leitbild der 
Einrichtung kommunizieren und Partizipa¬ 
tionsmodelle verankern) 

- Projektarbeit und Öffnung zum Sozialraum 

Handys, Internet 

- Kontaktaufnahme durch sexuell übergriffige Personen 
über das Internet oder Handy (z. B. durch Vorspiege¬ 
lung einer anderen Identität) 

- Entwürdigende Video- und Fotoaufnahmen sowie 
Ansprachen in sozialen Medien (Cybermobbing) 

- Gewalt- und Sexfilme/Pornografie auf dem Handy 

- Unreflektierter Umgang zwischen Lehrkräften und 
Schülerinnen und Schülern in sozialen Medien 

-Thematisierung im Unterricht, Aufklärung 
durch Broschüren, Projekt- und Elternarbeit 
- Regelungen für den Umgang zwischen 
Mitarbeitenden und Kindern/Jugendlichen 
in sozialen Medien (z. B. Facebook,Twitter, 

Chat) 

Räumlichkeiten, 
Gelände, Weg 

- Unklare Trennung bei Umkleidemöglichkeiten (z. B. 

Sport, Schwimmen), Waschräumen, WCs und Schlaf¬ 
möglichkeiten (z. B. Klassenreisen) 

-Verletzung der Intimsphäre durch fehlendes Reglement 
(Anklopfen etc.) 

- Betreten des Geländes und der Räumlichkeiten durch 
Unbefugte 

- Dauerhaft unbeaufsichtigte Bereiche 

- Gefährdungen für Kinder auf dem Weg 

- Schutz der Intimsphäre 

- Regeln zu Wahrung der Intimsphäre 

- Regelung zur Beaufsichtigung von 
Räumlichkeiten und Gelände 

- Regelungen für das Betreten des Geländes 
durch Besucher 

- Maßnahmen für den Schutz der Kinder auf 
dem Weg absprechen (z. B. Schulscouts, 
Hilfemöglichkeiten eruieren) 


Vertrauenslehrkräfte oder Patientenfürsprechende oder 
extern durch Fachberatungsstellen oder Präventionsbe¬ 
auftragte. Wichtige Instrumente sind auch nationale und 
kommunale Angebote von unabhängigen Anlaufstellen, 
wie z. B. die Hotline des UBSKM oder andere internet¬ 
basierte Jugendportale oder Fachberatungsstellen. 

Die Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen 
an der Gestaltung von Rahmenbedingungen und Ab¬ 
läufen in einer Einrichtung gehört zu einer unverzicht¬ 
baren Ergänzung eines Beschwerdesystems. Schließlich 
ist die Risikoabschätzung und -analyse der verschiedenen 
Arbeitsfelder ein wichtiger Bestandteil für eine Einschät¬ 
zung von Gefährdungspotenzialen. 

Ein gut funktionierendes, in die Institutionskultur in¬ 
tegriertes Beschwerdesystem, das eine Ausgewogenheit 
von Vertraulichkeit und Verfahrenssicherheit bietet, sollte 


zu einem selbstverständlichen Baustein eines Qualitäts¬ 
managements von Einrichtungen des Gesundheits- und 
Bildungswesens werden. 
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31.1 Grenzverletzung, sexueller Übergriff 
oder sexueller Missbrauch? 


Q Die nachfolgenden Ausführungen sind aus der 
jahrelangen Praxis der Autorin entstanden. 

Nähere Informationen finden Sie unter ► www. 
zartbitter.de. 

Im Alltag von Institutionen kommt es immer wieder zu 
sexuellen, psychischen und körperlichen Grenzüber¬ 
schreitungen, die die Grenzen zwischen einzelnen Per¬ 
sonen, den Generationen und/oder den Geschlechtern 
verletzen. Verübt werden Grenzverletzungen sowohl von 
erwachsenen Frauen und Männern, von jungen Frauen 
und Männern, die mit Betreuungs- oder Versorgungsauf¬ 
gaben beauftragt werden, als auch von gleichaltrigen oder 
älteren Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden. 
Viele grenzüberschreitende Verhaltensweisen sind unbe¬ 
absichtigt und können korrigiert werden, andere wiede¬ 
rum sind eindeutig übergriffig oder es handelt sich um 
strafrechtlich relevante Formen sexualisierter, psychischer 
oder körperlicher Gewalt. 

Im Sinne eines fachlich angemessenen Umgangs mit 
grenzverletzendem Verhalten durch Mitarbeiter und Mit¬ 
arbeiterinnen in Institutionen empfiehlt sich eine Diffe¬ 
renzierung zwischen 

— Grenzverletzungen, die unabsichtlich verübt werden 
und/oder aus fachlichen bzw. persönlichen Unzu¬ 
länglichkeiten oder aus einer »Kultur der Grenzver¬ 
letzungen« resultieren; 

™ sexuellen Übergriffen, die Ausdruck eines unzurei¬ 
chenden Respekts gegenüber Mädchen und Jungen, 
grundlegender fachlicher Mängel und/oder einer 
gezielten Vorbereitung eines sexuellen Missbrauchs/ 
eines Machtmissbrauchs sind, sowie 
strafrechtlich relevante Formen sexualisierter Ge¬ 
walt wie z. B. sexuelle Nötigung, exhibitionistische 
Handlungen, sexueller Missbrauch von Kindern, Ju¬ 
gendlichen und Schutzbefohlenen, Vergewaltigungen, 
die Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger, 
Prostitution von Kindern, das Ausstellen, die Herstel¬ 
lung, das Anbieten und der Eigenbesitz kinderporno¬ 
grafischer Produkte. 

Q Die Checkliste »Zur Differenzierung zwischen 
Grenzverletzungen, Übergriffen und strafrecht¬ 
lich relevanten Formen von Gewalt im pädago¬ 
gischen Alltag« kann in konkreten Fällen zur 
Versachlichung der Diskussion beitragen (Enders 
et al. 2012). 


31.2 Strategien der Täter und Täterinnen 

Sexueller Missbrauch in Institutionen geschieht nicht 
»zufällig«, sondern ist das Ergebnis des (strategischen) 
Vorgehens von Tätern und Täterinnen, die sich z. B. oft¬ 
mals bewusst in pädagogischen Arbeitsfeldern oder im 
Gesundheitswesen engagieren, um mit potenziellen Op¬ 
fern in Kontakt zu kommen. Fundiertes Wissen über die 
Strategien der Täter und Täterinnen erweitert Handlungs¬ 
kompetenzen von Fachkräften. Es hilft, die sexuellen Ge¬ 
walthandlungen eines Kollegen/einer Kollegin früher zu 
erkennen sowie die Psychodynamik der Opfer als auch 
institutionelle Dynamiken zu verstehen. 

Die im Folgenden skizzierten Strategien verdeutlichen 
beispielhaft die Notwendigkeit einer intensiven Ausein¬ 
andersetzung mit den Täterstrategien für alle Fachkräf¬ 
te pädagogischer, therapeutischer und seelsorgerischer 
Arbeitsfelder sowie des Gesundheitswesens (Bundschuh 
2011; Enders 2012b). 

■ Beispiele »klassischer« Täterstrategien 

Die Entscheidung für ein berufliches oder ehrenamt¬ 
liches Engagement in einem Tätigkeitsfeld, in dem man 
mit jungen Menschen in Kontakt kommt, ist eine häufige 
Täterstrategie - insbesondere von pädosexuellen Tätern 
(Bundschuh 2011). Es ist dementsprechend auch keine 
Seltenheit, wenn ein Täter im Laufe seines beruflichen 
Werdegangs sein Arbeitsfeld wechselt, um über eine neue 
Tätigkeit mit potenziellen Opfern in Kontakt zu kommen 
(z. B. Taxifahrer im Behindertentransport, Hausmeister in 
der Grundschule). 

Ein erhöhtes Risiko, von Tätern als Arbeitsplatz ge¬ 
wählt zu werden, haben unter anderem Institutionen mit 

— autoritären oder unzureichenden Leitungsstrukturen, 

— geringer Kooperation mit Einrichtungen anderer 
Träger (»geschlossene Systeme«), 

™ unzureichender Differenzierung zwischen berufli¬ 
chen und privaten Kontakten, 

™ Vernachlässigung der Kinderrechte im Leitbild, 

™ rigiden bzw. diffusen institutionellen Regeln und 
™ unzureichendem Beschwerdemanagement (z. B. 
ohne externe, trägerunabhängige Ansprechpersonen, 
vgl. ► Kap. 30). 

Täter und Täterinnen nutzen ihre beruflichen Möglich¬ 
keiten, um Informationen über die Wehrhaftigkeit von 
Mädchen und Jungen zu gewinnen. Ein erhöhtes Risiko, 
Opfer sexueller Ausbeutung in Institutionen zu werden, 
haben z. B. 

™ Kinder und Jugendliche, die aufgrund eines kon- 
flikthaften Familienklimas besonders bedürftig sind 
(Zimmermann 2011), 

— Mädchen aufgrund ihres Geschlechts (Wetzeis 1997), 
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O Abb. 31.1 Die Wahrnehmung der Umwelt manipulieren. 
(© Zartbitter/U. Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 


O Abb. 31.3 Verführung. (© Zartbitter/U. Enders, Illustration: 
Dorothee Wolters) 



O Abb. 31.2 Masken der Täter und Täterinnen. (© Zartbitter/U. 
Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 


O Abb. 31.4 Machtdemonstration. (© Zartbitter/U. Enders, 
Illustration: Dorothee Wolters) 


™ Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit Be¬ 
einträchtigungen und Behinderungen (Schröttle et al. 
2012 ), 

— Kinder im Vorschulalter, die von der Justiz in der 
Regel als nicht zeugenfähig eingeschätzt werden und 
somit aus Tätersicht »sichere« Opfer sind (Praxisbe¬ 
obachtungen Zartbitter e.V.; vgl. auch ► Kap. 25). 

Gezielt manipulieren Täter und Täterinnen die Vertrau¬ 
enspersonen von Mädchen und Jungen, jungen Frauen 
und Männern, damit diese ihrer Wahrnehmung nicht 
trauen und den Hinweisen der Opfer keinen Glauben 
schenken (D Abb. 31.1). Täter und Täterinnen präsentieren 
sich (□ Abb. 31.2) z. B. als 

™ fachlich kompetente und hilfsbereite Kollegen, die 
sich unentbehrlich machen, 

— »fortschrittliche« (Sexual-)Pädagogen, 

™ engagierte Kinderschützer, 


™ persönlich belastete Menschen, die an das Mitleid der 
Kollegen appellieren. 

Täter und Täterinnen nutzen ihre institutionelle Stellung, 
damit der von ihnen verübte Missbrauch unentdeckt 
bleibt - z. B. über 

™ Verführung von Kolleginnen/Kollegen und Eltern 
(z. B. Gewährung von Privilegien, Aufbau von Seil¬ 
schaften; □ Abb. 31.3), 

— Machtdemonstration (□ Abb. 31.4). 

Täter und Täterinnen schüren vielfach Intrigen zwischen 
Kolleginnen/Kollegen, Eltern, Kindern und Jugendlichen 
(□ Abb. 31.5), indem sie 

— Gerüchte und Informationen über das Privatleben 
der Kollegen/Kolleginnen streuen, 

™ Leitung, Kolleginnen/Kollegen, Eltern und Kinder 
gegeneinander ausspielen, 
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O Abb. 31.5 Intrigen säen. (© Zartbitter/U. Enders, Illustration: 
Dorothee Wolters) 



O Abb. 31.6 Die zwei Gesichter der Täter. (© Zartbitter/U. 

Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 

— die Autorität der Kolleginnen/Kollegen untergraben, 
indem sie diese bei den Kindern und Jugendlichen 
abwerten, Arbeitsabsprachen nicht einhalten etc. 

Täter und Täterinnen zeigen zwei Gesichter (□ Abb. 31.6). 
Das Schweigen der Opfer sichern Täter und Täterinnen 
unter anderem durch 

— Drohungen (□ Abb. 31.7), 

Suggestion einer aktiven Beteiligung (□ Abb. 31.8). 


31.3 Institutioneile Dynamiken bei 
Missbrauch in Institutionen 


31 . 3.1 Anwesenheit des abwesenden Täters 


Institutionen, die zum Tatort sexualisierter Gewalt 
wurden, müssen nicht nur die Erschütterung ihres in¬ 
stitutionellen Selbstbildes, sondern vielfach auch die 
Erschütterung verarbeiten, dass Täter und Täterinnen 
durch ihr strategisches Vorgehen die institutionellen Ab- 



O Abb. 31.7 Drohungen. (© Zartbitter/U. Enders, Illustration: 
Dorothee Wolters) 



O Abb. 31.8 Suggestion einer aktiven Beteiligung. (© Zartbit¬ 
ter/U. Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 


läufe und interne Kommunikation quasi kontrolliert ha¬ 
ben (□ Abb. 31.9). 

Auch nach ihrem Ausscheiden aus der Institution »do¬ 
minieren« nicht wenige Täter und Täterinnen und die von 
diesen verübte sexualisierte Gewalt weiterhin den Alltag 
der Institutionen: Fast »alles« dreht sich um die Aufarbei¬ 
tung des Missbrauchs bzw. institutionelle Dynamiken 
werden weiterhin durch die Intrigen der Täter/Täterinnen 
geprägt (z. B. Spaltungen). 

Oftmals manipulieren Täter auch nach dem Verlas¬ 
sen der Institution weiterhin z. B. über Pflege persönlicher 
Kontakte oder Bedrohungen die institutionelle Dynamik 
(D Abb. 31.10). 
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Täter 



O Abb. 31.9 Die Intrigen des Täters wirken noch. (© Zartbit- 
ter/U. Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 


O Abb. 31.11 Reaktionen auf vermuteten oder erwiesenen Miss¬ 
brauch - Spaltungsprozesse. (© Zartbitter/U. Enders, Illustration: 
Dorothee Wolters) 



Verteidiger/ Opfer 

Innen 

des Opfers 



Täter 



O Abb. 31.10 Täter manipuliert von außen die institutioneile 
Dynamik. (© Zartbitter/U. Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 


O Abb. 31.12 Reaktionen auf vermuteten oder erwiesenen Miss¬ 
brauch - Rufmordkampagne und Rachefeldzug. (© Zartbitter/U. 
Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 


Institutionen, die durch einen begrenzten Fall der 
sexuellen Ausbeutung belastet sind, leiden sicherlich in 
einem geringeren Maße unter der »Anwesenheit der ab¬ 
wesenden Täter/Täterinnen« als Institutionen, deren All¬ 
tag durch die Folgen eines sehr massiven Missbrauchs ge¬ 
prägt wird - wenn z. B. 

“ ein oder mehrere Täter/Täterinnen über einen länge¬ 
ren Zeitraum eine Vielzahl an Kindern und Jugend¬ 
lichen missbraucht haben, 

— Täter/Täterinnen eine tragende Rolle in der Institu¬ 
tion hatten (Schulleiter, Trainer/Trainerinnen einer 
Spitzenmannschaft, Pfarrer/Pfarrerinnen...), 

™ Kinder und Jugendliche zur Ausübung sexualisierter 
Gewalt gegen Peers gezwungen/überredet wurden, 
Opfer die an ihnen verübten Gewalthandlungen re- 
inszenieren (Mosser 2012). 


31 . 3.2 Reaktionen auf vermuteten oder 
erwiesenen Missbrauch 


Es fällt ungleich schwerer, sexualisierte Gewalt in den eige¬ 
nen Reihen wahrzunehmen als außerhalb der eigenen un¬ 
mittelbaren Lebenswelt. Kommt eine Vermutung auf oder 
wird ein erwiesener Missbrauch in den eigenen Reihen 
bekannt, so ist unter den ehren- und hauptamtlichen Mit¬ 
arbeiterinnen/Mitarbeitern als auch in der Elternschaft 
oftmals eine Spaltung zu beobachten (□ Abb. 31.11): Einige 
setzen eine Priorität auf den Opferschutz und fordern eine 
Klärung der Fakten mit Unterstützung von außen. Andere 
können den Gedanken an die Möglichkeit eines sexuellen 
Missbrauchs in den eigenen Reihen nicht ertragen, sorgen 
sich um den Ruf der Einrichtung und bewerten die Ver¬ 
mutung als nicht haltbar. 

Nicht selten wird diese von vornherein als »Rufmord¬ 
kampagne« oder »Rachefeldzug« abgetan (□ Abb. 31.12). 
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In der Regel sind einige Mitglieder der Institution fast 
ausschließlich damit beschäftigt, für den Beschuldigten/ 
die Beschuldigte entlastende Argumente zu sammeln. 
Häufig bewerten sie die Aussagen eines Opfers als Hinweis 
auf dessen psychische Erkrankung. Andere halten es für 
möglich, dass ein Mädchen oder Junge missbraucht wur¬ 
de, gehen aber beispielsweise davon aus, dass das Opfer 
aufgrund der persönlicher Belastungen die realen Gewalt¬ 
erfahrung mit einer anderen Person auf den Mitarbeiter/ 
die Mitarbeiterin überträgt. 

Viele Einrichtungen, die zum Tatort sexueller Über¬ 
griffe oder sexuellen Missbrauchs wurden, fühlen sich 
mehr dem eigenen »guten Ruf« verpflichtet als dem Wohl 
der Opfer und versuchen, »die Angelegenheit diskret und 
intern zu lösen«. Sexuell übergriffige Mitarbeiter/Mit¬ 
arbeiterinnen werden z. B. »aus Krankheitsgründen in 
den vorzeitigen Ruhestand versetzt« oder ihnen wird ein 
anderer Arbeitsplatz zugewiesen. Oftmals werden sie auch 
lediglich ermahnt und bleiben weiter in der Institution 
tätig. Eine solche Entscheidung lässt betroffene Mädchen 
und Jungen, junge Frauen und Männer als unglaubwürdig 
erscheinen: Nicht selten werden die Betroffenen anschlie¬ 
ßend sowohl von einem Teil der Mitarbeiterschaft als auch 
von anderen Kindern und Jugendlichen gemobbt. 

Noch immer bewerten einige Institutionen ihre Für- 
sorgepflicht gegenüber Tätern/Täterinnen höher als den 
Schutz des Kindeswohls. Das Bemühen, einen Mitarbei¬ 
ter/eine Mitarbeiterin nicht zu Unrecht eines sexuellen 
Missbrauchs zu beschuldigen, ist korrekt und ehrenwert. 
Deshalb sollte fachliches Fehlverhalten wie z. B. Grenz¬ 
verletzungen stets korrekt benannt und nicht übertrie¬ 
ben dargestellt werden. Keinesfalls darf dieses jedoch 
aus Sorge vor Falschbeschuldigungen vertuscht werden. 
Die sachliche Benennung von Fehlverhalten (z. B. psy¬ 
chischen, körperlichen und sexuellen Grenzverletzungen 
und Machtmissbrauch) ist nicht mit Falschbeschuldigung 
und Rufmordkampagnen gleichzusetzen. 

Aufgrund der institutionellen Reaktionen auf die Ver¬ 
mutung eines sexuellen Missbrauchs ist es nicht verwun¬ 
derlich, dass sexualisierte Gewalt in Institutionen häufig 
durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Praktikantin¬ 
nen/Praktikanten, Eltern, Mädchen und Jungen aufge¬ 
deckt wird, die erst seit kurzer Zeit Mitglied der Institution 
sind oder diese bereits vor einiger Zeit verlassen haben. 

Auswirkungen der Aufdeckung auf die 
Teamdynamik 

Praxiserfahrungen belegen die Auswirkungen des stra¬ 
tegischen Vorgehens des Täters oder der Täterin auf die 
Teamdynamik. Diese wird häufig gekennzeichnet durch 
— Spaltung des Teams, die unter anderem auf die Intri¬ 
gen des Täters/der Täterin zurückzuführen sind, 


— begrenzte Bereitschaft, sich aktiv an der Aufdeckung 
und Aufarbeitung zu beteiligen - z. B. aus Sorge vor 
Aufdeckung von eigenem Fehlverhalten bzw. dem 
Verlust von Privilegien, 

™ großes Misstrauen unter Kolleginnen/Kollegen und 
gegenüber der Institution, 

— Resignation - insbesondere resultierend aus Scham 
und Schuldgefühlen über persönliche und fachliche 
Fehler, 

— Agieren von Kolleginnen und Kollegen (z. B. um Ge¬ 
fühle der Hilflosigkeit zu vermeiden), 

™ »Sprachlosigkeit« der Kolleginnen und Kollegen über 
Details der Missbrauchsdynamik, die sich z. B. trotz 
zahlreicher (Team-)Gespräche nicht über die Beob¬ 
achtungen der einzelnen Fachkräfte zu eventuellen 
Täterstrategien austauschen, diese nicht dokumen¬ 
tieren, 

™ persönliche und fachliche Überforderung, 

™ Vernachlässigung der notwendigen Hilfen für Opfer, 
Kindergruppe und Eltern, 

— Bemühen, die Krise so weit wie möglich zu begren¬ 
zen und »die Angelegenheit« hausintern, ohne Hilfe 
von außen zu bewältigen. 

Reaktionen einzelner Kolleginnen und 
Kollegen 

Die institutionelle Krise wird verstärkt durch persönliche 
Krisen von Kolleginnen und Kollegen. Aus Gründen des 
Selbstschutzes bagatellisieren bzw. leugnen einige die 
Fakten. Andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bekom¬ 
men durch die Aufdeckung des sexuellen Missbrauchs 
die Bestätigung einer lang befürchteten Vermutung: Sie 
spüren, wie sehr es sie verletzt hat, dass Vorgesetzte und/ 
oder Kolleginnen und Kollegen ihre Bedenken gegenüber 
einem Kollegen/einer Kollegin in der Vergangenheit nicht 
ernst genommen haben. 

Vor allem Leitungskräfte und unmittelbare Kollegin¬ 
nen und Kollegen von Tätern/Täterinnen leiden unter 
Schuldgefühlen. Hatten sie eine positive - womöglich 
private und/oder sexuelle - Beziehung zum Täter/zur Tä¬ 
terin, fühlen sie sich meist doppelt »verraten«: als Mit¬ 
glied der Institution und als Freund/Freundin, Partner/ 
Partnerin. Einzelne schämen sich, den Missbrauch nicht 
wahrgenommen zu haben; sie haben nicht selten große 
Angst vor der Berichterstattung der Medien und es ist ih¬ 
nen peinlich, von Dritten auf den Missbrauch an ihrem 
Arbeitsplatz angesprochen zu werden. Andere wissen 
nicht wohin mit ihrer Wut. Viele Kolleginnen und Kolle¬ 
gen kommen in dieser Situation wieder mit selbst erlebten 
psychischen, körperlichen oder sexuellen Gewalterfah¬ 
rungen in ihrer Kindheit, Jugend oder im Erwachsenen¬ 
alter in Kontakt und werden nun erneut von alten Gefüh¬ 
len und Erinnerungen überflutet. 
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Reaktion der Elterngruppe 

Eine für die Problematik typische Spaltung spiegelt sich in 
der Regel auch in den Reaktionsweisen der Eltern wider. 
Meist gibt es eine Gruppe von Müttern und Vätern, die 
sich den Missbrauch nicht vorstellen können - manch¬ 
mal auch dann nicht, wenn nachweislich ihr eigenes Kind 
betroffen ist oder der Täter rechtskräftig verurteilt wur¬ 
de. Das andere Extrem sind Forderungen nach massiven 
staatlichen Sanktionen. 

Reaktionen der Kinder- und Jugendgruppe 

Ebenso wie die Erwachsenenebene reagiert bei der Auf¬ 
deckung eines Missbrauchs auch die Kinder- und Ju¬ 
gendgruppe erfahrungsgemäß mit Spaltung. Fast immer 
können einige Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 
die Fakten nicht glauben: Sie waren in die Missbrauchs¬ 
handlungen nicht involviert, haben diese nicht beobachtet 
oder keine entsprechenden Informationen erhalten, ande¬ 
re haben die beobachtete bzw. selbst erlebte sexualisierte 
Gewalt verdrängt. Off sind ein Teil der Mädchen und Jun¬ 
gen darüber wütend, dass ihnen eine (geliebte) Bezugsper¬ 
son oder eine Person »genommen« wird, die ihnen zuvor 
Privilegien zugestanden hat. Ihre Wut richtet sich meist 
gegen die Kinder und Jugendlichen, die den Missbrauch 
öffentlich machen. Aggressionen gegen das Oper können 
auch Folge einer vom Täter/von der Täterin initiierten 
Gruppendynamik sein. 

Für Kindergruppen kann eine Belastung daraus ent¬ 
stehen, dass einzelne Mädchen und Jungen im Vor- und 
Grundschulalter die erlebten Missbrauchsabläufe im post¬ 
traumatischen Spiel mit anderen reinszenieren - auch mit 
Kindern, die erst nach dem Ausscheiden des Täters in die 
Einrichtung aufgenommen wurden. 

Nicht selten versuchen einzelne Jugendliche mit Ge¬ 
walt, die durch das Ausscheiden eines Täters vakant ge¬ 
wordene Machtposition zu besetzen. 

31 . 3.3 Wenn mehrere Mädchen und Jungen 
einer Gruppe missbraucht wurden 


Wurden mehrere Mädchen und Jungen innerhalb einer 
Einrichtung missbraucht, so bewirkt die vom Täter initi¬ 
ierte Gruppendynamik meist eine Aufrechterhaltung des 
Schweigegebotes - auch nachdem dieser/diese die Ein¬ 
richtung verlassen hat. Täter sichern das Schweigen ihrer 
Opfer oftmals, indem sie Kinder und Jugendliche über¬ 
reden bzw. zwingen, sich gegenseitig sexualisierte Gewalt 
zuzufügen. Die betroffenen Mädchen und Jungen schwei¬ 
gen aus Angst vor Bestrafung, aus Scham und/oder wol¬ 
len sich selbst und ihre Freunde und Freundinnen nicht 
»verraten«. 


Sexualisierte Gewalt durch Jugendliche und 
Kinder 

In der Fachdiskussion über sexuellen Missbrauch in 
Institutionen wird oftmals die Problematik der sexua- 
lisierten Gewalt durch Peers unterschätzt/tabuisiert. 
Das Institut für Praxisforschung und Projektberatung 
(Keupp et al. 2013) erstellte einen Bericht Sexueller 
Missbrauch, psychische und körperliche Gewalt im Inter¬ 
nat der Benedektinerabtei Ettal. Individuelle Folgen und 
organisatorisch-strukturelle Hintergründe. In diesem 
beschreiben die Autoren das erwiesene große Aus¬ 
maß der psychischen, körperlichen und sexualisierten 
Gewalt durch Internatsschüler. Zudem werden Ursa¬ 
chen der sexualisierten Gewalt durch Kinder gegen 
Kinder skizziert, die unter anderem in der Sexuali¬ 
sierung des Klimas durch Patres und in der Reinsze- 
nierung selbst erlebter sexualisierter Gewalt durch 
erwachsene Betreuungspersonen lagen. Es ist davon 
auszugehen, dass die sexualisierte Gewalt durch Peers 
im Internat Ettal bis zum heutigen Tage sowohl von 
betroffenen als auch übergriffigen ehemaligen Schü¬ 
lern/Schülerinnen tabuisiert wird. Eine entsprechende 
Dynamik wird ebenso aus den Berichten über die 
Odenwaldschule deutlich (Dehmers 2011, Füller 2011). 

Zartbitter Köln ist seit Mitte der 1990er-Jahre 
regelmäßig mit Fällen konfrontiert, in denen eine 
ausgeprägte Sexualisierung der Gruppenatmosphäre 
und eindeutige Formen (ritualisierter) sexualisierter 
Gewalt durch Kinder und Jugendliche in Institutionen 
unter anderem als Folge sexueller Grenzverletzungen 
und sexuellen Missbrauchs durch ehren- und haupt¬ 
amtliche Betreuungspersonen zu bewerten ist (Enders 
2012b). 


31 . 3.4 Wie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf die Opfer reagieren 


Ehrenamtliche und professionelle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter fühlen sich bei Missbrauch in Institutionen 
fast immer mitschuldig. Durch die Anwesenheit des Op¬ 
fers werden sie ständig an ihr eigenes Versagen erinnert 
und mit ihren Schuldgefühlen konfrontiert. Sie haben 
folglich ein (unbewusstes) Interesse daran, zu glauben, 
dass der Missbrauch nicht wirklich der Grund für das Lei¬ 
den des Opfers ist. Auf dieses reagieren sie nicht selten 
abwertend und werfen betroffenen Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen (unbewusst) vor, selbst aktiv den 
Missbrauch provoziert oder diesen zumindest zum eige¬ 
nen Vorteil genutzt zu haben. In der festen Überzeugung, 
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□ Abb. 31.13 Erschütterung des institutioneilen Selbstbildes. 
(© Zartbitter/U. Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 


O Abb. 31.14 Existenzielle Bedrohung. (© Zartbitter/U. Enders, 
Illustration: Dorothee Wolters) 


betroffenen Kindern und Jugendlichen bei der Bewälti¬ 
gung zu helfen, reagieren sie z. B. mit Bestrafung auf Fol¬ 
geproblematiken der Gewalterfahrungen. 

31.4 Traumatisierte Institutionen 


31 . 4.1 Wenn eine Einrichtung zum Tatort 
sexuellen Missbrauchs wird 


Als traumatische Erfahrung bezeichnet man ein extremes 
Ereignis, das einen Menschen mit Gefühlen und Eindrü¬ 
cken überflutet, denen er nicht aus weichen kann und die 
außerhalb der üblichen menschlichen Erfahrungen hegen. 
Das Vertrauen in eine grundsätzlich sichere, verlässliche 
und kontrollierbare Welt wird erschüttert und Gefühle 
von Hilflosigkeit, Ohnmacht und völliger Schutzlosigkeit 
ausgelöst. Ebenso wie einzelne Personen können Syste¬ 
me traumatisiert werden. So spricht man z. B. von trau- 
matisierten Kulturen und Völkern. Auch für Reaktionen 
von Institutionen nach sexuellem Missbrauch bietet das 
Modell der psychischen Traumatisierung ein Erklärungs- 
modell. Der Begriff »Traumatisierte Institution« sollte 
jedoch keinesfalls inflationär verwendet werden: Ebenso 
wie nicht jedes Kind, dass sexualisierte Gewalt erlebt hat, 
traumatisiert ist, ist auch nicht jede Institution trauma¬ 
tisiert, die zum Tatort wurde. Wird z. B. in einem Team 
einer großen Einrichtung ein Kind, Jugendlicher oder jun¬ 
ger Erwachsener sexuell missbraucht, so kann es durchaus 
sein, dass die Institution handlungsfähig bleibt. Oftmals 


ist jedoch ein Teilsystem traumatisiert - z. B. eine Schul¬ 
klasse oder eine betroffene Wohngruppe. 

Ein hohes Risiko einer Traumatisierung der gesamten 
Einrichtung besteht, wenn 

— der Täter ein Leistungsträger der Einrichtung ist/war, 

— mehrere Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen gemein¬ 
sam missbraucht haben, 

— eine große Zahl an Mädchen und Jungen betroffen 
ist, 

™ Kinder und Jugendliche sich gegenseitig sexualisierte 
Gewalt zugefügt haben/zufügen mussten, 

— die Institution eine exponierte Stellung in der (Fach-) 
Öffentlichkeit hat, 

™ die Institution (in der Öffentlichkeit) den Missbrauch 
leugnet. 

Eine Einrichtung ist dann als traumatisiert zu bezeichnen, 
wenn nicht nur das seelische und körperliche Wohl einzel¬ 
ner Personen gefährdet, sondern auch das Selbstbild der 
Einrichtung zutiefst erschüttert ist (D Abb. 31.13), diese sich 
als schutzlos und ohnmächtig und somit die Situation als 
existenziell bedrohlich erlebt (□ Abb. 31.14). 

Einengung der institutioneilen 
Wahrnehmung 

Nicht selten reagieren Institutionen auf sexualisierte Ge¬ 
walt in den eigenen Reihen mit einem Schock. Die insti¬ 
tutionelle Wahrnehmung wird eingeengt: Die Fakten des 
Missbrauchs werden nur zum Teil wahrgenommen und 
weitgehend ausgeblendet (institutionelle Dissoziation). 












31.4 •Traumatisierte Institutionen 


31 



O Abb. 31.15 Institutioneile Erstarrung. (© Zartbitter/U. Enders, 
Illustration: Dorothee Wolters) 

Das Detailwissen über die Missbrauchshandlungen wird 
fast immer fragmentiert - wie einzelne Puzzlesteinchen 
- im »institutionellen Gedächtnis« abgespeichert. Das be¬ 
deutet, dass einzelne Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
unterschiedliche Details wissen, diese jedoch nicht zu¬ 
sammengetragen werden (Keupp et al. 2013). Dies hat zur 
Folge, dass in der Mehrzahl der Fälle niemand den Über¬ 
blick über alle Fakten hat. 

Eingeschränkte institutioneile 
Handlungsfähigkeit 

Selbst Einrichtungen, die in anderen Problemlagen Krisen 
ausgezeichnet meistern, sind bei der Konfrontation mit 
sexuellem Missbrauch in den eigenen Reihen oftmals in 
ihren institutionellen Handlungsmöglichkeiten erheblich 
eingeschränkt. Ihre Reaktionsweisen entsprechen vielfach 
nicht den Regeln fachlichen Handels. 

Off herrscht ein »institutioneller Ausnahmezustand«, 
in dem aufgrund institutioneller Ohnmacht oder Erstar¬ 
rung übliche Abläufe nicht mehr aufrechterhalten werden 
können oder außer Kontrolle geraten (□ Abb. 31.15). 

Ein institutioneller Kontrollverlust wird nicht zuletzt 
dadurch offensichtlich, dass viele Mitglieder der Institu¬ 
tion in der Krisensituation durch überstürztes oder un¬ 
koordiniertes Handeln fachliche und menschliche Fehler 
machen. In dieser Überforderungssituation »funktionie¬ 
ren« Leitungskräfte in ihrer Rolle als Krisenmanager - mal 



O Abb. 31.16 Verlust der institutioneilen Lebendigkeit. (© Zart¬ 
bitter/U. Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 


mehr, mal weniger. Sie versuchen z. B. häufig, die Situation 
»unter Kontrolle« zu halten und die Krise intern ohne Hil¬ 
fe von außen zu managen. 

Das institutionelle Erleben nach der Aufdeckung eines 
sexuellen Missbrauchs wird maßgeblich durch Verleug¬ 
nung und Vermeidung bestimmt. Oftmals versuchen In¬ 
stitutionen, ihre institutionelle Verantwortung zu leugnen 
und die Erinnerung an und die Beschäftigung mit den Ge¬ 
walterfahrungen zu vermeiden. Bestimmte Situationen, 
Handlungsabläufe und Gesprächsthemen, die mit dem 
Missbrauch in Zusammenhang standen, werden gemie¬ 
den. So werden möglicherweise notwendige und sinnvolle 
Angebote für Kinder und Jugendliche nicht mehr durch¬ 
geführt und Feste nicht mehr gefeiert, die an den Täter/ 
die Täterin erinnern. Eine mögliche Folge davon ist ein 
Verlust an institutioneller Lebendigkeit (□ Abb. 31.16). 

Institutioneile Flashbacks und Übererregung 

Normalerweise erinnert man sich an besondere Ereignis¬ 
se in Form von Geschichten, die im Laufe der Zeit der 
Veränderung unterliegen und keine intensiven Gefühle 
und Empfindungen mehr hervorrufen. Kennzeichnend 
für traumatisierte Institutionen ist, dass ein solcher Ver¬ 
arbeitungsprozess nicht gelingt und die Erinnerungen an 
die sexuelle Ausbeutung in den eigenen Reihen von der 
sozialen Institution mit einer solchen Intensität wiederer¬ 
lebt werden, als ob das Geschehen erneut stattfände (insti¬ 
tutioneile Flashbacks). Durch Termine (etwa Feiertage), 
Rituale, Materialien, Begegnungen oder andere beliebige 
Auslöser (Trigger) können nicht verarbeitete Gefühle und 
Empfindungen in ungehemmter Heftigkeit wieder reakti¬ 
viert werden. 

Traumatisierte Institutionen leiden dementsprechend 
nicht selten unter einem Verlust der Fähigkeit zur Selbst- 
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O Abb. 31.17 Institutioneile Übererregung. (© Zartbitter/U. 

Enders, Illustration: Dorothee Wolters) 

regulation: Sie reagieren auf alltägliche Situationen mit 
Übererregung - mit übertriebener Wachsamkeit und er¬ 
höhter Reizbarkeit (□ Abb. 31.17). Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter reagieren beispielsweise auf ganz normale, 
dem Alter entsprechende Doktorspiele unter Kindern mit 
Verboten. 


31 . 4.2 Fachliches Vorgehen bei Vermutung 
und Verdacht 


Die Vermutung und der Verdacht eines sexuellen Miss¬ 
brauchs oder massiver sexualisierter Peergewalt in einer 
Institution entsteht häufig aufgrund von Hinweisen und 
Beobachtungen ehemaliger oder neuer Mitglieder der 
Institution, die entweder durch den räumlichen Abstand 
von institutionellen Dynamiken unabhängig bzw. in diese 
noch nicht verstrickt sind. In anderen Fällen erleichtert 
es kindlichen und jugendlichen Opfern, ihre Gewalt¬ 
erfahrungen aufzudecken, dass der Täter/die Täterin die 
Einrichtung aus persönlichen oder beruflichen Gründen 
verlassen hat. In jedem Fall ist abzuklären, ob sich die Ver¬ 
mutung/der Verdacht auf die Vergangenheit bezieht oder 
ob davon auszugehen ist, dass aktuell noch Mädchen und 
Jungen von sexualisierter Gewalt betroffen sind. 

Unabhängig davon, ob aktuelle oder zurückliegende 
Gewalthandlungen vermutet werden, sind die Persön¬ 
lichkeitsrechte aller Beteiligten zu achten. Beschuldigte 
haben ein Recht auf ein respektvolles Vorgehen; Mädchen 
und Jungen, junge Frauen und Männer dürfen nicht als 
mögliche Opfer geoutet werden. Ebenso ist ihr Schutz 
sicherzustellen und darf z. B. nicht durch eine voreilige 


Konfrontation eines Beschuldigten/einer Beschuldigten 
gefährdet werden. 

Q Gemeinsame Gespräche mit Beschuldigten und 
eventuellen Opfern sexualisierter Gewalt (Gegen¬ 
überstellungen) sind dem Kindeswohl abträglich 
und folglich grundsätzlich zu vermeiden. 

In Fällen der Vermutung/des Verdachts eines sexuellen 
Missbrauchs in Institutionen erhoffen Fachkräfte und El¬ 
tern oftmals über eine Strafanzeige den Schutz anderer 
Mädchen und Jungen, junger Frauen und Männer sicher¬ 
zustellen. Strafermittlungsverfahren werden jedoch von 
den Strafverfolgungsbehörden sehr häufig eingestellt - 
z. B. aufgrund gutachterlicher Stellungnahmen, die Kinder 
im Vorschulalter vielfach als nicht zeugenfähig bewerten. 

Von sexualisierter Gewalt in Institutionen betroffene 
ältere Kinder und Jugendliche zeigen oftmals keine Bereit¬ 
schaft, im Rahmen von Strafermittlungsverfahren als Zeu¬ 
ginnen/Zeugen auszusagen, da sie das damit verbundene 
Risiko realistisch einschätzen, zumindest institutionsin¬ 
tern zu »öffentlichen Opfern« zu werden (Praxiserfahrung 
von Zartbitter e.V.). Die Entscheidung, ob Strafanzeige er¬ 
stattet werden sollte oder nicht, muss deshalb im Einzelfall 
unter Berücksichtigung der Belastungsfähigkeit des Op¬ 
fers getroffen werden. Liegen objektive Beweise vor oder 
sind mehrere Kinder und Jugendliche zur Aussage bereit, 
so sind die Belastungen der einzelnen kindlichen und ju¬ 
gendlichen Opferzeugen/-zeuginnen deutlich reduziert. 

Vorgehen einzelner Fachkräfte, die 
Missbrauch vermuten 

Gibt es Anhaltspunkte für einen sexuellen Missbrauch 
oder massive sexualisierte Peergewalt in einer Institu¬ 
tion, so sind Fachkräfte grundsätzlich verpflichtet, ihre 
Dienstvorgesetzten über diese Vermutung/den Verdacht 
zu informieren. Einige Fachkräfte scheuen jedoch einen 
solchen Schritt: Sie haben berechtigterweise Bedenken, 
dass die unmittelbaren Dienstvorgesetzten aufgrund per¬ 
sönlicher Verstrickungen oder unzureichender fachlicher 
Kompetenzen unbesonnen reagieren. 

Sehen Fachkräfte keine Möglichkeit, ihre Dienstvor¬ 
gesetzten zu informieren, so sind sie analog zum Vorgehen 
bei vermuteter innerfamilialer sexualisierter Gewalt auch 
bei der Vermutung/dem Verdacht eines Missbrauchs oder 
massiver sexualisierter Peergewalt in einer Institution ent¬ 
sprechend SGB VIII § 8a verpflichtet, zur Einschätzung 
der Kindeswohlgefährdung mit dem Jugendamt oder 
einer sogenannten erfahrenen Fachkraft bzw. einer Fach¬ 
beratungsstelle gegen sexualisierte Gewalt zu kooperieren. 
Im Rahmen dieser Kooperation müssen eine erste Ein¬ 
schätzung der Berechtigung der Vermutung/des Verdachts 
erfolgen und nächste Handlungsschritte zur Sicherung 
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des Kindeswohls geplant werden (z. B. Information des 
Trägers und/oder der Fachaufsicht). 

Vorgehen der Leitung der Einrichtung 

Im Fall der Vermutung/des Verdachts sexualisierter Ge¬ 
walt ist die Leitung einer Einrichtung dem Kindeswohl 
verpflichtet und hat ggf. zugleich entsprechend der Für¬ 
sorgepflicht als Arbeitgeber, den Mitarbeiter/die Mitarbei¬ 
terin vor Falschbeschuldigungen zu schützen. Dieser Ba¬ 
lanceakt kann der Leitung nur gelingen, wenn sie beson¬ 
nen handelt. Sie hat in jedem Fall zeitnah die Fachaufsicht 
zu informieren (z. B. Landesjugendamt, Schulaufsicht). 

Es ist keinesfalls die Aufgabe der Leitungskräfte von 
Institutionen der Jugendhilfe, des Gesundheitswesens, 
von Schulen oder kommerziellen Anbietern von Angebo¬ 
ten für Kinder und Jugendliche im Falle einer Vermutung/ 
eines Verdachts mit »kriminalistischen Methoden« Be¬ 
weise für die Schuld oder Unschuld eines Beschuldigten/ 
einer Beschuldigten zu ermitteln (vgl. ► Kap. 15 »Vermu¬ 
tung oder Verdacht von sexuellem Kindesmissbrauch«). 
Ihre Aufgabe ist es vielmehr, das Kindes wohl zu sichern 
und den Anlass für das Aufkommen der Vermutung abzu¬ 
klären (z. B. fachliches oder persönliches Fehlverhalten). 

Nicht jeder Mitarbeiter/jede Mitarbeiterin, der/die 
die Grenzen eines Kindes, Jugendlichen oder jungen Er¬ 
wachsenen verletzt, ist ein Täter/eine Täterin. Werden 
grenzverletzende Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen von Vor¬ 
gesetzten auf ihr Fehlverhalten angesprochen, so sind die 
meisten bemüht, ihr Verhalten zu korrigieren (z. B. im 
Falle privater Internetkontakte zu Jugendlichen, Verstöße 
gegen das Jugendschutzgesetz, Ansprache von Kindern 
mit Kosenamen). Täter und Täterinnen nutzen hingegen 
oftmals systematisch strukturelle und konzeptionelle 
Unzulänglichkeiten von Institutionen, um sexualisierte 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche strategisch vor¬ 
zubereiten und zu verüben. Allerdings nehmen auch sie 
nicht selten ihr offensichtlich grenzverletzendes Verhalten 
etwas zurück, wenn Leitungskräfte konsequent die Ein¬ 
haltung grenzachtender institutioneller Regeln und fach¬ 
licher Standards einfordern. Müssen sie aufgrund eines 
achtsamen Umgangs mit persönlichen Grenzen innerhalb 
der Einrichtung befürchten, dass die von ihnen verübten 
Grenzverletzungen zu massiven Konflikten mit Vorgesetz¬ 
ten, Kolleginnen/Kollegen, Eltern und/oder Kindern und 
Jugendlichen führen, so wechseln sie oftmals in einen an¬ 
deren Tätigkeitsbereich. Nach ihrem Ausscheiden fällt es 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen oftmals 
leichter, sexualisierte Gewalthandlungen aufzudecken. 
Wurde ein Mitarbeiter/eine Mitarbeiterin, ein Kinder 
oder Jugendlicher zu Unrecht beschuldigt, so sind Maß¬ 
nahmen zur Rehabilitierung zu treffen (Hochdorf 2010). 


Q Eine fachlich fundierte Abklärung der Vermu¬ 
tung und Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in 
Institutionen kann nicht »hausintern« geleistet 
werden. In jedem Fall ist eine trägerunabhängige 
Fachberatung hinzuziehen, die über eine breite 
Erfahrung in der Arbeit mit Opfern und fundier¬ 
te Kenntnisse der institutionellen Dynamik bei 
sexualisierter Gewalt in Institutionen verfügen 
muss. 


31 . 4.3 Nachhaltige Aufarbeitung 

sexualisierter Gewalt in Institutionen 


Die Stabilisierung des institutionellen Alltags nach der 
Aufdeckung sexualisierter Gewalt ist Voraussetzung, da¬ 
mit eine Einrichtung die Vermutung/den Verdacht sexua¬ 
lisierter Gewalt in den eigenen Reihen nicht mehr leug¬ 
nen muss, sondern als Teil ihrer Geschichte wahr- und 
annehmen kann. Voraussetzung für eine nachhaltige Auf¬ 
arbeitung sexualisierter Gewalt in Institutionen ist das 
Angebot notwendiger und angemessener Hilfen für alle 
Ebenen der Institution (Enders 2012c). Diese müssen den 
institutionellen Eigenheiten, die sich z. B. aus religiösen, 
fachlichen oder politischen Orientierungen ergeben, mit 
Respekt begegnen. 

31.5 Hilfen für alle Ebenen der Institution 


31 . 5.1 Coaching der Leitung 


Im Falle der Vermutung oder eines erwiesenen sexuellen 
Missbrauchs bzw. massiver sexualisierter Peergewalt ist 
die Einrichtungsleitung verantwortlich für das Angebot 
notwendiger und angemessener Hilfen für alle Ebenen der 
Institution. Sie hat eine Vielzahl unterschiedlicher Frage¬ 
stellungen zu bewältigen: Kooperation mit Fachaufsicht, 
Strafermittlungsbehörden und Medien, fachliche Bewer¬ 
tung der Berechtigung einer Vermutung, Personalent¬ 
scheidungen, Gestaltung der hausinternen Kommunika¬ 
tion über die Vermutung/den Verdacht, Maßnahmen zur 
Stabilisierung des institutionellen Alltags, Auswahl von 
langfristigen Hilfsangeboten für alle Ebenen der Institu¬ 
tion etc. Persönliche und fachliche Kompetenz helfen, die 
Situation zu meistern, doch ist ebenso Expertise gefordert. 

Ein zeitnahes Coaching der Leitung durch eine trä¬ 
gerunabhängige Fachkraft mit Expertise zum Problem¬ 
bereich sexualisierte Gewalt in Institution reduziert das 
Risiko von Fehlentscheidungen, die ansonsten zu erheb¬ 
lichen Belastungen der Nutzer/Nutzerinnen sowie Mitar¬ 
beiterinnen/Mitarbeiter der Einrichtung führen könnten. 
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31.5.2 Angebote für die mittlere und untere 
Leitungsebene 


Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der mittleren und 
unteren Leitungsebenen sind in der Regel stark in Fra¬ 
gen des pädagogischen Alltags involviert. Oftmals sind 
auf diesen Ebenen im Vorfeld der Aufdeckung eines se¬ 
xuellen Missbrauchs oder sexualisierter Peergewalt Hin¬ 
weise auf sexualisierte Gewalt »versackt« bzw. wurden 
fehlinterpretiert. Folglich spiegeln sich auf diesen Lei¬ 
tungsebenen die skizzierten typischen Teamdynamiken 
bei sexualisierter Gewalt in Institutionen in besonderem 
Maß wider. 

Die für den pädagogischen Alltag verantwortlichen 
Leitungskräfte benötigen in der Regel 
— Informationen über institutionelle Dynamiken bei 
sexualisierter Gewalt in Institutionen und die Psy- 
chodynamik kindlicher und jugendlicher Opfer se¬ 
xualisierter Gewalt und ihrer Angehörigen, 

™ fachliche Begleitung bei der Planung von Hilfeange¬ 
boten zur Krisenintervention wie auch langfristigen 
Aufarbeitung der sexualisierten Gewalt für die betrof¬ 
fenen Kinder und Jugendlichen, die Gruppe, Mütter 
und Väter, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
konzeptionellen Planung und Implementierung prä¬ 
ventiver institutioneller Strukturen. 


31.5.3 Angebote für die unmittelbaren 

Kolleginnen und Kollegen des Täters/ 
der Täterin 


Die Teamkolleginnen und -kollegen eines Beschuldig¬ 
ten/Täters bzw. einer Beschuldigten/einer Täterin brau¬ 
chen nicht nur Fachberatung zur Unterstützung ihrer 
weiteren Arbeit mit den betroffenen Kindern, Jugend¬ 
lichen und jungen Erwachsenen sowie deren Eltern, 
sondern sie brauchen ebenso persönliche Unterstützung. 
Viele Fachkräfte leiden nach der Aufdeckung der sexua- 
lisierten Gewalt unter einer akuten Belastungsreaktion. 
Traumatherapeutische Hilfe ist unter anderem notwen¬ 
dig, um belastende Fantasien über Gewalthandlungen zu 
stoppen. 

Für Kolleginnen und Kollegen des Täters/der Täterin 
bedeutet es nicht selten eine extreme Belastung, mit den 
betroffenen Mädchen und Jungen langfristig - am Tatort 
- weiterzuarbeiten. Ihnen bleibt folglich für die Aufarbei¬ 
tung der eigenen Traumatisierung nur begrenzte Energie. 
Es ist somit keine fachliche Abwertung, sondern entspricht 
der Fürsorgepflicht eines Arbeitgebers/einer Arbeitgebe¬ 
rin, wenn er/sie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
einen anderen adäquaten Arbeitsplatz anbietet. 


31.5.4 Fachberatung für pädagogische 
Fachkräfte 


Unabhängig von der regelmäßigen Teamsupervision ist 
den pädagogischen Fachkräften Fachberatung für die Be¬ 
gleitung der unmittelbar und mittelbar betroffenen Kin¬ 
der und Jugendlichen anzubieten. Die Beraterin/der Be¬ 
rater sollte fundierte Erfahrungen in der therapeutischen 
Arbeit mit kindlichen Opfern sexualisierter Gewalt und 
traumatisierten Kinder-/Jugendgruppen einbringen. 

31.5.5 Angebote für Mütter und Väter 


Mütter und Väter müssen über die Vermutung eines se¬ 
xuellen Missbrauchs bzw. sexualisierter Peergewalt in an¬ 
gemessener Form informiert werden, damit sie eventuelle 
- spätere - Hinweise ihrer Töchter und Söhne verstehen 
können. Folgeproblematiken treten oftmals kontextunab¬ 
hängig und mit zeitlicher Verzögerung auf - nicht selten 
erst nachdem der Täter/die Täterin oder das Kind die Ein¬ 
richtung verlassen hat. 

Ergänzend zu den Einzelgesprächen mit den Müttern 
und Vätern der betroffenen Kinder und Jugendlichen 
sollte zeitnah ein Informationsabend für die Eltern der 
Gruppe/der Institution in Zusammenarbeit mit einer the¬ 
rapeutisch qualifizierten Fachkraft einer Fachberatungs¬ 
stelle angeboten werden. Auf diesem sollte sachlich über 
das Ausmaß der vermuteten sexualisierten Gewalt ohne 
Detailangaben über die Gewalthandlungen oder Nennung 
der Namen der betroffenen Kinder und Jugendlichen in¬ 
formiert werden. Zudem müssen Eltern Möglichkeiten 
aufgezeigt werden, wie sie die Selbstheilungsprozesse ihrer 
Töchter und Söhne unterstützen können und wo sie pro¬ 
fessionelle Hilfen für sich selbst und ihre Kinder bekom¬ 
men (Enders 2012a). 

Q Intervention hat bei der Vermutung/dem Ver¬ 
dacht sexualisierter Gewalt in Institutionen stets 
Vorrang vor Prävention! Folglich ist es fachlich 
nicht angemessen, als Referentin/Referent für 
einen solchen Abend eine Fachkraft für Präven¬ 
tion einzuladen. 


31.5.6 Angebote für Mädchen und Jungen, 
junge Frauen und Männer 


Kinder, Jugendliche und Heranwachsende brauchen nach 
der Aufdeckung sexualisierter Gewalt in Institutionen vor 
allem einen klar strukturierten Alltag. Oftmals erleben sie 
in dieser Krisensituation ergänzende »ganz normale« Frei- 
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Zeitangebote durch fachlich qualifizierte Aushilfskräfte als 
sehr entlastend, da diese nicht in die institutionellen Aus¬ 
einandersetzungen verwickelt sind und den Mädchen und 
Jungen, jungen Frauen und Männern unbelastet begegnen 
können. 

Therapeutische Angebote zur Aufarbeitung von Ge¬ 
walterfahrungen werden insbesondere von Jugendlichen 
oftmals erst mit zeitlichem Abstand zur Aufdeckung ange¬ 
nommen. Als hilfreich erleben viele betroffene Mädchen 
und Jungen, junge Frauen und Männer Angebote der 
Psychoedukation, die ihnen helfen, die Missbrauchsdyna¬ 
mik und somit »sich selbst« besser zu verstehen. Ebenso 
bedeutet es für sie eine Erleichterung, wenn ihnen Tech¬ 
niken vermittelt werden, um Flashbacks zu stoppen. Im 
Einzelfall muss für jedes Mädchen/jeden Jungen der Kin¬ 
dergruppe - ganz gleich ob sie/er unmittelbar von sexuali- 
sierter Gewalt betroffen ist oder nicht - geprüft werden, ob 
nicht ein Wechsel in eine andere Gruppe/Einrichtung die 
Verarbeitung der Gewalterfahrungen erleichtert. 

Eine nachhaltige Aufarbeitung erfordert in jedem 
Fall (geschlechtsspezifische) Angebote für die Kinder-/ 
Jugendgruppe durch ein Team externer Fachkräfte mit 
gruppen- und traumatherapeutischer Zusatzqualifikation. 
Ohne vorherige Aufarbeitung einer sexualisierten Grup¬ 
pendynamik ist die Durchführung von Präventionspro¬ 
jekten als fachlicher Kunstfehler zu bewerten: Praxisbe¬ 
obachtungen von Zartbitter belegen, dass ohne vorherige 
Aufarbeitung Präventionsangebote das Risiko der Verfes¬ 
tigung von Gewaltstrukturen innerhalb von Kinder- und 
Jugendgruppen deutlich erhöhen. Ebenso ist es kontra¬ 
produktiv, wenn Präventionsmaßnahmen von den Päd- 
agoginnen und Pädagogen angeboten werden, die zuvor 
Hinweise von Kindern und Jugendlichen auf sexualisierte 
Gewalt nicht wahrgenommen bzw. nicht ernst genommen 
haben. 

Es ist im Interesse betroffener Kinder und Jugendli¬ 
cher, dass die mit den Missbrauchserfahrungen besetzten 
Räumlichkeiten neu gestaltet werden. Eine solche Umge¬ 
staltung sollte keinesfalls im Rahmen einer spontanen Ak¬ 
tion von den Erwachsenen, sondern unter Partizipation 
der Mädchen und Jungen, jungen Frauen und Männer 
Schritt für Schritt geleistet werden. 

31 . 5.7 Entwicklung eines institutioneilen 
Kinderschutzkonzeptes 


Unter Berücksichtigung der Risikofaktoren des Arbeitsfel¬ 
des und der im Rahmen der Aufarbeitung deutlich gewor¬ 
denen spezifischen Risikofaktoren der jeweiligen Einrich¬ 
tung ist ein nachhaltiges institutionelles Kinderschutzkon¬ 
zept zu entwickeln und zu implementieren (Enders 2012b; 
Kroll et al. 2003). Dieses muss folgende Aspekte umfassen: 


™ Verankerung des Rechts von Mädchen und Jungen 
auf sexuelle Selbstbestimmung im Leitbild der Insti¬ 
tution, 

™ Entwicklung 

transparenter institutioneller Strukturen, 
grenzachtender institutioneller Regeln, 
eines Verhaltenskodex für haupt- und ehrenamt¬ 
liche pädagogische und nicht pädagogische Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitarbeiter, 
eines institutionellen Beschwerdemanagements 
mit internen und trägerunabhängigen externen 
Ansprechpersonen. 

— Partizipation von Kindern und Jugendlichen, 

— regelmäßige sowohl geschlechtsspezifische als auch 
koedukative Präventionsangebote für Kinder, Jugend¬ 
liche und junge Erwachsene, 

— Informationsangebote für Mütter und Väter, 

— Fortbildungsangebote für haupt- und ehrenamtliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

— Dienstanweisungen bezüglich eines grenzachtenden 
Umgangs mit Kindern, Jugendlichen und jungen Er¬ 
wachsenen, 

™ Verfahrensregeln zum Umgang mit grenzverletzen¬ 
dem Fehlverhalten, 

— Personalauswahl, Vorlage des erweiterten polizei¬ 
lichen Führungszeugnisses, Gestaltung der Arbeits¬ 
und Honorarverträge. 

Fachliche Standards bei sexualisierter Gewalt in 
Institutionen durch Jugendliche 

— Nicht das Opfer, sondern der Täter/die Täterin 
muss bei wiederholten sexuellen Grenzverlet¬ 
zungen bzw. massiven sexuellen Übergriffen die 
Gruppe, Klasse oder Institution verlassen. 

— Gemeinsame Gespräche mit Täter/Täterin und 
Opfer, Täter-Opfer-Ausgleich oder eine Entschul¬ 
digung durch den Täter/die Täterin sind aufgrund 
des hohen Risikos einer Retraumatisierung des 
Opfers zu vermeiden. 

— Opfer und jugendliche Zeugen/Zeuginnen sexua¬ 
lisierter Gewalt haben einen Anspruch auf partei¬ 
liche Beratungsangebote. 

— Intervention hat Vorrang vor Prävention! 

— Wurde eine Institution zum Tatort sexualisierter 
Gewalt, ist die Durchführung von Präventionsan¬ 
geboten an folgende fachliche Voraussetzungen 
zu knüpfen: 

- Sicherung des Opferschutzes 

- Geschlechtsspezifische und traumatherapeu¬ 
tische Einzel- und Gruppenangebote durch 
externe Fachkräfte zur Aufarbeitung der 
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Gewalterfahrung für alle Mädchen und Jungen 
der Gruppe, 

- Analyse der konzeptionellen und strukturellen 
Risikofaktoren der Institution (z. B. Mangel an 
grenzachtenden institutioneilen Regeln, se¬ 
xuelle Übergriffe/sexueller Missbrauch durch 
einen erwachsenen Mitarbeiter/eine Mitarbei¬ 
terin). 

— Die notwendige Einschätzung des Rückfallrisi¬ 
kos von jugendlichen und erwachsenen Tätern/ 
Täterinnen ist von Fachkräften mit einer für diese 
Diagnostik spezialisierten Zusatzqualifikation zu 
leisten. 

— Unter Berücksichtigung des Kindeswohls von 
sexuell übergriffigen jugendlichen Tätern/Täterin¬ 
nen haben diese einen Anspruch auf eine spezia¬ 
lisierte ambulante oder stationäre Hilfe. Eine päd¬ 
agogische bzw. therapeutische Stabilisierung im 
Rahmen von sozialer Gruppenarbeit oder Einzel¬ 
therapien sind oftmals als ergänzende Angebote 
sinnvoll, zur Aufarbeitung eigener Gewaltanteile 
im Sinne einer Rückfallprophylaxe jedoch keines¬ 
falls ausreichend. 

— Eine Liste von Spezialberatungsstellen und statio¬ 
nären Angebote für jugendliche Täter/Täterinnen 
ist unter ► http://www.dgfpi.de/zu finden. 

— Prävention gegen sexualisierte Gewalt erfordert 
problemspezifische Angebote, die der beson¬ 
deren Dynamik sexualisierter Gewalt Rechnung 
tragen. 
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32.1 Entstehungszusammenhang der 
Leitlinien zur Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden 


Im Laufe weniger Wochen wurden im Jahr 2010 im¬ 
mer neue, skandalöse Vorfälle sexuellen Missbrauchs 
an Kindern und Jugendlichen in Institutionen wie der 
katholischen Kirche, öffentlichen Schulen und anderen 
kirchlichen und (reform)pädagogischen Einrichtungen, 
Vereinen, Heimen und Kliniken bekannt. Die Bundesre¬ 
gierung reagierte bereits im März 2010 mit der Einsetzung 
einer Unabhängigen Beauftragten zur Aufarbeitung des 
sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) und der Einberu¬ 
fung eines »Runden Tisches Sexueller Kindesmissbrauch 
in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in privaten 
und öffentlichen Einrichtungen und im familiären Be¬ 
reich« (RTKM). Am RTKM beteiligten sich etwa 60 aus¬ 
gewiesene Experten aus Wissenschaft, Praxis und Politik 
(UBSKM 2011). 

Zu den Zahlen über Betroffene, die sich bei der UBSKM (2011) gemel¬ 
det haben, und dem Kontext der geschilderten Missbrauchsgesche¬ 
hen siehe Kliemann u. Fegert 2011 und Fegert et al. 2011. 

Es wurden drei Arbeitsgruppen (AG) mit zahlreichen 
Unterarbeitsgruppen (UAG) eingerichtet (Überblick über 
die Arbeit des RTKM bei Fegert u. Meysen 2010, S. 521 ff.): 

— AG I »Prävention - Intervention - Information« 
unter Leitung des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 

— AG II des Bundesministeriums der Justiz (BMJ) 
mit dem Titel »Durchsetzung staatlicher Strafan¬ 
spruch - Rechtspolitische Folgerungen - Anerken¬ 
nung des Leidens der Opfer sexuellen Missbrauchs in 
jeglicher Hinsicht« 

— AG III des Bundesministeriums für Bildung und For¬ 
schung (BMBF) mit den Themen »Forschung, Lehre 
und Ausbildung« 

Zur Stärkung der Prävention von sexuellem Missbrauch in 
öffentlichen und privaten Einrichtungen, in denen Kinder 
und Jugendliche gebildet, erzogen, betreut und behandelt 
werden, und um künftig der Vertuschung solcher Fälle in 
den Institutionen vorzubeugen, wurden in den Arbeits¬ 
gruppen des BMFSFJ und des BMJ übergreifende Leitli¬ 
nien zur Prävention sexualisierter Gewalt, zur Intervention 
sowie zur Aufarbeitung in Institutionen erarbeitet. An¬ 
schließend wurden diese vom RTKM verabschiedet und 
im offiziellen Abschlussbericht vorgestellt (BMJ et al. 2011). 

Die Leitlinien sollen in die Praxis der betroffenen In¬ 
stitutionen integriert werden und hier zur Etablierung 
konkreter Verfahren und Standards zum Schutz von 
Mädchen und Jungen in den Einrichtungen führen. Das 
betrifft teil- und vollstationäre Einrichtungen der Kinder- 


und Jugendhilfe, Freizeiteinrichtungen oder medizinische 
Einrichtungen wie Kliniken für Kinder- und Jugendpsy¬ 
chiatrie, Kurkliniken und pädiatrische Krankenhäuser, 
ebenso wie rund 51.000 Kindertageseinrichtungen, 43.000 
Schulen und 91.000 Sportvereine (Pressemitteilung Nr. 1 
der UBSKM vom 13. Dezember 2011). Damit bekommen 
die Leitlinien direkte Geltung und erhebliche Bedeutung 
für mit Kindern und Jugendlichen arbeitende Institutio¬ 
nen und deren Angehörige aus vielen Bereichen. 

Im Folgenden werden zunächst die Leitlinien von 
BMFSFJ und BMJ kurz vorgestellt, da es sich gewisser¬ 
maßen um ein »Leitlinienpaket« handelt. Die Leitlinie 
des BMFSFJ nimmt ausdrücklich Bezug auf die Leitlinie 
des BMJ. Im Anschluss daran wird der konkrete Verfah¬ 
rensablauf zur Einschaltung der Strafverfolgungsbehör¬ 
den nach den Leitlinien des BMJ näher erläutert. 

32.2 Die Mindeststandards des BMFSFJ 


Mitte 2011 verabschiedete das Bundesfamilienministerium 
(BMFSFJ) »Leitlinien zur Prävention und Intervention 
sowie zur langfristigen Aufarbeitung und Initiierung von 
Veränderungen nach sexualisierter Gewalt durch Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitarbeiter in Institutionen«. 

Für eine bessere Lesbarkeit und um eine Unterscheidung zu den 
Leitlinien zur Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden zu ermög¬ 
lichen, werden die Leitlinien des BMFSFJ im Folgenden als »Mindest¬ 
standards« bezeichnet. So lautete auch der Arbeitstitel. 

Diese Leitlinie sieht Maßnahmen zur Intervention und 
Prävention von Machtmissbrauch in Institutionen des 
Bildungs-, Erziehungs-, Gesundheits- und Sozialsektors 
vor. Die Träger der jeweiligen Institutionen wie Schulen, 
Internate, Heime, Kitas, Kliniken etc. sollen im Sinne eines 
Qualitätsentwicklungsprozesses 

1. präventive Maßnahmen, 

2. einen Handlungsplan zur Intervention sowie 

3. Handlungsleitlinien zur langfristigen Aufarbeitung 
und organisatorischen Veränderung in Fällen von 
sexualisierter Gewalt durch Erwachsene gegenüber 
Kindern und Jugendlichen bzw. unter Kindern und 
Jugendlichen erarbeiten (□ Abb. 32.1). 

Implementiert werden sollen verschiedene in den Min¬ 
deststandards festgelegte Maßnahmen zur Prävention 
(1.) wie zielgruppenspezffische Angebote und interne Be¬ 
schwerdeverfahren. 

Außerdem sollen Handlungsleitlinien zur Auf¬ 
arbeitung und zukunftsgerichteten Veränderung (3.) er¬ 
arbeitet werden, z. B. zur Sicherstellung der Beteiligung 
aller Betroffener und Beteiligter, zur Aufarbeitung der 
strukturellen Fehlerquellen oder auch dazu, wie Personen 
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Mindeststandards 


Leitlinien zur Prävention und Intervention sowie zur langfristigen Aufarbeitung und Initiierung von 
Veränderungen nach sexualisierter Gewalt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiterin Institutionen 


1. Präventive Maßnahmen 

z. B. 

- Zielgruppenspezifische 
Angebote 

- Interne Beschwerdeverfahren 

- Nachweisliche Verankerung 
derTrägerhaltung in der 
Gestaltung der 
Dienstverhältnisse 


2. Handlungsplan zur 
Intervention 

z. B. 

- Bestimmung der 
Verantwortlichkeiten und 
Rollen der Akteure (Träger, 
Leitung, Mitarbeiter etc.) 

- Beteiligungs- und 
Selbstbestimmungsrechte der 
Betroffenen 

- Sofortmaßnahmen zum 
Schutz Betroffener 

- Einbeziehung von Polizei 
und Staatsanwaltschaft in 
Übereinstimmung mit den 
Leitlinien zur 
Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden 

- Dokumentation 


3. Handlungsleitlinien zur 
langfristigen Aufarbeitung 
und organisatorischen 
Veränderung 

z. B. 

- Sicherstellung der 
Beteiligung aller 
Betroffener und Beteiligter 

- Aufarbeitung der 
strukturellen Fehlerquellen 

- Strategien zur Rehabilitation 
von Personen, die 
fälschlicherweise einem 
Verdacht ausgesetzt wurden 


- Die Mindeststandards sind durch die Träger der Institutionen umzusetzen und zu implementieren. 

- Öffentliche Zuschüsse und die Erteilung einer Betriebserlaubnis werden von der Umsetzung abhängig 
gemacht (Prüfung durch übergeordnete Behörden bzw. andere zuständige und verantwortliche Organisationen). 


O Abb. 32.1 Mindeststandards - »Leitlinien zur Prävention und Intervention sowie zur langfristigen Aufarbeitung und Initiierung von 
Veränderungen nach sexualisierter Gewalt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Institutionen«. (Nach: Fegert u. Kliemann 2012, S. 488) 


rehabilitiert werden können, die fälschlicherweise einem 
Verdacht ausgesetzt wurden (Mindeststandards, S. 3 ff.). 

Hinsichtlich der Intervention (2.) sollen Handlungs¬ 
pläne entworfen werden, in denen die Verantwortlichkei¬ 
ten und Rollen der Akteure (Träger, Leitung, Mitarbeiter/ 
innen etc.) näher bestimmt werden. Außerdem sind Be¬ 
teiligungs- und Selbstbestimmungsrechte der Betroffenen 
zu verankern, Einschätzungsaufgaben bezüglich Vermu¬ 
tungen zu beschreiben und Angaben darüber zu machen, 
wann und wie unabhängige Fachberatung hinzuzuziehen 
ist. Auch sollen mögliche Sofortmaßnahmen zum Schutz 
Betroffener und vorhandene Regelungen zur Verschwie¬ 
genheit (z. B. die strafrechtliche Schweigepflicht für Psy¬ 
chologinnen/Psychologen, Ärztinnen/Ärzte, Sozialarbei¬ 
ter/innen und Lehrer/innen) sowie zur Erforderlichkeit 
einer Einwilligung der Betroffenen in eine Informations¬ 
weitergabe bzw. die Voraussetzungen einer Datenüber¬ 
mittlung notfalls gegen deren Willen in verständlicher 
Weise beschrieben werden. Meldepflichten an Aufsichts¬ 
behörden, zuständige Jugendämter und ggf. Vormünder/ 


Vormundinnen sind zu benennen und es ist ein Verfahren 
zur differenzierten Dokumentation zu entwickeln. 

Der zu erstellende Handlungsplan zur Intervention im 
Falle eines sexuellen Kindesmissbrauchs sieht zudem unter 
anderem die Einbeziehung von Polizei und Staatsanwalt¬ 
schaft »in Übereinstimmung mit den Leitlinien zur Ein¬ 
schaltung der Strafverfolgungsbehörden« vor, □ Abb. 32.1 
(Mindeststandards, S. 5). An dieser Stelle wurden also die 
Leitlinien des BMJ in die Mindeststandards des BMFSFJ 
einbezogen, da die Leitlinien eine wichtige Interventions- 
maßnahme bei Verdacht auf Kindesmissbrauch in einer 
Einrichtung darstellen. 

32.3 Die Leitlinien zur Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden 


In einer Arbeitsgruppe des Bundesjustizministeriums 
(BMJ) wurden durch eine Unterarbeitsgruppe »Leitli¬ 
nien zur Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden« (im 
Folgenden als »Leitlinien« bezeichnet) für Institutionen 
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erarbeitet. Ziel war es, die Vertuschung von Missbrauchs¬ 
fällen, wie sie in der Vergangenheit in einzelnen Organisa¬ 
tionen wiederholt erfolgt ist, durch möglichst frühzeitige 
Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden zu verhindern 
und damit eine effizientere Strafverfolgung zu ermöglichen 
sowie ggf. weitere gleich gelagerte Straftaten zu verhindern 
(vgl. Nr. 1 der Leitlinie; im Folgenden beziehen sich die An¬ 
gaben der Nummern stets auf die Leitlinien). 

Bei den Leitlinien handelt es sich um Handlungs¬ 
empfehlungen des BMJ zum Umgang mit Fällen des Ver¬ 
dachts auf einen sexuellen Missbrauch durch Angehörige 
(haupt-, neben-, freiberuflich und ehrenamtlich Tätige, 
Nr. 2) oder Jugendliche (Nr. 4d) in öffentlichen oder pri¬ 
vaten Institutionen, in denen Kinder und Jugendliche sich 
durch faktische Näheverhältnisse in Abhängigkeits- oder 
Machtverhältnissen befinden. 

Q Die Leitlinien betreffen ausdrücklich nicht 
jene (häufigeren) Fälle, in denen in der Institu¬ 
tion - z. B. während der Tagesbetreuung oder im 
Rahmen einer stationären Behandlung - ein z. B. 
familiärer Missbrauch eines Kindes oder Jugend¬ 
lichen bekannt wird (Nr. 2). 

Private und freie Träger können sich im Wege der Selbst¬ 
verpflichtung an den Leitlinien orientieren. Allerdings 
soll die Bewilligung öffentlicher Mittel sowie eine ggf. er¬ 
forderliche Betriebserlaubnis von der Umsetzung entspre¬ 
chender Konzepte abhängig gemacht werden. Dies wurde 
durch das Bundeskinderschutzgesetz bereits im SGB VIII 
festgeschrieben, vgl. §§ 45, 74 und 79a SGB VIII. 

Öffentliche Institutionen wie Schulen, öffentliche Kran¬ 
kenhäuser, Kitas, Jugendämter etc. werden allerdings 
mittels »staatlicher Umsetzungsmaßnahmen« durch die 
zuständigen übergeordneten Behörden verbindliche 
Regelungen zur Umsetzung der Leitlinien zu treffen 
haben. 

32.4 Leitliniengemäßes Vorgehen im 
Verdachtsfall 


Der Grundsatz der Leitlinien (Nr. 3a) lautet: 

Grundsatz der Leitlinien (Nr. 3a) 

Generelle Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden 
bei tatsächlichen Anhaltspunkten, die darauf hin¬ 
deuten, dass eine Straftat gegen die sexuelle Selbst¬ 
bestimmung eines Minderjährigen innerhalb der 
Einrichtung oder durch Angehörige der Institution 
begangen worden sein könnte. 


32 . 4.1 Einschaltung der Strafverfolgungsbe¬ 
hörden vs. Schweigepflicht 


Bevor im Folgenden das gewünschte Vorgehen nach den 
Leitlinien genauer erläutert wird, soll auf ein grundle¬ 
gendes Problem hingewiesen werden, das für schweige¬ 
pflichtige Berufsgruppen wie Fachkräfte in der Sozialen 
Arbeit oder Gesundheitsberufe von elementarer Bedeu¬ 
tung für den gesamten Umgang mit den Leitlinien ist: 

Q Gesetzliche Datenschutzrechte und Schweige¬ 
pflichten bleiben von den Leitlinien unberührt 
(Nr. 1). 

Das gilt nicht nur für die vom BMJ formulierten Leitlinien 
zur Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden, sondern 
auch für alle von Trägern oder Behörden formulierten 
Leitlinien und Handlungsempfehlungen. 

Leitlinien stellen keine Gesetze dar und können ge¬ 
setzliche Rechte und Pflichten wie die Schweigepflicht 
gemäß § 203 StGB nicht aushebeln. Vorliegend bedeutet 
das, dass Berufsgruppen die unter § 203 StGB fallen - wie 
z. B. Sozialpädagoginnen/-pädagogen und Sozialarbei¬ 
terinnen/-arbeiter, Ärztinnen/Ärzte, Hebammen, Leh¬ 
rerinnen/Lehrer (als Beamte oder öffentlich Bedienstete 
gemäß § 203 Abs. 2 StGB), Psychologinnen/Psychologen 
etc. - zunächst einmal ihre berufliche Schweigepflicht zu 
beachten haben, egal was die Leitlinien vorschreiben. Die 
Schweigepflicht ist also von allen schweigepflichtigen Per¬ 
sonen bei jedem einzelnen Vorgehen nach den Leitlinien 
immer mit zu berücksichtigen. 

Dies ist in den Leitlinien zur Einschaltung der Straf¬ 
verfolgungsbehörden zwar kurz an unauffälliger Stelle 
erwähnt, hätte nach Auffassung der Verfasserin aber deut¬ 
licher hervorgehoben und erläutert werden müssen: 

— Zum einen, um das potenzielle Opfer davor zu 
schützen, dass sein Vertrauen enttäuscht und über 
seinen Kopf hinweg - oder im schlimmsten Falls 
sogar gegen seinen Willen - ein Strafverfahren ein¬ 
geleitet wird, das es möglicherweise (noch) gar nicht 
mittragen kann und das erhebliche psychische Folgen 
mit sich bringen kann. Dabei ist zu beachten, dass ein 
einmal eingeleitetes Verfahren nicht mehr gestoppt 
werden kann. Weder das Opfer noch andere Betei¬ 
ligte haben dann noch Einfluss auf die Ermittlungen 
oder die Durchführung des Verfahrens. 

— Zum Zweiten sollten sich diejenigen, die ihr Verhalten 
an den Leitlinien ausrichten (müssen), ihrer gesetz¬ 
lichen Schweigepflicht und der daraus resultierenden 
Pflichten sehr bewusst sein, damit sie nicht Gefahr 
laufen, sich selbst strafbar zu machen, indem sie In¬ 
formationen an die Einrichtungsleitung, externe Fach¬ 
kräfte, Eltern oder andere Personen zwar gemäß den 
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Leitlinien zur Einschaltung der Strafverfolgungsbehör¬ 
den - aber ggf. ohne Einwilligung oder andere gesetzli¬ 
che Rechtfertigungsgründe - weitergeben und dadurch 
ihre Schweigepflicht gemäß § 203 StGB brechen. 

Q Vertrauliche Informationen dürfen nur dann an 
die Institutionsleitung, externe Beratungsstellen, 
die Erziehungsberechtigten oder gar die Polizei 
weitergegeben werden, wenn das betroffene 
Kind bzw. der/die betroffene Jugendliche damit 
einverstanden ist oder wenn ein Gesetz dies er¬ 
laubt (► Abschn. 32.5). Die Leitlinien selbst stellen 
keinen gesetzlichen Rechtfertigungsgrund für 
eine Informationsweitergabe dar! 

Dieser Hinweis der Verfasserin auf die Rolle von Schwei¬ 
gepflichten soll nicht dazu führen, dass bestehende Leit¬ 
linien in den Einrichtungen ignoriert werden; das Ziel 
der Leitlinien, Vertuschung zu verhindern, ist ungemein 
wichtig. Die Hoffnung ist vielmehr, dass in noch zu for¬ 
mulierenden Leitlinien 

1. diese Kritik aufgegriffen wird und 

2. Datenschutz- und Schweigepflichten ausdrücklich 
mit einbezogen und erläutert werden, um nicht nur 
eine effiziente Strafverfolgung zu gewährleisten, son¬ 
dern auch den Schutz des Opfers und seines Vertrau¬ 
ens zu berücksichtigen und die Fachkräfte vor eigener 
Strafbarkeit zu schützen. 


Tipp 


Regen Sie in Ihren Einrichtungen Fortbildungen zu 
Datenschutz und Schweigepflicht an. Ein gut infor¬ 
mierter und sicherer Umgang mit der Schweigepflicht 
verhindert zögerliches oder gar fehlerhaftes Handeln 
und fördert Kinderschutz. 

Das genaue leitliniengemäße Vorgehen im Ver¬ 
dachtsfall ist □ Abb. 32.2 zu entnehmen und wird im 
Folgenden näher erläutert. 


32 . 4.2 Einbeziehung der Einrichtungsleitung 


Mitarbeiter/innen, die Kenntnis von Anhaltspunkten für 
einen Missbrauch in der Einrichtung erhalten, informie¬ 
ren schnellstmöglich die Leitungsebene - und ggf. spe¬ 
zielle Ansprechpartner/innen der Institution für solche 
Fälle - über alle Verdachtsmomente, den Beginn, Ver¬ 
lauf und Abschluss der Gespräche, da die Leitung die 
Verantwortung für die Anzeige bzw. den Zeitpunkt der 
Anzeigeerstattung trägt (Nr. 5). Dieses Vorgehen kann im 
Einzelfall mit einer ggf. bestehenden Schweigepflicht nicht 
vereinbar sein (► Abschn. 32.4.1). 


Sollten Vertreter/innen der Leitungsebene verstrickt 
sein, sind nur die anderen Vertreter/innen der Leitungs¬ 
ebene, zusätzlich ggf. die Aufsichtsbehörde und bei fort¬ 
dauernder Gefährdung des Opfers unmittelbar die Straf¬ 
verfolgungsbehörden zu informieren (Nr. 5). 

Als »tatsächliche« Anhaltspunkte bezeichnen die Leit¬ 
linien ausdrücklich auch »Aussagen von Personen über 
eigene Wahrnehmungen, [...] Aussagen über Wahrneh¬ 
mungen Dritter« sowie »anonyme Hinweise oder Gerüch¬ 
te« (Erläuterung Nr. 3a). 

Q Auch nach den Leitlinien stellt nicht jede Ver¬ 
haltensänderung für sich genommen bereits 
einen tatsächlichen Anhaltspunkt für sexuellen 
Missbrauch dar. Zu beachten sind der Zusam¬ 
menhang und ggf. die Hintergründe für die Ver¬ 
haltensänderung. Dies ist bei Bedarf durch ent¬ 
sprechend qualifizierte Mitarbeiter/innen oder 
die Einbeziehung externen Sachverstandes zu 
ergründen. 

32 . 4.3 Plausibilitätskontrolle 


Leitungsverantwortliche haben dann »im Rahmen einer 
Plausibilitätskontrolle die Fälle auszuscheiden, die man¬ 
gels tatsächlicher Anhaltspunkte eine Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden offenkundig sachwidrig er¬ 
scheinen lassen« (Erläuterung zu Nr. 3a). 

Kriterien für eine solche Plausibilitätskontrolle gibt es 
allerdings nicht. Sie kann sich im Prinzip nur nach dem 
allgemeinen Menschenverstand richten. Die Antizipation 
strafrechtlicher Erfolgswahrscheinlichkeit o. Ä. ist jeden¬ 
falls nicht gemeint. Gemeint ist wohl vielmehr der Aus¬ 
schluss von offensichtlichen Falschbeschuldigungen im 
Rahmen von Streichen etc. 

Q Die Plausibilitätskontrolle durch die Einrich¬ 
tungsleitung soll aber ohne eine Befragung von 
mutmaßlichen Opfern oder Verdächtigen statt¬ 
finden. 

Begründung: Die Leitlinien haben vor allem eine effek¬ 
tive Strafverfolgung im Blick. Der Staatsanwaltschaft soll 
»ein erster Zugriff auf die Sphäre des Verdächtigen ermög¬ 
licht« werden. Der/die mutmaßliche Täter/in soll vorher 
nicht durch Befragungen gewarnt werden. In dem Falle 
bestünde Verdunkelungsgefahr. Zudem sollen mutmaß¬ 
liche Opfer nicht der Gefahr von Mehrfachvernehmungen 
ausgesetzt werden. Diese sind für die Betroffenen nicht 
nur belastend, sie können durch eine eventuelle Sugges¬ 
tivwirkung und ein dadurch resultierendes »Shaping« 
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O Abb. 32.2 Verfahrensablauf bei Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch in Institutionen nach den »Leitlinien zur Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden«. (Nach: Fegert u. Kliemann 2012, S. 493) 
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(Beeinflussung/Gestaltung/Umformung) von Aussagen 
den Be weis wert der Aussagen von Opfer zeugen deutlich 
mindern und bisweilen auch durch eine ungenügende 
Befragungstechnik Widersprüche aufwerfen, was ein an¬ 
schließendes Strafverfahren deutlich erschweren kann. 

Um ein mögliches Strafverfahren nicht zu gefährden, 
sollen nach den Leitlinien zudem »unaufschiebbar er¬ 
forderliche Maßnahmen« zum Schutz der Opfer - z. B. 
Abordnungen/Versetzungen, vorübergehendes Verbot 
der Dienstgeschäfte, fristlose Kündigung - zunächst zu¬ 
rückgestellt werden. Die Staatsanwaltschaft ihrerseits soll 
möglichst zügig ermitteln, damit diese notwendigen Maß¬ 
nahmen zum Opferschutz anschließend zeitnah ergriffen 
werden können (Erläuterung zu Nr. 6). 

Nach Auffassung der Autorin zielen diese Vorgaben 
der Leitlinien ausschließlich auf eine effektive Strafverfol¬ 
gung und sind durchaus kritisch zu sehen: Die Einrich¬ 
tung hat zunächst einmal die Pflicht, (potenzielle) Opfer 
zu schützen und zu diesem Zweck »unaufschiebbar er¬ 
forderliche Maßnahmen« auch umgehend einzuleiten. Es 
ist kaum denkbar, dass z. B. ein verdächtigter Lehrer ein 
mögliches Opfer weiterhin unterrichtet - und sei es auch 
nur für wenige Tage. Zudem kommt der Institution als 
Arbeitgeber eine Fürsorgepflicht gegenüber dem verdäch¬ 
tigten Mitarbeiter zu. Auch im Vorfeld einer Verdachts- 
kündigung muss der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die 
Möglichkeit zur Stellungnahme einräumen. Wie diese 
Pflichten oder das Ergreifen der genannten Schutzmaß¬ 
nahmen ohne Befragung erfüllt werden sollen, beschreibt 
die Leitlinie nicht (weitere kritische Anmerkungen zu den 
Leitlinien finden sich bei Kliemann u. Fegert im Druck). 

Hier ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass es sich 
bei den Leitlinien um Handlungsempfehlungen ohne Ge¬ 
setzescharakter handelt. Dem Träger bleibt die Gestaltungs¬ 
freiheit, wie er Leitlinien zur Prävention und Intervention 
in seiner Einrichtung formulieren und umsetzen möchte. 

Wird der Verdacht von der Leitung als plausibel er¬ 
achtet, ist nach den Leitlinien »unverzüglich« über die 
Einbeziehung der Staatsanwaltschaft zu entscheiden (Er¬ 
läuterung Nr. 5). 

32.5 Entscheidung über die Einschaltung 
der Strafverfolgungsbehörden 


32 . 5.1 Meldung an die Strafverfolgungsbe¬ 
hörden 


Nach dem Grundsatz der Leitlinien zur Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden hat die Leitung im Falle eines 
plausiblen Verdachts auf sexuellen Missbrauch in der 
Einrichtung eine Meldung des Vorfalls an die Strafver¬ 
folgungsbehörde vorzunehmen (Nr. 3a). Einzuschalten 


ist die örtlich zuständige Staatsanwaltschaft oder Polizei. 
Über die Einbeziehung der Strafverfolgungsbehörden sind 
Opfer bzw. Erziehungsberechtigte zu unterrichten (Nr. 6). 

Wie bei jeder Weitergabe von personenbezoge¬ 
nen Daten sind auch hier die gesetzlichen Regelungen 
zu Schweigepflicht und Datenschutz zu berücksichti¬ 
gen. Gegen den Willen des Minderjährigen dürfen die 
Eltern nur einbezogen werden, wenn ein Gesetz dies 
zulässt (vgl. die Ausführungen zur Schweigepflicht 
unter ► Abschn. 32.4.1). 

Auch bei der Meldung an die Strafverfolgungsbehör¬ 
den sind die in der Institution bzw. für die jeweiligen Be¬ 
rufsgruppen (z. B. Psychologinnen/Psychologen, Sozial- 
arbeitende/-pädagogen, Ärztinnen/Ärzte, Hebammen, 
Lehrkräfte) geltenden datenschutzrechtlichen Vorgaben zu 
beachten (► Abschn. 32.4.1). Sollten keine Datenschutzrege¬ 
lungen oder Schweigepflichten (► Abschn. 32.5.4) entgegen¬ 
stehen, ist die Staatsanwaltschaft bzw. Polizei einzuschalten. 

Q Strafverfolgungsbehörden haben das Legali¬ 
tätsprinzip zu beachten. Das bedeutet, dass sie, 
wenn sie Kenntnis von einer möglichen Straftat 
erlangen, gesetzlich verpflichtet sind, diese zu 
verfolgen (§ 163 StPO). 

Polizei und Staatsanwaltschaft können also nicht frei ent¬ 
scheiden, ob sie eine mögliche Straftat verfolgen oder 
nicht. Das gilt auch, wenn z. B. die Polizei Fachkräfte oder 
Leitung der Einrichtung erst darüber berät, ob im Einzel¬ 
fall Anzeige erstattet werden sollte oder nicht. Hat die Poli¬ 
zei Kenntnis von dem Vorfall - oder beurteilt sie z. B. die 
Schwere der Handlungen anders als die Einrichtung - wird 
die Straftatverfolgung eingeleitet, unabhängig vom Kontext 
des Vorfalles oder weiteren Umständen wie Befindlichkeit 
oder möglicher Stigmatisierung der Betroffenen (des Tä¬ 
ters wie des Opfers). Keiner der Beteiligten hat dann noch 
Einfluss auf das Ob, Wann oder Wie der Ermittlungen. 
Die Konsequenzen und Belastungen sind zu Beginn des 
Prozederes schwer absehbar, können aber erheblich sein 
(vgl. Kliemann u. Fegert 2011; König et al. 2010). 

Grundsätzlicher Hinweis für Fachkräfte zum Um¬ 
gang mit Strafverfolgungsbehörden 

Den Fachkräften sei deshalb angeraten, eine Kommu¬ 
nikation mit den Strafverfolgungsbehörden generell 
sehr bewusst zu führen und Daten von Betroffenen - 
auch mündlich - nur weiterzugeben, wenn einer ggf. 
folgenden Ermittlung gegen die Jugendlichen nichts 
entgegen steht. Zu beachten sind auch hier mögliche 
Schweigepflichten der Fachkräfte. Diese gelten, wie 
ausgeführt, auch gegenüber den Strafverfolgungsbe¬ 
hörden. 
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Besondere Aufmerksamkeit ist in vermeintlich 
alltäglichen Hilfesituationen gefordert, z. B. in ge¬ 
meinsamen Fallkonferenzen oder in Gesprächen mit 
Kontaktpolizisten. Ist die Polizei »sozialarbeiterisch 
tätig«, entsteht schnell der Eindruck, alle Beteiligten 
würden sich gleichermaßen helfend unter denselben 
Anschauungen und Prämissen für das Kind einset- 
zen. Auch wenn dies menschlich bei den beteiligten 
Polizeibeamten der Fall sein mag - die beruflichen 
Voraussetzungen und Anforderungen sind letztlich 
auf die Verteidigung der Rechtsordnung ausgerich¬ 
tet. Steht eine mögliche Straftat im Raum, hat das 
Legalitätsprinzip für die Strafverfolgungsbehörden 
unbedingten Vorrang, auch wenn dies eine mögliche 
Hilfe für den Jugendlichen aus Sicht der Einrichtung 
erschweren oder unmöglich machen sollte (weiter¬ 
führend Kliemann 2010). 


Ungeachtet dessen soll aber nach den Leitlinien die kate¬ 
gorische Anzeigeerstattung lediglich nach wenigen, eng 
begrenzten Ausnahmekriterien (Nr. 4) zurückgestellt bzw. 
davon abgesehen werden: 

— Zum Schutz des Opfers 

— Bei entgegenstehendem Opfer willen 

— Bei jugendlichen Tatverdächtigen 

Die einzelnen Ausnahmen werden im Folgenden näher 
beschrieben und kritisch erläutert. 


32 . 5.2 Vorläufige Zurückstellung der 
Anzeige 

Zum Schutz des Opfers 

»Wenn die Belastung durch ein Strafverfahren eine nicht 
anders abwendbare unmittelbare Gefährdung der körper¬ 
lichen oder psychischen Gesundheit des Opfers verursa¬ 
chen kann«, kann die Meldung an die Strafverfolgungs- 
behörden »für die Dauer der Gefährdung« zurückgestellt 
werden (Nr. 4a). 

Schon die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
kann für das mutmaßliche Opfer eine erhebliche Belas¬ 
tung darstellen, insbesondere wenn es dafür nicht bereit 
ist und eine Anzeige nicht selbst mitträgt. Zu denken ist 
allein an die notwendige, ggf. mehrfache Aussage, Be¬ 
fragungen zum schambesetzten Geschehen, ggf. psychi¬ 
atrische Glaubhaftigkeitsbegutachtungen oder auch die 
Konsequenzen des möglichen Verfahrensausgangs, z. B. 
Einstellung, Freispruch. 

Vergleiche zu den Gründen von Betroffenen für die Nichtanzeige Klie- 
mann u. Fegert2011 und zu den Belastungen durch ein Strafverfahren 
König et al. 2010. 


Ob diese Ausnahme von der Anzeigeerstattung nach Nr. 
4a der Leitlinien vorliegt, darf allerdings nicht durch die 
Institution oder deren Mitarbeiter selbst festgestellt wer¬ 
den, sondern ist durch die Hinzuziehung unabhängigen 
Sachverstandes zu prüfen. 

Dies erscheint insbesondere mit Blick auf mögliche 
Vertuschungstendenzen der Institution sinnvoll. Die In¬ 
stitution ist allerdings nicht verpflichtet, auf die Meldung 
zu verzichten (»kann«). 

Auch ist die Schwelle für eine Rechtfertigung der Zu¬ 
rückstellung der Anzeige für die Institution recht hoch ge¬ 
setzt. Die Leitlinien benennen die Lebensgefahr für das 
Opfer als ausreichende Belastung für die Zurückstellung 
einer Anzeige: Nur, wenn »aufgrund der Gesamtsituation 
zu befürchten ist, dass das Opfer den mit der Strafverfol¬ 
gung verbundenen psychischen Belastungen nicht gewach¬ 
sen sein könnte (insbesondere Suizidgefahr)« soll die Mel¬ 
dung an die Strafverfolgungsbehörden für die Dauer der 
Gefährdung zurückgestellt werden (Erläuterung Nr. 4a). 

Akute psychische Belastung oder auch Suizidalität muss regelmäßig 
von Kinder- und Jugendpsychiatern festgestellt werden; eine solche 
Einschätzung ist von der Kernkompetenz der »insoweit erfahrenen 
Fachkräfte« der Kinder- und Jugendhilfe nicht umfasst. 


Tipp für Träger 


Vor dem Hintergrund, dass ein Strafverfahren ohne 
Mitwirkung des Opfers kaum durchführbar ist, das 
Opfer hierdurch aber erheblichen Belastungen aus¬ 
gesetzt wird, plädiert die Verfasserin dafür, auch hier 
wiederum vom Gestaltungsrecht Gebrauch zu ma¬ 
chen und bei der Formulierung eigener Leitlinien der 
Berücksichtigung der Wünsche des Opfers ein größe¬ 
res Gewicht einzuräumen. 


Bei entgegenstehendem Opferwillen 

Weiterhin kann eine Zurückstellung der Meldung an die 
Strafverfolgungsbehörden unter folgenden zwei Voraus¬ 
setzungen erfolgen: 

1. wenn Opfer oder Erziehungsberechtigte keine Straf¬ 
verfolgung wünschen und 

2. wenn »eine weitere Gefährdung des Opfers und eine 
Gefährdung anderer potentieller Opfer durch den 
Täter oder die Täterin durch organisatorische Maß¬ 
nahmen mit hoher Sicherheit für den Binnenbereich 
der Institution ausgeschlossen werden kann«. 

Gründe dafür, dass keine Strafverfolgung gewünscht wird, sind oft 
zahlreich vorhanden (Scham, Aussichtslosigkeit, zu hohe emotio¬ 
nale Belastung) und wurden von Betroffenen, die sich im Zuge des 
»Missbrauchsskandals« 2010 bei der UBSKM zur Aufarbeitung des 
sexuellen Kindesmissbrauchs gemeldet hatten, auch konkret so be¬ 
nannt (Kliemann u. Fegert 2011). 
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Widerspricht das Opfer einer Anzeigeerstattung, soll 
dieser Wunsch nach den Leitlinien nicht einfach hinge¬ 
nommen, sondern durch ein unterstützendes Gespräch 
»in alters- und situationsgerechter Weise« auf das mut¬ 
maßliche Opfer dahingehend eingewirkt werden, dass 
»Verständnis für die Notwendigkeit der strafrechtlichen 
Verfolgung des Täters oder der Täterin und die Bereit¬ 
schaft zur Aussage« geweckt werden und es ggf. auch zur 
Erstattung einer eigenen Strafanzeige ermutigt wird (Leit¬ 
linie Nr. 4b). Dabei soll auch auf die Möglichkeit externer 
Beratung aufmerksam gemacht werden. 

Q Aus Opferschutzgesichtspunkten kann ein ein¬ 
fühlsames verständnisvolles Gespräch sicher 
hilfreich sein, um das mutmaßliche Opfer zu 
stützen und so weit zu stärken, dass es ggf. 
sogar eine Anzeige erstatten oder mittragen 
und in der Folge die erheblichen Belastungen 
durch ein Ermittlungs- und Strafverfahren aus- 
halten kann. 

Umso wichtiger ist der Hinweis auf externe Beratung 
durch Beratungsstellen, die die spezifische Fachkompe¬ 
tenz für solche Fälle aufweisen (z. B. die »insoweit erfah¬ 
renen Fachkräfte« der Kinder- und Jugendhilfe oder in 
Opferberatungsstellen). 

In den Leitlinien ist jedoch auch vorgesehen, das Opfer 
in einem solchen Gespräch auf die Notwendigkeit einer 
Strafverfolgung und eine »in jedem Fall« erfolgende Wei¬ 
tergabe des Geheimnisses an die Leitungsebene - und da¬ 
mit ggf. einhergehender Missachtung des Vertrauensver¬ 
hältnisses - hinzuweisen. Es soll außerdem thematisiert 
werden, inwieweit die Strafverfolgung dem Schutz weiterer 
Kinder und Jugendlicher dient (siehe Erläuterung zu 4b). 

Aus Opferperspektive kann nach Auffassung der Auto¬ 
rin ein solches »Überreden« mit dem Hinweis darauf, dass 
zumindest die Leitungsebene auch gegen den Willen des 
Opfers informiert wird und zudem das Opfer durch eine 
Strafanzeige zum Schutz potenzieller weiterer Opfer beitra¬ 
gen könne, ggf. als erheblicher Druck empfunden werden. 
Ein solches Vorgehen ist mit der Berufsethik von pädago¬ 
gischen und Heilberufen kaum vereinbar. Letztlich darf der 
Erfolg eines solchen »Beratungsgesprächs« nicht sein, dass 
™ das mutmaßliche Opfer sich nirgendwo mehr ver¬ 
trauensvoll aufgehoben fühlt, 
ihm die Verantwortung für weitere Taten des Ver¬ 
dächtigen aufgebürdet wird und 
™ letztlich der Eindruck fehlender Selbstwirksamkeit 
übrig bleibt, weil es bei Äußerung seines Willens 
noch zusätzlich unter Druck gesetzt wird, diesen zu 
ändern oder zumindest nicht mehr zu äußern und 


sogar die Leitungsebene unabhängig von seinem 

Willen in die Angelegenheit eingeweiht wird. 

Hier wird einmal mehr deutlich, welch Geistes Kind die 
Leitlinien sind: Allein der staatliche Strafanspruch steht 
im Vordergrund - die Bedürfnisse des Opfers in dieser 
sensiblen Situation werden nachrangig behandelt. 

Zudem sei darauf hingewiesen, dass schweigepflichti¬ 
ge Berufsgruppen zunächst genau prüfen sollten, ob sie 
bei fehlender Einwilligung des Opfers in eine Informa¬ 
tionsweitergabe eine gesetzliche Offenbarungsbefugnis 
haben! Liegt eine solche nicht vor, können sie sich bereits 
bei Einbeziehung der Leitungsebene strafbar machen. Dies 
kann nicht durch einen Hinweis auf die Regelungen in den 
Leitlinien zur Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden 
entschuldigt werden (siehe dazu ausführlich im folgenden 
Text sowie ► Abschn. 32.4.1). Insofern sei hier angeraten, 
mit einem solchen »Hinweis« auf die unbedingte Einbe¬ 
ziehung der Leitungsebene sehr sparsam umzugehen. 

Wie eine weitere Gefährdung gemäß Voraussetzung 
2 »mit hoher Sicherheit« konkret ausgeschlossen werden 
kann (zumal die entsprechenden organisatorischen Maß¬ 
nahmen ja zunächst gerade nicht eingeleitet werden sol¬ 
len, um den Täter nicht vorzuwarnen, ► Abschn. 32.4.3) 
bleibt nach den Leitlinien unklar und dem Ermessen und 
der Verantwortung der Leitungsebene überlassen. 


Tipp für Träger 


Hier wäre es ratsam, für die eigenen Institutionen eine 
Entscheidung zu treffen, ob organisatorische Maßnah¬ 
men zum Schutz der Kinder und Jugendlichen in den 
Einrichtungen trotz der möglichen Warnfunktion auch 
vor einer Meldung an die Strafverfolgungsbehörden 
ergriffen werden dürfen, um einen effektiven Schutz 
zu gewährleisten. Diese Entscheidung und ein ent¬ 
sprechender Verfahrensablauf sollte in den eigenen 
Handlungsempfehlungen konkret formuliert werden, 
um ein sicheres Handeln zu ermöglichen und die 
Einrichtungsleitung mit der Verantwortung hier nicht 
allein zu lassen. Dies wäre, nach hier vertretener Auf¬ 
fassung, für eine Verhinderung eines »Versickerns« von 
Informationen über Vorfälle in der Einrichtung (vorran¬ 
giges Ziel der Leitlinien, ► Abschn. 32.1) sicher sinnvoll. 


32.5.3 Absehen von einer Anzeige 

Bei entgegenstehendem Opferwillen 

Der entgegenstehende Opferwille kann gemäß Leitlinie 
Nr. 4b unter sehr engen Voraussetzungen auch zum Ab- 
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sehen von der Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden 
führen, wenn Opfer bzw. Erziehungsberechtigte der Mel¬ 
dung endgültig - also auch nach dem oben beschriebenen 
Vorgehen des »Zuredens« - nicht zustimmen: 

1. Es muss sich nach den Angaben des Opfers und den 
weiteren bekannten Umständen um ein »tatsächli¬ 
ches Geschehen von geringer Schwere handeln« und 

2. weitere Gefährdungen müssen durch eigene Maß¬ 
nahmen der Institution auch weiterhin »mit hoher 
Sicherheit« ausgeschlossen werden können. 

Hinsichtlich der ersten Voraussetzung hat die Leitungsebene Gefähr¬ 
dungslage und tatsächliche Schwere des Tatverdachts zu prüfen und 
die Einschätzung »zwingend« durch unabhängige, fachlich qualifi¬ 
zierte Beratung bestätigen zu lassen (Erläuterung zu Nr. 4b). 

Zur 2. Voraussetzung: Bei mittleren oder schweren Tat¬ 
vorwürfen kommt das Absehen von der Anzeigeerstat¬ 
tung durch die Institution nach den Leitlinien keinesfalls 
in Betracht. Dies bedeutet, dass ein Kind oder Jugend¬ 
licher, das/der ein Missbrauchsgeschehen innerhalb der 
Institution von mittlerer bis erheblicher Schwere anver¬ 
traut, oder wenn dies in sonstiger Weise in der Einrich¬ 
tung bekannt wird, nach den Leitlinien kein Recht auf ein 
Absehen von der Einleitung eines Ermittlungs- bzw. Straf¬ 
verfahrens haben soll. 

Lediglich die Zurückstellung der Meldung käme 
dann für die Dauer der Gespräche, in denen beim mut¬ 
maßlichen Opfer Verständnis für dieses Vorgehen ge¬ 
weckt werden soll, in Betracht (► Abschn. 32.5.2). 

Nach Auffassung der Autorin wird damit dem Strafver¬ 
folgungsgedanken ein sehr hohes Gewicht im Vergleich zu 
den Kinderrechten beigemessen. So wünschenswert eine 
effektive Strafverfolgung in Fällen sexuellen Kindesmiss¬ 
brauchs auch sein mag: Wenn auch nach vertrauensvollen 
Gesprächen Ängste, Unsicherheiten oder Schamgefühle 
des mutmaßlichen Opfers nicht so weit abgebaut werden 
können, dass das erwünschte Einvernehmen über die Ein¬ 
schaltung der Strafverfolgungsbehörden erreicht werden 
kann, ist es aus Opferschutzgesichtspunkten nicht unbe¬ 
dingt ratsam, dennoch ein strafrechtliches Verfahren in 
Gang zu setzen, welches das Opfer unter Umständen psy¬ 
chisch gar nicht mittragen kann. Im Laufe des Verfahrens 
wird das mutmaßliche Opfer (ggf. mehrfach) dezidiert 
aussagen müssen, häufig findet eine Glaubhaftigkeitsbe¬ 
gutachtung des Kindes oder Jugendlichen statt und der 
oder die Betroffene wird über längere Zeit immer wieder 
mit der Tat und dem mutmaßlichem Täter konfrontiert. 
Im Zweifelsfall können gerade diese belastenden Um¬ 
stände von Strafprozessen einen zusätzlich belastenden 
Verfahrensausgang wie Einstellung oder Freispruch noch 
begünstigen. Nicht selten kommt es zu so ungeschickt 
formulierten Einstellungsbescheiden durch die Staatsan¬ 
waltschaften, dass Betroffene dies als massive Belastung 


(bis hin zu suizidalen Krisen) erleben. Aus diesen Grün¬ 
den erscheint es nach vorliegend vertretener Auffassung 
nicht sachgerecht, ein Vetorecht des mutmaßlichen Opfers 
praktisch unmöglich zu machen (vgl. weitere ausführli¬ 
che Kritik bei Kliemann u. Fegert 2012). Außerdem ist zu 
beachten, dass das Absehen von einer Strafanzeige (die 
eben nur ein Mittel im Repertoire darstellt) keineswegs 
bedeutet, dass die Institution untätig bleiben muss und das 
mutmaßliche Opfer bzw. den Täter sich selbst überlässt: Es 
gibt verschiedene organisatorische und arbeitsrechtliche 
Maßnahmen, die z. B gegen Täter auch bisher ergriffen 
wurden und sehr effektiv sein können, z. B. Kündigungen, 
Suspendierungen, Hausverbote etc. (vgl. ausführlich Fe¬ 
gert u. Wolff 2006). 

Bei jugendlichen Tatverdächtigen 

Richtet sich der Tatverdacht gegen Jugendliche kann die 
Leitung unter zwei Voraussetzungen von der kategori¬ 
schen Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden abse- 
hen (Nr. 4d): 

a. Wenn es sich um eine nur »geringfügige Übertre¬ 
tung« handelt und 

b. wenn durch erzieherische Maßnahmen oder psycho¬ 
logische Unterstützung des jugendlichen Verdächti¬ 
gen sowie durch effektiven Schutz und Betreuung des 
mutmaßlichen Opfers die Gefahr von Wiederholun¬ 
gen »mit hoher Sicherheit« ausgeschlossen werden 
kann. 

Generell ist durch die Einrichtungsleitung selbst einzu¬ 
schätzen, ob diese Voraussetzungen für das Absehen von 
einer Anzeigeerstattung vorliegen. Dies schreibt der Lei¬ 
tungsebene eine hohe Verantwortung zu und kann sich je 
nach Einzelfall schwierig gestalten. Konkrete Regeln für 
die Beurteilung gibt es nicht. Deshalb wird die Hinzuzie¬ 
hung unabhängiger, fachlich qualifizierter Beratung emp¬ 
fohlen (Hier sind wiederum mögliche Schweigepflichten 
und Datenschutzregeln zu beachten, ► Abschn. 32.4.1). 

Inhaltlich stellen die Leitlinien jedoch klar, dass es als 
»keinesfalls geringfügig« mehr anzusehen ist, wenn ein er¬ 
hebliches Machtgefälle zwischen Verdächtigem und mut¬ 
maßlichem Opfer besteht (insbesondere bei institutionel¬ 
ler Funktion des Verdächtigen oder beachtlichem Alters¬ 
abstand, Anwendung von Gewalt) »oder wenn die Tat sich 
aus Sicht des Opfers als nicht unerheblich darstellt.« 

Bei dieser Ausnahme von der kategorischen Anzeige¬ 
erstattung wird deutlich, dass auch jene häufigen Fälle in 
die Leitlinien aufgenommen wurden, in denen einver¬ 
nehmliche intime Handlungen zwischen einem beispiels¬ 
weise 15-jährigen Schüler und einer noch nicht 14 Jahre 
alten Mitschülerin beobachtet werden. Solche Verhaltens¬ 
weisen können unter den Straftatbestand des § 176 Abs. 1 
StGB fallen: 
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» Wer sexuelle Handlungen an einer Person unter vier¬ 
zehn Jahren (Kind) vornimmt oder an sich von dem Kind 
vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Mona¬ 
ten bis zu zehn Jahren bestraft. « 

»Wer« ist dabei jeder strafmündige Mensch, also auch ein 
Jugendlicher ab dem 14. Geburtstag. 

Geht es nach den Leitlinien, kann hier allein schon 
der Altersunterschied oder die psychische Überlegenheit 
des 15-Jährigen zu der Annahme führen, dass die Hand¬ 
lungen nicht mehr als geringfügig zu beurteilen sind. Laut 
Abschlussbericht des RTKM sollen lediglich z. B. »einver¬ 
nehmliche sexuelle Handlungen zwischen nahezu Gleich¬ 
altrigen ohne Gewaltanwendung, etwa zwischen einem 
strafmündigen 14-Jährigen und einer 13-Jährigen« von der 
Institution nicht angezeigt werden müssen. Alle anderen 
Vorfälle sollen dagegen an die Strafverfolgungsbehörden 
gemeldet werden. 

Nach Auffassung der Autorin ist die Einbeziehung von 
Fällen auch einvernehmlicher sexueller Handlungen unter 
Jugendlichen in die Leitlinien zur Einschaltung der Straf¬ 
verfolgungsbehörden nicht nachvollziehbar, war doch ihr 
Hintergrund, Vertuschungen von Fällen sexuellen Kindes¬ 
missbrauchs in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen 
durch Institutionen, wie sie durch den Missbrauchsskan¬ 
dal 2010 offenkundig geworden sind, entgegenzuwirken. 
Dass nicht einvernehmliche Handlungen der Polizei ge¬ 
meldet werden können und - im Einvernehmen mit dem 
mutmaßlichen Opfer - auch sollten, ist selbstverständlich 
und sollte ggf. in den Einrichtungen auch noch einmal 
deutlicher betont werden. Die Aufnahme solcher Fallkon¬ 
stellationen in die Leitlinien zur Einschaltung der Straf¬ 
verfolgungsbehörden ist jedoch irritierend - insbesondere 
wenn in den Ausführungen zu Nr. 4d die Institution auf¬ 
gefordert wird, Fällen mit jugendlichen Tatverdächtigen 
»zügig und mit großem Nachdruck« nachzugehen. Hier 
sollte gerade in Bezug auf die vielfachen einvernehmli¬ 
chen Sexualkontakte (darunter fällt auch Küssen etc.) 
auch bedacht werden, dass eine Strafanzeige schwerwie¬ 
gende Folgen für die Jugendlichen mit sich bringen kann 
(► Abschn. 32.5.2). 

32.5.4 Wichtige Hinweise für Fachkräfte und 
Leitungsebene 


Doch was passiert, wenn das Opfer - trotz eines unter¬ 
stützenden Gespräches oder anderer Unterstützungsmaß¬ 
nahmen - auf Geheimhaltung besteht? Die Institution soll 
nach den Leitlinien ausdrücklich nicht verpflichtet sein, 
auf die Anzeige zu verzichten, soll also nach Vorgabe der 
Leitlinien trotz entgegenstehenden Opferwillens die Straf¬ 
verfolgungsbehörden einschalten können. 


Q Zu beachten sind hier immer bestehende Schwei¬ 
gepflichten! 

Steht der Opferwille einer Anzeige entgegen und auch 
ein weiteres Gespräch mit der/dem von sexuellem Miss¬ 
brauch betroffenen Kind/Jugendlichen führt nicht zu dem 
Wunsch, Anzeige zu erstatten (vgl. ► Abschn. 32.5.2), ist 
dies eine von mehreren Stellen, an denen sich ein leitli¬ 
niengemäßes Vorgehen und bestehende Schweigepflich¬ 
ten konträr gegenüb erstehen können. Schweigepflichtige 
Fachkräfte und Einrichtungsleitungen können hier in der 
Praxis in einen Konflikt geraten, für den solide Kennt¬ 
nisse im Umgang mit der Schweigepflicht und hohe Auf¬ 
merksamkeit im Einzelfall notwendig sind - ein Überblick 
über die wichtigsten Informationen wird im Folgenden 
gegeben. 

Die Schweigepflicht gilt für alle Geheimnisse, die 
einem in § 203 StGB genannten Berufsgeheimnisträger 
(► Abschn. 32.4.1) anvertraut oder sonst bekannt geworden 
sind. Als Geheimnis gilt dabei jede Tatsache, die 
™ nur einem begrenzten Personenkreis bekannt oder 
zugänglich ist und 

™ an deren Geheimhaltung der Betroffene ein Interesse 
hat. Dazu gehören persönliche Daten wie der Name, 
die Tatsache und der Grund der Kontaktaufnahme, 
Gedanken, Empfindungen, familiäre und finanzielle 
Verhältnisse. 

Q Die Information, dass ein Kind oder eine/ein 
Jugendlicher in der Einrichtung möglicherweise 
Opfer eines Missbrauchs geworden sein könnte, 
ist unzweifelhaft als Geheimnis einzuordnen und 
somit von der Schweigepflicht umfasst. 

Die Schweigepflicht aus § 203 StGB gilt nicht nur gegen¬ 
über den Strafverfolgungsbehörden, sondern gegenüber 
»jedermann« - also auch z. B. 

™ für die nach den Leitlinien vorgeschriebene Hinzu¬ 
ziehung der Erziehungsberechtigten, 

— gegenüber einer externen Fachberatung und sogar 
™ für die Weitergabe der Information an Einrichtungs- 
leitung oder Kollegen. 

Kann das minderjährige Opfer verstandesmäßig die Be¬ 
deutung und Tragweite seiner Entscheidung erfassen, hat 
es das Recht, seinen Willen bezüglich der Einbeziehung 
anderer Akteure in die Angelegenheit frei auszuüben. 

Schweigepflichtige haben sich dann an diesen geäußer¬ 
ten Willen zu halten - es sei denn, es besteht eine ander¬ 
weitige gesetzliche Offenbarungsbefugnis (weiterfüh¬ 
rend: Kliemann 2010, mit weiteren Nachweisen: Kemper 
et al. 2010, Kindhäuser et al. 2010, § 203, Rdnr. 52). Liegt 
eine solche nicht vor, könnten sich Schweigepflichtige 
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O Tab. 32.1 Checkliste zur Prüfung und Dokumentation eines rechtfertigenden Notstandes gemäß § 34 StGB (vgl. auch Kemper 
et al. 2010) 

Zu prüfende Voraussetzung (Dokumentation!) 

Erläuterung 

1. Gefahr 

Die Gefahr muss in einem solchen Maße vorliegen, dass sich bei der weiteren 
Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen 
lässt. 

2. Gefahr für ein wichtiges Rechtsgut 

z. B. Leben, Leib, Freiheit 

3. gegenwärtig 

Die Gefahr muss kurz bevorstehen, akut vorliegen oder permanent andauern und 
jederzeit in einen Schaden Umschlägen können. Vergangene Gefahren/Schäden/ 
Straftaten rechtfertigen den Schweigepflichtsbruch nicht! 

3. nicht anders abwendbar 

Eigene Mittel reichen zum Schutz des Opfers nicht (mehr) aus. 

4. Güterabwägung 

Das geschützte Rechtsgut (hier: Kindeswohl) muss das beeinträchtigte (hier: Ver¬ 
trauensschutz) »erheblich überwiegen«; bei der Abwägung ist auch der Grad der 
drohenden Gefahr zu berücksichtigen. 

Hinweis für Kinderschutzfälle: Bei Gesundheits- oder Lebensgefahr ist das Über¬ 
wiegen des Kindeswohls regelmäßig anzunehmen. 


strafbar machen. Dies ist vorab also von jeder schweige¬ 
pflichtigen Person selbst genau zu prüfen. Entsprechende 
Rechtskenntnisse sind deshalb unverzichtbar. 

Im Falle eines Kindesmissbrauchs kommen für die 
Kommunikation schweigepflichtiger Fachkräfte vor allem 
folgende Offenbarungsbefugnisse in Betracht: 

§ 4 KKG (Bundeskinderschutzgesetz) 

Eine bundesgesetzliche Offenbarungsbefugnis ergibt sich 
im Falle einer möglichen Kindeswohlgefährdung aus § 4 
KKG (Bundeskinderschutzgesetz). 

Q Diese Meldebefugnis gilt nur gegenüber dem 
Jugendamt, nicht gegenüber den Strafverfol¬ 
gungsbehörden. Ziel der Meldebefugnis nach 
§ 4 KKG ist die Abwendung einer Kindeswohlge¬ 
fährdung und nicht die Durchsetzung staatlicher 
Strafinteressen. 

Diese Vorschrift sieht ein stufenweises Vorgehen vor: 

— Zunächst soll anderweitig versucht werden, die Kin¬ 
deswohlgefährdung abzuwenden. 

Zur Gefährdungseinschätzung darf außerdem Be¬ 
ratung beim Jugendamt eingeholt werden (Falldar¬ 
stellung allerdings nur pseudonymisiert, um keine 
Klardaten preiszugeben). 

— In der dritten Stufe darf bei Vorhegen tatsächlicher 
Anhaltspunkte für eine akute Gefahr für das Kindes- 
wohl, die nicht anders abgewendet werden konnte, 
Meldung an das Jugendamt unter Verwendung der 
Klardaten erfolgen (ausführlich zu Art. 4 KKG sie¬ 
he ► Kap. 16 »Kinder rechte, Kindes wohl und Kindes- 
wohlgefährdung«). 


Rechtfertigender Notstand gemäß § 34 StGB 

Bei einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Ge¬ 
fahr für das mutmaßliche Opfer könnte ggf. der rechtferti¬ 
gende Notstand gemäß § 34 StGB als Offenbarungsbefug¬ 
nis greifen, wobei die Einschaltung der Strafverfolgung in 
diesem Fall zur Abwendung der Gefahr erforderlich sein 
muss und nicht nur der Durchsetzung des staatlichen 
Strafinteresses dienen darf. Die Voraussetzungen sind im 
Einzelfall genau zu prüfen. Zur Einschätzung, ob eine sol¬ 
che Gefahr vorliegt, kann im Zweifel Beratung durch eine 
»insoweit erfahrene Fachkraft« des Jugendamtes unter 
pseudonymisierter Falldarstellung eingeholt werden (§ 4 
Abs. 2 KKG, § 8b SGB VIII). 

Ob aber am Ende tatsächlich ein rechtfertigender Not¬ 
stand vorliegt und nach den Vorgaben des § 34 StGB die 
Polizei eingeschaltet werden darf, um das Kind ganz akut 
zu schützen (und nicht, um eine begangene Straftat zu ver¬ 
folgen), ist von der schweigepflichtigen Fachkraft selbst zu 
prüfen. Hier kann die Checkliste in O Tab. 32.1 hilfreich 
sein. 

Landesgesetzliche Regelungen 

Infrage kommen auch landesgesetzliche Regelungen, 
nach denen in bestimmten Fällen bestimmte Daten an be¬ 
stimmte Adressaten weitergegeben werden dürfen. Eine 
genaue Auflistung ist im Rahmen des vorliegenden Beitra¬ 
ges nicht möglich. Es ist ratsam, sich im eigenen Bundes¬ 
land hinsichtlich der für die jeweilige Institution mögli¬ 
cherweise geltenden landesrechtlichen Regelungen zu in¬ 
formieren, um im Ernstfall adäquat reagieren zu können. 

Als Beispiel sei hier § 12 Abs. 2 des Bremischen Schul¬ 
gesetzes genannt. Danach sollen Schulen das Jugendamt 
bei offenkundigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohl- 
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gefährdung informieren, sofern sie die Gefahr nicht durch 
eigene Maßnahmen abwenden können. 

Keine gesetzliche Offenbarungsbefugnis 

Als gesetzliche Offenbarungsbefugnis nicht in Betracht 
kommen dagegen 

— die Leitlinien selbst, da es sich dabei nicht um gesetz¬ 
liche Regelungen handelt. 

Die gesetzliche Anzeigepflicht gemäß § 138 StGB: 

Sexualdelikte sind von dieser Vorschrift ausdrücklich 
nicht erfasst. Im Rahmen der Beratungen am Runden 
Tisch wurde auf die Aufnahme von Sexualstraftaten 
in den Katalog des § 138 StGB ausdrücklich verzich¬ 
tet, um die Möglichkeit vertraulicher Beratung nicht 
unangemessen einzuschränken. 

32.6 Fazit 


Die Leitlinien zur Einschaltung der Strafverfolgungsbe¬ 
hörden sollen sicherstellen, dass Verdachtsfälle in Ein¬ 
richtungen künftig grundsätzlich - ggf. über den Umweg 
einer Zurückstellung der Anzeige, bis das Opfer diese mit¬ 
tragen kann - eine Meldung an die Strafverfolgungsbe¬ 
hörden nach sich ziehen (vgl. □ Abb. 32.2). Eigeninteressen 
der Einrichtung (Nr. 3a) oder Interessen des Verdächtigen 
(Nr. 4c) stellen nach den Leitlinien ausdrücklich keinen 
legitimen Grund dar, auf eine Anzeige zu verzichten. Dies 
entspricht dem Ziel, den staatlichen Strafanspruch zu si¬ 
chern und (systematische) Vertuschungen solcher Fälle, 
wie sie in der Vergangenheit in einzelnen Organisationen 
wiederholt erfolgt sind, künftig zu verhindern. 

Nach hier vertretener Auffassung sind die konkret for¬ 
mulierten - und in eigene Handlungsempfehlungen der 
Institutionen umzusetzenden - Leitlinien allerdings in 
mehrfacher Hinsicht problematisch. 

Fälle, in denen sich das mutmaßliche Opfer nachhal¬ 
tig gegen eine Strafverfolgung ausspricht, sollen derzeit 
nur in extrem begrenzten Ausnahmefällen dazu führen 
können, dass die Einrichtungsleitung von der Einschal¬ 
tung der Strafverfolgungsbehörden absehen darf. 

So wurde die Möglichkeit des Verzichts auf eine An¬ 
zeige aufgrund eines entgegenstehenden Opferwillens 
nahezu bis zur völligen Unbeachtlichkeit reduziert: Diese 
Möglichkeit besteht nur, wenn es sich um ein »leichtes« 
Delikt handelt, weitere Gefährdungen praktisch ausge¬ 
schlossen werden können und auch das »Überreden« des 
Opfers nicht fruchtet (□ Abb. 32.2). Handelte es sich z. B. 
bei dem zur Rede stehenden Tatgeschehen um ein »mittel¬ 
schweres«, ist der Wunsch des Opfers, seine Bedürfnisse 
zu respektieren und kein Strafverfahren einzuleiten, nach 
den Leitlinien vollkommen unerheblich: Gleich wie gut 
oder nachvollziehbar die Gründe des Betroffenen sein 


mögen, die Strafverfolgungsbehörde ist einzuschalten 
und ein entsprechendes (meist langwieriges) Verfahren, 
mit all seinen - auch belastenden - Umständen in Gang 
zu setzen, ohne dass das mutmaßliche Opfer ab diesem 
Zeitpunkt noch irgendeinen Einfluss auf den Ablauf neh¬ 
men könnte (ebenso verhält es sich bei »mittelschweren« 
intimen Verhaltensweisen unter Jugendlichen). 

Besonders prekär: Die Leitlinien sollen auch für vergangene Ver¬ 
dachtsfälle gelten, da die Beurteilung, ob inzwischen Verjährung ein¬ 
getreten ist, Sache der Staatsanwaltschaft sei (Erläuterung zu Nr. 1). 
Damit soll die kategorische Meldung an die Strafverfolgungsbehör¬ 
den auch rückwirkend gelten. Die Beteiligten solcher Fälle - Opfer 
wie Täter - müssen also auch im Nachhinein noch damit rechnen, 
dass frühere Fälle nach Maßgabe der hier vorgestellten Leitlinien zur 
Kenntnis Außenstehender gelangen und ein Ermittlungsverfahren 
auslösen. 

Auch wird den Einrichtungsleitungen eine (zu) hohe 
Verantwortung für die korrekte Einschätzung der Schwere 
eines Tatvorwurfs zugemessen. Dies könnte in der Pra¬ 
xis zu Handlungsunsicherheit führen, mit der Folge, dass 
die Sache »vorsichtshalber« an die Staatsanwaltschaft ab¬ 
gegeben wird, um sich später keinem Vorwurf aussetzen 
zu müssen. Im Hinblick auf die Leitungsverantwortung 
könnte in der Praxis in solchen Fällen die nachrangige 
Berücksichtigung der Opferbelange durchaus »attrak¬ 
tiver« erscheinen, als das Risiko eines Vertuschungsvor¬ 
wurfs einzugehen. 

Die Frage ist auch, wie die Leitung die »hohe Sicherheit« ausrei¬ 
chend gewährleisten kann, mit der weitere Gefährdungen durch 
den mutmaßlichen Täter ausgeschlossen sein müssen. Die Einschal¬ 
tung der Polizei »vorsichtshalber« - ohne Rücksicht auf die Opferbe¬ 
lange - scheint auch hier besonders attraktiv, zumal in den Leitlinien 
wiederholt auf die Verantwortung der Leitungen hingewiesen wird, 
insbesondere im Hinblick auf den Verzicht auf eine Anzeige. Damit soll 
offenbar sichergestellt werden, dass das Absehen von der Strafverfol¬ 
gung auf Opferwunsch so selten wie möglich zur Anwendung kommt. 

In den Leitlinien stehen ganz offensichtlich die Interes¬ 
sen einer funktionierenden Strafverfolgung aus dem 
wohlmeinenden Grund der weiteren Tatprävention im 
Vordergrund und nicht diejenigen der Opfer, wie es im 
Gegensatz dazu in den Mindeststandards zur Prävention 
und Intervention verankert ist (im Wortlaut: »der Schutz, 
das Wohl sowie die Rechte von Kindern und Jugendlichen 
[sollen] im Mittelpunkt [stehen]«, Mindeststandards Nr. 
4), vor allem aber Art. 3 der UN-Kinderrechtskonvention 
verlangt: 

» Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel 
ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen der 
sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder 
Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl 
des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berück¬ 
sichtigen ist.« 
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Der Eindruck der Vorrangigkeit der Durchsetzung des 
staatlichen Strafanspruchs wird in den Leitlinien auch 
dadurch gestützt, dass von den Einrichtungsleitungen als 
unaufschiebbar erforderlich betrachtete Schutzmaßnah¬ 
men für die Kinder und Jugendlichen dennoch zurück¬ 
gestellt werden sollen, um den mutmaßlichen Täter nicht 
vorzuwarnen und der Staatsanwaltschaft einen ersten Zu¬ 
griff zu ermöglichen (► Abschn. 32.4.3). So wird den Ins¬ 
titutionen in den Leitlinien sogar empfohlen, ein entspre¬ 
chendes Vorgehen im Vorfeld möglicher Ermittlungen 
mit der Staatsanwaltschaft abzusprechen (vgl. Erläuterung 
zu Nr. 6 der Leitlinien): 

» Maßnahmen, die den Tatverdächtigen über anstehende 
Ermittlungen zu warnen geeignet sind, sollten soweit 
möglich zunächst zurückgestellt werden. Dies betrifft 
auch faktische Maßnahmen, die den Verdächtigen warnen 
und dadurch zu Verdunkelungshandlungen veranlassen 
können. Die Staatsanwaltschaft ist über die Dauer der 
Zurückstellung, die im Ermessen der Institution liegt, zu 
unterrichten. Die Staatsanwaltschaft bestätigt zeitlich un¬ 
mittelbar [...] die Kenntnisnahme der genannten Fristen. 

Sie unterrichtet ihrerseits die Institution über den Zeit¬ 
punkt, ab dem aus ihrer Sicht Maßnahmen der Institution 
ohne Einschränkung möglich sind. « 

Mit der konventionsrechtlich verankerten Vorrangigkeit 
des Opfer- bzw. Kinderschutzes ist dies kaum in Einklang 
zu bringen. Zudem bürdet es wiederum der Leitungsebe¬ 
ne eine kaum zumutbare oder vor dem mutmaßlichen 
Opfer vertretbare Abwägungsentscheidung auf und ver¬ 
langt außerdem, dass die Einrichtungsleitung ungeachtet 
jeder Unschuldsvermutung nicht nur die Fürsorgepflicht 
für den entsprechenden Mitarbeiter außer Acht lässt, son¬ 
dern ggf. noch an den gegen ihn gerichteten strafrechtli¬ 
chen Ermittlungen durch die Aufschiebung »unaufschieb¬ 
barer« Maßnahmen aktiv teilnimmt, um die Beweissiche¬ 
rung der Staatsanwaltschaft zu unterstützen. 

Im Grunde wird den Einrichtungen hier zu Unrecht 
abgesprochen, dass sie selbst über genügend wirksame 
organisatorische, arbeitsrechtliche, pädagogische, ggf. 
psychologische oder beraterische Mittel verfügen, um den 
Schutz des Opfers und ggf. weiterer potenzieller Opfer zu 
gewährleisten. Dies entspricht aus Sicht der Verfasserin je¬ 
doch nicht den realen Gegebenheiten. Im Sinne des Opfer¬ 
schutzes wäre vielmehr ein Schutzkonzept ratsam, welches 
die eigenen Mittel der Institutionen für solche Fälle klärt 
und stärkt. Hierzu gehört sicher auch die Einschaltung 
der Strafverfolgungsbehörden als eine zentrale Maß¬ 
nahme, insbesondere wenn das Opfer dies wünscht (was 
nach Beratung in der Regel der Fall sein wird) und ent¬ 
sprechend das anschließende Verfahren mittragen kann. 


Ein wichtiger Kritikpunkt ist zudem der sich durch das 
gesamte Papier ziehende Konflikt zwischen Datenschutz/ 
Schweigepflicht und den Leitlinien zur Einschaltung der 
Strafverfolgungsbehörden. Schweigepflichtige Fachkräfte 
sollten diesbezüglich eine sehr sichere Rechtskenntnis ha¬ 
ben, um nicht Gefahr zu laufen, bei gewissenhafter Be¬ 
folgung der Leitlinien nicht nur ethisch in einen Grenz¬ 
bereich zu geraten, sondern sich selbst ggf. auch strafbar 
zu machen. 

Unter anderem aus diesen Gründen geschah die Ver¬ 
abschiedung der Leitlinien im März 2011 nicht wirklich 
einvernehmlich. Eine rasch verbreitete Pressemeldung 
des BMJ wollte hier suggestiv Tatsachen schaffen, indem 
berichtet wurde, dass die Leitlinien »mit überwältigender 
Mehrheit« verabschiedet worden seien und dass »alle an 
der BMJ Arbeitsgruppe des Runden Tisches beteiligten öf¬ 
fentlichen und privaten Institutionen, die Adressaten der 
Leitlinien sind«, diesen zugestimmt hätten. 
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33.1 Einleitung 

Im folgenden Beitrag wird der Fragestellung nachgegan¬ 
gen, welche arbeitsrechtlichen Handlungsweisen Institu¬ 
tionen zur Verfügung stehen zum Schutz vor Übergriffen, 
bei nachweislich massiven Übergriffen oder dem Verdacht 
von übergriffigem Verhalten durch Mitarbeiter bzw. Mit¬ 
arbeiterinnen gegenüber Kindern und Jugendlichen. 

Untersucht werden individualarbeitsrechtliche Ge¬ 
sichtspunkte von der Anbahnung eines Arbeitsverhält- 
nisses bis zur Beendigung und der Abwicklung. Etwaige 
Beteiligungsrechte von Arbeitnehmer Vertretungen (Be¬ 
triebsrat, Personalrat) werden nicht erörtert. 

Hinweis zum Sprachgebrauch: Sofern die männliche Form, z. B. 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Bewerber, Mitarbeiter etc. verwandt 
wird, ist hiervon auch die weibliche Form umfasst. 

33.2 Bewerbungsverfahren 


Bereits bei Anbahnung eines Arbeitsverhältnisses sollte 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen Aufklärungs¬ 
arbeit im Rahmen des BewerbungsVerfahrens geleistet 
werden. 

Grundsätzlich gilt, dass Arbeitgeber die für sie relevan¬ 
ten Informationen durch eine umfassende Befragung des 
Bewerbers im Vorstellungsgespräch erlangen können. 
Begrenzt wird das Fragerecht allerdings durch das allge¬ 
meine Persönlichkeitsrecht des Bewerbers. Dem Arbeitge¬ 
ber wird ein berechtigtes, bilbgenswertes und schutzwür¬ 
diges Interesse an der wahrheitsgemäßen Beantwortung 
von solchen Fragen eingeräumt, die in einem sachlichen 
und inneren Zusammenhang mit dem zu besetzenden Ar¬ 
beitsplatz stehen und für die Tätigkeit im Unternehmen 
von Bedeutung sind. Das Interesse des Arbeitgebers muss 
objektiv betrachtet so stark sein, dass dahinter das Inter¬ 
esse des Bewerbers am Schutz seines Persönlichkeitsrechts 
und der Unverletzbarkeit seiner Intimsphäre zurücktreten 
muss. Ist dies nicht der Fall, wird dem Bewerber auf eine 
unzulässige Frage das »Recht zur Lüge« eingeräumt. Er 
braucht nicht zu schweigen. 

Ganz vereinzelt kommen sogar Offenbarungspflichten 
des Bewerbers nach dem Grundsatz von Treu und Glau¬ 
ben (§ 242 BGB) infrage. Dies wird von der Rechtspre¬ 
chung des Bundesarbeitsgerichts allerdings nur in solchen 
Fällen angenommen, in denen die verschwiegenen Um¬ 
stände dem Arbeitnehmer die Erfüllung der arbeitsver¬ 
traglichen Leistungspflichten unmöglich machen oder 
sonst für den in Betracht kommenden Arbeitsplatz von 
ausschlaggebender Bedeutung sind. 

Im Bereich der Prävention durch Nichteinstel¬ 
lung von »auffälligen« Mitarbeitern ist mit Sicherheit 


die Frage nach Vorstrafen und/oder strafrechtlichen 

Ermittlungsverfahren von großem Interesse für die ein¬ 
stellenden Institutionen. Unter Berücksichtigung des 
Resozialisierungsgedankens darf nicht allgemein nach 
Vorstrafen gefragt werden. Vorstrafen berühren ein ein¬ 
zugehendes Arbeitsverhältnis grundsätzlich nicht. Der 
Arbeitgeber kann nicht beanspruchen, in jedem Fall nur 
Arbeitnehmer ohne Vorstrafen in Arbeitsverhältnisse 
aufzunehmen. Soweit jedoch verübte Straftaten negati¬ 
ve Rückschlüsse auf die Zuverlässigkeit in Bezug auf die 
künftige Tätigkeit des Bewerbers begründen, ist die Frage 
zulässig. Entscheidend ist dabei ein objektiver Maßstab, 
nicht die subjektive Einstellung des Arbeitgebers. Nach 
den Umständen des Einzelfalls ist abzuwägen zwischen 
dem Interesse des Arbeitnehmers, auch nach einer straf- 
gerichtlichen Verurteilung wieder in ein Arbeitsverhältnis 
zu gelangen, und den Belangen des Arbeitgebers, denkba¬ 
re potenzielle Gefahren für einen ungestörten Ablauf des 
Arbeitsverhältnisses ausschließen zu können. Nach Vor¬ 
strafen darf der Arbeitgeber deshalb nur bezogen auf das 
für den zu besetzenden Arbeitsplatz wichtige Strafrechts¬ 
gebiet fragen (LAG Hamm, 10.03.2011, Az. 11 Sa 2266/10 
mit weiteren Nachweisen). 

Hierbei ist zu beachten, dass eine Verurteilung, die 
nach den Vorschriften des Bundeszentralregisters getilgt 
worden ist oder zu tilgen ist, dem Betroffenen im Rechts¬ 
verkehr nicht mehr vorgehalten und nicht zu seinem 
Nachteil verwertet werden darf. Der Bewerber darf sich 
daher als unbestraft bezeichnen und braucht den der Ver¬ 
urteilung zugrunde hegenden Sachverhalt nicht offenzu- 
legen. 

Bei der Frage nach strafrechtlichen Ermittlungsver¬ 
fahren ist zu differenzieren zwischen anhängigen und 
abgeschlossenen Verfahren. Das Bundesarbeitsgericht 
vertritt den Standpunkt, bei der Prüfung der Eignung des 
Arbeitnehmers für die geschuldete Tätigkeit könne es je 
nach den Umständen auch zulässig sein, nach anhängigen 
Ermittlungsverfahren zu fragen. Ein berechtigtes Interesse 
des Arbeitgebers an einer solchen Frage sei dann zu beja¬ 
hen, wenn auch ein Ermittlungsverfahren Zweifel an der 
persönlichen Eignung des Arbeitnehmers begründen kön¬ 
ne. Ein Erzieher etwa, gegen den ein Ermittlungsverfahren 
wegen sexuellen Missbrauchs von Kindergartenkindern in 
dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis laufe, habe regel¬ 
mäßig kein hinreichend schützenswertes Interesse daran, 
eine erneute Einstellung als Erzieher dadurch zu errei¬ 
chen, dass er bei einer neuen Bewerbung wahrheitswid¬ 
rig angebe, es laufe gegen ihn kein Ermittlungsverfahren. 
Dem steht die Unschuldsvermutung nicht entgegen, denn 
diese bindet unmittelbar nur den Strafrichter und nicht 
die gesamte Rechtsordnung (BAG, 20.05.1999, Az. 2 AZR 
320/98 = AP BGB § 123 Nr. 50/BAG, 27.07.2005, Az. 7 
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AZR 508/04 = NZA 2005,1244). Arbeitsrechtlich relevant 
ist außerdem, ob die Verfügbarkeit des Bewerbers durch 
das Verfahren eingeschränkt ist, wenn mit umfangreichen 
Ermittlungen oder gar Untersuchungshaft zu rechnen ist. 

Ist das Ermittlungsverfahren hingegen ohne Verurtei¬ 
lung abgeschlossen, so ist zu beachten, dass ein Ermitt¬ 
lungsverfahren nicht in das Bundeszentralregister einge¬ 
tragen wird und nicht in ein Führungszeugnis aufzuneh¬ 
men ist. Die Unschuldsvermutung ist in solchen Fällen, 
auch bei einer Einstellung des Verfahrens nach § 153a 
StPO, nicht widerlegt. Das Vorgehen nach § 153a StPO 
setzt keinen Nachweis der Tat voraus. Auf der Grundla¬ 
ge einer Einstellung nach § 153a StPO kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass der Beschuldigte die Tat mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit verübt hat (BverfG, 
16.01.1991, Az. 1 BvR 1326/90 = NJW 1991, 1530 = MDR 
1991, 891). Konsequenterweise sind deshalb Entscheidun¬ 
gen nach § 153a StPO nicht in das Bundeszentralregister 
einzutragen (Meyer-Großner, Rdnr. 60 zu § 153b StPO). 

Diese Rechtslage führt zu dem Ergebnis, dass bei der 
Einstellung eines Arbeitnehmers nicht nach abgeschlosse¬ 
nen Ermittlungsverfahren gefragt werden darf, die ohne 
Verurteilung des Stellenbewerbers abgeschlossen worden 
sind. Da der Bewerber in diesen Fällen tatsächlich nicht 
vorbestraft ist und ihm deshalb kein Vorwurf gemacht 
werden darf, ist er nicht zur Offenbarung oder zur wahr¬ 
heitsgemäßen Beantwortung einer dahingehenden Frage 
verpflichtet (LAG Hamm, 10.03.2011, Az. 11 Sa 2266/10 mit 
weiteren Nachweisen). 

Hinsichtlich des Einsatzes von schriftlichen (standar¬ 
disierten) Personalfragebögen ist auf die Grundsätze des 
Fragerechts zu verweisen. Demnach sind Fragen zulässig, 
die in einem sachlichen und inneren Zusammenhang mit 
dem zu besetzenden Arbeitsplatz stehen und für die Tätig¬ 
keit im Betrieb/in der Institution von Bedeutung sind. Das 
Interesse des Arbeitgebers an der Beantwortung muss ob¬ 
jektiv so stark sein, das dahinter das Interesse des Arbeit¬ 
nehmers am Schutz seines Persönlichkeitsrechts und der 
Unverletzbarkeit seiner Intimsphäre zurücktreten muss. 

Eine bewusst falsche Beantwortung einer zulässigen 
Frage, also einer Frage an deren Beantwortung ein berech¬ 
tigtes Interesses des Arbeitgebers gegeben ist, kann eine 
Anfechtung des ArbeitsVertrages durch den Arbeitgeber 
wegen arglistiger Täuschung gemäß § 123 BGB rechtfer¬ 
tigen - mit der Folge, dass das Arbeitsverhältnis als von 
Anfang an (ex tune) nichtig ist. Möglich ist aber auch die 
Kündigung (bis hin zur außerordentlichen Kündigung) 
durch den Arbeitgeber - mit der Folge, dass das Arb eits - 
Verhältnis mit Ablauf der Kündigungsfrist (bei außeror¬ 
dentlicher Kündigung mit Zugang) aufgelöst wird. 

Um ein umfassendes Bild eines Bewerbers/einer Be¬ 
werberin zu erhalten, kann auch die Erhebung von Daten 


aus dem Internet interessant sein. Hierbei sind daten- 
schutzrechtliche Vorschriften zu beachten. In Betracht 
kommen Ermittlungen von Nutzerprofilen in diversen 
Online-Netzwerken (studiVZ, Facebook) sowie ein »goo¬ 
geln« des Bewerbers, womit sich durch Abrufen von Zei¬ 
tungsnachrichten oder anderer Erwähnungen ein Persön- 
lichkeitsprofil erstellen lässt. Solche Internetrecherchen 
sind nicht immer vorteilhaft für den Bewerber und kön¬ 
nen zu Bewerbungsabsagen führen, ohne dass dem Be¬ 
werber der wirkliche Grund mitgeteilt wird. 

Wer seine Daten jedoch frei zugänglich »ins Netz« 
stellt, sodass diese über die üblichen Suchmaschinen zu¬ 
gänglich sind, kann sich nicht auf den Schutz aus dem 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) berufen. Eine solche 
Internetrecherche dürfte zulässig sein. Auch die notwen¬ 
dige Rechtsgüterabwägung des Einzelfalls dürfte in der 
Regel zugunsten des Arbeitgebers ausfallen, wenn der Be¬ 
werber die Daten selbst in das Internet eingestellt und die¬ 
se für die Recherche in Suchmaschinen freigegeben hat. 

Davon abzugrenzen sind Bewerberdaten, die nur für 
Mitglieder eines sozialen Netzwerks einsehbar sind. Dabei 
ist bei der Beurteilung von Bewerberüberprüfungen zwi¬ 
schen der Recherche in berufsorientierten und derjenigen 
in freizeitorientierten Netzwerken zu unterscheiden, wo¬ 
bei im letztgenannten Fall eine Recherche bereits durch 
die Allgemeinen Vertragsbedingungen (AGB) der Netz¬ 
werkbetreiber ausgeschlossen sind. 

Bei den berufsorientierten Netzwerken ist nochmals 
zwischen den Daten, die allen Mitgliedern des Netzwerks, 
und denen, die nur befreundeten Mitgliedern offenste¬ 
hen, zu unterscheiden. Bei der zweiten Variante (befreun¬ 
dete Mitglieder) kommt aufgrund der vorausgehenden 
»Freundschaffsanfrage« und dem »Freundschaffsschluss« 
eine Einwilligung nach §§ 4, 4a BDSG in Betracht. Die 
Daten sind wiederum verwertbar. Im erstgenannten Fall 
muss zur Verwendung der Daten eine Rechtfertigung 
vorliegen. Da die Datenerhebung, -Verarbeitung und 
-nutzung aufseiten des Arbeitgebers erfolgt, um die Ent¬ 
scheidung über die Begründung eines Beschäftigungsver- 
hältnisses zu treffen, kann dies in der Regel angenommen 
werden. Die Internetrecherche dient dazu, die Angaben 
des Bewerbers auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen und 
das Gesamtbild zu bestätigen, dass dieser mit seiner Be¬ 
werbung hinterlässt. Ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
ist nicht ersichtlich, da im Auswahlgespräch stets die Ge¬ 
fahr falscher Antworten besteht. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Re¬ 
cherche über Bewerber im Internet im Regelfall zulässig 
ist. Allerdings sollten sich die gesammelten Informationen 
auf Daten beziehen, die im Zusammenhang mit der zu be¬ 
setzenden Arbeitsstelle stehen und eine gewisse Aktualität 
(Fünf-Jahres-Zeitraum) aufweisen. 
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33.3 Verhaltenskodex und Whistleblowing 

Immer häufiger geben Unternehmen ihren Mitarbeitern 
durch explizite Verhaltensregeln (»Verhaltenskodex«, 
»Ethik-Richtlinien« etc.) mehr oder weniger verbindliche 
Handlungsnormierungen und -Orientierungen vor. Eine 
rechtliche Verpflichtung besteht hierfür nicht. Grundlage 
für die Entscheidung von Institutionen, einen Verhaltens¬ 
kodex einzuführen, können insbesondere der Schutz der 
eigenen Arbeitnehmer sowie Fürsorgepflichten gegen¬ 
über den eigenen Arbeitnehmern sein. Der Verhaltens¬ 
kodex kann als Führungs- und Aufklärungselement Be¬ 
deutung erlangen, da viele Arbeitnehmer nicht wissen, 
in welchen Fällen ihr eigenes Verhalten Haftungs- bzw. 
Schadenersatztatbestände erfüllt (Fahrig 2010). 

Aber auch aus Gründen der rechtssichernden Kon¬ 
kretisierung des Direktionsrechts ist die Einführung 
empfehlenswert: Ein Verhaltenskodex verdeutlicht den 
Arbeitnehmern, unter welchen Umständen sie ggf. mit 
arbeitsrechtlichen Sanktionen rechnen müssen und 
kann damit im Streitfall als Beweismittel dienen (Fahrig 
2010 ). 

— Definition - 

Unter einem Verhaltenskodex oder auch Ethik- 
Richtlinien ist das Aufstellen von Leitlinien, Pro¬ 
grammsätzen und Selbstverpflichtungen von 
Unternehmen sowie die Zusammenfassung einzelner 
Verhaltensvorgaben in einem Unternehmen zu ver¬ 
stehen. Durch den Verhaltenskodex sollen die Arbeit¬ 
nehmer zu einem regelgerechten und an den Werten 
und Grundsätzen des Unternehmens ausgerichteten 
Verhalten angehalten werden. 


Die einzelnen Verhaltensvorgaben reichen hierbei von 
pauschal allgemeingültigen Aufforderungen zu einem 
ethischen und gesetzeskonformen Handeln bis hin zu 
detaillierten situationsbedingten Verhaltensvorgaben. 
Im Einzelnen können Vorgaben zur Art und Weise der 
Arbeitsleistung, dem Umgang mit Unternehmenseigen¬ 
tum, das allgemeine Verhalten während der Arbeitszeit, 
das außerbetriebliche und private Verhalten, Neben¬ 
tätigkeitsverbote, den Umgang mit Patienten und/oder 
Arbeitskollegen sowie das sogenannte Whistleblowing ge¬ 
troffen werden. Grenzen der Vorgaben durch den Arbeit¬ 
geber sind das in § 106 GewO geregelte Direktionsrecht 
und die Grundrechte der Arbeitnehmer. Im Zweifel ist 
jede einzelne Klausel des »Verhaltenskodex« auf ihre Zu¬ 
lässigkeit zu prüfen. 


i— Definition - 

Der Begriff des sogenannten Whistleblowing 
bezeichnet die Verpflichtung der Arbeitnehmer, 
Kenntnisse über das Fehlverhalten von Kollegen oder 
deren Verstöße gegen den »Verhaltenskodex« gegen¬ 
über dem Arbeitgeber anzuzeigen. 


Sinn und Zweck dieser Anzeigeverpflichtung ist es, Fehl¬ 
verhalten und Pflichtverletzungen von Arbeitnehmern 
aufzudecken. Das Whistleblowing kann als Verpflichtung 
durch einen »Verhaltenskodex« arbeitsrechtlich angewie¬ 
sen werden. Es kann aber auch auf Basis einer bloßen Mel¬ 
demöglichkeit eingeführt werden. 

Gerade zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
Institutionen ist es für den Arbeitgeber wichtig, möglichst 
frühzeitig Kenntnis von möglicherweise unangemessenen 
(sexuell bestimmten) Verhaltensweisen von Mitarbeitern 
zu erlangen. Es empfiehlt sich daher, eine entsprechen¬ 
de interne Melde- und Aufklärungsstelle einzurichten, 
denn andernfalls wird der Mitarbeiter über die aus seiner 
Sicht unerwünschte, wenn nicht gar strafbare Handlung 
anderer Mitarbeitern externe Stellen, wie beispielsweise 
Behörden und/oder die Öffentlichkeit informieren oder 
(in der Regel) schweigen. 

Grundsätzlich ist hierbei zu beachten, dass Handlun¬ 
gen von Arbeitnehmern, die nach den Vorschriften des 
Strafgesetzbuches strafbar sind (§§ 174,174a, 174b, 174c ff.; 
sowie insbesondere auch § 179 StGB) auf jeden Fall - mit 
oder ohne Verhaltenskodex - eine grobe Pflichtverletzung 
darstellen und den Arbeitgeber, sobald er Kenntnis hat, 
zum Handeln verpflichten. Anzumerken ist, dass die in 
diesen Begriffsbestimmungen gemeinten sexuellen Hand¬ 
lungen nur dann strafrechtlich verfolgt werden, wenn sie 
im Hinblick auf das Rechtsgut der sexuellen Selbstbestim¬ 
mung von einiger Erheblichkeit sind (§ 184c StGB). Viel 
zitiert wird das Beispiel der flüchtigen oder wenig inten¬ 
siven Berührungen der Brust oberhalb der Kleidung als 
ein Beispiel für Handlungen unterhalb der Strafbarkeits- 
schwelle. 

Daneben gibt es eine Fülle von Handlungen und Ver¬ 
haltensweisen, die unterhalb dieser Strafbarkeitsschwelle 
von Fachleuten als grenzüberschreitend, d. h. die per¬ 
sönliche Integrität von in Institutionen untergebrachten 
Kindern und Jugendlichen missachtend, einzustufen sind. 
Hierzu gehören z. B. nicht medizinisch notwendige Assis¬ 
tenz bei der Körperpflege oder Beobachtungen bei Intim¬ 
vorgängen. 

Um einen möglichst hohen Schutz von Kindern und 
Jugendlichen zu erreichen, sollten die Institutionen für 
Arbeitnehmer die Möglichkeit schaffen, bereits frühzeitig 











33.4 • Abmahnung 


33 


Beobachtungen, die möglicherweise grenzüberschreitend 
oder gar als sexueller Übergriff gewertet werden könn¬ 
ten, zu melden. Hilfreich für die Schaffung eines offenen 
Umgangs ist der sensible, wenn nicht gar anonyme Um¬ 
gang mit dem Whistleblowing-Arbeitnehmern und die 
Einrichtung einer eigenen internen Stelle. In einem oft 
hoch emotionalisierten Bereich wie dem des sexuellen 
Missbrauchs ist grundsätzlich zu beachten, dass bei der 
Erhebung von Hinweisen und Beweisen höchste Sorgfalt 
zu walten hat. Es ist zu empfehlen, Wahrnehmungen - 
d. h. konkrete Beobachtungen und Gehörtes - deutlich 
von Interpretationen und Mutmaßungen zu trennen. Die 
Wahrnehmungen sollten detailgenau beschrieben und 
schriftlich niedergelegt werden, da beim schriftlichen Ab¬ 
fassen Klarheit über das Wahrgenommene entsteht. 

Den so offengelegten Vermutungen sollte möglichst 
umfangreich ohne Vorverurteilung nachgegangen wer¬ 
den, um so entweder den Verdacht auszuräumen oder zu 
entkräften. Sollte es zu einer Entkräftung des Verdachts, 
also einem »Fehlalarm« durch den Whistleblower gekom¬ 
men sein, ist dringend anzuraten, hieraus nicht wiederum 
arbeitsrechtliche Schritte gegen diesen einzuleiten. Das 
System funktioniert nur, wenn die Arbeitnehmer Vertrau¬ 
en in das Beschwerdeverfahren haben und ihrerseits keine 
Befürchtungen hegen müssen, dass im Falle einer Falsch¬ 
meldung rechtliche Schritte gegen sie eingeleitet werden. 

33.4 Abmahnung 


Sofern im bestehenden Arbeitsverhältnis Mitarbeiter mit 
unerwünschten Verhaltensweisen und/oder Verstößen 
gegen vertragliche Pflichten auffallen, sollte der Arbeit¬ 
geber möglichst frühzeitig klarstellen, dass er solche Ver¬ 
haltensweisen nicht duldet; er muss dies rügen (= abmah¬ 
nen). Grundsätzlich muss der Arbeitgeber, bevor er ein¬ 
seitig kündigt, dem Vertragspartner sein vertragswidriges 
Verhalten vor Augen führen und deutlich machen, dass 
die vertragliche Beziehung im Wiederholungsfall beendet 
wird. 

Die Abmahnung soll auf eine ordnungsgemäße und 
vollständige Vertragserfüllung hinwirken und dem 
Arbeitnehmer Gelegenheit geben, sein Verhalten zu än¬ 
dern. Bei verhaltensbedingten Vertragsverstößen, die 
nicht so schwer wiegen, als dass aus ihrem einmaligen 
Vorkommen mit hinreichender Sicherheit eine nachteili¬ 
ge Einschätzung der zukünftigen Entwicklung gewonnen 
werden könnte, ist die Abmahnung zwingend vor Aus¬ 
spruch einer Kündigung erforderlich. Die Kündigung als 
ultima ratio ist nur gerechtfertigt, wenn es keine anderen 
geeigneten milderen Mittel gibt, um die Vertragsstörung 
zukünftig zu beseitigen. Kündigungen dienen nicht als 
Sanktion für vergangenes Fehlverhalten. Vielmehr muss 


eine negative Prognose dahingehend bestehen, der Arbeit¬ 
nehmer werde in Zukunft den Arbeitsvertrag erneut in 
gleicher oder ähnlicher Weise verletzen. Er muss sich als 
»beratungsresistent« erweisen. Grundsätzlich ist die Ab¬ 
mahnung daher bei verhaltensbedingten Kündigungen 
Wirksamkeitsvoraussetzung. Ausnahmsweise ist sie ent¬ 
behrlich, wenn sie nicht Erfolg versprechend ist oder es 
sich um eine schwere Pflichtverletzung handelt, bei der 
dem Arbeitnehmer die Rechtswidrigkeit seines Handels 
ohne Weiteres ebenso erkennbar ist wie der Umstand, dass 
eine Hinnahme seines Verhaltens durch den Arbeitgeber 
offensichtlich ausgeschlossen ist. Dies ist selbstverständ¬ 
lich bei massiven sexuellen Übergriffen bzw. strafbaren 
Handlungen der Fall. 

Eine rechtmäßige Abmahnung muss der Hinweis- 
und Warnfunktion gerecht werden. In der Abmahnung 
hat der Arbeitgeber aufzuzeigen, welches objektiv gege¬ 
bene Fehlverhalten (die subjektive Vorwerfbarkeit ist un¬ 
erheblich) als nicht tragbar angesehen wird, sodass diese 
Verhaltensweise zukünftig abgestellt werden kann. Der 
Betroffene muss der Abmahnung zweifelsfrei entnehmen 
können, was ihm konkret vorgeworfen wird und wie er 
sein Verhalten in Zukunft einzurichten hat. Schlagwor¬ 
te reichen nicht aus. Der Arbeitgeber muss mit anderen 
Worten die gerügten Vorfälle einzeln konkret mit Datum 
und ggf. Uhrzeit schildern. Denn nur so kann sich der Ar¬ 
beitnehmer gegen unberechtigte Vorfälle zur Wehr setzen. 
Außerdem muss der Arbeitgeber deutlich und ernsthaft 
klarmachen, dass bei Nichtänderung bzw. wiederholten 
Vertragsverstößen der Bestand des Arbeitsverhältnisses in 
Gefahr ist, also mit einer Kündigung gerechnet werden 
muss. 

Die Abmahnung bedarf für ihre Wirksamkeit nicht 
der Schriftform; sie ist formfrei. Aus Gründen der Be¬ 
weisführung im Streitfall ist jedoch empfehlenswert, stets 
schriftlich abzumahnen. Abmahnungsberechtigt ist jeder 
Weisungsbefugte (nicht notwendig Kündigungsberechtig¬ 
te). Dies kann neben dem Dienstvorgesetzten auch der 
unmittelbare Fachvorgesetzte sein. 

Bei ungerechtfertigten Abmahnungen, können die be¬ 
troffenen Arbeitnehmer die Entfernung der Abmahnung 
aus der Personalakte verlangen. Die Abmahnung verliert 
damit ihre Wirkung. Der Beseitigungsanspruch besteht, 
wenn die Abmahnung entweder formelle Fehler oder un¬ 
richtige Tatsachenbehauptungen oder eine unzutreffende 
rechtliche Bewertung des vorgeworfenen Verhaltens ent¬ 
hält oder den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verletzt 
oder kein schutzwürdiges Interesse des Arbeitgebers am 
Verbleib in der Personalakte besteht. Die Darlegungs- und 
Beweislast trägt im arbeitsgerichtlichen Prozess der Ar¬ 
beitgeber. Wichtig für die Vertretung von Arbeitnehmern, 
die eine Abmahnung erhalten, ist folgende Überlegung: 
Die Abmahnung muss nicht sofort angegriffen werden, 
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sondern die Unrichtigkeit der Vorwürfe kann noch im 
Kündigungsschutzprozess (inzident) geltend gemacht 
werden. Allein der Ausspruch der Abmahnung und der 
Verbleib in der Personalakte führen nicht zu einer Recht¬ 
mäßigkeit, einem Wirksamwerden der Abmahnung. 
Hinzu kommt, dass Abmahnungen, je nach Schwere des 
vorgeworfenen Pflichtenverstoßes, aufgrund Zeitablaufes 
ihre Wirksamkeit verlieren. Feste »Verfallfristen« beste¬ 
hen zwar nicht, je nach Schwere des Vorwurfs ist wohl eine 
Zeitspanne von zwei bis fünf Jahren anzunehmen. 

Empfehlenswert ist es für den betroffenen Arbeitneh¬ 
mer, eine Gegendarstellung zur Personalakte zu geben. 
Diese muss sachlich sein und sich auf die Punkte beziehen, 
welche Gegenstand der Abmahnung sind. Die Gegendar¬ 
stellung darf erst mit der Abmahnung aus der Personalak¬ 
te entfernt werden. 

33.5 Kündigung 


Ist das Fehlverhalten so gravierend, dass eine Abmahnung 
nicht geeignet bzw. entbehrlich ist, da eine Wiederher¬ 
stellung des Vertrauens nicht zu erwarten ist, oder ist der 
Arbeitnehmer wegen gleichartiger Pflichtverletzungen 
bereits abgemahnt worden und verletzt er seine vertrag¬ 
lichen Pflichten gleichwohl erneut, kann in der Regel an¬ 
genommen werden, es werde auch künftig zu Störungen 
des Arbeitsvertrages kommen. Dem Arbeitgeber bleibt als 
letztes Mittel (ultima ratio) nur die Beendigung des Ver¬ 
tragsverhältnisses durch Ausspruch einer Kündigung. 

Hier ist wiederum zu unterscheiden, ob das Arbeits¬ 
verhältnis mit sofortiger Wirkung (außerordentliche = 
fristlose Kündigung) oder unter Einhaltung der Kündi¬ 
gungsfrist (ordentliche Kündigung) aufgelöst werden soll. 

33.5.1 Außerordentliche Kündigung 
(Tatkündigung) 


Ist dem Arbeitgeber noch nicht einmal ein Abwarten bis 
zum Ablauf der maßgeblichen Kündigungsfrist zumutbar, 
kann er das Vertragsverhältnis außerordentlich, fristlos 
nach § 626 BGB kündigen. Hiernach kann ein Arbeits¬ 
verhältnis von jedem Vertragsteil aus wichtigem Grund 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt wer¬ 
den, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Kün¬ 
digenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein¬ 
zelfalls und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist oder bis zur vereinbarten Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses nicht zugemutet werden kann. 

Die Prüfung, ob im konkreten Streitfall ein wichtiger 
Grund für eine fristlose Kündigung vorliegt, hat nach der 


ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts in 
zwei systematisch zu trennenden Abschnitten zu erfolgen. 
Zunächst ist festzustellen, ob ein bestimmter Sachverhalt 
ohne die besonderen Umstände des Einzelfalls »an sich« 
(= erste Stufe) geeignet ist, einen wichtigen Kündigungs¬ 
grund abzugeben. Dabei genügt allerdings nicht die abs¬ 
trakte Erheblichkeit eines Kündigungssachverhalts zur 
Begründung der Unzumutbarkeit. Vielmehr muss auf der 
ersten Stufe festgestellt werden, ob der an sich zur außeror¬ 
dentlichen Kündigung geeignete Sachverhalt im Streitfall 
zu einer konkreten Beeinträchtigung des Arbeitsverhält¬ 
nisses führt. In der zweiten Stufe ist zu untersuchen, ob 
nach Abwägung aller in Betracht kommenden Interessen 
der Parteien eine Fortführung des Arbeitsverhältnisses 
selbst bis zum Ablauf der Kündigungsfrist unzumutbar ist 
(ständige Rechtsprechung des BAG, vgl. BAG, 07.07.2005, 
Az. 2 AZR 581/04 = AP-Nr 192 zu § 626 BGB). Hier fallen 
unter anderem die Dauer der Betriebszugehörigkeit ins 
Gewicht sowie persönliche Umstände des Gekündigten 
(Alter, Schwerbehinderung, Unterhaltsverpflichtungen). 

Im Rahmen des Arbeitsverhältnisses begangene 
schwere und schuldhafte Vertragspflichtverletzungen 
sind »an sich« geeignet, das Arbeitsverhältnis aus wich¬ 
tigem Grund zu beenden. Zweifellos stellen Handlungen 
von Mitarbeitern gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
von Kindern und Jugendlichen, die nach den Vorschriften 
des Strafgesetzbuches strafbar sind (§§ 174 ff. StGB), eine 
solch erhebliche Pflichtverletzung dar und rechtfertigen 
eine außerordentliche Kündigung. 

Wie bereits ausgeführt, gibt es aber daneben eine Fül¬ 
le von Handlungen und Verhaltensweisen, die unterhalb 
dieser Strafbarkeitsschwelle von Fachleuten als grenzüber¬ 
schreitend, d. h. die persönliche Integrität von Kindern 
und Jugendlichen missachtend, einzustufen sind. Sexuell 
bestimmte Beobachtungen gehören ebenso dazu wie sexu¬ 
elle Anzüglichkeiten und sexuell bestimmte Berührungen. 

Auch solche nachgewiesenen sexuellen Belästigungen 
durch Mitarbeiter können den Ausspruch einer außeror¬ 
dentlichen Kündigung rechtfertigen, sofern aufgrund des 
Umfangs und der Intensität das Verhalten untragbar ist. 
Der Gesetzgeber hat mit der Einführung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) die »Belästigung« de¬ 
finiert (§ 3 Abs. 4 AGG). Nach der Rechtsprechung (auch 
des Bundesarbeitsgerichts) liegt danach eine sexuelle 
Belästigung vor, wenn unerwünschtes sexuell bestimm¬ 
tes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle Hand¬ 
lungen und Aufforderungen, sexuell bestimmte körper¬ 
liche Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie 
unerwünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von 
pornografischen Darstellungen gehören, bezweckt oder 
bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person verletzt 
wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, 
Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder 
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Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 
Auch einmalige sexuell bestimmte Verhaltensweisen kön¬ 
nen den Tatbestand einer sexuellen Belästigung erfüllen 
(BAG 09.06.2011, Az. 2 AZR 323/10 = NZA 2011,1342). 

So hat das LAG Hamm eine Kündigung eines Lehrers 
wegen des Vorwurfs der sexuellen Belästigung für rechts¬ 
wirksam erachtet, der eine Schülerin umarmt und dabei 
geäußert hat: »Und schon lächelst Du wieder!« bzw. »Da 
ist mein Sonnenschein wieder.«, sowie dieselbe Schülerin 
gefragt hat, ob sie noch Jungfrau sei und auf ihre beja¬ 
hende Antwort erwiderte: »Ja, komm schon. Du kannst 
mir ruhig die Wahrheit sagen.« Die körperlichen Berüh¬ 
rungen und/bzw. die Bemerkungen hätten einen sexuellen 
Inhalt, wobei der Kläger in dem von persönlicher Abhän¬ 
gigkeit gekennzeichneten Verhältnis Lehrer/Schülerin ein 
Umfeld geschaffen habe, das sehr leicht zumindest zu Ein¬ 
schüchterungen führen könne (LAG Hamm, 15.12.2011, 
Az. 15 Sa 1236/11). Nach Ansicht des Landesarbeitsgerichts 
Berlin-Brandenburg sei ein Lehrer angesichts des beson¬ 
ders sensiblen Bereiches der sexuellen Selbstbestimmung 
dazu verpflichtet, durch ein angepasstes Verhalten den Ein¬ 
druck einer sexuellen Motivation zu verhindern. Jeglicher 
Anschein sexuell motivierten Verhaltens gegenüber den 
einem Lehrer anvertrauten Kindern müsse zwangsläufig 
Ängste bei den betroffenen Kindern und Eltern her vor ru¬ 
fen, die strikt zu vermeiden seien. Dabei sei insbesondere 
die Intimsphäre der Kinder absolut zu wahren (LArbG 
Berlin-Brandenburg, 20.07.2011, Az. 26 Sa 1269/10). 

Auch das Surfen, Herunterladen, Speichern kin¬ 
derpornografischen Materials auf einem dienstlichen 
PC kann »an sich« eine außerordentliche Kündigung 
rechtfertigen. Denn jede Nutzung des Internets hinter¬ 
lässt eine Spur, sodass es sachkundigen Dritten möglich 
ist, festzustellen, von welchem Internetzugang aus auf 
eine bestimmte Homepage zugegriffen wird bzw. von wo 
aus eine Homepage ins Netz gestellt worden ist. Sowohl 
das Aufrufen bestimmter Homepages wie auch durch 
das Herunterladen entsprechenden Datenmaterials und 
auch insbesondere das Ins-Netz-Stellen einer Homepage 
anstößigen Inhalts sei abstrakt geeignet, das Ansehen des 
Arbeitgebers in der Öffentlichkeit erheblich zu beschädi¬ 
gen, insbesondere wenn die Handlungen am Arbeitsplatz 
offensichtlich jugendgefährdenden Inhalt haben (ArbG 
Frankfurt a.M., 01.07.2002, Az. 15 Sa 2158/02; ArbG Han¬ 
nover, 01.12.2000, Az. 1 Ca 504/00; zu den Grundsätzen bei 
Internetnutzung am Arbeitsplatz BAG, 07.07.2005, Az. 2 
AZR 581/04). 

Hingegen rechtfertigen außerdienstlich begangene 
Pflichtverletzungen bzw. Straftaten nur dann eine au¬ 
ßerordentliche Kündigung, wenn ein Bezug zur dienstli¬ 
chen Tätigkeit gegeben ist. Dies ist der Fall, wenn nega¬ 
tive Auswirkungen auf den Betrieb oder ein Bezug zum 
Arb eit s Verhältnis vorliegen (BAG, 10.09.2009, Az. 2 AZR 


257/08). Das Bundesarbeitsgericht hat dies beim Vorwurf 
des sexuellen Missbrauchs von Kindern eines Kollegen des 
Arbeitnehmers angenommen (BAG, 27.01.2011, Az. 2 AZR 
825/09). Ebenso hat das LAG Hamm grundsätzlich den 
Vorwurf gegen einen Lehrer wegen eines (nicht im Dienst 
begangenen) Vergehens nach §§ 176 Abs. 1, 176 a Abs. 2 
Nr. 1 StGB (schwerer sexueller Missbrauch von Kindern) 
gegenüber einem sieben- bzw. achtjährigen Mädchen als 
generell geeigneten fristlosen Kündigungsgrund angese¬ 
hen (LAG Hamm, 04.07.2011, Az. 11 Sa 758/09, noch nicht 
rechtskräftig, Revision anhängig beim BAG unter dem 
Az. 2 AZR 700/11). Das Landesarbeitsgericht Schleswig 
Holstein hat die außerordentliche Kündigung eines An¬ 
gestellten in einer Behinderteneinrichtung aufgrund Ver¬ 
urteilung wegen Kindesmissbrauchs für wirksam erachtet 
(LAG Schleswig-Holstein, 12.06.2012, Az. 1 Sa 489/11). 

Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen der 
Kündigungsgründe trägt im Kündigungsschutzprozess 
der Arbeitgeber. Dieser trägt auch die Beweislast für die 
Einhaltung der kurzen Frist des § 626 Abs. 2 BGB. Danach 
muss die Kündigung binnen einer Ausschlussfrist von 
zwei Wochen dem Arbeitnehmer zugegangen sein. Diese 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, an dem der Kündigungs¬ 
berechtigte positive, zuverlässige und möglichst vollstän¬ 
dige Kenntnis von den für die Kündigung maßgeblichen 
Tatsachen hat. Hierzu gehören sowohl die für als auch die 
gegen die Kündigung sprechenden Umstände. Solange der 
Kündigungsberechtigte nach pflichtgemäßem Ermessen 
die notwendig erscheinenden Aufklärungsmaßnahmen 
(z. B. persönliche Vernehmung von Belastungszeugen) 
zügig durchführt, ist die Ausschlussfrist gehemmt. 

In der Regel gehört auch die Anhörung des Arbeit¬ 
nehmers zur Aufklärung des Kündigungssachverhalts 
dazu, obwohl dies, abgesehen von der Verdachtskündi¬ 
gung, keine Wirksamkeitsvoraussetzung ist. Regelmäßig 
sollte für die Anhörung nicht mehr als eine Woche zu¬ 
grunde gelegt werden, die aber aus sachlich erheblichen 
Gründen überschritten werden darf. Dabei kann auch 
eine zweite Anhörung angebracht sein. Bei fortgesetztem 
sexuellem Missbrauch beginnt die Frist insgesamt mit Be¬ 
kanntwerden des letzten Vorfalls. Dabei ist zu beachten, 
dass der Bundesgerichtshof den Fortsetzungszusammen¬ 
hang aufgegeben hat und dass die Straftatbestände des se¬ 
xuellen Missbrauchs die Konkretisierung von Einzeltaten 
erforderlich machen. 

Aus der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers resultiert 
nicht nur die sorgfältige, aber auf der anderen Seite mutige 
Aufklärungsverpflichtung, sondern möglicherweise auch 
der Hinweis, dass sich der Arbeitnehmer eines Rechtsbei¬ 
standes bedienen darf. Dies gilt insbesondere für den Fall 
von Anhörungen zu vorgeworfenen Straftaten. 

Während aufseiten des Arbeitgebers das Aufklärungs- 
interesse im Vordergrund steht und er an den Schutz der 
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in der Einrichtung untergebrachten Kinder und Jugend¬ 
lichen zu denken hat, stehen für den Arbeitnehmer exis¬ 
tenzielle Interessen wie sein Aussageverweigerungsrecht 
in einem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren sowie der 
drohende Arbeitsplatzverlust auf dem Spiel. Seine Interes¬ 
sen können möglicherweise nur durch einen Rechtsbei¬ 
stand gewahrt werden. 

Zur Strafanzeige ist der Arbeitgeber selbst nicht ver¬ 
pflichtet; für die Einrichtung gilt ebenso wie für alle an¬ 
deren Bürger § 138 StGB. Der sexuelle Missbrauch zählt 
nicht zu den im Katalog dieser Strafvorschrift genannten 
Straftaten, deren Nichtanzeige strafbar sein kann. Aus ar- 
beitsrechtlicher Sicht sollte eine Strafanzeige nur dann in 
Erwägung gezogen werden, wenn der Schutz der in der 
Einrichtung Untergebrachten auf andere Art und Weise 
nicht sicherzustellen ist. Dies ist jedoch regelmäßig durch 
Freistellung bzw. den Ausspruch einer außerordentlichen 
Kündigung möglich. 

Stellt sich bei den internen Ermittlungen heraus, dass 
auch an früheren Arbeitsstellen möglicherweise Kinder 
und Jugendliche sexuell missbraucht wurden, so über¬ 
steigt die notwendige Ermittlungsarbeit regelmäßig die 
Klärungsmöglichkeiten innerhalb einer Einrichtung. In 
einem solchen Fall kann die Strafanzeigeerstattung an- 
gezeigt sein. Neben einem Hausverbot können konkrete 
Kontakt- und Umgangsverbote mit den Geschädigten 
auf zivilrechtlichem Wege (einstweilige Verfügung wegen 
Unterlassung oder Klage auf Unterlassung) von den Be¬ 
troffenen selbst bzw. der Einrichtung gegenüber den in 
Verdacht stehenden Mitarbeitern in Betracht kommen. 

33.5.2 Verdachtskündigung 


Von der oben dargestellten außerordentlichen Verhaltens- 
bedingten Kündigung, die den Nachweis der Tat erfordert 
(sogenannte Tatkündigung), zu trennen ist das sich für 
den Arbeitgeber anbietende Reaktionsmittel der soge¬ 
nannten Verdachtskündigung. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesar¬ 
beitsgerichts kann nicht nur eine erwiesene Vertragsver¬ 
letzung, sondern auch schon der schwerwiegende Ver¬ 
dacht einer strafbaren Handlung oder einer sonstigen 
Verfehlung einen wichtigen Grund zur außerordentlichen 
Kündigung gegenüber dem verdächtigten Arbeitnehmer 
darstellen. Eine Verdachtskündigung liegt vor, wenn und 
soweit der Arbeitgeber seine Kündigung damit begründet, 
gerade der Verdacht eines (nicht erwiesenen) strafbaren 
bzw. vertragswidrigen Verhaltens habe das für die Fort¬ 
setzung des Arbeitsverhältnisses erforderliche Vertrauen 
zerstört. Der Verdacht einer strafbaren Handlung stellt 
gegenüber dem Vorwurf, der Arbeitnehmer habe die Tat 
begangen, einen eigenständigen Kündigungsgrund dar, 


der in dem Tatvorwurf nicht enthalten ist. Bei der Tat¬ 
kündigung ist für den Kündigungsentschluss maßgebend, 
dass der Arbeitnehmer nach der Überzeugung des Ar¬ 
beitgebers die strafbare Handlung bzw. Pflichtverletzung 
tatsächlich begangen hat und dem Arbeitgeber aus diesem 
Grund die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unzumut¬ 
bar ist. Daher ist auch dann eine Tatkündigung gegeben, 
wenn der Arbeitgeber seine Überzeugung von der Tat 
durch Schlussfolgerungen aus Indizien erlangt hat. Ebenso 
ist ein Wechsel im Rahmen eines Kündigungsschutzpro¬ 
zesses von einer Tat- auf eine Verdachtskündigung nicht 
möglich. Wenn der notwendige Beweis der Straftat bzw. 
des sexuellen Übergriffs im Prozess vom Arbeitgeber nicht 
erbracht werden kann, so ist die Kündigung selbst dann 
nicht gerechtfertigt, wenn das Gericht einen dringenden 
Verdacht annimmt. 

Eine Verdachtskündigung ist gerechtfertigt, wenn sich 
starke Verdachtsmomente auf objektive Tatsachen grün¬ 
den, die Verdachtsmomente geeignet sind, das für die Fort¬ 
setzung des Arbeitsverhältnisses erforderliche Vertrauen 
zu zerstören, und der Arbeitgeber alle zumutbaren An¬ 
strengungen zur Aufklärung des Sachverhalts unternom¬ 
men, insbesondere dem Arbeitnehmer Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben hat (ständige Rechtssprechung 
BAG, beispielsweise 14.09.1994, Az. 2 AZR164/94 - BAGE 
78,18; 06.12.2001, Az. 2 AZR 496/00 = AP BGB § 626 Ver¬ 
dacht strafbarer Handlung Nr. 36 = EzA BGB § 626 Ver¬ 
dacht strafbarer Handlung Nr. 11). 

Der vorherigen Anhörung des Arbeitnehmers kommt 
im Rahmen der Aufklärungspflichten des Arbeitgebers 
eine besondere Bedeutung zu. Anders als bei einem auf¬ 
grund von Tatsachen bewiesenen Sachverhalts besteht 
bei einer Verdachtskündigung immer die Gefahr, dass 
ein »Unschuldiger« betroffen ist. Deshalb ist es gerecht¬ 
fertigt, strenge Anforderungen an sie zu stellen und vom 
Arbeitgeber zu verlangen, alles zu tun, um den Sachverhalt 
aufzuklären. Daher muss der Arbeitnehmer zwingend die 
Möglichkeit erhalten, die Verdachtsgründe zu entkräften 
und Entlastungstatsachen anzuführen. 

Im Rahmen der Anhörung reicht es grundsätzlich 
nicht aus, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer ledig¬ 
lich mit einer unsubstanziierten Wertung konfrontiert, 
also einer nicht durch Tatsachen begründeten Wertung. 
Vielmehr muss sich die Anhörung auf einen konkretisier¬ 
ten Sachverhalt beziehen. Nur dann hat der Arbeitnehmer 
überhaupt die Möglichkeit, sich zum Verdachtsvorwurf 
und den ihn tragenden Verdachtsmomenten substanziiert 
zu äußern. Der Arbeitgeber darf deshalb dem Betroffenen 
keine wesentlichen Erkenntnisse vorenthalten, die er zum 
Anhörungszeitpunkt bereits besitzt. Er muss alle relevan¬ 
ten Umstände angeben, aus denen er den Verdacht ableitet. 
Andernfalls würden die Einlassungs- und Verteidigungs- 
möglichkeiten des Arbeitnehmers unzulässig beschränkt 
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(Rolfs in Beck scher Onlinekommentar, Stand: 01.09.2012, 
§ 1 KSchG, Rdnr. 210 mit weiteren Nachweisen). 

Ausnahmsweise bedarf es einer Anhörung dann nicht, 
wenn der Arbeitnehmer von vornherein nicht bereit war, 
sich auf die gegen ihn erhobenen Vorwürfe einzulassen 
und nach seinen Kräften an der Aufklärung mitzuwirken. 
Erklärt der Arbeitnehmer sogleich, er werde sich zum 
Vorwurf nicht äußern und nennt auch für seine Verwei¬ 
gerung keine relevanten Gründe (z. B. vorheriges Nach¬ 
prüfen von Unterlagen), dann muss der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer im Rahmen seiner Anhörung über die 
Verdachtsmomente nicht näher informieren. Eine solche 
Anhörung des Arbeitnehmers wäre überflüssig, weil sie 
zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Willensbildung 
des Arbeitgebers nicht beitragen kann (BAG 30.04.1987, 
Az. 2 AZR 283/86). 

Auch bei der außerordentlichen Verdachtskündigung 
ist die Zwei-Wochen-Frist des § 626 Abs. 2 BGB zu beach¬ 
ten. Allerdings ist hierbei zu berücksichtigen, dass den Ar¬ 
beitgeber eine umfassende Aufklärungspflicht trifft. In der 
Regel beginnt die Frist erst nach der Anhörung des Arbeit¬ 
nehmers zu den Verdachtsmomenten zu laufen. Veran¬ 
lasst diese Anhörung den Arbeitgeber jedoch zu weiteren 
Untersuchungen, läuft die Frist noch nicht. Ebenso kann 
der Arbeitgeber auch ein strafrechtliches Ermittlungsver¬ 
fahren abwarten und erst nach Kenntniserlangung von 
neuen Umständen die Verdachtskündigung (stets nach 
Anhörung des Arbeitnehmers) aussprechen. 

Die Verdachtskündigung stellt in den hier zu disku¬ 
tierenden Fällen die wichtigste Reaktionsmöglichkeit 
für den Arbeitgeber dar. Sie ist (wie alle Kündigungen) 
keine Strafe, sondern soll einen dringenden Konflikt zwi¬ 
schen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer lösen. Sie 
kommt insbesondere in Arbeitsbereichen in Betracht, die 
eine Vertrauensbasis verlangen. Das Anvertraut-Sein von 
schutzlosen Kindern und Jugendlichen zählt zweifellos 
zu diesen Arbeitsbereichen, in denen eine solche Ver¬ 
trauensbasis in höchstem Grade für die Zusammenarbeit 
verlangt wird. Mit Sicherheit zählt der Verdacht des se¬ 
xuellen Missbrauchs von Abhängigen durch Mitarbeiter 
einer Einrichtung zu den schwerwiegenden Verfehlungen, 
nach denen dem Dienstberechtigten bzw. Arbeitgeber die 
Fortsetzung des Dienstverhältnisses nicht zugemutet wer¬ 
den kann. Auch der Verdacht von Verfehlungen der oben 
dargestellten »an sich« geeigneten Kündigungsgründe ist 
ausreichend. Die Verdachtsmomente müssen allerdings 
so verdichtet sein, dass von einem dringenden Verdacht 
gesprochen wird, der auf objektive Anhaltspunkte gestützt 
werden kann. Es muss eine große Wahrscheinlichkeit für 
die Pflicht Widrigkeit des zu kündigenden Arbeitnehmers 
bestehen. 

Bei einer Verdachtskündigung hat der Arbeitneh¬ 
mer auch noch im Rahmen des arbeitsgerichtlichen 


Kündigungsschutzprozesses bis zum Schluss der letzten 
mündlichen Verhandlung in der Tatsacheninstanz die 
Möglichkeit, die - bezogenen auf den Zugang der Kün¬ 
digung - objektiv bestehenden Verdachtsmomente rück¬ 
wirkend auszuräumen. Er kann also auch erst nach Aus¬ 
spruch der Kündigung zu seinen Gunsten Entlastungstat- 
sachen Vorbringen, auch wenn er diese im Rahmen der 
Anhörung nicht vorgebracht oder sich sogar überhaupt 
nicht geäußert hat. Das Gericht hat dieses Vorbringen, 
soweit es erheblich ist, vollständig aufzuklären. Hingegen 
hat die Einstellung eines gegen den Arbeitnehmer gerich¬ 
teten strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens keine Aus¬ 
wirkungen auf die Wirksamkeit der Kündigung. 

Exkurs: Beweisverwertungsverbot 

In diesem Zusammenhang ist von Interesse, in welchem 
Umfang »heimlich« gewonnene Beweise in einem arbeits¬ 
gerichtlichen Kündigungsschutzprozess verwertet werden 
können. Zu denken ist hierbei insbesondere an die ver¬ 
deckte Videoüberwachung. 

Grundsätzlich kennt die zivilprozessuale Ordnung 
kein »Verwertungsverbot«. Jeden ordnungsgemäß in den 
Prozess eingeführten Sachvortrag muss das Gericht be¬ 
rücksichtigen. Der von den Parteien vorgetragene Tatsa¬ 
chenstoff ist entweder unschlüssig oder unbewiesen, nicht 
aber »unverwertbar«. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
der Sachverhalt unstreitig ist. Das Gericht ist an ein Nicht¬ 
bestreiten - wie an ein Geständnis - grundsätzlich gebun¬ 
den. Es darf für unbestrittene Tatsachen keinen Beweis 
verlangen und erheben. Folglich führt eine auf rechtswid¬ 
rige Weise erlangte Tatsache nicht notwendig zu einem 
Verbot ihrer prozessualen Verwertung. 

Dennoch kann rechtswidriges Verhalten einer Pro¬ 
zesspartei bei der Informationsgewinnung zu einem Ver¬ 
wertungsverbot führen. Das ist der Fall, wenn eine solche 
Sanktion unter Beachtung des Schutzzwecks der verletzten 
Norm zwingend geboten erscheint, da aus dem Rechts¬ 
staatsprinzip die Verpflichtung zu einer fairen Hand¬ 
habung des Prozess- und Beweisrechts folgt (BVerfG, 
13.02.2007, Az. 1 BvR 421/05 = NJW 2007, 753). Eine un¬ 
zulässig erlangte Information ist daher im Einzelfall un- 
verwertbar, wenn mit ihrer gerichtlichen Verwertung ein 
erneuter Eingriff in rechtlich geschützte, hochrangige Po¬ 
sitionen des Arbeitnehmers oder die Perpetuierung (Fort¬ 
setzung) eines solchen Eingriffs verbunden wäre und dies 
auch durch schutzwürdige Interessen der Arbeitgeberseite 
nicht gerechtfertigt werden könnte (BAG, 13.12.2007, Az. 
2 AZR 537/06 = NZA 2008, 1008; 16.12.2010, Az. 2 AZR 
485/08 = NZA 2011, 571). 

Das durch Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 
Grundgesetz gewährleistete, auch im Privatrechtsverkehr 
und insbesondere im ArbeitsVerhältnis zu beachtende 
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ist - auch in seiner Ausprägung als Recht am eigenen 
Bild - nicht schrankenlos gewährleistet. Eingriffe kön¬ 
nen durch Wahrnehmung überwiegend schutzwürdiger 
Interessen des Arbeitgebers gerechtfertigt sein. Bei einer 
Kollision des allgemeinen Persönlichkeitsrechts mit den 
Interessen des Arbeitgebers ist durch eine Güterabwägung 
im Einzelfall zu ermitteln, ob dieses den Vorrang verdient 
(BAG, 21.06.2012, Az. 2 AZR 153/11 = NZA 2012,1025 mit 
weiteren Nachweisen). 

Danach ist die heimliche Videoüberwachung eines 
Arbeitnehmers zulässig, wenn der konkrete Verdacht 
einer strafbaren Handlung oder einer anderen schweren 
Verfehlung besteht, weniger einschneidende Mittel zur 
Aufklärung des Verdachts ergebnislos ausgeschöpft sind, 
die verdeckte Videoüberwachung damit praktisch das ein¬ 
zig verbleibende Mittel darstellt und sie insgesamt nicht 
unverhältnismäßig ist. Der Verdacht muss in Bezug auf 
eine konkrete strafbare Handlung oder andere schwere 
Verfehlung gegen einen zumindest räumlich und funktio¬ 
nal abgrenzbaren Kreis von Arbeitnehmern bestehen. Er 
darf sich nicht auf die allgemeine Mutmaßung beschrän¬ 
ken, es könnten Straftaten begangen werden, er muss sich 
jedoch nicht notwendig nur gegen einen einzelnen, be¬ 
stimmten Arbeitnehmer richten (BAG 27.03.2003, Az. 2 
AZR 51/02). Auch im Hinblick auf die Möglichkeit einer 
weiteren Einschränkung des Kreises der Verdächtigen 
müssen weniger einschneidende Mittel als eine verdeck¬ 
te Videoüberwachung zuvor ausgeschöpft worden sein. 
Liegen diese Voraussetzungen vor, ist eine heimliche Vi¬ 
deoüberwachung, begrenzt auf den zur Aufdeckung am 
geeignetsten Bereich, zulässig und prozessual vollumfäng- 
lich verwertbar. 

33 . 5.3 Freistellung/Suspendierung 


Sofern gegen Mitarbeiter Verdachtsmomente bekannt 
werden, die aber zunächst noch näher aufgeklärt werden 
sollen, stellt sich für die Arbeitgeberseite die Frage, ob 
eine Freistellung (auch unter dem Stichwort Suspendie¬ 
rung bekannt) des Betroffenen in Betracht kommt. Die 
Freistellung bewirkt eine (einseitige oder beiderseitige) 
Suspendierung der arbeitsvertraglichen Hauptleistungs- 
pflicht(en) - mit der Folge, dass der Arbeitnehmer von der 
Arbeitspflicht befreit wird. Arbeitsvertraglich bestehende 
Nebenverpflichtungen bleiben hingegen bestehen. 

Zu beachten ist hierbei, dass der Arbeitnehmer in 
einem bestehenden Arbeitsverhältnis nicht nur verpflich¬ 
tet ist zu arbeiten. Er hat auch das Recht, vertragsgemäß 
beschäftigt zu werden. Dies folgt letztlich aus dem Arbeits¬ 
vertrag und dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des 
Art. 2 Grundgesetz. Folglich ist eine einseitig erklärte Frei¬ 
stellung durch den Arbeitgeber rechtlich schwer möglich. 


Praktisch ausgeschlossen ist eine Freistellung unter 
Fortfall der Vergütung (beiderseitige Suspendierung der 
Hauptleistungspflichten). Zwar bliebe das Arbeitsverhält¬ 
nis in einem solchen Fall bestehen, jedoch wären die Aus¬ 
wirkungen für den Arbeitnehmer durchaus weitreichen¬ 
der. Der Arbeitgeber würde allein über Ende und Beginn 
der Freistellung bestimmen. Der Mitarbeiter hingegen 
könnte nicht disponieren, da er bei erklärtem Widerruf 
jederzeit einsatzbereit sein müsste. 

In der Praxis daher bedeutsamer ist die Freistellungs¬ 
erklärung durch den Arbeitgeber unter Fortzahlung der 
Vergütung (einseitige Suspendierung). Grundsätzlich 
ist aber auch hier der Beschäftigungsanspruch des Arbeit¬ 
nehmers zu beachten. Nur wenn ein überwiegendes Inte¬ 
resse des Arbeitgebers an der Nichtbeschäffigung ange¬ 
nommen werden kann, ist eine einseitige Entbindung von 
der Arbeitspflicht denkbar. Dies kann z. B. bei erheblichen 
Verdachtsmomenten oder einem gravierenden Fehlver¬ 
halten des Arbeitnehmers vorhegen. 

Aus diesem Grund ist auch eine im Arbeitsvertrag ent¬ 
haltene Freistellungsklausel möglicherweise unzulässig. 
Eine allgemeine, nicht näher konkretisierte und insge¬ 
samt voraussetzungslose Freistellungsmöglichkeit des Ar¬ 
beitgebers hält einer Inhaltskontrolle nach §§ 305 ff. BGB 
nicht Stand. 

33 . 5.4 Ordentliche Kündigung 


Nur zur Klarstellung sei darauf hingewiesen, dass dem 
Arbeitgeber als Reaktionsmöglichkeit auch die ordent¬ 
liche, also unter Einhaltung der maßgeblichen Kündi¬ 
gungsfrist, verhaltensbedingte Kündigung zur Verfügung 
steht. Sofern das Kündigungsschutzgesetz auf das Arbeits¬ 
verhältnis aufgrund der Betriebszugehörigkeit (länger als 
sechs Monate) und der Betriebsgröße nach § 23 KSchG 
anwendbar ist, bedarf die ordentliche Kündigung einer 
sozialen Rechtfertigung im Sinne des § 1 KSchG. In so¬ 
genannten Kleinbetrieben ist eine ordentliche Kündigung 
grundsätzlich ohne Grund zulässig. 

Nach § 1 Abs. 2 KSchG ist eine Kündigung aus ver¬ 
haltensbedingten Gründen sozial gerechtfertigt, wenn 
der Arbeitnehmer mit dem ihm vorgeworfenen Verhalten 
eine Vertragspflicht schuldhaft verletzt, das Arbeitsver¬ 
hältnis konkret beeinträchtigt wird, eine dem Arbeitgeber 
zumutbare Möglichkeit einer anderen Beschäftigung nicht 
besteht und die Beendigung des Arbeitsverhältnisses in 
Abwägung der Interessen beider Vertragsteile billigens- 
wert und angemessen erscheint (BAG, 12.01.2006, Az. 2 
AZR 21/05 = DB 2006,1566). 

Zweifellos stellen alle oben als »an sich« geeigneten 
außerordentlichen Kündigungsgründe im Sinne des § 626 
BGB einschließlich der Verdachtskündigung auch solche 
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für die ordentliche Kündigung ausreichenden Gründe dar. 
Sofern die vorzunehmende Interessenabwägung (zweite 
Stufe) jedoch nicht dazu führt, dass eine Fortsetzung des 
Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 
unzumutbar ist, bleibt als milderes Mittel »nur« die or¬ 
dentliche Kündigung. 

33.6 Zeugnis 


Abschließend sei auf die im Rahmen der Abwicklung 
eines Arbeitsverhältnisses geschuldete Verpflichtung zur 
Erteilung eines Zeugnisses und einige Besonderheiten bei 
der Abfassung von Arbeitszeugnissen in dem hier inte¬ 
ressierenden Bereich hingewiesen. Nach § 109 GewO ist 
der Arbeitgeber bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
verpflichtet, ein Zeugnis zu erteilen. Dem Arbeitnehmer 
steht hierbei ein Wahlrecht zwischen einem einfachen und 
einem qualifizierten Zeugnis zu. Das einfache Zeugnis gibt 
Art und Dauer der Beschäftigung wieder. Das qualifizierte 
Zeugnis enthält darüber hinaus Angaben zu Leistung und 
Verhalten des Arbeitnehmers im Arbeitsverhältnis. 

Ist ein qualifiziertes Zeugnis zu erteilen (was die Regel 
sein dürfte), ist der Grundsatz der Wahrheitspflicht, aber 
auch der wohlwollenden Zeugniserteilung zu beachten. Es 
soll einerseits dem Arbeitnehmer als Unterlage für eine 
neue Bewerbung dienen. Seine Belange sind gefährdet, 
wenn er unterbewertet wird. Andererseits soll das Zeugnis 
der Unterrichtung eines Dritten dienen, der die Einstel¬ 
lung des Arbeitnehmers in Erwägung zieht; dessen Belan¬ 
ge sind gefährdet, wenn der Arbeitnehmer überbewertet 
wird. Aus dem notwendigen Ausgleich dieser widerstrei¬ 
tenden Interessen ergibt sich als oberster Grundsatz der 
Zeugniserteilung die Zeugniswahrheit (BAG, 23.06.1960, 
Az. 5 AZR 560/08 = AP § 73 HGB Nr. 1). Das Zeugnis muss 
alle wesentlichen Tatsachen und Bewertungen enthalten, 
die für die Beurteilung und für einen zukünftigen Arbeit¬ 
geber von Interesse sind. Einmalige Vorfälle oder Umstän¬ 
de, die für den Arbeitnehmer, sein Verhalten und seine 
Leistung nicht charakteristisch sind - seien sie vorteilhaft 
oder nachteilig - gehören nicht in das Zeugnis. Dem Ar¬ 
beitgeber steht ein Beurteilungsspielraum zu. Maßstab ist 
der eines wohlwollenden verständigen Arbeitgebers, der 
seiner Bewertung Tatsachen zugrunde legt, nicht Vermu¬ 
tungen oder Verdächtigungen. 

Straftaten sind dann in ein Zeugnis aufzunehmen, 
wenn sie einen konkreten Bezug zum Arbeitsverhältnis 
haben. So hat das Bundesarbeitsgericht entschieden, dass 
ein Hinweis bei der Beurteilung eines Heimleiters wegen 
des Verdachts »unsittlicher Handlungen« in das Zeugnis 
aufzunehmen ist (BAG, 05.08.1976, Az. 3 AZR 491/75 = 
BB 1977). 


Wegen der Warnfunktion für zukünftige Arbeitgeber 
ist auch ein zum Zeitpunkt der Zeugniserteilung anhängi¬ 
ges Ermittlungsverfahren aufzunehmen. Allerdings darf 
der Hinweis grundsätzlich nur erfolgen, wenn die Straftat 
nachgewiesen ist, entweder durch gerichtliche Entschei¬ 
dung, durch nachweisbare eindeutige Fakten oder durch 
ein Geständnis (Huber 2000, S. 31). Nach Ansicht des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf gehört ein auf Veran¬ 
lassung des Arbeitgebers gegen den Arbeitnehmer einge¬ 
leitetes Ermittlungsverfahren nicht in das Zeugnis. Sollte 
der Arbeitnehmer verurteilt werden, hat der Arbeitgeber 
Anspruch auf Herausgabe des alten Zeugnisses Zug um 
Zug (umgehend) gegen Erteilung eines neuen Zeugnisses 
(LAG Düsseldorf, 03.05.2005, Az. 3 Sa 359/05 = DB 2005, 
1799). 

Vor der off in der Praxis anzutreffenden Vorgehens¬ 
weise, im Rahmen von Aufhebungsverträgen ein »zu« 
wohlwollende Zeugnis zuzusichern, sei gewarnt: Der Ar¬ 
beitgeber, der im Zeugnis wissentlich unwahre Angaben 
gemacht hat und billigend die Möglichkeit schädlicher 
Folgen in Kauf nimmt, macht sich gegenüber einem neuen 
Arbeitgeber schadenersatzpflichtig, wenn der Arbeitneh¬ 
mer erneut straffällig werden sollte. Der Hinweis auf eine 
nachgewiesene Straftat gehört daher in das Zeugnis. 
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34.1 Einleitung 


I— Definition - 

Prävention bezeichnet organisierte Anstrengungen, 
um sexuelle Übergriffe gegen Kinder und Jugend¬ 
liche unwahrscheinlicherzu machen. 


Diese Definition beinhaltet mehrere Elemente: Zunächst 
ist von »organisierten Anstrengungen« die Rede, um 
das Feld auf arbeitsteilige oder jedenfalls geplante Bemü¬ 
hungen zu begrenzen, die sich ausdrücklich der Verhin¬ 
derung von sexuellen Übergriffen gegen Kinder widmen. 
Eine Diskussion von gesellschaftlichen Veränderungen 
oder häufigen Entwicklungsprozessen in Organisationen, 
die unbeabsichtigt oder unspezifisch einen günstigen oder 
ungünstigen Einfluss ausüben könnten, würde den hier 
gesetzten Rahmen sprengen. Prävention wird weiterhin 
zunächst einmal an die gute Absicht, nicht an die tatsächli¬ 
che Wirkung gekoppelt. Dies entspricht insofern dem For¬ 
schungsstand im Feld, als bislang nur sehr wenige Unter¬ 
suchungen tatsächliche Zusammenhänge zwischen Prä¬ 
ventionsmaßnahmen und Veränderungen in der Häufig¬ 
keit von sexuellem Missbrauch prüfen konnten (Kindler u. 
Schmidt-Ndasi 2011). Diesem Mangel wird auch dadurch 
Rechnung getragen, dass ein Risikokontinuum zugrunde 
gelegt wird, d. h., Präventionsstrategien werden hier be¬ 
reits dann als erfolgreich beurteilt, wenn sie belegbar Ri¬ 
sikofaktoren für sexuelle Übergriffe abbauen oder Schutz¬ 
faktoren aufbauen können. Zuletzt liegt der Schwerpunkt 
der Literatur zwar auf der Prävention von sexuellem Miss¬ 
brauch, verstanden als sexuelle Gewalt von Erwachsenen 
bzw. deutlich älteren Personen gegen Kinder. Um aber der 
aktuellen Ausweitung der Diskussion auf sexuelle Grenz¬ 
verletzungen unter Kindern bzw. Jugendlichen Rechnung 
zu tragen, werden unter dem Oberbegriff des »sexuellen 
Übergriffs« auch diese Bereiche einbezogen. 

Präventionskonzepte gegen sexuellen Missbrauch 
können nach verschiedenen Kriterien untergliedert wer¬ 
den. Eine mögliche Einteilung nach Caplan (1961) unter¬ 
scheidet primärpräventive und sekundärpräventive An¬ 
gebote. Primärpräventive Ansätze sollen verhindern, dass 
Kinder erstmals Opfer sexueller Übergriffe werden. Se¬ 
kundärpräventive Angebote zielen dagegen vor allem dar¬ 
auf ab, laufende sexuelle Übergriffe möglichst rasch zu be¬ 
enden. Insbesondere Medienkampagnen, die sich an Kin¬ 
der und Jugendliche wenden und über Hilfemöglichkeiten 
im Fall erlebter Übergriffe informieren, haben einen eher 
sekundärpräventiven Charakter (z. B. die von der Bun¬ 
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung durchgeführ¬ 
te Kampagne »Trau Dich!«: ► http://www.multiplikatoren. 
trau-dich.de/). Angebote, die eine direkte pädagogische 


Arbeit mit Kindern, Eltern oder Fachkräften beinhalten, 
mischen dagegen meist beide Ansätze. Zwar hegt der 
Schwerpunkt in der Regel darauf, über sexuelle Übergriffe 
und vorbeugendes Schutzhandeln zu informieren (Pri¬ 
märprävention), zugleich werden überwiegend jedoch 
auch Möglichkeiten der Hilfesuche bei erlebten Über¬ 
griffen besprochen (Sekundärprävention). Tatsächlich 
ermutigen primärpräventive Angebote in Schulen nicht 
selten auch bereits betroffene Kinder, sich zu öffnen und 
ihre Situation mitzuteilen (Barron u. Topping 2010). Der 
Vollständigkeit halber soll an dieser Stelle auch das Kon¬ 
zept tertiärpräventiver Angebote angesprochen werden: 
Diese Angebote zielen darauf ab, Folgeschäden sexueller 
Übergriffe und erneute sexuelle Übergriffe zu verhindern. 

Eine andere Einteilung, die auf einen Bericht des US- 
amerikanischen Institute of Medicine (1994) zurückgeht, 
unterscheidet universelle und selektive Präventionsan¬ 
gebote. Letztere wenden sich an Gruppen mit einem er¬ 
höhten Risiko, sexuelle Übergriffe im Kindesalter zu erle¬ 
ben oder sexuelle Gewalt gegen Kinder auszuüben. Nach 
gegenwärtigem Kenntnisstand wären beispielsweise Kin¬ 
der mit Behinderungen oder Vorerfahrungen von (emoti¬ 
onaler) Vernachlässigung mögliche Zielgruppen für selek¬ 
tive Präventionsmaßnahmen gegen sexuellen Missbrauch, 
da beide Gruppen überdurchschnittlich häufig Opfer von 
entsprechenden Übergriffen werden (Jones et al. 2012; Pi- 
anta et al. 1989). Universelle Präventionsstrategien neh¬ 
men hingegen keine Unterscheidung nach Risiko vor und 
richten sich beispielsweise an alle Eltern oder alle Kinder 
einer bestimmten Altersstufe an einer allgemeinbildenden 
Schule. 

Am häufigsten werden Ansätze der Prävention von 
sexuellem Missbrauch jedoch nach Adressaten einge¬ 
teilt, sodass beispielsweise überwiegend kindbezogene 
Ansätze von solchen unterschieden werden, die sich vor 
allem an Eltern bzw. Fachkräfte richten. Hinzu kommen 
Angebote für potenzielle Täter. Die Darstellung in diesem 
Grundlagentext folgt der Einteilung nach Adressaten, wo¬ 
bei Konzepte, die auf die Verhinderung von Übergriffen 
in Einrichtungen abzielen, zusammen mit Angeboten für 
Fachkräfte erörtert werden. 

Weiterführende Übersichtsarbeiten, die zur Vertiefung herangezo¬ 
gen werden können, wurden international u. a. von Smallbone et al. 
(2008), Finkelhor (2009) und Wurtele (2009) vorgelegt. An deutsch¬ 
sprachigen Texten kann auf Arbeiten von Braun (2005), Damrow 
(2006) sowie Kindler u. Schmidt-Ndasi (2011) zurückgegriffen werden. 


34.2 Kindzentrierte Angebote 


Als kindzentriert können Präventionsangebote gefasst 
werden, die Kinder direkt ansprechen, also beispiels¬ 
weise Bücher für oder Veranstaltungen mit Kindern. 
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Sinnvollerweise zählen auch Fortbildungen, die Fachkräf¬ 
te für eine solche Präventionsarbeit mit Kindern schulen, 
zu diesem Bereich. Eine Durchsicht der Ergebnisse einer 
systematischen Recherche zu praxisbezogenen Projek¬ 
ten und Materialien zur Prävention von sexuellem Miss¬ 
brauch im deutschsprachigen Raum (Kapella et al. 2010) 
deutet darauf hin, dass die Mehrzahl aller Angebote zu 
den kindzentrierten Ansätzen zählt. Zwei Strömungen 
können hierbei unterschieden werden: 

Gefahrenthematisierende Ansätze, für die kenn¬ 
zeichnend ist, dass sie Kinder über das Vorkommen 
sexueller Gewalt, mögliche Gefahrensituationen 
sowie Formen von Schutz- und Abwehrverhalten 
informieren. Regelmäßig werden Kinder zudem er¬ 
mutigt, sich nach erlebten sexuellen Übergriffen einer 
erwachsenen Bezugsperson anzuvertSrauen. 

— Bestärkende Ansätze, die sich dadurch auszeich¬ 
nen, dass sie Kinder in ihrem Selbstvertrauen, im 
Bewusstsein ihrer Rechte, im positiven Erleben ihres 
Körpers und in ihrer Sprachfähigkeit im Hinblick auf 
Sexualität und Körper fördern und stärken wollen 
(sogenanntes »Empowerment«). 

Beide Grundkonzeptionen können sich ergänzen, und 
viele Materialien oder Programme vereinen beide Strö¬ 
mungen. Werden beispielsweise in einem Konzept unspe¬ 
zifische Übungen zur Schulung der Körperwahrnehmung 
mit einem Austausch über angenehme oder unangenehme 
Berührungen verknüpft und darauf aufbauend sexuali- 
sierte Grenzverletzungen und Möglichkeiten der Gegen¬ 
wehr bzw. Hilfesuche besprochen (z. B. Karnatz 2009), so 
verbindet dies beide Ansätze. Es gibt aber auch Angebote, 
bei denen der Schwerpunkt recht eng darauf liegt, Gefah¬ 
rensituationen und ihre Vermeidung mit Kindern zu be¬ 
sprechen. Beispielsweise trifft dies teilweise auf schulische 
Präventionsanstrengungen im Rahmen der Lehrpläne zu 
(Hilgers 2004). Auf der anderen Seite gibt es auch die Vor¬ 
stellung, sexuellen Übergriffen könne allein durch eine 
unspezifische Stärkung von Kindern vorgebeugt werden, 
ohne dass das belastende Thema sexueller Gewalt gegen¬ 
über Kindern (und Eltern) zur Sprache gebracht werden 
müsste. 

34 . 2.1 Arbeitsmethoden und Inhalte 


In der Präventionsarbeit mit Kindern werden vielfältige 
Arbeitsmethoden eingesetzt und teilweise zu Program¬ 
men, d. h. geplanten Kombinationen mehrerer Methoden 
und Arbeitsschritte, vereint. Neben Übungen und Spielen 
in Verbindung mit Gruppen- oder Unterrichtsgesprächen, 
werden methodisch vielfach Medien wie Bildergeschich¬ 
ten, Filme oder Theaterstücke genutzt, um beispielsweise 


die Anbahnung und unter Umständen auch die Folgen 
von Missbrauchssituationen erfahrbar zu machen sowie 
Möglichkeiten der Vorbeugung, Gegenwehr und Hilfesu¬ 
che zu veranschaulichen (z. B. Krähe u. Knappert 2009). 
Einige Programme beinhalten zudem praktische Übungs¬ 
einheiten zur Selbstverteidigung (z. B. Sachs 2008). Selten 
erprobt wurde bislang der Einsatz von Freiwilligen aus 
Betroffenenorganisationen, um mit Kindern über sexuelle 
Gewalt zu sprechen (für ein Beispiel aus Großbritannien 
siehe Barron u. Topping 2011). 

Ein umfassendes Methodenhandbuch für die Prä¬ 
ventionsarbeit mit verschiedenen Gruppen von Kindern 
gibt es nicht. Ebenso fehlt eine aktuelle Übersicht und 
vergleichende Analyse kindzentrierter Programme gegen 
sexuellen Missbrauch in Deutschland. Jedoch hat Miriam 
Damrow (2006, S. 87 ff.) vor einigen Jahren sieben Pro¬ 
gramme für Kinder verschiedener Altersgruppen verglei¬ 
chend analysiert und einige typische inhaltliche Elemen¬ 
te herausgearbeitet. Eine große Rolle spielt demnach die 
Thematisierung des Selbstbestimmungsrechts über den ei¬ 
genen Körper, die Unterscheidung verschiedener Formen 
von Berührungen und die Ermutigung, eigenen Gefühlen 
und Intuitionen zu vertrauen. Ein zweiter Themenkom¬ 
plex kreist um den klugen Gebrauch der Möglichkeiten 
von Kindern in Situationen von alltäglichen und nicht 
alltäglichen Übergriffen Ablehnung deutlich zu machen 
(Nein-Sagen), sich zu wehren oder wegzulaufen. Ein drit¬ 
ter inhaltlicher Bereich betrifft die Ermutigung, erfahrene 
Übergriffe Vertrauenspersonen mitzuteilen und sich da¬ 
bei nicht durch Drohungen oder Aufforderungen zur Ge¬ 
heimhaltung (schlechte Geheimnisse) abhalten zu lassen. 
Schließlich enthalten viele Präventionsprogramme noch 
die Botschaft, dass Kinder, die sexuelle Übergriffe erleben, 
hierfür niemals die Verantwortung tragen. 

Jenseits solcher Gemeinsamkeiten bestehen zwischen 
Präventionsprogrammen auch Unterschiede. Diese be¬ 
treffen unter anderem die Frage des tendenziellen Aus- 
blendens oder regelhaften Einbezugs von Informationen 
über Sexualität und der Vermittlung von Wörtern für 
Genitalien und sexuelle Handlungen. Unterschiede beste¬ 
hen weiterhin im Ausmaß, in dem Brückenschläge in den 
Alltag von Kindern versucht und alltägliche Grenzverlet¬ 
zungen durch Eltern oder Fachkräfte thematisiert werden, 
ebenso im Grad der Inklusion verschiedener Gruppen von 
Kindern in Beispielen und eingesetzten Materialien. Eine 
Bandbreite verschiedener Möglichkeiten zeigt sich auch 
im Hinblick darauf, wie genau erklärt wird, was sexueller 
Missbrauch überhaupt ist, inwieweit Täter ausdifferenziert 
und welche Vorgehensweisen von Tätern beschrieben 
werden. Zwar besteht weitgehend Konsens darüber, dass 
es nicht ausreicht, nur von Fremdtätern, die Kinder zu 
sich ins Auto locken wollen, zu sprechen und sexuellen 
Missbrauch als bedrohlich zu charakterisieren, ansonsten 
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aber nicht zu erklären. Auf der anderen Seite ergeben sich 
aus dem eingeschränkten Vorverständnis von Sexualität 
in verschiedenen Altersgruppen, den Bedenken von El¬ 
tern, der Notwendigkeit, negative Effekte von Präventi¬ 
onsangeboten (z. B. Angst, übermäßiges Misstrauen) zu 
verhindern, und der kaum darstellbaren realen Vielfalt 
in Missbrauchsinteraktionen (z. B. Krischer 2002) Ein¬ 
schränkungen, die einer umfassenden und genauen In¬ 
formation entgegenstehen und die berücksichtigt werden 
müssen. Schließlich unterscheiden sich Präventionspro¬ 
gramme darin, inwieweit sie es als integralen Bestandteil 
ansehen, dass die anbietenden Fachkräfte und Instituti¬ 
onen auf Kinder vorbereitet sind, die sexuelle Übergriffe 
erfahren haben und sich unter dem Eindruck des Präven¬ 
tionsangebotes einer Fachkraft anvertrauen. 

34 . 2.2 Wirkung kindzentrierter 
Präventionskonzepte 


Bezüglich ihrer Wirkung wurden bislang vor allem hyb¬ 
ride Präventionskonzepte untersucht, die gefahrenthema¬ 
tisierende und zugleich Kinder bestärkende Elemente be¬ 
inhalten. Unter anderem wurde dabei geprüft, inwieweit 
durch die (in der Regel sehr vorsichtige) Thematisierung 
von sexueller Gewalt bei Kindern emotionale Belastungs- 
reaktionen, sozialer Rückzug oder ein erhöhtes Maß an so¬ 
zialem Misstrauen ausgelöst wurden. Befragungsstudien 
mit Kindern und Eltern deuten übereinstimmend darauf 
hin, dass solche Informationen Kinder zwar beschäftigen 
und emotional bewegen, aber nur selten intensiver be¬ 
unruhigen. Vorübergehende Belastungsreaktionen nach 
der Teilnahme an einem Präventionsprogramm wurden 
beispielsweise in einer repräsentativen Befragung von 
Kindern und Eltern in den USA von 8% der Befragten an¬ 
gegeben (Finkelhor u. Dziuba-Leatherman 1995), in einer 
anderen Studie von 2% (Tutty 1997). Die Mehrheit bislang 
befragter Kinder berichtet dagegen von einem insgesamt 
gestärkten Sicherheitsgefühl nach Präventionsangeboten 
(Finkelhor u. Dziuba-Leatherman 1995; Tutty 1997). 

Sehr gut belegt ist darüber hinaus, dass Kinder Präven¬ 
tionsbotschaften aufnehmen (für aktuelle Übersichts¬ 
arbeiten siehe Zwi et al. 2009; Topping u. Barron 2009), 
also nach Präventionsveranstaltungen mehr über sexuellen 
Missbrauch, Gefahrensituationen und Schutzverhalten wis¬ 
sen und positivere Einstellungen gegenüber empfohlenen 
Verhaltensweisen (z. B. Vertrauenspersonen einschalten) 
nennen. Eine Metaanalyse (Davis u. Gidycz 2000), also eine 
Auswertung der vorliegenden Evaluationen, hat allerdings 
gezeigt, dass die Lernprozesse von Kindern mit davon ab- 
hängen, wie Präventionsangebote gestaltet werden: Längere 
Maßnahmen und vor allem Angebote, bei denen sich Kin¬ 
der aktiv beteiligen konnten, hatten die deutlichsten Effekte. 


Einige Studien haben sich auch mit Auswirkungen 
auf das tatsächliche Verhalten von Kindern beschäftigt. 
In Simulationsstudien (die so mittlerweile aus ethischen 
Gründen kaum noch wiederholt werden könnten) zeigten 
sich nach Präventionsprogrammen bei Kindern Verhal¬ 
tensänderungen in bestimmten simulierten Risikositua¬ 
tionen (z. B. Kind wird von einem fremden Erwachsenen 
aufgefordert, ihm zu folgen). In zwei großen Befragungs¬ 
studien wurden zudem junge Erwachsene nach Präven¬ 
tionsangeboten in ihrer Kindheit und nach tatsächlich er¬ 
lebter sexueller Gewalt befragt. In beiden Untersuchungen 
vertrauten sich Personen, die an einem Präventionspro¬ 
gramm teilgenommen hatten, häufiger einer Vertrauens - 
person an, wenn sie tatsächlich sexuelle Gewalt erleben 
mussten. In einer Studie schilderten in der Befragung zu¬ 
dem junge Erwachsene, die in ihrer Kindheit an einem 
Präventionsangeboten teilgenommen hatten, seltener spä¬ 
ter erlebte sexuelle Gewalt als junge Erwachsene, die nicht 
an Präventionsangeboten teilgenommen hatten (Gibson 
u. Leitenberg 2000). In einer anderen Studie (Finkelhor 
et al. 1995a, b) fand sich zwischen beiden Gruppen dies¬ 
bezüglich kein Unterschied. Keine Studie konnte bislang 
belegen, dass es Kindern nach der Teilnahme an einem 
Präventionsangebot vergleichsweise häufiger gelingt, sich 
gegen einen versuchten sexuellen Übergriff zu wehren. 

Ohne die positiven Effekte einer Präventionsarbeit mit 
Kindern abschwächen zu wollen, besteht in der Literatur 
doch weitgehend Einigkeit hinsichtlich ihrer Grenzen 
(z. B. Bange 2002; Finkelhor 2009; Kindler u. Schmidt- 
Ndasi 2011). Diese Grenzen ergeben sich aus Machtun¬ 
gleichgewichten zwischen Kindern und Erwachsenen 
(z. B. im Hinblick auf Stärke und Situationskontrolle), der 
unüberschaubaren Vielfalt von Wegen zu und Formen von 
sexuellen Übergriffen und der Unmöglichkeit, alle Kinder 
gleichermaßen mit Präventionsangeboten zu erreichen. 

Q Es scheint deshalb weitgehend unstrittig, dass 
Präventionsangebote für Kinder erwachsene Be¬ 
treuungspersonen nicht aus ihrer Verantwortung 
für den Schutz von Kindern vor sexueller Gewalt 
entlassen und Kombinationen mit anderen Zu¬ 
gängen zur Prävention notwendig sind. 


Evaluationen von Präventionsangeboten gegen 
sexuellen Missbrauch in Deutschland 
»Am Ende der Angst« 

Autoren: Kreft et al. (2011) 

Präventionskonzept:Theaterstück mit Rollenspielen 
und Workshops zu sexueller Gewalt unter Jugend¬ 
lichen 

Zielgruppe: 13-17 Jahre, Jungen und Mädchen 
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Evaluationsdesign: Prä-Post-Vergleich mit Kontroll- 
gruppe, n = 502 

Ergebnisse: positive Bewertung des Stücks durch 
Jugendliche, schwache Effekte auf Stereotypen 
sexueller Gewalt, Mädchen nehmen vermittelte Ver¬ 
haltensempfehlungen eher positiv auf, bei Jungen 
teilweise Reaktanz 

»(K)ein Kinderspiel« 

Autoren: Krähe u. Knappert (2009) 

Präventionskonzept: Theaterstück mit Beteiligung der 
Kinder im Publikum, begleitende Workshops für Lehr¬ 
kräfte und Eltern 

Zielgruppe: 6-9 Jahre, Jungen und Mädchen 
Evaluationsdesign: Prä-Post-Vergleich mit Kontroll- 
gruppe, n = 148 

Ergebnisse: starke positive Effekte auf das Wissen von 
Kindern über Risikosituationen, Selbstschutz und 
Hilfesuche 

»Was Mir Mut Macht!« 

Autoren: Sachs (2008) 

Präventionskonzept: feministisch ausgerichtete 
Selbstbehauptungs- und Selbstverteidigungsgruppe 
Zielgruppe: 7-15 Jahre, Mädchen 
Evaluationsdesign: Prä-Post-Vergleich ohne Kontroll- 
gruppe 

Ergebnisse: positive Effekte auf Wissen um Selbst¬ 
schutzregeln, Rechte von Kindern, Bedeutung von 
Körpersprache sowie selbst angegebene Stärkung des 
Selbstvertrauens 

»Mein Körper gehört mir« 

Autoren: Bowi und Kruse (2007) 

Präventionskonzept: Theaterstück mit begleitenden 
Vorträgen bzw. Gesprächsrunden für Lehrkräfte und 
Eltern 

Zielgruppe: Kinder im Grundschulalter und ihre Eltern 
Evaluationsdesign: Prä-Post-Vergleich bei Kindern mit 
Kontrollgruppe, Nachbefragung von Lehrkräften und 
Eltern (n = 886 Kinder, 56 Lehrkräfte und 491 Eltern) 
Ergebnisse: positive Effekte bei Kindern bezüglich 
Wissen über sexuellen Missbrauch, angegebenem 
Vertrauen in eigene Gefühle und Bereitschaft, Hilfe 
zu holen, positive Bewertung durch Lehrkräfte und 
Eltern 

Workshops 

Autoren: Knappe u. Selg (1993) 

Präventionskonzept: zwei Workshops mit Kindern plus 
drei Elternabende 

Zielgruppe: Kinder im Grundschulalter und ihre Eltern 


Evaluationsdesign: halbstandardisierte Prä-Post-Be- 
fragung einer kleinen Gruppe von Kindern und Eltern 
(n=20) 

Ergebnisse: Von Kindern wurden insbesondere die 
Teile des Programms, in denen sie aktiv sein konnten, 
positiv bewertet. Eltern fühlten sich nach dem Ange¬ 
bot subjektiv sicherer. 

Gruppenprogramm 

Autoren: Eck u. Lohaus (1993) 

Intervention: Gruppenprogramm über fünf Vormittage 
Zielgruppe: Kindergartenkinder 
Evaluationsdesign: Prä-Post-Vergleich mit Kontroll¬ 
gruppe (n = 80) 

Ergebnisse: positive Veränderungen beim Erkennen 
verschiedener Gefühle und Arten von Berührung, 
Wissenszuwachs im Hinblick auf Abwehrverhalten 
und Hilfesuche 


34 . 2.3 Überblick und Verbreitung von 
Materialien und 
Fortbildungsangeboten 


Fachkräfte, die Präventionsarbeit mit Kindern betreiben 
wollen, können auf eine Reihe von Materialien und Fort¬ 
bildungsangebote zurückgreifen, die teilweise spezifisch 
auf bestimmte Institutionen (z. B. Schulen) ausgerichtet 
sind. Eine Analyse des Fortbildungsmarktes zur Präven¬ 
tion von sexuellem Missbrauch wurde von Liebhardt et al. 
(2012) vorgenommen. Mittels Internetrecherche wurden 
mehr als 200 Fort- und Weiterbildungsangebote recher¬ 
chiert. Es zeigte sich, dass diese Angebote mehrheitlich 
von Fachberatungsstellen und Schulbehörden getragen 
wurden und meist aus ein- bis zweitägigen Seminaren be¬ 
standen. Ein zentraler Katalog von Fortbildungsangebo¬ 
ten oder gar eine Bewertung von deren Qualität existiert 
nicht. Ein Verzeichnis von 18 Beratungsstellen, die sich 
bundesweit von 2010 bis 2014 am Modellprojekt der »Fort¬ 
bildungsoffensive« zur Verhinderung sexueller Gewalt be¬ 
teiligt haben, findet sich auf der Homepage der »Deutschen 
Gesellschaft für Prävention und Intervention bei Kindes¬ 
misshandlung und -Vernachlässigung e.V.« (► http://www. 
dgfpi.de/). Eine internetbasierte Weiterbildung wurde im 
deutschsprachigen Raum bislang nur mit einem Online- 
kurs am Universitätsklinikum Ulm entwickelt (► http:// 
missbrauch.elearning-kinderschutz.de/). International exis¬ 
tieren allerdings bereits erste Evaluationen, die zeigen, 
dass In-persona-Fortbildungen und E-Learning-Ange- 
bote jeweils eigene Vorteile aufweisen (Rheingold et al. 
2012). Unterstützende Materialien liegen in Form von 
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Kinderbüchern (z. B. Enders et al. 1997; Enders u. Wol¬ 
ters 2011) oder als Zusammenstellung von thematischen 
Übungen und Arbeitsmaterialien für Kindergärten (z. B. 
Braun u. Keller 2008), Grundschulen (z. B. Strohhalm e.Y. 
2006) und die Sekundärstufe (z. B. Delphendahl u. Zeiher 
2012) vor. Übersichten verfügbarer Veröffentlichungen 
in Form von kommentierten Literaturlisten finden sich 
etwa beim Forschungstransferprojekt »Kinderschutz¬ 
portal« der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 
(► http://www.schulische-praevention.de/). Spezialbiblio¬ 
theken, die ein Durchblättern und den direkten Vergleich 
von Materialien erlauben, finden sich nur örtlich (z. B. 
► http://www.amyna.de/). Relativ selten finden sich in der 
Literatur bislang auch praktische Erfahrungsberichte von 
Fachkräften aus der Präventionsarbeit mit Kindern gegen 
sexuelle Übergriffe (z. B. Herschelmann 2009). 

Über die Verbreitung von Präventionsangeboten in 
verschiedenen Arten von Institutionen für Kinder ist in 
Deutschland bislang wenig bekannt. Hauptsächlich für den 
Bereich der Schulen, denen in einer Bevölkerungsumfrage 
(forsa 2013) an zweiter Stelle (nach den Eltern) Verantwor¬ 
tung für Präventionsanstrengungen zugeschrieben wurde, 
liegen repräsentative Zahlen zur Verbreitung von kindzen¬ 
trierten Präventionsangeboten vor (Helming et al. 2011). 
In einer für Deutschland (außer Bayern) repräsentativen 
Befragung von Schulleitungen berichteten 36% der Schu¬ 
len von Veranstaltungen für Kinder zum Thema sexueller 
Missbrauch. An 28% der Schulen wurden Selbstverteidi¬ 
gungskurse angeboten und 21% der Schulen nahmen für 
sich in Anspruch, über ein sexualpädagogisches Konzept 
mit präventiven Elementen zu verfügen. Ähnlich war die 
Situation in stationären Einrichtungen der Jugendhilfe 
und in Internaten. Obwohl die Zahlen keinen Rückschluss 
auf die Qualität der Angebote erlauben, macht allein der 
Umstand, dass ungefähr die Hälfte der Schulen, Internate 
und Heime von keinen Präventionsangeboten berichten 
konnte, einen Ausbaubedarf in Deutschland sichtbar. 

34.3 Angebote für Eltern 


Bezüglich der Grundlagen solcher Angebote ist darauf 
hinzuweisen, dass eine deutliche Mehrzahl der Eltern 
nach deutschen (Knappe 1995; Nonhoff u. Orth 2009) wie 
internationalen Untersuchungen (für eine Forschungs¬ 
übersicht siehe Kindler 2012) mit ihren Kindern über 
sexuellen Missbrauch spricht. Internationale Befunde 
deuten dabei darauf hin, dass eine erste Thematisierung 
mittlerweile häufig im Kindergartenalter erfolgt, früher 
eher während der Grundschulzeit. Soweit aus kleineren 
qualitativen Studien bekannt, nutzen Eltern hierfür über¬ 
wiegend alltägliche Gesprächsanlässe (z. B. Fragen von 
Kindern: »Mama, was ist ein Kinderschänder?«; Buskotte 


2001). Viele Eltern scheinen ihren Kindern eine Trias an 
Verhaltensweisen vermitteln zu wollen, die im Englischen 
bündig als: »No, go, teil!« (Nein-Sagen, Weggehen, Erzäh¬ 
len) zusammengefasst wird. Genauere Untersuchungen zu 
Gesprächsabläufen und -inhalten stehen aus. Neben dem 
Gespräch mit ihren Kindern sehen Eltern in der Regel 
auch ein angemessenes Ausmaß an Beaufsichtigung und 
Kontrolle des Aufenthaltsortes bzw. der Kontakte des Kin¬ 
des als präventiv wirkend an. Hinzu kommen allgemeine¬ 
re Erziehungsziele, wie etwa die Förderung von Selbstver¬ 
trauen und Selbstbestimmung, die - im Unterschied zum 
zunehmend weniger akzeptierten Erziehungsziel »Ge¬ 
horsam« - in den letzten Jahrzehnten mehrheitlich Zu¬ 
stimmung erfahren (Nave-Herz 2012) und die unter einer 
Bestärkungsperspektive ebenfalls einen Beitrag zur Prä¬ 
vention leisten können. Jedoch ist wenig darüber bekannt, 
wie sich gewandelte Erziehungsziele auf Ausschnitte des 
Erziehungsalltags mit möglicherweise besonderer Bedeu¬ 
tung für die Prävention von sexuellem Missbrauch aus¬ 
wirken (z. B. die Wahrung von Körper- und Schamgren¬ 
zen von Kindern in der Familie). Die bisherige Forschung 
zum Umgang von Eltern mit der Thematik der Prävention 
von sexuellem Missbrauch wird von einem Fokus auf den 
Mainstream der Eltern dominiert. Für die Konzeption 
universeller Präventionsangebote kann dies auch sinnvoll 
sein. Differenzielle Fragen haben dagegen, mit der Aus¬ 
nahme von kulturellen Unterschieden (Djafarzadeh 2012; 
Fontes u. Plummer 2012), noch kaum Beachtung erfahren. 
Entsprechend wenig ist bekannt über gesprächsabstinente 
Eltern, die sexuellen Missbrauch mit ihren Kindern nicht 
thematisieren, sowie Eltern mit schwach ausgeprägtem 
oder aber überzogenem Schutzverhalten, obwohl vor 
allem die letzte Gruppe von Eltern, die von außen nicht 
mehr nachvollziehbare Befürchtungen aufbauen, ihr 
Kind könne sexuell missbraucht werden, und die deshalb 
Schutzverhalten initiieren (z. B. Umgangskontakte mit 
dem Ex-Partner einseitig aussetzen), Beratungsstellen und 
Gerichte häufig beschäftigt (Kindler 2012). 

Werden in einem nächsten Schritt der Entwicklung 
von universellen Präventionsangeboten für Eltern Pro¬ 
bleme und Unsicherheiten betrachtet, die viele Eltern 
beschäftigen und die daher Ansatzpunkte für Unterstüt¬ 
zung sein können, so zeigen sich mindestens fünf Themen 
(Kindler 2012; Walsh u. Brandon 2012): 

™ Viele Eltern wissen, dass sexueller Missbrauch über¬ 
wiegend im sozialen Nahfeld geschieht. Zugleich 
fällt es ihnen aber unter Umständen schwer, sich 
vorzustellen, dass dies auch für ihr soziales Nahfeld 
gilt bzw. sie sind unsicher, wie sie diesen Punkt an- 
sprechen können, ohne ihre Kinder übermäßig zu 
verunsichern. 

— Ein zweites Problem betrifft die Frage, wie kon¬ 
kret Eltern ihren Kindern erklären sollen, was bei 
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sexuellen Übergriffen geschieht. Auf der einen Seite 
leuchtet es vielen Eltern ein, dass Kinder, die nicht 
wissen, was sexueller Missbrauch ist, auch kaum ver¬ 
stehen können, warum ihre Eltern mit ihnen darüber 
sprechen wollen. Auf der anderen Seite fürchten El¬ 
tern, dass zu genaue Schilderungen ihre Kinder ver¬ 
ängstigen oder überfordern könnten. 

™ Viele Eltern sind unsicher, wie sie präventionsrele¬ 
vante Erziehungsziele wie etwa die Förderung von 
Selbstvertrauen, Selbstbestimmung und einem posi¬ 
tiven Verhältnis zum eigenen Körper in ihren Erzie¬ 
hungsalltag einbringen können. 

— Ähnlichen Unsicherheiten sehen sich Eltern bei der 
Frage ausgesetzt, wie viel Schutz bzw. Beaufsichtigung 
und wie viel Freiraum ihre Kinder benötigen. 

— Schließlich verstehen sich Eltern ganz überwiegend 
als natürliche Ansprechpersonen für ihre Kinder, 
sodass sie zunächst davon ausgehen, dass ihre Kinder 
ihnen von erlebten sexuellen Übergriffen erzählen 
würden. Die Konfrontation mit Befunden, wonach 
Kinder dies zu einem erheblichen Anteil nicht, zu¬ 
mindest nicht zeitnah nach erlebten Übergriffen, tun 
(Lyon 2007), wirft für viele Eltern Fragen auf, wie sie 
die Vertrauensbeziehung zu ihren Kindern stärken 
können. 

Werden diese Fragen aufgegriffen und - jenseits der Ver¬ 
mittlung von Grundinformationen zu sexuellen Über¬ 
griffen, die regelmäßig Bestandteil von Fortbildungen für 
Eltern sein sollten - behandelt, so gibt es keine einfachen 
Antworten. Vielmehr stehen bei der Gestaltung von An¬ 
geboten der Austausch und das gemeinsame Abwägen 
verschiedener Lösungsansätze im Vordergrund. Entspre¬ 
chend betonen die »Empfehlungen für Qualitätskriterien 
in der Präventionsarbeit im Bereich der sexualisierten 
Gewalt an Mädchen und Jungen« (Bundesverein zur Prä¬ 
vention von sexuellem Missbrauch 2003) für Elternbil¬ 
dungsangebote die Notwendigkeit, Eltern, getragen von 
einer wertschätzenden Haltung, miteinander und mit den 
Fachkräften ins Gespräch zu bringen. Inhaltlich können 
Fachkräfte dabei Vorschläge aus der Präventionsarbeit 
einbringen (z. B. bei Kindern im Kindergartenalter se¬ 
xuellen Missbrauch als unangenehme Berührungen im 
Intimbereich zu erklären) oder auf relevante Forschungs¬ 
ergebnisse verweisen (z. B. zur Bedeutung des Respekts 
vor Körper- und Schamgrenzen von Kindern in der Fami¬ 
lie für deren spätere Fähigkeit, kompetent mit eigenen und 
Grenzen anderer umzugehen; Sroufe et al. 1993). Etwas ge¬ 
ringer ist der Anspruch häufig bei Veranstaltungen für El¬ 
tern, die vorbereitend oder begleitend zu kindzentrierten 
Präventionsmaßnahmen angeboten werden. Hier steht 
unter Umständen die Information der Eltern über Inhalte 
der Maßnahme, die Beantwortung von Fragen und die Er¬ 


mutigung der Eltern zum Gespräch mit dem Kind über die 
vermittelten Präventionsbotschaften im Mittelpunkt. Für 
die Elternarbeit existieren im deutschsprachigen Raum 
bislang eher wenige öffentlich zugängliche Materialien 
und ausgearbeitete Konzepte. Vereinzelt wurden jedoch 
Vorschläge für den Aufbau von Elternabenden veröffent¬ 
licht (Knappe u. Selg 1993) oder es werden Fortbildungen 
speziell zur Elternarbeit angeboten (z. B. bei ► http://www. 
amyna.de/). Zudem wurde vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) eine kos¬ 
tenlose und in mehreren Sprachen verfügbare Broschüre 
für Eltern zur Prävention von sexuellem Missbrauch vor¬ 
gelegt (BMFSFJ 2012), die in die Elternarbeit einbezogen 
werden kann. 

Nach bislang vorliegenden Studien beteiligen sich 
bei Elternangeboten in Kindergärten und Schulen im 
Durchschnitt ein Fünftel bis ein Drittel der Eltern. Bei 
intensiver Werbung, günstigen Zeiten der Veranstaltun¬ 
gen und mehreren Möglichkeiten zur Teilnahme wurden 
wiederholt auch etwas höhere Teilnahmequoten berich¬ 
tet. Hinsichtlich der Wirkung beschreiben teilnehmende 
Eltern im Mittel einen Zuwachs an Handlungssicherheit 
und Motivation, mit den eigenen Kindern über sexuel¬ 
le Gewalt zu sprechen. Tatsächlich fanden vier von fünf 
hierzu vorliegenden Studien nach einer Elternbildungs¬ 
maßnahme eine intensivere Kommunikation zu diesem 
Thema in der Familie (Kindler u. Schmidt-Ndasi 2011, S. 
48). Bislang nicht untersucht wurde allerdings, welche 
Präventionsbotschaften bei Kindern - vermittelt über die 
Eltern - ankommen. 

34.4 Angebote für potenzielle Täter und 
Dunkelfeldtäter 


In Deutschland existieren seit einigen Jahren mehrere 
Stellen außerhalb des Strafrechtssystems, die Erwach¬ 
senen mit sexuellem Interesse an Kindern oder Jugend¬ 
lichen auf der Basis von Freiwilligkeit Beratung und The¬ 
rapie anbieten. Damit soll diese Gruppe von Erwachse¬ 
nen darin unterstützt werden, keine (weiteren) sexuellen 
Übergriffe zu begehen. Ein Netzwerk solcher Beratungs¬ 
stellen ist unter der Internetadresse ► https://www.kein- 
taeter-werden.de/ zu erreichen. Hinzu kommen einige 
weitere Beratungsstellen außerhalb dieses Netzwerkes, 
die ebenfalls außerhalb von Strafverfahren, wenn auch in 
der Zusammenarbeit mit anderen Hilfeinstitutionen (z. B. 
Jugendamt) und unter Erarbeitung von Sicherheitsplänen 
für bedrohte Kinder im Umfeld des Täters, ambulante 
Therapiegruppen für Missbrauchstäter durchführen (z. B. 
Kirchmann u. Kindler, in Vorb.). 

Die bislang aus diesen Projekten vorliegenden Befun¬ 
de zeigen, dass es eine Gruppe gefährdeter Personen gibt, 
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die aktuell keine Strafverfolgung erleben (»Dunkelfeld¬ 
täter«), aber trotzdem aktiv daran arbeiten wollen, keine 
(weiteren) sexuellen Übergriffe zu begehen (Neutze et al. 
2012). Erste Befunde deuten zudem darauf hin, dass aus 
der Forschung mit verurteilten Sexualstraff ätern bekannte 
Risikofaktoren für Rückfälle im Verlauf ambulanter The¬ 
rapien bei einem Teil der Dunkelfeldklienten verringert 
werden können (z. B. Kirchmann u. Kindler, in Vorb.). In¬ 
wieweit in der Folge tatsächlich seltener direkte oder indi¬ 
rekte (Konsum von Kinderpornografie) sexuelle Übergrif¬ 
fe gegen Minderjährige verübt werden, steht noch nicht 
fest. Keine Studie hat bislang Beratungs- oder Therapieef¬ 
fekte für Gruppen von erwachsenen Personen berichtet, 
die sich zwar durch Kinder oder Jugendliche sexuell ange¬ 
zogen fühlen, bislang aber keine direkten oder indirekten 
Übergriffe begangen haben (»potenzielle Täter«). 

34.5 Angebote für Fachkräfte und gesamte 
Einrichtungen 


Angebote für Fachkräfte legen teilweise den Schwerpunkt 
auf die Befähigung zur Gestaltung von Präventionsan¬ 
geboten mit Kindern. Werden externe Stellen mit der 
Durchführung von Präventionsveranstaltungen beauf¬ 
tragt, kann es sein, dass Workshops für Kita-Fachkräfte 
oder Lehrkräfte vor allem der Information über das An¬ 
gebot und der Besprechung von Reaktionen auf mögliche 
Nachfragen von Kindern dienen. Darüber hinaus finden 
sich in Angeboten für Fachkräfte häufig zwei weitere spe¬ 
zifische Schwerpunkte: 

™ Der Umgang mit Verdachtsfällen auf sexuelle Über¬ 
griffe 

— Die strukturelle Prävention aller Formen sexueller 
Gewalt in der Einrichtung 

Ziel von Fortbildungen zum Umgang mit Verdachtsfäl¬ 
len ist die Qualifizierung der Fähigkeit von Fachkräften 
zu einem Schutzhandeln für anvertraute Kinder sowie die 
Stärkung ihrer Bereitschaft zur Wahrnehmung dieser Auf¬ 
gabe bei Bedarf, aber auch die Vermeidung von überschie¬ 
ßenden Handlungen. Vielfach wird versucht, diese Ziele 
über eine Erläuterung und Konkretisierung der gesetzli¬ 
chen Anforderungen für die Einrichtung und die Fachkräf¬ 
te zu erreichen (z. B. Was sind gewichtige Anhaltspunkte 
für einen sexuellen Missbrauch? Welche Klärungsschritte 
können mit Unterstützung durch eine insoweit erfahrene 
Fachkraft in der Einrichtung gegangen werden? Ab wann 
ist eine Hinzuziehung des Jugendamtes sinnvoll? Unter 
welchen Umständen ist eine Strafanzeige sinnvoll und zu¬ 
lässig?). Häufig werden zudem konkrete Situationen (z. B. 
Kind äußert sich spontan über Missbrauchserlebnisse) so¬ 
wie die Begleitung und Kontaktgestaltung zu betroffenen 


Kindern während einer Klärungsphase auf Fortbildungen 
besprochen. In welchem Ausmaß Fachkräfte in verschie¬ 
denen Fortbildungen ähnliche oder unterschiedliche In¬ 
formationen und Empfehlungen zum Umgang mit Ver¬ 
dachtsfällen erhalten, ist bislang nicht untersucht. Eine 
Orientierung zu den wichtigsten inhaltlichen Fragen 
gibt Unterstaller (2006). Zumindest für eines der Fort¬ 
bildungsziele, nämlich die Stärkung der Handlungsbereit¬ 
schaft von Fachkräften, gibt es positive empirische Hin¬ 
weise. So fanden beispielsweise Helming et al. (2011), dass 
Schulen und stationäre Einrichtungen der Jugendhilfe, in 
denen das Kollegium bzw. Team Fortbildung zum Thema 
sexueller Missbrauch in Anspruch genommen hatte, mehr 
Fälle möglicher sexueller Übergriffe berichteten, in denen 
sie tätig geworden waren. Da die Anzahl der im Nach¬ 
hinein als unbegründet eingestuften Fälle nicht erhöht 
war, scheint ein Hysterie-Effekt infolge der Schulungen 
unwahrscheinlich. Keine Befunde gibt es allerdings dazu, 
ob die Qualität des Schutzhandelns durch Fortbildungen 
tatsächlich erhöht wird. Eine Lücke in der veröffentlichten 
Literatur und damit vermutlich auch bei Fortbildungen 
scheint bezüglich des Problems ungeklärt bleibender Ver¬ 
dachtsfälle zu bestehen. Besonders schwierig können sol¬ 
che Fälle unter anderem dann werden, wenn sich ein nicht 
zu klärender Verdacht gegen einen Mitarbeiter bzw. eine 
Mitarbeiterin der Einrichtung gerichtet hat. 

Mit der fachlichen und späteren medialen Thematisie- 
rung von sexuellen Übergriffen gegen Kinder und Jugend¬ 
liche in Schulen, Einrichtungen oder während organisier¬ 
ter Aktivitäten sind verstärkt Formen der Prävention in 
die Diskussion geraten, die als »strukturell« (Unterstaller 
u. Härtl 2003) oder »situational« (Smallbone et al. 2008) 
bezeichnet werden. Hierbei geht es darum, Gelegenheits¬ 
strukturen in Einrichtungen oder Organisationen insge¬ 
samt so zu verändern, dass potenzielle Täter/Täterinnen 
nicht angezogen oder ermutigt werden, Übergriffe er¬ 
schwert werden und Gelegenheiten zu Aufdeckung und 
Hilfesuche ebenso gefördert werden wie die Selbstschutz¬ 
fähigkeiten von Kindern bzw. Jugendlichen. Mit dem 
Schritt zu einrichtungs-, institutions- oder organisations¬ 
weiten Präventionskonzepten ist in doppelter Hinsicht 
eine Veränderung der Sichtweise auf sexuelle Übergriffe 
verbunden: 

— Die Fokussierung auf sexuellen Missbrauch durch Er¬ 
wachsene im familiären Umfeld oder im öffentlichen 
Raum wird erweitert, und zwar um den Blick auf 
sexuelle Übergriffe unter Kindern bzw. Jugendlichen 
(Allroggen et al. 2011) sowie sexuelle Gewalt in insti¬ 
tutioneilen Kontexten (Helming et al. 2011). 

— Die Perspektive auf eine durch Machtungleichge¬ 
wichte charakterisierte Täter-Opfer-Beziehung wird 
durch den Einbezug von Institutionen ergänzt, die 
das Geschehen durch ihr Handeln oder Nichthandeln 
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zwangsläufig beeinflussen. Wolff (2013) spricht bei¬ 
spielsweise von einer unvermeidlichen Täter-Opfer- 
Institutionen-Dynamik (► Kap. 29 »Sexueller Miss¬ 
brauch in Institutionen«). 

Im Hintergrund struktureller Präventionsansätze steht 
die Hypothese, dass es einen Unterschied macht, inwie¬ 
weit sich Institutionen und die in ihnen tätigen Fachkräf¬ 
te mit dem Thema der Prävention von sexueller Gewalt 
auseinandersetzen und inwieweit eine Organisation hier¬ 
für Anstrengungen auf sich nimmt. Diese Hypothese ist 
insofern plausibel, als in einem verwandten Forschungs¬ 
feld mittels sogenannter Mehrebenenanalysen empiri¬ 
sche Zusammenhänge zwischen relevanten Merkmalen 
von Schulen (z. B. Regeln gegen Gewalt, Bereitschaft der 
Lehrkräfte zum Eingreifen) und der von Schülern berich¬ 
teten Häufigkeit von körperlicher Gewalt bzw. Bullying 
hergestellt werden konnten (Pozzoli et al. 2012, Richard 
et al. 2012, Saarento et al. 2013). Tatsächliche Belege in 
Form vergleichbarer empirischer Befunde gibt es für den 
Bereich sexueller Gewalt bislang jedoch nicht. Hier do¬ 
minieren bislang nachträgliche Analysen zu bekannt ge¬ 
wordenen Fällen sexueller Gewalt in Institutionen (für 
eine vergleichende Analyse mehrerer Fallbeispiele siehe 
Erooga 2012). Aufgrund der schwachen Erkenntnisbasis 
können Vorschläge für präventiv wirkende Vorkehrun¬ 
gen oder die (Um-)Gestaltung institutioneller Kultur 
derzeit nicht mehr als Plausibilität für sich in Anspruch 
nehmen. Deegener (2013) hat es unternommen, veröf¬ 
fentlichte Empfehlungen für institutionenbezogene Kon¬ 
zepte zur Verhinderung von sexuellen Übergriffen ver¬ 
gleichend auszuwerten. Sechs mögliche Bausteine eines 
einrichtungsweiten Präventionskonzeptes können daraus 
abgeleitet werden. 

Präventionskonzepte an Institutionen 

— Schaffung von Beschwerdemöglichkeiten und 
Beschwerdewegen für betreute Kinder bzw. Ju¬ 
gendliche 

— Dienstanweisungen und Regeln, die Fachkräften 
im Hinblick auf den Umgang mit Sexualität und 
Nähe Orientierung bieten 

— Stellenwert der Präventionsthematik bei Personal¬ 
auswahl und -entwicklung 
— Durchdachte Ablaufpläne für den Umgang mit 
Verdachtsfällen 

— Aus- und Fortbildung zu sexueller Gewalt für 
Fachkräfte und Beschäftigte, Präventionsangebo¬ 
te für Kinder und Jugendliche 
— Qualitätsmanagement, um das Präventionskon¬ 
zept immer wieder mit Leben zu füllen 


Mehrfach wurden zudem Brücken zum weiter gefassten 
pädagogischen Alltag geschlagen. Beispielsweise hat Sie- 
lert (2013) den positiven Wert eines sexualpädagogischen 
Konzeptes betont und davor gewarnt, die Prävention 
sexueller Gewalt in pädagogischen Einrichtungen dürfe 
nicht mit der Prävention von Sexualität in der Einrichtung 
verwechselt werden. Unterstaller u. Härtl (2003) gehen auf 
die Bedeutung der Reflexion des alltäglichen Umgangs mit 
Grenzen, Selbstbestimmung und Scham von Kindern bzw. 
Jugendlichen ein. In Anlehnung an Pianta (1999) kann 
hinzugefügt werden, die Bereitschaft von Kindern, sich 
Fachkräften anzuvertrauen, könne nicht verordnet oder 
über die Bestimmung einer Ansprechperson geschaffen 
werden. Vielmehr müsse Vertrauen erworben werden, 
wobei sich empirisch die alltägliche Feinfühligkeit der 
Fachkräfte gegenüber emotionalen Belastungen von Kin¬ 
dern in Kita und Schule als entscheidend erwiesen hat. 

Für institutionenweite Präventionskonzepte liegen 
eine Reihe von Praxishandbüchern (Enders 2012; Eroo¬ 
ga 2012) sowie ausgearbeitete Fortbildungskonzeptionen 
(z. B. für den stationären Jugendhilfebereich; Johnson 
1997) vor. Viele Fachberatungsstellen begleiten Einrich¬ 
tungen bei der Entwicklung eines Präventionskonzeptes. 
In welchem Umfang einrichtungsweite Präventionskon¬ 
zepte in verschiedenen Arten von Institutionen, die mit 
Kindern arbeiten, derzeit bereits vorliegen, ist schwer ab¬ 
zuschätzen. In einer vom »Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs« (UBSKM) initi¬ 
ierten Befragung berichteten 24% der stationären Einrich¬ 
tungen der Jugendhilfe, 11% der Kindertagesstätten, 19% 
der Internate, 10% der Schulen und 4% der Sportvereine 
über ein umfassendes Präventionskonzept zu verfügen 
(UBSKM 2013). Allerdings ist aufgrund geringer Teilnah¬ 
mequoten bei der Befragung mit einer positiven Verzer¬ 
rung der Ergebnisse zu rechnen. Zumindest innerhalb der 
Jugendhilfe dürften entsprechende Konzepte aufgrund der 
Verpflichtung zur Qualitätsentwicklung nach § 79a SGB 
VIII und der klaren Aufforderung, dabei auch Regelungen 
zum Schutz von Kindern in der Einrichtung einzubezie¬ 
hen, in den nächsten Jahren weitere Verbreitung erfahren. 
Zudem erfährt die Forderung nach umfassenden Präven¬ 
tionskonzepten für Einrichtungen Unterstützung durch 
eine 2013 gestartete Kampagne des UBSKM (► http:// 
www.kein-raum-fuer-missbrauch.de/). 
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Präventionsarbeit mit Kindern, Eltern, potenziellen Tä¬ 
tern/Täterinnen, Fachkräften und Einrichtungen ge¬ 
schieht nicht im luftleeren Raum, sondern in einer Ge¬ 
sellschaft, deren Regeln und Strukturen auf das Auftreten 
und den Umgang mit sexueller Gewalt gegen Kinder und 
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Jugendliche Einfluss nehmen. Von verschiedenen Au¬ 
torinnen und Autoren wurde daher die Idee entwickelt, 
dass Präventionsmaßnahmen gegen sexuelle Übergriffe 
an Kindern von einer Einbettung in eine gesellschaftliche 
Gesamtstrategie gegen sexuelle Gewalt profitieren könn¬ 
ten. Verschiedene Elemente einer solchen Gesamtstrate¬ 
gie wurden vorgeschlagen, unter anderem Kampagnen 
zur Aufklärung der Öffentlichkeit und der Mobilisierung 
von Unterstützung, qualifizierte Hilfsangebote für Opfer 
sowie Kinder und Jugendliche mit sexuell aggressiven 
Verhaltensweisen, effektive Strafverfolgung mit Anreizen 
für die Teilnahme an evidenzbasierten Therapien sowie 
Gesetze zum Ausschluss einschlägig verurteilter Personen 
von Tätigkeiten mit potenziellen Opfern. In der Literatur 
werden solche Konzepte etwa als »Spektrum-Ansatz der 
Prävention«, »ökologische Prävention« oder »multifakto¬ 
rielle Prävention« bezeichnet (z. B. Lyles et al. 2009; Kenny 
u. Wurtele 2012). 
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35.1 Einleitung 

35 . 1.1 Definition und Begriffsklärung 


Zunächst werden relevante Begriffe definiert, die mit der 
Disziplin Sexualpädagogik verknüpft sind. 

— Definition - 

Der Begriff Sexualpädagogik benennt eine wis- 
senschaftliche Teildisziplin der Pädagogik, die sich 
sowohl mit der sexuellen Sozialisation von Menschen 
(»Sexualisation«) als auch mit der intentionalen er¬ 
zieherischen Einflussnahme auf die Sexualität von 
Menschen befasst. 


Da sich Pädagogik in einem neueren Verständnis nicht 
mehr nur auf Kinder und Jugendliche beschränkt und Se¬ 
xualität in allen Lebensphasen des Menschen eine Rolle 
spielt, hat sich auch der Begriff sexuelle Bildung etabliert, 
der eindeutiger auch Erwachsene adressiert, die »Selbst¬ 
tätigkeit« des Lernens betont und sexuelles Leben als Bil¬ 
dungsprozess definiert (Schmidt u. Sielert 2008, S. 12): 

» Sexualität ist für uns Menschen ein Leben lang Thema, 
und als sexuelles Wesen lernen wir alle ein Leben lang. « 

— Definition - 

Sexualerziehung als Praxis meint die kontinuier¬ 
liche, intendierte Einflussnahme auf die Entwicklung 
sexueller Motivationen, Ausdrucks- und Verhaltens¬ 
formen sowie die Auseinandersetzung mit Einstel- 
lungs- und Sinnaspekten der Sexualität von Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen. 


Sexualerziehung versucht demnach absichtsvoll Lernpro¬ 
zesse zu initiieren und zu begleiten, während sexuelle So¬ 
zialisation unabhängig von Sexualerziehung stattfindet, 
z. B. durch mediale Einflüsse wie sexualisierte Werbung 
und Pornografie oder alltägliche Selbstverständlichkeiten 
(vgl. Schmidt u. Sielert 2008). 

— Definition - 

Sexualaufklärung als Teil der Sexualerziehung be¬ 
zeichnet die zielgruppenspezifische, ganzheitliche 
und entwicklungsgerechte Vermittlung von Informa¬ 
tionen, Fähigkeiten und Werten über Fakten und Zu¬ 
sammenhänge menschlicher Sexualität (vgl. Schmidt 
u. Sielert 2008). 


Sexualaufklärung beginnt in der frühen Kindheit und 
setzt sich über die Pubertät bis ins Erwachsenenalter 
fort, ist demnach keine einmalige Aktion, sondern eben¬ 
so wie Sexualerziehung ein kontinuierlicher Prozess. Sie 
soll Kinder und Jugendliche dabei unterstützen, schritt¬ 
weise grundlegende Fähigkeiten zu entwickeln, mit deren 
Hilfe sie Sexualität verstehen und genießen, sichere und 
erfüllende Beziehungen eingehen und verantwortlich mit 
der eigenen sowie der sexuellen Gesundheit der Partne¬ 
rin/des Partners umgehen können (vgl. WHO u. BZgA 
2011). Das bedeutet, dass es nicht nur um die Vermittlung 
biologischer Fakten und Verhütungstechniken geht, son¬ 
dern dass Sexualaufklärung »[...] emotional ansprechend 
sein und die vielfältigen Beziehungsaspekte, Lebensstile, 
Lebenssituationen und Werthaltungen berücksichtigen« 
muss (BZgA 1993, S. 7). Kinder und Jugendliche haben das 
Recht auf Zugang zu alters- bzw. entwicklungsgerechter 
Sexualaufklärung (WHO u. BZgA 2011). 

Eine umfassende Definition für Sexualität zu finden, 
ist aus sexualpädagogischer Sicht schwierig. Sielert (2005, 
S. 37) schreibt dazu: 

» Sexualität zu definieren, macht einige Mühe. Sexualität 
umfasst zu viel und zu Widersprüchliches, ist weitgehend 
dem Irrationalen und Unbewussten verhaftet. Kurz: Die 
Widerborstigkeit dessen, was menschliche Sexualität 
darstellt, sträubt sich gegen jede rational einsichtige Be¬ 
nennung. « 

Die Schwierigkeit beginnt schon damit, dass sich Sexuali¬ 
tät im Laufe des Lebens verändert, entweder tief greifend 
z. B. im Hinblick auf die sexuelle Orientierung und/oder 
im Rahmen von sexuellen Vorlieben, Normen und Vor¬ 
stellungen, sodass man eigentlich von »Sexualitäten« statt 
von Sexualität sprechen müsste. Weitgehend einig ist man 
sich darüber, dass die individuelle Sexualität auch gesell¬ 
schaftlich geformt und mehr als Genitalität und Fortpflan¬ 
zung ist. Hilfreich ist es, sich die vier Sinn- bzw. Funk¬ 
tionsaspekte von Sexualität zu verinnerlichen. Demnach 
umfasst Sexualität als wesentliches Querschnittsthema der 
Persönlichkeit einen Identitäts-, einen Beziehungs-, einen 
Lust- sowie einen Fortpflanzungsaspekt. Aber damit ist 
Sexualität noch nicht definiert. Einem umfassenden De¬ 
finitionsversuch der World Health Organization (WHO) 
nach kann Sexualität verstanden werden als ein zentraler 
Aspekt des Menschseins über die gesamte Lebensspanne 
hinweg, der das biologische Geschlecht, die Geschlechts¬ 
identität, die Geschlechterrolle, sexuelle Orientierung, 
Lust, Erotik, Intimität und Fortpflanzung einschließt. Sie 
wird erfahren und drückt sich aus in Gedanken, Fanta¬ 
sien, Wünschen, Überzeugungen, Einstellungen, Werten, 
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Verhaltensmustern, Praktiken, Rollen und Beziehungen. 
Während Sexualität all diese Aspekte beinhalten kann, 
werden nicht alle diese Dimensionen jederzeit erfahren 
oder ausgedrückt. Sexualität wird beeinflusst durch das 
Zusammenwirken biologischer, psychologischer, sozialer, 
wirtschaftlicher, politischer, ethischer, rechtlicher, religiö¬ 
ser und spiritueller Faktoren (vgl. WHO u. BZgA 2011, S. 
18, Übersetzung der Autorin). 

Ein in den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung 
gewinnender Begriff ist der der sexuellen Gesundheit, 
der auch die Bedeutung von sexuellem Wohlbefinden in¬ 
nehat und damit mehr als die Abwesenheit von Krankheit, 
Funktionsstörungen oder Schwäche umfasst. Die WHO 
definierte während einer Fachkonferenz im Jahr 2002 
sexuelle Gesundheit als »Zustand körperlichen, emotio¬ 
nalen, geistigen und sozialen Wohlbefindens bezogen auf 
Sexualität...«. Weiter heißt es: »Sexuelle Gesundheit erfor¬ 
dert eine positive und respektvolle Herangehens weise an 
Sexualität und sexuelle Beziehungen also auch die Mög¬ 
lichkeit für lustvolle und sichere sexuelle Erfahrungen, frei 
von Unterdrückung, Diskriminierung und Gewalt. Wenn 
sexuelle Gesundheit erreicht und bewahrt werden soll, 
müssen die sexuellen Rechte aller Menschen anerkannt, 
geschützt und eingehalten werden.« (WHO 2006, S. 10, 
Übersetzung nach WHO u. BZgA 2011, S. 19). 

Sexuelle und reproduktive Rechte sind eine Reihe 
von sexualitätsbezogenen Rechtsansprüchen, die als Tei¬ 
le der allgemeinen Menschenrechte auf dem Recht auf 
Freiheit, Gleichstellung, Privatsphäre, Selbstbestimmung, 
Integrität und Würde beruhen. Sie wurden von der Inter¬ 
national Planned Parenthood Federation (IPPF) im Jahr 
1994 beschlossen und veröffentlicht (»Charta der sexuel¬ 
len und reproduktiven Rechte«). Der erste dort formulier¬ 
te Grundsatz, auf dem die sexuellen und reproduktiven 
Rechte beruhen, lautet: 

» Sexualität ist ein wesentlicher Teil der Persönlichkeit 
jedes Menschen. Aus diesem Grund müssen positive 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, innerhalb derer 
jeder Mensch alle sexuellen Rechte als Teil seiner Entwick¬ 
lung in Anspruch nehmen kann. « 

Im Einzelnen nachgelesen werden können die sexuellen und re¬ 
produktiven Rechte und ihre zugrunde liegenden Grundsätze unter 
► http://www.ippf.org/resource/Sexual-Rights-IPPF-declaration. 


35 . 1.2 Entwicklung der Sexualpädagogik 


Von einer sexualpädagogischen Fachtheorie, d. h. von Se¬ 
xualpädagogik als wissenschaftliche Disziplin der Erzie¬ 
hungswissenschaft, kann erst ab Mitte des 20. Jahrhunderts 


gesprochen werden. Die Geschichte der Sexualerziehung 
hingegen reicht weiter zurück und kann als eine Abfolge 
von gesellschaftlichen und öffentlichen Bewegungen und 
darauf folgenden Gegenbewegungen betrachtet werden. 
Der Gedanke an Prävention spielte dabei von Beginn der 
Sexualerziehung an eine zentrale Rolle. 

Das Hauptthema der in unserem Kulturkreis bis 
in die 60er-Jahre des 20. Jahrhunderts hinein vor allem 
christlich geprägten und von der Medizin und Psychiatrie 
instrumentalisierten Sexualerziehung war nicht die Auf¬ 
klärung von Kindern über Schwangerschaft, Körper oder 
Sexualität, sondern die Verhinderung der Onanie, die als 
moralisch verdammenswertes Übel mit gravierenden ge¬ 
sundheitlichen Folgen galt. Nach der Anti-Onanie-Kam- 
pagne im ausgehenden 18. Jahrhundert folgte eine lange 
Epoche der Tabuisierung von Sexualität. Erst mit dem 
gesellschaftlichen Wandel und der reformpädagogischen 
Bewegung Ende des 19. Jahrhunderts wurden die Sexuali¬ 
tät und ihre Bedeutung für die Erziehung neu thematisiert. 
Damit einher ging auch der Beginn systematischer Sexual¬ 
forschung. Inhaltlich erschöpfte sich das »Neue« der se¬ 
xualpädagogischen Bestrebungen allerdings zunächst in 
dem Umstand, »dass das Thema überhaupt erst einmal 
wieder thematisiert wurde« (Koch 2008, S. 26). Zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts stand dann vor dem Hintergrund der 
psychoanalytischen Theorien Sigmund Freuds, wie z. B. 
sein Modell der kindlichen Sexualitätsentwicklung, vor 
allem die Verhinderung von Persönlichkeitsstörungen im 
Fokus sexualerzieherischer Bemühungen. 

Die darauf folgenden sexualpädagogischen Neuansät¬ 
ze der 20er- und frühen 30er-Jahre des 20. Jahrhunderts 
kamen mit der Machtübernahme der Nationalsozialis¬ 
ten an ein schnelles Ende. 1933 verkündete ein Erlass die 
Schwerpunkte der Sexualaufklärung an Schulen: »Verer¬ 
bungslehre, Rassenkunde, Rassenhygiene, Familienkunde 
und Bevölkerungspolitik«. Damit war der Rassengedanke 
als Ziel sexueller Bildung von Jugendlichen festgeschrie¬ 
ben (vgl. Koch 2008, S. 27). In den nachfolgenden Jahr¬ 
zehnten blieb Sexualität in Ost- wie in Westdeutschland 
ein Tabuthema. Unter den repressiven Verhältnissen 
konnte kaum Sexualerziehung stattfinden, mit zum Teil 
verheerenden Folgen für Jugendliche, denen eine Studie 
von Heinz Hunger Anfang der 50er-Jahre ein »Konglome¬ 
rat von Unwissenheit, Halbwissen sowie [...] Fehlinfor¬ 
mationen, die sich die Jugendlichen aus trüben Quellen 
verschafft hatten« (Koch 2008, S. 29) bescheinigte. Opfer 
ihrer sexuellen Unbildung waren die Jugendlichen selbst. 
Die mangelhafte sexuelle Aufklärung führte zu »Fehltrit¬ 
ten« und zu »geschlechtlichen Verfehlungen«, wie z. B. 
Masturbation, die wiederum hart geahndet und z. B. mit 
Zwangsmaßnahmen wie Schulverweisen etc. bestraft wur¬ 
den. So stellt Koch (2008, S. 29) fest: 
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» Die Gesellschaft ahndete Vergehen, die sie mit dem 
Sexualtabu selbst provoziert hatte. « 

Bis in die 70er-Jahre hinein waren die Instanzen der ka¬ 
tholischen und evangelischen Kirche unter dem Vorwand, 
sexuelle Aufklärung zu betreiben, bemüht, das Sexualtabu 
mit Auflagen weit verbreiteter Schriften aufrechtzuerhal¬ 
ten. Zeitgleich begannen jedoch auch in Deutschland die 
gesellschaftlichen Veränderungen wirksam zu werden, die 
unter dem Stichwort der »sexuellen Revolution« bekannt 
geworden sind. Mit der Überwindung des Sexualtabus 
sollte auch die kapitalistische bzw. autoritäre Gesellschaft 
überwunden werden. Unter dem Druck von Schüler- und 
Studierendenprotesten verabschiedete die Ständige Kon¬ 
ferenz der Kultusminister im Oktober 1968 die »Empfeh¬ 
lungen zur Sexualerziehung«, die allerdings im Vergleich 
mit den Forderungen der Schülerinnen und Schüler als 
konservativ und widersprüchlich kritisiert wurden. Den¬ 
noch lieferten sie das positive Signal für die Berechtigung 
von Sexualerziehung in den Schulen. Daraufhin erließen 
bis 1974 alle Bundesländer Richtlinien für die Sexualerzie¬ 
hung in den Schulen. Was inhaltlich oft sexualfreundlich 
begann, wurde jedoch im Laufe der 1970er- und 1980er- 
Jahre durch eine Reihe juristischer und politischer Ent¬ 
scheidungen eingedämmt. Juristisch entbrannte nach 
1970 ein jahrelanger Streit darüber, ob Sexualerziehung 
an Schulen das Elternrecht auf die Erziehung ihrer Kin¬ 
der einschränke. 1977 entschied die oberste Instanz, das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, und erklärte das 
Elternrecht mit dem des Staates als gleichrangig. Zudem 
erließ es Richtlinien darüber, wie Sexualerziehung an 
Schulen zu gestalten sei, nämlich als »wertfreie Wissens¬ 
vermittlung mit sittlicher Wirkung« (vgl. Müller 1992, S. 
27). 1983 zog das Bundesfamilienministerium ein sexual- 
freundliches und viel verwendetes Begleitheft für Lehrer/ 
Lehrerinnen und Erzieher/Erzieherinnen ein (vgl. Koch 
2008, S. 32 f.; Sielert 2005, S. 19). Dadurch wurden viele 
Pädagogen und Lehrkräfte so verunsichert, dass Sexual¬ 
erziehung »in der Praxis faktisch nicht mehr statt [fand]« 
(Sielert 2005, S. 19). 

Erst durch die 1981 entdeckte Immunschwächekrank¬ 
heit Aids und ihre Folgen erlangte die Sexualerziehung 
schließlich Mitte der 80er-Jahre immense und anhaltende 
Bedeutung in der pädagogischen, öffentlichen und poli¬ 
tischen Diskussion. Auch die beginnenden Diskurse um 
sexuellen Missbrauch, mediale Darstellungen von Sexua¬ 
lität etc. machten in den späten 80er-Jahren wieder die 
Notwendigkeit von öffentlicher Sexualerziehung deutlich. 
Politisch vor allem in einem gefahrenabwehrpräventiven 
Sinne gewollt, gab es gleichzeitig auch Raum für eine se- 
xualfreundliche fachwissenschaftliche Entwicklung. Ihre 
»höchste Weihe« (Koch 2008, S. 34) erhält die Sexual¬ 
pädagogik 1992 mit der verbindlichen Verankerung von 


Sexualaufklärung als Aufgabe des Staates im Schwange¬ 
ren- und Familienhilfegesetz (SFHG). Der Bundeszent¬ 
rale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) kommt vor 
diesem Hintergrund die Aufgabe zu, sexualpädagogische 
Konzepte, Medien und Materialien zu entwickeln und 
kostenfrei an Einzelpersonen, Schulen, Beratungsstellen 
und andere Institutionen der Jugend- und Bildungsarbeit 
abzugeben (► http://www.bzga.de/infomaterialien/). Mit 
der Festschreibung von Sexualpädagogik im gesetzlichen 
Rahmen des SFHG beginnt die staatliche Förderung von 
sexualpädagogischen Konzepten, Projekten, Einrichtun¬ 
gen und didaktischen Materialien für den schulischen und 
außerschulischen Bereich, die bis heute weiter fortgeführt 
wird. 

35 . 1.3 Aktueller Stand der Sexualpädagogik 
in Deutschland 


Während Sielert 2005 schreibt, dass sich die Sexualpäd¬ 
agogik in der »Konsolidierungsphase« befinde (vgl. Sie¬ 
lert 2005, S. 34) konstatiert er bereits drei Jahre später, 
sie habe Kindheit und frühe Jugend hinter sich gelassen 
und begonnen, sich in der Erwachsenenwelt einzurichten 
(vgl. Schmidt u. Sielert 2008, S. 11). Im ersten Jahrzehnt 
des 21. Jahrhunderts sind in der Tat eine ganze Reihe von 
Initiativen zur Sexualaufklärung entwickelt worden. Die 
WHO stellt jedoch in ihrem Rahmenkonzept fest, dass 
sowohl hinsichtlich der Entwicklung von Richtlinien und 
Konzepten zur Sexualaufklärung als auch im Bereich der 
Forschung kaum Austausch zwischen den europäischen 
Ländern stattgefunden hat (vgl. WHO u. BZgA, 2011, S. 
13 u. 17). Mit deren »Standards für die Sexualaufklärung 
in Europa« wird gerade erst damit begonnen, diese Lücke 
zu schließen. Insofern beziehen sich die folgenden Aus¬ 
führungen auf den aktuellen Stand der Sexualpädagogik 
in Deutschland. 

Wie auch immer es um die öffentliche Bedeutung und 
gesellschaftliche Anerkennung der Sexualpädagogik be¬ 
stellt ist, es steht fest, dass durch den zunehmenden sexu¬ 
alpädagogischen Diskurs und die sexualwissenschaftliche 
Forschung angesichts der Problemthemen der 1980er-Jah¬ 
re wie Aids, sexueller Missbrauch und Pornografie eine 
Vielzahl theoretischer Ansätze entstanden sind. Als drei 
zentrale Hauptrichtungen sexualpädagogischen Denkens 
werden häufig 

1. die repressive oder christlich-konservative, 

2. die vermittelnd-liberale und 

3. die kritisch-emanzipatorische Sexualpädagogik ge¬ 
nannt. 

Gemeinsam haben die meisten dieser theoretischen Po¬ 
sitionen eine sexualfreundliche Haltung. Sie bejahen 
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verschiedene Formen der Empfängnisverhütung und 
betonen die Kultivierung der Identitäts-, Beziehungs-, 
Lust- und Fruchtbarkeitsfunktion von Sexualität. Ebenso 
erkennen sie die Gleichwertigkeit verschiedener sexueller 
Orientierungen und Identitäten und die Flexibilisierung 
der Geschlechtsrollen an (vgl. Sielert 2008, S. 22). »Sexu¬ 
alpädagogik der Vielfalt« und »rechtebasierte Sexualpäd¬ 
agogik« sind in der aktuellen sexualpädagogischen Praxis 
relevante Stichworte, die auf die Ausgestaltung der kon¬ 
kreten sexualpädagogischen Arbeit mit Kindern, Jugend¬ 
lichen und Erwachsenen Einfluss nehmen. 

Der Gegenstands- und Themenbereich der Sexualpäd¬ 
agogik ist vielfältig. Im Zusammenspiel mit ihren Bezugs- 
disziplinen Erziehungs- und Sexualwissenschaft beschäf¬ 
tigt sie sich unter anderem damit, 

— ihren Gegenstandsbereich, d. h. den Menschen als ein 
auf Erziehung angewiesenes Sexualwesen, zu definie¬ 
ren, 

™ vorhandene sexualerzieherische Konzepte zu prüfen 
und neue zu entwickeln, 

™ die sexualerzieherische Wirklichkeit empirisch-me¬ 
thodisch und kritisch-analytisch zu beschreiben, 

— Handlungstheorien und -modalitäten zu reflektieren 
sowie 

™ im Rahmen der anderen zuständigen Teildisziplinen 
wie Sonder-, Sozial-, Schul- und Medienpädagogik 
sowie Erwachsenenbildung ihre speziellen Realisie¬ 
rungsprobleme zu bearbeiten (Sielert 2005, S. 23). 

Klassische sowie neuere Themen der Sexualpädagogik 
sind z. B. Körper- und Sexualaufklärung, Ethik, Moral 
und Wertorientierung im Sinne von Persönlichkeitsler¬ 
nen (Wer bin ich? Wen mag ich? Wie mag ichs? Was mag 
ich nicht?), das Geschlechterverhältnis, sexuelle Orien¬ 
tierungen bzw. Identitäten, d. h. sexuelle Vielfalt, kindli¬ 
che Sexualität, Jugendsexualität, Pubertät, Sexualität und 
Alter, Sexualität und geistige bzw. körperliche Behinde¬ 
rung, Sexualität im Spannungsfeld der Kulturen, Sexua¬ 
lität und neue Medien, Sexualität und Gewalt, sexuelle 
Rechte etc. 

Methodisch kann im konkreten sexualpädagogischen 
Handeln je nach Zielgruppe, Kontext, Intention und The¬ 
ma sexualpädagogischer Unterricht, sexualpädagogische 
Gruppenarbeit, sexualpädagogische Beratung, bewusst 
initiiertes Modelllernen sowie methodenübergreifende 
Projekte und Medienproduktionen zum Einsatz kommen. 
Vor dem Hintergrund der Besonderheit der Themen wur¬ 
den in den letzten Jahren spezielle methodische Konzep¬ 
tionen und Modellprojekte, z. B. SexnSurf (► http://www. 
profamilia.de/angebote-vor-ort/hessen/landesverband-hes- 
sen/sexnsurf.html), sowie Medien wie z. B. die Jugendfilme 
des Medienprojektes Wuppertal und Online-Angebote 
wie z. B. ► https://profamilia.sextra.de/entwickelt. 


35.2 Sexualpädagogische Spannungsfelder 
und Sexualerziehung 


35 . 2.1 Sexualpädagogische 
Spannungsfelder 


Vor welche Aufgaben und Herausforderungen sieht sich 
die Sexualpädagogik gestellt? 

Wie bereits aus dem geschichtlichen Abriss ersichtlich 
wurde, bewegt sich die Sexualpädagogik zwischen zent¬ 
ralen Spannungsfeldern, die in Theorie und Praxis reflek¬ 
tiert werden müssen und an dieser Stelle nur kurz Erwäh¬ 
nung finden können. Dies gilt in besonderer Weise für das 
Spannungsfeld zwischen gefahrenabwehrpräventiver 
und sexualitätsbejahender Sexualpädagogik. 

Wie wir gesehen haben, erlebte die Sexualerziehung 
vor allem vor dem Hintergrund verschiedener Schutzdis¬ 
kurse gesellschaftspolitischen Aufschwung und Aufwer¬ 
tung ihrer Bedeutung. War es zunächst die Onanie, die es 
zu verhindern galt, kamen später eine Vielzahl weiterer 
gesellschaftlich unerwünschter Nebenwirkungen und po¬ 
tenzieller Gefahren von Sexualität wie HIV/Aids, Schwan¬ 
gerschaften Minderjähriger, sexuelle Gewalt und sexuelle 
Übergriffe unter Kindern in den öffentlichen Diskurs und 
wurden als Forderungen nach Prävention an die Sexualer¬ 
ziehung formuliert. Diese »dunklen Seiten von Sexualität« 
haben sowohl in Theorie und Praxis der Sexualpädagogik 
ihren notwendigen und sinnvollen Stellenwert. Anderer¬ 
seits bergen sie die immer wieder in warnender Weise 
formulierte Tendenz, Sexualität überwiegend als Gefahr 
zu betrachten und das in sexualpädagogischen Konzepten 
formulierte Ideal einer positiven und lustvollen Herange¬ 
hensweise an Sexualität aus den Augen zu verlieren (vgl. 
hierzu Sielert 2005, S. 22 f.). 

» Dabei kann eine sexualfreundliche Sexualpädagogik, 
die Sensibilisierung der Sinne und Sinnlichkeit zum The¬ 
ma macht der tendenziellen Überschattung des Sexuellen 
mit Gewaltaspekten durchaus entgegenwirken. « 

(Sielert 2008, S. 45) 

Sexualpädagogisch Tätige sind in diesem Kontext im¬ 
mer wieder aufgefordert, ihre Konzepte und die prakti¬ 
sche Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
dahingehend zu überprüfen, welchen Stellenwert sie der 
Abwehr von Gefahren im Vergleich zu einer sinnlichen 
und sinnvollen Kultivierung von Sexualität einräumen. 
Im Hinblick auf das Thema sexuelle Gewalt bedeutet das 
auch, einen angemessenen Umgang mit sexueller Gewalt 
und sexuellen Grenzverletzungen zwischen Bagatellisie- 
rung und Dramatisierung zu entwickeln und zu vermit¬ 
teln. Die Dramatisierung des Themas zeigt sich z. B. in 
der Verunsicherung von Eltern, die nicht wissen, ob sie 
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mit ihren Kindern baden dürfen, ohne sich des sexuellen 
Missbrauchs verdächtig zu machen und darum Hilfe und 
Beratung in Beratungsstellen in Anspruch nehmen. 

Ein weiteres Spannungsfeld kann mit der Frage nach 
dem adäquaten Sprechen über Sexuelles zwischen Intim¬ 
schutz und Direktheit überschrieben werden. Sexual¬ 
pädagogik ist einerseits angehalten, einen Raum auch 
für als peinlich empfundene Fragen zur Sexualität zu 
eröffnen und dementsprechende offene, kinder- bzw. ju¬ 
gendgerechte, sexualfreundliche und altersangemessene 
Antworten zu liefern. Andererseits darf Sexualpädagogik 
nicht übergriffig sein und über Schamgrenzen und Intim¬ 
sphären Einzelner hinweggehen (vgl. pro familia Landes¬ 
verband Hessen 2011, S. 9, Sexualpädagogik in Hessen). 
Insofern spielt meiner Erfahrung nach die Ermöglichung 
des Erlebens von Offenheit, aber auch des Respekts vor 
individuellen Schamgrenzen eine Rolle. Diesem Anspruch 
z. B. beim Thema »Pornografie« in der sexualpädagogi¬ 
schen Gruppenarbeit mit einer Schulklasse mit 24 indivi¬ 
duell verschiedenen 15- bis 16-jährigen Jugendlichen ge¬ 
recht zu werden, ist eine Herausforderung. Die explizit so 
formulierte und auch in allen Konsequenzen so ausgestal¬ 
tete freiwillige Teilnahme und Mitarbeit von Jungen und 
Mädchen, das Arbeiten in geschlechtshomogenen Grup¬ 
pen, das Ernstnehmen von aufkommenden Gefühlen und 
Befindlichkeiten, die Sensibilität für gruppendynamische 
Prozesse sowie die Aufklärung über Rechte sind nur ei¬ 
nige der konzeptionell festgeschriebenen Rahmenbedin¬ 
gungen (pro familia Landesverband Hessen 2011), um mit 
diesen Herausforderungen angemessen umzugehen. 

In diversen Publikationen und wissenschaftlichen 
Berichten zum Thema »sexuelle Gewalt« wird häufig die 
Sprachlosigkeit aller Beteiligten festgestellt. So konsta¬ 
tiert z. B. Marina Mayer (2012) in einer Auswertung der 
Studie Sexuelle Gewalt gegen Mädchen und Jungen in In¬ 
stitutionen bei den befragten erwachsenen Expertinnen/ 
Experten eine fundamentale »Schwierigkeit, über sexuelle 
Gewalt zu sprechen«. In Fokusgruppen mit Expertinnen/ 
Experten zu diesem Thema wird umschrieben und so gut 
es geht vermieden, konkret zu benennen, worum es ei¬ 
gentlich geht. 

» Die Aufforderung man müsse »hinsehen« oder »hin- 
schauen« ist eine in den Fokusgruppen vielmals wieder¬ 
holte Formel. Dementgegen kommt es in den Fokusgrup¬ 
pen mit Expertinnen jedoch situativ zu Abwendungen. « 
(Mayer 2012, S. 99) 

Die Aufforderung, man müsse »hinsehen«, um zukünfti¬ 
gen Missbrauch in Einrichtungen zu vermeiden, wird so 
konterkariert. Denn ein Hinsehen auf und Erkennen von 
sexueller Gewalt reicht im Umgang mit sexueller Gewalt 
nicht aus, wenn nicht infolge dessen Beobachtungen 


mitgeteilt, Vermutungen kommuniziert und ggf. ent¬ 
sprechende Handlungsschritte eingeleitet werden. Neben 
einer Vielzahl von sicherlich zutreffenden Ursachen für 
diese Sprachlosigkeit, wie z. B. eigene Schamgrenzen, das 
Tabu, über auf Kinder gerichtetes sexuelles Begehren zu 
sprechen etc., fehlt meines Erachtens in der Ursachen¬ 
analyse der relevante sexualpädagogische Aspekt. Denn 
eine naheliegende Vermutung lautet, dass nur jemand, der 
gelernt hat über »gute« Sexualität zu sprechen, auch an¬ 
gemessen über sexuelle Gewalt sprechen kann. »Sprechen 
hilft - Wer das Schweigen bricht, bricht die Macht der Tä¬ 
ter« hieß die im Jahr 2010 gestartete Kampagne der dama¬ 
ligen Unabhängigen Beauftragten zur Aufarbeitung des 
Sexuellen Missbrauchs, Christine Bergmann (► http://be- 
auftragter-missbrauch.de/course/view.php?id = 137). Doch 
Sprechen kann nur, wer die notwendigen Vokabeln ge¬ 
lernt hat und eine grundsätzliche Erlaubnis, Sexuelles zum 
Thema zu machen, verinnerlicht hat. 

» Denn, wenn alles, was mit Sexualität zu tun hat, ein 
Tabuthema ist, können sich Kinder bei sexuellen Grenz¬ 
verletzungen keine Hilfe holen. « (Böhm 2012, S. 14) 

Dies macht die große Bedeutung von Sexualerziehung im 
Allgemeinen und im Besonderen vor dem Hintergrund 
der Prävention von sexueller Gewalt deutlich. In der Fach¬ 
diskussion herrscht Einigkeit darüber, dass Sexualpäda¬ 
gogik ein zentraler Baustein im Rahmen der Prävention 
von sexueller Gewalt ist (vgl. Böhm 2012, S. 14). In der 
sexualpädagogischen Theorie macht das eine verstärkte 
pädagogische Reflexion des Themas Sexualität und Spra¬ 
che notwendig (vgl. hierzu auch Sielert 2008, S. 44). 

35 . 2.2 Sexualerziehung 


Wie funktioniert eine gelungene Sexualerziehung in der 
Familie, dem Kindergarten, der Schule und in außerschu¬ 
lischen Kontexten? 

In einem kurzen und notwendigerweise komprimier¬ 
ten Text auf diese Fragen umfassend zu antworten ist nicht 
möglich. Daher können an dieser Stelle nur allgemein und 
wenig alters- bzw. kontextdifferenziert einige grundsätz¬ 
liche Bemerkungen zu diesem Thema gemacht werden. 
Zur vertiefenden Lektüre zu diesem Thema finden sich am 
Ende dieses Kapitels Literaturhinweise. 

Kinder sind von Anfang an sexuelle Wesen 

Kindliche Sexualität drückt sich zunächst in selbstbezo¬ 
genen Aktivitäten wie z. B. Selbstberührungen aus und 
wird später beziehungsorientiert, d. h., sie findet in meist 
spielerischen Aktionen wie z. B. Doktorspielen mit anderen 
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Kindern statt. Kinder erwerben dabei schrittweise Wissen 
über den menschlichen Körper, intime Beziehungen und 
Sexualität und entwickeln dazu entsprechende Vorstellun¬ 
gen, Haltungen und Fähigkeiten. Für diesen Lernprozess 
nutzen sie verschiedene Quellen. Sexualerziehung kann 
bzw. sollte in der Familie, der Schule, aber auch im Rah¬ 
men außerschulischer Angebote stattfinden. 

Nach Freuds, in wesentlichen Aspekten immer noch 
gültigen, Theorie der psycho sexuellen Entwicklung 
durchlaufen sie im 1. Lebensjahr die orale Phase (Mund 
als Lustorgan), im 2. Lebensjahr die anale Phase (Lustquel¬ 
le Analzone) gefolgt von der phallisch-genitalen Phase 
(»Entdeckung« von Scheide und Penis) im 3. bis 5. Lebens¬ 
jahr. In der mittleren Kindheit ist Verliebtsein in den meist 
gleichgeschlechtlichen, gleichaltrigen Freundesgruppen 
häufiges Thema. Schamgefühle, sexuelle Fantasien, medi¬ 
ale Einflüsse und Interesse an sexuellem Wissen werden 
wichtiger (vgl. Wanzeck-Sielert 2008). 

In der Pubertät gewinnen schließlich alle diese The¬ 
men durch die vielfältigen und tief greifenden körperli¬ 
chen, sozialen und psychischen Veränderungen dieser 
Entwicklungsphase an Relevanz und Brisanz. Pubertät und 
Sexualität im Jugendalter sind eigenständige und für die 
Sexualpädagogik zentrale Themen, auf die an dieser Stelle 
jedoch nicht mehr eingegangen werden kann. Am Ende 
des Kapitels finden sich hierzu Literaturverweise. Wie alle 
theoretischen Modelle, die menschliche Entwicklungen zu 
erklären versuchen, sind der Durchlauf und die Ausgestal¬ 
tung der oben genannten Phasen idealtypisch und können 
von Kind zu Kind individuell unterschiedlich sein. 

Kindliche Sexualität unterscheidet sich von 
erwachsener Sexualität 

Beim Thema Sexualerziehung ist es von zentraler Bedeu¬ 
tung, sich bewusst zu machen, dass sich die kindliche Se¬ 
xualität in grundlegender Hinsicht von erwachsener Se¬ 
xualität unterscheidet (vgl. Wanzeck-Sielert 2008, S. 363). 
Dies ist meiner Erfahrung nach eine der wichtigsten und 
zugleich schwierigsten Herausforderungen für Eltern, Er¬ 
zieherinnen und Erzieher sowie Erwachsene insgesamt, 
die auf sexuelle Verhaltensweisen und Ausdrucksformen 
von Kindern durch die Brille ihrer eigenen, schon erfolg¬ 
ten Sexualisation und Sexualerziehung schauen. Kinder 
haben jedoch im Gegensatz zu Jugendlichen und Er¬ 
wachsenen noch nicht die kulturell gültigen und norma¬ 
tiv geprägten Bedeutungszusammenhänge und sexuellen 
Skripte verinnerlicht. Ein Kind, das gerade dabei ist, den 
eigenen Körper zu entdecken, und dabei seine Genita¬ 
lien erkundet, tut dies, weil es sich gut anfühlt, also um 
sich wohlzufühlen, genauso wie bei anderen Körperteilen 
auch. Die Geschlechtsteile und bestimmte Handlungen 
damit haben darüber hinaus noch keine besondere Bedeu¬ 
tung für das Kind (vgl. BZgA 2014, Liebevoll begleiten). 


Kindliche Sexualität lässt sich stichwortartig und in 
Abgrenzung zur Erwachsenensexualität wie folgt be¬ 
schreiben: zunächst vor allem selbstbezogen, nicht be¬ 
ziehungsorientiert, spielerisch, unbefangen, spontan, 
lustvoll, neugierig, nicht zielgerichtet, ganzheitlich, ganz¬ 
körperlich, d. h., nicht nur auf die Genitalien ausgerich¬ 
tet. Das bedeutet wiederum nicht, dass die Genitalien von 
Kindern nicht schnell als besonders lustvolle Körperzone 
entdeckt werden. 

» Genitale Stimulation, sexuelle Erregung, Erektion und 
Orgasmus stehen neben und im Zusammenhang mit 
einem Spürbewusstsein nach Sich-Wohlfühlen auf kör¬ 
perlicher, emotionaler und sozialer Ebene. « (Wanzeck- 
Sielert 2008, S. 363) 

Fähigkeit über Sexualität zu sprechen 

Wie bereits erwähnt, ist die Fähigkeit, über Sexualität zu 
sprechen, die unabdingbare Grundvoraussetzung für alle 
sexualpädagogischen Bemühungen. Der Umgang mit 
Sexualität und sexuellen Themen wird gelernt, meist vor 
allem im Elternhaus. Dies bedeutet, dass das Sprachfähig- 
Machen von Kindern sexualerzieherisch von grundlegen¬ 
der Bedeutung ist. Konkret formuliert brauchen Kinder 
Bezeichnungen für alles, was mit Sexualität zu tun hat, 
in erster Linie zunächst für die eigenen Genitalien. »Da 
unten« reicht dafür nicht aus. Liebevolle, individuelle und 
für alle angenehm klingende Begriffe für Scheide und Pe¬ 
nis zu finden, ist eine der ersten und wichtigsten Aufga¬ 
ben in der Sexualerziehung. Ob dafür Kosenamen gewählt 
werden oder die biologischen Begriffe, spielt dabei eine 
untergeordnete Rolle. 

Auch hierbei spielt der Präventionsaspekt, im Rahmen 
der Prävention von sexueller Gewalt, eine Rolle. Man kann 
davon ausgehen, dass ein Kind, dass gelernt hat, mit an¬ 
gemessenen Begriffen mit erwachsenen Bezugspersonen 
über Sexualität zu sprechen, das also im wahrsten Sinne 
»Worte findet«, im Fall eines sexuellen Missbrauchs eher 
in der Lage ist, einen Vorfall als Missbrauch zu erkennen, 
sich einer Vertrauensperson mitzuteilen und damit Hil¬ 
fe zu erhalten. Kinder, die gelernt haben, dass »darüber« 
nicht gesprochen wird, werden dem Geheimhaltungsge¬ 
bot der Täter/Täterinnen schon daher entsprechen, weil 
sie nicht gelernt haben, sich in sexueller Hinsicht auszu¬ 
drücken. Daher der off zitierte Merksatz, dass eine gute 
Sexualaufklärung und -erziehung der beste Schutz vor 
sexuellem Missbrauch ist. 

Beantworten von Kinderfragen zur Sexualität 

Ein weiterer zentraler Baustein guter Sexualerziehung ist 
das Beantworten von Kinderfragen zur Sexualität. Dabei 
geht es nicht darum, die perfekte Antwort parat zu ha¬ 
ben oder jede Frage zum Anlass für ein mehrstündiges 
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Aufklärungsgespräch zu nehmen, in der Hoffnung, dass 
das Thema damit »erledigt« ist. Wie in der Definition 
benannt, handelt es sich bei Sexualerziehung um Lern¬ 
prozesse. Vielmehr geht es um kurze, klare und möglichst 
einfache Antworten auf die jeweiligen Fragen. Fragt das 
Kind weiter, können weitere Detailinformationen gegeben 
werden. Wenn nicht, ist der Wissensdurst zu diesem Zeit¬ 
punkt gestillt. So erfragen sich Kinder schrittweise und 
in ihrem eigenen Tempo das für sie zu diesem Zeitpunkt 
relevante und daher entwicklungsgerechte Wissen zum 
Thema Körper, Liebe und Sexualität. 

Als Beispiel für gute Sexualerziehung im Elternhaus 
führe ich gerne den Sohn einer sexualpädagogischen Kol¬ 
legin an: Jakob wusste altersangemessen, dass Männer ei¬ 
nen Penis und Frauen eine Scheide haben, dass Babys im 
Bauch der Mutter wachsen und zum Entstehen eines Babys 
vom Mann eine Samenzelle und von der Frau eine Eizelle 
benötigt wird. Was er noch nicht wusste und wohl auch 
im Sexualkundeunterricht nicht konkret benannt wurde, 
war das Detail, wie Samen und Eizelle im Körper der Frau 
zusammen kommen. Im selben Moment, als er diese Frage 
an seine Mutter formulierte, fiel ihm selbst die richtige 
Antwort ein: »Ich weiß, der Penis muss in die Scheide.« 
Alles, was meiner Kollegin noch zu tun blieb, war, ihren 
Sohn für seine gute Kombinationsgabe zu loben. 

Natürlich erhalten Kinder auch außerhalb des Eltern¬ 
hauses z. B. von anderen Kindern oder aus dem Internet 
etc. dezidierte oder auch unterschwellige Informationen 
über Sexualität. Viele Eltern haben die Befürchtung, ihr 
Kind könnte zu »früh« zu viele Informationen über Se¬ 
xualität erhalten. Oftmals enthält diese Sorge die Angst, 
»schlafende Hunde« zu wecken, d. h., die Neugier eines 
Kindes auf Sexualität erst »hervorzurufen«. Da wir wis¬ 
sen, dass Kinder von Geburt an sexuelle Wesen sind und 
demnach sexuelle Gefühle und sexuelle Neugier empfin¬ 
den, sind solche Befürchtungen unbegründet. Um den 
heimlichen Miterziehern bei der Sexualerziehung wie 
z. B. Gleichaltrigen und Medien nicht das Feld alleine zu 
überlassen, ist es umso wichtiger, dass Eltern oder Erzie¬ 
herinnen/Erzieher bzw. Lehrkräfte möglichen schlechten 
oder falschen Informationen gute Informationen entge¬ 
gensetzen. 

»Doktorspiele« und kindliche 
Selbstbefriedigung 

Abschließend noch einige allgemeine Worte zu den häufig 
mit Verunsicherung aufseiten erwachsener Bezugsperso¬ 
nen einhergehenden Themen »Doktorspiele« und kind¬ 
liche Selbstbefriedigung. Im sexualpädagogischen Diskurs 
ist es Konsens, dass sowohl Doktorspiele zur Erkundung 
des eigenen, aber auch fremder Kinderkörper als auch 
Selbstbefriedigung unterschiedliche Funktionen erfüllen 
und als normale Ausdrucksformen kindlicher Sexualität 


erlaubt sein sollten. Für beide Ausdrucksformen können 
von den begleitenden Erwachsenen Regeln festgelegt und 
deren Einhaltung überprüft werden. Wichtige und häu¬ 
fig aufgesteilte Regeln zum Thema Doktorspiele beziehen 
sich auf die notwendige Freiwilligkeit aller Mitspielerin¬ 
nen/Mitspieler und der Regel, keine Gegenstände in Kör¬ 
peröffnungen einzuführen. 

Selbstbefriedigung sollte als positive und lustvolle Ver¬ 
haltensweise eines Kindes betrachtet werden. Die grund¬ 
sätzliche Erlaubnis und Begrüßung von kindlicher Selbst¬ 
befriedigung heißt jedoch nicht, dass sie immer und über¬ 
all erlaubt werden muss. Wie bereits erwähnt ist auch der 
Umgang mit Schamgefühlen und -grenzen wichtiger Be¬ 
standteil gelungener Sexualerziehung. So können Kinder 
durchaus darauf hingewiesen werden, dass Selbstbefrie¬ 
digung zwar in Ordnung ist, dass es anderen Menschen 
aber peinlich sein kann, dies zu sehen, und »es« daher 
nur in bestimmten Räumen wie z. B. dem Kinderzimmer 
gemacht werden darf. 

35.3 Fazit 


Insgesamt ist festzustellen, dass das Thema Sexualität trotz 
aller Liberalisierungstendenzen in unserer Gesellschaft 
noch mit vielen Tabus und die Umsetzung von Sexual¬ 
erziehung in Familie und pädagogischen Einrichtungen 
mit vielen Unsicherheiten aufseiten der Eltern und/oder 
Erzieherinnen/Erzieher verbunden ist. So findet sich nach 
den Erfahrungen von sexualpädagogisch Tätigen nur in 
einem kleinen Teil pädagogischer Institutionen ein se¬ 
xualpädagogisches Konzept, welches verbindlichen Auf¬ 
schluss über die Art und Weise, die Ziele und den Um¬ 
gang mit Sexualerziehung in der jeweiligen Institution 
gibt (vgl. Böhm 2012, S. 14). Hier bleibt noch viel zu tun. 
Aufklärungs- und Überzeugungsarbeit ist vor allem vor 
dem Hintergrund des Gedankens zu leisten, dass eine gute 
Entwicklung und Erziehung im Bereich Sexualität ebenso 
gefördert werden sollte, wie dies z. B. im Bereich der Spra¬ 
che oder Motorik selbstverständlich erscheint. Förderung 
heißt dabei, zunächst einmal mit Kindern und Jugend¬ 
lichen angemessen über Sexualität zu sprechen, Fragen zu 
beantworten, sich als Ansprechpartnerin bzw. Ansprech¬ 
partner auch für »schwierige« Fragen und Themen anzu¬ 
bieten, Materialien wie z. B. geeignete Bücher und Bro¬ 
schüren einzusetzen usw. 

■ Weiterführende Informationen 

Hilfreiche Unterstützung inklusive vertiefender Tipps 
für eine gelingende Sexualerziehung liefern die BZgA- 
Broschüren: »Liebevoll begleiten...« sowie »Über Sexua¬ 
lität reden... Zwischen Einschulung und Pubertät« und 
»Über Sexualität reden... Die Zeit der Pubertät« (kosten- 
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frei zu bestellen unter: ► www.bzga.de/infomaterialien/ 
sexualaufklaerung/?ab=20). Die Broschüren beinhalten 
jeweils auch weiterführende Literatur sowie empfehlens¬ 
werte Internetseiten zum Thema. 

Für Lehrerinnen und Lehrer bietet das unter dem 
Stichwort »Unterrichtsmaterialien« zu bestellende Heft: 
»aufgeklärt, selbstbestimmt und fair - Heft 1: Sexuali¬ 
tät und Sexualerziehung« wertvolle Informationen 
sowie Arbeitsmaterialien für den Unterricht der Jahr¬ 
gangsstufen 5-13 (► http://www.bzga.de/infomaterialien/ 
?uid = 49e4ca3dea0cfd1a9467b546b9cceba5&sid = 254). Zum 
Thema »Sexualität und neue Medien« stellt die Internet¬ 
plattform klicksafe - die EU-Initiative für mehr Sicherheit 
im Netz - gute Arbeitsmaterialien zu unterschiedlichen 
Themenschwerpunkten zur Verfügung (► http://www.kli- 
cksafe.de/). 

Wie vielschichtig sich die Sexualität von Menschen 
durch sexuelle Sozialisation und Sexualerziehung be¬ 
schreiben lässt, zeigt abschließend ein schönes Zitat der 
amerikanischen Sexualtherapeutin Avodah Offit (Ofht 
1979, zitiert nach Sielert 2005, S. 37): 

» Sexualität ist, was wir daraus machen. Eine teure oder 
eine billige Ware, Mittel zur Fortpflanzung, Abwehr gegen 
Einsamkeit, eine Form der Kommunikation, ein Werkzeug 
der Aggression (der Herrschaft, der Macht, der Strafe und 
der Unterdrückung), ein kurzweiliger Zeitvertreib, Liebe, 
Luxus, Kunst, Schönheit, ein idealer Zustand, das Böse 
oder das Gute, Luxus oder Entspannung, Belohnung, 

Flucht, ein Grund der Selbstachtung, eine Form von Zärt¬ 
lichkeit, eine Art der Regression, eine Quelle der Freiheit, 
Pflicht, Vergnügen, Vereinigung mit dem Universum, 
mystische Ekstase, Todeswunsch oder Todeserleben, 
ein Weg zum Frieden, eine juristische Streitsache, eine 
Form, Neugier und Forschungsdrang zu befriedigen, eine 
Technik, eine biologische Funktion, Ausdruck psychischer 
Gesundheit oder Krankheit oder einfach eine sinnliche 
Erfahrung.« 
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36.1 Einleitung 


Den Massenmedien kommt als Informationsquelle zum 
Thema Sexualität bei Jugendlichen eine große Bedeutung 
zu. Neben Aufklärungsbroschüren, Jugendzeitschriften 
und Büchern nimmt das Internet eine zunehmende Rol¬ 
le ein, wenn es darum geht, subjektiv empfundene Wis¬ 
senslücken im Bereich der Sexualität zu schließen (BZgA 

2010) . Doch Medien dienen nicht nur der Vermittlung von 
Wissen über körperliche Aspekte der Sexualität, sondern 
spielen auch eine wesentliche Rolle bei der Vermittlung 
sexualitätsbezogener Normen und Verhaltensmuster. 
Sutton et al. (2002) schätzten, dass Jugendliche bei einem 
täglichen Fernsehkonsum von drei bis fünf Stunden pro 
Jahr etwa 2.000 Sexualakte sehen. Diese medialen Darstel¬ 
lungen prägen die Entwicklung von Vorstellungen über 
Sexualität und von Verhaltensdrehbüchern für sexuelle 
Interaktionen, die auch als »sexuelles Skript« bezeichnet 
werden (Krähe et al. 2004). Eine Vielzahl von Fernsehse¬ 
rien, die gezielt auf die Population der Jugendlichen ausge¬ 
richtet ist, kreist beinahe ausschließlich um die Aufnahme, 
Gestaltung und Beendigung von Beziehungen. Als pro- 
totypisches Beispiel aus dem deutschsprachigen Angebot 
sei etwa »Gute Zeiten, schlechte Zeiten« (RTL) angeführt. 
Hier werden unterschiedliche Handlungsentwürfe für die 
Gestaltung sexueller Beziehungen vorgeführt und mit 
normativen Bewertungen expliziter oder impliziter Art 
versehen. Auch pornografische Darstellungen, die über 
das Internet zunehmend leichter auch für Jugendliche zu¬ 
gänglich sind, prägen das Verständnis sexueller Beziehun¬ 
gen und können verhaltenswirksam werden (Krähe 2011). 

Mittlerweile liegen zahlreiche Medienangebote vor, 
die Jugendlichen Informationen und Beratung zu Fra¬ 
gen der Sexualität bieten und zur Entwicklung einer 
selbstbestimmten Sexualität beitragen können (Beispiele 
in ► Abschn. 36.4.2). Neben den positiven Seiten im Sinne 
der sexuellen Selbsterkundung birgt die leichte Verfügbar¬ 
keit sexueller Inhalte in den Medien auch Risiken für die 
Sexualentwicklung im Jugendalter (Valkenburg u. Peter 

2011) . Entsprechend der Einbettung in den Kontext der 
Prävention sexuellen Missbrauchs liegt der Fokus dieses 
Beitrags auf der Betrachtung potenziell problematischer 
Medieninhalte und Konsummuster im Bereich der Sexua¬ 
lität aus medienpädagogischer Perspektive. 


Nach einer kurzen Skizzierung der Inhalte und Nutzungs¬ 
häufigkeit von Mediendarstellungen sexuellen Inhalts 
wird ein Überblick über Wirkungen pornografischer Me¬ 
dieninhalte auf sexuelle Einstellungen, Skripte und Ver¬ 
haltensweisen im Jugendalter sowie zur medialer Kom¬ 
munikation als Ausdrucksform sexuellen Verhaltens 
gegeben. Abschließend werden ausgewählte medienpäd¬ 
agogische Angebote zur Auseinandersetzung mit porno¬ 
grafischen Medieninhalten in der Arbeit mit Jugendlichen 
vorgestellt. 

36.2 Verbreitungsgrad und Formen 
sexueller Inhalte in den Medien 


In einer inhaltsanalytischen Auswertung der 15 in den 
USA meistgesehenen Serien für Jugendliche ermittelten 
Cope-Farrar und Kunkel (2002) die Prävalenz sexueller 
Inhalte. Etliche der Serien sind auch im deutschen Fern¬ 
sehprogramm zu finden (z. B. »Die Simpsons«). Aus jeder 
Serie wurden drei Folgen ausgewählt, sodass insgesamt 
eine Stichprobe von 45 Folgen in die Analyse einging. Es 
zeigt sich, dass Sexualität in der überwiegenden Mehr¬ 
zahl (82 %) der analysierten Sendungen eine Rolle spielt, 
in etwa zwei Dritteln wird sexuelles Verhalten gezeigt. 
Hierbei handelt es sich zumeist um den Austausch von 
Zärtlichkeiten und Küssen. Darstellungen von Petting und 
Geschlechtsverkehr hatten nur einen Anteil von 5% an 
den gezeigten sexuellen Handlungen. 

Die Darstellung unverbindlicher Sexualkontakte 
zwischen Personen, die sich kaum oder gar nicht ken¬ 
nen, sowie die Reduktion von Frauen auf ihre Rolle als 
Sexualobjekte sind integrale Bestandteile pornografischer 
Medienangebote (Stühlhofer et al. 2009). Auch die An¬ 
wendung von Zwang und die Erniedrigung von Frauen 
sind in pornografischen Darstellungen vielfach zu finden 
(Gossett u. Byrne 2002). Eine aktuelle inhaltsanalytische 
Studie von Bridges et al. (2010), in der 304 Szenen aus 50 
meist verkauften und entliehenen Pornofilmen analysiert 
wurden, ergab, dass 88 % aller Szenen Akte physischer Ge¬ 
walt enthielten. 

Für das Genre der Musik konstatieren vergleichende 
Analysen über die Zeit in den Texten eine zunehmende 
Betonung der körperlichen Seite der Sexualität zulasten 
der emotionalen Bedeutung im Kontext romantischer Be¬ 
ziehungen (Cougar-Hall et al. 2012). Außerdem zeichnen 
sich Musikvideos dadurch aus, dass auch Songs ohne the¬ 
matischen Bezug zu Liebe und Sexualität durch visuel¬ 
le Stimuli sexuell aufgeladen werden. Videos mit sexuell 
expliziten Bildern werden von den jugendlichen Konsu¬ 
menten positiver eingeschätzt als Videos ohne derartiges 
Bildmaterial (Arnett 2002). 


— Definition - 

Unter Medienpädagogik wird die pädagogisch 
orientierte praktische und theoretische Beschäfti¬ 
gung mit Medieninhalten und Medienwirkungen 
in verschiedener Form (traditionelle und »neue« 
Medien) sowie die Förderung des kompetenten Um¬ 
gangs mit Medien verstanden. 
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36.3 Nutzung sexueller Medieninhalte im 
Jugendalter 

Nach den Ergebnissen einer Repräsentativbefragung im 
Rahmen der BRAVO-Studie (2009) haben im Alter von 17 
Jahren 93 % der Jungen und 80 % der Mädchen schon ein¬ 
mal Filme oder Bilder gesehen, in denen sexuelle Hand¬ 
lungen gezeigt wurden. 

Über das Internet sind unter Umgehung der in 
Deutschland geltenden Jugendschutzbeschränkungen ex¬ 
plizite und gewalthaltige Darstellungen sexueller Hand¬ 
lungen für jugendliche Nutzer und Nutzerinnen ohne 
Probleme zugänglich. Grimm et al. (2010) fanden in ihrer 
Studie heraus, dass allen befragten Jugendlichen die Web¬ 
seite »YouPorn« bekannt war, die in Deutschland zu den 
25 am häufigsten aufgerufenen Internetseiten zählt. In der 
Befragungsstudie von Weber (2009) gaben 61% der Mäd¬ 
chen und 93% der Jungen an, schon einmal willentlich 
pornografische Filme oder Videoclips gesehen zu haben. 

36.4 Problematische Aspekte der Nutzung 
sexueller Medieninhalte 


Als allgemeine Theorie der Medienwirkung postuliert die 
Kultivierungstheorie von Gerbner (1973), dass die fiktive 
Wirklichkeit der Medien die Vorstellungen der Nutzer/ 
Nutzerinnen über die reale Welt formt (kultiviert). Auf 
die Wirkung sexuell expliziter Medieninhalte angewandt, 
legt diese Theorie einen Einfluss auf die Vorstellungen 
und Verhaltensweisen von Jugendlichen im Bereich der 
Sexualität nahe. Eine zweite grundlegende Theorie zur 
Wirkung von Medieneinflüssen auf das Erleben und Ver¬ 
halten der Nutzer/Nutzerinnen ist die sozial-kognitive 
Lerntheorie von Bandura (1991), die die Bedeutung des 
Lernens am Modell hervorhebt und Mediendarstellungen 
sexueller Interaktionen als Quelle des Imitationslernens 
identifiziert. Beide Theorien legen einen Transfer von der 
Rezeption medialer Darstellungen von Sexualität auf se¬ 
xuelle Einstellungen und sexuelles Verhalten der Nutzer/ 
Nutzerinnen nahe, für den es zahlreiche Belege gibt. 

36 . 4.1 Einflüsse auf sexuelle Skripte und 
sexuelles Verhalten 


Sexuelle Sozialisation ist ein Lernprozess, in dem die 
Entwicklung von Verhaltensdrehbüchern für sexuel¬ 
le Interaktionen eine wesentliche Rolle spielt. Derartige 
Verhaltensdrehbücher oder »sexuelle Skripte« enthalten 
Annahmen über typische Merkmale und Abläufe sexuel¬ 
ler Interaktionen und ihre normative Bewertung, die das 
Verhalten in konkreten Situationen beeinflussen. Sexuelle 


Skripte werden über Beobachtungslernen und sekundäre 
Verstärkung erworben und anschließend durch wieder¬ 
holte Ausführung im eigenen Verhaltensrepertoire ver¬ 
festigt (Krähe 2011). Sexuell explizite Medien nehmen als 
Quelle für die Entwicklung sexueller Skripte eine bedeut¬ 
same Rolle ein. In der Studie von Krähe (2011) sollten Ju¬ 
gendliche die typischen Merkmale ihres Skripts für den 
ersten Geschlechtsverkehr mit einem neuen Partner/einer 
neuen Partnerin beschreiben. Dabei wurden insbesondere 
solche Merkmale abgebildet, die als risikoträchtig im Hin¬ 
blick auf sexuelle Aggression und Opfererfahrung anzuse¬ 
hen sind, wie z. B. eine kurze Bekanntschaffsdauer bis zum 
ersten Geschlechtsverkehr, der Konsum von Alkohol im 
Kontext sexueller Kontakte und die uneindeutige Kom¬ 
munikation der eigenen sexuellen Absichten. Die Reprä¬ 
sentativerhebung der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA) von 2010 fand z. B. ein erhebliches 
Risiko für unfreiwillige Sexualkontakte bei Mädchen, die 
ihren ersten Geschlechtsverkehr mit einem Partner hat¬ 
ten, den sie zuvor kaum kannten. In dieser Gruppe hatten 
43 % schon einmal unfreiwillige sexuelle Kontakte erlebt. 
Sexuelle Verhaltensdrehbücher, die Sex nach kurzer Be¬ 
kanntschaft als typisches und normativ akzeptiertes Merk¬ 
mal enthalten, können daher als riskant im Hinblick auf 
sexuelle Opfererfahrungen betrachtet werden (Krähe et al. 
2007). 

Die Ausprägung dieser Risikomerkmale in den sexuel¬ 
len Skripten von Jugendlichen war umso höher, je häufiger 
sie pornografische Medieninhalte nutzten. Damit wird die 
Annahme gestützt, dass in pornografischen Darstellungen 
ein Bild sexueller Aktivität vermittelt wird, das einige der 
nachgewiesenen Risikofaktoren sexueller Aggression an¬ 
spricht, und dass sich dieses Bild in den Vorstellungen von 
Jugendlichen über typische Merkmale sexueller Interak¬ 
tionen widerspiegelt. 

Die Bedeutung medialer Darstellungen von Sexualität 
für das Sexualverhalten von Jugendlichen zeigt der Be¬ 
fund von Martino et al. (2005), dass ein erhöhter Konsum 
von Fernsehprogrammen mit sexuellen Darstellungen mit 
einer früheren Aufnahme sexueller Beziehungen einher¬ 
geht. Brown und L’Engle (2009) verfolgten eine Stichprobe 
sexuell unerfahrener 13-Jähriger über einen Zeitraum von 
zwei Jahren. Sie fanden, dass die Jugendlichen, die porno¬ 
grafische Medien nutzten, mit erhöhter Wahrscheinlich¬ 
keit innerhalb dieser Zeitspanne ihren ersten Geschlechts¬ 
verkehr hatten. Ein früher Beginn sexueller Aktivität wie¬ 
derum korreliert nach den Befunden zahlreicher Studien 
mit verschiedenen problematischen Aspekten des Sexual¬ 
verhaltens, wie z. B. einer höheren Zahl an Sexualpartnern 
und eines erhöhten Risikos einer ungewollten Schwanger¬ 
schaft (zusammenfassend Krähe 2008). 

Sexuelle Aktivität und Interesse an sexuellen Medien¬ 
inhalten stehen in Wechselwirkung zueinander. In der 
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Längsschnittstudie von Bleakley et al. (2008) zeigte sich 
zum einen, dass eine höhere Nutzung sexuell expliziter 
Medien zum ersten Zeitpunkt eine höhere sexuelle Aktivi¬ 
tät zum zweiten Zeitpunkt, 12 Monate später, vorhersagte, 
zum anderen führte eine höhere sexuelle Aktivität zum 
ersten Zeitpunkt auch zu einer stärkeren Nutzung sexuel¬ 
ler Medieninhalte im nachfolgenden Zeitraum. 

Normativ wirksam werden sexuelle Medieninhalte 
auch dadurch, dass sie in der großen Mehrzahl heterose¬ 
xuelle Sexualkontakte darstellen und damit die Auffassung 
der »verpflichtenden Hetero Sexualität« verstärken (Shafer 
et al. 2013). Allerdings finden sich neben dieser sogenann¬ 
ten Mainstream-Pornografie auch Angebote, die gleich¬ 
geschlechtliche sexuelle Interaktionen darstellen (Döring 
2011 ). 

Einschränkend ist festzuhalten, dass auch die Befunde 
aus Längsschnittstudien die Frage nach einem kausalen 
Einfluss von Pornografiekonsum auf problematisches Se¬ 
xualverhalten nicht eindeutig beantworten können, weil 
möglicherweise Drittvariablen, die mit beiden Aspekten 
in Beziehung stehen, für die beobachteten Zusammen¬ 
hänge über die Zeit (mit)verantwortlich sein können. 
Durch die theoriegeleitete Auswahl und Einbeziehung 
potenzieller Kovariaten versuchen die genannten Studien 
jedoch, dieser Schwierigkeit zu begegnen. 

36 . 4.2 Förderung von Einstellungen und 
Normen, die sexuelle Aggression 
begünstigen 


Wie bereits ausgeführt, ist die Darstellung sexueller Ge¬ 
walt ein verbreiteter Bestandteil pornografischer Medien¬ 
inhalte. In der von Krähe (2011) untersuchten Stichprobe 
von Jugendlichen der 8. bis 10. Klasse hatten 45 % der Be¬ 
fragten schon einmal mediale Darstellungen erzwungener 
sexueller Handlungen gesehen. Es zeigte sich in dieser 
Studie eine positive Korrelation zwischen dem Konsum 
von Gewaltpornografie und der Akzeptanz von Druck¬ 
ausübung zur Durchsetzung sexueller Interessen, die über 
die sexuellen Skripte vermittelt wurde. Im Hinblick auf 
sexuell aggressives Verhalten fand eine Längsschnittstu¬ 
die von Ybarra et al. (2011), dass Jugendlichen mit gewalt¬ 
haltigem Pornografiekonsum im Längsschnitt über einen 
Dreijahreszeitraum eine sechsfach höhere Wahrschein¬ 
lichkeit aufwiesen, sexuell aggressives Verhalten zu zeigen, 
als Peers, die diese Medien nicht nutzten. 

Neben der Begünstigung gewaltakzeptierender Ein¬ 
stellungen können pornografische Darstellungen auch 
frauenverachtende Einstellungen fördern. Peter und 
Valkenburg (2007, 2008) belegten bei niederländischen 
Jugendlichen signifikante Zusammenhänge zwischen 
Pornografiekonsum und der Einschätzung von Frauen als 


Sexualobjekte. Experimentelle Befunde belegen zudem, 
dass Mediendarstellungen einen kausalen Einfluss auf die 
Einstellungen der Nutzer/Nutzerinnen ausüben können. 
Weibliche Zuschauerinnen, die Filme mit stereotypen 
Darstellungen sexueller Beziehungen sahen (»Sex als Frei- 
zeitbeschäftigung«, »Frauen als Sexobjekte« und »Männer 
als Sexbesessene«), stimmten anschließend diesen Stereo¬ 
typen stärker zu als Zuschauerinnen in einer Kontrollbe- 
dingung (Ward u. Friedman 2006). 

Insgesamt stützen die vorliegenden Befunde die Auf¬ 
fassung, dass pornografische Medieninhalte zur sexuellen 
Sozialisation beitragen, indem sie in die Vorstellungen von 
Jugendlichen über Sexualität einfließen und ihr sexuelles 
Verhalten beeinflussen. 

36.5 Nutzung von Medien für sexuelles 
Verhalten 


Jugendliche sind nicht nur Rezipienten/Rezipientinnen 
sexueller Inhalten in den Medien, sondern bedienen 
sich medialer Formen der Kommunikation zur sexuellen 
Selbstdarstellung und Ausdruck ihres sexuellen Verhal¬ 
tens. Dies kann in Form sexuell aufgeladener Fotos in so¬ 
zialen Netzwerken wie Facebook oder als sexuell explizite 
Videos, etwa auf Youtube, geschehen. Das »Sexting«, defi¬ 
niert als privater Austausch selbst produzierter erotischer 
Fotos per Handy oder Internet, wird nach Befragungser¬ 
gebnissen bei Jugendlichen in Deutschland von einer nicht 
unerheblichen Minderheit von 20% der Mädchen und 
15 % der Jungen akzeptiert bzw. praktiziert (Döring 2012). 

Risiken des Sextings bestehen in einer erhöhten Ge¬ 
fahr sexueller Ausbeutung in Offline-Begegnungen, der 
Stigmatisierung und Abwertung bei der Weitergabe an 
Dritte, von der insbesondere Mädchen betroffen sind, so¬ 
wie in der potenziellen Sexualisierung des Selbstkonzeptes 
zulasten einer größeren Vielfalt der Selbstkonzeptaspekte 
(Shafer et al. 2013). Korrelative Befunde weisen auf einen 
Zusammenhang zwischen Sexting und riskantem Sexual¬ 
verhalten hin, wie z. B. Sex mit kaum bekannten Partnern/ 
Partnerinnen (z. B. Benotsch et al. 2013). Allerdings wird 
das Thema Sexting erst seit Kurzem systematisch unter¬ 
sucht, sodass Längsschnittstudien über die Bedeutung 
dieses Verhaltensmusters für die Sexualitätsentwicklung 
noch nicht vorhegen. 

Eindeutig problematisch und ggf. strafbar ist das 
Versenden sexueller Darstellungen, die dritte Personen 
zeigen. Wie die Interviews von Grimm et al. (2010) mit 
Expertinnen/Experten und Jugendlichen zeigen, besteht 
hier noch ein deutlicher Aufklärungs- und Sensibilisie¬ 
rungsbedarf. Döring (2012) stellt in ihrem Übersichts¬ 
beitrag eine Reihe von Empfehlungen für das »Safer Sex¬ 
ting« zusammen (z. B. Wechselseitigkeit, diskrete bzw. 
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anonymisierte Bilder), die als Ausgangspunkt für die me¬ 
dienpädagogische Auseinandersetzung mit dem Sexting 
genutzt werden können. 

36.6 Pädagogische Auseinandersetzung 
mit sexuellen Medieninhalten und 
sexueller Gewalt 


Auch wenn die wissenschaftliche Forschung die Wirkun¬ 
gen pornografischer Medien auf Kinder und Jugendliche 
weniger dramatisierend beschreibt als es in der öffentli¬ 
chen Diskussion zuweilen geschieht (kritisch dazu auch 
Hajok 2009), überwiegen doch die Befunde, die von einem 
potenziell negativen Einfluss pornografischer Darstellun¬ 
gen auf die Sexualitätsentwicklung im Jugendalter ausge¬ 
hen. Neben den beschriebenen Wirkungen auf sexuelle 
Skripte, Verhaltensmuster und Einstellungen, die sexuelle 
Opfererfahrungen sowie sexuelle Aggression begünstigen 
können, wiesen Studien auch negative Effekte des Porno¬ 
grafiekonsums auf die Zufriedenheit mit der eigenen Se¬ 
xualität nach (z. B. Peter u. Valkenburg 2009). 

Anders als Hajok (2009) argumentiert, kann man aus dem Umstand, 
dass Jugendliche trotz der zunehmenden Verfügbarkeit pornografi¬ 
scher Inhalte in neueren Umfragen mehrheitlich an Werten wieTreue 
und Monogamie festhalten, nicht den Schluss ziehen, es gäbe kei¬ 
ne Belege für den Einfluss von Pornografie auf sexuelles Verhalten. 
Hierzu sind vielmehr Studien heranzuziehen, die auf intraindividu¬ 
eller Ebene den Zusammenhang zwischen Pornografiekonsum und 
Sexualverhalten erfassen und die zahlreiche Befunde für einen sol¬ 
chen Zusammenhang vorlegten. Die Studien besagen, dass ein Teil 
der Varianz im sexuellen Verhalten und in den sexuellen Skripten mit 
Unterschieden in der Pornografienutzung erklärt werden können, 
von einem deterministischen oder gar perfekten Zusammenhang ist 
keine Rede. 

Da, wie oben ausgeführt, die Nutzung pornografischer 
Medieninhalte im Jugendalter insbesondere bei Jungen 
ein altersnormatives Verhalten darstellt und gleichzeitig 
eine Reihe problematischer Effekte des Pornografiekon¬ 
sums auf die sexuelle Sozialisation belegt wurden, ergibt 
sich die Frage nach den geeigneten gesellschaftspoliti¬ 
schen Maßnahmen zur Verhinderung derartiger negativer 
Effekte. Gesetzliche Regelungen des Jugendschutzes, wie 
sie in Deutschland vorliegen, können die Zugänglichkeit 
insbesondere gewalthaltiger Pornografie einschränken, 
aber nicht gänzlich unterbinden. Zudem ist aus der For¬ 
schung zu gewalthaltigen Medieninhalten bekannt, dass 
Verbote und Altersbeschränkungen die Attraktivität der 
betreffenden Inhalte zusätzlich erhöhen (sogenannter For- 
bidden-Fruit-Effekt; Bijvank et al. 2009). Deshalb besteht 
eine klare Notwendigkeit, die Medienkompetenz von Ju¬ 
gendlichen im Umgang mit pornografischen Inhalten im 
Rahmen medienpädagogischer Ansätze zu fördern. 


Obwohl der Kontakt mit pornografischen Medienin¬ 
halten im Jugendalter weit verbreitet ist, wird das Thema 
im Rahmen des schulischen Sexualkundeunterrichts weit¬ 
gehend ausgespart (BZgA 2010). Dies mag daran liegen, 
dass nach Auskunft der von der BZgA befragten Jugendli¬ 
chen das Interesse an der Thematik vonseiten der Schüler/ 
Schülerinnen gering ist: Weniger als jede/r Fünfte würde 
gerne zu diesem Thema mehr wissen. Auch das Thema 
»sexuelle Gewalt« wird von weniger als der Hälfte der Be¬ 
fragten als Gegenstand des Sexualkundeunterrichts ge¬ 
nannt und weniger als ein Drittel der Mädchen und ein 
Fünftel der Jungen würden über dieses Thema gerne mehr 
erfahren. 

Angesichts der vielfach belegten Einflüsse pornografi¬ 
scher Medieninhalte auf sexuelle Skripte und sexuelles 
Verhalten sowie der erheblichen Prävalenzen sexueller 
Aggression und Opfererfahrungen im Jugendalter (Krä¬ 
he u. Scheinberger-Olwig 2002) ist eine solche Abstinenz 
jedoch als problematisch zu bewerten. Vielmehr sollte die 
Förderung der Pornografiekompetenz sowie der sexuellen 
Selbstbestimmung ein fester Bestandteil der Auseinander¬ 
setzung mit dem Thema Sexualität in pädagogischen Kon¬ 
texten darstellen. Nach Döring (2011) umfasst die Porno¬ 
grafiekompetenz im wesentlichen drei Facetten: 


Aspekte der Pornografiekompetenz 

a. Bewertungskompetenz im Sinne der selbst- und 
sozialverantwortlichen Bewertung pornografi¬ 
scher Medieninhalte 

b. Nutzungskompetenz im Sinne der Abwägung der 
Möglichkeiten und Risiken des Pornografiekon¬ 
sums 

c. Gestaltungskompetenz im Sinne der reflektierten 
Entscheidung für oder gegen sexuelle Selbstdar¬ 
stellung im medialen Raum 


Mittlerweile liegen verschiedene Angebote vor, die die 
Themen Pornografie und sexuelles Verhalten aufgreifen. 
Sie richten sich sowohl an Kinder und Jugendliche als 
auch an Eltern und Pädagoginnen/Pädagogen und kön¬ 
nen zur Förderung der Medienkompetenz im Umgang mit 
sexuellen Inhalten genutzt werden. 

Im Folgenden sollen einige dieser Angebote genannt 
werden, die das Internet als Vermittlungsforum nutzen. 
Zunächst ist das Jugendportal »loveline.de« der BZgA 
zu nennen (► https://www.loveline.de/), das z. B. unter 
dem Stichwort Pornografie die verzerrte Darstellung se¬ 
xueller Beziehungen aufgreift und unter dem Stichwort 
»Tu nur, was Du wirklich willst«, die Bedeutung sexueller 
Selbstbestimmung hervorhebt. Ebenfalls an Jugendliche 




378 Kapitel 36 • Nutzung und Wirkungen sexueller Medieninhalte im Jugendalter 


richtet sich das Portal »Young Avenue«, das in einem »In¬ 
fobus« vielfältige Informationen zum Thema Sexuelle Ge¬ 
walt enthält (► http://www.youngavenue.de/). 

Parallel zu den Angeboten für Jugendliche stellt die 
BZgA mit ihrem Portal »schule.loveline.de« (► http:// 
www.schule.loveline.de/) umfangreiche Materialien für 
Lehrkräfte zur fächerübergreifenden Auseinandersetzung 
mit der Thematik im Unterricht zur Verfügung. So fin¬ 
det sich dort z. B. unter »Projekte« das Projekt »Balance 
e.V.«, das eine Einheit zum Thema »Erotik im Internet« 
enthält. Speziell auf die Thematik sexueller Gewalt ist die 
Plattform »Spaß oder Gewalt« ausgerichtet (► http://www. 
spass-oder-gewalt.de/), die sowohl Hintergrundtexte zum 
Thema »sexuelle Gewalt« als auch Materialien für den 
Unterricht bereitstellt. 

Auch verschiedene Theaterprojekte, die in den schu¬ 
lischen Rahmen eingebettet sind, setzen sich mit der The¬ 
matik sexueller Gewalt auseinander (z. B. »GRENZGE¬ 
BIETE«; ► http://www.jugendschutz-niedersachsen.de/). 
Allerdings sind diese Programme nur selten systematisch 
evaluiert, sodass über ihre Wirksamkeit keine fundierten 
Aussagen möglich sind. Eine Ausnahme bildet das Pro¬ 
jekt »Am Ende der Angst« der Hänsel und Gretel-Stiftung 
(► http://www.haensel-gretel.de/de/projekte/baden-wuert- 
temberg/ende-der-angst.php), das einer experimentellen 
Evaluation unterzogen wurde. Schülerinnen und Schüler, 
die das Stück gesehen hatten, wurden im Hinblick auf 
Einstellungen und Wissen zu sexueller Gewalt mit einer 
Kontrollgruppe verglichen. Wie dem Evaluationsbericht 
zu entnehmen ist, wurde neben den intendierten Wir¬ 
kungen auf ein verbessertes Wissen über sexuelle Gewalt 
auch unerwünschte Effekte im Sinne einer stärkeren Ak¬ 
zeptanz von Mythen über Vergewaltigung in der Gruppe, 
die das Stück gesehen hatte, ermittelt (Kreft et al. 2013). 
Diese Befunde unterstreichen die Notwendigkeit einer 
systematischen Entwicklung und Evaluation von Inter¬ 
ventionsmaßnahmen auf der Basis theoretischer Ansätze 
der Medienwirkung und der Einstellungs- und Verhal¬ 
tensänderung. 

36.7 Zusammenfassung und Ausblick 


Die Nutzung sexueller Medieninhalte stellt im Jugend¬ 
alter ein altersnormatives Verhaltensmuster dar. Sie kann 
unterschiedliche Bedürfnisse befriedigen wie z. B. den 
Wissenserwerb und die Klärung von Fragen zur eige¬ 
nen Sexualität, die in Face-to-Face-Kontakten als pein¬ 
lich oder unangenehm empfunden würden. Allerdings 
weist die leichte Zugänglichkeit pornografischer Medien¬ 
inhalte und der in ihnen vermittelten sexuellen Skripte 
und Normen auch problematische Aspekte im Hinblick 
auf die Förderung sexuellen Risikoverhaltens, sexueller 


Aggression und stereotyper Bilder über Sexualität und 
Geschlechterrollen auf. Deshalb ist eine stärkere pädago¬ 
gische Auseinandersetzung mit sexuellen Medieninhalten 
angezeigt, für die eine Reihe vorliegender Angebote online 
zur Verfügung stehen. 

Abschließend sei betont, dass die moderne Medien¬ 
welt Kindern und Jugendlichen auch im Bereich der Se¬ 
xualität vielfältige Möglichkeiten des Lernens, der Identi¬ 
tätsentwicklung und des Austausches mit anderen bietet. 
Aufgabe einer unterstützenden Medienpädagogik muss es 
sein, die notwendigen Kompetenzen zu vermitteln, diese 
Chancen nutzen und mit problematischen Darstellungen 
von Sexualität in den Medien selbstgesteuert und verant¬ 
wortungsbewusst umgehen zu können. 
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37.1 Begriffsdefinition und Häufigkeiten 

Bei der Auseinandersetzung mit dem Thema sexuelle Ge¬ 
walt unter Gleichaltrigen muss zunächst eine Klärung der 
Vielzahl von Begrifflichkeiten und Definitionen erfolgen. 
Im Folgenden sollen daher zunächst die wichtigsten Be¬ 
grifflichkeiten erläutert werden: 

1. Sexuell aggressives Verhalten kann als jede Form 
von ungewolltem sexuellem Kontakt, der durch ge¬ 
walttätige oder nicht gewalttätige Mittel erreicht wird, 
definiert werden. Eingeschlossen sind sowohl relativ 
milde Übergriffe (z. B. Küssen oder Berühren), aber 
auch schwere sexuelle Übergriffe (z. B. Vergewal¬ 
tigung oder Zwang zu sexuellen Handlungen). Die 
Mittel, die eingesetzt werden, um einen ungewollten 
sexuellen Kontakt zu erreichen, können verbalen 
Druck, Bedrohungen, aber auch körperliche Gewalt 
umfassen. Synonyme sind z. B. sexuelle Gewalt/ 
Aggression, sexuell delinquentes Verhalten, sexuell 
übergriffiges Verhalten und sexuell grenzverletzendes 
Verhalten (Allroggen et al. 2012a). Im Unterschied 
zum Begriff des Kindesmissbrauchs beinhalten diese 
Definitionen keinen bestimmten Altersabstand zwi¬ 
schen Täter und Opfer. 

2. Sexuell belästigendes Verhalten kann als jede Form 
der unerwünschten sexuellen Aufmerksamkeit ange¬ 
sehen werden und umfasst sowohl sexuell aggressives 
Verhalten als auch sexualisiertes Verhalten, das über¬ 
wiegend nicht mit körperlichem Kontakt einhergeht 
(Erzählen von obszönen Witzen, sexuelle Beleidigun¬ 
gen, Zeigen von pornografischem Material; McMas- 
ter et al. 2012). 

3. Von sexuellem Problemverhalten wird gesprochen, 
wenn das Verhalten das Kind sexuellen Risiken aus¬ 
setzt, mit Entwicklungsaufgaben oder sozialen Bezie¬ 
hungen interferiert oder wenn es für das Kind selbst 
oder andere missbrauchend ist. Diese Verhaltenswei¬ 
sen können sexuell aggressives Verhalten, aber auch 
exzessive Masturbation oder ein allgemein sexuali¬ 
siertes Verhalten umfassen (Chaffin et al. 2006). 

Häufig findet sich auch der Begriff der sexualisierten Ge¬ 
walt. Damit soll betont werden, dass es sich bei sexueller 
Gewalt um eine sexuelle Form von allgemein motivier¬ 
ter Gewalt handelt, weniger um primär sexuell motivier¬ 
te Gewalt. Diese Unterscheidung muss für Kinder und 
Jugendliche als nur bedingt sinnvoll angesehen werden. 
So spielen bei sexueller Gewalt gegenüber Gleichaltrigen 
insbesondere bei Jugendlichen sowohl sexuelle als auch 
allgemein aggressive Motive eine Rolle. Hinzu kommt, 
dass beispielsweise in Paarbeziehungen unter Adoles¬ 
zenten unterschiedliche Formen von Gewalt (körperlich, 
verbal, psychologisch, sexuell) häufig zusammen auftre- 
ten und sich eine eindeutig zugrunde liegende Dynamik 


nicht regelmäßig identifizieren lässt. Aus diesem Grunde 
wird der Begriff der sexuellen oder sexualisierten Gewalt 
in diesem Kapitel rein deskriptiv benutzt, ohne etwas über 
die zugrunde liegende Motivation (sexuell vs. allgemein 
aggressiv) aussagen zu wollen (Allroggen et al. 2012b). 

Eine weitere Problematik bei der Auseinandersetzung 
mit dem Thema sexuelle Gewalt unter Gleichaltrigen be¬ 
steht darin, dass ein off fließender Übergang besteht zwi¬ 
schen freiwilligen und unfreiwilligen sexuellen Handlun¬ 
gen. Dies birgt einerseits die Gefahr, sexuelle Übergriffe 
nicht zu erkennen bzw. zu bagatellisieren, andererseits 
aber auch eine Tendenz, eine Einteilung der beteiligten 
Kinder und Jugendlichen in Täter/Täterin und Opfer zu 
erzwingen und somit einvernehmliche Handlungen als 
Übergriffe zu werten. Dabei sind sexuelle Handlungen 
unter Kindern und Jugendlichen kein seltenes Ereignis. 
So berichteten in einer Untersuchung von Larsson und 
Svedin (2002) über 80 % der 269 befragten jungen schwe¬ 
dischen Erwachsenen (Durchschnittsalter 18,6 Jahre) von 
einvernehmlichen sexuellen Handlungen mit Gleichaltri¬ 
gen vor dem Alter von 13 Jahren. 

Bezüglich der Häufigkeit von sexuell aggressivem Ver¬ 
halten unter Gleichaltrigen liegen für den deutschsprachi¬ 
gen Raum keine verlässlichen Daten vor, da in der Regel 
nicht explizit nach sexueller Gewalt gegenüber Gleichalt¬ 
rigen gefragt wird, sondern nach Erfahrungen mit sexuel¬ 
ler Gewalt allgemein. In internationalen Studien zeigt sich 
jedoch, dass sexuell aggressives Verhalten unter Kindern 
und Jugendlichen durchaus häufig ist. In der oben bereits 
genannten schwedischen Studie gaben 18 % der Mädchen 
und 7 % der Jungen an, sexuelle Gewalt vor dem Alter von 
13 Jahren durch andere Kinder oder Jugendliche erfahren 
zu haben (Larsson u. Svedin 2002). Studien aus den USA 
zeigen, dass bis zu 25 % der weiblichen und 3 % der männ¬ 
lichen Jugendlichen sexuelle Gewalt durch Gleichaltrige er¬ 
fahren haben (Young et al. 2009b; Allroggen et al. 2012a für 
eine Übersicht). Internationale Studien, die auch leichtere 
Formen von sexueller Gewalt (sexuell belästigendes Verhal¬ 
ten) einschließen, fanden Prävalenzen von erlebten sexuel¬ 
len Übergriffen zwischen 10 und 80 % für Jugendliche bei¬ 
den Geschlechts (Allroggen et al. 2014). Gleichzeitig zeigten 
etwa 50 % der Jungen und Mädchen selber sexuell belästi¬ 
gendes Verhalten, bis zu 8 % der Jungen und 5 % der Mäd¬ 
chen sexuell aggressives Verhalten (AAUW 2001; Young et 
al. 2009b; siehe Allroggen et al. 2012a für eine Übersicht). 

Dass Jugendliche wahrscheinlich gefährdeter sind, se¬ 
xuelle Gewalt durch Gleichaltrige zu erfahren als durch Er¬ 
wachsene, zeigen auch zwei Studien aus dem deutschspra¬ 
chigen Raum. Die Untersuchung des Deutschen Jugend¬ 
instituts konnte zeigen, dass sexuelle Gewalt unter Kindern 
und Jugendlichen in Institutionen und Schulen deutlich 
häufiger ist als Übergriffe durch Fachkräfte. Nach der 
Häufigkeit von Verdachtsfällen in den letzten drei Jahren 
befragt, wurde aus 39 % der befragten Jugendhilfeeinrich- 
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tungen davon berichtet, dass es zu sexueller Gewalt unter 
Gleichaltrigen gekommen sei, aber nur 10% berichteten 
von Übergriffen durch Mitarbeiter. Ein ähnliches Verhält¬ 
nis findet sich bei den befragten Internaten (3% vs. 28%). 
Auch in Schulen waren Übergriffe unter Kindern und Ju¬ 
gendlichen häufig. 16% der befragten Schulleitungen ga¬ 
ben an, entsprechende Verdachtsfälle gehabt zu haben, aber 
nur 4 % durch an der Einrichtung beschäftigte erwachsene 
Personen (Helming et al. 2011). Differenzierte Ergebnisse 
fanden sich auch in einer Studie an Jugendlichen in der 
Schweiz (Alter 15-17 Jahre). 8,1 % der Jungen und 21,7 % der 
Mädchen gaben an, schon sexuelle Gewalt mit Körperkon¬ 
takt erlebt zu haben. Bei jugendlichen Opfern stellten ande¬ 
re Jugendliche und frühere Liebespartner die mit Abstand 
häufigsten Täter dar (UBS Optimus Foundation 2012). 

37.2 Gefährdungsfaktoren 

37.2.1 Sexuell übergriffige Kinder und 
Jugendliche 


Ein einheitliches Entstehungsmodell für die Entwicklung 
von sexuell aggressivem Verhalten unter Kindern und 
Jugendlichen existiert nicht. Die bisher untersuchten Ri¬ 
sikofaktoren haben für verschiedene Tätergruppen und 
Formen sexuell aggressiven Verhaltens unterschiedliche 
Bedeutung. Hinzu kommt, dass das Thema »sexuelle Ge¬ 
walt unter Gleichaltrigen« lange Zeit vernachlässigt wurde 
und vor allem Kindesmissbrauch untersucht wurde, d. h. 
Übergriffe durch einen Erwachsenen oder deutlich älteren 
Jugendlichen auf ein Kind. 

Einen bedeutsamen Risikofaktor für die Entwick¬ 
lung sexuell aggressiven Verhaltens stellen eigene Miss¬ 
brauchs- und Misshandlungserfahrungen dar. Jugend¬ 
liche, die sexuell aggressives Verhalten zeigen, haben 
deutlich häufiger sowohl sexuellen Missbrauch als auch 
körperliche Misshandlung erlebt als Jugendliche, die all¬ 
gemein aggressives Verhalten zeigen. Auch Schwere und 
Dauer eines erlebten sexuellen Missbrauchs sind bei se¬ 
xuell aggressiven Jugendlichen ausgeprägter als bei all¬ 
gemein aggressiven Jugendlichen. Für sexuell aggressive 
Jugendliche ist die Wahrscheinlichkeit dafür, selbst Opfer 
von körperlicher Misshandlung gewesen zu sein, 1,6 Mal 
größer als für allgemein aggressive Jugendliche und da¬ 
für, sexuell missbraucht worden zu sein, 5,54 Mal größer 
(Seto u. Lalumiere 2010). Die Bedeutung sexueller Miss¬ 
brauchserfahrungen für die Entwicklung sexuell aggres¬ 
siven Verhaltens ist zudem bei Jungen und Tätern, deren 
Opfer deutlich jünger sind als sie (»child offender«), wahr¬ 
scheinlich nach bisheriger Datenlage größer als bei Mäd¬ 
chen und jugendlichen Tätern, deren Opfer Gleichaltrige 
(»peer offender«) sind (Worling 1995). Wichtig ist jedoch 
zu betonen, dass die meisten Opfer eines sexuellen Miss¬ 


brauchs oder von Misshandlung kein sexuell aggressives 
oder sexuell auffälliges Verhalten zeigen und weitere Fak¬ 
toren bei der Entstehung sexuell aggressiven Verhaltens 
eine Rolle spielen. Auch findet sich nicht bei allen sexuell 
aggressiven Kindern und Jugendlichen eine Missbrauchs- 
oder Misshandlungsvorgeschichte. 

Weitere Faktoren (außer dem Faktor, selbst Opfer 
sexuellen Missbrauchs gewesen zu sein), die männliche 
sexuell aggressive Jugendliche von allgemein aggressiven 
Jugendlichen unterscheiden sind in □ Tab. 37.1 dargestellt. 

Eine befürwortende Einstellung gegenüber sexuell 
aggressivem Verhalten oder eine ab wertende Haltung ge¬ 
genüber Frauen hat in der Entwicklung von sexuell über¬ 
griffigem Verhalten bei Jugendlichen weniger Bedeutung. 

Weitere biografische und persönliche Risikofaktoren, 
die in einzelnen Studien gefunden wurden, umfassen die 
Abwesenheit eines oder beider biologischer Elternteile, 
insbesondere des Vaters, wiederholte Beziehungsabbrüche 
zu primären Bezugspersonen und Beziehungswechsel, das 
Vorliegen von sexueller oder körperlicher Gewalterfah¬ 
rung der Mutter, Drogenmissbrauch, Mitgliedschaft in ei¬ 
ner delinquenten Gleichaltrigengruppe, das Vorliegen von 
psychischen Erkrankungen und Entwicklungsstörungen 
sowie promiskuitives Verhalten (Bentovim 1996; Elsner et 
al. 2008; Jonson-Reid u. Way 2001; Silovsky u. Niec 2002; 
Young et al. 2009a). 

Während die beschriebenen Risikofaktoren allgemein 
Unterschiede in der Entstehung von sexuell aggressivem 
zu allgemein aggressivem Verhalten zu erklären versu¬ 
chen, finden sich auch bei verschiedenen Formen sexuell 
aggressiven Verhaltens unterschiedliche Risikofaktoren. 
Unterschiede von »child offenders« im Vergleich zu »peer 
offenders« sind in der nachfolgenden Übersicht dargestellt 
(Hendriks u. Bijleveld 2004; Kemper u. Kistner 2010): 

»Child offenders« zeigen gegenüber »peer offen¬ 
ders« 

— mehr psychopathologische Auffälligkeiten, 

— sind weniger extrovertiert, 

— sind sozial schlechter integriert, 

— haben ein negativeres Selbstbild, 

— haben häufiger problematische familiäre Hinter¬ 
gründe, 

— sind häufiger Opfer von Vernachlässigung, sexuel¬ 
lem Missbrauch und Gewalt in ihrer Herkunfts¬ 
familie, 

— sind im Durchschnitt jünger, 

— setzen seltener körperliche Gewalt ein, 

— fallen insgesamt weniger durch andere Gewalt¬ 
taten auf, 

— kennen ihre Opfer häufiger, 

— wählen überwiegend männliche Opfer. 
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O Tab. 37.1 Unterschiede männlicher sexuell aggressiver Jugendlicher gegenüber allgemein aggressiven Jugendlichen (nach 

Seto u. Laiunniere 2010) 

Faktor 

Beispiel 

Atypische sexuelle Interessen 

Ein Junge, der in die Pubertät kommt, fühlt sich sexuell erregt, wenn er wesentlich jüngeren 
Mädchen körperlich ganz nah ist oder sie nackt sieht. Er fantasiert auch oft darüber. Auch in den 
folgenden Jahren fühlt er sich weiterhin zu Mädchen im Alter von 5-7 Jahren hingezogen. 

Soziale Isolation (aber nicht 
soziale Inkompetenz) 

Ein 14-Jähriger ist in der Schule eher ein Außenseiter und hat wenig Interesse daran, mit Mitschü¬ 
lerinnen und Mitschülern in Kontakt zu kommen. Spricht er dennoch mit anderen, ist er jedoch 
nicht schüchtern - im Gegenteil, er kann sich gut durchsetzen und seine Ziele verfolgen. 

Frühe Exposition gegenüber Sex 

oder pornografischen Inhalten 

Ein kleiner Junge schläft im gleichen Raum wie sein älterer Bruder und ist damit schon in jungen 
Jahren Zeuge der sexuellen Aktivitäten des großen Bruders. Außerdem zeigt ihm sein Bruder auf 
dem Handy Bilder von nackten Frauen. 

Angst, geringes Selbstwert¬ 
gefühl 

Ein 14-jähriger Junge ist sehr unsicher und hat Angst vor Dunkelheit. Außerdem gehen ihm 
(mehr als anderen Jungen seines Alters) ständig Gedanken durch den Kopf wie: 

- »Ich kann das eh nicht.« 

- »Ich bin hässlich.« 

- »Mich kann sowieso keiner leiden.« 

- »Die anderen sind alle viel cooler als ich.« 

Weniger antisoziales Verhalten 

(aber gleich häufig antisoziale 
Persönlichkeitszüge) als allge¬ 

(Weniger) antisoziales Verhalten: Ein 16-jähriger Junge hat einen 9-jährigen Jungen sexuell 
missbraucht. Er hat keine kriminelle Vorgeschichte und ist auch sonst nicht als gewalttätig, 
aggressiv o. Ä. aufgefallen. 

mein aggressive Jugendliche 

Antisoziale Persönlichkeitszüge: Obwohl er keine kriminelle Vorgeschichte hatte, hat er eine 
positive Einstellung gegenüber delinquentem und ausnutzendem Verhalten, die der Einstellung 
allgemein aggressiver Jugendlichen ähnelt. 


Die Entstehung sexuell aggressiven Verhaltens von Ju¬ 
gendlichen ist Folge eines komplexen Zusammenspiels der 
oben genannten Risikofaktoren. Lerntheoretische Modelle 
(z. B. Wahrnehmung sexueller Aggression als belohnend; 
sexuelle Aggression als erlerntes und erprobtes Verhalten; 
frühe Konfrontation mit Medien sexuellen Inhalts) und 
bindungstheoretische Modelle (sexuelle Aggression als 
Kompensation unzureichender interpersoneller Bindun¬ 
gen) müssen dabei eher als sich ergänzend, nicht als sich 
gegenseitig ausschließend gesehen werden (Burk u. Burk¬ 
hardt 2003; Burton et al. 2002). Insgesamt ist aufgrund 
des Fehlens von überzeugenden Entstehungsmodellen 
von sexueller Gewalt unter Gleichaltrigen und der gro¬ 
ßen Überschneidung der Risikofaktoren von sexuell und 
allgemein aggressivem Verhalten noch unklar, ob es sich 
um eindeutig unterscheidbare Formen von aggressivem 
Verhalten handelt oder sexuelle Aggression lediglich als 
Teilaspekt einer allgemein dissozialen Handlung auftritt. 

Sexuell übergriffiges Verhalten unter Jugendlichen 
kann jedoch nicht ausschließlich als dissoziales Verhal¬ 
ten angesehen werden. Sehr häufig lässt sich bei Jugend¬ 
lichen sexuell belästigendes Verhalten, das sich vor allem 
in verbal übergriffigem oder leichteren Formen von kör¬ 
perlich übergriffigem Verhalten äußert, beobachten. Die¬ 
sem Verhalten, das sich sowohl bei Jungen als auch bei 
Mädchen zeigt, liegt eine deutlich beziehungsorientierte 


oder Kontakt suchende Motivation zugrunde. Obwohl 
sexuell belästigendes Verhalten dementsprechend als so¬ 
zial unerfahrene Form der Kontaktaufnahme zu gegenge- 
schlechtlichen Gleichaltrigen interpretiert werden kann 
(z. B. Ansprechen durch sexualisierte Bemerkungen, 
Zeigen von pornografischen Bildern, um Kontakt herzu¬ 
stellen), stellt es unter Umständen einen Entwicklungs- 
schritt hin zu schwerem sexuell aggressivem Verhalten 
dar. Welche Faktoren diesen Übergang begünstigen und 
ob es sich um die gleichen Faktoren wie oben dargestellt 
handelt, ist noch unklar. Gleichgeschlechtliche Belästi¬ 
gung ist im Gegensatz dazu deutlich stärker mit allge¬ 
mein aggressivem Verhalten assoziiert (McMaster et al. 
2002 ). 

Differenzierte Studien zu sexuellem Problemverhal¬ 
ten bei Kindern liegen nicht vor. Es zeigt sich lediglich, 
dass sowohl sexuell missbrauchte als auch misshandelte 
Kinder vermehrt sexualisiertes Verhalten zeigen. Die 
Unterscheidung zwischen einvernehmlichen sexuellen 
Handlungen unter Kindern (»Doktorspiele«) im Sinne 
eines Neugierverhaltens und sexuell übergriffigem Ver¬ 
halten ist häufig schwierig, und oft ist der Übergang flie¬ 
ßend. Als gesichert kann gelten, dass der relative Anteil 
der Mädchen unter sexuell aggressiven Kindern größer 
ist als unter sexuell aggressiven Jugendlichen. Es bestehen 
zudem Hinweise darauf, dass Kinder mit sexuell auffälli- 
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gern Verhalten insgesamt psychopathologisch auffälliger 
sind als Kinder ohne ein entsprechendes Verhalten. Aber 
auch hier gilt, dass von sexualisiertem Verhalten bei einem 
Kind nicht auf das Vorliegen eines sexuellen Missbrauchs 
in der Vorgeschichte geschlossen werden kann (Mosser 
2012 ). 

Risikofaktoren für spezielle Gruppen wie sexuell ag¬ 
gressive Mädchen oder besondere Formen von sexuellen 
Übergriffen unter Gleichaltrigen wie Geschwisterinzest 
sind bislang wissenschaftlich über Einzelfallbeschrei¬ 
bungen hinaus kaum untersucht worden. Es existieren 
allerdings Hinweise darauf, dass familiäre Faktoren eine 
zentrale Rolle spielen bzw. bedeutsamer sind als bei nicht 
inzestuöser sexueller Gewalt (Worling 1995). 

37.2.2 Opfer 


Die meisten Studien, die Gefährdungsfaktoren poten¬ 
zieller Opfer sexueller Übergriffe untersuchen, beziehen 
sich auf den Missbrauch von Kindern durch Erwachse¬ 
ne, nicht durch Gleichaltrige. Frühere Missbrauchs- und 
Misshandlungserfahrungen stellen aber auch bei Über¬ 
griffen durch Gleichaltrige einen Risikofaktor dar. Hierbei 
spielen wahrscheinlich ungünstige Bindungserfahrungen 
eine Rolle, mangelnde Fähigkeit sich anzuvertrauen, aber 
auch Schwierigkeiten in der Nähe-Distanz-Regulation. 
So finden sich sexuelle Übergriffe häufig auch bei fremd¬ 
untergebrachten Kindern, wobei das Risiko, in einer Ein¬ 
richtung der Jugendhilfe sexuelle Gewalt durch einen 
Mitbewohner/eine Mitbewohnerin zu erfahren, größer zu 
bewerten ist als das Risiko, Opfer eines Übergriffs durch 
einen Mitarbeiter/eine Mitarbeiterin zu werden (Helming 
et al. 2011). 

Bei Jugendlichen stellen gruppendynamische Pro¬ 
zesse (reale oder vermeintliche Erwartungen der Gleich¬ 
altrigengruppe), Alkoholkonsum und promiskuitives 
Verhalten Risikofaktoren für sexuelle Übergriffe durch 
Gleichaltrige dar. Ein gesteigerter Zugang zu Medien mit 
sexualisiertem Inhalt kann einen moderierenden Effekt 
haben. Der Kontakt zu diesen Medien erhöht das Risi¬ 
ko für sexuell belästigendes Verhalten, aber auch für frü¬ 
heren Geschlechtsverkehr und eine permissive sexuelle 
Einstellung (► Kap. 36 »Medienpädagogik«). Bei sexuel¬ 
len Kontakten unter Jugendlichen besteht oft ein fließen¬ 
der Übergang zwischen freiwilligen und unfreiwilligen 
sexuellen Aktivitäten. So wird Sexualität häufig eingesetzt, 
um einen Partner vermeintlich an sich zu binden oder 
findet aufgrund von verbalem Druck (»Überreden«) oder 
Erwartungen der Gleichaltrigengruppe statt (Collins et al. 
2009). In diesem Zusammenhang muss auch das Fehlen 


einer gelungenen Sexualaufklärung als Gefährdungsfaktor 
angesehen werden (vgl. ► Kap. 10 Gefährdungslage und 
Schutzfaktoren«). 

37.3 Schutzfaktoren 


37.3.1 In Bezug darauf, sexuell übergriffig zu 
werden 


Schutzfaktoren wurden insbesondere untersucht in Zu¬ 
sammenhang mit Missbrauchserfahrungen. Es zeigte sich, 
dass familiäre Faktoren erheblich dazu beitragen, ob es 
in der Folge eines sexuellen Missbrauchs zu sexuell über¬ 
griffigem Verhalten kommt. Als protektiver Faktor gilt ein 
höheres Funktionsniveau in der Familie, das durch mehr 
Unterstützung für das Kind, eine erhöhte Problemlöse- 
kompetenz, stabile Eltern-Kind-Beziehungen sowie ein 
wenig sexualisiertes häusliches Umfeld gekennzeichnet ist 
(Mosser 2012). 

Schutzfaktoren in Bezug auf sexuell aggressives Ver¬ 
halten gegenüber Gleichaltrigen - unabhängig von dem 
Vorliegen eines sexuellen Missbrauchs - sind schlecht 
untersucht. Es gibt aber Hinweise, dass bei männlichen 
Jugendlichen emotionale Gesundheit und gute soziale 
Integration einen Schutzfaktor vor sexuell aggressiven 
Handlungen darstellen. Bei Mädchen stellen gute schuli¬ 
sche Leistungen einen protektiven Faktor für sexuell ag¬ 
gressives Verhalten dar (Wagman Borowsky et al. 1997). 

37.3.2 Opfer 


Untersuchungen zu Schutzfaktoren potenzieller Opfer 
von sexueller Gewalt durch Gleichaltrige liegen nicht vor. 
Auch wenn die Abwesenheit von Gefährdungsfaktoren 
nicht als Schutzfaktor gewertet werden, kann vermutet 
werden, dass ein sicheres Bindungsverhalten und eine 
altersangemessene Sexualaufklärung einen protektiven 
Faktor darsteilen. Bei Jugendlichen stellt die Integration 
in eine nicht dissoziale Gruppe Gleichaltriger möglicher¬ 
weise einen Schutzfaktor dar. 

37.4 Folgen sexueller Übergriffe unter 
Kindern und Jugendlichen und 
Behandlungsmöglichkeiten 

Sexuelle Übergriffe unter Gleichaltrigen werden 
häufig nicht erkannt, da sich die Betroffenen selten an 
erwachsene Bezugsperson (Eltern, Lehrerinnen/Lehrer, 
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Bezugserzieher/innen) wenden. Sofern überhaupt davon 
berichtet wird, so eher gegenüber Gleichaltrigen (Priebe u. 
Svedin 2008). Werden sexuelle Handlungen unter Gleich¬ 
altrigen entdeckt, besteht häufig die Schwierigkeit, zwi¬ 
schen einvernehmlichen und erzwungenen Handlungen 
zu unterscheiden. 

Als problematisch müssen sexuelle Kontakte unter 
Kindern und Jugendlichen jedoch insbesondere dann an¬ 
gesehen werden, wenn ein deutlicher Alters- oder Ent¬ 
wicklungsabstand zwischen den Beteiligten besteht und 
es zum Einsatz von Gewalt oder Zwang kommt. Aspek¬ 
te, die dementsprechend bei der Beurteilung, ob es sich 
um einvernehmliche oder übergriffige Handlungen han¬ 
delt, berücksichtigt werden müssen, sind beispielsweise 
Machtgefälle zwischen den Beteiligten, unterschiedliche 
Entwicklungsstände, aber auch Art und Häufigkeit der 
sexuellen Handlungen, Reaktionen auf Interventionen 
sowie potenzielle Schäden für die beteiligten Kinder und 
Jugendlichen, aber auch alters- und kulturspezifische 
Normen. 

Aufgrund der mit dieser Thematik verbundenen 
Scham wird auch bei einvernehmlichen Handlungen 
häufig der andere als alleiniger Initiator der Handlungen 
beschuldigt. Werden die Hintergründe dann nicht aus¬ 
reichend geklärt, besteht möglicherweise die Tendenz, 
eine Kategorisierung in Täter und Opfer anhand äußerer 
Merkmale (Alter, Bestehen von sonstigen Verhaltensauf¬ 
fälligkeiten) vorzunehmen. 

Bei Aufdeckung von sexuellen Übergriffen ist den¬ 
noch eine angemessene und schnelle Reaktion der päda¬ 
gogischen Fachkräfte erforderlich (Enders 2012; Mosser 
2012 ): 

Eindeutige Stellungnahme der Bezugspersonen, dass 
sexuell grenzverletzendes Verhalten unangemessen 
ist. 

™ Befragung der Beteiligten im Einzelgespräch. 

™ Keinen Druck ausüben, wenn betroffene Kinder nicht 
über die erlebten Übergriffe sprechen wollen. 

— Vermeidung zu starker emotionaler Reaktionen der 
pädagogischen Fachkräfte. 

— Information der Eltern aller Beteiligten. 
Unterstützungsangebote für die beteiligten Kinder 
und Jugendlichen und ihre Eltern. 

™ Angemessene Sanktionen, die sich nach den Kriterien 
des Opferschutzes, der Wiederholungsgefahr und der 
Schwere der Tat richten (z. B. der Täter/die Täterin 
muss den Ort wechseln/darf nicht mehr alleine in 
bestimmte Situationen gehen). 

Auch die betroffene Institution benötigt Unterstützung 
durch externe Beratungsstellen oder qualifizierte Institu¬ 
tionen. Hilfreich ist, wenn an der jeweiligen Institution 
bereits verbindliche Verfahrensrichtlinien vorliegen. Vor 


einer Anzeige bei der Polizei ist auf jeden Fall Rücksprache 
mit dem geschädigten Kind und seinen Sorgeberechtigten 
zu halten. 

Eine Trennung von Täter/Täterin und Opfer hat Pri¬ 
orität. Dennoch sollte geprüft werden, ob ein Verbleib 
des sexuell aggressiven Kindes in der Einrichtung oder 
Institution möglich ist, da diese Kinder häufig bereits 
zahlreiche Beziehungsabbrüche erlebt haben und ein er¬ 
neuter Beziehungsabbruch zu einer Aufrechterhaltung 
der zugrunde liegenden Problematik beitragen kann. Ist 
ein Wechsel unvermeidlich, ist dieser durch die pädagogi¬ 
schen Fachkräfte zu begleiten. 

37 . 4.1 Folgen sexueller Übergriffe durch 
Gleichaltrige 


Internationale Studien zeigen, dass auch leichtere Formen 
sexuellen übergriffigen Verhaltens bereits zu deutlichen 
Beeinträchtigungen der betroffenen Kinder und Jugend¬ 
lichen führen können. Die Folgen umfassen Beeinträch¬ 
tigungen des Lern- und Leistungsverhaltens, können aber 
auch zu Schulabsentismus oder einem Wechsel der Schule 
führen, wenn das sexuell belästigende Verhalten in der 
Schule aufgetreten ist. Häufig sind auch psychosomatische 
Beschwerden, emotionale Störungen, selbstverletzendes 
Verhalten oder Substanzmissbrauch (AAUW 2011; Chio- 
do et al. 2009; Felix et al. 2009; Landstedt u. Gillander 
2011). Sexuell belästigendes Verhalten wird zudem als stär¬ 
ker belastend erlebt als sonstige verbale oder körperliche 
Übergriffe (Gruber u. Fineran 2008). 

Schwere Formen sexueller Gewalt durch Gleichaltri¬ 
ge können wie auch Kindesmissbrauch zu verschiedenen 
Traumafolgestörungen führen. Diese umfassen neben der 
Posttraumatischen Belastungsstörung auch affektive Stö¬ 
rungen, Störungen des Sozialverhaltens oder selbstverlet¬ 
zendes Verhalten (Chen et al. 2010). Zu der Frage, inwie¬ 
weit sich die Folgen von sexueller Gewalt durch Gleichalt¬ 
rige von denen durch Erwachsene unterscheiden, liegen 
kaum Studien vor. Bei den Kurzzeitfolgen scheinen bei 
Kindern kaum Unterschiede zu bestehen, während Opfer 
von sexueller Gewalt durch Erwachsene und Jugendliche 
im Vergleich zu Kindern, die durch andere Kinder sexu¬ 
elle Übergriffe erlebt haben, häufiger klinisch bedeutsame 
Langzeitfolgen berichten (Sperry u. Gilbert 2005). Mosser 
(2012) diskutiert, dass Kindesmissbrauch langfristig belas¬ 
tender sein kann, da dieser häufig im familiären Rahmen 
stattfinde und damit eine zusätzliche Risikokonstellation 
vorliege. 

Die Behandlung der Kinder und Jugendlichen, die 
Opfer von sexueller Gewalt durch Gleichaltrige geworden 
sind, richtet sich nach der vorherrschenden klinischen 
Symptomatik und sollte sich in Ermangelung von diffe- 
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renzierten Untersuchungen nicht unterscheiden von der 
Behandlung von Kindern und Jugendlichen, die Opfer 
durch Erwachsene geworden sind. 

Bei der Behandlung von Jugendlichen, die Opfer sexu¬ 
eller Gewalt durch Gleichaltrige geworden sind, müssen 
jedoch einige Aspekte berücksichtigt werden, die die The¬ 
rapie ungünstig beeinflussen können. So kennen Täter und 
Opfer sich häufig und haben z. B. über Schule, aber auch 
soziale Netzwerke häufig weiterhin Kontakt. Insbesondere 
bei Opfern sexuell belästigenden Verhaltens kommt hin¬ 
zu, dass ihre Belastungen häufig nicht ernst genommen 
werden, da sexuell belästigendes Verhalten immer wieder 
als etwas Alltägliches wahrgenommen wird (AAUW 2011). 
Hier besteht die Gefahr, dass die Opfer zusätzlich ausge¬ 
grenzt oder weiter belästigt werden. Auch der Umstand, 
dass off ein fließender Übergang besteht zwischen frei¬ 
willigen und unfreiwilligen sexuellen Handlungen unter 
Jugendlichen, kann die therapeutische Auseinanderset¬ 
zung erschweren, indem die Betroffenen sich selbst eine 
erhebliche Mitschuld geben oder sich Belastungen nicht 
eingestehen. Allerdings fehlen hier noch wissenschaftliche 
Untersuchungen, inwieweit sich das therapeutische Vor¬ 
gehen bei der Behandlung der Folgen von Kindesmiss¬ 
brauch und sexueller Gewalt durch Gleichaltrige unter¬ 
scheiden muss. 

37 . 4.2 Behandlung von sexuell übergriffigen 
Kindern und Jugendlichen 


Frühwarnzeichen oder bestimmte psychiatrische Erkran¬ 
kungen, die eine Vorhersagekraft für sexuell übergriffiges 
Verhalten besitzen, existieren nicht. Das Vorliegen von Ri¬ 
sikofaktoren erlaubt keine Aussage darüber, ob ein Kind 
später sexuell übergriffiges Verhalten zeigt oder nicht, 
ebenso wenig das Vorliegen sexualisierter Verhaltenswei¬ 
sen. 

Sollte es zu sexuell übergriffigem Verhalten gekommen 
sein, ist eine differenzierte Diagnostik des übergriffigen 
Kindes/Jugendlichen (psychiatrisch, testpsychologisch 
einschließlich IQ, pädiatrisch) notwendig, die auch das 
Umfeld des Kindes oder Jugendlichen mit einbezieht und 
neben den Eebensumständen (z. B. Hinweise auf Miss¬ 
handlung, Vernachlässigung, dissoziale Peergroup) ins¬ 
besondere psychopathologische Auffälligkeiten (z. B. Al¬ 
koholmissbrauch, Impulsivität, sozialer Rückzug) erfasst. 

Die Therapieplanung richtet sich nach den be¬ 
schriebenen Auffälligkeiten und sollte mit spezialisierten 
Zentren bzw. Beratungsstellen abgestimmt werden. Eine 
Übersicht über fachspezifische Einrichtungen für sexuell 
übergriffige Kinder und Jugendliche findet sich beispiels¬ 
weise in der Expertise von König (2011). Mögliche An¬ 
sprechpartner für die Behandlung von sexuell aggressi¬ 


ven Kindern und Jugendlichen finden sich zudem unter 
den Mitgliedern der Bundesarbeitsgemeinschaff »Arbeit 
mit Kindern. Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit 
sexualisiert grenzverletzendem Verhalten« e. V. (► http:// 
www.bag-kjsgv.de/). 

Es existieren mittlerweile zahlreiche Therapieverfah- 
ren für sexuell übergriffiges Verhalten bei Kindern und 
Jugendlichen, insbesondere kommen kognitiv-behaviora- 
le Gruppen- und Einzeltherapien, familientherapeutische 
Interventionen, multisystemische Therapie, aber auch 
Traumatherapie infrage. Dabei scheinen kognitiv-beha- 
viorale Ansätze effektiver zu sein als unspezifische oder 
stützende Verfahren. Bei Kindern wird die Einbeziehung 
der Eltern als wichtig angesehen. Aussagekräftige Studien 
zur Wirksamkeit von Therapieansätzen bei sexuell über¬ 
griffigen Jugendlichen liegen bislang nur wenige vor. Es 
besteht jedoch ein gewisser Konsens, dass Interventions- 
maßnahmen mit einem gewissen »Druck« wie z. B. ge¬ 
richtlichen Auflagen stattfinden sollten und weniger ledig¬ 
lich die Freiwilligkeit der Teilnahme vorausgesetzt werden 
kann (König 2011). 
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Kapitel 38 • Rechtliche Aspekte bei sexuellen Übergriffen unter Kindern und Jugendlichen 


38.1 Strafmündigkeit und Reifefragen in 
Bezug auf Kinder, Jugendliche und 
Heranwachsende 


38 . 1.1 Kinder 


In Deutschland können Kinder, die das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, strafrechtlich nicht zur Ver¬ 
antwortung gezogen werden. Kinder im Alter von 13 Jah¬ 
ren und jünger sind also strafunmündig. 

§ 19 Strafgesetzbuch (StGB) bestimmt mit seiner kla¬ 
ren Altersgrenze, dass Kinder bis zu diesem Alter schuld¬ 
unfähig sind. Gegen sie gerichtete strafrechtliche Ermitt¬ 
lungsverfahren dürfen gar nicht erst eingeleitet werden 
bzw. müssen nach Klärung des Alters (zur Tatzeit) wieder 
eingestellt werden. 

§ 19 StGB Schuldunfähigkeit des Kindes 

Schuldunfähig ist, wer bei Begehung derTat noch 

nicht vierzehn Jahre alt ist. 


38.1.2 Jugendliche 


Ab dem 14. Geburtstag gelten Minderjährige als »Jugendli¬ 
che«. Für die zur Tatzeit 14 bis einschließlich 17 Jahre alten 
Jugendlichen muss jeweils individuell geprüft werden, ob 
sie die nötige Verantwortungsreife zur Tatzeit bereits be¬ 
sessen haben. Nur wenn dies im Einzelfall bejaht werden 
kann, ist der/die Jugendliche strafmündig (§ 3 Jugendge¬ 
richtsgesetz - JGG). 

§ 3 JGG Verantwortlichkeit 

Ein Jugendlicher ist strafrechtlich verantwortlich, 
wenn er zur Zeit derTat nach seiner sittlichen und 
geistigen Entwicklung reif genug ist, das Unrecht der 
Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln. 

Zur Erziehung eines Jugendlichen, der mangels Reife 
strafrechtlich nicht verantwortlich ist, kann der Rich¬ 
ter dieselben Maßnahmen anordnen wie das Fami¬ 
liengericht. 

Die Feststellung der strafrechtlichen Verantwortungsrei¬ 
fe ist vorzunehmen, ehe Fragen der Schuldfähigkeit nach 
den §§ 20/21 StGB (z. B. ob eine krankhafte seelische Stö¬ 
rung beim Täter vorliegt) geprüft werden. § 3 JGG enthält 
eine Spezialvorschrift, nach der sich bei fehlender Verant¬ 
wortungsreife solche Fragen gar nicht mehr stellen. 


§ 3 JGG (Satz 1) unterscheidet die ethische Reife, die 
Verstandesreife und die Willensbildungsfähigkeit eines 
Jugendlichen. So muss er in der Lage sein, Recht und Un¬ 
recht intellektuell zu unterscheiden, und darüber hinaus 
die Fähigkeit besitzen, sein Verhalten nach dieser Einsicht 
einzurichten (BGHSt 15, 377; 22, 77; Bohnert 1988, S. 250; 
Diemer et al. 1992, S. 4 ff.; Schaffstein u. Beulke 1998, S. 
55 ff.). 

Jugendlichen wird zwar nicht abverlangt, einzelne 
Strafrechtsvorschriffen zu kennen, sie müssen aber ein¬ 
schätzen können, dass ihr konkretes Verhalten rechtlich 
verboten ist (Zieger 2002, S. 32). Bei Delikten wie Dieb¬ 
stahl, Einbruchsdiebstahl etc. wird dies grundsätzlich un¬ 
terstellt, da Kinder und Jugendliche in der Regel ein Un¬ 
rechtsbewusstsein in dieser Hinsicht haben. Anders sieht 
es jedoch in folgenden Bereichen aus (Zusammenstellung 
nach Zieger 2002, S. 35 f. - dort mit weiteren Nachweisen): 

— Wenn es um »komplizierte Straftatbestände« geht 
(z. B. Verstöße gegen das Pflichtversicherungsgesetz, 
Bestechung, Hehlerei, Betrug). 

— Wenn - wie beim Warenhausdiebstahl - der Geschä¬ 
digte völlig anonym bleibt und die Waren verlockend 
für den Zugriff bereitgestellt waren. 

™ Bei Taten, die in der Umgebung des Jugendlichen all¬ 
gemein üblich oder Ausdruck von Rivalitätskämpfen 
sind (Wegnahme einer Jacke, die zu tragen eine ande¬ 
re Gruppe beansprucht). 

— Bei Straftaten, die aus dem Spiel heraus entstanden 
sind. 

— Bei einer Straftat aus einem für den jungen Menschen 
schwer zu bewältigenden Konflikt heraus. 

— Bei Straftaten in einer von Gruppendynamik gepräg¬ 
ten Situation. 

™ Bei Taten junger Migranten aus Kulturkonflikten 
heraus. 

— Bei Straftaten, die junge Täter zusammen mit ihren 
Eltern oder älteren Geschwistern auf deren Veranlas¬ 
sung hin begehen. 

— Wenn ein junger Mensch schwere Sozialisationsdefi¬ 
zite aufweist. 

Wenn die Tat, z. B. Sexualstraftat, Bezug zu Ent¬ 
wicklungsproblemen (Pubertät) hat. 

— Wenn der Täter erst 14 oder 15 Jahre alt ist: Je jünger 
ein Täter ist, desto eher können die Voraussetzungen 
des § 3 JGG vorliegen. 

38 . 1.3 Heranwachsende 


Heranwachsende sind aus Sicht des Jugendstrafrechts Per¬ 
sonen im Alter zwischen 18 und 21 Jahren (§ 1 Abs. 2 JGG). 
Diese sind nach § 105 Abs. 1 JGG grundsätzlich als straf¬ 
mündig anzusehen; in dieser Altersgruppe ist nur noch 
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die Frage zu klären, ob Jugend- oder Erwachsenenstraf¬ 
recht anzuwenden ist. 


§ 105 JGG Anwendung des Jugendstrafrechts auf 
Heranwachsende 

(1) Begeht ein Heranwachsender eine Verfehlung, die 
nach den allgemeinen Vorschriften mit Strafe bedroht 
ist, so wendet der Richter die für einen Jugendlichen 
geltenden Vorschriften der §§ 4 bis 8, 9 Nr. 1, §§ 10,11 
und 13 bis 32 entsprechend an, wenn 

1. die Gesamtwürdigung der Persönlichkeit des Tä¬ 
ters bei Berücksichtigung auch der Umweltbedin¬ 
gungen ergibt, daß er zur Zeit der Tat nach seiner 
sittlichen und geistigen Entwicklung noch einem 
Jugendlichen gleichstand, oder 

2. es sich nach der Art, den Umständen oder den Be¬ 
weggründen derTat um eine Jugendverfehlung 
handelt. 


- also daran, auch entsprechend diesem Unrechtsbewusst¬ 
sein zu handeln - fehlen, »wenn der Jugendliche die Tat 
unter dem beherrschenden Einfluss anderer (Gruppen¬ 
vergewaltigungen) oder in einer vergleichbaren Konflikt¬ 
situation begeht« (Esser 1999). 

Zudem sind immer die Umstände des Einzelfalles zu 
berücksichtigen. So können z. B. aus verschiedenen Grün¬ 
den zunächst einvernehmlich begonnene Sexualkontakte 
unter Jugendlichen in einem strafrechtlich relevanten Miss¬ 
brauch enden. Die Übergänge sind - gerade bei solchen 
Handlungen unter Jugendlichen - häufig fließend. Auch 
kann es sein, dass der Jugendliche z. B. durch Konsum por¬ 
nografischer Medien davon ausgeht, dass es völlig »nor¬ 
mal« und in Ordnung ist, wenn das Mädchen sich wehrt. 
Unter solchen Umständen kann es durchaus sein, dass dem 
Täter die nötige Einsichtsfähigkeit abzusprechen ist. 

Diese Aspekte machen noch einmal deutlich, weshalb 
die Beurteilung der Verantwortungsreife bei Jugendlichen, 
die mutmaßlich ein Sexualdelikt begangen haben, unbe¬ 
dingt von einem kompetenten Sachverständigen vorge¬ 
nommen werden sollte. 


38.2 Zur Feststellung der 

Verantwortungsreife 38.2.3 Im Zweifel für den Angeklagten 


38.2.1 Prüfung durch einen 
Sachverständigen 


Die Einsichtsfähigkeit und Steuerungsfähigkeit zur Tatzeit 
ist von einem Sachverständigen zu beurteilen. Der Ein¬ 
druck, den ein Jugendlicher bei seiner Vernehmung oder 
in der Hauptverhandlung macht, ist unerheblich. 

In den im ► Abschn. 38.1.2 genannten Fallgruppen 
wird die Verantwortungsreife nur in den seltensten Fäl¬ 
len schon von den Strafverfolgungsbehörden (Polizei und 
Staatsanwaltschaft) überprüft. Dabei stellt nach Erfah¬ 
rung der Autorin die Fallgruppe der von Kindern oder 
Jugendlichen begangenen Sexualstraftaten allerdings 
eine Ausnahme dar. Regelmäßig werden hier - ohne dass 
es des besonderen Engagements von Verteidigern bedarf 
- jugendpsychologische oder jugendpsychiatrische Gut¬ 
achten zur Feststellung der Verantwortungsreife in Auf¬ 
trag gegeben. 

38.2.2 Schwierigkeiten in der Beurteilung 


In der Regel wird Jungen zwischen 14 und 18 Jahren heute 
nicht die Einsichtsfähigkeit dahingehend abgesprochen 
werden können, dass z. B. ein brutal ausgeübtes Sexual¬ 
delikt an einer noch nicht 14 Jahre alten Mitschülerin oder 
der kleineren Schwester eines Freundes Unrecht ist. Al¬ 
lerdings kann es an der notwendigen Steuerungsfähigkeit 


Der Grundsatz »im Zweifel für den Angeklagten« gilt 
auch hinsichtlich der Feststellungen zur strafrechtlichen 
Verantwortungsreife. 

Als Beispiel sei hier die Erinnerungsunsicherheit einer 
erwachsenen Zeugin genannt, die über sexuellen Miss¬ 
brauch durch ihren fünf Jahre älteren Bruder in ihrer Kind¬ 
heit berichtet. Sie kann nicht genau erinnern, in welchem 
ihrer ersten Grundschuljahre die Übergriffe durch den 
Bruder begonnen haben. Wenn es keine klaren Anhalts¬ 
punkte für die genauere zeitliche Einordnung gibt, ist zu¬ 
gunsten des Beschuldigten davon auszugehen, dass er das 
14. Lebensjahr bei Tatbegehung noch nicht vollendet hatte. 

Gleiches gilt, wenn es Zweifel daran gibt, ob ein Ju¬ 
gendlicher zur Tatzeit reif genug war, das Unrecht seines 
Handelns einzusehen und nach dieser Einsicht zu han¬ 
deln (§ 3 JGG, ► Abschn. 38.1.2). Sind diese Zweifel nicht 
zu beseitigen, kann der Beschuldigte strafrechtlich nicht 
zur Verantwortung gezogen werden - das Verfahren ist 
einzustellen und der Beschuldigte darüber in Kenntnis zu 
setzen (§ 170 Abs. 2 StPO). 

38.3 Konsequenz bei fehlender 
Verantwortungsreife 


Wird die Verantwortungsreife nicht positiv festgestellt, so 
ist das strafrechtliche Verfahren einzustellen, der/die Ju¬ 
gendliche kann also nicht strafrechtlich belangt werden. 
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Der Jugendrichter kann allerdings familienrechtliche 
Maßnahmen anordnen (§ 3 JGG, Satz 2). Insofern hat der 
Jugendrichter »familiengerichtliche Erziehungsaufgaben« 
(§ 34 JGG). Das sind 

1. die Unterstützung der Eltern, des Vormundes oder 
des Pflegers bei der Ausübung der Personensorge 
(also z. B. Pflege und Erziehung) und 

2. die Maßnahmen zur Abwendung einer Gefährdung 
des Jugendlichen (§ 1666 BGB: z. B. Entziehung 
des Sorgerechts, Verbot, Verbindung mit dem Kind 
aufzunehmen, oder auch das Gebot, Leistungen der 
Jugendhilfe in Anspruch zu nehmen). 

Aus der Praxis 

In Jugendhilfeeinrichtungen wird heute auf sexuelle 
Übergriffe unter Kindern und Jugendlichen oft schnell 
reagiert und Strafanzeige erstattet. Nach Belehrung 
durch die Polizei wird zwar häufig anwaltlicher Beistand 
für die Opfer von Sexualstraftaten aufgesucht; die 
Versorgung eines Beschuldigten mit einem Verteidiger 
wird aber oft nicht für notwendig erachtet. Nach den 
vorstehenden Ausführungen ist es aus Sicht der Autorin 
jedoch empfehlenswert, nicht nur für die anwaltliche 
Vertretung und Unterstützung des Tatopfers zu sorgen, 
sondern auch für die jugendlichen Beschuldigten einen 
Strafverteidiger oder eine Strafverteidigerin, die kom¬ 
petent in Jugendstrafsachen sind, zu beauftragen. 


38.4 Die Anwendung des 
Jugendstrafrechts auf 
Heranwachsende 


Wenn Jugendliche im Alter zwischen 18 und 21 Lebens¬ 
jahren eine Tat begehen, die nach den Vorschriften des 
StGB mit Strafe bedroht ist, stellt sich die Frage, ob auf 
sie die speziellen Regelungen und Sanktionsmöglichkeiten 
des Jugendstrafrechts Anwendung finden oder ob sie nach 
Erwachsenenstrafrecht verurteilt werden. 

Jugendstrafrecht ist gemäß § 105 JGG anzuwenden, 
wenn 

1. der mutmaßliche Täter zur Tatzeit in seiner sittlichen 
und geistigen Entwicklung noch einem Jugendlichen 
gleichstand (Reifeverzögerung) oder 

2. es sich »nach der Art, den Umständen oder den Beweg¬ 
gründen der Tat um eine Jugend Verfehlung handelt«. 

38.4.1 Die Anwendung von Jugendstrafrecht 
wegen Reifeverzögerung 


Die Reifeverzögerung, die nach der ersten Alternative des 
§ 105 Abs. 1 JGG zur Anwendung von Jugendstrafrecht auf 


den Heranwachsenden führt, bezieht sich auf die geistige 
und/oder körperliche Reife. Der Heranwachsende steht 
dann einem Jugendlichen gleich, wenn er noch ungefes¬ 
tigt ist und Entwicklungskräfte bei ihm noch in größerem 
Umfang wirksam sind (BGH St. 12,118). 

Die sogenannten Marburger Richtlinien versuchten 
lange, eine für die Rechtsprechung handhabbare Defini¬ 
tion des Reiferückstands anzubieten (Anonymus 1955, 
S. 58-62). Heute wird die Prüfung der Reifeentwicklung 
nach moderneren kriminologischen Untersuchungen vor¬ 
geschlagen und es wird abgestellt auf die folgenden Kri¬ 
terien (Esser 1999, S. 37, zitiert nach Zieger 2002, S. 79): 

— Realistische langfristige Lebensplanung 

— Eigenständigkeit im Verhältnis zu Eltern 

— Eigenständigkeit gegenüber Gleichaltrigen 

— Eigenständigkeit gegenüber Partnern 

— Realistische Alltagsbewältigung 

— Gleichaltrige Freunde 
™ Bindungsfähigkeit 

— Verantwortungsbewusste Einstellung zur Arbeit 

— Integration von Eros und Sexus 

— Konsistente berechenbare Stimmungslage 

38.4.2 Die Anwendung von Jugendstrafrecht 
wegen Jugendverfehlungen 


Nach der zweiten Alternative des § 105 Abs. 1 JGG kommt 
Jugendstrafrecht bei einem Heranwachsenden zur An¬ 
wendung, wenn es sich bei der Tat um eine Jugendver¬ 
fehlung handelt. 

Um festzustellen, ob es sich um eine solche »typische 
Jugendverfehlung« handelt, sind sowohl die Tatausfüh¬ 
rung, die Umstände der Tat und die Persönlichkeit des 
Jugendlichen zu beleuchten. Einige Straftaten, wie ju¬ 
gendtypische Streiche, weisen schon nach ihrem äußeren 
Erscheinungsbild alle Merkmale jugendlicher Unreife 
auf (Zieger 2002, S. 76). Auch schwerere Straftaten (z. B. 
Raub), die aus Geltungsbedürfnis, Abenteuerlust, Un¬ 
überlegtheit, sozialer Unreife, in Gruppen etc. begangen 
werden, können unter Umständen als Jugendverfehlungen 
klassifiziert werden. Der Bundesgerichtshof formulierte 
dies 1990 wie folgt (BGH StV 91, 424): 

» Liegt ein Beweggrund für eine Raubtat eines Heran¬ 
wachsenden Angeklagten darin, sich Geld zu beschaffen, 
um sich Sachen zu kaufen, weil auch seine Bekannten,so 
gut angezogen waren' lässt dies auf jugendliche Unreife 
schließen, die sowohl auf einen Entwicklungsrückstand 
als auch auf eine Jugendverfehlung hindeuten kann. « 

Auch bei der Feststellung, ob eine Jugendverfehlung vor¬ 
liegt, gilt der Grundsatz »im Zweifel für den Angeklagten«. 
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38.4.3 Das Jugendstrafrecht als das 
»mildere« Recht 


Jugendstrafrecht gilt im Zusammenhang mit Verfahren 
gegen Heranwachsende grundsätzlich als das mildere 
Recht. Im Gegensatz zu den Strafandrohungen des allge¬ 
meinen Strafrechts bestimmt § 105 Abs. 3 JGG, dass das 
Höchstmaß der Jugendstrafe für Heranwachsende zehn 
Jahre beträgt. Nur bei Mord, und wenn hier eine beson¬ 
dere Schuldschwere vom Richter festgestellt wurde, kann 
sich das Höchstmaß auf 15 Jahre belaufen. 

Im Bereich des Sexualstrafrechts, das bei der sexuellen 
Nötigung eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
androht (§ 177 Abs. 1 StGB), ist das Jugendstrafrecht mit 
seinen erzieherischen Sanktionen regelmäßig das mildere 
Gesetz. 

Dies ist allerdings nicht ausnahmslos der Fall. So gibt 
es im Erwachsenenstrafrecht Straftatbestände, die mit ei¬ 
ner vergleichsweise geringeren Strafe bedroht sind: Hierzu 
zählt § 183 StGB, der die Belästigung durch exhibitionis- 
tische Handlungen unter Strafe stellt. Interessanterweise 
ist dies die einzige Strafvorschrift, die ausschließlich das 
Handeln von Männern unter Strafe stellt! Eine Frau kann 
für eine solche Tat gemäß § 183 StGB nicht belangt werden. 
Ergibt sich bei einem Verstoß nach § 183 StGB im Laufe der 
Tataufklärung ein hoher Erziehungs- und Behandlungs- 
bedarf bei dem jugendlichen Täter und sind die psychi¬ 
schen Tatfolgen beim Opfer erheblich, so ist es durchaus 
denkbar, dass die nach dem Jugendstrafrecht zu wählende 
Sanktion (z. B. Jugendstrafe von über einem Jahr) die an¬ 
gedrohte Sanktion für Erwachsene überschreitet. 

Gemäß § 106 JGG kann in Fällen, in denen nach allge¬ 
meinem Strafrecht lebenslange Freiheitsstrafe gegen den 
Heranwachsenden auszusprechen wäre, auf Freiheitsstrafe 
von 10-15 Jahren erkannt werden. Auch darf neben der 
Strafe keine Sicherungsverwahrung gegen Heranwachsen¬ 
de angeordnet werden; allerdings kann die Sicherungsver¬ 
wahrung unter bestimmten Voraussetzungen Vorbehalten 
werden (§ 106 Abs. 3 JGG). 
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39.1 Einleitung 


Sexueller Missbrauch von Abhängigen, insbesondere von 
Kindern, ist in den meisten Gesellschaften ein Tabuthe¬ 
ma. Es beschäftigt uns dennoch seit jeher und in allen 
Kulturen mit unterschiedlichen Prävalenzraten, Ursa- 
chenerklärungen und wie damit umzugehen ist. 

Während sich in der westlichen Welt in den letzten 
dreißig Jahren sowohl die Forschung als auch die Öf¬ 
fentlichkeit vermehrt diesem Thema widmet, kann dies 
in den Nicht-Industrieländern und der islamischen Welt 
nicht beobachtet werden (Seyran 2009). Die Reaktionen 
der Bevölkerung, gesellschaftlicher Institutionen und 
der Gesundheitsberufe wie z. B. im Iran, zum Teil in der 
Türkei, den arabischen Ländern, Indien oder auch in den 
ehemaligen Sowjetrepubliken zeugen - von Ausnahmen 
abgesehen - von geringem Interesse am Leid der Opfer 
bis hin zu einer feindseligen Ablehnung Betroffener. Eine 
stärkere Öffentlichkeitsarbeit mit dem Ziel, das Thema zu 
enttabuisieren, sowie durch ein stärkeres demokratisches 
Bewusstsein auch neue Forschungen zu Fragen der Präva¬ 
lenz, Prävention und Folgen solcher Erfahrungen anzu¬ 
stoßen, sind zwingend notwendig. 

Seit den 60er-Jahren sind vermehrt Menschen aus 
verschiedenen Gründen nach Deutschland migriert. Ihre 
kulturellen Vorstellungen von Familie und Religion, indi¬ 
viduelle Biografien und Migrationsgeschichte erschweren 
es ihnen möglicherweise, sich dem Thema sexueller Miss¬ 
brauch an Kindern und Jugendlichen sowohl in der Öf¬ 
fentlichkeit als auch in Institutionen zu stellen. Dies macht 
es schwierig, Konzepte zu Prävention und Intervention zu 
entwickeln und einzusetzen. 

Angesichts der heterogenen Migrationsgesellschaft 
mit über 400 Ethnien aus mehr als 190 Staaten in Deutsch¬ 
land (Statistisches Bundesamt 2010), unterschiedlichsten 
Migrationsgründen und -typen und einer entsprechenden 
Vielzahl an kulturellen, sozialen und religiösen Werten 
fehlt es an ausreichenden Informationen über sexuellen 
Missbrauch. Dies behindert die Entwicklung kultursen¬ 
sibler Hilfesysteme mit einer interkulturellen Kompetenz 
der Beraterinnen und Berater sowie Behandelnden. 

Daher wollen wir in diesem Beitrag einen Überblick 
über Migration und deren Ursachen, die psychosoziale 
Situation der verschiedenen Migrationsgenerationen und 
das Thema sexueller Missbrauch bei Kindern und Jugend¬ 
lichen mit Migrationshintergrund mit Prävalenzraten, 
Präventions- und Interventionsmöglichkeiten geben. Da 
die Mehrheit der Menschen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland einen muslimischen Hintergrund haben 
(nach Angaben von Haug et al. 2009 leben ca. 4 Millionen 
Muslime in Deutschland), werden wir uns in dem Bei¬ 
trag schwerpunktmäßig mit (inter)kulturellen Faktoren 


von sexuellem Missbrauch bei Menschen mit islamischem 
Hintergrund beschäftigen. 

39.2 Migration 

Migration bedeutet nicht nur einen ökologischen Über¬ 
gang von einem Wohnort zum anderen, sondern verändert 
auch die äußeren Lebensbedingungen, das Arbeits- und 
Wohnumfeld und bringt soziale und kulturelle Umstellun¬ 
gen mit sich. Wie sich dies auswirkt, hat nicht nur mit dem 
Ausmaß der Veränderung zu tun. Auch die Migrations- 
ursachen (Krieg, ethnische und religiöse Konflikte, Unter¬ 
drückung demokratischer Bewegungen, Ausbeutung der 
Umwelt, Flucht und Trauma, Naturkatastrophen und Epi¬ 
demien, weltwirtschaftliche Globalisierung, einhergehend 
mit Armut und kulturellen Konflikten etc.) und die indi¬ 
viduelle Kontrollierbarkeit dieser Faktoren spielen dabei 
eine wichtige Rolle (Kizilhan u. Bermejo 2009). 

Die biografische Veränderung beeinflusst die indivi¬ 
duelle und kollektive Identität sowie die Art und Weise 
der Vergangenheitsverarbeitung und die Anpassung im 
Aufnahmeland erheblich. Wie diese neue Lebensphase 
gestaltet wird, hängt von den individuellen und kollek¬ 
tiven Bewältigungsmechanismen sowie von den Nut- 
zungsmöglichkeiten der sozialen Netzwerke ab. Ein neues 
Beziehungsnetz in einem anderen kulturellen, ethnischen 
und gesellschaftlichen Zusammenhang aufzubauen, ver¬ 
langt neue soziale Ressourcen, eine neue Orientierung 
und neue Handlungskompetenzen. 

Die Migration kann somit als ein Lebensereignis¬ 
komplex verstanden werden, der zahlreiche miteinander 
verknüpfte migrationsspezifische Faktoren und Prozesse 
(Veränderungen, Anforderungen und Dauerbelastungen) 
beinhaltet und der unter anderem auch von der Art und 
Weise der Migration abhängt (Kizilhan u. Bermejo 2009). 

Deutschland hat sich in den letzten 60 Jahren zu ei¬ 
nem Einwanderungsland entwickelt. Heute leben hier 
ca. 16 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund; 
das sind 19,6 % der deutschen Bevölkerung (Statistisches 
Bundesamt 2010). Einen wichtigen und den größten An¬ 
teil haben die Arbeitsmigranten, die in den 1960er-Jahren 
als sogenannte »Gastarbeiter« kamen. Dabei handelte es 
sich sowohl um ausländische Arbeitskräfte als auch um 
deren nachgezogene Familien. Die Auswanderung dieser 
Gruppe war in der Regel wirtschaftlich motiviert und ging 
mit einer freiwilligen Entscheidung einher. Eine weitere 
Gruppe sind Spätaussiedler, die auch als »Re-Migranten« 
bezeichnet werden, da eine generationsübergreifende 
Zeitverzögerung den Hintergrund dieser Migration bil¬ 
det. Sie sind Angehörige deutscher Minderheiten, die in 
den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion und 
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den anderen früheren Ostblockstaaten gelebt haben und 
nach Deutschland zurückgekehrt sind (Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge 2008). Flüchtlinge migrieren 
in der Regel aufgrund von Zwang bzw. politischer Not¬ 
wendigkeit. Dabei sind viele der erwachsenen Flüchtlinge 
und Kinder zahlreichen Belastungen wie Krieg, Folter und 
Flucht, sexueller Gewalt und Missbrauch ausgesetzt. 

39.3 Familienstruktur 


Gerade Menschen aus traditionell familienorientierten 
Gesellschaften erleben in den Migrationsländern der 
westlichen Welt zu Beginn ihres Aufenthaltes erhebliche 
Belastungen. Eine traditionelle Gesellschaft bindet im 
Vergleich zu einer individuellen das Individuum stark in 
ein Gruppengefüge ein, das einerseits Schutz gewährt, an¬ 
dererseits aber auch ein hohes Maß an Loyalität fordert 
(Uslucan 2005; Kizilhan 2008). 

Menschen aus traditionell ländlichen Regionen sind 
in der Regel von einer kollektiven Denkweise geprägt, in 
der persönliche Wünsche, Interessen und Beschwerden ei¬ 
nes Einzelmitglieds als sekundär betrachtet werden. Har¬ 
monie und Sicherheit in der Familie und der Peergroup 
sind wesentlich wichtiger als die individuelle Autonomie. 
Das einzelne Individuum sieht sich als Teil einer Solidar- 
gemeinschaft, aus der sich die entsprechenden Aufgaben 
und Pflichten ergeben. Seine Hauptaufgabe ist es, dafür 
zu sorgen, dass der Solidargemeinschaff, insbesondere der 
Kern- und Großfamilie, kein Schaden zugefügt wird. Es 
ist deshalb folgerichtig, dass persönliche Gefühle und Be¬ 
schwerden nicht geäußert werden, um möglicherweise die 
Familie nicht zu belasten oder ihr zu schaden (Kizilhan 
2010). So gibt es in traditionellen Familien Beziehungs¬ 
strukturen von großer interpersonaler Verbundenheit, die 
stark von kollektivistischen Werten geprägt sind. Die Fa¬ 
milie stellt in der türkischen wie in allen südeuropäischen 
und kleinasiatischen ruralen Gesellschaften einen verläss¬ 
lichen und wirksamen Schutzverband dar. Die innerfa- 
miliäre Kohäsion ist wesentlich stärker ausgeprägt als in 
westeuropäischen Familien und dient besonders in Zeiten 
hoher psychischer, psychosozialer oder ökonomischer Be¬ 
lastung, wie sie die Migration darstellt, als Orientierungs¬ 
maßstab (Erim u. Senf 2002). 

Ein familiärer Rückhalt ist jedoch nicht immer mit 
emotionaler und instrumenteller Unterstützung gleich¬ 
zusetzen. Im Zuge der Anpassung an die neuen Lebens¬ 
verhältnisse im Aufnahmeland verteilen sich familiäre 
Rollen häufig um, und es kommt zu Konflikten zwischen 
den Generationen, welche die familiären Beziehungen be¬ 
lasten (Assion 2005, Haasen u. Yagdiran 2000, Kirkcaldy 
et al. 2006). Sitten, Werte, Regeln und Normen werden in 
der neuen Umgebung auf den Prüfstand gestellt; es muss 


ein neuer Umgang mit ihnen gefunden werden. Anhalten¬ 
de Ambivalenz und Zerwürfnisse können die Folge sein 
(Haasen u. Yagdiran 2000). Für viele bedeutet Migration 
auch eine zumindest vorübergehende Trennung von dem 
Teil der Familie, der im Heimatland zurückbleibt, von Be¬ 
kannten, Freunden und unterstützenden sozialen Netz¬ 
werken (Kizilhan 2007). 

39.4 Konflikte zwischen den Generationen 


Migrantinnen und Migranten der ersten Generation sind 
noch stark in der kulturellen Identität ihres Herkunfts¬ 
landes verwurzelt und mit traditionellen Wertvorstellun¬ 
gen verbunden. Die zweite und dritte Generation steht 
dagegen im Konflikt zwischen elterlicher kultureller Iden¬ 
tität und der außerfamiliär erfahrenen Sozialisation im 
Migrationsland. Wenn sie die Norm- und Wertvorstellun¬ 
gen ihrer Eltern nicht übernehmen, empfinden diese das 
als Entwertung der eigenen Lebensziele. Der anhaltende 
Annäherungs-Vermeidungs-Konflikt zwischen Wertvor¬ 
stellungen der Eltern und der Mehrheitsgesellschaft im 
Aufnahmeland zieht hohe psychosoziale Belastungen der 
jüngeren Generation nach sich, die den Erfolg in Schule 
und Beruf und damit die Integration überhaupt maßgeb¬ 
lich bestimmt. 

So können aus der Sicht der Kinder und Jugendlichen 
in verschiedenen Bereichen sowohl der Herkunfts- als 
auch der Aufnahmekultur (Rolle der Familie, Ehr- und 
Moralvorstellungen, z. B. hinsichtlich der Jungfräulich¬ 
keit) unüberwindliche Barrieren bestehen. Die Intention, 
sich für die einen oder die anderen Wertvorstellungen und 
Alltagskonzepte zu entscheiden, verstärkt die innerpsy¬ 
chischen Konflikte. Sie wirken sich auch auf das Verhalten 
und Lernen sowie die Integration in eine Gesellschaft aus. 
Das Gerüst der Werte und Normen, die das Selbstwert¬ 
gefühl konstituieren, bildet den Orientierungspunkt, um 
zwischenmenschliche Beziehungen zu gestalten. Dieser 
kann instabil werden, weil die Kinder und Jugendlichen 
gleichzeitig in zwei Gesellschaften leben. Auch haben sie 
ihre eigene »Selbstkultur« aus beiden Bereichen entwi¬ 
ckelt, die aber nicht ausreichend verbalisiert und darüber 
hinaus von beiden Seiten nicht akzeptiert wird (Uslucan 
2005). 

39.5 Sexueller Missbrauch von Kindern 

und Jugendlichen mit Migrationshin¬ 
tergrund 


Gerade wenn die Gefahr besteht, von der eigenen sozia¬ 
len Gemeinschaft ausgegrenzt zu werden, kann sexueller 
Missbrauch im Kindesalter und oft auch als Erwachsene/ 
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Erwachsener nicht verarbeitet werden. Das Verschweigen 
eines sexuellen Missbrauches bei traditionellen Kulturen, 
z. B. in islamischen Kulturen aufgrund religionsspezifi¬ 
scher Vorstellungen von Sexualität, können zu einer Ent¬ 
wicklung von psychischen Erkrankungen beitragen, da 
unter anderem mit Sanktionen und Ausgrenzungen zu 
rechnen ist. So ist es nach islamischem Glauben für eine 
Frau eine Pflicht, jungfräulich in die Ehe zu gehen. Jung¬ 
fräulichkeit wird mit der Unversehrtheit des Hymens 
gleichgesetzt. Ansonsten wäre die Ehre ihrer Familie ver¬ 
letzt. Dies führt dazu, dass viele junge Mädchen und Frau¬ 
en off einen solchen Missbrauch verschweigen. Die Angst, 
von der eigenen Familie ausgegrenzt zu werden, erschwert 
es den Betroffenen, sich einem Familienmitglied oder gar 
einem Fremden/einer Fremden anzuvertrauen. 

Manche Kinder leiden noch Jahre nach dem Miss¬ 
brauch unter Depressionen, Trauma- oder Persönlich¬ 
keitsstörungen mit Suizidgefährdung. So konnte Kizilhan 
(2011) bei jungen türkischen Mädchen nach einer Verge¬ 
waltigung nachweisen, dass sie neben einer Traumastö¬ 
rung einen Waschzwang entwickelten, da sie ihren Körper 
als verschmutzt ansahen und täglich mehrere Stunden mit 
seiner Reinigung beschäftigt waren. Ein Grund dafür lag 
unter anderem daran, dass die Mädchen schon als Kinder 
gelernt hatten, vor den täglichen Gebeten bestimmte Ri¬ 
tuale, auch Waschungen, wie es im Islam vorgeschrieben 
ist, vorzunehmen. Die dysfunktionale Überzeugung eines 
verschmutzten Körpers verstärkte dies. 

Scham- und Schuldkultur im Islam 

Schuld kann nach westlicher Auffassung als eine als 
Unrecht wahrgenommene Handlung oder Verhalten 
verstanden werden. Das Geschehene an sich ver¬ 
ursacht Schuldgefühle, unabhängig von der Art der 
Beziehung zwischen Täter und Opfer. Als Ausgleich 
für eine wahrgenommene Schuld kann ein Schuldge¬ 
ständnis und wenn möglich eine Wiedergutmachung 
erfolgen. 

In einer Schamkultur spielt neben der Tat vor al¬ 
lem der mögliche Gesichtsverlust in der Gemeinschaft 
eine große Rolle. Das Opfer kann z. B. einen sexu¬ 
ellen Missbrauch eine hohe Scham entwickeln, da 
es erstens nicht in der Lage war, dies zu verhindern, 
und zweitens dieser Missbrauch die eigene Familie 
als schwach in der Gemeinschaft dastehen lässt, da 
sie nicht in der Lage war, das Opfer zu schützen. Das 
Gefühl, dadurch die Familie in eine schwierigen Si¬ 
tuation gebracht zu haben, führen zu Gefühlen von 
wahrgenommener »Schande« und nicht zuletzt auch 
zu Suizid oder Suizidversuchen bei den Opfern. 


Was als angemessenes Verhalten gilt, entscheidet 
in der Schamkultur nicht das Individuum, sondern 
die Gemeinschaft. Daher ist das Denken und Handeln 
eines Individuums immer an die Frage gekoppelt, 
welche Bedeutung und Folgen dies für seine Gemein¬ 
schaft haben kann. Diese Gruppenorientierung prägt 
die Kultur und damit die Beziehungen, den Umgang 
miteinander, die Konfliktgestaltung und die psychi¬ 
schen Verarbeitungsmechanismen. 

In der Schuldkultur kann von Fall zu Fall unter¬ 
schiedliches individuelles Verhalten, auch wenn es 
aus kultureller Sicht unangemessen ist, eher toleriert 
werden als in Schamkulturen. Die Schamkulturen 
verstehen eine mögliche individuelle Überschreitung 
vorgegebener Normen als einen Affront gegen die 
Gesellschaft selbst. 


Neben psychosomatischen Beschwerden, die kultur¬ 
spezifisch anderes dargestellt und erlebt werden (As¬ 
sion 2005), berichten Studien auch bei Kindern ohne 
Migrationshintergrund über Symptome wie Kopf-, Hals-, 
Magen- und Unterleibsschmerzen ohne erkennbare or¬ 
ganische Ursachen. Ess-, Schlaf- und Sprechstörungen 
sowie Erstickungsanfälle und Sprachstörungen können 
hinzukommen. Sexuell missbrauchte Kinder, die noch in 
der Familie mit dem Täter/der Täterin leben, leiden unter 
besonders schweren Schlafstörungen und Albträumen, da 
hier der Missbrauch meist nachts passiert (Pro Familia 
2008). 

Aus gesamtgesellschaftlicher und politischer Sicht ist 
die zunehmende Zahl von rassistisch motivierter Gewalt 
ein weiterer Aspekt, der zu berücksichtigen ist (Pearce 
et al. 2004). Allerdings sind die Daten zu sexueller Ge¬ 
walt im Zusammenhang mit rassistisch motivierter Ge¬ 
walt bisher nicht ausreichend empirisch erhoben worden. 
Aus Kriegsgebieten wie in afrikanischen und asiatischen 
Ländern, aber auch während des Krieges im ehemaligen 
Jugoslawien, ist die sexuelle Gewalt von Militär- und 
Paramilitäreinheiten gegen ethnische und religiöse Min¬ 
derheiten zum Teil systematisch durchgeführt worden 
(Knipscheer et al. 2009; Kira 2010). 

Gleichzeitig scheint sexueller Missbrauch an weibli¬ 
chen Personen, insbesondere Kinder und junge Frauen, 
auch ein gesamtgesellschaftliches Problem zu sein, wie 
Beispiele aus Indien zeigen, wo unter anderem der Fall 
einer jungen Frau im Jahr 2012, die von mehreren Män¬ 
nern in einem Bus vergewaltigt wurde, in die Öffentlich¬ 
keit kommt. Die jüngste Studie von Human Rights Watch 
(2013) geht davon aus, das täglich 7.200 Kinder in Indien 
vergewaltigt werden, die Zahl dürfte viel höher sein. 
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O Tab. 39.1 Ergebnisse einer bundesweit durchgeführten Befragung von 11.428 Personen im Alter von 16-40 Jahren zu Erfahrun¬ 
gen von sexuellem Missbrauch. (Nach: Bienek et al. 2011) 



Ohne Migrationshintergrund 

Mit türkischem Migrationshin¬ 
tergrund 

Mit russischem Migrationshin¬ 
tergrund 


weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

Opfer von Hands- 
On-Taten 

7,3 % 

1,2 % 

1,7 % 

0,7% 

6,5 % 

1,2 % 

Opfer aller Miss- 
brauchskategorien 

10,2 % 

2,3 % 

3,4 % 

1,2 % 

12,2 % 

2,2 % 


39.6 Prävalenz und Indizienraten 


Spezielle Studien zu Prävalenz und Indizienraten zu se¬ 
xuellem Kindesmissbrauch von Migrantinnen und Mig¬ 
ranten gab es bisher nicht. Allerdings wurden bundesweit 
in einer Repräsentativstichprobe von 11.428 Personen im 
Alter von 16-40 Jahren auch Migrantinnen und Migran¬ 
ten dazu befragt, ob sie Betroffene verschiedener Straftaten 
und insbesondere des sexuellen Missbrauchs geworden 
sind (Bienek et al. 2011). Bei dieser Studie hatten knapp 
20 % der Befragten einen Migrationshintergrund (10,1 % 
türkisch, 9,6 % russisch). 

Bei den Personen mit Migrationshintergrund fällt auf, 
dass im Vergleich zu der deutschen Stichprobe vor allem 
die Frauen mit türkischem Migrationshintergrund er¬ 
heblich seltener von Missbrauchserfahrungen berichten. 
Während z. B. 7,3 % der deutschen Frauen von Missbrauch 
mit Körperkontakt bis zum 16. Lebensjahr berichten, ga¬ 
ben dies 1,7 % der türkischen Frauen an. Bei den Frauen 
mit russischem Migrationshintergrund lag der Wert bei 
6,5 % (D Tab. 39.1). Die russischen Frauen sind mehr als 1,5 
Mal so häufig wie die Befragten ohne Migrationshinter¬ 
grund vor ihrem 16. Lebensjahr Opfer exhibitionistischer 
Handlungen geworden (Bienek et al. 2011). Frauen mit 
türkischem Migrationshintergrund sind im Vergleich aller 
Missbrauchskategorien am seltensten von sexuellem Miss¬ 
brauch betroffen: So erlebten von ihnen 3,4 % mindestens 
eine Form sexuellen Missbrauchs, während dies auf 10,2 % 
der Befragten ohne und auf 12,2 % der Befragten mit russi¬ 
schem Migrationshintergrund zutraf. Die Zahl der männ¬ 
lichen Personen ist in allen drei Gruppen im Vergleich zu 
den weiblichen Personen deutlich geringer. 

Ob die vergleichsweise geringe Prävalenzrate von se¬ 
xuellem Missbrauch bei türkischstämmigen Befragten 
damit zusammenhängt, dass sie aufgrund traditioneller 
Kultur Vorstellungen von »Ehre« und möglicher Angst, von 
der Herkunftsfamilie und der türkischen Gemeinschaft 
ausgegrenzt zu werden, eine höhere Hemmschwelle und 
Schamgefühle haben, diese Erfahrung in einem Frage¬ 
bogen anzugeben, ist zu diskutieren. Ob andere Faktoren 


(z. B. ungewohnter Umgang mit Fragebögen) ursächlich 
für eine mögliche Zurückhaltung der Befragten sind, kann 
ebenfalls nicht eindeutig beantwortet werden. Eine wei¬ 
tere Überlegung ist, dass diese Gruppe durch die starke 
Kontrolle und enge Beziehung zu der Familie wahrschein¬ 
lich auch weniger Risiko Situationen außerhalb der Familie 
ausgesetzt ist, was die niedrige Prävalenz von Missbrauch 
mit Körperkontakt von türkischstämmigen Frauen außer¬ 
halb der Familie erklärt (Müller u. Schröttle 2004). 

Es gibt allerdings Anhaltspunkte, dass aufgrund der 
bereits beschriebenen Gründe die Täter in der engeren Fa¬ 
milie nicht benannt werden. Viele der Opfer werden in der 
Verwandtschaft (z. B. Cousine mit Cousin etc.) verheiratet 
und bleiben so unter der Kontrolle des Kollektivs, ohne die 
Möglichkeit, dass professionelle Helfer und Helferinnen 
Zugang zu ihnen bekommen. 

Zu den Hochrisikogruppen sexuellen Missbrauchs 
zählen vor allem unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
und Kinder illegaler Einwanderer und auch Kinder aus 
Kriegsgebieten, die in der Heimat, auf der Flucht, aber 
auch im Aufnahmeland ohne großen Schutz schnell zu 
Opfern sexuellen Missbrauchs werden (Fedeli et al. 2010; 
Hodes et al. 2008). 

39.7 Prävention und Intervention 


39.7.1 Prävention 


Prävention hat das Ziel, sexuelle Gewalt durch entspre¬ 
chende Maßnahmen zu verhindern. Eine sichere Me¬ 
thode, ein Kind zu schützen, gibt es nicht, aber günstige 
Erziehungseinflüsse können bei der Vorbeugung helfen. 
Diese sollten auch kulturspezifische Aspekte berücksichti¬ 
gen, wenn es darum geht, mit Menschen mit einem Migra¬ 
tionshintergrund zu arbeiten (vgl. ► Abschn. 39.8). 

Prävention bedeutet an erster Stelle, sich an Familien, 
Schulen, an das soziale Umfeld wie z. B. Migrantenver¬ 
eine, Moscheengemeinden und an die Politik zu richten. 
So wären bei speziellen Programmen in den Kindergärten 







402 Kapitel 39 • (Inter-)Kulturelle Faktoren von sexuellem Missbrauch 


und Schulen auch kultursensible Themen wie Religion, 
Rolle der Familie und Möglichkeiten, wie Kinder sich ih¬ 
ren Erzieherinnen/Erziehern und Lehrerinnen/Lehrern 
anvertrauen, zu behandeln. Dabei sollte explizit darauf 
hingewiesen werden, dass sexueller Missbrauch an Kin¬ 
dern durch eigene Familienmitglieder Vorkommen kann, 
ohne dabei die Eltern und Kinder zu verunsichern. Vor 
allem aber Kinder müssen in ihren Rechten und Kompe¬ 
tenzen gestärkt und selbstbewusst gemacht werden. Unter 
Berücksichtigung kulturspezifischer Aspekte der Famili- 
enstruktur ist zu überlegen, ob nicht neben den Kindern 
und Eltern z. B. ältere Schwestern mit einbezogen werden, 
da sie die deutsche Sprache möglicherweise ausreichend 
beherrschen, in Deutschland sozialisiert und außerdem 
eher Ansprechpartnerin ihrer jüngeren Schwestern sind 
als die eigene Mutter, die sie nicht traurig machen wollen 
und weil sie Angst vor einer Strafe etc. haben. Außerdem 
wissen diese oft mehr über Sexualität als ihre Eltern, die 
selbst möglicherweise nie richtig aufgeklärt wurden oder 
aufgrund ihrer traditionellen Erziehung kaum über Sexu¬ 
alität mit ihren Kindern sprechen. 

Der starke familiäre Zusammenhalt und mögliche 
»Familiengeheimnisse« erschweren es Kindern, mit frem¬ 
den Personen - dazu gehören auch die Erzieherinnen/ 
Erzieher und Lehrpersonen - zu sprechen. Themen wie 
Schuld, Scham, Sexualität und dass Erwachsene, auch die 
Eltern, die Rechte von Kindern nicht verletzen dürfen, 
müssen mit den Kindern und deren Familienmitgliedern, 
insbesondere den Eltern, besprochen werden (vgl. Deege- 
ner u. Körner 2005). Dabei muss es auch um die Gewalt 
an Kindern, aber auch um häusliche Gewalt gehen, da in 
vielen Ländern, aus denen Migrantinnen und Migranten 
stammen, noch strukturelle Gewalt, Krieg und »Verherr¬ 
lichung von Gewalt in den Medien« existieren und »Ge¬ 
walt als Methode der Erziehung« angesehen werden kann 
(Kizilhan 2004). 

Bereits bei diesem ersten Schritt ist es wichtig, staat¬ 
liche Hilfssysteme und kulturspezifisch ausgerichtete 
Institutionen, professionelle Helfende, Ausbildung und 
Multiplikator innen/Multiplikatoren mit Migrationshin¬ 
tergrund und mögliche Migrantenvereine miteinander zu 
verzahnen. Auch Informationsmaterial in verschiedenen 
Sprachen für die Eltern und Betroffenen, die nicht aus¬ 
reichend die deutsche Sprache beherrschen, ist notwen¬ 
dig. Besonders effektiv im Sinne einer Prävention sind 
Seminare und Workshops von Migrantenvereinen und 
staatlichen Institutionen mit Expertinnen und Experten, 
Kindern und deren Familien. Die beteiligten Erzieherin¬ 
nen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer und andere 
Professionelle sollten ausreichend kultursensibel ausgebil¬ 
det sein. 

Entsprechende Tätertherapieprogramme, die weite¬ 
ren Missbrauch verhindern sollen, gehören ebenfalls zu 


den ersten Vorbeugemaßnahmen. In erster Linie geht es 
jedoch darum, Mädchen und Jungen in die Lage zu ver¬ 
setzten, sich vor sexuellen Übergriffen zu schützen. 

In einem weiteren Schritt gilt es, bestehenden Miss¬ 
brauch frühzeitig aufzudecken und zu beenden. Inter¬ 
ventionen tragen dazu bei und helfen langfristig, sexuelle 
Missbrauchserlebnisse aufzuarbeiten. 

Erst wenn diese Maßnahmen nicht greifen und Kinder 
schon Opfer sexuellen Missbrauchs waren, geht es dar¬ 
um, die Folgeschäden durch Beratung und Behandlung zu 
mindern. Den Kindern soll soweit geholfen werden, dass 
sie in der Lage sind, mit diesen traumatischen Ereignissen 
umzugehen und ihr Leben einigermaßen zufrieden gestal¬ 
ten zu können (Koch u. Kruck 2000). 

39 . 7.2 Intervention 


Intervenierende Maßnahmen mit ausreichendem kultu¬ 
rellen Hintergrundwissen sollen sicherstellen, konkrete 
Fälle von sexuellem Missbrauch möglichst rasch zu been¬ 
den, negative Folgen für das Opfer, also betroffene Kinder 
und Jugendliche, sowie nicht missbrauchende Familien¬ 
mitglieder abzumildern und - soweit möglich - auszuglei¬ 
chen sowie späteren Reviktimisierungen entgegenzuwir¬ 
ken. Täter bzw. Täterinnen sollen daran gehindert werden, 
weitere Taten zu begehen. 

Die Intervention kann natürlich nur effektiv sein, 
wenn kultursensible Hilfesysteme existieren, Betroffe¬ 
ne diese kennen und auch in Anspruch nehmen. Nach 
vorsichtiger Einschätzung scheint dies insbesondere bei 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
nur zu einem sehr geringen Teil der Fall zu sein. Schon 
der Zugang zu Migrantenfamilien mit traditionellen Vor¬ 
stellungen ist recht schwierig. Wie bereits ausgeführt, 
kann sexueller Missbrauch zum »Schutz des Kollektivs« 
und aus Angst vor Ausgrenzung verschwiegen werden. 
Eltern erlauben ihren Kindern nicht, darüber zu spre¬ 
chen. Bei ärztlichen Untersuchungen, z. B. wegen stän¬ 
diger Unterbauchschmerzen, oder später wegen anderer 
Verhaltensauffälligkeiten (Aggression, Selbstverletzun¬ 
gen, Depression, Ängste etc.) werden die Gründe diese 
Beschwerden nicht genannt (Hodes et al. 2008). 

Bei der Beratung und Therapiegesprächen kann auf¬ 
grund der geringen Deutschkenntnisse der Einsatz von 
Dolmetscherinnen/Dolmetschern notwendig sein. Die¬ 
se sollten aber nicht aus der gleichen sozialen Gemeinde 
kommen, da sich die Familie dann erstens schämt, über 
das Thema zu sprechen, und zweitens die Dolmetsche¬ 
rin/der Dolmetscher möglicherweise die Informationen 
weitergibt. Zudem müsste diese Person so ausgebildet 
sein, dass sie die von Ärztinnen/Ärzten und Therapeu¬ 
tinnen/Therapeuten benutzten Fachbegriffe verständlich 
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übersetzen kann, da diese in den jeweiligen Sprachen gar 
nicht existieren. In vielen Bereichen des deutschen Bera- 
tungs- und Gesundheitssystems werden Dolmetscherin¬ 
nen/Dolmetscher nicht bezahlt. 

Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund, 
die in Deutschland geboren und aufgewachsen sind, spre¬ 
chen in der Regel gut Deutsch und können bei einer aus¬ 
reichenden kultursensiblen Annäherung mit entsprechen¬ 
den Tools von den Behandlungen profitieren. 

39.8 Kulturelle Aspekte in der 

psychotherapeutischen Behandlung 


Welcher Kultur oder Generation die Patientinnen und 
Patienten auch entstammen, die Grundprinzipien einer 
wirksamen Psychotherapie sind unabhängig davon stets 
dieselben und beinhalten seitens der behandelnden und 
beratenden Personen Empathie, Wertschätzung und 
eine offene Grundhaltung. Dies gilt sowohl für Kinder 
als auch Erwachsene. 

Die Behandelnden werden traditionell als mütterliche 
Freundin/väterlicher Freund der Familie verstanden. Sie 
stellen eine Autoritätsfigur dar, die einen aktiven, wis¬ 
senden und beratenden Umgang mit der Patientin/dem 
Patienten und ihrer/seiner Familie pflegt. Diese »kultu¬ 
relle Übertragung« wird die Psychotherapeutin/der Psy¬ 
chotherapeut z. B. annehmen müssen, wenn sie/er nicht 
erhebliche Verunsicherung auslösen will. Im Gegensatz 
zum Umgang mit einheimischen Patientinnen/Patien¬ 
ten, bei denen ein Mobilisieren des eigenen Potenzials im 
Vordergrund steht, wird bei dieser Patientengruppe mehr 
Hilfe durch die Autorität erwartet und angeboten werden 
müssen. Dies bedeutet aber, dass die Psychotherapeutin/ 
der Psychotherapeut auch ein Bewusstsein für die eigene 
kulturelle Gebundenheit entwickeln sollte. Sie/er sollte in 
der Tage sein, ihre/seine eigene Übertragungsbereitschaff 
auf die Patientin/den Patienten, ihre/seine individuellen 
und gesellschaftlichen Vorurteile und Stereotypien, die 
als kollektive Übertragungen auffauchen, wahrzunehmen 
und möglichst weitgehend zu entaktualisieren, bevor sie 
in der Behandlung destruktiv wirksam werden. Erst da¬ 
nach ist eine Bereitschaft der Patientin/des Patienten zur 
Verhaltensänderung auf psychischer und physischer Ebe¬ 
ne möglich. 

Zu einer guten Beratung und Behandlung gehört 
auch, das Problemverhalten genau zu analysieren, ein 
Erklärungsmodell zu entwickeln sowie gemeinsam Ziele 
zu definieren. Doch bedarf es gerade bei den Klientinnen 
und Klienten mit Migrationshintergrund darüber hinaus 
interkultureller Kompetenz und eines »kultursensiblen« 
Vorgehens, um Missverständnissen und Irritationen vor¬ 
zubeugen. 


So sollte man bei Menschen mit traditioneller Ori¬ 
entierung gerade zu Beginn der Behandlung und Bera¬ 
tung deren kulturelle Besonderheiten respektieren, etwa 
wenn es darum geht, Zusammenhänge zwischen Körper 
und Psyche zu erklären. Körperliche Beschwerden soll¬ 
ten beispielsweise nicht einfach auf psychische Konflikte 
reduziert werden, obwohl bekannt ist, dass das Klientel 
häufiger über unspezifische Symptome berichtet (Kizilhan 
u. Bermejo 2009). Gerade Kinder und Jugendliche unter 
den Missbrauchsopfern aus anderen Kulturen berichten 
häufig über diffuse und unklare Bauchschmerzen, ohne 
den Missbrauch zu erwähnen. 

Schamgefühl und körperliche Unversehrtheit im 
Islam 

Der islamische Glaube prägt ein, auf einem starken 
Schamgefühl basierendes Verständnis von körper¬ 
licher Unversehrtheit und Intimität, das für das 
menschliche Leben moralische und praktische Im¬ 
plikationen hat. Daraus resultiert der Wunsch, den 
Körper speziell zu bedecken, sich vor Blicken zu 
schützen und Körperkontakt mit nichtverwandten 
und unverheirateten Angehörigen des jeweils an¬ 
deren Geschlechts zu vermeiden (vgl. Sure 24/30-31, 

Sure 33/59). Die Frau muss fast den gesamten Körper 
verhüllen; ausgenommen sind nur Hände, Füße und 
Gesicht. 

Das Schamgefühl beeinflusst möglicherweise 
auch individuelle Entscheidungen und Handlungs¬ 
weisen in der Beratung und Behandlung. So kann z. B. 
das Geschlecht von Arzt oder Therapeut eine wichtige 
Rolle spielen. 

Ein Krankheitsfall, aber auch die Suche nach Un¬ 
terstützung, gerade beim sexuellen Missbrauch von 
Kindern und Erwachsenen, stellt in vielerlei Hinsicht 
einen Ausnahmezustand dar. Dies führt dazu, dass 
islamische Regeln, die im Alltagsleben sonst gültig 
sind, teilweise und vorübergehend außer Kraft ge¬ 
setzt werden können. Dies sollten die professionellen 
Helferinnen und Helfer im Sinne der Klientinnen und 
Klienten nutzen. 


Häufig auftretende körperliche Beschwerden sind unbe¬ 
dingt ernst zu nehmen, dabei ist eine in der somatischen 
Medizin orientierte, ärztlich diagnostische Grundhaltung, 
auch für die Selbstwahrnehmung und das Ernstnehmen 
der Patientinnen und Patienten, wichtig. Gleichzeitig soll¬ 
te man bei einem offensichtlich reaktiven oder psycho¬ 
somatischen Hintergrund nicht in die ausweglose Schiene 
der nicht endenwollenden und gleichzeitig belastenden 
Apparatediagnostik der modernen Medizin geraten, 
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sondern die Behandlerin bzw. der Behandler sollte einen 
Weg suchen, wie ein mit dem Krankheitskonzept der Pa¬ 
tientin/des Patienten vereinbarer ehrenvoller Rückzug 
aus der Symptomatik gefunden werden kann. Gute Er¬ 
fahrungen bei solchen dissoziativen Lähmungszuständen 
wurden z. B. bei suggestiv eingesetzter Krankengymnas¬ 
tik und entsprechenden Übungsbehandlungen gemacht. 
Ähnliches gilt für Entspannungstechniken bei unter¬ 
schiedlichen Schmerzsymptomatiken. 

Allerdings stellen vor allem die Eltern der betroffenen 
Kinder die Leidensgeschichte oft klagend dar und vermi¬ 
schen z. B. das Leiden des Kindes mit familiären Sorgen. 
Es erfordert daher off viel Geduld, um die Zusammenhän¬ 
ge zu begreifen, die subjektive Sicht der Eltern nachzuvoll¬ 
ziehen und sie für eine Kooperation zu gewinnen, um der 
Klientin/dem Klienten effektiv helfen zu können. Das fällt 
in der Regel leichter, wenn zuvor gemeinsam die Migrati¬ 
onsgeschichte der Familie rekapituliert wurde. 

Missverständnisse können auch aus den unterschied¬ 
lichen Vorstellungen z. B. über das therapeutische Vor¬ 
gehen erwachsen. Eltern oder Erziehungsberechtigte von 
betroffenen Kindern aus traditionellen Gesellschaften 
sind es oft nicht gewohnt, gemeinsam mit der Therapeu¬ 
tin/dem Therapeuten und vielleicht dem Kind ein Modell 
zur Erklärung der Beschwerden zu entwickeln und sie mit 
in die Behandlung einzubeziehen. Vielmehr erwarten sie, 
dass die professionelle Helferin/der professionelle Helfer 
den Grund der Beschwerden erkennt und verschiedenen 
Hilfsmöglichkeiten aufzeigt. Umso wichtiger ist es, zu Be¬ 
ginn Art und Ablauf der Unterstützung oder Behandlung 
zu erläutern. Mehr als das Fachwissen einer Beraterin/ 
eines Beraters oder einer Therapeutin/eines Therapeu¬ 
ten schätzen die Klienten Eigenschaften wie Verständnis 
und Geduld, Höflichkeit und Offenheit. Beraterin/Bera¬ 
ter oder Therapeutin/Therapeut sollten der Harmoniebe- 
dürftigkeit Rechnung tragen und die Familienhierarchie 
respektieren, ohne ihre Professionalität aufzugeben. Die 
zentrale Rolle der Familie muss vor allem bei der ersten 
Generation berücksichtigt werden. 

Ein anderes wichtiges Thema ist, dass sich das deut¬ 
sche Gesundheitssystem immer noch mangelhaft an die 
Bedürfnisse von Menschen mit Migrationshintergrund 
angepasst hat (Machleidt u. Calliess 2003). Unter ande¬ 
rem fehlt es an muttersprachlichen und kulturspezifischen 
Behandlungs- und Beratungsangeboten. Gerade Kin¬ 
der und Jugendliche aus Kriegsgebieten mit komplexen 
Traumatisierungen, unter anderem auch wegen sexuellen 
Missbrauchs, benötigen ausgebildete Dolmetscherinnen 
und Dolmetscher, die mit Traumatherapeutinnen/Trau¬ 
matherapeuten und Beraterinnen/Beratern kultursensibel 
Zusammenarbeiten (Ruf et al. 2010). 


Berücksichtigung kulturspezifischer Aspekte in 
der Therapie 

a) Medizinisch-psychotherapeutische Aspekte 

Beim Erstkontakt kann der Bericht der Klientin/des 
Klienten auf Körperschmerzen beschränkt und auf 
diese fixiert sein. Mögliche psychische Konflikte und 
Belastungen können zunächst abgelehnt oder bestrit¬ 
ten werden. Geringe Deutschkenntnisse können die 
Anamnese erschweren. 

Das Gefühl, mit den Beschwerden nicht ausrei¬ 
chend ernst genommen zu werden, kann die Fixie¬ 
rung auf diese eher verstärken (z. B. multiple, wieder¬ 
holt auftretende, fluktuierende körperliche Sympto¬ 
me, die an wechselnden Körperorganen auftreten). 
Bauchschmerzen treten nicht nur häufig bei Kindern, 
sondern auch erwachsenen Personen auf. 

Eine Komorbidität mit anderen psychosozialen 
Beschwerden ist häufig anzutreffen. Viele Klientinnen/ 
Klienten erkennen einen möglichen Zusammenhang 
zwischen den Störungen nicht oder wurden bisher 
nicht ausreichend darüber informiert. 

Psychoeduaktive Maßnahmen und Informationen 
über sexuellen Missbrauch, Gewalt, Prävention und 
Intervention müssen der Herkunftskultur der Klientin¬ 
nen/Klienten angepasst und zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die Einbeziehung von Familienmitgliedern 
kann sowohl für die Diagnostik als auch für die Be¬ 
handlung und Beratung im Hinblick auf Ressourcen, 
Familiendynamik etc. wichtig sein. Die Familie kann 
bei der Verbesserung von Fähigkeiten im Sinne der 
sozialen Kompetenz und Ressourcen unterstützend 
in die Behandlung und Beratung mit einbezogen 
werden. 

Die Behandlung durch Medikamente, Operatio¬ 
nen oder physiotherapeutische Maßnahmen kann aus 
der Sicht der Klientin/des Klienten oder der Eltern der 
Kinder zunächst als ausreichend erscheinen. 

b) Soziale Aspekte 

— Sprachliche Probleme (Sprachbarrieren, Einset¬ 
zung von Dolmetschern/ Dolmetscherinnen und 
Bezahlung durch die Krankenkassen) 

— Ausreichende Kenntnisse von kulturell bedingten 
Unterschieden (z. B. Rolle der Familienmitglieder 
in kollektiven Gesellschaften) 

— Verbesserung migrationsspezifischer psycho¬ 
logischer Probleme (z. B. Generationskonflikte, 
Integration etc.) 


Literatur 


405 


— Bessere Rechte in Aufnahmegesellschaften (z. 

B. begrenzter Wohnraum, minimale finanzielle 
Unterstützung von unbegleiteten Kindern und 
jugendlichen Flüchtlingen) 

— Familienzusammenführung erleichtern (vor allem 
wenn es um Kinder geht, die noch im Herkunfts¬ 
land oder in einem anderen Land einer kriegeri¬ 
schen oder strukturellen Bedrohung und Gewalt 
ausgesetzt sind) 

c) Allgemeine Versorgungsstrukturen 

— Frühzeitige Erstfeststellung vulnerabler Klientin¬ 
nen/Klienten 

— Psychosoziale Basisangebote (Beratung, nieder¬ 
schwellige Angebote) für psychisch belastete 
Kinder und Jugendliche, aber auch erwachsene 
Opfer sexueller Gewalt 

— Psychotherapie- und Beratungsangebote bei 
Personen mit speziellen Kenntnissen 

— Muttersprachlich ausgebildete Behandlerinnen/ 
Behandler und Beraterinnen/Berater mit Durch¬ 
führung einer kulturspezifischen Diagnostik 

— Verbesserung der Behandlungsmöglichkeiten von 
Kindern und Jugendlichen traumatisierter Flücht¬ 
linge ohne einen sicheren Aufenthalt innerhalb 
der gesundheitlichen Regelversorgung 

— Psychiatrische und psychosomatische Kliniken mit 
ausreichender transkultureller Kompetenz 
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40.1 Einleitung 

Sexueller Missbrauch war lange Zeit ein Tabuthema, das 
nun mehr und mehr aufgebrochen, behandelt und offen 
angegangen wird. Die Tabuisierung betraf insbesondere 
den sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen. 

— Definition - 

Hallstein (1996; vgl. Häßler u. Fegert 2005) definiert als 
sexuellen Missbrauch jede sexualisierte Handlung, die 
unter bewusster Ausnutzung von ungleicher Erfah¬ 
rung, Wissen, Macht und Autorität vorgenommen wird. 


Bezogen auf Kinder und Jugendliche als Opfer wird der 
Begriff des sexuellen Missbrauchs off kritisch betrachtet, 
da er einen sexuellen Gebrauch von Kindern und Jugend¬ 
lichen impliziere; die vorgenannte Definition schließt je¬ 
doch einen solchen Gebrauch aus, da Fällen von sexuali- 
sierten Handlungen mit Kindern und Jugendlichen im¬ 
mer eine bewusste Ausnutzung von ungleicher Erfahrung/ 
Wissen und Macht/Autorität immanent ist. Gerade des¬ 
wegen besticht diese Definition durch ihr Hervorheben 
der Ausnutzung von ungleicher Macht, da diese bei der 
Betrachtung von sexuellem Missbrauch von Menschen 
mit geistiger Behinderung eine zentrale Rolle spielt, wie 
Klein et al. (1998) in ihrer Erhebung herausfanden. 

Daher gehören insbesondere Kinder und Jugendliche 
mit einer geistigen Behinderung, die in einer derartigen 
Situation über die geringsten Ressourcen verfügen (Brill 
1998), zu den häufigsten Opfern sexuellen Missbrauchs. 

Was jedoch den sexuellen Missbrauch von Kinder und 
Jugendlichen mit einer geistigen und/oder körperlichen 
Behinderung angeht, wird der öffentliche Diskurs durch 
das hinzukommen eines weiteren Tabus, dem der Sexuali¬ 
tät Behinderter, begrenzt. Seligmann (1996) prägte daher 
das Wort vom »Tabu im Tabu«. Über behinderte Men¬ 
schen als Opfer wird weniger berichtet, weil weit verbrei¬ 
tete Vorurteile bestehen, die Brill (1998, S. 164) treffend 
zusammenfasst: 

» Und endlich tragen weitverbreitete Mythen über Be¬ 
hinderte, die völlig willkürlich erscheinen und sich auch 
widersprechen, dazu bei, daß behinderte Kinder und 
Erwachsene in erhöhtem Maße Opfer von sexueller Ge¬ 
walt werden. So heißt es, Behinderte seien sexuell nicht 
attraktiv (für andere); ferner seien sie überhaupt asexuelle 
Wesen und hätten keinerlei Sexualität; sie könnten des¬ 
halb Missbrauch nicht verstehen; oder aber, sie seien 
promiskuitiv [...]; oder sexuelle Gewalt sei gar als eine Art 
Gefallen aufzufassen, da sie sonst überhaupt keine Sexua¬ 
lität erfahren könnten; und schließlich - zur Exkulpierung 
der Tat - sei die sexuelle,Anmache' von der Frau ausge¬ 
gangen [...]. « 


Derartige Fehleinschätzungen führ(t)en dazu, dass die 
potenzielle Gefährdung durch sexuellen Missbrauch und 
sexuelle Ausbeutung von Menschen mit Behinderung we¬ 
der durch die Gesellschaft noch durch einzelne Betreue¬ 
rinnen/Betreuer oder Eltern wahrgenommen wird, Vorfäl¬ 
le nicht aufgedeckt werden, Opfer nicht geschützt werden 
bzw. ihnen nicht beigestanden wird (Harnes 1996; Mansell 
et al. 1992; Sobsey u. Mansell 1994; Tharinger et al. 1990). 

Es soll daher zunächst das zusätzliche Tabu beschrie¬ 
ben werden, ehe im Anschluss auf den sexuellen Miss¬ 
brauch von Kindern und Jugendlichen mit Behinderun¬ 
gen eingegangen wird. 

40.2 Geistige und körperliche 

Behinderung und Sexualität 


Sexualität ist ein menschliches Grundbedürfnis. Und den¬ 
noch wurde und wird es Menschen mit geistiger und/oder 
körperlicher Behinderung off abgesprochen. Auch heute 
finden sich noch viele der oben genannten Vorurteile und 
Tabus, die bis in die 1970er-Jahre hinein weit verbreitet 
waren (Stinkes 2006). Die Ursachen dieser Vorurteile sind 
vielschichtig. Achilles (2003) vermutet, dass keine »schla¬ 
fenden Hunde« geweckt werden sollten. Gemeint ist damit 
die Einstellung, dass Nichtwissen (Unaufgeklärtsein) vor 
sexueller Aktivität schütze und dass Sexualaufklärung die 
Unschuld zerstöre und zu übertriebener Beschäftigung 
mit Sex führe (Abramson et al. 1988). Hirschmann (2013) 
untersuchte zudem die These, dass behinderte Menschen, 
vergleichbar mit Homosexuellen, aufgrund einer »Angst 
vor der Unentscheidbarkeit des Körpers« diskriminiert 
werden. Diese kreative Wortschöpfung des Autors meint 
die Angst vor der Fremdartigkeit. Besonders in Deutsch¬ 
land wirk(t)en auch historisch-politische Einstellungen 
und Vorkommnisse nach: Geistig und/oder körperlich be¬ 
hinderte Menschen fielen zu Zeiten des Nationalsozialis¬ 
mus unter »lebensunwertes Leben« und wurden Zwangs- 
sterilisiert (Stinkes 2006). 

Zur jahrzehntelangen Unterdrückung und Verleug¬ 
nung der Sexualität behinderter Menschen gehört auch 
die Begrenzung der Möglichkeiten, Sexualität zu entde¬ 
cken und auszuleben. Stinkes (2006, S. 1) formuliert ent¬ 
sprechend: 

» Im Zusammenhang mit geistiger und/oder körperlicher 
Behinderung können Einstellungen des Umfeldes den 
sexuellen Selbstausdrucks ebenso oder stärker einschrän¬ 
ken als die (körperliche) Schädigung. « 

Friske (1995) schildert dazu, dass das Erlernen üblicher 
Geschlechtsrollenmuster für Mädchen/junge Frauen mit 
geistiger Behinderung durch ihr Umfeld erschwert wird. 
Mütter erziehen die Mädchen zwar frauenspezifisch, was 
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etwa Sorgeleistungen, soziale Einstellungen, hauswirt¬ 
schaftliche Tätigkeiten oder Ähnliches angeht, verwehren 
aber häufig Perspektiven wie die der Ehefrau, Geschlechts¬ 
partnerin oder Mutter. Dieser Status als »ewiges Kind« 
oder »Neutrum« lässt sich unseres Erachtens auch auf die 
Erziehung von Jungen übertragen. 

Es kann jedoch ein grundlegender Einstellungswandel 
beobachtet werden, und Vertreter der Behindertenhilfe 
kämpfen für die Normalisierung der Lebensverhältnisse 
behinderter Menschen und für deren Teilhabe am ge¬ 
sellschaftlichen Geschehen. Diese Ziele sollen über eine 
stärkere Integration und Inklusion sowie über ein Emp- 
owerment (Selbstbemächtigung) der Betroffenen erreicht 
werden (Lord u. Hutchison 1997). Neben die medizinische 
Sichtweise von Behinderung ist eine soziale Definition 
getreten, die Behinderung als relationales und relatives 
Konstrukt betrachtet: Behinderung bezeichnet nicht mehr 
eine individuelle, starre Abweichung von einer postulier¬ 
ten Norm, sondern einen Zustand, der abhängig ist von 
den Unterstützungs- und Teilhabemöglichkeiten, die eine 
Gesellschaft und Gemeinschaft ihren Mitgliedern ein¬ 
räumt (WHO 2011). 

Dieser Wandel betrifft auch den Umgang mit dem 
Thema Sexualität. Zunehmend wird anerkannt, dass 
Nähe, Liebe, Freundschaft, Partnerschaft und Sexualität 
für Menschen mit geistiger und/oder körperlicher Behin¬ 
derung ebenso bedeutsam sind wie für Menschen ohne 
Behinderung. Eine dementsprechend wachsende Liste 
an Materialien mit praktischen Hinweisen zum Thema 
»Sexualität und Behinderung« ist auf der Homepage von 
des Projekts "Emma unantastbar!" zu finden, welches 
im ► Abschn. 40.6 kurz Umrissen wird (► http://www. 
emma-unantastbar.med.uni-rostock.de). 

40.3 Sexuelle Übergriffe bei verschiedenen 
Behinderungsformen 


Das folgende Kapitel beschreibt unterschiedliche Risiken 
für behinderte Kinder und Jugendliche, Opfer sexueller 
Gewalt zu werden. 

Die Studie von Sullivan und Knutson (2000) besticht 
durch eine umfangreiche Stichprobengröße und differen¬ 
ziert sowohl zwischen verschiedenen Behinderungsfor¬ 
men als auch zwischen den Geschlechtern. Die Stichpro¬ 
be umfasst alle 50.287 Kinder und Jugendlichen, die im 
Schuljahr 1994-1995 die öffentlichen und erzdiözesanen 
Schulen von Omaha, Nebraska (USA) besuchten. 

In der Gruppe der misshandelten Kinder und Jugend¬ 
lichen mit Behinderungen ergab die Aufschlüsselung nach 
Form der Behinderungen das folgende Ergebnis: 

— Verhaltensstörungen (37,4 %) 

— Geistige Behinderung (25,3 %) 


O Tab. 40.1 Prozentangaben der misshandelten und 
nicht misshandelten Kinder/Jugendlichen mit und ohne 
Behinderungen 



Behindert 

Nicht 

behindert 

Gesamt 


n 

% 

n 

% 

n 

% 

Misshandelt 

1.012 

31 

3.491 

9 

4.503 

11 

Nicht 

misshandelt 

2.250 

69 

33.458 

91 

35.708 

89 

Gesamt 

3.262 

100 

36.949 

100 

40.211 

100 


— Lernbehinderung (16,4 %) 

™ Gesundheitsbezogene Behinderungen, z. B. Asthma 

( 11,2 %) 

— Sprachbehinderungen ( 6 , 5 %) 

™ Körperliche/orthopädische Behinderungen (1,2 %) 

— Hörbehinderungen (1,3 %) 

— Sehbehinderungen (0,4 %) 

— Autismus (0,1 %) 

ln den Tabellen und Abbildungen ist die Einteilung der Behinde¬ 
rungsformen uneinheitlich, da in manchen Gruppen (z. B. Autismus) 
die Fallzahlen so gering waren, dass die Behinderungsformen für ei¬ 
nige Auswertungen in größere Gruppen zusammengefasst wurden. 
Die Verhaltensstörungen umfassen zusätzlich den Autismus; Kommu¬ 
nikationsstörungen vereinen Sprach-, Hör- und Lernbehinderungen; 
Orthopädische und Gesundheitsbehinderungen umfassen neben 
Sehbehinderungen orthopädische Behinderungen und gesundheits¬ 
bezogene Behinderungen wie Asthma. 

Neben der Form der Behinderung ist ein weiterer Risiko¬ 
faktor das Geschlecht: Innerhalb der Gruppe der misshan¬ 
delten Kinder und Jugendlichen mit Behinderung waren 
Mädchen signifikant häufiger als Jungen von sexuellem 
Missbrauch betroffen. Unter Misshandlung fallen in die¬ 
ser Studie neben physischer Misshandlung ebenfalls der 
sexuelle und emotionale Missbrauch sowie Vernachlässi¬ 
gung. 

Die □ Tab. 40.1 zeigt, dass Kinder und Jugendliche mit 
einer Behinderung etwa 3 Mal so häufig Opfer von Miss¬ 
handlungen wurden wie Kinder und Jugendliche ohne Be¬ 
hinderungen. 

Die □ Abb. 40.1 gibt die Häufigkeit (in Prozent) von 
Kindesmisshandlungen an, getrennt für die einzelnen 
Behinderungsformen. Kinder mit Verhaltensstörungen 
waren demnach am häufigsten von Misshandlungen be¬ 
troffen, gefolgt von Kindern mit sprachlichen Behinde¬ 
rungen, geistiger Behinderung, gesundheitsbezogener 
Behinderung und Hörbehinderung, die allesamt mindes¬ 
tens doppelt (bis hin zu über 5 Mal) so häufig wie Kinder 
ohne Behinderung angaben, misshandelt worden zu sein. 
Kinder mit Lernbehinderung, Körperbehinderungen und 
Sehbehinderungen waren in dieser Studie gemäß ihren 
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Häufigkeit (%) 


60 



O Abb. 40.1 Prävalenz von Misshandlung in Abhängigkeit von der Behinderung 


Angaben nur etwas häufiger von Misshandlungen betrof¬ 
fen (13-17 %) als Kinder ohne Behinderungen (9 %). Le¬ 
diglich Autisten gaben eine noch geringere Prävalenz an 
(8 %), was jedoch auch auf die geringe Stichprobengröße 
dieser Gruppe zurückzuführen sein könnte. Ein individu¬ 
elles Risiko von hoher Bedeutung ist demnach die Art der 
Behinderung. 

Die □ Tab. 40.2 unterteilt zudem noch die einzelnen 
Misshandlungsformen, um den Anteil von sexuellem Kin¬ 
desmissbrauch bzw. Kombinationsformen an der Gesamt¬ 
zahl der Misshandlungen hervorzuheben. Die Misshand¬ 
lungsformen unterscheiden Vernachlässigung (Unter¬ 
lassen fürsorglichen Handelns), physische Misshandlung 
(körperliche Gewalt), emotionale Misshandlung (z. B. 
Einschüchterungen, Beleidigungen, Abwertungen) und 
sexuelle Misshandlung (sexuelle Handlungen am Kind 
unter Ausnutzung der Macht- und Autoritätsposition). 
Als Kombination von Misshandlungsformen wurde in 
dieser Studie gewertet, wenn mehrere Misshandlungs- 
formen innerhalb eines Vorfalls oder über verschiedene 
Vorfälle hinweg erlebt wurden (z. B. wurde eine körper¬ 
liche Gewaltanwendung bei gleichzeitiger Beleidigung 
als »physisch/emotional« eingestuft). Die Reihenfolge 
der Nennungen orientiert sich an der Originalveröffent- 
lichung von Sullivan und Knutson (2000). 

Auf den ersten Blick fällt in □ Tab. 40.2 die hohe Prä¬ 
valenz der Vernachlässigung als häufigste alleinstehende 
Form der Misshandlung bei Kindern und Jugendlichen 


mit Behinderungen auf. Betrachtet man jedoch den 
sexuellen Missbrauch alleinstehend sowie in allen Kombi¬ 
nationen mit anderen Missbrauchsformen (in der Tabel¬ 
le kursiv markiert), gaben insgesamt 29,2 % aller Kinder 
und Jugendlichen mit Behinderungen an, bereits sexuelle 
Übergriffe erlebt zu haben. 

Kinder mit Behinderungen gaben in der Mehrzahl 
(62,2 %, ohne Abbildung) an, mehrere Formen der Miss¬ 
handlung erlebt zu haben. Diese Häufigkeit liegt über 
der Prävalenz für multiple Misshandlungsformen in der 
Gruppe der nicht behinderten Opfer der gleichen Studie 
(54,9 %). 

Eine aktuelle nationale Umfrage des BMFSFJ (2013) 
mit 1.561 Teilnehmerinnen stützt diese Ergebnisse zusätz¬ 
lich. Von den 1.561 Teilnehmerinnen wurden 800 Frau¬ 
en über einen repräsentativen Haushaltseinzug und 420 
Frauen über eine repräsentative Einrichtungsbefragung 
erreicht. Die restlichen 341 Frauen wurden über eine nicht 
repräsentative Zusatzbefragung rekrutiert. 

In der Umfrage gaben 20-34 % der Frauen mit Be¬ 
hinderungen und Beeinträchtigungen retrospektiv an, 
sexuellen Missbrauch in Kindheit und Jugend erlebt zu 
haben, wobei die Täter/Täterinnen Erwachsene waren. Sie 
waren damit etwa zwei- bis dreimal häufiger davon betrof¬ 
fen als Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt (10 %). Wird 
zusätzlich auch der Missbrauch durch andere Kinder und 
Jugendliche betrachtet (BMFSFJ 2013, S. 21): 
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□ Tab. 40.2 Prävalenz von Misshandlungen in Prozent, aufgeschlüsselt nach Misshandlungsformen und den verschiedenen Behinde¬ 
rungen 


Misshandlungsform 

Verhaltens¬ 

störung 

Kommunika¬ 

tionsstörung 

Gesundheit/ 

orthopädisch 

Geistige Be¬ 
hinderung 

Gesamt 

Vernachlässigung 

26,2 

21,9 

23,0 

21,8 

23,6 

Sexuell 

3,0 

8,9 

6,3 

8,5 

6,2 

Physisch 

5,4 

8,4 

6,3 

4,8 

6,1 

Emotional 

0,3 

0,4 

1,6 

0,4 

0,5 

Sexuell/physisch 

1,4 

1,3 

1,6 

2,0 

1,5 

Physisch/Vernachlässigung 

11,4 

12,7 

9,5 

11,3 

11,5 

Sexuell/emotional 

0,0 

0,4 

0,0 

0,0 

0,1 

Physisch/emotional 

1,6 

0,8 

2,4 

0,4 

1,2 

Sexuell/Vernachlässigung 

3,3 

2,5 

4,8 

6,0 

4,0 

Emotional/Vernachlässigung 

8,2 

15,6 

15,1 

9,3 

11,1 

Sexuell/physisch/emotional 

0,8 

0,0 

0,0 

0,0 

0,3 

Physisch/Vernachlässigung/emotional 

15,5 

13,9 

17,5 

15,3 

15,3 

Sexuell/ Vernachlässigung/emotional 

4,1 

2,5 

3,2 

4,0 

3,6 

Sexuell/physisch/Vernachlässigung 

4,6 

3,0 

5,6 

4,4 

4,3 

Sexuell/physisch/emotional/Vernach- 

lässigung 

11,2 

7,2 

2,4 

11,7 

9,2 

Keine Angaben 

3,0 

0,4 

0,8 

0,0 

1,3 

Gesamt 

100,0 
(n = 367) 

100,0 
(n = 237) 

100,0 
(n = 126) 

100,0 
(n = 248) 

100,0 
(n = 978) 


»dann hat je nach Untersuchungsgruppe jedezweite bis 
vierte Frau der Studie sexuelle Übergriffe in Kindheit und 
Jugend erlebt, allen voran gehörlose Frauen (52 %), die da¬ 
von auffällig häufig in Einrichtungen/Internaten/Schulen be¬ 
troffen waren, gefolgt von blinden Frauen (40 %), psychisch 
erkrankten Frauen (36%) [und] körper-/mehrfachbehinder- 
ten Frauen (34%) [...]. Frauen mit sogenannten geistigen Be¬ 
hinderungen in Einrichtungen gaben sexuellen Missbrauch 
in Kindheit und Jugend zu 25 % an.« 

Weitere zahlreiche internationale Studien untermauern 
diese Zahlen bezogen auf Menschen mit geistiger Behin¬ 
derung. Es besteht Konvergenz in den gefundenen Prä¬ 
valenzen, die bei geistig behinderten Menschen zwischen 
25 % und 58 % liegen (Barger et al. 2009; Beail u. Warden 
1995; Horner-Johnson u. Drum 2006; Powers et al. 2002) 
und damit 2-4 Mal über den Prävalenzen sexueller Gewalt 
in der Allgemeinpopulation (vgl. Becker 1995; Hickson et 
al. 2008; Klein et al. 1999). 

Die Gefährdung steigt, wenn die behinderten Men¬ 
schen jung sind. So berichtet Baladerian (1991), dass 39- 
83 % der Frauen und 16-37 % der Männer mit geistigen 


Behinderungen vor ihrem 18. Geburtstag sexuelle Über¬ 
griffe erleiden. 

Wer in dieser Gruppe einmal Opfer geworden ist, hat 
eine vergrößerte Chance, es wieder zu werden: In 48-81 % 
der Fälle des sexuellen Missbrauchs an behinderten Kin¬ 
dern und Jugendlichen handelt es sich um mehrmalige 
Übergriffe, die über längere Zeit andauern (Mansell et al. 
1992; McCarthy u. Thompson 1997). Auch in der Studie 
des BMFSFJ (2013) mussten behinderte Frauen fortgesetz¬ 
te und multiple Gewalterfahrungen in Kindheit, Jugend 
und Erwachsenenleben erheblich häufiger erleben als 
Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt. Geistig behinder¬ 
te Frauen berichteten etwa doppelt so häufig über fort¬ 
gesetzte Gewalt (16 %) wie nicht behinderte Frauen (7 %; 
BMFSFJ 2013, S. 32). 

Die Täter sind vorwiegend männlich und den Opfern 
in über 90 % der Fälle bekannt (Balogh et al. 2001; Mansell 
et al. 1992). Sie gehören fast immer zur Verwandtschaft 
oder zum Pflege- und Betreuungspersonal. Damit sind sie 
nicht nur im Nahbereich angesiedelt, sondern mehr noch 
in Bereichen, die eigentlich eine Schutzfunktion für die 
Kinder und Jugendlichen innehaben. 
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Der chronische Missbrauch durch eine bekannte oder 
vertraute Person wirkt pathogener als ein einmaliger Miss¬ 
brauchsvorfall durch einen unbekannten Täter (Mansell 
u. Sobsey 2001). Die Auswirkungen von Missbrauch bei 
Menschen mit geistiger Behinderung können auch auf¬ 
grund der begrenzten Bewältigungsressourcen schwer¬ 
wiegender sein (Friedrich 1998; Mansell et al. 1992). Nur 
eine geringe Zahl der Opfer zeigt keinerlei Auswirkungen 
(Mansell et al. 1992; Sequeira u. Hollins 2003). 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Kinder 
und Jugendliche mit Behinderung von allen Misshand¬ 
lungsformen häufiger betroffen sind als Kinder und Ju¬ 
gendliche ohne Behinderung. Die häufigste Misshand¬ 
lungsform ist die Vernachlässigung, aber auch sexueller 
Missbrauch tritt etwa dreimal häufiger auf als in der 
Normalpopulation. Innerhalb der Gruppe der Behinder¬ 
ten beeinflussen die Art der Behinderung (Risikofaktor: 
Verhaltensstörung und/oder geistige Behinderung), das 
Geschlecht (Risikofaktor: weibliches Geschlecht) und das 
Alter die Häufigkeit von sexuellen Übergriffen (Mädchen 
werden eher vor ihrem 18. Geburtstag erstmalig miss¬ 
braucht, Jungen eher nach ihrem 18. Geburtstag). Häu¬ 
fig werden Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
Opfer von mehreren Formen der Misshandlung (z. B. 
Vernachlässigung und sexueller Missbrauch); der sexuel¬ 
le Missbrauch ist zudem häufiger andauernd, findet also 
wiederholt statt. Die Täter sind in der Mehrzahl männlich 
und den Opfern bekannt, z. B. Betreuungspersonen, zu 
denen ein Abhängigkeitsverhältnis besteht. 

40.4 Spezifische Risikokonstellationen/- 
faktoren und spezifische 
Problemlagen bei Kindern und 
Jugendlichen mit geistiger und 
körperlicher Behinderung 


Ein spezifisches Risiko der behinderten Kinder und Ju¬ 
gendlichen ist ihre (physische und emotionale) Abhän¬ 
gigkeit von potenziellen Tätern/Täterinnen (Furey et al. 
1994; O’Day 1983). Besonders nutzen Letztere das ihnen 
entgegengebrachte Vertrauen aus (Senn 1993; Noack u. 
Schmid 1994). Die Abhängigkeitsverhältnisse bestimmen 
auch die Manipulationsversuche der Täter/Täterinnen, 
die von Kindern und Jugendlichen mit (insbesondere 
geistiger) Behinderung seltener durchschaut werden, was 
neben ihrem begrenzten kognitiven Verständnis auch auf 
das bestehende Vertrauensverhältnis zu den Tätern/Täte¬ 
rinnen zurückzuführen ist. Die Tätern/Täterinnen nähern 
sich den Kindern oft langsam, schrittweise, austestend an 
und bauen dabei eine Beziehung zu den Kindern, manch¬ 
mal auch zu deren Eltern, auf. 


Kinder und Jugendliche mit Behinderungen werden - 
mehr noch als Kinder und Jugendliche ohne Behinderun¬ 
gen - in vielen Lebensbereichen fremddominiert und zur 
Compliance (Regelbefolgung) erzogen, dass ihnen Ab¬ 
grenzungen und Selbstbestimmung äußerst schwerfallen. 
Off wissen sie nicht, welche Rechte sie haben - weder im 
Allgemeinen noch auf ihren Körper und ihre körperliche 
Selbstbestimmung bezogen - noch können sie diese arti¬ 
kulieren. Die eingeschränkte Kommunikationsfähigkeit 
wiederum wirkt sich nicht nur negativ auf die Abwehr 
eines Übergriffs aus (vgl. Becker 1995), sondern auch dar¬ 
auf, das Erlebte einer Vertrauensperson zu berichten. Das 
Berichten wird zusätzlich noch dadurch erschwert, dass 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen nach wie vor 
off sozial isoliert aufwachsen. Nur wenige verfügen über 
eine Peergroup, eine Freundin/einen Freund oder eine 
andere Person des Vertrauens, der sie sich anvertrauen 
können, und die ihnen hilft, gemeinsam die Situation zu 
beenden und weiter dagegen vorzugehen. 

Ein wichtiger Unterschied in der psychosexuellen 
Entwicklung zwischen Kindern und Jugendlichen mit Be¬ 
hinderungen und Kindern und Jugendlichen ohne Behin¬ 
derungen besteht im Erleben kritischer Entwicklungspha¬ 
sen. Sowohl für Menschen mit Behinderungen als auch 
für ihr Umfeld stellen psychosexuelle Übergänge (z. B. 
der Beginn einer Partnerschaft, die Pubertät) krisenhafte 
Umstrukturierungsprozesse dar. Die Ungleichzeitigkeit 
zwischen körperlich-biologischer und psychosozial-kog¬ 
nitiver Entwicklung lässt ein großes Spannungspotenzial 
entstehen, das häufig die Betroffenen, aber auch die Pä- 
dagoginnen/Pädagogen bzw. Eltern oder Betreuerinnen/ 
Betreuer, überfordert (Stinkes 2006). Kinder mit Behinde¬ 
rungen entwickeln ungefähr zum gleichen Zeitpunkt wie 
nicht behinderte Heranwachsende sexuelle Neigungen 
und körperliche Reife (Matson u. Sevin 1988), haben je¬ 
doch geringere Chancen, ihre Sexualität zu verstehen und 
auszuprobieren (Tharinger et al. 1990). Damit erhöhen 
Disproportionalitäten von körperlicher, kognitiver und 
sozioemotionaler Entwicklung das Risiko, Opfer sexueller 
Gewalt zu werden. 

Nach Tang und Lee (1999) ist das Wissen über sexuel¬ 
len Missbrauch diejenige Variable, die am ehesten die 
Fähigkeit, selbstschützende Fertigkeiten zu mobilisieren, 
vorhersagt (und zwar unabhängig vom Alter und intellek¬ 
tuellen Funktionsniveau). 

Folgende erfundene Analogie soll helfen, diesen Zusammenhang 
besser zu verstehen: Sollte die Wissenschaft daran interessiert sein 
herauszufinden, was einen guten Studienabschluss vorhersagt, könn¬ 
te eine Studie durchgeführt werden, in der verschiedene mögliche 
Einflüsse untersucht werden. Das Ergebnis könnte lauten, dass zwar 
auch Persönlichkeitseigenschaften wie Fleiß oder Intelligenz einen 
Einfluss auf die Abschlussnote haben, dass aber die Variable »Abi¬ 
turnote« der beste Prädiktor ist für die Abschlussnote vom Studium 
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(je besser die Abiturnote, desto besser der Studienabschluss). Ana¬ 
log ist also der beste Prädiktor dafür, selbstschützendes Verhalten zu 
zeigen, das Wissen um sexuellen Missbrauch und präventive Maß¬ 
nahmen (je mehr ein Kind darüber weiß, desto besser ist es in der 
Lage, sich zu schützen). 

Die fehlende oder mangelnde Sexualaufklärung, die 

Nichtthematisierung von Sexualität und sexuellen Über¬ 
griffen ist somit ein gewichtiger weiterer Risikofaktor (Fen- 
wick 1994; Ludlow 1991), der, wie bereits in ► Abschn. 40.2 
erläutert, durch die Tabuisierung ihrer Sexualität besonders 
auf Kinder und Jugendliche mit Behinderungen zutrifft. 
Die unzureichende Differenzierung von normalen vs. über- 
grifflichen Situationen erschwert deren Erkennen, Benen¬ 
nen und Berichten. Wer nicht über ein differenziertes Kon¬ 
zept von Intimität und Körperwissen verfügt, weiß nicht, 
wann es zu Grenzüberschreitungen kommt und kann sich 
auch nicht angemessen wehren bzw. darüber sprechen (vgl. 
Stinkes 2006). Indirekt erschwert eine mangelnde Sexual¬ 
aufklärung die Ausbildung eines angemessenen Verhältnis¬ 
ses zum eigenen Körper - die Kinder lernen nicht, dass ihr 
Körper etwas Schönes, etwas Kostbares, etwas Schützens¬ 
wertes ist. Die geringe Akzeptanz des eigenen Körpers 
wurde als weiterer Risikofaktor herausgestellt (vgl. Bruder 

u. Kroese 2005; Tharinger et al. 1990). 

Ein gesundes Selbstbewusstsein hat sich vielfach als 
Schutzfaktor erwiesen (Cederblad et al. 1994) bzw. eine 
geringe Selbstsicherheit als Risikofaktor (Tharinger et 

al. 1990). Täter/Täterinnen suchen sich eher Kinder, die 
schwach wirken, z. B. einsam, introvertiert oder körper¬ 
lich unterlegen sind, als Opfer aus. Kinder, die selbstbe¬ 
wusst ihre Grenzen setzen und wahren, können Übergriffe 
besser abwehren und trauen sich, Vorfälle zu berichten. 

Nicht alle Täter/Täterinnen suchen jedoch introvertierte Kinder; man¬ 
che Strategien, z. B. Neugierde erwecken, setzen voraus, dass die Kin¬ 
der sich von ihrer Gruppe oder gewohnten Umgebung lösen, wofür 
eine gewisse Extravertiertheit seitens des Kindes vonnöten ist. 

Weitere Risikofaktoren, die in Missbrauchssituationen 
von behinderten Kindern und Jugendlichen kumulieren, 
sind folgende: 

— Abwertende und stigmatisierende kulturelle, gesell¬ 
schaftliche und familiäre Einstellungen gegenüber 
Behinderten (Belsky 1980; Bronfenbrenner 1977; Gar¬ 
barino u. Stocking 1980; Ludlow 1991) 

Unterdrückung von Sexualität in Institutionen (Ha¬ 
rnes 1996) 

— Gestörte verbale Fähigkeiten/mangelnde Kommuni¬ 
kationsfähigkeit (Singer 1996; Sobsey u. Mansell 1994) 

— Unangemessene soziale Fertigkeiten (Singer 1996; 
Sobsey u. Mansell 1994) 

— Mangel an Wissen über Abwehrstrategien (Haseltine 
u. Miltenberger 1990; Watson et al. 1992) 


— Mangel an selbstschützenden Fertigkeiten (Haseltine 
u. Miltenberger 1990; Tang u. Lee 1999; Watson et al. 
1992) 

Tharinger et al. (1990), Lumley und Miltenberger (1997), 

Muccigrosso (1991), Bruder und Kroese (2005) und Tang 

und Lee (1999) benennen außerdem als Risikofaktoren: 

— Geringes Urteilsvermögen 

— Geringe zugeschriebene Glaubwürdigkeit 

™ Schwierigkeiten bei Entscheidungsprozessen 

— Probleme beim Berichten von Vorfällen (Vokabular, 
Gedächtnisspeicherung und -abruf) 

— Mangel an Bewältigungsstrategien und Emotions- 
regulation 

— Ein großer Wunsch nach Zuwendung 

™ Forderung nach und Verstärkung der Compliance 
(Regelbefolgung) durch das Umfeld 

™ Riskante Betreuungsstrukturen in Familien und insti¬ 
tutionelle Risiken, wie z. B. Isolation oder ein fehlen¬ 
des oder zu komplexes Beschwerdemanagement 

— Mangelnde Aufdeckung des Missbrauchs 

40.5 Besonderheiten bei der rechtlichen 
Verfolgung der sexuellen Übergriffe 


Der letztgenannte Risikofaktor, die mangelnde Aufde¬ 
ckung von sexuellem Missbrauch, stellt gleichzeitig die 
erste Schwierigkeit bei der rechtlichen Verfolgung der se¬ 
xuellen Übergriffe dar. 

Anhaltspunkte für die Aufdeckung können 

1. verbale oder nonverbale Äußerungen der Opfer, 

2. Verhaltensänderungen in Folge des Missbrauchs oder 

3. Tatzeugen/Tatzeuginnen sein. 

Ad 1: Sprachbarrieren und das Vorurteil der Unglaub¬ 
würdigkeit führen dazu, dass bei sexuell missbrauchten 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen die not¬ 
wendige Intervention ausbleibt (Bay 2012; Gerdtz 2003). 

Ad 2: Verhaltensänderungen in Folge eines Miss¬ 
brauchs, z. B. aggressives Verhalten, werden häufig als 
Ausdruck der Behinderung fehlgedeutet und somit nicht 
erkannt (Cooke 2000). 

Ad 3: Das Leben in Einrichtungen und die mit Be¬ 
hinderungen oft verbundene soziale Isolation vermindern 
die Wahrscheinlichkeit, dass außenstehende Personen 
Zeugen/Zeuginnen der Straftat werden (Bay 2012; Selig¬ 
mann 1996). 

Obwohl mittlerweile bekannt ist, dass Menschen mit 
Behinderung häufiger Opfer sexueller Gewalt werden, 
gibt es zu diesen Fällen nur wenige gerichtliche Verhand¬ 
lungen. Dies ist zum einen in der Unzugänglichkeit der 
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polizeilichen Dienststellen (z. B. nicht rollstuhlgerechte 
Gebäude) und in kommunikativen Barrieren begründet 
(Bay 2012; Degener 1994). Zum anderen gelten bei Straf¬ 
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung für Menschen 
mit Behinderungen die gleichen Gesetze wie für Menschen 
ohne Behinderungen (Strafgesetzbuch §§ 174-184g, z. B. 
§ 174 StGB Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 
sowie § 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefähr¬ 
dung). Da diese bereits den Rechtstexten zu entnehmen 
sind, wird auf eine Aufzählung an dieser Stelle verzichtet. 
Durch diese fehlende Differenzierung finden sich Lücken 
im Gesetz; für konkrete Beispiele und Vorschläge zum 
Schließen dieser Gesetzeslücken sei auf Heinz-Grimm 
(2005) verwiesen. 

Eine dritte Ursache der geringen Anzahl der gericht¬ 
lichen Verhandlungen besteht darin, dass häufig von einer 
Anzeige abgeraten werde, da eine Tat schwer nachzuweisen 
sei (Degener 1994; Heinz-Grimm 2005). Kinder und Ju¬ 
gendliche mit Behinderungen müssen eine besondere »Be¬ 
weishürde« überwinden, da sie als unglaubwürdig gelten. 
Ihre Aussage kann dadurch erschwert sein, dass Kinder mit 
einer geistigen oder kommunikativen Behinderung (z. B. 
Sprachbehinderung) zum Teil in ihrer Ausdrucks- und 
Aussagefähigkeit eingeschränkt sind und sich nicht verbal 
zu einem Übergriff äußern können. Ebenfalls kann insbe¬ 
sondere bei Kindern und Jugendlichen mit geistiger Behin¬ 
derung die Erinnerungsfähigkeit beeinträchtigt sein. 

Ebenso wie für nicht behinderte Kinder gilt zudem, 
dass es eine Belastung ist, den Anforderungen eines Pro¬ 
zesses gerecht zu werden. Die off überfordernde Situation 
während und nach einem Strafprozess erfordert daher in¬ 
tensive therapeutische Hilfe (Seligmann 1996). 

40.6 Prävention von sexuellem Missbrauch 
an Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderungen 


Um das Risiko, Opfer sexuellen Missbrauchs zu werden, 
zu verringern, schlagen Brown et al. (1994) vier ineinan- 
dergreifende Ansätze vor: 

1. Den potenziellen Opfern sollen Selbstsicherheit und 
Fertigkeiten zum Selbstschutz beigebracht werden. 

2. Potenzielle Täter/Täterinnen sollen vom Kontakt mit 
geistig Behinderten ferngehalten werden. 

3. Verhaltensrichtlinien für Mitarbeitende in betreuen¬ 
den Institutionen sollten entwickelt werden. 

4. Missbrauch soll aktiv aufgedeckt und gestoppt wer¬ 
den. 

Präventive Maßnahmen umfassen damit z. B. klare insti¬ 
tutionelle Regeln, ein kindgerechtes bzw. behindertenge¬ 
rechtes Beschwerdemanagement, sowohl interne als auch 


externe Ansprechpersonen in Fällen von Grenzverletzun¬ 
gen (z. B. Missbrauchsbeauftragte), regelmäßige Präven¬ 
tionsangebote für Erwachsene (z. B. Eltern, Lehrerinnen/ 
Lehrer, Betreuerinnen/Betreuer), ein verbindlicher Ver¬ 
haltenskodex für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
und eine sorgfältige Personalauswahl (z. B. Einholen des 
erweiterten Führungszeugnisses). 

Missbrauchsprävention für Menschen mit geistiger 
Behinderung ist damit mehrdimensional, was beachtet 
werden sollte, wenn im Folgenden vorwiegend über Stu¬ 
dien und Materialien berichtet wird, die auf das Training 
potenzieller Opfer fokussieren. 

Es finden sich nur wenige wissenschaftliche Evalua¬ 
tionen von Präventionsprogrammen für Menschen mit 
Behinderung (Barger et al. 2009; Bruder u. Kroese 2005; 
Chodan et al. 2014; Doughty u. Kane 2010). 

Durch die Universitätsmedizin Rostock wird seit September 2012 eine 
durch das BMBF geförderte Studie von Häßler et al. durchgeführt, 
die die Entwicklung und Evaluation eines Präventionsprogramms 
(namens »Emma unantastbar!«) speziell für Mädchen mit geistiger 
Behinderung zum Ziel hat (► http://www.emma-unantastbar.med. 
uni-rostock.de/). Das Manual soll in einem geschützten Zugang etwa 
ab Ende 2015 kostenfrei zur Verfügung gestellt werden; zudem sind 
verschiedene wissenschaftliche Publikationen zur Evaluation des Pro¬ 
gramms geplant. 

Bezogen auf Kinder und Jugendliche mit einer geistigen 
Behinderung existieren insgesamt vier (englischsprachi- 
ge) in Fachzeitschriften publizierte Studien. Die Methodik 
der Studien weist dabei zum Teil gravierende Mängel auf, 
darunter geringe Stichprobengrößen, unstimmige Ein¬ 
gangskriterien (z. B. IQ bis in den Normbereich hinein 
trotz des Fokus auf geistige Behinderung) oder mangeln¬ 
de Validität der Erhebungsmethode der Befragung (vgl. 
Lumley et al. 1998). Ein Manual hegt für keines der Trai¬ 
ningsprogramme vor. 

Prinzipiell berichten alle Studien, auch die im Erwach¬ 
senenbereich, über positive Ergebnisse der Präventions¬ 
programme (vgl. Chodan et al. 2014; z.B. vermehrtes An¬ 
wenden von präventiven Verhaltensweisen), mit nur einer 
Ausnahme (Andrews 1996, nach Bruder u. Kroese 2005). 
Trotz der methodischen Mängel ist dies ein Hinweis dar¬ 
auf, dass die Durchführung von Präventionsmaßnahmen 
bzw. Trainings mit potenziellen Opfern auch in dieser spe¬ 
ziellen Population effektiv sind. 

Da sich ähnliche Studien in der deutschsprachigen Li¬ 
teratur weder für Erwachsene noch für Kinder/Jugendli- 
che finden lassen (Chodan et al. 2014), folgt eine Auflistung 
der in Deutschland ab 2000 implementierten Programme 
und ab 2000 erschienenen Materialien und Anleitungen, 
die dem Einschlusskriterium »direkte Missbrauchsprä¬ 
vention für potenzielle Opfer« genügen. Für Veröffentli¬ 
chungen von 1985 bis 2000 verweisen wir auf die Arbeiten 
von Fegert und Müller (2001) und Brill (1998). 
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Die in Deutschland aufgefundenen Programme spe¬ 
ziell für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen um¬ 
fassen - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - die folgen¬ 
den: 

— Projekt des Vereins Wildwasser München - Fachstelle 
für Prävention und Intervention bei sexualisierter 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen (► http://www. 
wildwasser-muenchen.de/projekte-praeventionsprojek- 
te.html) 

■■ Projekt des Vereins Wildwasser Würzburg e.V. in 
Zusammenarbeit mit der Lebenshilfe Würzburg 
(► http://www.wildwasserwuerzburg.de/) 

— »Prävention und Beratung - Netzwerk gegen sexuelle 
Gewalt an Menschen mit Lern-/geistiger Behinde¬ 
rung« des Caritasverbandes für das Erzbistum Pader¬ 
born e.V (► http://www.caritas-paderborn.de/64846. 
html) 

™ Kurse von WenDo (► http://www.wendo.info/), 

Wanderausstellung »Echt Stark!« des Präventionsbü¬ 
ros PETZE (2007), die sich auch an geistig Behinderte 
als Zielgruppe wendet (► http://www.petze-kiel.de/) 

— Modellprojekt zum Umgang mit Selbstbestimmung, 
Sexualität und sexueller Gewalt in Wohneinrichtun¬ 
gen für junge Menschen mit geistiger Behinderung 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
- BzgA (► http://forum.sexualaufklaerung.de/index. 
php?docid = 66l). 

Theaterstücke zur Prävention von sexueller Gewalt 
mit Gebärdensprache für hörgeschädigte Kinder und 
Jugendliche, z. B. der Zartbitter e.V 

Neben den Programmen finden sich in der Literatur Ma¬ 
terialien und Anleitungen zu Präventionsprogrammen 
speziell für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen, 
die jedoch nicht systematisch oder flächendeckend ein¬ 
gesetzt werden: 

Handreichung zur Prävention: Gerdtz (2003) Auch 
wir dürfen NEIN sagen! Sexueller Missbrauch von 
Kindern mit einer geistigen Behinderung. Eine Hand¬ 
reichung zur Prävention. Universitätsverlag Winter, 
Heidelberg 

Bilder-/Lesebücher mit pädagogischem Begleitheft: 
für geistig behinderte Frauen (ab 18 Jahren): Kaiser 
S, Schüßlbauer R, Fein S (2007b) Richtig wichtig 
- Stolz und stark. Ein FrauenBilderLeseBuch über 
sexuelle Gewalt. Mebes & Noack, Köln 
für Mädchen (ab 12 Jahren): Kaiser S, Schüßlbau¬ 
er R, Fein S (2007a) Anna ist richtig wichtig. Ein 
Bilder- und Vorlesebuch für Mädchen über sexuelle 
Gewalt. Mebes & Noack, Köln 
für Jugendliche: Limita (Hrsg) (2006a) Alles Liebe? 
Eine Geschichte über Freundschaft, Achtung und 
Gewalt. Interact, Luzern 


für Eltern und Fachpersonen: Limita (Hrsg) 
(2006b) Alles Liebe? Manual Comic »Alles Liebe?« 
für Eltern und Fachpersonen. Prävention sexueller 
Ausbeutung mit geistig behinderten Jugendlichen. 
Interact, Luzern 

— Diplomarbeit von Blaue (2005) mit Beispielen für 
Präventionsarbeit 

™ Das 1994 erschienene Heft zu sexuellem Missbrauch 
bei geistig Behinderten und den Möglichkeiten der 
Prävention im Unterricht (Lernen KONKRET 1994) 

™ Unterrichtsmaterialien »Echt stark« des Präventions¬ 
büros PETZE (2007) 

— Handbuch für Prävention und Beratung »Gegen 
sexuelle Gewalt an Mädchen und Frauen mit Körper¬ 
behinderung« von Wildwasser e.V Freiburg (2002) 

— Training der Selbstbehauptung: Selbstbehauptungs¬ 
training für Mädchen und Frauen mit geistiger 
Behinderung der AG Freizeit e.V (2005) sowie die 
Übungsreihen für geistig behinderte Mädchen »Mäd¬ 
chen stark machen« (Dank 2005) 

— Sexualaufklärung: 

Sexualerziehung bei Jugendlichen mit körperlicher 
und geistiger Behinderung etwa für die 7.-9. Klas¬ 
se: Ehlers C (2009) Sexualerziehung bei Jugend¬ 
lichen mit körperlicher und geistiger Behinderung. 
Unterrichtsmaterialien. Persen, Horneburg 
Methodik der sexuellen Aufklärung für Menschen 
mit geistiger Behinderung: Bosch E, Suykerbuyk 
E (2007) Aufklärung - Die Kunst der Vermittlung. 
Methodik der sexuellen Aufklärung für Menschen 
mit geistiger Behinderung. Juventa, München 
Sexualpädagogischen Materialien der Bundesver¬ 
einigung Lebenshilfe (2009) 

Eine umfassendere Liste mit zusätzlichen Quellen wird 
in Kürze auf der Homepage der Universitätsmedizin Ros¬ 
tock unter dem Projekt »Emma unantastbar! - Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt bei Mädchen mit geistiger Be¬ 
hinderung« zu finden sein (► http://www.emma-unantast- 
bar.med.uni-rostock.de/). 

40.7 Therapeutische Optionen für sexuell 
missbrauchte Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen 


Misslingt die (primäre und/oder sekundäre) Prävention, 
und es kommt zum sexuellen Missbrauch, ist es wichtig zu 
intervenieren und Hilfen für die betroffenen Kinder oder 
Jugendlichen zu implementieren (auch »tertiäre Präven¬ 
tion« genannt). Es sollte überlegt statt übereilt gehandelt 
werden, wobei eine räumliche Trennung von Opfer und 
Täter/Täterin durchaus zeitnah erfolgen sollte. Auch hier 
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steht dabei - wie bei Kindern ohne Behinderungen - das 
Kindeswohl im Vordergrund. Daher soll mit Ausführun¬ 
gen zur direkten Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs 
mit den Opfern begonnen werden. 

Es existieren leider national keine manualisierten, 
standardisierten und evaluierten Programme für die 
Behandlung von Kindern und Jugendlichen mit (insbe¬ 
sondere geistiger) Behinderung zur Verarbeitung von se¬ 
xueller Gewalt. Vielmehr werden geläufige Therapien, wie 
Traumatherapie oder die Arbeit mit Körperreaktionen, 
methodisch und sprachlich vereinfacht durchgeführt. Die 
Therapieformen umfassen neben der Traumatherapie, 
der Traumaverarbeitung durch begleitetes Wiedererleben 
(EMDR) und der Körperpsychotherapie die Angstbewäl¬ 
tigungstherapie, die somatische Traumatherapie und die 
kraniosakrale Körperarbeit. Die Arbeit mit Körperreak¬ 
tionen umfasst die Differenzierung, ob eine körperliche 
Reaktion (z. B. Erstarren, Zittern) mit der aktuellen Si¬ 
tuation oder dem abgeschlossenen Ereignis zusammen¬ 
hängt. Durch den Mangel an Symbolisierungsfähigkeit 
lässt sich diese imaginative Ebene im Spiel durch das Vor¬ 
liegen einer mittelgradigen oder schweren geistigen Be¬ 
hinderung jedoch nicht realisieren; bei leichter geistiger 
Behinderung sei diese Behandlungsform jedoch vielver¬ 
sprechend und habe nach den Erfahrungen von Zartbitter 
e.V. in Einzelfällen zu guten Behandlungserfolgen geführt 
(persönliche Kommunikation, Juli 2013). Zartbitter e.V. 
berichtete ebenfalls über Fallbeispiele, die auf eine posi¬ 
tive Wirkung von EMDR bei Jugendlichen mit einem IQ 
an der Grenze zwischen einer Lernbehinderung und einer 
geistigen Behinderung schließen lassen. 

Der beschriebene Mangel an speziellen Materialien 
bzw. Programmen ist gewiss ein Grund dafür, warum 
leider nur sehr wenige Beratungsstellen therapeutische 
Angebote für Kinder und Jugendliche mit geistiger Behin¬ 
derung zur Verarbeitung von sexueller Gewalt machen. 
Die - plausible - Idee, externe Stellen hinzuzuziehen und 
dem Opfer Gespräche und anderweitige Therapien zu¬ 
kommen zu lassen, gestaltet sich in der Umsetzung daher 
eher schwierig. 

Ausnahmen bilden etwa die Vereine Wildwasser Mün¬ 
chen, Lebenshilfe Stuttgart oder die Fachberatungsstelle 
gegen sexualisierte Gewalt Rostock. Zartbitter e.V. stellt 
sich nicht als Fachberatungsstelle für Menschen mit geis¬ 
tiger Behinderung dar, bietet aber auch Materialien in 
leichter Sprache und Therapien für Menschen mit Lern- 
behinderungen und leichter geistiger Behinderung. 

Einfacher gestaltet sich die Situation für Kinder und Ju¬ 
gendliche mit körperlichen Behinderungen. Die Webseite 
von gegen-missbrauch e.V. bietet eine Liste mit barriere- 
freien Beratungsstellen und liefert ebenfalls den Zusatz, 
ob Informationen dort in leichter Sprache offeriert werden 
(► http://www.gegen-missbrauch.de/beratungbarrierefrei). 


Viele Beratungsstellen bieten zudem eine Online-Bera- 
tung an, z. B. die Beratungsstelle des Mädchenhaus Bre¬ 
men e.V., was Kindern und Jugendlichen mit körperlichen 
Behinderungen entgegenkommt, die in ihrer Mobilität 
eingeschränkt oder hörgeschädigt sind. 

Weiterhin sollte neben direkten Hilfsangeboten an das 
Opfer folgendes Interventionsrepertoire bedacht werden: 
Gespräche im Team führen, externe Stellen hinzuziehen, 
rechtliche Schritte einleiten, eine medizinische Untersu¬ 
chung durchführen lassen, die Aufsicht verstärken und 
den Täter/die Täterin entlassen (Noack u. Schmidt 1994). 

Allzu häufig werden übergriffige Mitarbeiter/Miterar- 
beiterinnen jedoch nur versetzt, um kein Aufsehen zu 
erregen und das vermeintliche Image der Institution zu 
wahren. Leider ist es eher so, dass in den Augen der Ge¬ 
sellschaft eine Institution »gefährlicher« und unsicherer 
wirkt, wenn ein Missbrauchsfall publik gemacht wird - 
dabei ist ein offensiver und konsequenter Umgang der Lei¬ 
tungsebene mit diesem Thema eigentlich ein protektiver 
Faktor. Hier bedarf es noch der Aufklärung der Bevölke¬ 
rung, um einen Einstellungswandel anzustoßen. 

40.8 Fazit und Ausblick 


Die Sexualität von Menschen mit Behinderungen wurde 
bis in die 1970er- und 1980er-Jahre aufgrund von gesell¬ 
schaftlichen Vorurteilen unterdrückt (Achilles 2003; Stin- 
kes 2006). Ein grundlegender Einstellungswandel konnte 
seither die Selbstbestimmung von Menschen mit Behin¬ 
derungen vorantreiben; Sexualität wird mehr und mehr 
auch als Grundrecht von Menschen mit Behinderungen 
anerkannt (Stinkes 2006). 

Diese Entwicklungen führten ebenfalls dazu, dass der 
sexuelle Missbrauch von Menschen mit Behinderungen 
in das gesellschaftliche Bewusstsein rückte und wissen¬ 
schaftlich untersucht wurde. Studien zur Prävalenz erga¬ 
ben, dass Menschen mit Behinderungen nicht, wie zuvor 
angenommen, seltener Opfer von sexuellem Missbrauch 
wurden, sondern sogar 2-5 Mal häufiger als Menschen 
ohne Behinderungen. Abhängig ist die Auftretens Wahr¬ 
scheinlichkeit von der Form der Behinderung und dem 
Geschlecht. Die Ursachen für diese erhöhte Prävalenz 
liegen in spezifischen Risikokonstellationen, die neben 
vielen anderen Faktoren unter anderem durch soziale 
Isolation und eingeschränkte Kommunikationsfähigkeit 
gekennzeichnet sind. Die Auswirkungen des sexuellen 
Missbrauchs in dieser Population werden dadurch ver¬ 
schärft, dass der sexuelle Missbrauch häufiger als in der 
Normalpopulation mit anderen Misshandlungsformen 
einhergeht, er länger andauert (also wiederholt auftritt), 
die (zumeist männlichen) Täter den Opfern bekannt sind 
(zu ihnen also ein Vertrauens- und/oder Abhängigkeits- 
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Verhältnis besteht) und dass Kindern und Jugendlichen 
mit Behinderungen oft geringere Bewältigungsmechanis¬ 
men zur Verfügung stehen. 

Trotz der verbesserten gesellschaftlichen Akzeptanz 
und der vermehrten wissenschaftlichen Beschäftigung mit 
dem Thema hat sich die Situation, die Fegert und Müller 
bereits im Jahr 2001 beschrieben, nämlich dass die wissen¬ 
schaftliche und praxisnahe Literatur zu Missbrauch von 
Menschen mit Behinderungen »sehr schwer zugänglich« 
ist und die öffentliche Diskussion »noch in den Kinder¬ 
schuhen« stehe in Deutschland bis dato nur wenig geän¬ 
dert (Fegert u. Müller 2001, S. 7 ff). Aber mit der Einbe¬ 
rufung des Runden Tischs zu sexuellem Missbrauch im 
Jahr 2010 und der anschließenden Finanzierung mehrerer 
Studien seit 2011 durch das Bundesministerium für Bil¬ 
dung und Forschung ist ein weiterer Schritt getan, dieses 
Dunkelfeld weiter auszuleuchten und auch die Prävention 
weiter zu fördern. 

Das ist dringend notwendig, denn bestehendes Prä¬ 
ventionsmaterial wird nicht systematisch und flächende¬ 
ckend genutzt und implementierte Programme werden 
ohne Wirksamkeitsnachweis durchgeführt, was nicht nur 
Ressourcen vielleicht unnötig belastet, sondern im un¬ 
günstigsten Fall sogar schaden kann (Barger et al. 2009). 

Gefordert wird eine Kombination von individuenzen¬ 
trierten und -übergreifenden Präventions- und Interven¬ 
tionsstrategien, also ein umfassender systemischer Ansatz, 
der die eingangs genannten vier Dimensionen der Präven¬ 
tion kombiniert. 

Gerade im deutschsprachigen Raum sind zudem 
wissenschaftliche Evaluationsstudien vonnöten, die sich 
gezielt der Situation von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderungen annehmen. 
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Kapitel 41 • Kommerzielle Formen von sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen 


41.1 Einleitung - Kinderkörper zu 
verkaufen 


Die kommerzielle sexuelle Ausbeutung von Kindern hat 
viele Formen und Facetten. Sexuelle Ausbeutung von 
Mädchen und Jungen durch Prostitution, Pornografie und 
Menschenhandel werden auch heute noch in vielen Ge¬ 
sellschaften stillschweigend geduldet. Reisende, die sich 
ohne Angst vor Aufdeckung und Strafverfolgung zur Be¬ 
friedigung ihrer sexuellen Wünsche an Kindern vergrei¬ 
fen, suchen sich Urlaubsziele in fern und nah. Die Nach¬ 
frage ist groß - auch nach immer jüngeren Mädchen und 
Jungen. Verbrechersyndikate und Zuhälter sind stets auf 
der Suche nach neuen »Angeboten«. Jedes Jahr werden 
zwischen einer Millionen und mehreren Millionen Kinder 
Opfer der kommerziellen sexuellen Ausbeutung. Sie wer¬ 
den gezwungen, ihren Körper meist an männliche Kun¬ 
den und Pornoproduzenten zu verkaufen. Kinder werden 
verschleppt, manipuliert, mit falschen Versprechungen 
gelockt, verkauft, in Bordellen gefangen gehalten, verge¬ 
waltigt und vor laufender Kamera gequält. 

Die Schätzungen verschiedener Kinderrechtsorganisationen liegen 
weit auseinander: ECPAT nennt weitaus geringere Zahlen (1,2 Milli¬ 
onen Kinder) als die UNICEF. ECPAT ist ein internationales Netzwerk 
zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung (Conrad N. Hilton 
Foundation 2013; Rozga 2013). Die UNICEF geht von 3-4 Millionen Kin¬ 
dern aus, die sich prostituieren müssen (UNICEF 2009; UN 2006). 

Die Weltgemeinschaft hat sich in bisher nie zuvor dage¬ 
wesener Einigkeit gegen diese Verbrechen ausgesprochen 
und internationale Vereinbarungen verabschiedet. Ob¬ 
wohl dieses menschenverachtende Geschäft gegen völker¬ 
rechtlich verbindliche Vereinbarungen verstößt und die 
Regierungen zur strafrechtlichen Verfolgung aufgerufen 
sind, boomt das Geschäft mit den Kinderkörpern und be¬ 
schert den Tätern hohe Profite. 

Da es sich um vorwiegend männliche Täter handelt, wurde auf ein 
Gendern von Begriffen wie Sexualstraftäter, Kindersextouristen, Kin¬ 
derhändler verzichtet. 


41.2 Begriffsdefinitionen - klare 
Regelungen durch die 
völkerrechtlichen Vereinbarungen 
zum Schutz von Kindern vor 
Ausbeutung 


Mit dem Fakultativprotokoll zu dem Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes, betreffend Handel mit Kin¬ 
dern, Kinderprostitution und Kinderpornografie (Op¬ 
tional Protocol to the Convention on the Rights of the 
Child on the sale of children, child Prostitution and child 
pornography - OPSC) haben die Vereinten Nationen im 
Jahr 2000 ein umfassendes völkerrechtlich verbindliches 


Abkommen geschaffen, das auf den Schutz der Kinder vor 
kommerzieller sexueller Ausbeutung abzielt (UN 2000a). 


Fakultativprotokoll (OPSC) zu dem Überein¬ 
kommen über die Rechte des Kindes (UN-CRC), 
betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinder¬ 
prostitution und die Kinderpornografie; Art. 2 

Im Sinne dieses Protokolls 

a. bedeutet Kinderhandel jede Handlung oder 
Transaktion, durch die ein Kind von einer Person 
oder einer Gruppe von Personen gegen Bezah¬ 
lung oder eine andere Gegenleistung an eine 
andere Person oder Gruppe von Personen überge¬ 
ben wird; 

b. bedeutet Kinderprostitution die Benutzung eines 
Kindes in sexuellen Aktivitäten gegen Bezahlung 
oder jede andere Art der Gegenleistung; 

c. bedeutet Kinderpornografie jede Darstellung, 
gleichviel mit welchen Mitteln, eines an wirkli¬ 
chen oder simulierten expliziten sexuellen Aktivi¬ 
täten beteiligten Kindes und jede Darstellung der 
Geschlechtsteile eines Kindes zu hauptsächlich 
sexuellen Zwecken. 

[Kind ist nach der UN-CRC eine Person unter 18 Jah¬ 
ren.] 


Darüber hinaus wird in Art. 10 des Fakultativprotokolls 
festgeschrieben, dass die Vertragsstaaten »alle notwendi¬ 
gen Maßnahmen zur Stärkung der internationalen Zusam¬ 
menarbeit« ergreifen, »indem sie multilaterale, regionale 
und bilaterale Vereinbarungen schließen, um Kinderhan¬ 
del, Kinderprostitution, Kinderpornografie und Kinder¬ 
sextourismus zu verhüten und die für diese Handlungen 
Verantwortlichen aufzuspüren, gegen sie zu ermitteln, sie 
strafrechtlich zu verfolgen und zu bestrafen«. 

Das im selben Jahr von der UN-Vollversammlung an¬ 
genommene Zusatzprotokoll zur völkerrechtlichen Ver¬ 
einbarung gegen organisierte Kriminalität, kurz Palermo- 
Protokoll genannt, das auf die Verhütung, Bekämpfung 
und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des 
Frauen- und Kinderhandels abzielt, definiert Kinderhan¬ 
del als Anwerbung, Beförderung, Verbringung, Beher¬ 
bergung oder Aufnahme von Personen unter 18 Jahren 
zum Zweck der Ausbeutung. Ausbeutung umfasst min¬ 
destens die Ausnutzung durch Prostitution anderer oder 
andere Formen sexueller Ausbeutung, Zwangsarbeit oder 
Zwangsdienstbarkeit, Sklaverei oder sklavereiähnliche 
Praktiken, Leibeigenschaft oder die Entnahme von Orga¬ 
nen, auch wenn keine Gewalt angedroht oder angewendet 
wurde oder das minderjährige Opfer eingewilligt hat. 
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Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des 
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüber¬ 
schreitende organisierte Kriminalität (Palermo-Protokoll): ► http:// 
www.un.org/depts/german/uebereinkommen/ar55025anlage2- 
oebgbl.pdf. 

In den darauffolgenden Jahren wurden weitere interna¬ 
tionale Verträge und EU-Rechtsinstrumente für diesen 
Phänomenbereich vereinbart, die sowohl Definitionen als 
auch genaue Regelungen für die Vertragsstaaten für die 
Bekämpfung und den Opferschutz enthalten. Diese orien¬ 
tieren sich alle am Palermo-Protokoll und dem OPSC. 
Das hatte Strafrechtsänderungen auch in Deutschland zur 
Folge, auch wenn einige dieser völkerrechtlichen Verein¬ 
barungen und die entsprechenden EU-Richtlinien bis Juli 
2013 noch nicht national umgesetzt wurden (EU 2011a,b). 
Zum Beispiel hat Deutschland im Zuge der EU-Richtli- 
nien seine Haltung aufgegeben, Kinderpornografie nur bis 
14 Jahren unter Strafe zu stellen, und neu den Straftat¬ 
bestand der Jugendpornografie für Personen zwischen 14 
und 18 Jahren eingeführt. 

So hätte die EU-Richtlinie 2011/36/EU des europäischen Parlaments 
und des Rates zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels 
und zum Schutz seiner Opfer zwingend innerhalb von zwei Jahren bis 
zum 06. April 2013 ins nationale Recht umgesetzt werden müssen. Die 
EU-Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs 
und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderporno¬ 
grafie ist bis Dezember 2013 umzusetzen. 

Neben den internationalen Verträgen wurden weitere 
internationale, regionale und nationale Instrumente wie 
Aktionspläne und Taskforces vereinbart, um die kommer¬ 
zielle sexuelle Ausbeutung von Kindern gezielter bekämp¬ 
fen zu können (ECPAT International 2008c). 

Hinweisen möchte ich an dieser Stelle auf die Global Task Force, GRE¬ 
TA (Group of experts against Trafficking of human beings), die EU- 
Platform against Human Trafficking sowie auf den Aktionsplan gegen 
sexuelle Ausbeutung von Kindern, verabschiedet auf dem 1. Weltkon¬ 
gress gegen kommerzielle sexuelle Ausbeutung 1996 in Stockholm 
und den darauf beruhenden nationalen Aktionsplan 2011 der Bundes¬ 
regierung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller 
Gewalt und Ausbeutung. 


41.3 Sexuelle Ausbeutung - ein weltweites 
Problem 


All die völkerrechtlichen Vereinbarungen und internatio¬ 
nalen wie nationalen Instrumente gründen auf der Ein¬ 
sicht, dass 

a. kommerzielle Ausbeutung ein globales Problem dar¬ 
stellt, vor dem kein Staat die Augen verschließen 
kann, und 


b. es einer gemeinsamen Strategie und Abstimmung be¬ 
darf, um über die Grenzen hinweg Kinder vor diesen 

Verbrechen besser zu schützen. 

Leider lässt sich nur schwer beziffern, wie viele Kinder 
Opfer der kommerziellen sexuellen Ausbeutung werden. 
Die existierenden Beweise aufgedeckter Fälle und die 
damit bekannt gewordenen Strukturen und Routen der 
Kinderhändler deuten jedoch auf steigende Opferzahlen 
hin. Mitunter sind die Grenzen zwischen sexuellem Miss¬ 
brauch und kommerzieller sexueller Ausbeutung auch 
fließend. 

Ende Juli 2013 hat das amerikanische FBI in einer 
dreitägigen Razzia in fast 80 Städten mehr als 100 Kinder 
aus der Prostitution befreit und 150 Täter eines Kinder¬ 
händlerringes festgenommen. Für den Leiter des ameri¬ 
kanischen Zentrums für vermisste Kinder (NCMEC) John 
Ryan ist dabei deutlich geworden, dass kommerzielle se¬ 
xuelle Ausbeutung zu jeder Zeit überall stattfindet, häufig 
über das Internet organisiert wird und auch viele Kinder 
in den USA davon betroffen sind (► http://www.fbi.gov/ 
news/stories/2013/july/operation-cross-country-recovering- 
victims-of-child-sex-trafficking). Das Beispiel zeigt, wie gut 
verzahnt die verschiedenen kommerziellen Ausbeutungs¬ 
formen Kinderprostitution, Kinderhandel und Kinder¬ 
pornografie genutzt werden, um den größtmöglichen Pro¬ 
fit zu erwirtschaften. Interpol weist immer wieder darauf 
hin, dass für die Täter dieses Geschäft besonders lukrativ 
ist, weil im Gegensatz zum Waffen- und Drogenhandel 
die kriminellen Netzwerke kein Anfangskapital benötigen. 

Kinder sind besonders gefährdet, sexuell ausgebeu¬ 
tet zu werden. Sie leiden als schwächste Mitglieder einer 
Gesellschaft besonders unter den Folgen von Armut und 
wirtschaftlichen, politischen sowie gesellschaftlichen Un¬ 
sicherheiten, Analphabetismus bzw. fehlender Schulbil¬ 
dung, Diskriminierung von Mädchen in verschiedenen 
Gesellschafts- und Kulturkreisen, Naturkatastrophen, 
Kriegen, organisierter Kriminalität, Rassismus oder re¬ 
ligiöser Diskriminierung. In armen Familien müssen 
Kinder nicht selten zum Einkommen beitragen. Mitunter 
arbeiten sie an Orten, an denen sexuelle Gewalt alltäglich 
ist, oder sie werden gezwungen, ihren Körper zu verkaufen, 
um zu überleben. Ohne Schulausbildung haben sie kaum 
Zugang zu besseren Jobs, und es fehlt ihnen das Wissen, 
um sich vor Ausbeutung und Gewalt zu schützen. Wenn 
in einem Land Mädchen offensichtlich gegenüber Jungen 
benachteilig werden, ist immer zu befürchten, dass die 
Mädchen nicht die notwendige Fürsorge durch den Staat 
und die Zivilgesellschaft erhalten, um sie vor sexueller Ge¬ 
walt und Kinderhändlern zu schützen. Familien verlieren 
auch durch Naturkatastrophen und Kriege ihre Existenz¬ 
grundlage und sind oftmals jahrelang auf der Flucht und 
ihre Kinder dadurch leichte Beute für Kinderhändler. In 
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Haiti beispielsweise haben nach dem schweren Erdbe¬ 
ben laut einem Bericht von Udo Lielischkies Anfang 2010 
Händlerringe für ihre zahlungskräftige Kundschaft Kinder 
angeworben und gekauft (»Weltspiegel« vom 19. Februar 
2010; ► http://www.3sat.de/page/?source=/kulturzeit/the- 
men/142083/index.html). Dieses Beispiel macht deutlich, 
dass es nach wie vor eine Nachfrage nach kommerziellen 
Sexualkontakten mit Kindern gibt. 

Sexualstraftäter der kommerziellen sexuellen Ausbeu¬ 
tung von Kindern stammen genauso wie beim sexuellen 
Missbrauch aus allen Gesellschaftsschichten und jeglichen 
sozialen Hintergründen. Sie kommen in jedem Land vor, 
in den verschiedensten Berufsgruppen und können so¬ 
wohl hetero- als auch homosexuell sein. Obwohl derzeit 
davon ausgegangen wird, dass die meisten Täter Männer 
sind, gibt es auch weibliche Sexualstraftäterinnen. Täter 
sind jedoch auch die Profiteure der kommerziellen se¬ 
xuellen Ausbeutung: kriminelle Netzwerke, die Händler 
oder Zuhälter. In manchen Ländern sind eher Jungen von 
kommerziellen sexuellen Ausbeutungsformen betroffen 
als Mädchen, insbesondere dann, wenn die Gesellschaft 
Jungen als nicht gefährdet einstuft. In Sri Lanka floriert 
seit den 1990er-Jahren das Geschäft der sexuellen Ausbeu¬ 
tung mit Jungen und war nur sehr kurzfristig durch den 
Tsunami eingebrochen (► http://www.unicef.org/infoby- 
country/sri_lanka_34933.htnnl). 

41.3.1 Kinderprostitution 


Kinderprostitution ist ein uraltes und weltweites Prob¬ 
lem. Wirtschaftskrisen - beispielsweise in Asien - und 
der Zusammenbruch des kommunistischen Wirtschafts¬ 
raumes haben das Problem allerdings verstärkt. Kinder 
werden nicht »nur« dem afrikanischen Fetisch-Priester 
oder einer indischen Göttin zum Schutz der Familie ver¬ 
sprochen. Kinderprostitution wird in vielen Ländern als 
einzige Überlebenschance für die Kinder gesehen, die auf 
der Straße leben oder deren Familien nicht genügend Ein¬ 
kommen erwirtschaften. Dann müssen sie mit ihrem Kör¬ 
per zum Familieneinkommen beitragen. Aids-Waisen in 
Afrika sind einem besonders hohen Risiko ausgesetzt, in 
der Prostitution zu enden, da sie als alleinstehende Kinder 
sehr verletzlich sind. Im Chaos von bewaffneten Konflik¬ 
ten, Flucht oder Vertreibung boomt immer auch die Pros¬ 
titution und Kinder können leicht rekrutiert und sexuell 
ausbeutet werden. 

41.3.2 Kindersextourismus und reisende 
Sexualstraftäter 


Sowohl einheimische als auch ausländische Kunden 
aus den reichen Industrieländern nutzen diese Armut, 


um sich auf Kosten der Kinder zu befriedigen oder ihre 
Macht- und Gewaltfantasien auszuleben. Ihr Verhalten 
rechtfertigen sie nicht selten als Entwicklungshilfe. Als 
Ausländer können sie das Land, in dem sie eine Straftat 
begehen, zumeist unbehelligt verlassen. Zurück bleibt 
ein Kind - mit lebenslangen Verletzungen. Tourismus 
ist nicht die Ursache der sexuellen Ausbeutung von Kin¬ 
dern. Die touristischen Dienstleistungen werden jedoch 
für das Geschäft mit der sexuellen Ausbeutung der Kinder 
benötigt. In vielen Reiseländern ist mit dem Tourismus 
die Nachfrage nach Kindern zum Zwecke der Prostitution 
enorm angewachsen (ECPAT International 2008d). 

Beispiel 

E. ist zehn Jahre alt. Er sagt, dass sein ausländischer Freund 
ihn sehr gern hat. Er gibt ihm Schokolade und Süßigkei¬ 
ten, die das Kind liebt. Als Gegenleistung muss E. »seinem 
Freund« sexuell zu Diensten sein. E. weiß, dass er dabei fo¬ 
tografiert wird; er hat die Kamera über dem Bett gesehen. 
Aber er weiß nicht, warum und wozu. Für jeden Besuch im 
Hotelzimmer bekommt der sri-lankische Junge 1,20 Dollar. 

Zu den beliebten internationalen Zielen der reisenden Se¬ 
xualstraff äter gehören z. B. immer noch Thailand, Kambo¬ 
dscha, die Philippinen, Sri Lanka, Brasilien, die Domini¬ 
kanische Republik und Kenia. Neu hinzugekommen sind 
unter anderem Nepal, Laos und Marokko. Gerade in Ma¬ 
rokko haben sich die Fälle in jüngster Zeit gehäuft, wie die 
marokkanische Kinderschutzorganisation »Touche pas ä 
mon enfant« aus Agadir berichtete. 

Die marokkanische NGO »Touche pas ä mon enfant« hat gegenüber 
ECPAT Spain berichtet, dass der Fall des wegen Kinderprostitution 
in Marokko verurteilten spanischen Staatsbürgers Daniel V. G., der 
aufgrund einer königlichen Amnesie freigelassen wurde, das Fass 
zum Überlaufen gebracht habe. Daniel V. G. habe sich als emeri¬ 
tierter Universitätsprofessor im Norden Marokkos niedergelassen 
und dann zahlreiche Kinder zwischen vier und zwölf Jahren miss¬ 
braucht und seine Aktivitäten gefilmt und anderen Interessenten 
die Bilder verkauft. Quelle: Brief liegt ECPAT vor. Siehe dazu auch: 
► https://www.facebook.com/pages/Touche-pas-%C3%A0-mon-en- 
fa nt/81100330534? ref=st rea m. 

In Kambodscha ist die Kinderschutzorganisation »APLE - 
Action pour les enfants« sehr rege und schafft es regelmä¬ 
ßig, in Zusammenarbeit mit der Polizei Täter und Taten 
aufzudecken. APLE veröffentlicht regelmäßig Berichte 
über die von ihnen ermittelten Fälle auf ihrer Webseite. 
Zwischen Januar 2003 und Dezember 2013 hat APLE 288 
Sexualstraff äter ermittelt, die verurteilt wurden. Dabei 
handelt es sich in 170 Fällen um ausländische Sexualstraf¬ 
täter aus 26 verschiedenen Ländern. Am 1. Januar 2014 
waren dabei noch 25 Prozesse bei den Gerichten anhän¬ 
gig (APLE Cambodia 2014). Bei den Reisenden handelt 
es sich meist um Männer aus allen Teilen der Welt, die 
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sich entweder als Touristen, Beschäftigte oder Residenten 
in den Ländern aufhalten und nach sexuellen Kontakten 
mit Minderjährigen Ausschau halten. Nicht selten handelt 
es sich um Pensionäre oder Geschäftsleute, die vor Ort 
im Tourismus oder Immobiliensektor tätig und hervorra¬ 
gend im Land vernetzt sind und dadurch erfolgreich ihren 
Taten nachgehen können. Verhaftungen und Verurteilun¬ 
gen werden regelmäßig bekannt, trotzdem bleibt es bei 
einem Tropfen auf dem heißen Stein. ECPAT geht davon 
aus, dass die Dunkelziffer bei Kindersextourismus um ein 
Vielfaches höher liegt als bei sexuellem Missbrauch. Die 
Ermittlungen sind schwierig und aufwendig und bedürfen 
immer einer guten Zusammenarbeit über die nationalen 
Grenzen hinweg. 

Während des Vietnamkriegs waren Tausende von Sol¬ 
daten zur Erholung nach Thailand oder auf die US-Stütz- 
punkte auf den Philippinen geschickt worden, wo schnell 
ein riesiger Markt für Prostitution entstand. Nach Ende 
des Krieges haben dann die Touristen die Plätze der Gis 
in den »Rest-and-Recreation«-Einrichtungen eingenom¬ 
men. Mit der Zunahme von Aids entstand ein Markt für 
immer jüngere, möglichst noch nicht entjungferte Mäd¬ 
chen und Jungen (Maurer 1991). 

Sexuelle Gewalt gegen Kinder wird bis heute auch 
durch ausländische Streitkräfte verübt. So führte bei¬ 
spielsweise die Anwesenheit der Nato-Truppen im Ko¬ 
sovo dazu, dass vermehrt Bars und Nachtklubs eröffnet 
wurden, in denen Mädchen ihren Körper Soldaten und 
Geschäftsleuten anbieten mussten (Heinz u. Ruszkowska 
2010, S. 11 f.). Nach einem Bericht der Vereinten Nationen 
über sexuelle Ausbeutung von Kindern in bewaffneten 
Konflikten führte in sechs von zwölf Ländern der Ein¬ 
satz von Friedenstruppen zu einem rapiden Ansteigen der 
Kinderprostitution (UN 2009). 

41.3.3 Kinderhandel 


Der Kinderhandel macht vor keiner Landesgrenze halt. 
Kinder werden wie Waren eingekauft - verkauft - ver¬ 
schoben. Damit kann viel Profit gemacht werden. So wer¬ 
den Mädchen aus Rumänien durch Versprechungen auf 
einen lukrativen Job nach Italien gelockt - und landen in 
einem Bordell. Chinesische Kinder arbeiten in der thai¬ 
ländischen Sexindustrie, während Kinder aus Korea und 
Vietnam nach China verkauft werden. Die Handelsrouten 
verlagern sich ständig, je nach den örtlichen Gegebenhei¬ 
ten und der Nachfrage (Lauth 2008). In den allermeisten 
Fällen profitieren die Menschenhändler auch davon, dass 
sich ihre Opfer in einer fremden Umgebung aufhalten, 
wo sie weder die Sprache noch die Gesetze kennen. Wer¬ 
den Kinder entdeckt, behandelt man sie wie Kriminelle: 
Sie werden in Gewahrsam genommen und ohne Schutz 


wieder in ihr Herkunftsland abgeschoben, wo sie mög¬ 
licherweise verhaftet werden. Andere werden von Schlep¬ 
perbanden aufgegriffen, die sie erneut zur Prostitution ins 
Ausland verschieben. 

Es wird davon ausgegangen, dass 20 % der Menschen¬ 
handelsopfer minderjährig sind (Dottridge 2008, S. 18 £; 
Dottridge problematisiert darin die Verwendung von 
Schätzungen). Menschenhandel ist ein illegaler Indust¬ 
riezweig, der jedoch schätzungsweise Milliarden von US- 
Dollar erwirtschaftet. Es wird angenommen, dass rund 
60 % des weltweiten Menschenhandels zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung stattfindet. Über 20 % der Opfer 
sind dabei Kinder. 


41.3.4 Kinderpornografie und sexuelle 

Gewalt - die Schattenseiten des World 
Wide Web 


Die neuen Technologien haben in den letzten Jahren In¬ 
halt und Ausmaß von Kinderpornografie erheblich ver¬ 
ändert. Mit Digitalkameras und Videorekordern können 
pornografische Materialien leichter und billiger hergestellt 
werden. Mithilfe von Grafikprogrammen können z. B. aus 
wahllosen Kinderbildern »virtuelle pornografische Kin¬ 
derfotos« hergestellt werden (ECPAT International 2008a, 
S. 17). Diese werden ins Netz gestellt, ohne dass die Abge¬ 
bildeten davon wissen und sich gegen diese Manipulation 
wehren können. Digitalisierte Bilder altern nicht und kön¬ 
nen über das Internet schnell und billig verbreitet werden. 
Auf diese Weise umgehen die Täter nationale Grenzen 
und Gesetze. Die sozialen Netzwerke nehmen eine wich¬ 
tige Rolle ein. Über Chatrooms nehmen Pädophile, die 
sich selbst als Kinder tarnen, Kontakt zu Kindern auf. Im 
Laufe der Zeit gewinnen sie deren Vertrauen, und dann ist 
der Wunsch, sich persönlich kennenzulernen, nur noch 
eine Frage der Taktik und der Zeit. Dieses Vorgehen wird 
auch als Cyber-Grooming bezeichnet (ECPAT Internatio¬ 
nal 2008b, S. 31). 

Die Strafermittlungsbehörden sind vielen Tätern über 
Kreditkartenbezahlungen auf die Spur gekommen. Doch 
die Hintermänner sind heutzutage kaum mehr zu ermit¬ 
teln, da die Täter anonym im World Wide Web unter¬ 
wegs sind, IP-Protokolle nicht mehr zu ermitteln sind und 
Server in nicht mit den Strafbehörden kooperierenden 
Ländern stehen. Als die EU 2012 ihr Bündnis gegen Kin¬ 
derpornografie in Brüssel vorstellte, sagte die EU-Kom- 
missarin Cecilia Malmström, dass die EU den weltweiten 
Umsatz mit Kinderpornografie auf mehrere hundert Mil¬ 
lionen Euro schätzt (► http://de.euronews.com/2012/12/05/ 
buendnis-gegen-kinderpornographie-im-internet/). Inzwi¬ 
schen dürften viele Millionen von kinderpornografischen 
Bildern im Netz sein. Allein ein im April 2013 in den USA 
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festgenommener Täter hatte mehr als 500.000 Fotos und 
Videos auf seinen Rechnern (► http://www.dailymail.co.uk/ 
news/article-2304233/John-Shearen-Police-arrest-worlds- 
number-distributor-child-porn.html). 

Harte Kinderpornografie wird nach wie vor oftmals 
in Südosteuropa, Vorderasien, Asien oder Lateinamerika 
hergestellt und gewerbsmäßig vertrieben, weil dort das 
Aufdeckungsrisiko geringer ist. Gut abgeschottet und auf¬ 
gerüstet agieren die Netzwerke überall in der Welt, wie 
immer wieder erfolgreiche Ermittlungen der Strafverfol¬ 
gungsbehörden zeigen. Die Opfer werden immer jünger 
und können immer noch selten identifiziert werden. 

Ein Beispiel dafür wird in der WAZ vom 20. Juni 2012 veröffentlicht: 
2012 stand in Darmstadt ein Mann vor Gericht, der bandenmäßig 
ein Forum für Pädophile betrieb, bei dem Bilder von vergewaltigten 
Säuglingen getauscht wurden. Laut Staatsanwaltschaft sind die Bil¬ 
der wenigstens teilweise in Asien entstanden, vermutlich von Klein¬ 
kindern, die dort in Kinderheimen nur zu diesem Zweck gefangen 
gehalten werden. 

Studien zeigen, dass nur ein Teil der sexuellen Gewalt an 
Kindern in Online-Situationen und der Kinderpornogra¬ 
fie kommerzielle sexuelle Ausbeutung darstellt. Immer 
öfter sind Gleichaltrige Opfer und Täter bei sexueller Ge¬ 
walt in Online-Situationen. Cyber-Mobbing und -Groo- 
ming ist bei den Kindern und Jugendlichen Alltagsrealität 
geworden und das Handy als mobiles multifunktionales 
Gerät immer dabei. 

Diese Thematik wird an dieser Stelle nicht weiter aus- 
geführt, da es sich nicht um kommerzielle sexuelle Aus¬ 
beutung handelt, auch wenn es sich um Kinderpornogra¬ 
fie entsprechend des OPSC handelt. 

41.4 Kommerzielle sexuelle Ausbeutung in 
Deutschland 


Im Mai 2013 hat die deutsche Regierung ihren ersten Staa¬ 
tenbericht zur Umsetzung des Fakultativprotokolls zum 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend 
den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die 
Kinderpornografie (OPSC) in Genf der UN vorgelegt, 
der deutlich macht, dass kaum Wissen über die Situation 
der kommerziellen sexuellen Ausbeutung von Kindern in 
Deutschland vorhanden ist und geeignete Maßnahmen 
zur Prävention und zum Opferschutz für die betroffene 
Zielgruppe der Minderjährigen weitgehend fehlen (Deut¬ 
sche Bundesregierung 2013). 

41.4.1 Zahlen aus dem Hell- und Dunkelfeld 


Um einen Überblick über das Ausmaß der kommerziel¬ 
len sexuellen Ausbeutung in Deutschland zu bekommen, 


fehlen valide Daten zur Thematik. Entweder werden bis¬ 
her keine Daten erhoben oder sie werden nicht zusam¬ 
mengefügt. Informationen sind zwar in der polizeilichen 
Kriminalstatistik erfasst, aber nicht auf Bundesebene aus¬ 
gewertet. Studien wurden bisher keine durchgeführt oder 
sie sind bis dato nicht veröffentlicht worden. Dies führt 
im Gegenzug dazu, dass die Problematik - abgesehen von 
regelmäßigen Artikeln in der Presse - keine ausreichende 
Beachtung findet. 

Im Erststaatenbericht zum OPSC verweist die Bundes¬ 
regierung auf das Bundeslagebild Menschenhandel des Bun¬ 
deskriminalamtes (BKA 2012). Es bildet jedoch nur einen 
Teil des Problems und des Umfangs von Kinderhandel ab. 
Dies wird vom BKA selbst bestätigt. Grundsätzlich werden 
von dem Bundeslagebild lediglich die Daten aus den ab¬ 
geschlossenen Ermittlungsverfahren dargestellt. Es enthält 
auch keine Übersicht über Strukturen der Verbrechen. 

Das Bundeslagebild Menschenhandel enthält die Fälle, bei denen we¬ 
gen des Menschenhandels ermittelt wurde bzw. Verfahren eingelei¬ 
tet worden sind (§ 232,236 der StGB), jedoch nicht die Fälle bei denen 
wegen der »Zuführung zur Prostitution von Minderjährigen« (§ 180 
StGB) Verfahren eingeleitet wurden. Dies wird zwar für die Erstellung 
der polizeilichen Kriminalstatistik auf Bundesländerebene erhoben, 
jedoch nicht ausgewertet. Daten zu Strafverfahren zu Kinderhandel 
werden von der Justiz nicht erhoben bzw. sind nicht zugänglich. Das 
Bundeslagebild gibt eine Übersicht zu der Altersstruktur der Betrof¬ 
fenen von ausgewählten Nationalitäten. 

Auch die fehlende unabhängige Berichterstatterst eile zu 
Menschenhandel in Deutschland erschwert eine Einschät¬ 
zung der Lage zu Kinderhandel. 

Nicht anders sieht es für den Bereich Kinderprostitu¬ 
tion aus. Minderjährige in der Prostitution gehören oft¬ 
mals zu Bevölkerungsgruppen, die wenig gesellschaftliche 
Aufmerksamkeit erhalten: Kinder, die auf der Straße le¬ 
ben, drogenabhängige Kinder, minderjährige unbegleite- 
te Flüchtlinge, Kinder in schwierigen Lebenssituationen. 
Eine der ganz wenigen Informationsquellen sind die Be¬ 
richte der NGOs, die diese Kinder unterstützen (Street¬ 
worker, Sozialarbeiterinnen, Flüchtlingsbetreuungsgrup¬ 
pen etc.). Auch die Zahlen im Straßenkinderreport gehen 
weit auseinander: Die NGO »Off Road Kids« geht von 
25.000 Minderjährigen aus, die jährlich auf die Straße ge¬ 
langen; der Verein »Berliner Straßenkinder e.V.« nennt 
allein für die Hauptstadt eine je nach Jahreszeit schwan¬ 
kende Anzahl von 3.000 bis 5.000 Mädchen und Jungen 
(► http://www.strassenkinderreport.de/index.php7user_ 
name=&goto=209). Und ein Teil dieser Kinder prostituiert 
sich auf der Straße, über offene Wohnungen oder über 
das Internet. Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sind 
einem großen Risiko ausgesetzt, in der Prostitution zu 
enden. Oftmals werden dafür bereits auf der Flucht nach 
Europa durch Schlepper die Weichen gestellt. 
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Auch zu Kinderpornografie ist die Datenlage in 
Deutschland defizitär. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) hat zum Start des Zentrums für Kinderschutz im Internet 
1-KiZ eine Studie zu Kinderpornografie in Auftrag gegeben. Diese 
Studie ist abgeschlossen, wurde jedoch bisher nicht veröffentlicht 
(BMFSFJ 2011). 

Während in der Kriminalstatistik die Ermittlungslage für 
Kinderpornografie in Deutschland gut dokumentiert ist 
(BMI 2013, S. 50 ff., Berichtszeitraum: 2012) und die Poli¬ 
zei regelmäßig erfolgreich »Operationen« durchführt, ist 
das Wissen über die Opfer völlig unzureichend. Es gibt 
eine Reihe von Studien zum Verhalten von Kindern im 
Internet oder in den sozialen Netzwerken, doch nicht um¬ 
fassend zu Kinderpornografie (vgl. Hans-Bredow-Institut 
2011; MPFS 2012a,b). 

41 . 4.2 Prävention und Opferschutz bei 

kommerzieller sexueller Ausbeutung 


Während in den letzten Jahren zumindest Beratungsstel¬ 
len für Betroffene von sexuellem Missbrauch geschaffen 
wurden, wenn auch unzureichend, fallen die Betroffenen 
des kommerziellen sexuellen Missbrauchs meist durch 
alle Raster. Trotz des großen Risikos für minderjährige 
Migrantlnnen und Flüchtlinge sowie Kinder, die auf der 
Straße leben, kommerziell sexuell ausgebeutet zu werden, 
gibt es keine entsprechenden Aufklärungsmaßnahmen. 
Präventionskampagnen zur Bekämpfung von Kinderpor¬ 
nografie und sexuelle Gewalt in Online-Situationen sind 
inzwischen (off mit EU-Mitteln) in Angriff genommen 
worden, wobei jedoch nicht die kommerzielle Seite der 
Kinderpornografie im Fokus steht (ECPAT Deutschland 
e.V. 2013, S. 16 ff.). 

Unzureichend sind Schutzmaßnahmen für Opfer von 
kommerzieller sexueller Ausbeutung geregelt oder sie 
kommen nicht zur Anwendung. 

So wird aus Sicht von ECPAT das Gesetz, das den 
Straftatbestand Menschenhandel mit Minderjährigen re¬ 
gelt (§ 233 StGB), nicht der besonders schutzwürdigen Si¬ 
tuation eines Kindes gerecht; denn es geht bei einer »Ein¬ 
willigung« durch eine minderjährige Person nicht von 
einer Zwangslage oder Hilflosigkeit des Opfers aus, wie es 
im OPSC geregelt ist. Es dürfte zumindest streitig sein, ob 
ein Minderj ähr iger/eine Minderjährige/Kind hier rechts- 
wirksam ein willigen kann. Hier wird im Strafgesetzbuch 
(StGB) nicht der Tatsache Rechnung getragen, dass Kinder 
psychisch nicht fähig sind, Täter zurückzuweisen. Wenn 
Opfer von Menschenhandel sich strafbar gemacht haben, 
z. B. nach dem Aufenthaltsgesetz, kann nach der Straf¬ 
prozessordnung (StPO) von einer Bestrafung abgesehen 


werden (eine Kann-Bestimmung). Eine Soll-Bestimmung 
bei Opfern im Kindesalter wäre jedoch im Sinne der OPSC 
und der entsprechenden EU-Richtlinie. 

Allgemeine Bestimmungen im OPSC über Unterstüt- 
zungs-, Betreuungs- und Schutzmaßnahmen für Kinder, 
die Opfer von Menschenhandel geworden sind, zielen da¬ 
rauf ab, dass das Kindeswohl vorrangig zu berücksichtigen 
ist - auch bei der Altersfeststellung. Damit würden bei 
Alterabschätzungen die jüngeren Altersangaben relevant 
sein (Art. 13 OPSC). In Deutschland findet dies keine An¬ 
wendung. Bisher tragen die Behörden in der Regel das 
höhere Alter in die Papiere ein, denn für jüngere Betroffe¬ 
ne kommen auf die Behörden höhere Kosten für Jugend¬ 
hilfemaßnahmen zu. Denn im Aufenthaltsgesetz ist unter 
§ 49 Abs. 6 Satz 2 geregelt, dass die Beweislast der Alters¬ 
feststellung von der Migrantin/vom Migranten zu tragen 
ist. Erforderlich wäre es, Zweifel bei der Altersfeststellung 
zugunsten des Kindes auszulegen. Außerdem ist es nicht 
zulässig, nur unter 14-Jährige als Kinder einzustufen, son¬ 
dern laut OPSC hat sich der in Art. 13 genannte Sachver¬ 
halt auf jede Person unter 18 Jahren zu beziehen. 

In Strafverfahren vor deutschen Gerichten gegen 
Kinderprostitution und Menschenhandel kommen nur 
unzureichend Maßnahmen zum Einsatz, die der Schutz- 
bedürftigkeit der minderjährigen Opfer geschuldet wären, 
namentlich in ihrer Eigenschaft als Zeugen. In der Praxis 
werden off Opferzeuginnen in Strafverfahren, insbeson¬ 
dere wenn es sich um ausländische Kinder bzw. unbeglei- 
tete minderjährige Flüchtlinge handelt, nicht ausreichend 
informiert und ihnen kein Zeugenbeistand (nach § 68b 
StPO) zur Seite gestellt. Eine Recherche der Organisation 
»KOK« hat ergeben, dass den befragten Fachberatungs¬ 
stellen kein einziges Strafverfahren gegen Menschenhan¬ 
del mit minderjährigen Opferzeuginnen bekannt war, bei 
dem auf die Videovernehmung zurückgegriffen wurde. 

Der Bundesweite Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Ge¬ 
walt an Frauen im Migrationsprozess (KOK) führte zwischen dem 03. 
und 16. Mai 2013 eine Abfrage bei den im KOK organisierten Fachbe¬ 
ratungsstellen für Betroffene von Menschenhandel durch. 

Eine direkte Konfrontation im Gerichtssaal mit den Tä¬ 
tern, die zu dem kriminellen Netzwerken angehören, ist 
kein Verfahren, das der Schutzbedürftigkeit der kind¬ 
lichen Opferzeuginnen Rechnung trägt. Bei minderjäh¬ 
rigen Opfern ist eine erhebliche Traumatisierung zu be¬ 
fürchten. 

Der Bundesverband Unbegleiteter Minderjähri¬ 
ger Flüchtlinge (► http://www.b-umf.de/) weist darauf 
hin, dass insbesondere den minderjährigen unbegleite- 
ten Flüchtlingen, die Opfer von Menschenhandel oder 
Zwangsprostitution sind, nicht die nach dem Gesetz 
mögliche Unterstützung und Betreuung gewährt wird. 
In einigen Bundesländern wird ihnen sehr zögerlich ein 
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Vormund zur Seite gestellt, mit dem Hinweis, dass erst 
eine Übertragung des Sorgerechts von den Erziehungs¬ 
berechtigen erfolgen muss, was in diesen Fällen nicht oder 
zeitnah kaum möglich ist. Bei der Bestellung des Vormun¬ 
des bzw. der Ergänzungspflegschaft wird nicht geprüft, ob 
der Vormund besondere Kenntnisse über das Ausländer¬ 
und Asylverfahren und die Opferschutzproblematik bei 
Menschenhandel mit Minderjährigen besitzt. 

Maßnahmen für die Unterstützung und Betreuung der 
Familien der minderjährigen Opfer von Kinderhandel, 
Kinderprostitution und Kinderpornografie fehlen voll¬ 
ständig. 

Organisationen wie ECPAT kritisieren seit Langem, 
dass die bestehenden Strukturen bei der Betreuung und 
Unterstützung der Opfer von Kinderhandel und Kinder¬ 
prostitution derzeit nicht auf die besonders gefährdeten 
Gruppen von Minderjährigen ausgelegt sind. Es sind kei¬ 
ne entsprechenden Strukturen für Kooperationen und 
Vernetzung der zu beteiligenden Fachstellen wie Jugend¬ 
ämtern, Jugendwohnungen, Beratungsstellen und spezia¬ 
lisierten Fachberatungsstellen für Missbrauchs vorhan¬ 
den, wenn es sich um Opfer im Kindesalter handelt. 

41.5 Ausblick 


Die sexuelle Ausbeutung von Kindern ist eine komple¬ 
xe und sich stetig ändernde Problematik, für die es keine 
einfache Lösung gibt. Dennoch sind sich Fachleute einig, 
dass ein wichtiger Beitrag geleistet werden könnte, wenn 
die entsprechenden EU-Richtlinien und völkerrechtlichen 
Vereinbarungen umgesetzt und konsequent angewandt 
würden. Das gilt auch für Deutschland. 

Ein höheres Bewusstsein für die Problematik inner¬ 
halb der Bevölkerung, eine Änderung der Einstellungen 
von Entscheidungsträgern zu ihrem Handeln, die Bereit¬ 
stellung von mehr Ressourcen sowie nicht zuletzt eine 
Verbesserung der Gesetzgebung und Strafverfahrensord¬ 
nungen zum Schutz der Kinder, sind für eine Verbesse¬ 
rung unumgänglich. 

Abschreckung und Strafverfolgung sind wichtig, aber 
jegliche Versuche, die sexuelle Ausbeutung von Kindern 
zu stoppen, können nur erfolgreich sein, wenn sowohl die 
Nachfrage als auch eine die Nachfrage stützenden Einstel¬ 
lungen und Verhalten bekämpft werden. 
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42.1 Einleitung 


Im Rahmen des Online-Kurses »Prävention von sexuel¬ 
lem Kindesmissbrauch« wurde einer Reihe von Teilneh¬ 
menden zusätzlich zu den Online-Inhalten Präsenzkurse 
angeboten. Das folgende Kapitel fasst die Erfahrungen 
mit diesen Präsenzveranstaltungen zusammen, gibt einen 
Überblick über die Evaluationsergebnisse und beschreibt 
die sich daraus ergebenden Hinweise darauf, in welcher 
Form Fortbildungsveranstaltungen zum Thema Präven¬ 
tion von sexuellem Kindesmissbrauch gewinnbringend 
angeboten werden können. Diese Ergebnisse sind nicht 
spezifisch für eine Blended-Learning-Kombination von 
Online- und Präsenzinhalten, sondern können ebenfalls 
generell als Hilfestellung für Fortbildungsveranstaltungen 
in diesem Themenbereich gesehen werden. Eine Auswahl 
der in den Veranstaltungen genutzten Übungsmaterialien 
finden Sie zudem mit Arbeitsanleitungen in ► Kap. 43. 

42.2 Hintergrund 


In der ersten Kohorte des Online-Kurses wurden 320 
randomisiert ausgewählten Personen der insgesamt 1.060 
Teilnehmenden zusätzlich zu den Online-Inhalten Prä¬ 
senzkurse angeboten. Die Präsenzkurse waren Teil des 
übergeordneten Evaluationsdesigns. Leitende Fragen 
waren, ob und in welcher Weise Präsenzveranstaltungen 
generell die Lernerfahrung der Online-Teilnehmenden 
bereichern können. 

Die Kurse, die zumeist berufsgruppengetrennt für 
pädagogische und medizinisch/therapeutische Fachbe¬ 
rufe ausgerichtet wurden, fanden jeweils in Berlin, Köln, 
Münster und Ulm statt. Insgesamt wurden für die erste 
Kohorte des Online-Kurses 64 halbe Präsenztage durch¬ 
geführt. Durchschnittlich nahmen pro Präsenzkurs 10-15 
Personen teil. Die Veranstaltungen wurden von Mit¬ 
arbeitenden des Projektteams des Online-Kurses sowie 
externen Referent innen/Referenten geleitet. (Die zweite 
Kohorte wurde ebenfalls durch Präsenzkurse begleitet, 
allerdings ist deren Evaluation zum Zeitpunkt der Druck¬ 
legung noch nicht abgeschlossen.) 

Alle Referentinnen und Referenten stammen aus so¬ 
zialwissenschaftlichen oder psychologisch-therapeuti¬ 
schen Berufen. Auf fachspezifische Expertinnen/Experten 
als Referierende für einzelne Themen der Präsenzkurse 
wurde dabei bewusst verzichtet. Die Seminarkonzepte 
sollten vielmehr so angelegt sein, dass sie möglichst un¬ 
abhängig von praktischen Vorerfahrungen angewendet 
werden können. Die entwickelten Konzepte, bestehend 
z. B. aus interaktiven Übungen, Diskussionsrunden und 
kurzen Input-Vorträgen, stützten sich auf das angeeignete 
Wissen der Teilnehmenden aus den fachlichen Inhalten 


des Online-Kurses sowie das bereits vorhandene Fach- 
und Erfahrungswissen dieser. Die Referentinnen und Re¬ 
ferenten waren entsprechend vor allem in einer moderie¬ 
renden Rolle tätig. 

42.3 Ergebnisse 


Die ausgewählten Teilnehmenden waren im Durchschnitt 
42 Jahre alt, mit einem Minimum von 23 und einem Ma¬ 
ximum von 68 Jahren. Pädagogische Berufe machten 53 % 
der Teilnehmenden aus, therapeutische Berufe 27 % und 
medizinische Berufe 20 % . 

Die Personen, die in die Präsenzkursgruppe rando¬ 
misiert wurden, mussten alle vier angebotenen Präsenz¬ 
kurse besuchen, um Teil dieser Evaluationsgruppe zu blei¬ 
ben. Konnte ein Termin nicht besucht werden, so wurde 
die Kursbearbeitung in einem reinen Onlinedesign ohne 
weitere Präsenzkurse außerhalb des Forschungsdesigns 
fortgesetzt, um die Evaluationsergebnisse der sich gegen¬ 
überstehenden Designs nicht zu verfälschen. Aufgrund 
dieser Handhabung waren am Ende der Kurslaufzeit noch 
142 der anfangs 320 Personen Teil der Präsenzkursgrup¬ 
pe. Die Drop-out-Rate liegt entsprechend bei 56 %. Auf¬ 
grund dieses Drop-outs wurden zum letzten Kurstermin 
die bisher berufsgruppengetrennt durchgeführten Veran¬ 
staltungen zusammengelegt, um jeweils eine praktikable 
Gruppengröße beizubehalten. Am letzten Termin nahmen 
entsprechend die pädagogischen, medizinischen und the¬ 
rapeutischen Fachpersonen in den vier Städten jeweils an 
einer gemeinsamen, berufsgruppengemischten Veranstal¬ 
tung teil. 

Den Teilnehmenden der Präsenzkurse wurden nach 
Abschluss aller vier Veranstaltungen im Rahmen der Eva¬ 
luation des Online-Kurses verschiedene Fragen zu ihren 
Erfahrungen mit den Präsenzkursen gestellt. 101 Personen 
beantworteten diese spezifischen Fragen. Generell kann 
gesagt werden, dass die Kurse bei den meisten Teilneh¬ 
menden sehr gut ankommen. So sind 83 % sehr oder eher 
zufrieden mit den Kursen und 86 % geben an, dass sich 
die Teilnahme an diesen gelohnt hat (jeweils auf einer 
vierstufigen Skala, wobei die beiden zustimmenden bzw. 
ablehnenden Antwortkategorien im Folgenden zusam¬ 
mengefasst wurden; □ Abb. 42.1). 

Auch inhaltlich beschreiben die Teilnehmenden die 
Präsenzkurse zumeist als gewinnbringend. So erleben je¬ 
weils rund 70 % der Teilnehmenden die Kurse als Beitrag 
zu ihrem Wissenszuwachs, zum Erwerb von Handlungs¬ 
kompetenzen sowie zu einem konstruktiven emotionalen 
Umgang mit der Thematik (□ Abb. 42.3). 

87 % der Teilnehmenden bezeichnen zudem die Auf¬ 
gaben und Übungen der Präsenzkurse als gewinnbrin¬ 
gend (□ Abb. 42.2). 
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O Abb. 42.1 Zufriedenheit mit den Präsenzkursen 

Bezüglich der Frage, welche Art von Inhalten beson¬ 
ders in Präsenzveranstaltungen behandelt werden sollten, 
wünschen sich 92 % der Teilnehmenden sowohl die ko¬ 
gnitive als auch die emotionale Auseinandersetzung mit 
der Thematik. Als Bereicherung erleben die Teilnehmen¬ 
den vor allem den Austausch mit Kolleginnen und Kolle¬ 
gen, den 99 % als gewinnbringend beschreiben. 87 % der 
Befragten geben zudem an, dass berufsgruppengemisch¬ 
te Veranstaltungen ihrer Meinung nach einen größeren 
Lerneffekt bringen als berufsgruppengetrennte Termine. 
39 % der Fachpersonen stimmen darüber hinaus zu, dass 
sie sich in den Präsenzkursen ein Netzwerk von möglichen 
Kontaktpersonen in Bezug auf Kinderschutzfälle schaffen 
konnten. 

In einer offenen Frage wurden die Teilnehmenden 
gebeten, darüber Auskunft zu geben, welche Aspekte der 
Präsenzkurse sie als besonders hilfreich empfanden. Hier 
wird mit herausragender Mehrheit ebenso besonders off 
der Austausch mit Kolleginnen und Kollegen der eigenen, 
aber besonders auch fremder Fachdisziplinen genannt, 
der z. B. zu einem Perspektivwechsel anrege und unter¬ 
schiedliche Sicht- und Herangehensweisen verdeutliche. 
Die methodische Aufbereitung der fachlichen Inhalte, da¬ 
runter vor allem in Form von Rollenspielen, gemeinsamen 
Fallbearbeitungen und angeleiteten Diskussionen, werden 
ebenfalls häufig als hilfreich beschrieben. 

Befragt nach strukturellen und organisatorischen As¬ 
pekten der Präsenzveranstaltungen, präferiert ein Groß¬ 
teil der Teilnehmenden ganztägige Veranstaltungen unter 
der Woche, die, wenn mehrere Termine geplant sind, laut 
der Teilnehmenden lieber über eine Zeitspanne verteilt, 
anstatt in einem Blocktermin durchgeführt werden soll¬ 
ten. Werden halbtägige Veranstaltungen geplant, so be¬ 
vorzugen die meisten Teilnehmenden hierfür den Vor¬ 
mittag. 50 % der Teilnehmenden würden bis zu 100 km 
Anfahrtsstrecke für einen entsprechenden Präsenzkurs in 
Kauf nehmen, 32 % bis zu 200 km. 

Abschließend wurden die Teilnehmenden in einer 
zweiten offenen Frage noch um Auskunft zu Änderungs¬ 
und Verbesserungsvorschlägen bezüglich des Angebotes 


Die Präsenzkurse haben sich für mich (von Anfahrtsweg etc. abgesehen) gelohnt. 
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O Abb. 42.2 Bewertung der Präsenzkurse 

der Präsenzveranstaltungen gebeten. Hier werden häufig 
noch einmal die in der Erhebung abgefragten Items be¬ 
kräftigt, so z. B. die Vorliebe für ganztägige Veranstaltun¬ 
gen, wobei zusätzlich die Gelegenheit genutzt wird, diese 
z. B. mit der benötigten Fahrtzeit zu begründen. Als Vor¬ 
schlag wird von einigen Teilnehmenden angemerkt, dass 
zu spezialisierten Themen Expertinnen oder Experten aus 
diesem Fachgebiet zu dem Kurs eingeladen werden sollten, 
wie z. B. Rechts- oder Staatsanwältlnnen, da in diese Rich¬ 
tung gehende Fragen in den Kursen mitunter unbeantwor¬ 
tet blieben. Auch wünschen sich einige Teilnehmende als 
Ergebnis der Kurse konkretere Handlungsanweisungen 
zum Umgang mit potenziellen Missbrauchsfällen für ihr 
Arbeitsgebiet. Gleichzeitig wird angeregt, in den Kursen 
vermehrt noch die Schaffung von regionalen Netzwerken 
zwischen den Teilnehmenden untereinander zu fördern. 

42.4 Diskussion und Empfehlungen 


Die Evaluation der Präsenzkurse, die einer Reihe von Teil¬ 
nehmenden des Online-Kurses »Prävention von sexuel¬ 
lem Kindesmissbrauch« angeboten wurden, zeigt, dass 
die Teilnehmenden mit dem Angebot im Großen und 
Ganzen sehr zufrieden waren. Es konnte der persönliche 
Eindruck der Referentinnen und Referenten der Kurse 
bestätigt werden, dass die methodische Aufarbeitung der 
fachlichen Inhalte des Kurses durch die Teilnehmenden, 
auch ohne spezifische Fachexpertise der Referierenden, 
als gewinnbringend empfunden wurden. 

Durch die Zurverfügungstellung der genutzten Übun¬ 
gen und zugehörigen Übungsmaterialien der Präsenzkur¬ 
se in ► Kap. 43 sowie unter ► http://www.leh rbuch-psycho- 
logie.de/ sollen die Leserinnen und Leser dieses Buches 
daher ermutigt werden, diese in ihren Arbeitskontexten 
für eigene Veranstaltungen zu Themen der Prävention 
von sexuellem Kindesmissbrauch heranzuziehen. Da alle 
Übungen auf den Inhalten der in diesem Buch veröffent¬ 
lichten Fachtexte basieren, ist die sorgfältige Bearbeitung 
der zugehörigen Texte als Voraussetzung zur moderieren¬ 
den Durchführung der Übungen ausreichend. 
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In welchem Ausmaß haben die Präsenzkurse beigetragen zum: 


o 

£ 



Wissenszuwachs im 
Umgang mit Missbauch 

■ Erwerb 

Handlungskompetenzen 

■ Konstruktiven emotionalen 
Umgang 


In sehr hohem Maße In eher hohem Maße In geringem Maße Gar nicht 


n = 101 


O Abb. 42.3 Beitrag der Präsenzkurse zu Wissen, Handlungskompetenz und emotionalem Umgang 


Den Anmerkungen der Teilnehmenden bezüglich 
eines möglichst gewinnbringenden Angebotes kann 
Rechnung getragen werden, indem zu den eigenen Fort¬ 
bildungsveranstaltungen z. B. auch Teilnehmende anderer 
im Kindesschutz tätiger Berufsgruppen der Region einge¬ 
laden werden. Diese Durchmischung sorgt, so zeigen die 
Evaluationsergebnisse, für eine fachliche und persönliche 
Bereicherung der Teilnehmenden. Gleichzeitig bietet ein 
Austausch von Fachkolleginnen und -kollegen des Kin¬ 
derschutzes die Gelegenheit, regionale Netzwerke zu stär¬ 
ken (eine Gelegenheit, die in den Präsenzkursen des On- 
line-Kurses aufgrund der weiten Anfahrtswege der Teil¬ 
nehmenden der überregional zusammengesetzten Kurse 
nur schwer genutzt werden konnte). 

Auch wenn die Übungen und Übungsmaterialien 
einen didaktisch und methodisch sehr positiv evaluierten 
Ausgangspunkt für eigene Veranstaltungen darstellen, so 
kann es dennoch von zusätzlichem Wert sein, wenn die 
Möglichkeit besteht, Fachexpertinnen oder -experten zu 
spezifischen Themen des Kinderschutzes zu den Veran¬ 
staltungen einzuladen. 

Trotz aller Hinweise zur weiteren Verbesserung der 
Präsenzkurskonzepte kann jedoch gesagt werden, dass 
viele Teilnehmende bereits über die Möglichkeit des Aus¬ 
tausches mit sich ebenfalls mit dem Thema des sexuellen 
Kindesmissbrauchs auseinandersetzenden Fachkollegin¬ 
nen und -kollegen sehr dankbar waren. Wichtig scheint 
hier vor allem im Vorhinein die Zielsetzung der Veranstal¬ 
tung deutlich zu kommunizieren, sodass z. B. bei einem 
auf Austausch hin ausgerichteten Termin keine primäre 
Wissensvermittlung erwartet wird, da diese Erwartun¬ 


gen - trotz eines letztlich gewinnbringenden Tages - un¬ 
weigerlich enttäuscht werden müssen. 

42.5 Fazit 


In den Präsenzkursen des Online-Kurses »Prävention von 
sexuellem Kindesmissbrauch« des Uniklinikums Ulm 
wurden die fachlichen Inhalte des Online-Kurses metho¬ 
disch adaptiert und in halbtägigen Veranstaltungen didak¬ 
tisch umgesetzt. Die Evaluation der Veranstaltungen zeigt, 
dass diese von den Teilnehmenden als gewinnbringend 
erlebt wurden. Eine Auswahl der Übungen und die zu¬ 
gehörigen Übungsmaterialien werden daher im Rahmen 
dieses Buches zur Verwendung in den Fachkontexten 
der Leserschaff angeboten (► Kap. 43, ► http://www.lehr- 
buch-psychologie.de/). Die Evaluation der Präsenzkurse 
zeigt deutlich, dass die Teilnehmenden die Möglichkeit 
der interaktiven Auseinandersetzung mit den fachlichen 
Inhalten und den Austausch mit (fachübergreifenden) 
Kolleginnen und Kollegen wünschen und wertschätzen. 
Die methodische Umsetzung der vorliegenden Fachtexte 
bietet hier einen möglichen Ansatzpunkt. 
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43.1 Anleitung für die Übungen 

Im Rahmen des Online-Kurses »Prävention von sexuellem 
Kindesmissbrauch«, aus dessen Inhalten dieses Handbuch 
entstanden ist, wurden im Rahmen eines Forschungsdesigns 
für einen Teil der Teilnehmenden vertiefende Präsenzkurse 
zu verschiedenen Inhalten des Online-Kurses durchgeführt 
(►Kap. 42). Hierfür wurde jeweils ein zentrales Thema aus¬ 
gewählt und anhand verschiedener Übungen bearbeitet. 
Ziel der Kurse war neben dem Austausch mit Fachkollegin¬ 
nen und Fachkollegen die Reflexion und Übung der theo¬ 
retischen und praxisorientierten Kursinhalte. 

Wir haben 15 Übungen ausgewählt, die wir Ihnen als 
Ressource für eigene Veranstaltungen zur Verfügung stel¬ 
len möchten. Hierbei lassen sich verschiedenen Anwen¬ 
dungsfelder denken: Teamgespräche, Lehrerkonferenzen, 
Super visionsgruppen, ärztliche Frühbesprechungen, inte¬ 
grierte Fortbildungen u. a. 

Die Übungsbeschreibungen sind so aufgebaut, dass 
mit einem Schlüsselsatz die Zielsetzung und die Methode 
kurz beschrieben werden. Daran schließt sich eine Be¬ 
schreibung der Lerninhalte und die Absicht der Übung an. 
Schließlich erfolgt in einem weiteren Schritt die konkrete 
Handlungsanleitung, wie die Übung durchzuführen ist, 
welche Materialien erforderlich sind, wie lange die Übung 
dauert und wie viele Teilnehmende mindestens einzupla¬ 
nen sind (die Zeitangaben sind auf Erfahrung basierende 
Richtwerte und können je nach Gruppengröße variieren). 
Basierend auf den Erfahrungen der Referentinnen und Re¬ 
ferenten werden weiterführende Hinweise (z. B. mögliche 
Variationen der Übung) geschildert. Abschließend findet 
sich der Verweis auf die zugrunde hegenden Buchkapitel 
der Übung, welche von der Kursleitung bearbeitet werden 
sollten. Die Übungen können einzeln für sich stehen oder 
in Kombination mit anderen Übungen durchgeführt wer¬ 
den. Die Reihenfolge kann dabei frei gewählt werden. Am 
Ende der Übungen finden Sie Querverweise zu anderen 
Übungen, die sich thematisch mit der jeweils vorliegenden 
Übung verbinden lassen. 

Die Übungen sind so konzipiert, dass diese meist mit 
ca. 9-20 Personen durchgeführt werden können. Der 
interaktive Austausch nimmt dabei eine zentrale Rolle ein 
und wird durch eine interdisziplinäre Zusammensetzung 
der Teilnehmenden unterstützt. Das Ziel aller Übungen 
ist nicht die Wissensvermittlung, sondern die vertiefte 
Auseinandersetzung und Anwendung der im Buchkapi¬ 
tel bearbeiteten Themen. Hierauf sollte bei Nutzung der 
Übungen durch die Kursleitung hingewiesen werden, um 
falschen Erwartungen der Teilnehmenden vorzubeugen. 
In der Konzeption der Übungen wird die Kursleitung pri¬ 
mär als Moderatorin/Moderator des (interdisziplinären) 
Austausches und weniger als Fachexpertin oder Fachex¬ 
perte für Kinderschutz betrachtet. Die Durchführung der 


Übungen ist also auch ohne ausgedehntes Vorwissen auf 
dem Gebiet des Kinderschutzes möglich. 

Wie im ► Kap. 42 dargestellt, empfanden die Teil¬ 
nehmenden der Präsenzkurse die didaktisch aufbereitete 
Auseinandersetzung mit den Inhalten als sehr gewinn¬ 
bringend. Wir hoffen, durch die ausgearbeiteten Übungen 
und Arbeitsblätter auch den Austausch und die gemeinsa¬ 
me reflektierende Auseinandersetzung mit den wichtigen 
Themen dieses Buches in den beruflichen Kontexten der 
Leserinnen und Leser anstoßen zu können. 

Wenn zu den Übungen Arbeitsblätter gehören, so fin¬ 
den Sie diese zum Download auf der Springer-Homepage 
unter ► http://www.lehrbuch-psychologie.de/. 
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43.2 Übung 1: Begriffsdebatte 

Die Übung beschäftigt sich mit der Nutzung verschie¬ 
dener einschlägiger Begriffe zur Beschreibung sexueller 
Übergriffe auf Kinder und Jugendliche. 

43.2.1 Beschreibung 

Die Übung fordert die Teilnehmenden auf, sich mit ver¬ 
schiedenen einschlägigen Begriffen zur Beschreibung 
sexueller Übergriffe auf Kinder und Jugendliche zu be¬ 
schäftigen. Die Begriffe »sexueller Missbrauch«, »sexuelle 
Misshandlung«, »sexuelle Gewalt« sowie »sexualisierte 
Gewalt« werden in unterschiedlichen Handlungskontex¬ 
ten verwendet, bringen in unterschiedlicher Weise das 
Geschehen zum Ausdruck und machen zugleich das Ver¬ 
hältnis von Tätern/Täterinnen und Betroffenen deutlich. 
Ziel ist es, ein tieferes Verständnis für die eigene Wahl der 
Begrifflichkeiten in der Präventions- und Interventions - 
arbeit zu erlangen sowie sorgsam und bewusst mit der Be¬ 
griffsverwendung zu sein. 

43.2.2 Anleitung 


Es werden Kleingruppen mit maximal 5 Personen gebil¬ 
det. Jede Gruppe bekommt einen Begriff zugeteilt, der für 
sexuelle Übergriffe auf Kinder und Jugendliche verwendet 
wird. Folgende Begriffe können beispielsweise diskutiert 
werden: 

— Sexueller Missbrauch 

— Sexuelle Misshandlung 

— Sexuelle Gewalt 

— Sexualisierte Gewalt 

Leitfragen für die Diskussion 

— Was impliziert der Begriff für Sie? 

— Welcher Kontext wird fokussiert? Welcher Kontext 
bleibt eher außen vor? 

— Welcher Aspekt ist zentral bei dem Begriff? 

— Was spricht Ihrer Meinung nach für die Nutzung 
des Begriffes, was dagegen? 


In 15 Minuten werden die Überlegungen zu dem zugeteil¬ 
ten Begriff stichwortartig auf einem Flipchart gesammelt. 
Im Anschluss an die Kleingruppenarbeit stellt jede Grup¬ 
pe ihre Ergebnisse vor. Im Plenum wird abschließend dis¬ 
kutiert, welcher Begriff in welchem Kontext der passende¬ 


re ist und warum. Für die Plenumsdiskussion sollten 20 
Minuten eingeplant werden. 

43.2.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 6 Personen 

— Kleingruppe: max. je 5 Personen 

Dauer: 

— 35 Minuten 

Materialien: 

— Flipchart, Stifte 

ggf. Arbeitsmaterial 1 (□ Abb. 43.1) 

43.2.4 Hinweise für die Kursleitung 


Die vorgeschlagenen Begriffe können auch erweitert 
werden um Begriffe, die im individuellen Handlungsfeld 
gängig sind. Die Teilnehmenden könnten hierzu vor Be¬ 
arbeitung der Aufgabe befragt werden, welchen Begriff 
sie momentan in ihrem Arbeitsumfeld nutzen. Es kann 
auch darüber diskutiert werden, inwiefern Arbeitsumfeld 
und Handlungsumgebung der einzelnen Teilnehmenden 
bestimmend für die individuelle Begriffs wähl sind und 
inwiefern es Gemeinsamkeiten gibt, die durch alle Be¬ 
grifflichkeiten ausgedrückt werden. Die Übung kann auch 
mit einer Feedbackrunde abgeschlossen werden, in der die 
Teilnehmenden dazu Stellung nehmen, welchen Begriff sie 
bis jetzt benutzt haben und ob sich dies durch die Übung 
verändert hat. Als Hilfestellung für die Diskussion sind 
in dem Arbeitsmaterial 1 (□ Abb. 43.1) mit Beispielen zur 
»Begriffsdebatte« Argumente aufgeführt, die in der Fach¬ 
literatur diskutiert wurden. 

Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

™ ► Kap. 5 Sexueller Kindesmissbrauch: Begriffe, Defi¬ 
nitionen und Häufigkeiten (Andreas Jud) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

— Übung 2: Recht und Gerechtigkeit - Paragrafenrefle¬ 
xion (► Abschn.43.3) 

Übung 11: Strafanzeige - Pro und Kontra 
(► Abschn. 43.12) 

43.2.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 1 Übung 1: Begriffsdebatte D Abb. 43.1 
(Beispiele) 
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□ Abb. 43.1 Arbeitsmaterial 1 - Übung 1: Begriffsdebatte (Beispiele) 
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43.3 Übung 2: Recht und Gerechtigkeit - 
Pa rag rafen reflexion 

Die Übung beschäftigt sich mit einigen einschlägigen 
Paragrafen des Strafgesetzbuches zu Straftaten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung und leitet dazu an, sich über 
eine möglicherweise empfundene Diskrepanz der staat¬ 
lich geregelten Gesetzgebung und der subjektiv erlebten 
(Un-)Gerechtigkeit auseinanderzusetzen. 

43.3.1 Beschreibung 


Auf der Grundlage der einschlägigen Paragrafen des Straf¬ 
gesetzbuches (§§ 174,176a, 182 StGB) erarbeiten die Teil¬ 
nehmenden zunächst die Inhalte der rechtlichen Regelun¬ 
gen. Danach werden die Problematiken einer möglicher¬ 
weise empfundenen Diskrepanz zwischen gesprochenem 
Recht und gefühlter Gerechtigkeit der Strafe im Falle von 
sexuellen Übergriffen gegen Kinder und Jugendliche an¬ 
hand von Leitfragen gesammelt und diskutiert. Ziel der 
Übung ist es, einen Einblick in die rechtlichen Vorgaben 
von Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung zu er¬ 
halten und sich reflektiert mit dem Thema Recht und Ge¬ 
rechtigkeit in diesem Kontext auseinanderzusetzen. 

43.3.2 Anleitung 


In drei Kleingruppen soll zunächst jeweils über einen der 
Paragrafen (§§ 174,176 und 176a, 182 StGB) reflektiert wer¬ 
den (Arbeitsmaterial 2 □ Abb. 43.2, Seite 1 bis 4). 

Leitfragen der Kleingruppenarbeit 

— Welche Handlungen werden konkret im Paragra¬ 
fen erfasst? 

— Auf welche Opfergruppe bezieht sich der Paragraf? 

— Was wird zum Tatkontext gesagt? 


Danach soll die Kleingruppe weiter das Thema Recht und 
Gerechtigkeit diskutieren. 


Leitfragen zum Thema Recht und Gerechtigkeit 

— An welchen Stellen empfinden Sie die rechtlichen 
Vorgaben als problematisch? 

— Sehen Sie in den gesetzlichen Vorgaben eine 
Diskrepanz zwischen gesprochenem Recht und 
erlebter Gerechtigkeit? 

— Halten Sie die in dem von Ihnen analysierten Para¬ 
grafen angesetzten Strafen für gerecht? Wenn Ja, 
warum; wenn Nein, warum nicht? 

— Inwieweit wurden bereits persönliche Erfahrung 
mit diesem Paragrafen gemacht? 

Die diskutierten Aspekte werden auf einem Flipchartpa¬ 
pier zusammengetragen. Hierfür sind 20 Minuten vorge¬ 
sehen. 

Anschließend stellt jede Gruppe ihre Ergebnisse im 
Plenum vor und diskutiert diese mit den anderen Teilneh¬ 
menden. Dabei kann auch darauf eingegangen werden, 
was die besprochenen Paragrafen für den eigenen Arbeits- 
kontext bedeuten. Dafür sind 25 Minuten angesetzt. 

43.3.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: 12 Personen 

— Kleingruppe: je 4-7 Personen 

Dauer: 

— 45 Minuten 

Materialien: 

— Flipchart, Stifte 
Arbeitsmaterial 2 (□ Abb. 43.2) 

43.3.4 Hinweise für die Kursleitung 


Wichtig ist hierbei, deutlich zu machen, dass die Kurslei¬ 
tung ggf. kein Rechtsexperte/keine Rechtsexpertin ist und 
die Übung vor allem darauf abzielt, sich genauer mit den 
einschlägigen Paragrafen des Strafgesetzbuches zu Strafta¬ 
ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung zu beschäftigen 
und sich über die mögliche Diskrepanz zwischen gespro¬ 
chenem Recht und Gerechtigkeit Gedanken zu machen. 
Als ein mögliches Problem und Diskussionsthema kann 
sich z. B. herausstellen, dass der in den Paragrafen genutz- 
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te Begriff der »sexuellen Handlungen« nicht näher defi¬ 
niert ist. 

Als Grundlage der Übung dienen die Kapitel: 

™ ► Kap. 5 Sexueller Kindesmissbrauch: Begriffe, Defi¬ 
nitionen und Häufigkeiten (Andreas Jud) 

— ► Kap. 6 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim¬ 
mung nach dem 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches 
(Claudia Burgsmüller) 

™ ► Kap. 8 Der Widerspruch zwischen gesprochenem 
Recht und erlebter Gerechtigkeit, wenn Kinder 
Opfer von sexualisierter Gewalt werden (Barbara 
Kavemann) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

Übung 1: Begriffsdebatte (► Abschn. 43.2) 

— Übung 11: Strafanzeige - Pro und Kontra 
(► Abschn. 43.12) 

43.3.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 2 Übung 2: Recht und Gerech¬ 
tigkeit - Paragrafenreflexion 


□ Abb. 43.2 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im medizinischen, 
psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 2 

Übung 2: Recht und Gerechtigkeit - Paragrafenreflexion 

Seite 1 


Bitte diskutieren Sie in Bezug auf den unten aufgeführten Paragrafen folgende Aspekte: 


Welche Handlungen werden konkret im Paragrafen erfasst? Auf welche Opfergruppe bezieht sich der Paragraf? Was 
wird zum Tatkontext gesagt? 

An welchen Stellen empfinden Sie die rechtlichen Vorgaben als problematisch? Sehen Sie in den gesetzlichen 
Vorgaben eine Diskrepanz zwischen gesprochenem Recht und erlebter Gerechtigkeit? Halten Sie die in 
dem von Ihnen analysierten Paragrafen angesetzten Strafen für gerecht? Wenn Ja, warum; wenn Nein, warum nicht? 
Inwieweit wurden bereits persönliche Erfahrungen mit diesem Paragrafen gemacht? 


§ 176 Sexueller Mißbrauch von Kindern 


(1) Wer sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt oder an sich 
von dem Kind vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren 
bestraft. 


(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind dazu bestimmt, daß es sexuelle Handlungen an einem Dritten 
vornimmt oder von einem Dritten an sich vornehmen läßt. 


(3) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr zu erkennen. 


(4) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer 

1. sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt, 

2. ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen vornimmt, soweit dieTat nicht nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 mit Strafe bedroht ist, 

3. auf ein Kind durch Schriften (§ 11 Abs. 3) einwirkt, um es zu sexuellen Handlungen zu 
bringen, die es an oder vor dem Täter oder einem Dritten vornehmen oder von dem Täter 
oder einem Dritten an sich vornehmen lassen soll, oder 


4. auf ein Kind durch Vorzeigen pornographischer Abbildungen oder Darstellungen, durch 
Abspielen von Tonträgern pornographischen Inhalts oder durch entsprechende Reden 
einwirkt. 


(5) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer ein Kind für eineTat 
nach den Absätzen 1 bis 4 anbietet oder nachzuweisen verspricht oder wer sich mit einem anderen 
zu einer solchen Tat verabredet. 


(6) Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 4 Nr. 3 und 4 und Absatz 5. 


2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.2 Arbeitsmaterial 2 - Übung 2: Recht und Gerechtigkeit - Paragrafenreflexion 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im medizinischen, 
psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 


Arbeitsmaterial 2 Übung 2: Recht und Gerechtigkeit - Paragrafenreflexion Seite 2 

Bitte diskutieren Sie in Bezug auf den unten aufgeführten Paragrafen folgende Aspekte: 

Welche Handlungen werden konkret im Paragrafen erfasst? Auf welche Opfergruppe bezieht sich der Paragraf? Was 
wird zum Tatkontext gesagt? 

An welchen Stellen empfinden Sie die rechtlichen Vorgaben als problematisch? Sehen Sie in den gesetzlichen 
Vorgaben eine Diskrepanz zwischen gesprochenem Recht und erlebter Gerechtigkeit? Halten Sie die in 
dem von Ihnen analysierten Paragrafen angesetzten Strafen für gerecht? Wenn Ja, warum; wenn Nein, warum nicht? 
Inwieweit wurden bereits persönliche Erfahrungen mit diesem Paragrafen gemacht? 


§ 176a StGB: Schwerer sexueller Mißbrauch von Kindern 


(1) Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe 
nicht unter einem Jahr bestraft, wenn derTäter innerhalb der letzten fünf Jahre wegen einer solchen 
Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist. 

(2) Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe 
nicht unter zwei Jahren bestraft, wenn 

1. eine Person über achtzehn Jahren mit dem Kind den Beischlaf vollzieht oder ähnliche 
sexuelle Handlungen an ihm vornimmt oder an sich von ihm vornehmen lässt, die mit einem 
Eindringen in den Körper verbunden sind, 

2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird oder 

3. derTäter das Kind durch dieTat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung oder 
einer erheblichen Schädigung der körperlichen oder seelischen Entwicklung bringt. 

(3) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren wird bestraft, wer in den Fällen des § 176 Abs. 1 bis 3, 

4 Nr. 1 oder Nr. 2 oder des § 176 Abs. 6 als Täter oder anderer Beteiligter in der Absicht handelt, die 
Tat zum Gegenstand einer pornographischen Schrift (§ 11 Abs. 3) zu machen, die nach § 184b Abs. 

1 bis 3 verbreitet werden soll. 

(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 2 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren zu erkennen. 

(5) Mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren wird bestraft, wer das Kind in den Fällen des § 176 
Abs. 1 bis 3 bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder durch dieTat in die Gefahr des Todes 
bringt. 

(6) In die in Absatz 1 bezeichnete Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher derTäter auf 
behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. EineTat, die im Ausland abgeurteilt 
worden ist, steht in den Fällen des Absatzes 1 einer im Inland abgeurteilten Tat gleich, wenn sie nach 
deutschem Strafrecht eine solche nach § 176 Abs. 1 oder 2 wäre. 


2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.2 Fortsetzung 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte immedizinischen, 
psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 2 

Übung 2: Recht und Gerechtigkeit - Paragrafenreflexion 

Seite 3 


Bitte diskutieren Sie in Bezug auf den unten aufgeführten Paragrafen folgende Aspekte: 


Welche Handlungen werden konkret im Paragrafen erfasst? Auf welche Opfergruppe bezieht sich der Paragraf? Was 
wird zum Tatkontext gesagt? 

An welchen Stellen empfinden Sie die rechtlichen Vorgaben als problematisch? Sehen Sie in den gesetzlichen 
Vorgaben eine Diskrepanz zwischen gesprochenem Recht und erlebter Gerechtigkeit? Halten Sie die in 
dem von Ihnen analysierten Paragrafen angesetzten Strafen für gerecht? Wenn Ja, warum; wenn Nein, warum nicht? 
Inwieweit wurden bereits persönliche Erfahrungen mit diesem Paragrafen gemacht? 


§ 182 StGB: Sexueller Mißbrauch von Jugendlichen 


(1) Wer eine Person unter achtzehn Jahren dadurch missbraucht, dass er unter Ausnutzung einer 
Zwangslage 

1. sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt oder 

2. diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem Dritten vorzunehmen oder von einem 
Dritten an sich vornehmen zu lassen, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft 

(2) Ebenso wird eine Person über achtzehn Jahren bestraft, die eine Person unter achtzehn Jahren 
dadurch missbraucht, dass sie gegen Entgelt sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von 
ihr vornehmen lässt. 

(3) Eine Person über einundzwanzig Jahre, die eine Person unter sechzehn Jahren dadurch 
mißbraucht, daß sie 

1. sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt oder 

2. diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem Dritten vorzunehmen oder von einem 
Dritten an sich vornehmen zu lassen, 

und dabei die fehlende Fähigkeit des Opfers zur sexuellen Selbstbestimmung ausnutzt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) In den Fällen des Absatzes 3 wird dieTat nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die 
Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein 
Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 

(6) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 kann das Gericht von Strafe nach diesen Vorschriften absehen, 
wenn bei Berücksichtigung des Verhaltens der Person, gegen die sich dieTat richtet, das Unrecht 
derTat gering ist. 


2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.2 Fortsetzung 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im medizinischen, 
psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 2 

Übung 2: Recht und Gerechtigkeit - Paragrafenreflexion 

Seite 4 


Bitte diskutieren Sie in Bezug auf den unten aufgeführten Paragrafen folgende Aspekte: 


Welche Handlungen werden konkret im Paragrafen erfasst? Auf welche Opfergruppe bezieht sich der Paragraf? Was 
wird zum Tatkontext gesagt? 

An welchen Stellen empfinden Sie die rechtlichen Vorgaben als problematisch? Sehen Sie in den gesetzlichen 
Vorgaben eine Diskrepanz zwischen gesprochenem Recht und erlebter Gerechtigkeit? Halten Sie die in 
dem von Ihnen analysierten Paragrafen angesetzten Strafen für gerecht? Wenn Ja, warum; wenn Nein, warum nicht? 
Inwieweit wurden bereits persönliche Erfahrungen mit diesem Paragrafen gemacht? 


§ 174 StGB: Sexueller Mißbrauch von Schutzbefohlenen 


(1) Wer sexuelle Handlungen 

1. an einer Person unter sechzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur 
Betreuung in der Lebensführung anvertraut ist, 

2. an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur 
Betreuung in der Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, unter Mißbrauch einer mit dem Erziehungs-, 
Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit oder 

3. an seinem noch nicht achtzehn Jahre alten leiblichen oder angenommenen Kind 

vornimmt oder an sich von dem Schutzbefohlenen vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Wer unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 

1. sexuelle Handlungen vor dem Schutzbefohlenen vornimmt oder 

2. den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, daß er sexuelle Handlungen vor ihm vornimmt, 

um sich oder den Schutzbefohlenen hierdurch sexuell zu erregen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder des Absatzes 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 kann 
das Gericht von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen, wenn bei Berücksichtigung des 
Verhaltens des Schutzbefohlenen das Unrecht derTat gering ist. 


2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.2 Fortsetzung 
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43.4 Übung 3: Hilfesystem vor Ort - Fast 
Networking 

Die Übung beschäftigt sich mit Strukturen des lokalen 
Hilfesystems des Kinderschutzes sowie Möglichkeiten der 
Verbesserung der Vernetzung. 

43.4.1 Beschreibung 


Die effektive und professionelle Vernetzung der ver¬ 
schiedenen Hilfseinrichtungen auf lokaler Ebene ist für 
den Kinderschutz und bei akuten Fällen von Kindes - 
wohlgefährdung ein wichtiger Aspekt für schnelle und 
kompetente Hilfe für betroffene Kinder und Jugendliche. 
Jedoch sind die lokalen Strukturen und Vernetzungen in 
Deutschland regional sehr unterschiedlich ausgeprägt. 
Ziel ist es, auf schnellem Weg wesentliche Aspekte des 
örtlichen Hilfesystems zusammenzutragen, zu bewerten 
und zu reflektieren. 

43.4.2 Anleitung 


Die Teilnehmenden werden in drei Interviewgruppen mit 
jeweils einer der folgenden Leitfragen zusammengestellt. 

Leifragen für die Interviewgruppen 

— Welche hilfreichen/förderlichen Strukturen haben 
Sie bereits vor Ort in Bezug auf Interventionen bei 
sexuellem Missbrauch? 

— Wo müsste die Zusammenarbeit im Hilfesystem 
in Bezug auf Interventionen bei sexuellem Miss¬ 
brauch noch verbessert werden? 

— Was sind Ihre Kompetenzen, die Sie in Bezug auf 
Interventionen bei sexuellem Missbrauch ein- 
bringen können? Inwieweit bringen Sie diese 
Kompetenzen bereits in vorhandene Strukturen 
des Hilfesystems ein? 

Die Interviewgruppen haben die Aufgabe, in Form von 
Mini-Interviews möglichst viele Personen im Raum zu 
ihrer Leitfrage zu befragen und die Antworten festzu¬ 
halten. Darüber hinaus befragen sich die Teilnehmenden 
auch innerhalb ihrer Interviewgruppe gegenseitig, sodass 
sich jede Teilnehmerin/jeder Teilnehmer einmal zu jeder 
Frage geäußert hat. Die Antworten der Interviewpartner 
sollten kurz ausfallen und maximal pro Interviewsequenz 
1-2 Minuten betragen. Für diese Phase sind 15 Minuten 
eingeplant. 


Anschließend tragen die Interviewgruppen mit der¬ 
selben Leitfrage auf einem Flipchart die Erkenntnisse, die 
sie aus den Interviews gewonnen haben, in 15 Minuten zu¬ 
sammen und stellen dann ihre Ergebnisse im Plenum vor. 
In der Plenumsdiskussion kann mit berücksichtigt wer¬ 
den, wie die derzeitigen Netzwerkstrukturen aufgebaut 
wurden und gepflegt werden und welche Best-Practice- 
Beispiele bekannt sind. Darüber hinaus kann diskutiert 
werden, welche Lücken es im Hilfesystem generell und in 
der Vernetzung der Akteure noch gibt. Dafür sind weitere 
15 Minuten vorgesehen. 

43.4.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

— Gesamt: 9-15 Personen 

— Kleingruppe: 3 Gruppen mit je 3-5 Personen 

Dauer: 

— 45 Minuten 

Materialien: 

— Flipchart, Stifte 

43.4.4 Hinweise für die Kursleitung 

Diese Übung eignet sich sehr gut als Einstiegsübung einer 
Veranstaltung. Unbekannte Personen kommen schnell ins 
Gespräch und erarbeiten gleichzeitig die Übungsinhalte. 
Es ist von Vorteil, wenn die Kursleitung die Hilfesysteme 
vor Ort und deren möglichen Defizite kennt. Die Leitfra¬ 
gen sollten auf einer PowerPoint-Folie oder auf Papier für 
die Teilnehmenden visualisiert werden. 

Als Grundlage der Übung dienen die Kapitel: 

™ ► Kap. 7 Kinderschutz und Vernetzung im Bereich 
Prävention von und Intervention bei sexuellem Kin¬ 
desmissbrauch (Andreas Jud, Jörg M. Fegert) 

™ ►Kap. 21 Planung der Intervention nach Aufdeckung 
eines sexuellen Kindesmissbrauchsfalls (Dirk Bange) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

™ Übung 4: Berufsrollenreflexion (► Abschn.43.5) 

™ Übung 10: Interventionsplanung (► Abschn. 43.11) 
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43.5 Übung 4: Berufsrollenreflexion 

Die Übung gibt den Teilnehmenden die Gelegenheit, sich 
über die eigene Berufsrolle im Kontext des Kinderschut¬ 
zes Gedanken zu machen, diese in Bezug auf eigene und 
fremde Erwartungen zu reflektieren und die Zusammen¬ 
arbeit mit anderen Berufsgruppen in diesem Kontext zu 
beschreiben. 

43.5.1 Beschreibung 


Im Bereich des Kinderschutzes müssen viele verschiedene 
Berufsgruppen vernetzt Zusammenarbeiten. Diese Zu¬ 
sammenarbeit wird häufig dadurch erschwert, dass un¬ 
konkrete oder falsche Vorstellungen von den Aufgaben 
und Tätigkeitsfeldern der jeweils anderen Akteure be¬ 
stehen, aber auch die eigene Rolle mitunter nicht klar defi¬ 
niert ist. In dieser Übung wird über die eigene Berufsrolle 
in Bezug auf eigene und fremde Rollendefinitionen und 
Erwartungen reflektiert, um im Austausch mehr Klarheit 
über die jeweils anderen Rollen zu schaffen. 

43.5.2 Anleitung 


Als Ausgangspunkt dient ein Fall/mehrere Fälle von (ver¬ 
mutetem) sexuellem Missbrauch bzw. Kindeswohlgefähr¬ 
dung, mit denen die Teilnehmenden in ihrer Berufspra¬ 
xis konfrontiert waren. Bei fehlender Fallerfahrung kann 
auch der eigene Tätigkeitsbereich generell als Ausgangs¬ 
punkt dienen. Die eigene Rolle soll anhand der Fragen in 
Arbeitsmaterial 3 (□ Abb. 43.3) zunächst in Einzelarbeit 
reflektiert werden. Die Antworten können direkt im 
Arbeitsmaterial notiert werden. Dafür werden 10 Minuten 
veranschlagt. 

Danach werden berufsgruppenspezifische Kleingrup¬ 
pen gebildet, sodass Personen mit ähnlichen Berufen bzw. 
Tätigkeitsfeldern zusammen eingeteilt werden. In die¬ 
sen Gruppen sollen die Arbeitsblätter vorgestellt und zu 
einem einvernehmlichen Ergebnis bezüglich der Rollen- 
definition gekommen bzw. Wahrnehmungsunterschiede 
in der Berufsrolle festgehalten werden. Dafür werden 20 
Minuten veranschlagt. 

Anschließend findet im Plenum eine Diskussion zum 
Rollenverständnis statt. Nun stellt jeweils eine Person pro 
Gruppe anhand der folgenden Fragen das gemeinsame 
Berufsrollenverständnis, mögliche Wahrnehmungsunter¬ 
schiede und mit der Rolle zusammenhängende Schwierig¬ 
keiten vor. 


Fragen zum Berufsrollenverständnis 

— Wie ist das Rollenverständnis der Berufsgruppe? 
Gab es hier innerhalb der Gruppe unterschied¬ 
liche Auffassungen? 

— Wo passen Rollen und Erwartungen nicht zu¬ 
sammen? Welche Probleme ergeben sich ggf. 
dadurch? 

— Wo passen Rollen und Erwartungen gut zusam¬ 
men? Wieso? Gibt es Strukturen/Absprachen/ 
Austausch? Inwieweit ist die Zusammenarbeit im 
Kinderschutz dadurch einfacher? 


Die übrigen Gruppenmitglieder können die Ausführun¬ 
gen ergänzen. Diese Diskussion nimmt 20 Minuten in An¬ 
spruch. 

43.5.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 9 Personen 

— Kleingruppe: je 3-5 Personen 

Dauer: 

— 50 Minuten 

Materialien: 

— Arbeitsmaterial 3 (D Abb. 43.3) 

43.5.4 Hinweise für die Kursleitung 

Die Übung eignet sich besonders für Gruppen, bei denen 
Angehörige verschiedener Berufsgruppen und Arbeitsfel¬ 
der an der Veranstaltung teilnehmen. 

Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

™ ► Kap. 7 Kinderschutz und Vernetzung im Bereich 
Prävention von und Intervention bei sexuellem Kin¬ 
desmissbrauch (Andreas Jud, Jörg M. Fegert) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

Übung 3: Hilfesystem vor Ort - Fast Networking 
(► Abschn.43.4) 

™ Übung 10: Interventionsplanung (► Abschn. 43.11) 

43.5.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 3 Übung 4: Berufsrollen- D Abb. 43.3 
reflexion 
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O Abb. 43.3 Arbeitsmaterial 3 - Übung 4: Berufsrollenreflexion 
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43.6 Übung 5: Visualisiertes 
Sicherheitsgefühl 

Die Übung beschäftigt sich mit dem eigenen Sicherheits¬ 
gefühl im Umgang mit Auffälligkeiten und Hinweiszei¬ 
chen bei Kindern und Jugendlichen, die möglicherweise 
auf einen sexuellen Missbrauch hindeuten können. 

43.6.1 Beschreibung 


Auffälliges Verhalten von Kindern und Jugendlichen kann 
viele Ursachen haben, sexueller Missbrauch ist eine davon. 
Gerade im Bereich sexueller Missbrauch kommt es aber 
beim Erkennen und der Bewertung von Auffälligkeiten 
und Hinweiszeichen häufig zu Unsicherheiten, weil es 
eben nicht das klare Hinweiszeichen oder die eindeutige 
Auffälligkeit gibt, die einen sicheren Beweis für sexuellen 
Missbrauch darstellen. Diese Übung kann als Einstieg in 
die Thematik des Umgangs mit sexuellem Kindesmiss¬ 
brauch dienen. Ziel der Übung ist es, sich des eigenen 
(Un-)Sicherheitsgefühls beim Erkennen und Bewerten 
von Auffälligkeiten und Hinweiszeichen bewusst zu wer¬ 
den und dies zu reflektieren. 

43.6.2 Anleitung 


Mithilfe einer imaginären Linie im Seminarraum oder 
im Freien mit den zwei Polen »sehr sicher« und »sehr 
unsicher« wird das Sicherheitsgefühl der Teilnehmenden 
im Umgang mit Auffälligkeiten und Hinweiszeichen in 
Form einer Aufstellung sichtbar gemacht. Die Teilneh¬ 
menden werden gebeten, sich auf dieser imaginären Li¬ 
nie zu positionieren. Als Leitfrage gilt: »Wie sicher oder 
unsicher fühlen Sie sich im Erkennen und Bewerten von 
Auffälligkeiten und Hinweiszeichen von sexuellem Kin¬ 
desmissbrauch?« Es entsteht ein Gesamtbild der Gruppe 
darüber, wie sicher sich die Teilnehmenden beim Erken¬ 
nen und Bewerten von Hinweiszeichen bei sexuellem 
Kindesmissbrauch fühlen. Jede/r Teilnehmende wird nun 
gebeten, kurz zu schildern, warum sie/er sich an die ausge¬ 
wählte Position gestellt hat. Anschließend fasst die Kurs¬ 
leitung das Gesamtbild zusammen. 


Dauer: 

15-20 Minuten 

Materialien: 

— keine 

43.6.4 Hinweise für die Kursleitung 

Diese Übung ist gut geeignet für ein Kennenlernen in 
der Gruppe. Die Teilnehmenden können in Ergänzung 
zu ihrer Positionierung auch noch erzählen, in welchem 
beruflichen Kontext sie arbeiten und wie häufig sie bereits 
mit Verdachtsfällen in Kontakt gekommen sind. 

Diese Übung kann zu einem späteren Zeitpunkt eines 
Seminarverlaufes, z. B. am Ende eines Tages oder einer Se¬ 
minareinheit wiederholt werden, um mögliche Verände¬ 
rungen durch die Auseinandersetzung mit der Thematik 
aufzeigen zu können. 

Die Übung kann auch genutzt werden, um das Sicher¬ 
heitsgefühl zu anderen Fragestellungen zu visualisieren, 
z. B. zum Umgang mit Vermutung und Verdacht eines 
sexuellen Missbrauchs, zur Gesprächsführung mit dem 
Kind und/oder seinen Bezugspersonen sowie zur Inter¬ 
ventionsplanung. 

Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

™ ►Kap. 14 Auffälligkeiten und Hinweiszeichen bei 
sexuellem Kindesmissbrauch (Lutz Goldbeck) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

— Übung 6: Vermutung/Verdacht eines sexuellen 
Missbrauchs - Schwierigkeiten und Problematiken 
(► Abschn. 43.7) 

— Übung 9: Gesprächsstrategien (► Abschn. 43.10) 


43.6.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

— Gesamt: 6-25 Personen 
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43.7 Übung 6: Vermutung/Verdacht eines 
sexuellen Missbrauchs - 
Schwierigkeiten und Problematiken 

Die Übung setzt sich auf Grundlage einer eigenen Fallre¬ 
flexion mit den Schwierigkeiten und Herausforderungen 
im Stadium der Vermutung eines sexuellen Missbrauchs 
in der beruflichen Praxis auseinander und arbeitet Unter¬ 
schiede und Gemeinsamkeiten verschiedener Berufsgrup¬ 
pen heraus. 

43.7.1 Beschreibung 


Im Umgang mit Fällen von sexuellem Missbrauch ist vor 
allem das Stadium einer Vermutung/eines Verdachts in 
der beruflichen Praxis mit Herausforderungen verbun¬ 
den. Diese Übung setzt sich mit diesen Schwierigkeiten 
auseinander und hilft, Lösungsmöglichkeiten zu suchen. 
Dabei werden unter Fokussierung des Stadiums der Ver¬ 
mutung/des Verdachts von Fällen sexuellen Missbrauchs 
aus der eigenen Berufspraxis auch die eigenen Kompeten¬ 
zen sowie die Zusammenarbeit mit anderen Berufsgrup¬ 
pen reflektiert. 

43.7.2 Anleitung 


Auf Grundlage von Arbeitsmaterial 4 (D Abb. 43.4) iden¬ 
tifizieren die Teilnehmenden in Einzelarbeit Schwierig¬ 
keiten bei Vermutungs-/Verdachtsfällen auf sexuellen 
Missbrauch. Dazu wird zunächst ein Fallbeispiel aus der 
Berufspraxis in Stichpunkten notiert. Falls es noch keine 
Berufspraxis gibt, kann auch ein Beispiel aus bekannten 
Fällen konstruiert werden. Dabei soll speziell auf das Sta¬ 
dium der Vermutung/des Verdachts des sexuellen Miss- 
brauchs fokussiert und die eigenen Kompetenzen sowie 
die Zusammenarbeit mit anderen Berufsgruppen reflek¬ 
tiert werden. Auf dem Arbeitsmaterial 4 soll dann in die 
drei Spalten eingetragen werden, welche Aspekte Schwie¬ 
rigkeiten bereitet haben und welche wiederum gut zu lö¬ 
sen waren. Außerdem sollen Punkte beschrieben werden, 
die als Informationen hilfreich gewesen wären und die die 
Bearbeitung eventuell vereinfacht hätten. Dafür sollten 15 
Minuten veranschlagt werden. 

Danach werden möglichst berufsgruppengemisch¬ 
te Kleingruppen gebildet und die Arbeitsmateriahen 
gegenseitig vorgestellt. Danach diskutieren die Kleingrup¬ 
pen folgende Fragen: 


Fragen zu den Berufsgruppen 

— Fallen Gemeinsamkeiten und Unterschiede beim 
Umgang mit Vermutung und Verdacht im Ver¬ 
gleich der Berufsgruppen auf? 

— Haben die verschiedenen Berufsgruppen andere 
Zugänge oder Kompetenzen, die den Umgang 
mit dem Fall unterschiedlich gestalten? 

— Welche Rolle spielt hier auch die Zusammenarbeit 
mit anderen Berufsgruppen? 

Ziel der Aufgabe ist es, Bereiche zu identifizieren, die ggf. 
häufig schwer fallen oder aber auch leicht zu handhaben 
sind bzw. in den Berufsgruppen strittig diskutiert wur¬ 
den. Die Kleingruppe hält ihre Überlegungen mithilfe von 
Metaplankarten fest, indem z. B. häufig diskutierte oder 
strittige Punkte notiert werden, um dem Plenum anschlie¬ 
ßend ähnlich eines Protokolls einen Einblick in ihre Dis¬ 
kussion zu geben. Für diese Diskussion sollten 30 Minuten 
angesetzt werden. 

Im Anschluss werden die Ergebnisse im Plenum vor¬ 
gestellt. Dabei legen die Kleingruppen dar, welche Diskus¬ 
sionen es in der Gruppe über die vorgestellten Punkte gab. 

Abschließend werden im Plenum folgende Fragen the¬ 
matisiert: 

Fragen für das Plenum 

— Welche Gemeinsamkeiten/Unterschiede fallen im 
Vergleich der Kleingruppen besonders auf? Was 
bedeutet dies für den beruflichen Alltag? 

— Welche Lösungsmöglichkeiten gibt es für die als 
schwierig identifizierten Punkte? 

— Welches Fazit ziehen dieTeilnehmenden aus die¬ 
ser Übung? 

Für die Vorstellung und Diskussion im Plenum sollten 35 
Minuten eingeplant werden. 

43.7.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 9 Personen 

— Kleingruppe: je 3-5 Personen 

Dauer: 

— 80 Minuten 

Materialien: 

— Arbeitsmaterial 4 (□ Abb. 43.4) 

— Metaplankarten, Stifte 
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43.7.4 Hinweise für die Kursleitung 


Ziel der Übung ist es nicht, Unsicherheiten generell auszu¬ 
räumen, sondern zu zeigen, dass Unsicherheiten mitunter 
auch Teil des Prozesses beim Umgang mit Vermutungs¬ 
und Verdachtsfällen und nicht immer aufzulösen sind. 

Die Übung eignet sich für Gruppen, bei denen Ange¬ 
hörige verschiedener Berufsgruppen und Arbeitsfelder an 
der Veranstaltung teilnehmen. 

Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

— ► Kap. 15 Umgang mit Vermutung und Verdacht von 
sexuellem Kindesmissbrauch (Ursula Enders) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

Übung 5: Visualisiertes Sicherheitsgefühl 
(► Abschn. 43.6) 

■■ Übung 10: Interventionsplanung (► Abschn. 43.11) 


43.7.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 4 Übung 6: Vermutung/Ver- □ Abb. 43.4 

dacht eines sexuellen Miss- 
brauchs - Schwierigkeiten 
und Problematiken 
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43.8 Übung 7: Hinschauen aufs 
Wegschauen 

Die Übung beschäftigt sich mit der Frage, warum sich 
von Missbrauch betroffene Kinder und Jugendliche häu¬ 
fig erst mehrfach an Personen wenden müssen, bis je¬ 
mand ihnen aufmerksam zuhört und ihre Zeichen und 
Nöte erkennt, und reflektiert eigene Verhaltensweisen der 
Teilnehmenden. 

43.8.1 Beschreibung 


Betroffene von sexuellem Missbrauch berichten häufig, 
dass sie mehrere Versuche unternehmen mussten, um 
Gehör und Hilfe zu bekommen. Ziel der Übung ist es, 
kritisch zu hinterfragen, wie es zu diesem Wegschauen 
oder Nicht-Hinhören kommen kann. Weiteres Ziel ist es, 
Lösungen zu erarbeiten, wie im eigenen beruflichen und 
privaten Alltag eine erhöhte Achtsamkeit gegenüber den 
Sorgen und Nöten von Kindern und Jugendlichen um¬ 
gesetzt werden kann. 

43.8.2 Anleitung 

Die Übung wird z. B. eingeleitet mit der Vorstellung von 
entsprechenden Daten der telefonischen Anlaufstelle der 
Unabhängigen Beauftragten für sexuellen Missbrauch, an 
die sich von April 2010 bis Juli 2010 insgesamt 2.917 Be¬ 
troffene wandten. Im Abschlussbericht der Unabhängigen 
Beauftragten von 2011 steht dazu (UBSKM, 2011, S. 60): 

» 376 Betroffene gaben an, dass sie negative Reaktionen 
auf ihre Hilfegesuche erlebt hatten, die ihnen die Ver¬ 
arbeitung der Missbrauchserfahrungen erschwert hätten. 
Am häufigsten wurde genannt, dass ihnen nicht geglaubt 
wurde (n = 154). [...] Für 348 Betroffene waren der gesell¬ 
schaftliche Umgang [...] hinderlich, insbesondere dieTa- 
buisierung oder das Wegsehen (n = 124,35,6%) anderer. « 

Die Übung erfolgt in zwei Schritten. Zunächst bearbeiten 
Kleingruppen die folgenden Arbeitsfragen, die dann im 
Plenum vorgestellt und diskutiert werden. 


Arbeitsfragen für die Kleingruppen 

— Was für Gründe fallen Ihnen ein, warum Personen 
nicht auf die Probleme des Kindes eingehen, 
indem sie z. B. wegschauen oder ihnen keinen 
Glauben schenken? 

— Wo ist Ihnen in Ihrem Privatleben oder Arbeits¬ 
umfeld die Problematik des »Wegschauens« oder 
Nicht-Glaubens schon einmal bewusst geworden? 

— Haben Sie in Ihrem Arbeitsumfeld auch schon ein¬ 
mal »weggeschaut«? Welche Gefühle waren damit 
für Sie verbunden? (Es muss hier nicht um einen 
möglichen sexuellen Missbrauch gehen.) Was 
hätte Ihnen geholfen, sich der Situation zu stellen 
oder einzugreifen? 

— Waren Sie schon einmal in der Position, dass Ih¬ 
nen ein Kind etwas anvertraut hat? Was hat dazu 
geführt, dass sich das Kind Ihnen anvertrauen 
konnte? 


Die Ergebnisse werden von den Kleingruppen auf einem 
Flipchart festgehalten. 

Nach der Vorstellung der Kleingruppenergebnisse im 
Plenum wird diskutiert, ob es zusammenfassend Erklä¬ 
rungen und Lösungen für die Ursachen des Wegschauens 
und Weghörens bzw. Nicht-Glaubens gibt. Gleichzeitig 
sollen die Teilnehmenden reflektieren, wie eine erhöhte 
Achtsamkeit gegenüber den Sorgen und Nöten von Kin¬ 
dern und Jugendlichen in ihrem Arbeitsumfeld umgesetzt 
werden kann. 

43.8.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 6 Personen 

— Kleingruppe: je 3-5 Personen 

Dauer: 

— 30 Minuten 

Materialien: 

— Flipchart, Stifte 






43.8 • Übung 7: Hinschauen aufs Wegschauen 


43.8.4 Hinweise für die Kursleitung 


Hilfreich kann es sein, den Austausch im Plenum durch 
Notizen am Flipchart zu begleiten, ohne aktiv mit Wort¬ 
beiträgen in den Dialog einzugreifen. Eine Musterlösung 
gibt es nicht, da die Ergebnisdiskussion auf Erfahrungen 
in den verschiedenen Handlungsfeldern und persönlichen 
Lebenswelten der Teilnehmenden beruht. 

Als Grundlage der Übung dienen die Kapitel: 

™ ►Kap. 14 Auffälligkeiten und Hinweiszeichen bei 
sexuellem Kindesmissbrauch (Lutz Goldbeck), 

► Kap. 15 Umgang mit Vermutung und Verdacht bei 
sexuellem Kindesmissbrauch (Ursula Enders) 

— ► Kap. 19 Gesprächsführung mit von sexuellem Miss¬ 
brauch betroffenen Kindern und Jugendlichen (Rena¬ 
te Volbert) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

™ Übung 8: Stummer Dialog der Emotionen 
(► Abschn. 43.9) 

Übung 9: Gesprächsstrategien (► Abschn. 43.10) 



458 


Kapitel 43 • Übungen zum kollegialen Austausch und Reflexion des professionellen ... 


43.9 Übung 8: Stummer Dialog der 
Emotionen 


Die Übung greift die Emotionen auf, die im Umgang mit 
potenziellen Missbrauchsfällen, vor allem im Gespräch 
mit einem potenziell von Missbrauch betroffenen Kind 
oder einer/einem Jugendlichen, auftreten können und er¬ 
öffnet Lösungsmöglichkeiten zur Emotionsregulation. 

43.9.1 Beschreibung 


Der Umgang mit Fällen von sexuellem Missbrauch lässt 
niemanden emotional unberührt. Um betroffenen Kin¬ 
dern oder Jugendlichen als stabile und kompetente Hil¬ 
fe zur Seite zu stehen, ist es jedoch wichtig, mit eigenen 
Emotionen kompetent und reflektiert umzugehen. In die¬ 
ser Übung geht es darum, sich seiner Emotionen in Bezug 
auf Fälle sexuellen Kindesmissbrauchs bewusst zu wer¬ 
den und zu überlegen, welche Emotionen insbesondere 
bei einem Gespräch mit potenziell Betroffenen hinderlich 
entgegenstehen könnten, z. B. starke Emotionen wie Wut 
auf den Täter, Mitleid oder Betroffenheit. Im Anschluss 
daran werden Strategien diskutiert, um mit den eigenen 
Emotionen umgehen zu können. 

43.9.2 Anleitung 


Den Teilnehmenden wird ein emotionaler Trigger in Be¬ 
zug auf sexuellen Kindesmissbrauch vorgestellt. Das kann 
ein Zeitungsartikel oder ein Videoclip sein (z. B. der Spot 
der Kampagne »Sprechen hilft« des Unabhängigen Be¬ 
auftragten zur Aufarbeitung des sexuellen Kindesmiss¬ 
brauchs, abzurufen unter ► http://www.sprechen-hilft.de/). 
Wichtig ist, dass bei den Teilnehmenden themenbezogene 
Emotionen ausgelöst werden. 

Die Teilnehmenden finden sich anschließend in Klein- 
gruppen zusammen. Pro Gruppe wird das Arbeitsmaterial 
5 (D Abb. 43.5, Seite 1 und 2) jeweils einmal ausgeteilt. 

Als ersten Schritt sollen sich die Teilnehmenden über¬ 
legen, welche Emotionen in einem Gespräch mit einem 
(potenziell) missbrauchten Kind aufkommen können. 
Diese werden gemeinsam auf dem Arbeitsmaterial 5 
(□ Abb. 43.5, Seite 1) notiert. Dies sollte in einem stummen 
Dialog geschehen. Das heißt, jede/jeder denkt für sich in 
Ruhe darüber nach und notiert diese Emotionen, ohne 
sich mit den anderen Gruppenteilnehmern darüber aus¬ 
zutauschen. Wenn die Teilnehmenden damit fertig sind, 
entweder weil das Blatt voll ist oder ihnen nichts Weite¬ 
res einfällt, können sie zur zweiten Aufgabe übergehen. 
Für diesen ersten Schritt sollten 5 Minuten veranschlagt 
werden. 


Als nächsten Schritt sollen die Teilnehmenden die 
Emotionen auf dem Arbeitsmaterial 5 (□ Abb. 43.5, Sei¬ 
te 1) markieren, von denen angenommen wird, dass sie 
in einem Gespräch mit einem (potenziell) missbrauch¬ 
ten Kind hinderlich wären. Dies sollte ebenfalls in einer 
Stillarbeit geschehen. Auch dafür sind ca. 5 Minuten 
erforderlich. 

Als letzten Schritt dieser Übung sollen die Teilneh¬ 
menden auf der Seite 2 von Arbeitsmaterial 5 (□ Abb. 43.5) 
mögliche Lösungsansätze bzw. Strategien für den Umgang 
mit den Emotionen notieren, welche vorher als hinder¬ 
lich definiert wurden (immer noch im stillen Dialog). In 
jedem Kästchen des Lösungsblattes sollte ein Lösungsan¬ 
satz stehen. Das muss keine abschließend ausformulierte 
Lösung sein, sondern kann sich auch auf etwas beziehen, 
das ein Gruppenmitglied in ein anderes Feld geschrieben 
hat und dieses ggf. spezifizieren. Wenn die Teilnehmen¬ 
den damit fertig sind, entweder weil das Blatt voll ist oder 
ihnen nichts Weiteres einfällt, soll in der Kleingruppe über 
die Ergebnisse diskutiert werden. Dafür werden 15 Minu¬ 
ten veranschlagt. 

Am Ende werden die Ergebnisse im Plenum zusam¬ 
mengetragen und über die verschiedenen Emotionen 
sowie entsprechenden Lösungsansätze diskutiert. Dabei 
kann im Vordergrund stehen, welche Ideen allen (mehre¬ 
ren) Gruppen eingefallen sind oder ob eine Gruppe einen 
besonders guten/praktikablen Vorschlag gemacht hat. Die 
Diskussion soll ca. 15 Minuten in Anspruch nehmen. 

43.9.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 9 Personen 

— Kleingruppe: je 3-5 Personen 

Dauer: 

— 40 Minuten 

Materialien: 

Arbeitsmaterial 5 (□ Abb. 43.5) 

43.9.4 Hinweise für die Kursleitung 


Es ist hilfreich, wenn die Kleingruppen so zusammenge¬ 
stellt werden, dass Personen mit viel und wenig Erfahrung 
im Umgang mit potenziellen Missbrauchsfällen gemischt 
sind. 

Diese Übung kann auch in Bezug auf andere Kontex¬ 
te durchgeführt werden, z. B. zum Gespräch mit Bezugs¬ 
personen oder zum Umgang mit sexuellem Missbrauch 
allgemein. 







43.9 • Übung 8: Stummer Dialog der Emotionen 


Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

— ► Kap. 19 Gesprächsführung mit von sexuellem Miss¬ 
brauch betroffenen Kindern und Jugendlichen (Rena¬ 
te Volbert) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

Übung 7: Hinschauen aufs Wegschauen 
(► Abschn. 43.8) 

Übung 9: Gesprächsstrategien (► Abschn. 43.10) 


43.9.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 5 Übung 8: Stummer Dialog DAbb. 43.5 
der Emotionen 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im medizinischen, 
psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 


Arbeitsmaterial 5 


Übung 8: Stummer Dialog der Emotionen 


Seite 1 


1. Bitte notieren Sie jeweils in einem Feld mögliche aufkommende Emotionen bei einem Gespräch mit einem (potenziell) 
missbrauchten Kind/Jugendlichen bzw. einem Kind/Jugendlichen in einer schwierigen Situation. 

2. Bitte markieren Sie anschließend alle Emotionen, von denen Sie meinen, dass sie in einem solchen Gespräch hinderlich sein 
könnten. 


Die Kleingruppe ist aufgefordert, die Seite 1 schweigend zu bearbeiten und anschließend Seite 2 auszufüllen. 



2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.5 Arbeitsmaterial 5 - Übung 8: Stummer Dialog der Emotionen 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im medizinischen, 
psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 


Arbeitsmaterial 5 


Übung 8: Stummer Dialog der Emotionen 


Seite 2 


3. Bitte notieren Sie jeweils in einem Feld, welche relevanten emotionsregulierenden Strategien oder welches Verhalten Sie 
bisher in Ihrem privaten oder beruflichen Alltag als hilfreichen empfinden oder sich als mögliche Lösungsstrategien in 
diesem Kontext bewähren könnten. 

Die Kleingruppe ist aufgefordert, die Seite 2 schweigend auszufüllen und sich dann anschließend darüber 



2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.5 Fortsetzung 















462 Kapitel 43 • Übungen zum kollegialen Austausch und Reflexion des professionellen ... 


43.10 Übung 9: Gesprächsstrategien 

Die Übung beschäftigt sich mit dem Gesprächsverlauf 
zwischen Fachpersonen und (potenziell) missbrauchten 
Kindern und Jugendlichen in Bezug auf Gesprächsanfang, 
-aufrechterhaltung und -abschluss. 

43.10.1 Beschreibung 


Sowohl in medizinisch-psychotherapeutischen als auch 
pädagogischen Kontexten finden geplante und ungeplante 
Gespräche mit missbrauchten Kindern oder Jugendlichen 
statt. Diese sind häufig besonders herausfordernd, da sich - 
abhängig von verschiedenen Bedingungen wie Dauer und 
Schwere des Missbrauchs, dem zurückliegenden Zeitraum 
und den Traumafolgen etc. - die Gesprächsbereitschaft 
missbrauchter Kinder oder Jugendlicher unterschiedlich 
darstellt. Ziel dieser Übung ist es, anhand eigener Erfah¬ 
rungen Strategien zu einem gelungenen Gesprächsverlauf 
(Gesprächsanfang, -aufrechterhaltung und -abschluss) zu 
erstellen, um mehr Sicherheit bei der Durchführung eines 
zukünftigen Gesprächs zu erhalten. 

43.10.2 Anleitung 


Die Teilnehmenden werden in Einzelarbeit gebeten, sich 
aus ihrem (Berufs-)Alltag eine Gesprächssituation mit 
einem (potenziell) missbrauchten Kind oder einer/einem 
Jugendlichen zu vergegenwärtigen. Falls Teilnehmende 
bisher keine entsprechenden Fallerfahrungen haben, kann 
alternativ eine konkrete schwierige Gesprächssituation 
mit einem belasteten Kind oder einer/einem Jugendlichen 
erinnert werden. Folgende Fragen können bei den Über¬ 
legungen hilfreich sein: 

Fragen zur Gesprächssituation 

— Wie ist man vorgegangen bei der Unterhaltung? 

— Welche Fragen hat man gestellt? 

— Waren die Fragen offen formuliert? Oder ge¬ 
schlossen? 

— Wie viel Raum hat man dem Kind oder der/dem 
Jugendlichen für das Gespräch eingeräumt? 


— Die erste Gruppe hat das Thema »Ungeplantes Ge¬ 
spräch« (Arbeitsmaterial 6, □ Abb. 43.6, Seite 1). 

Sie bearbeitet die Gesprächssituationen, bei der ein 
potenziell von Missbrauch betroffenes Kind oder 
eine/ein Jugendliche/r auf einen Erwachsenen zugeht 
und um ein Gespräch bittet mit der Intention, sich 
der Fachperson anzuvertrauen. 

— Die zweite Gruppe mit dem Thema »Geplantes Ge¬ 
spräch« (Arbeitsmaterial 6, □ Abb. 43.6, Seite 2) 
bearbeitet die Gesprächssituationen, bei denen von 
der/dem Erwachsenen ausgehend ein Gespräch mit 
einem Kind oder einer/einem Jugendlichen aufgrund 
einer Auffälligkeit oder Hinweisen auf einen Miss¬ 
brauch gesucht wird. 

Beide Gruppen bearbeiten anhand des Arbeitsmaterials 
die drei Gesprächssequenzen: Gesprächsanfang, -aufrecht¬ 
erhaltung und -abschluss. Aufgabe ist es, möglichst kon¬ 
krete, hilfreiche Formulierungen, Methoden und Techni¬ 
ken zu kreieren, die für den (Berufs-) Alltag hilfreich sein 
können. Dabei soll auch bedacht werden, was z. B. getan 
werden kann, wenn das Kind bzw. der/die Jugendliche 
nicht mehr weiterredet oder längere Zeit vom Thema ab- 
schweift. Überlegt werden sollte auch, welche Äußerungen 
in einem solchen Gespräch eher unangebracht wären. Für 
die Gruppenarbeit sind 30 Minuten einzuplanen. 

Nach der Gruppenarbeit werden im Plenum die Er¬ 
gebnisse vorgestellt. Anschließend können folgende An¬ 
haltspunkte die Diskussion leiten: 

Fragen für das Plenum 

— Wie ist es Ihnen dabei ergangen? Fällt es Ihnen 
leichter, spontan zu reagieren, oder hilft Ihnen die 
Zeit zur Vorbereitung, um mit einer schwierigen 
Situation umgehen zu können? 

— Welche Art des Gesprächs ist schwieriger? Inwie¬ 
weit unterscheiden sich diese bezüglich der Ge¬ 
sprächsstrategien? 

— Haben Sie bei der Bearbeitung auch an die kon¬ 
krete Situation an Ihrem Arbeitsplatz gedacht? 
Welche Probleme fallen Ihnen dabei auf? Was 
lässt sich gut umsetzen? Unter welchen Rahmen¬ 
bedingungen muss ein gelingendes Gespräch 
stattfinden? 


Für die Plenumsarbeit sind 30 Minuten vorgesehen. 

Nach der Einzelarbeit erfolgt ein kurzer Austausch im 
Paargespräch mit der Sitznachbarin/dem Sitznachbarn. 

Für die Einzel- und Paararbeit sind 15 Minuten vorgesehen. 

Die Teilnehmenden werden anschließend in zwei 
Gruppen eingeteilt und erhalten je eine Seite von Arbeits¬ 
material 6 (□ Abb. 43.6): 
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43.10.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 6 Personen 
Kleingruppe: je 3-6 Personen 

Dauer: 

— 75 Minuten 

Materialien: 

Arbeitsmaterial 6 (□ Abb. 43.6) 


43.10.4 Hinweise für die Kursleitung 


Die Teilnehmenden sollten ermutigt werden, konkrete 
Satzanfänge, Gesten, Formen des aktiven Zuhörens etc. 
zu formulieren und nicht bei der abstrakten Ebene von 
Haltungen und Gesprächsgrundsätzen stehenzubleiben, 
die in einem Buch nachzulesen sind. Je konkreter die Aus¬ 
arbeitung ist, desto größer ist der Mehrwert dieser Übung 
für den späteren Alltag. 

Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

™ ► Kap. 19 Gesprächsführung mit von sexuellem Miss¬ 
brauch betroffenen Kindern und Jugendlichen (Rena¬ 
te Volbert) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

Übung 7: Hinschauen aufs Wegschauen 
(► Abschn. 43.8) 

— Übung 8: Stummer Dialog der Emotionen 
(► Abschn. 43.9) 

43.10.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 6 Übung 9: Gesprächsstra- O Abb. 43.6 
tegien 
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O Abb. 43.6 Arbeitsmaterial 6 - Übung 9: Gesprächsstrategien 
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43.11 Übung 10 : Interventionsplanung 

Die Übung beschäftigt sich anhand eines Fallbeispiels 
mit der Planung der ersten Interventionsmaßnahmen bei 
einem Verdacht von sexuellem Kindesmissbrauch durch 
ein simuliertes interdisziplinäres Fallteam. 

43.11.1 Beschreibung 

Die Übung greift den wichtigen Themenkomplex der 
Intervention in Fällen von sexuellem Kindesmissbrauch 
auf und legt den Fokus auf eine simulierte interdisziplinä¬ 
re Fallbearbeitung anhand eines konstruierten Beispiels. 

Ziel der Übung ist es, unter Einbeziehung anderer 
Berufsgruppen eine Interventionsplanung schrittweise 
durchzudenken und ein umfassendes Bild möglicher Fak¬ 
toren und Handlungsschritte zu entwerfen, um sicherer 
im Umgang mit Verdachtsfällen zu werden. Die Simu¬ 
lation der interdisziplinären Zusammenarbeit soll dabei 
die Arbeitsbereiche und Kooperationsmöglichkeiten mit 
anderen Akteuren des Kindesschutzes verdeutlichen und 
zeigen, wie wichtig es ist, in Ernstfällen verlässliche Netz¬ 
werke und schnelle Kommunikationswege zu haben. 

43.11.2 Anleitung 


Die Teilnehmenden werden möglichst in berufsgrupp en¬ 
gemischte Kleingruppen eingeteilt. Anhand der Fallbe¬ 
schreibung »Felix« in Arbeitsmaterial 7 (O Abb. 43.7) si¬ 
muliert die Kleingruppe, mit den tatsächlichen Arbeitsge¬ 
bieten der Gruppenmitglieder, ein Fallteam und plant für 
den aufgezeigten Fall die Intervention. Wichtig ist hierbei 
zu bedenken, was die Ziele der Intervention sein sollten, 
z. B. Klärung des Verdachts, Beendigung des Missbrauchs 
bei Bestätigung des Verdachts, nachhaltiger Schutz des be¬ 
troffenen Kindes sowie das Angebot angemessener Hilfen 
für alle Beteiligten. 

Zu überlegen sind mithilfe des Arbeitsmaterials 8 
(□ Abb. 43.8), welche Schritte einzuleiten wären, welche 
Kompetenzen die Kleingruppe in der derzeitigen Beset¬ 
zung schon vereint und welche externen Kompetenzen 
hinzuzuziehen wären. Dabei sollen mögliche Schwierig¬ 
keiten und Lösungen diskutiert werden. Als Anhaltspunk¬ 
te für die Aufgabenbearbeitung dient der Aufgabenpool. 
Es sollen zudem die Faktoren, die im Fallbeispiel die 
Planung der Intervention beeinflussen, überlegt werden. 
Jede Kleingruppe skizziert ihre Interventionsplanung und 
Schwierigkeiten auf einem Flipchart. Dafür hat die Klein¬ 
gruppe 30 Minuten Zeit. 

Nach der Gruppenarbeit stellt sich jedes Fallteam kurz 
im Plenum mit ihren Kompetenzen und ihren Ergebnis¬ 


sen vor. Dabei soll auch auf die Überlegungen und Diskus¬ 
sionen in der Kleingruppe eingegangen werden. 

Anschließend können im Plenum folgende Fragen be¬ 
sprochen werden: 

Fragen für das Plenum 

— Was fällt im Vergleich der Ergebnisse der Klein¬ 
gruppen auf? 

— Was nehmen Sie für sich aus der Übung für Ihren 
Berufsalltag mit? 

— Gibt es in Ihrem Arbeitsumfeld bereits Kriseninter¬ 
ventionspläne für Verdachtsfälle von sexuellem 
Missbrauch, und wie sind diese gestaltet? 

— Gibt es in Ihrem Arbeitsumfeld bereits Strukturen 
interdisziplinärer Zusammenarbeit und/oder 
Kooperationen in Bezug auf Verdachtsfälle von 
Kindeswohlgefährdung? Gibt es Kooperationen, 
die Sie in Ihrem Arbeitsumfeld konkret initiieren 
und verstetigen würden? 

Für die Plenumsarbeit sind 30 Minuten vorgesehen. 

43.11.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 9 Personen 

— Kleingruppe: je 3-6 Personen 

Dauer: 

— 60 Minuten 

Materialien: 

— Arbeitsmaterial 7 (□ Abb. 43.7) 

— Arbeitsmaterial 8 (□ Abb. 43.8) 

— Flipchart, Stifte 

— ggf. Arbeitsmaterial 9 (□ Abb. 43.9) 

43.11.4 Hinweise für die Kursleitung 

Zur Vorbereitung für diese Übung sollte die ausgearbei¬ 
tete Interventionsplanung für das Fallbeispiel »Felix« 
(Arbeitsmaterial 9, □ Abb. 43.9) durchgearbeitet werden, 
um die Teilnehmenden in der Bearbeitung der Interven¬ 
tion unterstützen zu können. Dieses Arbeitsmaterial kann 
den Teilnehmenden auch nach Abschluss der Übung zur 
Verfügung gestellt werden. 

Es ist empfehlenswert, schon am Anfang der Übung 
darauf hinzuweisen, dass die Teilnehmenden davon aus¬ 
gehen sollen, dass in dem Fallbeispiel eine Kindeswohlge¬ 
fährdung vorgefallen ist, sodass sie sich nicht mit Alterna- 
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tivhypothesen aufhalten, die dafür sprechen können, dass 
eventuell auch kein Missbrauch o. Ä. passiert ist, dieses 
Stadium wird in anderen Übungen thematisiert. 

Das Fallbeispiel ist als Ausgangspunkt gedacht. Die 
Teilnehmenden können dieses gerne weiterkonstruieren, 
zusätzliche Informationen/Details hinzufügen oder an of¬ 
fenen Stellen Entscheidungen treffen (z. B. zur Frage: »Ist 
Felix Mutter unterstützend?«), wenn dies für ihre Inter¬ 
ventionsplanung hilfreich oder nötig ist. 

Es ist für die Teilnehmenden von Vorteil, wenn die 
Kleingruppen interdisziplinär zusammengesetzt sind. 

Als Grundlage der Übung dienen die Kapitel: 

► Kap. 15 Umgang mit Vermutung und Verdacht bei 
sexuellem Kindesmissbrauch (Ursula Enders) 

— ►Kap. 21 Planung der Intervention nach Aufdeckung 
eines sexuellen Kindesmissbrauchs falls (Dirk Bange) 

— ►Kap. 22 Rechte von Kindern und Jugendlichen im 
Rechtssystem, die Aufgaben von Jugendamt und 
Familiengericht im Bereich sexueller Missbrauch 
(Claudia Marquardt) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

Übung 3: Hilfesystem vor Ort - Fast Networking 
(► Abschn.43.4) 

™ Übung 4: Berufsrollenreflexion (► Abschn.43.5) 


43.11.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 7 

Übung 10: Interventionspla¬ 
nung (Fallbeschreibung) 

□ Abb. 43.7 

Arbeitsmaterial 8 

Übung 10: Interventions¬ 
planung 

□ Abb. 43.8 

Arbeitsmaterial 9 

Übung 10: Interventions¬ 
planung (Beispiel) 

□ Abb. 43.9 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im 
medizinischen, psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 7 

Übung 10: Interventionsplanung (Fallbeschreibung) 

Seite 1 


Fallbeschreibung: Bitte lesen Sie sich das folgende Fallbeispiel durch. Stellen Sie sich vor, Ihre Kleingruppe, mit den 
tatsächlichen Arbeitsgebieten der Gruppenmitglieder, wäre ein Fallteam und müsste für das Fallbeispiel die 
Intervention planen. 


Fall: Felix 


Der 12-jährige Felix ist Schüler einer Gesamtschule. 

In der Schule ist Felix bisher nie auffällig gewesen. Seit einigen Wochen hat 
sich Felix Verhalten jedoch in vielen Bereichen stark verändert: 

Er zeigt eine starke motorische Unruhe und fällt durch sexualisierte Sprache 
und Grenzverletzungen gegenüber seinen Mitschülern auf. 

In einer Pause bekommt ein Lehrer mit, wie Felix einem Mitschüler erzählt, 
dass er sich mit dem neuen Freund seiner Mutter schon ein paar Mal Pornos 
angeschaut hat. Als der Mitschüler zu ihm sagt, dass der neue Freund der 
Mutter dann ja voll cool sei, wird Felix wütend und erwidert: 

»Du hast ja voll keine Ahnung, was der dann noch mit mir macht - ich will am 
liebsten gar nicht mehr heim!« 


Überlegen Sie sich, welche Schritte Sie einleiten würden (diese müssen nicht zwingend nacheinander, sondern können 
auch überschneidend und parallel laufen), welche Kompetenzen Sie in Ihrer derzeitigen Besetzung schon vereinen und 
welche externen Kompetenzen Sie hinzuziehen würden. In Form welcher Stellen/Personen? 


Hinweis zu ► Arbeitsmaterial 8: 

Die Tabelle eignet sich für Ihre Notizen zu den einzelnen Interventionsschritten, die sich aus dem vorliegenden Fall 
ergeben können. 

Um zu sehen, welche Aufgaben in Zusammenhang mit der Planung der Intervention anstehen und eventuell gelöst 
werden müssen, beachten Sie bitte den Aufgabenpool in der Tabelle unten links. Diese Aufzählung deckt ggf. nicht alle 
Aspekte ab, es können gerne weitere Aufgaben ergänzt werden. 

Überlegen Sie sich auch die Faktoren, die im Fallbeispiel die Planung der Intervention beeinflussen und notieren Sie 
diese im rechten unteren Feld. 


2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.7 Arbeitsmaterial 7 - Übung 10: Interventionsplanung (Fallbeschreibung) 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im 
medizinischen, psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 9 

Übung 10: Interventionsplanung (Beispiel) 

Seite 1 


Empfehlungen zur Interventionsplanung am Fallbeispiel »Felix« 


Fallbeschreibung: Der 12-jährige Felix ist Schüler einer Gesamtschule. In der Schule ist Felix bisher nie auffällig 
gewesen. Seit einigen Wochen hat sich Felix Verhalten jedoch in vielen Bereichen stark verändert: Er zeigt eine starke 
motorische Unruhe und fällt durch sexualisierte Sprache und Grenzverletzungen gegenüber seinen Mitschülern auf. In 
einer Pause bekommt ein Lehrer mit, wie Felix einem Mitschüler erzählt, dass er sich mit dem neuen Freund seiner 
Mutter schon ein paar Mal Pornos angeschaut hat. Als der Mitschüler zu ihm sagt, dass der neue Freund der Mutter 
dann ja voll cool sei, wird Felix wütend und erwidert: »Du hast ja voll keine Ahnung, was der dann noch mit mir macht - 
ich will am liebsten gar nicht mehr heim!« 

Empfehlungen zum Gespräch mit Felix 

Zeitpunkt/Dringlichkeit des Gesprächs 

Aufgrund der eindeutigen Aussage ist unmittelbare Gefahr für das Kind anzunehmen. Es sollte am selben Tag 
gehandelt werden, indem dem Kind Gelegenheit zum Gespräch gegeben wird. 

Das Einholen weiterer Informationen oder zunächst die Durchführung einer Helferkonferenz würde für die kindliche 
Wahrnehmung, für die ein naher zeitlicher Zusammenhang der Ereignisse wichtig ist, wahrscheinlich zu lange dauern. 

Einleitung des Gesprächs 

Das Gespräch sollte mit den allgemeinen Verhaltensänderungen, die in der Schule beobachtet wurden (z. B. 
Verhaltensauffälligkeiten), begonnen werden. Hierbei sollten möglichst offene Fragen gestellt werden, dadurch hat 
Felix die Möglichkeit, spontan zu berichten. 

Wenn Felix sich spontan mitteilt (d. h., über den sexuellen Missbrauch berichtet), sollte gefragt werden, ob er Hilfe 
benötigt. 

Wenn Felix sich nicht spontan mitteilt, sollte man ansprechen, dass man das Gespräch mitbekommen hat. Der Einstieg 
kann hier so erfolgen, dass man gehört hätte, er wolle gar nicht nach Hause. Dann sollte seine Antwort abgewartet 
werden. 

Eventuell kann über ein Fremdbeispiel die Möglichkeit einer Inobhutnahme erklärt werden, z. B. wenn ein Kind sich zu 
Hause bedroht fühlt oder es vernachlässigt, misshandelt wird, gibt es im Kinder- und Jugendhilfegesetz (§ 42 KJHG) 
die Möglichkeit der Inobhutnahme in einer geeigneten Einrichtung, bis die Dinge geklärt sind etc. 

Wenn von Felix in diesem Kontext kein Freitext zu den Handlungen des neuen Partners der Mutter geäußert wird, 
sollte er mit der Aussage, die mitgehört wurde, konfrontiert werden. 

Das Gespräch muss anschließend dokumentiert werden (vgl. ► Kap. 19 »Gesprächsführung und Aussage«). 

Vorgehen, falls Felix von einem sexuellen Missbrauch berichtet 

Zunächst sollte das Gespräch mit der Mutter von Felix gesucht und ihre Reaktion abgewartet werden (siehe Seite 3). 

Die Datierung des Gesprächs mit der Mutter auf einen anderen Tag oder das Abwarten einer Helferkonferenz 
erscheint, bezogen auf die Dringlichkeit von Felix Äußerungen, zu lange. 

Wenn Felix wirklich nicht mehr nach Hause möchte, sollte eine Inobhutnahme angestrebt werden. In diesem 
Zusammenhang werden auch die Sorgeberechtigten informiert. Wenn diese sich mit der Inobhutnahme nicht 
einverstanden erklären, erfolgt die Einbeziehung des Familiengerichts (zum Vorgehen bei der Inobhutnahme siehe 
Seite 4 ff.) 
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Vorgehen, falls Felix das Gespräch verweigert/sich nicht öffnet/sagt, dass alles in Ordnung ist 

Gesprächsbereitschaft signalisieren: »Wenn du doch mal über ein Problem sprechen möchtest, kannst du zu mir 
kommen.« 

Signalisieren, dass man generell offen ist, über das Thema sexuelle Gewalt zu sprechen, z. B. durch Ansprechen des 
Themas im Unterricht (Einstieg z. B. über Kinderrechte, Umgang mit Pornos, Plakate von Fachberatungsstellen, 
UBSKM). 

Wenn Felix nicht über die Missbrauchsvorwürfe, die mitgehört wurden, sprechen will, die auffällige Störung des 
Sozialverhaltens aber unumstritten ist, wäre z. B. der Weg über die Behandlung von Felix Verhaltensauffälligkeiten bei 
gleichzeitiger Kommunikation des Mitgehörten denkbar. 

Vorgehen, falls Felix abstreitet, dass er missbraucht wurde, und es keine weiteren Vorkommnisse gibt, die den 
Verdacht erhärten 

Dies muss man zunächst so stehen lassen. 

Es sollte Gesprächsbereitschaft signalisiert und der Junge weiterhin beobachtet werden. 

Vorgehen, falls Felix über den Missbrauch spricht, aber nicht möchte, dass weitere Personen bzw. das Jugendamt 
informiert werden und Maßnahmen zu seinem Schutz (z. B. Verlassen der Familie) ablehnt 

Wichtig ist hier, Felix klarzumachen, dass keine absolute Verschwiegenheit versprochen werden kann. Zentral ist sein 
Schutz und ihm aus der Situation herauszuhelfen. 

Es sollten alle Maßnahmen, die unternommen werden, mit ihm besprochen werden, allerdings ist es unter Umständen 
notwendig, auch gegen seinen Willen (aber nicht ohne sein Wissen!) Maßnahmen zu ergreifen. 

Empfehlungen zum Gespräch mit der Mutter von Felix 

Gesprächsführung mit der Mutter 

Im Gespräch mit der Mutter sollten - ähnlich wie im Gespräch mit Felix - zunächst schulbezogene Probleme 
(Leistungsabfall, Verhaltensauffälligkeiten etc.) thematisiert werden, um allgemein zu fragen, ob ihr etwas aufgefallen 
ist. Anschließend sollte sie mit der Aussage von Felix konfrontiert werden und einen Bericht darüber erhalten, wie die 
Aussage von Felix zustande gekommen ist. 

Nach § 8b SGB VIII muss dann darauf hingewirkt werden, dass Sicherheit für den Jungen hergestellt wird. Hier geht es 
zunächst um die Positionierung der Mutter. Schickt sie ihren Partner weg, ist das glaubhaft. 

Gleichzeitig sollte die Mutter motiviert werden, zum Jugendamt Kontakt aufzunehmen, am besten noch aus dem 
Gespräch heraus. Wenn sie nicht Kontakt aufnimmt und dadurch die Gefährdung des Jungen fortbesteht, bietet sich 
über § 8b SGB VIII die Befugnis der Einschaltung der Jugendhilfe an. Zu empfehlen ist vor diesem Schritt der 
Weitergabe von Anvertrautem durch Berufsgeheimnisträger, welche mit Kindern arbeiten, zunächst die Durchführung 
einer Beratung mit einer insoweit erfahrenen Fachkraft. Auf jeden Fall sollte der Schritt und die Güterabwägung, was 
sprach dafür, was sprach dagegen, die Informationen an das Jugendamt weiterzugeben, mit pro und kontra 
dokumentiert werden. Dauert es zu lange bis zu einem Termin mit einer insoweit erfahrenen Fachkraft, was lokal 
passieren kann, oder hält man die Gefährdung nicht für anders abwendbar, kann sofort das Jugendamt eingeschaltet 
werden. 

Wenn die Mutter sich bei bestehender Gefährdung des Jungen also weigert, das Jugendamt einzuschalten, sollte ihr 
mitgeteilt werden, dass die Institution dies dann tut und dass es besser wäre, diesen Schritt gemeinsam zu tun. 
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Teilnahme von Felix am Gespräch mit der Mutter 

Felix muss darüber informiert werden, dass mit der Mutter gesprochen wird. Es ist davon auszugehen, dass Felix beim 
Gespräch mit der Mutter dabei ist; nur wenn er ausdrücklich auf Nachfrage artikuliert, dass er lieber nicht dabei sein 
möchte oder nur bei einem Teil des Gesprächs dabei sein möchte, ist davon abzusehen. Er sollte auf jeden Fall 
danach gefragt werden. In einer Untersuchung (Fegert et al 2001 ^ wurde deutlich, dass viele Entscheidungen zum 
Wohle der Kinder hinter ihrem Rücken getroffen wurden, was sicher problematisch ist, da sie diese dann nicht 
verstehen. 

1 Fegert JM, Berger C, Klopfer U, Lehmkuhl U (2001) Umgang mit sexuellem Missbrauch: Institutioneile und individuelle Reaktionen, 
Forschungsbericht. Votum, Münster 

Erwartungshaltung gegenüber der Mutter 

Von der Mutter kann und muss erwartet werden, dass sie den Schutzraum für den Jungen wiederherstellt. Das 
bedeutet z. B., dass der Partner bis zur Klärung die Wohnräume nicht mehr betritt. Kann sich die Mutter dazu nicht 
durchringen oder zweifelt sie an der Aussage des Jungen, kann sie z. B. einer Inobhutnahme oder einer 
Krisenunterbringung des Jungen zustimmen. Hoch problematisch sind stets Verhältnisse, wo nach Aufkommen der 
Fragestellung Täter und betroffene Kinder/Jugendliche längere Zeit unter einem Dach sind. In der Regel gibt es dann 
später keine Aussagen mehr. Eine Strafanzeige kann ein Weg sein, sollte aber nicht als Gradmesser dafür gesehen 
werden, ob die Mutter das Kind unterstützt. Wenn die Mutter das Kind eindeutig schützt und einen Schutzraum 
hersteilen kann, ist die Einschaltung des Jugendamtes nicht unbedingt erforderlich. Zentrales Kriterium der Definition 
von Schutz ist, dass die Verhältnisse daheim so gestaltet werden, dass das Kind wieder gerne nach Hause geht. Dies 
muss im Verlauf überprüfbar sein und ist entweder durch Kooperation der Mutter oder durch die Einschaltung des 
Jugendamtes zu gewährleisten. 

Wegen der aufgetretenen Verhaltensauffälligkeit ist eine Diagnostik bei der Kinder- und Jugendpsychiatrie/- 
psychotherapie anzuraten. Häufig dauert die Vergabe für solche Termine relativ lange, etwas schneller sind oft 
Zugänge bei spezifischen Beratungsstellen und Erziehungsberatungsstellen. Der Mutter sollte auf jeden Fall zur 
Inanspruchnahme von Beratung und Diagnostik geraten werden. 

Sorgerecht 

Es ist beim Vorgehen zu bedenken, dass der eventuell mit gemeinsamem Sorgerecht ausgestattete, leibliche Vater 
des Jungen in dem geschilderten Fallbeispiel nicht vorkommt. Im Fall eines gemeinsamen Sorgerechts müsste er 
unbedingt einbezogen werden. Ein alleiniger Einbezug der Mutter wäre nur bei einem alleinigen Sorgerecht der Mutter 
denkbar. Dies ist seit der Kindschaftsrechtsreform kaum mehr der Fall. Das gleiche gilt auch für das 
familiengerichtliche Verfahren, in dem die Sorgeberechtigten die Gesprächspartner sind. 

Vorgehen, falls die Mutter Felix nicht glaubt 

Es sollte versucht werden, im Gespräch herauszufinden, warum die Mutter Felix nicht glaubt. 

Mögliche Gründe: 

- Mutter hat selbst Angst vor der Reaktion ihres Lebenspartners, erfährt von ihm auch (sexuelle) Gewalt. 

- Mutter ist froh, wieder eine Beziehung zu haben, und möchte diese erhalten. 

- Mutter ist mit der Situation überfordert. 

- Mutter erklärt sich die Verhaltensänderung ihres Sohnes anders (Eifersucht auf Freund). 

- Mutter schätzt das Verhalten ihres Lebenspartners als unschädlich für Felix ein. 
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Vorgehen, falls die Mutter keine Gesprächsbereitschaft zeigt/Felix glaubt, ihn aber nicht schützt/Felix nicht glaubt und 
ihn auch nicht schützt 

Um das Ziel zu erreichen, Felix zu schützen, muss in diesen Fällen das Jugendamt eingeschaltet und eine 
Kindeswohlgefährdung gemeldet werden. Felix sollte in diesem Fall z. B. in Obhut genommen oder in die Betreuung 
durch den leiblichen Vater gegeben werden. 

Wenn die Mutter Felix glaubt, ihn aber nicht schützt, muss ihr klargemacht werden, dass der Schutz des Kindes an 
erster Stelle steht und auch gegen ihren Willen in diesem Fall Felix in Obhut genommen werden muss. 

Es sollte auf jeden Fall versucht werden, die Mutter (und den leiblichen Vater) in die weitere Hilfeplanung einzubinden, 
auch wenn diese Felix zunächst nicht glaubt oder überfordert reagiert. 

Hintergrundinformationen zur Inobhutnahme 

Vorgehen bei der Inobhutnahme 

Die Inobhutnahme ist ein hoheitlicher Akt durch das Jugendamt. 

Großer Vorteil der Inobhutnahme ist, dass bei Nichtkooperation der Sorgeberechtigten das Jugendamt zur 
Aufrechterhaltung der Inobhutnahme das Familiengericht einschalten muss und damit alle für die Fallklärung zentral 
notwendigen Instanzen involviert sind. 

Die Meldung an das Jugendamt würde also die Bitte um Inobhutnahme zentral zum Inhalt haben. Dies muss dann 
kurzfristig vor Ort geschehen können. 

Primär sollte von der Erstansprechperson nicht direkt das Familiengericht eingeschaltet werden. Es besteht aber 
natürlich, insbesondere bei Untätigkeit des Jugendamtes oder ähnlichen Komplikationen, jederzeit die Möglichkeit, sich 
an das Familiengericht zu wenden. Hier gilt dann der Amtsermittlungsgrundsatz, und das Gericht muss von Amts 
wegen zu dem Fall Informationen einholen. Dies wird es in der Regel aber auch über das Jugendamt tun. Zwar können 
die Familiengerichte auch Hilfe beauftragen, normalerweise ist Hilfeplanung aber die Zuständigkeit der Jugendhilfe, für 
die sie die Federführung hat. 

Vorstellung zur Diagnostik und eventuell Einleitung einer Behandlung ist sinnvoll. Hierfür braucht es Mitwirkung und 
Zustimmung der Sorgeberechtigten. Eine Untersuchung im Notfall ist auch ohne diese möglich. Sollten die 
Sorgeberechtigten z. B. während der Inobhutnahme einer solchen Diagnostik nicht zustimmen, braucht es die 
Einschaltung des Familiengerichts, welches dann eventuell in die Gesundheitssorge der Eltern oder in weitere Teile 
des Sorgerechts, z. B. des Aufenthaltsbestimmungsrechts, eingreift und einen entsprechenden Beschluss fasst. 
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§ 42 SGB VIII Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen 


(1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu nehmen, wenn 

1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet oder 

2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen die Inobhutnahme erfordert und 

a) die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen oder 

b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann oder 

3. ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Jugendlicher unbegleitet nach Deutschland kommt und sich 
weder Personensorge- noch Erziehungsberechtigte im Inland aufhalten. 

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein Kind oder einen Jugendlichen bei einer geeigneten Person, in einer 
geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohnform vorläufig unterzubringen; im Fall von Satz 1 Nummer 2 auch 
ein Kind oder einen Jugendlichen von einer anderen Person wegzunehmen. 

(2) Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme die Situation, die zur Inobhutnahme geführt hat, zusammen mit 
dem Kind oder dem Jugendlichen zu klären und Möglichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzuzeigen. Dem Kind 
oder dem Jugendlichen ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 

Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen zu sorgen und dabei 
den notwendigen Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzustellen; § 39 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. Das 
Jugendamt ist während der Inobhutnahme berechtigt, alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes 
oder Jugendlichen notwendig sind; der mutmaßliche Wille der Personensorge- oder der Erziehungsberechtigten ist 
dabei angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 die Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten unverzüglich von der Inobhutnahme zu unterrichten und mit ihnen das Gefährdungsrisiko 
abzuschätzen. Widersprechen die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten der Inobhutnahme, so hat das 
Jugendamt unverzüglich 

1. das Kind oder den Jugendlichen den Personensorge- oder Erziehungsberechtigten zu übergeben, sofern nach 
der Einschätzung des Jugendamts eine Gefährdung des Kindeswohls nicht besteht oder die Personensorge¬ 
oder Erziehungsberechtigten bereit und in der Lage sind, die Gefährdung abzuwenden oder 

2. eine Entscheidung des Familiengerichts über die erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen herbeizuführen. 

3. Sind die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten nicht erreichbar, so gilt Satz 2 Nummer 2 entsprechend. 

Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 ist unverzüglich die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers zu 
veranlassen. Widersprechen die Personensorgeberechtigten der Inobhutnahme nicht, so ist unverzüglich ein 
Hilfeplanverfahren zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten. 

(4) Die Inobhutnahme endet mit 

1. der Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten, 

2. der Entscheidung über die Gewährung von Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch. 

(5) Freiheitsentziehende Maßnahmen im Rahmen der Inobhutnahme sind nur zulässig, wenn und soweit sie 
erforderlich sind, um eine Gefahr für Leib oder Leben des Kindes oder des Jugendlichen oder eine Gefahr für Leib oder 
Leben Dritter abzuwenden. Die Freiheitsentziehung ist ohne gerichtliche Entscheidung spätestens mit Ablauf des 
Tages nach ihrem Beginn zu beenden. 

(6) Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung unmittelbaren Zwangs erforderlich, so sind die dazu befugten Stellen 
hinzuzuziehen. 
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Ablauf einer Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII für den Fall von Felix 



Empfehlungen zur Helferkonferenz 
Durchführung einer Helferkonferenz 

In der Schule muss eine Abwägung erfolgen, ob mit den Mitteln der Schule eine Hilfeleistung und ein Hinwirken auf die 
Inanspruchnahme von Hilfe möglich werden. 

Im Gespräch mit der Mutter muss also geklärt werden, ob sie ihren Sohn unterstützt, dokumentiert werden, wie die 
Mutter handeln will und ob die Mutter von sich aus das Jugendamt informiert. 

Hier ergibt sich dann eine Weichenstellung: 

Ist die Mutter bereit, von sich aus weitergehende Hilfsmaßnahmen zu ergreifen, kann eine Helferkonferenz noch ohne 
Einschaltung des Jugendamtes erfolgen. 
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Teilnehmende an der Helferkonferenz: Schulleitung, Lehrerin/Lehrer von Felix, Schulpsychologin/-psychologe, 
eventuell Sozialdienst, eventuell Hinzuziehen einer insoweit erfahrenen Fachkraft. An der Helferkonferenz sollte die 
unterstützende Mutter auf jeden Fall beteiligt werden. 

Ziele der Helferkonferenz: Sammlung und Zusammentragen von Informationen über Felix, Besprechung des weiteren 
Vorgehens/der weiteren Schritte und der Verantwortlichkeiten 

Wichtig wäre, eine erneute Besprechung in einem angemessenen Abstand festzulegen und sich zu versichern, dass es 
vorwärts geht. Gleichzeitig sollten die Gründe dokumentiert werden, weshalb die Mutter zu diesem Zeitpunkt ggf. die 
Einschaltung des Jugendamtes nicht wünscht und weshalb ihr geglaubt wurde, dass alles, was sie unternimmt, 
hinreichend ist. 

Verhält sich die Mutter nicht eindeutig, muss notfalls von der Befugnisnorm Gebrauch gemacht und das Jugendamt 
informiert werden. Vor diesem Schritt kann sich die Lehrkraft und das Team Beratung durch eine insoweit erfahrene 
Fachkraft holen (nach § 8b SGB VIII). Da solche Dinge Zeit brauchen, muss aber sichergestellt sein, dass der Junge in 
dieser Zeit nicht dem Druck des Täters ausgesetzt ist. 

Vorgehen bei möglichen Problemen einer Helferkonferenz (Uneinigkeit im Vorgehen; falsches, übereiltes Vorgehen; 
stark emotionale Reaktion; mangelnde Absprachen über Vorgehen und Verantwortlichkeiten; keine Absprachen des 
Vorgehens mit dem Kind) 

In einem Verdachtsfall von Kindeswohlgefährdung besteht gemäß § 8b SGB VIII ein Rechtsanspruch auf Beratung 
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Diese Fachkraft kann Hinweise zum Vorgehen geben. Generell ist es auch 
möglich, sich von Fachberatungsstellen (z. B. Wildwasser, Zartbitter, Tauwetter etc.) beraten zu lassen. 

Vorgehen und Verantwortlichkeiten sollten in einer Helferkonferenz geklärt und schriftlich fixiert werden. Alle Schritte, 
die ergriffen werden, müssen mit dem Kind besprochen werden. Es muss auch klar sein, wer hierfür verantwortlich ist. 
Wenn das Team stark emotional reagiert, kann es sinnvoll sein, eine Supervision durchzuführen. 

Auf längere Sicht ist es notwendig, für den Arbeitsbereich eine Handlungsempfehlung bzw. einen Plan zum Vorgehen 
bei Verdachtsfällen von sexuellem Missbrauch zu entwickeln. 

Vorgehen bei Abwehr des Themas, Passivität oder Ignoranz des Problems seitens Kolleginnen oder Schulleitung 
In diesem Fall sollte man sich trotzdem eine Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft suchen und die 
Ergebnisse der Beratung auch dokumentieren. 

Natürlich ist eine Nichtreaktion in einem gewissen Sinne eine unterlassene Hilfeleistung, aber das weitere Vorgehen, 
auch gegenüber der Hierarchie, sollte mit der insoweit erfahrenen Fachkraft beraten werden. 

Der Schulleitung vorgesetzt ist die Schulbehörde. Hier gibt es oft spezifische Fachreferate, auch für 
verhaltensauffällige Schülerinnen und Schüler. Die Zuständigen beschäftigen sich auch mit Schulverweisen, 
Versetzungen von problematischen Schülern. Hier kann Rat eingeholt werden. 

In einer Fallkonstellation, die im Klinikumfeld angesiedelt ist, gilt Folgendes: In einer Klinikhierarchie steht über dem 
Oberarzt der leitende Oberarzt oder Chefarzt. Wird tatsächlich hierarchisch eine Entscheidung getroffen, hier nichts zu 
tun, sollte diese Entscheidung auf jeden Fall schriftlich dokumentiert werden, sodass die Verantwortlichkeiten im 
Weiteren klar sind. 


2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.9 Fortsetzung 








43.11 • Übung 10: Interventionsplanung 


43 


Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im 
medizinischen, psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 9 

Übung 10: Interventionsplanung (Beispiel) 

Seite 8 


Empfehlungen zu sonstigen relevanten Aspekten 


Medizinische/psychologische Diagnostik bei Felix 

Ärztliche Untersuchungen sollten mit einer Fragestellung eingeleitet werden. Eine konkrete Fragestellung ergibt sich 
wegen der Verhaltensauffälligkeiten. Körperlich ist häufig kein pathologischer Befund zu erwarten. Die Zeiten, die 
üblicherweise ein Pädiater für einen Patienten zur Verfügung hat, reichen eigentlich nicht aus, hier ein sehr langes, 
vertrauensvolles Gespräch zu führen und es zu dokumentieren. Dies muss eigentlich schon vorher geschehen sein. 
Wenn also keine konkrete Fragestellung besteht oder aber der Kinderarzt keine wirklich langjährige Vertrauensperson 
für das Kind ist, wäre eher die Inanspruchnahme von Erziehungsberatung oder Kinder- und Jugendpsychiatrie/- 
psychotherapie anzuraten. 

An eine Aufnahme in eine Klinik ist zur Abklärung der beschriebenen starken motorischen Unruhe zu denken. Der 
Klinikaufenthalt kann eine Möglichkeit sein, dass Felix dem Einzugsbereich des Freundes der Mutter entzogen ist und 
das weitere Vorgehen in Ruhe abgeklärt werden kann. Auch für die Mutter ergibt sich so die Möglichkeit, sich zu 
orientieren und das weitere Vorgehen zu entscheiden. Anbieten würde sich der Klinikaufenthalt, wenn man sich mit 
den Sorgeberechtigten darauf einigen kann, dass die Verhaltensauffälligkeiten dringend der Behandlung bedürfen, 
dass man sich aber über die Ursachen, insbesondere über den Missbrauchsverdacht uneins ist. So kann der Junge die 
notwendige Behandlung bei einer gegebenen Krankenhausindikation erhalten, während gleichzeitig die andere Frage 
geklärt werden kann. 

Vor Entlassung sind in einem Hilfeplan nach § 36 SGB VIII die weitere Unterbringung von Felix sowie eventuell 
notwendige therapeutische Interventionen zu klären. 

Anzeige bei der Polizei und Strafverfahren 

Die Frage einer Anzeige bei der Polizei muss mit Felix und den Sorgeberechtigten/der Mutter besprochen werden. In 
kindgemäßen Worten muss deutlich gemacht werden, dass eine Strafanzeige nicht zurückgezogen werden kann. 
Meistens besteht keine Zeit, einen Anwalt einzuschalten. Zeitlich ist, falls nötig, die Inobhutnahme vorrangig, wenn die 
Mutter dem Jungen nicht glaubt und ihn nicht schützt. Wenn der Junge dann in der sicheren Situation der 
Inobhutnahme davon überzeugt ist, dass er den Täter anzeigen möchte, sollte er mit Unterstützung der Betreuerinnen 
und Betreuer aus der Inobhutnahmestelle Anzeige erstatten. 

Glaubt die Mutter dem Jungen und wünscht sich auch eine Anzeige des bisherigen Lebenspartners, sollte unmittelbar 
aus dem Gespräch die Polizei informiert und eine Anzeige erstattet werden, sodass die Aussage möglichst wenig 
durch weitere Interventionen und Nachfragen verändert werden kann. 

Entsteht der Verdacht, dass der Täter systematisch vorgeht oder auch andere Kinder missbraucht hat, stellt sich, falls 
die Sorgeberechtigten keine Anzeige stellen möchten, darüber hinausgehend die Frage nach einer Strafanzeige durch 
die Schule. 

Hilfe und Unterstützung für die Mutter 

Der Mutter von Felix sollte zunächst Hilfe in Form von spezifischer Beratung angeboten werden. Hierzu kann sie an 
eine Beratungsstelle verwiesen werden. 

Eine therapeutische Hilfe bedarf einer Indikation, z. B. wenn die Mutter schwer depressiv ist und deshalb ihr Kind nicht 
schützen konnte. Zu einer Therapie ist auch eine Motivation seitens der Mutter notwendig. 
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□ Abb. 43.9 Fortsetzung 
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Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen - Prävention und Intervention für Fachkräfte im 
medizinischen, psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 9 

Übung 10: Interventionsplanung (Beispiel) 

Seite 9 


Information und Dokumentation 

Es ist eine sorgfältige Dokumentation aller Schritte notwendig. Die Lehrkraft, die das Gespräch zwischen den Jungen 
mitgehört hat, sollte hiervon zeitnah ein Gedächtnisprotokoll anfertigen. Die Schulleitung sollte wenn möglich 
unmittelbar vor, spätestens nach dem Gespräch mit Felix über das Gehörte und die Gesprächsergebnisse informiert 
werden. Dies sichert diejenige/denjenigen, der das Gespräch führt, auch in ihrem/seinem Vorgehen ab. Bei einer 
Helferkonferenz sollten alle geplanten Schritte und auch die zugehörigen Verantwortlichkeiten definiert und klar 
festgelegt werden. 

Für alle Schritte, die vom Jugendamt unternommen werden, liegt die Dokumentationspflicht beim Jugendamt. 

Sexuell übergriffiges Verhalten von Felix 

Es muss Felix im Gespräch klargemacht werden, welche Verhaltensweisen nicht geduldet werden. Gleichzeitig könnte 
man ihn auch dazu befragen, warum er dies tut. Sollte sich sein übergriffiges Verhalten nicht ändern, muss über einen 
Schulwechsel nachgedacht und eine therapeutische Hilfe installiert werden. 

Gespräch mit dem Täter 

Begleitet der Lebenspartner die Mutter zum ersten Gespräch in die Schule, muss mit ihm gesprochen werden und er 
muss auch mit dem Verdacht konfrontiert werden. Zunächst muss versucht werden, eine Gesprächssituation 
herzustellen, in der mit der sorgeberechtigten Mutter alleine gesprochen wird. Dabei kann auch darauf hingewiesen 
werden, dass er ja kein Sorgerecht hat, das man gerne im Anschluss dann auch gemeinsam reden und ihn über die 
Inhalte informieren kann. Wird er in diesem Zusammenhang bedrohlich usw., kann direkt das Jugendamt oder die 
Polizei informiert werden. Oft sind solche Situationen sehr angespannt. Deshalb sollten sie immer an relativ sicheren 
Orten mit der Möglichkeit, Kolleginnen zu Hilfe zu holen, durchgeführt werden. Man sollte auch stets Kolleginnen im 
Vorfeld davon informieren, dass solche Gespräche bevorstehen. 

Wenn der Täter das Verhalten eingesteht, sich bereit erklärt die ausgesprochenen Verweise aus der häuslichen 
Wohnung zu respektieren und sich in Therapie zu begeben, sollte ihm ein Beratungsangebot eröffnet werden. Es bleibt 
natürlich dennoch möglich, Strafanzeige gegen ihn zu stellen. Gesteht er die Übergriffe nicht ein, ist es die zentrale 
Entscheidung zunächst der sorgeberechtigten Mutter und des betroffenen Kindes, ob sie Strafanzeige stellen wollen. 

Vorgehen bei Einschüchterung oder Bedrohung von Felix seitens des Täters 

Im Gespräch mit Felix Mutter muss geklärt werden, ob diese Felix schützt, indem sie aus der gemeinsamen Wohnung 
auszieht oder den Freund der Wohnung verweist. Ist dies nicht der Fall, muss das Jugendamt informiert und Felix in 
Obhut genommen werden. Zum Fernhalten von der Schule, Klinikgelände etc. ist zunächst einmal das Hausrecht sehr 
wichtig. Hier kann ein Hausverbot ausgesprochen werden. Dies kann die Institution direkt selbst tun und bei Verstoß 
dagegen auch die Polizei einschalten. Dies wird automatisch dann auch zu einer Strafanzeige wegen sexuellem 
Missbrauchs führen, wenn der verdächtige Partner der Mutter gegen dieses Hausverbot verstößt und die Polizei geholt 
wird, weil dann nachgefragt werden wird, warum die Schule bzw. die Klinik das Hausverbot ausgesprochen hat etc. 

Ansprechen des Themas im Schulunterricht 

Das Ansprechen des Themas »sexuelle Gewalt« im Rahmen des Schulunterrichts ist generell zu befürworten, da 
hierdurch Kindern signalisiert wird, dass das Problem bekannt ist und auch Gesprächsbereitschaft besteht. 

Felix konkreter Fall sollte hier jedoch nicht oder nur nach Rücksprache mit Felix und den Sorgeberechtigten 
thematisiert werden. 
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O Abb. 43.9 Fortsetzung 
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43.12 Übung 11 : Strafanzeige - Pro und 
Kontra 


Die Übung beschäftigt sich mit der Frage nach der Not¬ 
wendigkeit, Angemessenheit und den Konsequenzen einer 
Strafanzeige im Falle eines sexuellen Kindesmissbrauchs. 

43.12.1 Beschreibung 


Die Problematik einer Strafanzeige beschäftigt viele Be¬ 
teiligte im Kontext der Aufklärung und Intervention eines 
Verdachtsfalls von sexuellem Kindesmissbrauch. Der Ge¬ 
setzgeber in Deutschland hat von einer Anzeigepflicht ab¬ 
gesehen und überlässt die Entscheidung einer Strafanzeige 
den Betroffenen. Die Abwägung der Notwendigkeit und 
der kurzfristigen sowie langfristigen Konsequenzen für 
die betroffenen Kinder und Jugendlichen, für die Eltern 
bzw. den nicht missbrauchenden Elternteil sind gründlich 
zu überlegen und führen nicht selten zu schwerwiegenden 
Konflikten. Ziel der Übung ist es, sich aus verschiedenen 
Perspektiven von beteiligten Personen im Abwägungs¬ 
prozess einer Strafanzeige der Problematik zu nähern und 
einen Einblick in die relevanten Entscheidungsaspekte zu 
erhalten. 

43.12.2 Anleitung 


In der Mitte des Raumes ist ein Stuhlkreis mit leeren Stüh¬ 
len aufgestellt. Auf jedem Stuhl liegen Karten mit Perso¬ 
nenbezeichnungen: betroffenes Kind/Jugendlicher, nicht 
missbrauchende Eltern oder ein Elternteil, Mitarbeiterin/ 
Mitarbeiter des Jugendamtes, Mitarbeiterin/Mitarbeiter 
der Beratungsstelle, Mitarbeiterin/Mitarbeiter der Straf¬ 
verfolgungsbehörden (Polizei oder Staatsanwaltschaft), 
Rechtsanwältin/-anwalt von Betroffenen, Familie der Tä¬ 
terin/des Täters sowie leere Karten, die von den Teilneh¬ 
menden beschrieben und als Rolle besetzt werden können. 

Jeder Stuhl sollte von einem Teilnehmenden besetzt 
werden, der die auf der Karte vorgesehene Rolle ein¬ 
nimmt. Es soll eine Diskussion über das Für und Wider 
einer Strafanzeige beginnen. Hier sollen Überlegungen 
zu Pro- und Kontra-Argumenten gemacht werden, auch 
Unsicherheiten bezüglich der Position der eingenomme¬ 
nen Rolle können geschildert werden. Wenn es mehr Teil¬ 
nehmende gibt als Rollen, so verfolgen die übrigen Teil¬ 
nehmenden die Diskussion, ohne sich aktiv zu beteiligen. 
Dafür stehen 20 Minuten zur Verfügung. 

Danach erfolgt eine Plenumsdiskussion dazu, was die 
eigenen Argumente und Gefühle in Bezug auf das Pro 
oder Kontra einer Strafanzeige bei sexuellem Kindesmiss¬ 
brauch sind. Die Kursleitung kann im Plenum folgende 
Frage einsetzen. 


Fragen für das Plenum 

— Wie geht es Ihnen, wenn Sie darüber nachdenken, 
Strafanzeige zu erstatten? 

— Welche eigenen Erfahrungen (beruflich oder 
privat) haben Sie mit Strafanzeigen bei Kindes¬ 
wohlgefährdung gemacht? 

— Was spricht aus Ihrer Sicht für und gegen eine 
Strafanzeige? 

Dafür stehen ebenfalls 20 Minuten zur Verfügung. 

43.12.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

■■ Gesamt: mind. 5 Personen 

Dauer: 

— 40 Minuten 

Materialien: 

— Metaplankarten, auf die die Kursleitung die Rollen 
notiert, die die Teilnehmenden einnehmen sollen 

— Stifte 

43.12.4 Hinweise für die Kursleitung 


Um den Einstieg in den Stuhlkreisdialog zu erleichtern, ist es 
denkbar, ein Fallbeispiel als Grundlage vorzuschlagen oder 
die Teilnehmenden zu fragen, welche Erfahrungen sie in der 
Praxis bereits mit dem Thema Strafanzeige gemacht haben. 

Diese Übung kann auch dadurch variiert werden, dass 
den Teilnehmenden die Möglichkeit gegeben wird, wäh¬ 
rend der Übung die Plätze/Rollen mit anderen Teilneh¬ 
menden zu tauschen. 

Als Grundlage der Übung dienen die Kapitel: 

™ ► Kap. 8 Der Widerspruch zwischen gesprochenem 
Recht und erlebter Gerechtigkeit, wenn Kinder Opfer 
von sexualisierter Gewalt werden (Barbara Kave- 
mann) 

— ►Kap. 23 Die Strafanzeige bei der Polizei und das 
Verfahren vor dem Strafgericht bei sexuellem Kindes¬ 
missbrauch (Claudia Burgsmüller) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

™ Übung 2: Recht und Gerechtigkeit - Paragrafenrefle¬ 
xion (► Abschn.43.3) 

™ Übung 10: Interventionsplanung (► Abschn. 43.11) 
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43.13 Übung 12: Unterstützung für 

betroffene Kinder und Jugendliche 


Durch Rollenspiele anhand eines Musterfalls üben die 
Teilnehmenden, wie sie sexuell missbrauchte Kinder 
und Jugendliche nach Aufklärung eines Missbrauchsfalls 
unterstützen und wie sie dem Kind Angebote im Gespräch 
unterbreiten können. 

43.13.1 Beschreibung 


Nach einem sexuellen Missbrauch können Kinder und 
Jugendliche in vielerlei Hinsicht belastet sein. Wenn Fach¬ 
kräfte in ihrem beruflichen Kontext mit belasteten Kin¬ 
dern/Jugendlichen konfrontiert sind, ist es wichtig, dass 
sie sich über Möglichkeiten der Gesprächsführung bzw. 
mögliche Stolpersteine Gedanken machen und überlegen, 
welche Hilfen und Unterstützungen den Kindern/Jugend¬ 
lichen angeboten werden können. Dabei ist es hilfreich, 
sich in das Kind bzw. die/den Jugendliche/n hineinzuver¬ 
setzen und dessen Sicht zu berücksichtigen. 

43.13.2 Anleitung 


Die anderen zwei Teilnehmenden beobachten die Ge¬ 
sprächssituation und notieren anhand des Feedbackbo¬ 
gens (Arbeitsmaterial 11, □ Abb. 43.11) Punkte, die ihnen 
während des Gesprächs negativ und positiv bezüglich Ge¬ 
sprächsführung, Körpersprache und angebotenen Unter¬ 
stützungsmöglichkeiten auffallen. Das Rollenspiel soll ca. 
10 Minuten dauern, danach tauscht sich die Gruppe 10 
Minuten lang über die erlebte Gesprächssituation aus. 

Das Rollenspiel sollte zweimal durchgeführt werden, 
sodass alle Teilnehmenden einmal aktiv am Rollenspiel 
beteiligt waren. Die Kleingruppen verständigen sich 
eigenständig darüber, wer die jeweilige Fachperson und 
wer Sarah spielt. 

Damit ergeben sich für das Rollenspiel insgesamt 40 
Minuten. 

Nachdem jeder einmal aktiv am Rollenspiel beteiligt 
war, schreibt die Kleingruppe auf Metaplankarten auf, 
welche Stolpersteine sich für die Fachperson in einer sol¬ 
chen Gesprächssituation ergeben können, z. B. was in der 
Gesprächsführung häufig schwerfallen kann, an welchen 
Stellen des Gesprächs Probleme entstehen können etc. 
Diese erarbeiteten Stolpersteine der Kleingruppen werden 
anschließend im Plenum diskutiert und gemeinsam Lö¬ 
sungsansätze erarbeitet. Dafür werden 20 Minuten ver¬ 
anschlagt. 


Die Teilnehmenden werden für die Durchführung des 
Rollenspiels in möglichst berufsgruppengemischte Klein- 
gruppen mit je vier Personen eingeteilt. Ausgangsla¬ 
ge des Rollenspiels ist eine Gesprächssituation mit dem 
fiktiven Fall der 8-jährigen Sarah, die einen sexuellen 
Übergriff erlebt hat (Fallbeschreibung in Arbeitsmaterial 
10, □ Abb. 43.10). Eine Person schlüpft in die Rolle des 
Mädchens, eine Person in die Rolle der Fachperson, die 
in ihrem jeweiligen Arbeitskontext (z. B. als Lehrkraft, als 
Ärztin/Arzt, Therapeutin/Therapeut) mit dem Mädchen 
in Kontakt kommt. Folgende Punkte sollten dabei vor al¬ 
lem beachtet werden. 

Fragen zum Rollenspiel 

— Wie beginnt die Fachperson das Gespräch? Wie 
reagiert sie auf mögliche Sorgen und Ängste? 

— Wie kann die Fachperson Sarah unterstützen? 

Welche Unterstützungsmöglichkeiten kann sie 
Sarah geben/anbieten? 

— Für die Rolle von Sarah: Welche Sorgen, Ängs¬ 
te, Belastungen könnte Sarah zum Ausdruck 
bringen? Wie reagiert Sarah eventuell auf das 
Gesprächsangebot oder andere Unterstützungs¬ 
angebote? 


43.13.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 8 Personen 

— Kleingruppe: je 4 Personen 

Dauer: 

— 60 Minuten 

Materialien: 

— Arbeitsmaterial 10 (□ Abb. 43.10) 

— Arbeitsmaterial 11 (□ Abb. 43.11) 

— Metaplankarten, Stifte 

— Arbeitsmaterial 12 (O Abb. 43.12) 

43.13.4 Hinweise für die Kursleitung 

Ziel dieser Übung ist nicht, eine Muster- oder Standard¬ 
lösung zu erarbeiten, da das Formulieren von Lösungs¬ 
ansätzen nicht verallgemeinert werden kann. Die Punkte 
im Arbeitsmaterial 12 (□ Abb. 43.12) können als Beispiele 
herangezogen und den Teilnehmenden nach der Übung 
ausgeteilt werden. Die Lösungsansätze sind immer situa¬ 
tionsspezifisch und vor dem Hintergrund der eigenen (be- 
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ruflichen und persönlichen) Möglichkeiten und Grenzen 
sowie dem Setting zu sehen, in welchem es zum Kontakt 
kommt. 

Allgemein kann nur empfohlen werden, individuell 
auf jedes Kind zu schauen, es entsprechend seinen Res¬ 
sourcen und Möglichkeiten zu stärken und so gut es geht 
zu unterstützen. Dabei sollten lieber kleine, aber dafür 
realistische, umsetzbare Schritte anvisiert werden. 

Als Grundlage der Übung dienen die Kapitel: 

— ►Kap. 25 Unterstützung für von sexuellem Miss¬ 
brauch betroffene Kinder und Jugendliche (Christine 
Stermoljan, Jörg M. Fegert) 

► Kap. 28 Selbstfürsorge in der Fallarbeit bei sexuel¬ 
lem Missbrauch (Jörg M. Fegert) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgender Übung ver¬ 
binden: 

Übung 14: Elterngespräch - Speed Connecting 
(► Abschn. 43.15) 


43.13.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 10 


Arbeitsmaterial 11 


Arbeitsmaterial 12 


Übung 12: Unterstützung 
für betroffene Kinder 
und Jugendliche (Rollen¬ 
spiel) 

Übung 12: Unterstützung 
für betroffene Kinder 
und Jugendliche (Feed¬ 
backbogen) 

Übung 12: Unterstützung 
für betroffene Kinder 
und Jugendliche (Bei¬ 
spiel) 


□ Abb. 43.10 


□ Abb. 43.11 


□ Abb. 43.12 
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medizinischen, psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 10 

Übung 12: Unterstützung für betroffene Kinder und Jugendliche (Rollenspiel) 

Seite 1 


Fallbeschreibung: Bitte lesen Sie sich den folgenden Beispielfall durch, der die Grundlage für das Rollenspiel ist. 


Fall: Sarah 


Die 8-jährige Sarah wurde vor 10 Wochen zu Beginn der Sommerferien auf 
dem Weg zu einer Freundin von mehreren Jugendlichen überfallen und zu 
sexuellen Handlungen gezwungen. Eine Strafanzeige wurde nicht gestellt, das 
Jugendamt hat sich der tätlich gewordenen Jugendlichen angenommen. 

Sarah ist durch den Missbrauch sehr ängstlich geworden, nachts hat sie häufig 
Alpträume. Sie ist sehr darauf bedacht, nicht alleine zu sein, sie traut sich auch 
nicht mehr, alleine auf die Toilette zu gehen. In Gesprächen und im Unterricht 
wirkt sie wenig aufnahmefähig. 

Sie kommen mit Sarah in Ihrem professionellen Kontext (als 
Lehrerln/Ärztln/Therapeutln etc.) in Kontakt und möchten mit ihr über ihr 
Verhalten sprechen. Von Sarahs Eltern wissen Sie um die Geschehnisse. 


Stellen Sie den Dialog/die Szene zwischen einer Fachkraft (Lehrerln/Ärztln/Therapeutln etc.) und Sarah nach: 

- Wie beginnen Sie das Gespräch? Wie reagieren Sie auf mögliche Sorgen und Ängste? 

- Wie können Sie Sarah unterstützen? Welche Unterstützungsmöglichkeiten können Sie Sarah geben/anbieten? 

- Für die Rolle von Sarah: Welche Sorgen, Ängste, Belastungen könnte Sarah zum Ausdruck bringen? Wie reagiert 
Sarah eventuell auf das Gesprächsangebot oder andere Unterstützungsangebote? 
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O Abb. 43.10 Arbeitsmaterial 10 - Übung 12: Unterstützung für betroffene Kinder und Jugendliche 
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medizinischen, psychotherapeutischen und pädagogischen Bereich 

Arbeitsmaterial 12 

Übung 12: Unterstützung für betroffene Kinder und Jugendliche (Beispiel) 

Seite 1 


Allgemeines: 


- Es ist hilfreich, schwierige Verhaltensweisen von betroffenen Kinder oder Jugendlichen mit ihren Augen zu sehen. 

- Verlässliche, transparente und somit korrigierende und positive Beziehungserfahrungen sowie eine 
vertrauensvolle Atmosphäre, in der Kinder oder Jugendliche auch ihre Sorgen und Ängste mitteilen können, sind 
von grundlegender Bedeutung für deren Stabilisierung. 

- Fachpersonen haben hier demzufolge eine wichtige Funktion für betroffene Kinder und Jugendliche. 

- Es ist wichtig, Grenzen der eigenen Profession und Rollen im Umgang mit sexuell missbrauchten Kindern und 
Jugendlichen anzuerkennen und einzuhalten - Schule oder Hort sind keine Orte für therapeutisches Arbeiten. 

- Wenn in Schulen und Florten ein supportives Milieu geschaffen wird, in dem das Kind Unterstützung finden kann, 
trägt dies sehr viel zur Stabilisierung im Alltag bei. 

- Pädagogen/Pädagoginnen können dazu beitragen, dass die Kinder und Jugendlichen angemessene 
therapeutische Hilfe erhält, indem sie sich vor Ort mit entsprechenden Institutionen vernetzen und die Kinder und 
Jugendlichen und ihre unterstützenden Sorgeberechtigten zur Therapie ermutigen. 

Unterstützungsmöglichkeiten durch pädagogische Berufe: 

- Unterstützung zur Stabilisierung im Alltag geben, z. B. 

- unterstützen, fremd- und eigenschädigendes Verhalten aufzugeben, 

- von Schuld und Scham entlasten, 

- den Betroffenen helfen, eigene Verhaltensweise zu verstehen und zu verändern. 

- Strukturen schaffen, z. B. 

- geregelter und strukturierter Alltag mit immer wiederkehrenden Elementen, 

- Möglichkeiten zum Rückzug geben, 

- Erfolgserlebnisse ermöglichen, 

- klare Sprache mit positiven Formulierungen und kurzen, konkreten Anweisungen. 

Unterstützungsmöglichkeiten durch medizinisch-therapeutische Berufe: 

- Die diagnostische Abklärung muss stets mit großer Sorgfalt und Rücksicht auf die Interessen und Belastbarkeit 
der betroffenen Kinder/Jugendlichen erfolgen. 

- Das subjektive Erleben der oder des Betroffenen sollte im Vordergrund stehen. 

- Anamneseerhebung und Diagnostik sollte das Ziel haben, einen Hilfeprozess für das sexuell missbrauchte Kind 
bzw. den/die Jugendliche/n einzuleiten. 
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O Abb. 43.12 Arbeitsmaterial 12 - Übung 12: Unterstützung für betroffene Kinder und Jugendliche (Beispiel) 
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43.14 Übung 13: Eltern von missbrauchten 
Kindern - Reflexion der eigenen 
Haltung 

Die Übung beschäftigt sich mit der inneren Haltung 
gegenüber Eltern von missbrauchten Kindern und Ju¬ 
gendlichen in der Begleitung und Beratung. 

43.14.1 Beschreibung 


In der Interaktion mit nicht missbrauchenden Bezugsper¬ 
sonen bzw. mit Eltern von missbrauchten Kindern und 
Jugendlichen sind Fachkräfte aus den Bereichen Beratung, 
Begleitung und Therapie der Schwierigkeit ausgesetzt, 
immer auch die eigenen Gefühle im Blick zu behalten 
und eventuelle eigene Vorurteile gegenüber den Eltern 
zu überdenken. Die Bewusstwerdung und Reflexion der 
Gefühlsebene, aber auch der Vorurteile gegenüber nicht 
missbrauchenden Eltern oder anderen beteiligten Bezugs¬ 
personen werden durch die Übung gefördert. 

43.14.2 Anleitung 

Die Übung erfolgt in drei Phasen: Einzelarbeit, Kleingrup¬ 
penarbeit und Plenum. Zur Einzelarbeit machen sich die 
Teilnehmenden zu den in Arbeitsmaterial 13 (□ Abb. 43.13) 
gestellten Fragen bezüglich eines eigenen Falls Notizen. 
Der Zeitrahmen für die Einzelarbeit beträgt 10 Minuten. 

Danach finden sich die Teilnehmenden in Kleingrup¬ 
pen mit 3-5 Personen zusammen und stellen sich die eige¬ 
nen Ergebnisse gegenseitig kurz vor. Jeweils anschließend 
können noch Rückmeldungen zu den Erfahrungen gege¬ 
ben werden, sodass auch die untere Zeile von Arbeitsma¬ 
terial 13 (kollegiale Beratung, □ Abb. 43.13) ausgefüllt wird. 
Für den Austausch in der Kleingruppe sollten 30 Minuten 
eingeplant werden. 

Abschließend werden die Erfahrungen und Ergebnis¬ 
se der Übung im Plenum zusammengetragen. Dabei kann 
auf folgende Fragen eingegangen werden: 

Fragen für das Plenum 

— Was nehmen Sie aus dieser Übung für Ihre beruf¬ 
liche Praxis mit? 

— Was können Sie in Zukunft tun, damit Sie sich 
Ihrer inneren Haltung und möglicher Vorurteile im 
Kontakt mit Eltern und Bezugspersonen von miss¬ 
brauchten Kindern und Jugendlichen bewusst 
sind? 

— Welche Strategien könnten Ihnen helfen, mit Vor¬ 
urteilen umzugehen, damit diese Ihre praktische 
Arbeit nicht negativ beeinflussen? 


Die Plenumsdiskussion dauert ca. 20 Minuten. 

43.14.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 6 Personen 

— Kleingruppe: je 3-5 Personen 

Dauer: 

— 60 Minuten 

Materialien: 

Arbeitsmaterial 13 (□ Abb. 43.13) 

43.14.4 Hinweise für die Kursleitung 

Die Übung setzt voraus, dass die Teilnehmenden bereits 
Erfahrung mit Bezugspersonen von missbrauchten, miss¬ 
handelten oder vernachlässigten Kindern oder Jugendli¬ 
chen gemacht haben. 

Es sollte darauf hingewiesen werden, in der Darstel¬ 
lung der eigenen Fälle die Zeit im Auge zu behalten, da 
sonst mitunter nicht alle Teilnehmenden der Kleingruppe 
an die Reihe kommen. 

Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

— ►Kap. 27 Unterstützung für Bezugs- und Kontaktper¬ 
sonen sexuell missbrauchter Kinder und Jugendlicher 
(Dirk Bange) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgender Übung ver¬ 
binden: 

— Übung 14: Elterngespräch - Speed Connecting 
(► Abschn. 43.15) 

43.14.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 13 Übung 13: Eltern von □ Abb. 43.13 

missbrauchten Kindern - 
Reflexion der eigenen 
Haltung 
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43.15 Übung 14: Elterngespräch - 
Speed-Connecting 

Die Übung ermöglicht durch Rollenspiele den Perspek¬ 
tivenwechsel zwischen den Bezugspersonen von miss¬ 
brauchten Kindern und Jugendlichen sowie verschiede¬ 
nen Akteuren des Kinderschutzes, um Verständnis für 
Belastungsreaktionen zu schaffen und einen interdiszipli¬ 
nären Blickwinkel zu entwickeln. 

43.15.1 Beschreibung 


Die Gespräche mit Eltern von missbrauchten Kindern und 
Jugendlichen stellen sowohl für die medizinisch-psycho¬ 
therapeutischen als auch pädagogischen Arbeitsfelder 
eine Herausforderung in der längerfristigen Begleitung 
nach der Aufdeckung eines Missbrauchs dar. In Kurz¬ 
gesprächen, die zwei Teilnehmende mittels Fallvignetten 
spontan inszenieren und die ohne Beobachtung stattfin¬ 
den, versetzen sich die Teilnehmenden abwechselnd in die 
Fachpersonen- und Elternrolle. Ziel ist es, die Gesprächs¬ 
kompetenz mit belasteten Eltern nach einem Missbrauch 
zu verbessern, indem die Situation aus verschiedenen 
Blickwinkeln und zu verschiedenen Problemstellungen 
praktisch geübt wird. 

43.15.2 Anleitung 


Die Teilnehmenden führen in Gesprächspaaren jeweils 
8-Minuten-Gespräche durch, die eine Fachperson-Eltern- 
Konstellation simulieren. Es werden so viele Stühle wie 
Teilnehmende in zwei sich gegenüb erstehenden Stuhlrei¬ 
hen aufgestellt. Auf jedem Stuhl befindet sich eine Fall¬ 
karte mit einer entsprechend zugeordneten Rolle. Bei den 
Fallpaaren im Arbeitsmaterial 14 (□ Abb. 43.14) gibt es je¬ 
weils eine Version a) und eine Version b) (z. B. 5a und 
5b). Für eine möglichst große Variation der Rollen für die 
Teilnehmenden sollte der gleiche Buchstabe immer auf die 
gleiche Seite der Stuhlreihe gelegt werden. 

Jede/jeder Teilnehmende wählt zu Beginn einen Stuhl 
aus, liest die dortige Fallkarte durch und nimmt diese 
Rolle an. Anschließend kommen die Teilnehmenden mit 
der gegenüb ersitzenden Person, die die zweite Rolle in 
der Fallkonstellation besetzt, ins Gespräch. Die Teilneh¬ 
menden in der Rolle der Bezugsperson/Eltern sollten sich 
in die belastende Situation hineindenken und überlegen, 
welche Probleme und Fragen auftreten könnten. Als pro¬ 
fessioneller Akteur sollte überlegt werden, welche Hilfe¬ 
stellungen oder Informationen und Unterstützungsansät¬ 
ze dem Gegenüber angeboten werden können. 


Die Kursleitung übernimmt das Zeitmanagement für 
alle Gesprächspaare. Die Gesprächssequenz dauert 8 Mi¬ 
nuten. Darauf folgt eine 2-minütige Nachbesprechung der 
Rollenpaare im 4-Augen-Gespräch mit dem jeweiligen 
Gegenüber. 

Anschließend wiederholt sich die Übung, indem die 
Teilnehmenden jeweils einen Stuhl weiter nach rechts rü¬ 
cken und in eine neue Situation mit einem neuen Gegen¬ 
über und einer anderen Rolle schlüpfen. Die Person am 
Ende der Stuhlreihe wechselt an den Anfang der gleichen 
Stuhlreihe. Die Gesprächskonstellationen können 3-4 Mal 
rotiert werden. 

Nach diesem Rollenspiel erfolgt im Plenum die Nach¬ 
besprechung z. B. mit folgenden Fragen: 

Fragen für das Plenum 

— Wie haben Sie sich in den verschiedenen Rollen 
(eigene Berufsrolle/fremde Berufsrolle/Elternrolle) 
gefühlt? 

— Welche Rolle/Situation/geschilderte Problem¬ 
stellung haben Sie aus professioneller Sicht als 
am schwierigsten empfunden? Welche als am 
einfachsten? 

— Was nehmen Sie aus dieser Übung für Ihre prakti¬ 
sche Arbeit mit? 


Für die Plenumsdiskussion sind 20 Minuten vorgesehen. 

43.15.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

— Gesamt: mind. 6 Personen 

Dauer: 

— 60 Minuten 

Materialien: 

— Arbeitsmaterial 14 (□ Abb. 43.14) 

— gegenübergestellte Sitzgelegenheiten 

43.15.4 Hinweise für die Kursleitung 


Spätestens bei der ersten Rotation ist darauf hinzuweisen, 
die Fallkarten am Platz liegen zu lassen und noch einmal 
die Richtungsangabe des Wechsels zu wiederholen. 

Achten Sie beim Aufbau darauf, dass zwischen den 
Stühlen der Stuhlreihe mindestens ein halber Meter Platz 
ist, da sonst der Färmpegel recht hoch und die Konzentra¬ 
tion dadurch beeinträchtigt werden kann. 
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Falls in der Gruppe wenig eigene Fallerfahrung be¬ 
steht, kann es hilfreich sein, die Teilnehmenden vor der 
Übung mögliche Belastungsreaktionen, Schwierigkeiten 
und Verunsicherungen von Eltern, die eventuell als Re¬ 
aktion auf den Missbrauch des Kindes gezeigt werden, 
sammeln zu lassen (z. B. Wut, Scham, Schuldgefühle, 
Hilflosigkeit), damit im Rollenspiel darauf zurückgegrif¬ 
fen werden kann. 

Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

— ►Kap. 27 Unterstützung für Bezugs- und Kontaktper¬ 
sonen sexuell missbrauchter Kinder und Jugendlicher 
(Dirk Bange) 

Die Übung lässt sich thematisch mit folgenden Übungen 
verbinden: 

™ Übung 12: Unterstützung für betroffene Kinder und 
Jugendliche (► Abschn. 43.13) 

“ Übung 13: Eltern von missbrauchten Kindern - Refle¬ 
xion der eigenen Haltung (► Abschn. 43.14) 


43.15.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 14 Übung 14: Elterngespräch DAbb. 43.14 
- Speed-Connecting 
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Fall 1: Laura 


Lehrkraft - Mutter 
1a) Mutter 

Ihre 11 -jährige Tochter Laura wurde über mehrere Monate von Ihrem Nachbarn sexuell missbraucht. 

Als Sie das Klassenzimmer betreten, um Laura von der Schule abzuholen, zankt sich diese gerade mit einer 
Mitschülerin und boxt ihr in den Bauch. Das ist nicht das erste Mal, dass Laura aggressive Ausbrüche hat. Hilflos 
schauen Sie zu. Sie haben Angst, dass Laura nie mehr wieder »normal« sein wird und machen sich schwere 
Vorwürfe, so lange nichts bemerkt zu haben. Sie fühlen sich als schlechte Mutter. Der Lehrer/die Lehrerin, der/die 
eingeweiht ist, tritt an Sie heran und fragt, ob er/sie helfen könne. 

1 b) Lehrkraft 

Die 11 -jährige Laura wurde über mehrere Monate von ihrem Nachbarn sexuell missbraucht. Sie wurden im 
Rahmen einer Helferkonferenz über den Missbrauch informiert. 

Als Lauras Mutter das Klassenzimmer betritt, um Laura von der Schule abzuholen, zankt sich diese gerade mit 
einer Mitschülerin und boxt ihr in den Bauch. Das ist nicht das erste Mal, dass Laura aggressive Ausbrüche hat. 
Hilflos schaut die Mutter zu. Sie gehen zu der Mutter und fragen sie, ob Sie ihr helfen können. 


Fall 2: Sabine 


Mitarbeiterin/Mitarbeiter Jugendamt - Mutter 
2a) Mitarbeiterin/Mitarbeiter Jugendamt 

Sie arbeiten im Jugendamt. Heute haben Sie einen Termin mit der Mutter der 10-jährigen Sabine. Über eine 
Praktikantin an ihrer Schule kam erst vor Kurzem heraus, dass Sabine über einen längeren Zeitraum von ihrem 
Vater missbraucht wurde, immer dann wenn ihre Mutter im Fitnessstudio war. Nun ist es wichtig, dass Sabines 
Mutter ihre Tochter vor weiteren Übergriffen des Vaters schützt. 


2b) Mutter 

Ihre 10-jährige Tochter Sabine zeigt seit Wochen auffälliges Verhalten. Nun hat sie einer Praktikantin in ihrer 
Schule anvertraut, dass Ihr Mann sie mehrmals zu sexuellen Handlungen gezwungen hat, während Sie im 
Fitnessstudio waren. Für Sie ist dadurch eine Welt zusammengebrochen. Wie konnten Sie nur mit so einem Mann 
zusammen und verheiratet sein? Wie konnten Sie nichts merken? Und wie soll es jetzt weitergehen? Eine 
Scheidung können Sie sich einfach nicht leisten, Sie sind nach nur einem Jahr Berufstätigkeit wegen der Kinder 
aus dem Berufsleben ausgestiegen, und dann gibt es ja noch Sabines kleinen 5-jährigen Bruder. Aber Sie können 
doch auch nicht mit diesem Mann zusammenbleiben? Und wo sollten Sie denn überhaupt Arbeit finden? Und was 
passiert so lange mit den Kindern? Sie wollen sich doch gerade jetzt besonders um Sabine kümmern. Sie sind 
völlig verzweifelt. Heute haben Sie einen Termin mit dem Mitarbeiter/der Mitarbeiterin vom Jugendamt, das mit 
dem Fall betraut ist. 
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O Abb. 43.14 Arbeitsmaterial 14 - Übung 14: Elterngespräch - Speed-Connecting 
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Fall 5: Daniel 


Mitarbeiterin/Mitarbeiter Beratungsstelle - Mutter 
5a) Mutter 

Ihr 14-jähriger Sohn Daniel wurde sexuell missbraucht. Der Täter ist ein Betreuer in einem Jugendklub, in den 
Daniel regelmäßig gegangen ist. Seitdem ist der Umgang mit Daniel sehr schwierig, ständig schreit er Sie an und 
schließt sich in seinem Zimmer ein. Sie verstehen ja, dass er das nicht so einfach wegstecken kann, aber Sie 
können doch nun wirklich nichts dafür. Warum ist Daniel auch nicht zu der Uhrzeit heimgekommen, die vereinbart 
war? Kein Wunder, dass etwas passiert, wenn er abends immer der Letzte war, der den Jugendklub verlassen hat. 
Wobei Daniel ziemlich kräftig ist - er hätte sich doch wehren können, verdammt noch mal! Wozu geht er denn 
ständig zu seinen Karatestunden. Weil Sie nicht wissen, wie Sie weiter mit Daniel umgehen sollen, suchen Sie eine 
Fachberatungsstelle auf, die sich auf die Betreuung von Bezugspersonen von sexuell missbrauchten Kindern und 
Jugendlichen spezialisiert hat. 

5b) Mitarbeiterin/Mitarbeiter Fachberatungsstelle 

Sie arbeiten in einer Fachberatungsstelle, die sich auf die Betreuung von Bezugspersonen von sexuell 
missbrauchten Kindern und Jugendlichen spezialisiert hat. Heute hat sich eine Mutter für ein Beratungsgespräch 
angemeldet. 


Fall 6: Martin 


Erwachsenentherapeutin/-therapeut - Vater 
6a) Therapeutin/Therapeut 

Der Vater des 10-jährigen Martins ist bei Ihnen in Behandlung, seit er von dem jahrelangen Missbrauch seines 
Sohnes durch den Stiefgroßvater weiß. Es ist seine zweite Sitzung. 


6b) Vater 

Ihr 10-jähriger Sohn Martin wurde jahrelang durch seinen Stiefgroßvater missbraucht. Durch seine aufmerksame 
Lehrerin wurde der Missbrauch vor Kurzem aufgedeckt. Sie sind enttäuscht, dass sich Ihr Sohn nicht Ihnen 
anvertraut hat. Sie hatten doch so ein gutes Verhältnis zu ihm! Wie konnten Sie nur nicht merken, was los ist? 
Hoffentlich macht das nicht die Runde, wie sieht das denn aus? Ob Martin schwul ist? Mit diesen Gedanken gehen 
Sie zu Ihrem Therapeuten, bei dem Sie in Behandlung sind, seit Sie von dem Missbrauch wissen. 


2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.14 Fortsetzung 
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Fall 7: Marie 


Lehrer-Vater 
7a) Vater 

Ihre 14-jährige Tochter Marie wurde von ihrem Lehrer missbraucht. Daraufhin kam sie in eine neue Schule. Das ist 
nun sechs Monate her. Die Noten von Marie sind schlecht, die Versetzung ist gefährdet. Seit Wochen können Sie 
vor Sorge nicht mehr schlafen, Sie fühlen sich erschöpft und gereizt. Sie bitten den neuen Lehrer um ein Gespräch 
wegen Maries Noten. Da können Sie sich auch gleich mal einen besseren Eindruck von ihm verschaffen, man 
kann doch niemandem mehr trauen. 


7b) Lehrer (männlich) 

Die 14-jährige Marie wurde in ihrer früheren Schule von ihrem Lehrer missbraucht. Seit sechs Monaten ist sie 
in Ihrer Klasse, schafft es aber nicht, mit dem Lehrstoff mitzuhalten, die Versetzung ist gefährdet. Maries Vater hat sie 
deshalb um ein Gespräch gebeten. 


Fall 8: Jakob 


Erwachsenentherapeutin/-therapeut - Mutter 
8a) Therapeutin/Therapeut 

Die Mutter des 7-jährigen Jakobs ist bei Ihnen in Behandlung. Jakob wurde von seinem Fußballtrainer sexuell 
missbraucht. 


8b) Mutter 

Ihr 7-jähriger Sohn Jakob wurde wiederholt von seinem Fußballtrainer sexuell missbraucht. Der Vater eines 
anderen Jungen, der seine Sporttasche in der Kabine vergessen hatte, erwischte den Trainer, als dieser sich allein 
mit Jakob wähnte. Ihr Mann sagt, sie hätte doch bemerken müssen, dass mit Jakob etwas nicht stimmt, immerhin 
sind Sie nachmittags immerzu Hause. Aber der hat ja gut reden, so leicht kann man sich aus der Verantwortung 
ziehen! Nur weil er ganztags arbeitet, heißt das doch nicht, dass er nicht auch für die Erziehung zuständig ist! Sie 
fühlen sich im Stich gelassen und alleine mit der Frage, was Jakob jetzt am besten hilft. Seit Wochen schlafen Sie 
in getrennten Zimmern. In Ihrer heutigen Sitzung mit IhremTherapeuten möchten Sie diese Problematik 
ansprechen. 
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O Abb. 43.14 Fortsetzung 
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Fall 9: Franziska 


Mitarbeiterin/Mitarbeiter Beratungsstelle - Vater 
9a) Vater 

Ihre 16-jährige Tochter Franziska wurde von ihrem Theatergruppenleiter sexuell missbraucht Dabei haben Sie 
auch noch die Theatergruppe ausgesucht, damit Franziska ihre Schüchternheit überwindet. Und obwohl sie immer 
wieder gesagt hat, dass sie dort nicht mehr hin möchte, haben Sie sie immer wieder gedrängt, doch hinzugehen. 
Sie wollten doch nur ihr Bestes! Wie konnten Sie diesen Gruppenleiter nur so falsch einschätzen? In was für einer 
Welt leben wir eigentlich? Sie gehen zu einer Fachberatungsstelle, um mit jemandem über ihre Gedanken zu 
sprechen. 


9b) Mitarbeiterin/Mitarbeiter Fachberatungsstelle 

Sie arbeiten in einer Fachberatungsstelle, die sich auf Bezugspersonen von sexuell missbrauchten Kindern und 
Jugendlichen spezialisiert hat. Heute hat sich ein Vater für ein Gespräch angemeldet. 


Fall 10: Simon 


Ärztin/Arzt - Mutter 
10a) Ärztin/Arzt 

Sie sind niedergelassene Allgemeinärztin/niedergelassener Allgemeinarzt. Eine langjährige Patientin hat sich 
wegen verschiedener Beschwerden einen Termin bei Ihnen geben lassen. 


10b) Mutter 

Ihr 11 -jähriger Sohn Simon wurde von seinem Onkel sexuell missbraucht. Das hat Ihnen komplett den Boden unter 
den Füßen weggezogen. Sie wissen weder ein noch aus und sind völlig überfordert mit der Situation. Sie würden 
Simon so gerne helfen, aber schaffen es selbst kaum, einen normalen Alltag aufrechtzuerhalten. Sie haben 
Albträume, tagsüber ist Ihnen öfter auf einmal schwindlig und Sie können sich auf nichts konzentrieren. Sie lassen 
sich einen Termin bei einem Arzt/einer Ärztin geben. 
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Fall 11: Fabienne 


Lehrkraft - Mutter 
11a) Mutter 

Sie haben 4 Kinder im Alter von 3 bis 15 Jahren. Ihre 15-jährige Tochter Fabienne wurde vor zwei Monaten nach 
einem Diskothekbesuch sexuell missbraucht. Die Situation wächst Ihnen über den Kopf. Zu Hause gibt es ständig 
Streit unter den Geschwistern, Ihr Mann flüchtet sich in die umliegenden Bars und Fabienne hat 
Stimmungsschwankungen, die von totaler Niedergeschlagenheit bis zu aggressiven Tätigkeiten reichen. Sie haben 
keine Energie mehr und wissen nicht, was Sie tun können. Fabiennes Lehrerin/Lehrer bittet Sie und Ihren Mann 
um ein Gespräch wegen Fabiennes Verhalten in der Schule. Außerdem möchte er/sie mit Ihnen auch über Ihren 
12-jährigen Sohn sprechen, die er/sie ebenfalls unterrichtet und deren schulische Leistungen rapide abgesunken 
sind. Bestimmt hat der Lehrer/die Lehrerin schon Ideen, wie es weitergehen kann. Auf seine/ihre Initiative hin kann 
Fabienne ja nun auch endlich bald eineTherapie anfangen. Da Ihr Mann noch immer nicht zu Hause ist, gehen Sie 
alleine zu dem Gespräch. 


11 b) Lehrkraft 

Die 15-jährige Fabienne wurde vor zwei Monaten nach einem Diskothekbesuch sexuell missbraucht. Auf Ihre 
Initiative hin kann sie bald eine Therapie anfangen, die Eltern bekommen ja nichts auf die Reihe. Fabienne stört 
ständig den Unterricht mit unpassenden Kommentaren, ist laut und nervt ihre Mitschülerinnen/Mitschüler. So kann 
es nicht weitergehen! Und die Leistungen des jüngeren Bruders sind ebenfalls rapide gesunken. Kein Wunder bei 
den Verhältnissen zu Hause. Die Kinder tanzen den Eltern völlig auf der Nase rum und machen, was sie wollen. 

Was macht eine 15-Jährige überhaupt so spät noch in der Disco, das würden Sie Ihren Kindern in dem Alter nie 
erlauben. Und jetzt sind die Eltern offensichtlich noch mehr überfordert mit der Situation als sonst. Aber die 
müssen jetzt irgendetwas unternehmen und aktiv werden und sich um Ihre Kinder kümmern! Sie bestellen die 
Eltern zu einem Gespräch. Die Mutter kommt alleine. War ja klar. 


Fall 12: Kristin 


Kinderärztin/Kinderarzt - Vater 
12a) Kinderärztin/Kinderarzt 

Sie sind die Kinderärztin /der Kinderarzt von Kristin, 12 Jahre. Kristin wurde von ihrem Onkel sexuell missbraucht. 
Heute kommt Kristins Vater ohne seine Tochter zu Ihnen in die Sprechstunde. 


12b) Vater 

Ihre 12-jährige Tochter Kristin wurde von ihrem Onkel sexuell missbraucht. Sie zieht sich immer mehr zurück, ist 
teilnahmslos und lässt niemanden an sich ran. Letzte Woche haben Sie gesehen, wie sie im Internet nach 
Schlaftabletten gesucht hat. Sie haben Angst, dass sie sich etwas antut. Sie gehen zu ihrem Kinderarzt, um sich 
Rat zu holen. 
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Fall 13: Missbrauch durch Kollegen 


Schulpsychologin/Schulpsychologe - Lehrkraft 
13a) Schulpsychologin/Schulpsychologe 

Sie sind als Schulpsychologin/Schulpsychologe zuständig für mehrere Schulen des Bezirks. Sie wurden von einem 
Lehrer/einer Lehrerin um ein Gespräch gebeten. Sein/ihr Kollege hat über Wochen eine Schülerin sexuell 
missbraucht. 


13b) Lehrkraft 

Sie arbeiten an einer kleinen ländlichen Grundschule. Vor zwei Wochen kam heraus, dass einer Ihrer Kollegen 
eine Schülerin überWochen sexuell missbraucht hat. Sie haben den Kollegen fachlich immer sehr geschätzt und 
seinen liebevollen Umgang mit den Kindern bewundert. Sie sind völlig schockiert und zweifeln an Ihrer 
Menschenkenntnis. Sie wissen nicht, wie Sie nun dasThema in Ihrer eigenen Klasse aufgreifen sollen, wie Sie den 
Eltern gegenübertreten sollen und wie Sie überhaupt mit den Kindern umgehen sollen. Sie beschließen, sich an die 
Schulpsychologin/den Schulpsychologin Ihres Bezirks zu wenden. 


Fall 14: Julian 


Mitarbeiterin/Mitarbeiter Beratungsstelle - Vater 
14a) Vater 

Seit ein paarTagen wissen Sie, dass Ihr 6-jähriger Sohn Julian von seiner Mutter, Ihrer Ehefrau, sexuell 
missbraucht wurde. Sie verstehen die Welt nicht mehr - dass Ihre Frau so was macht, hätten Sie nie gedacht. Ob 
Mütter überhaupt in der Lage sind, so etwas zu machen? Vielleicht hat sie nur körperliche Nähe gesucht, Sie sind 
ja häufig unterwegs und Ihr gemeinsames Sexleben war in letzter Zeit nicht gerade sehr aktiv. Aber dass Julian sie 
dort anfassen musste, das ist doch pervers! Aber wie soll es denn jetzt weitergehen? Wer soll sich denn um Julian 
kümmern? Sie können sich doch nicht auf unbestimmte Zeit beurlauben lassen. Nun haben Sie sich einen Termin 
bei einer Beratungsstelle geben lassen. Hoffentlich können die Ihnen sagen, was Sie machen sollen. 


14b) Mitarbeiterin/Mitarbeiter Beratungsstelle 

Sie arbeiten bei einer Beratungsstelle, die Unterstützung für sexuell missbrauchte Kinder und Jugendliche und ihre 
Familien anbietet. Heute hat ein Vater bei Ihnen einen Termin. Von Ihrer Kollegin wissen Sie schon, dass er völlig 
aufgelöst war, als er angerufen hat. 
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Kapitel 43 • Übungen zum kollegialen Austausch und Reflexion des professionellen ... 


43.16 Übung 15: Selbstfürsorge in der 
Fallarbeit 


Fragen zur Reflexi 


Die Übung setzt sich mit den eigenen Arbeitsbelastungen 
und Strategien der Selbstfürsorge in der Fallarbeit ausei¬ 
nander und regt die Teilnehmenden zu einer Bestands¬ 
aufnahme und Bewertung der eigenen Psychohygiene so¬ 
wie zum Austausch mit anderen Fachpersonen zu diesem 
Thema an. 

43.I6.1 Beschreibung 


Die Auseinandersetzung mit Fällen von Vernachlässigung, 
Misshandlung und sexuellem Missbrauch emotionalisie- 
ren mitunter stark. Gleichzeitig müssen professionelle Ak¬ 
teure des Kinderschutzes als Kontaktpersonen für Kinder 
und Jugendliche sowie deren Bezugspersonen unterstüt¬ 
zend wirken. Starke eigene Belastungen und Identifikation 
können diesem im Weg stehen. Diese Übung fokussiert 
auf die Thematik der Selbstfürsorge in der Fallarbeit, da¬ 
mit Fachpersonen im Kinderschutz im kollegialen Aus¬ 
tausch ihre eigene Praxis der Selbstfürsorge reflektieren 
und in der Konsequenz sich selbst und betroffene Kin¬ 
der und Jugendliche sowie deren Bezugspersonen besser 
unterstützen können. 

43.I6.2 Anleitung 


Mithilfe von Arbeitsmaterial 15 (□ Abb. 43.15) sollen die 
Teilnehmenden einschätzen, inwieweit sie die aufgeführ¬ 
ten Aspekte von Selbstfürsorge in ihrer Fallarbeit bereits 
gut oder weniger gut umsetzen können. Falls bisher noch 
keine Kinderschutzfälle bearbeitet wurden, kann auch der 
berufliche Alltag generell herangezogen werden. Dazu sol¬ 
len 5 Minuten veranschlagt werden. 

Anschließend stellen sich die Teilnehmenden ihre Er¬ 
gebnisse in Kleingruppen anhand der folgenden Punkte 
vor: 


Fragen zur Reflexion 

— Welchen Punkt können Sie bereits besonders gut 
umsetzen? Welchen Tipp können Sie vielleicht an 
Kolleginnen oder Kollegen weitergeben? 

— Bei welchem Punkt fällt es Ihnen bisher schwer, 
diesen umzusetzen? Welchen »Arbeitsauftrag« 
nehmen Sie hier vielleicht für sich mit? 

— Wo und in welcher Form können Sie sich für die 
Punkte, die Ihnen schwerfallen, Unterstützung 
suchen? Falls Sie im Team arbeiten: Welche Res¬ 
sourcen können Sie und Ihre Kolleginnen oder 
Kollegen sich gegenseitig bieten? 

Im Austausch sammeln die Kleingruppen konkrete Lö¬ 
sungsstrategien für die in den Gruppen als bisher noch 
nicht ausreichend umgesetzten Punkte auf Flipchartpapie- 
ren. Dafür sollten 20 Minuten veranschlagt werden. 

Anschließend präsentieren die Kleingruppen ihre als 
schwierig erlebten Punkte und Lösungsstrategien. Die 
Präsentation und Ergebnisdiskussion nimmt 20 Minuten 
in Anspruch. 

43.16.3 Übersicht 


Teilnehmerzahl: 

™ Gesamt: mind. 6 Personen 

— Kleingruppe: 3-6 Personen 

Dauer: 

— 45 Minuten 

Materialien: 

— Arbeitsmaterial 15 (□ Abb. 43.15) 

— Llipchart, Stifte 

43.16.4 Hinweis für die Kursleitung 

Als Grundlage der Übung dient das Kapitel: 

— ►Kap. 28 Selbstfürsorge in der Pallarbeit bei sexuel¬ 
lem Kindesmissbrauch (Jörg M. Fegert). 

43.16.5 Arbeitsmaterial 


Arbeitsmaterial 15 Übung 15: Selbstfürsorge D Abb. 43.15 
in der Fallarbeit 
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Bitte bewerten Sie: Inwieweit gelingt Ihnen die Umsetzung dieser Aspekte bisher in Ihrer eigenen Fallarbeit/ 
Berufspraxis? Kreuzen Sie an. 


Nr. 

Aspekte der Selbstfürsorge 

Bisherige Praxis 

Rolle © 

© 

© 

1. 

Rollenklarheit üben: »Schuster, bleib bei deinen Leisten.« 




2. 

Adäquate professionelle Distanz schaffen: 

Emotionale Beteiligung reflektieren und starke emotionale Opferidentifikation 
vermeiden, nicht aus Mitgefühl einem unkontrollierten »Helfersyndrom« verfallen. 




3. 

Privatsphäre schützen:Trennung von Arbeit und Freizeit/Partnerschaft/Freund¬ 
schaften: bei professionell erlebtem Leid, ist privat geteiltes Leid nicht halbes Leid, 
sondern die notwendige Distanzierung geht verloren. 




Belastung 

© 

© 

© 

4. 

Eigene Belastung im Blick behalten: z.B. Schlafprobleme, Alkoholkonsum. 




5. 

Eigene Kräfte einteilen: »Kinderschutz ist eine Aufgabe, die langen Atem braucht.« 




6. 

Eigene Bedürfniswelt pflegen: »Wer sich nur aufopfert, kann Opfern kein geeignetes 
Vorbild sein.« 




Fallarbeit 

© 

© 

© 

7. 

Akzeptieren, dass es nicht immer optimale Lösungen gibt: 

Helfendes Handeln birgt immer das Risiko, Fehler zu machen oder zu scheitern - 
unerfreuliche Fallausgänge nicht als persönliches Scheitern erleben, sondern als 

Chance, aus Verläufen zu lernen. 




8. 

Rückschläge/Planänderungen in der Hilfeplanung akzeptieren und flexibel reagieren: 

»Erstens kommt es anders, zweitens als man denkt.« 




9. 

Fähigkeit zur Kompromissbildung pflegen: 

Professionelles Handeln nicht durch Rechthaberei scheitern lassen oder sich durch 
Meinungsverschiedenheiten in der Fallplanung kränken lassen etc. 




10. 

Kollegialen Austausch und professionelle Unterstützung suchen: 

z.B. Fachgruppen, Supervision, Beratung, Coaching. 




Sonstige 

© 

© 

© 

11. 





12. 






© = gute Umsetzung | © = mittelmäßige Umsetzung | © = schlechte Umsetzung 
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Reflektieren Sie auf Grundlage Ihrer Einschätzungen: 



2014 Springer-Verlag Berlin, Heidelberg. Aus: Fegert et al. Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 


O Abb. 43.15 Fortsetzung 
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Missbrauchsskandal 4,6,35 
Missbrauchstäter 110,111,117,131 

- Umgang 283 
Missbrauchsverdacht 161,190 
Missbrauchsvermutung 150,156 

- Missbrauch mit dem Miss¬ 
brauch 34 


- verbaler Hinweis 156 

- Verhaltensweisen 156 
Misshandlung 43 

- bei verschiedenen Behinde¬ 
rungen 411 

- emotionale 44 

- in der Kindheit 81 

- körperliche 44 
Misshandlungsanzeichen 30 
Misshandlungsformen 410 
Mitarbeiterbefragung 289 
Mitbestimmung 305 
Mittäterin 118 
Montessori-Prozess 35 


N 

Nachbereitung von Fällen 288 
Nähe-Distanz-Verhältnis 139 
Narkose 181 
Neben klage 241,242 

- Anwesenheitsrecht 241 
Nichtöffentlichkeit 224 
Norm 

- funktionelle 82 

- kulturelle 82 

- sexualitätsbezogene 374 

- soziale 82 
Nötigung, sexuelle 61 
Notstand 334 
Nullhypothese 197,200 
Nutzen-Risiko-Abwägung 289 


O 

Obhutsverhältnis 56 

- Erziehungs-, Ausbildungs¬ 
oder Betreuungsverhältnis 56 

- zwischen Eltern und Kind 56 
Offenbarungsbefugnis 333-335 
Offenbarungspflicht 180 
Ombudsstelle 302 
Online-Kurs zur Prävention 

von sexuellem Kindesmiss¬ 
brauch 15 

- Präsenzkurse 433 
Online-Kurs zur Prävention von 

sexuellem Missbrauch 5,6,9 
Opfer 78 
Opferbegriff 77 
Opferbelange 240,335 
Opferidentifikation 290 
Opferschutz 70,330,336,427 
Opferschutzrecht 235 


P 

Pädophilie 43,110,111 
Pädophiliebewegung 34 


Partizipation 290 
Partizipationsmöglichkeit 303 
Penetration 44 
Personenschutz 302 
Persönlichkeitsrecht 347 
Persönlichkeitsstruktur, anti¬ 
soziale 111,122 
Pflegschaft 220 
Pflichtverletzung, außerdienst¬ 
liche 345 

Plausibilitätskontrolle 327 
Pornografie 44,119,366,374,377 
Pornografiekompetenz 377 
Pornografiekonsum 97,376,377 
Präferenz, pädophile sexuel¬ 
le 115 

Präferenzstörung 

- präventiver Ansatz 125 

- sexuelle 110,111 
Präferenztat 120 
Prävalenz 45 
Prävention 352,401,427 

- Arbeitsmethoden 353 

- Fortbildungsangebote 355 

- für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderung 414 

- Inhalte 353 

- institutioneile 294 

- Materialien für Fachkräfte 355 

- multiperspektivische 295 

- primäre 352 

- Programme 353 

- sekundäre 352 

- tertiäre 352,415 
Präventionsangebot 352 

- für Eltern 356 

- für Fachkräfte 358 

- für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderung 415 

- für potenzielle Täter 357 

- in Institutionen 359 

- kindzentriertes 352,354 

- selektives 352 

- universelles 352 
Präventionskonzept 297 

- Evaluation 354 

- Grenzen 354 

- Verbreitung 356 

- Wirkung 354 
Präventionsmaßnahmen 295, 

319 

- allgemeine 296 

- spezifische 296 

- Umsetzung 297 
Problemverhalten, sexuelles 384 
Professional Sexual Misconduct 

(PSM) 48 

professionelle Distanz 159 
projektive Technik 175 
Protokollierung 193 
Pseudoerinnerung 190 
Pseudonymisierung 169 
Psychoedukation 264,319 
Pubertät 96 


Q 

Qualitätsmanagement 299 


R 

Rational-Choice-Theorie 118 
Raumstruktur 256 
Rechtsanspruch 

- Beratung 215 

- Beteiligung 215 

- Inobhutnahme 218 

- Sozialleistungen 215 
Rechtsbeistand 241 
rechtsmedizinische Aspekte 182 
Reflexion 290 
Reformpädagogik 36 
Reichsjugendwohlfahrtsge¬ 
setz 31 

Reifefragen 392 
Reifeverzögerung 394 
Resilienz 104 
Risikoanalyse 303 
Risikofaktor 122,385 

- Abhängigkeit 412 

- Alter 105 

- Behinderung 105,412 

- eingeschränkte Kommunika¬ 
tionsfähigkeit 412 

- Geschlecht 104 

- in Institutionen 138 

- Mitarbeiter 139 

- pädagogisches Konzept 140 

- patriarchalische Struktu¬ 
ren 105,106 

- soziale Isolation 105,412 

- Träger und Leitung 139 

- Verhaltensauffälligkeit 105 
Risk-Need-Responsivity 124 
Rollenklarheit 287 
Rückwirkungsverbot 52 
Rufmordkampagne 311 
Runder Tisch Sexueller Kindes¬ 
missbrauch (RTKM) 4,294,324 

- Empfehlungen 6 


S 

Sachverständigengutachten 60, 
224 

Salutogenesemodell 123 
Satzergänzungsverfahren 175 
Scham 91,256,312,313,388 
Schamgefühl 401,403 
Schamgrenzen 368 
Schamkultur 400 
Schlafstörung 150 
Schuld 91,400 
Schuldfähigkeit 131,392 

- Jugendlicher 133 

- Kind 133 


Stichwortverzeichnis 
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K-T 


- Missbrauchstäter 132 

- Prüfung 134 

- verminderte 134 
Schuldgefühle 312 
Schuldkultur 400 
Schuldunfähigkeit 134,392 
Schuldzuweisung 286 
schulpsychologischer Dienst 68 
Schulsozialarbeit 68 

Schutz der Privatsphäre 288 
Schutzfaktor 104,123,137,387 

- Geschwisterbeziehung 106 

- gute schulische/sportliche 
Leistung 105 

- in Institutionen 138,140 

- Selbstbewusstsein 105 

- unterstützende Bezie¬ 
hung 105 

Schwangerschaft 147,151,182 
Schweigegebot 313 
Schweigepflicht 168,180,259, 
326,333,336 

Schweigepflichtsentbindung 152 
Screeningverfahren 176 
Selbstbefriedigung, kindli¬ 
che 370 

Selbstbestimmung, sexuelle 53 
Selbstfürsorge 285 

- Strategien 287 
Selbstregulierungskompe¬ 
tenz 97 

Selbstschutz 312 
Selbstsicherheit, geringe 413 
Sensitivität 88 
Sexting 376 

Sexualaufklärung 364,387,408 

- fehlende 413 
Sexualerziehung 106,363,364, 

368 

Sexualisation 369 
sexualisierte Film-/Fotoaufnah- 
men 44 

sexualisiertes Verhalten 96 
Sexualisierung, traumati¬ 
sche 254 

Sexualität 110,364,365,374 

- Behinderter 408 

- deviante 123 

- erwachsene 369 

- in der Heimerziehung 139 

- jugendliche 96 

- kindliche 93,368,369 

- Sprechen über 369 

- Unterdrückung 106 
Sexualkundeunterricht 377 
Sexualpädagogik 363,364 

- Entwicklung 365 

- gefahrenabwehrpräventi¬ 
ve 367 

- sexualitätsbejahende 367 

- Themen 367 
Sexualstrafrecht 53 

- Schutzaltersgrenze 54 


Sexualstraftat 54,392 

- Altersgrenze 54 
Sexualstraftäter 424 

- Behandlung 124 

- Medikamente 125 

- reisende 424 

- Rückfälligkeit 122 
Sexualtabu 366 

sexuell übertragbare Erkran¬ 
kung 147,151,182 
sexuelle Ausbeutung 423 

- in Deutschland 426 
sexuelle Medieninhalte 373 

- Nutzung im Jugendalter 375 

- pädagogische Auseinander¬ 
setzung 377 

Sexuelle Revolution 33 
sexueller Missbrauch 25,27,34, 
41,43,308,366,408 

- Anamnese 257 

- außerfamilialer 277 

- Beziehungsdynamik 146 

- Definition 42 

- Diagnostik 258 

- durch Beischlaf oder ähnliche 
Handlungen 55 

- durch Bezugspersonen 42 

- durch Frauen 117 

- Folgen 147 

- ganzheitliche Theorie 112 

- Gefahr schwerer Gesundheits¬ 
schädigung 55 

- gemeinschaftlicher sexueller 
Missbrauch 55 

- gesellschaftliche Bewer¬ 
tung 28 

- Hinweiszeichen 145 

- in Beratungs-, Behandlungs¬ 
und Betreuungsverhältnis¬ 
sen 60 

- in der DDR 37 

- in Einrichtungen der katholi¬ 
schen Kirche 36 

- in Institutionen 35,57,139, 
293,307,323 

- in pädagogischen Kontex¬ 
ten 36 

- in reformpädagogischen Ein¬ 
richtungen 36 

- innerfamilialer 277,283 

- Intervention 63 

- Kodierung 260 

- kommerzielle Formen 421 

- körperlicher Befund 179 

- kulturelle Faktoren 397 

- medizinische Diagnostik 30, 
151 

- Mitteilung 187 

- nicht missbrauchende 
Eltern 277 

- Prävalenz 409 

- Prävention 63,351 

- schwerer sexueller Miss¬ 
brauch 54 


- Symptome 151 

- unter Ausnutzung einer Amts¬ 
stellung 60 

- Ursachen 109,112 

- Verdacht 161 

- Vermutung 156 

- Verursacher 109 

- von Jugendlichen 55 

- von Kindern 54 

- von Migranten 399,401 

- von Personen in besonderen 
Abhängigkeitsverhältnis¬ 
sen 58 

- von Schutzbefohlenen 56 

- Widerstandunfähiger 60 
sexueller Übergriff 43,139,308, 

352 

- bei verschiedenen Behinde¬ 
rungen 409 

- in professionellen Abhängig¬ 
keitsverhältnissen 47 

- Intervention 64 

- Inzidenz 45 

- mit Körperkontakt 44,147 

- ohne Körperkontakt 44 

- Prävalenz 46 

- Straftatbestand 52 

- unter Kindern und Jugend¬ 
lichen 383,391 

Skript, sexuelles 97,375 
Sorgerechtsentzug 220 
soziale Integration 387 
Sozialisation, sexuelle 95,364, 
375 

Spermanachweis 182 
Spieltechnik 175 
Sprache 87 
Sprachentwicklung 86 
Sprachstruktur 257 
Spurenmaterialsicherung 183 
Staatsanwaltschaft 70,240 
State-Merkmale 113 
Stigmatisierung 254 
Stimmenhören 150 
Strafanspruch, staatlicher 336 
Strafanzeige 76,152,161,210,346 

- Absehen von einer Anzei¬ 
ge 331 

- vorläufige Zurückstellung 330 
Strafbarkeit sexuellen Verhal¬ 
tens 53 

- Handlungen unterhalb der 
Strafbarkeitsschwelle 53 

- strafbare Handlungen 53 
Strafgericht 70,210 
Strafmündigkeit 392 
Strafrecht 76 

strafrechtliches Sanktionensys¬ 
tem 131 

Strafrechtspraxis 76 
Straftat 349 

- außerdienstliche 345 
Strafverfahren 132,210 
Strafverfolgung 64,69 


- bei sexuellen Übergriffen an 
Behinderten 413 
Strafverfolgungsbehörde 69, 
156,161,329 
Strafvorbehalt 132 
Stressregulation 148 
Suggestionspotenzial 177 
Suizidalität 330 
Suizidversuch 150,259 
Supervision 288,289 
Suspendierung 348 


T 

Tabuisierung 408 
Tabuthema 398 
Täter 

- missbrauchsbegünstigende 
Einstellung 115 

- nicht pädophil-motivierter 111 

- pädophil-motivierter 110 
Täterschaft 112 
Täterstrategie 118,308 

- Drohungen 310 

- Intrigen 309 

- Machtdemonstration 309 

- Manipulation 309 

- Suggestion aktiver Beteili¬ 
gung 310 

- Verführung 309 
Tatkonstellation, innerfamiliä¬ 
re 111 

Tatprävention 335 
Tatverdacht 230 
Teamarbeit 206 
Teamdynamik 312 
Teleiophilie 111 
Temperament 92 
Temperamentsmerkmale 92 
Testverfahren 261 

- projektive 174 

- psychologisches 176 
Therapie 280 

- Evaluation 266 

- Grundsätze 280 

- kulturspezifische Aspekte 404 

- medikamentöse 261 

- Themen 282 
Therapieprozess 281 
Therapievoraussetzung 263 
Transparenz 281,290 
Trauma 252 

Trauma-Diagnose-Instrumen- 
te 261 

Trauma-Narrativ 265 
traumatherapeutische Fortbil¬ 
dungsinstitute 261 
Traumatisierung 148,252,314 

- Retraumatisierung 152,319 

- sekundäre 277 
traumatogener Faktor 254 
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Trennungs- und Scheidungsfa¬ 
milien 105 
Triebtäter 34 


U 

unabhängige Anlaufstelle 303 
Unabhängige Beauftragte zur 
Aufarbeitung des sexuel¬ 
len Kindesmissbrauchs 
(UBSKM) 4,36,324 

- dokumentierte Daten 4 

- Empfehlungen 5 

- Fachkräftebefragung 5 
Unaufgeklärtsein 408 
Unerfahrenheit, soziosexuel- 

le 111 

Unterstützung 77,160,251,278 

- durch Eltern 278 

- für Bezugs- und Kontaktper¬ 
sonen 273 

- für Fachkräfte 318 

- im pädagogischen Alltag 255 

- im Strafprozess 77 

- professionelle 288 
Unterstützungsangebot 78 
Unterstützungssystem, institu¬ 
tionalisiertes 76 

Untersuchung 180 

- Durchführung 181 

- notfallmäßige 181 
Untersuchungsbefund 

- anogenitaler 181 

- beweisender 182 

- normaler 181 
Untersuchungshaft 229 


V 

Verantwortung 205 
Verantwortungsreife 392,393 

- fehlende 393 
Verbesserung des Kinderschut¬ 
zes 6 

Verdacht 158,161,168,204,246, 
316 

- begründeter 161 

- erhärteter 161 
Verdachtsabklärung 161 
Verfahrensbeistandschaft 222 
Vergewaltigung 61 
Verhalten 

- auffälliges 275 

- Ausdrucksverhalten 90 

- Bindungsverhalten 87 

- Explorationsverhalten 87 

- grenzverletzendes 157 

- normales 82 

- sexualisiertes 96,150,256,386 

- sexuell aggressives 384 


- sexuell auffälliges 89,93,96 

- sexuell belästigendes 384 

- sexuell übergriffiges 388 

- sexuelle Neugier 95 

- sexuelles 375 

- von Eltern 278 
Verhaltensauffälligkeit 150,156, 

174,258 

Verhaltensbeobachtung 150 
Verhaltenskodex 342 
Verhaltensstörung, sexuelle 110 
Verhaltenstherapie 148,261 

- traumafokussierte kogniti¬ 
ve 264 

Verletztenbeistand 239 
Verletzung 147,151 

- anale 147,151,182 

- durch Penetration 182 

- genitale 147,151 

- körperliche 157 

- Penisverletzung 182 

- vaginale 182 
Verleugnung 315 
Vermeidung 315 
Vermutung 158,316 

- von Kindern und Jugendli¬ 
chen mit Behinderung 413 

Vernachlässigung 44,410 
Vernehmungsmethode 235 
Vernetzung 63,70,287 
Verschweigen 186,400 
Verschwiegenheit 120 
Vertragspflichtverletzung 344 
Vertrauensgewinn 119 
Vertrauensperson 159,276 
Vertrauensverlust 279 
Vertraulichkeit 302 
Verwarnung 132 
Video-Simultan-Übertra- 
gung 237 

Videoüberwachung 348 
Viktimisierung 116 

- Reviktimisierung 140,402 

- sekundäre 33,286 

- sexuelle 46 

völkerrechtliche Vereinbarungen 
zum Schutz von Kindern vor 
Ausbeutung 422 
Vorgehen 

- Fachkraft 316 

- im Verdachtsfall 326 

- Leitung 317 
Vormundschaft 220 
Vorstrafen 340 


W 

Wahrhaftigkeit 204 
Wahrnehmung 114 
Whistleblowing 342 
Wormser Prozesse 35,196 


Z 

Zeitstruktur 256 
Zeugenaussage 197 

- Bild-Ton-Aufzeichnung 236 

- medizinisch-therapeutischer 
Fachkräfte 234 

- Opferzeuge 232 

- pädagogischer Fachkräfte 232 
Zeugenladung 232 
Zeugenvernehmung 235 
Zeugnis 349 
Zeugnisverweigerungs¬ 
recht 222,228 

- Berufsgeheimnisträger nach 
§ 53 StPO 234 

- Opferzeugen 237 
Zeugniswahrheit 349 
Zusammenarbeit 287 
Zwang 119 


